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natte  aufgenommen  werden  können,  wird  im  nächsten  Jahrgange 

unverkürzt  erscheinen. 


Offene  Geheimnisse  der  Redekunst. 


Unter  der  Redekunst  verstehen  wir  die  Fähigkeit, 
unsere  Gesinnungsweise  oder  unsere  Ansicht  über  einen 
bestimmten  Gegenstand  durch  geeignete  Worte  auch 
in  Andern  zu  erwecken,  gleichsam  den  Strom  unserer 
Gedanken  und  Empfindungen  in  sie  hinüberzuleiten. 
Es  ergibt  sich  daraus,  dass  sie  neben  der  Feder  das 
wirksamste  Mittel  ist,  durch  das  wir  unseren  Ideen 
Ausdruck  und  Verbreitung  geben,  mit  unserer  Persön- 
lichkeit auf  die  Welt  einwirken  können.  Namentlich 
ist  sie  in  politisch  lebendigen  Gemeinwesen  allezeit 
von  grosser  praktischer  Bedeutung,  und  es  kann  daher 
nicht  überraschen,  in  diesem  Buche,  neben  der  Politik 
als  Gegenstand,  auch  gelegentlich  einmal  eine  Be- 
trachtung über  das  Instrument  zu  finden,  durch  das 
sie  gemacht  zu  werden  pflegt.1) 

Es  ist  zwar  von  Seiten  in  der  politischen  Ge- 
schäftsführung bewanderter  Personen  mitunter  die 
Parole  ausgegeben  worden:  «Thaten,  keine  Reden!» 
Genau  besehen  ist  das  aber  doch  nur  ein  Schlagwort, 
indem  politische  Thaten  selten,  am  wenigsten  bei  der 
heutigen  Regierungsweise,  ohne  vorherige  Reden  zu 
geschehen  pflegen.  Ja  noch  mehr,  «s  liegt  darin  ein 
Widerspruch,  denn  dieses   Wort  musste  zuerst  aus- 


»)  Dieser  Vortrag  nimmt  übrigens  einen  Platz  ein,  der  für  einen  Auf- 
satz ans  einer  andern  Feder  reservirt  war. 

1 


gesprochen  werden,  damit  diese  That  darauf  folgen 
könne;  es  ist  selbst  nichts  anderes  als  eine  kleine, 
auf  Wirkung  wohlbereehnete  Rede.  Demgemäss  ist 
auch  nicht  wahr,  was  Faust  behauptet;  im  Anfang 
ist  niemals  die  That,  sondern  der  individuellen  und 
Völkerentwicklung  entspricht  es,  dass  zuerst  das  halb- 
bewusste  Gefühl,  sodann  der  Gedanke  besteht,  hierauf 
das  erklärende  und  befreiende  Wort  folgen  muss  und 
aus  diesem  erst  die  kräftige  That  entspringt. 

Geheimnisse  nennen  wir  die  hier  folgenden, 
vorwiegend  auf  eigener  Erfahrung  beruhenden  Erör- 
terungen desshalb,  weil  es  doch  sehr  viele  tüchtige 
Menschen  gibt,  denen  das  richtige  Verständniss  für 
den  mündlichen,  öffentlichen  Vortrag  entweder  wirklich 
abgeht,  oder  die  wenigstens  glauben,  sie  seien  nicht 
im  Stande,  in  einer  grösseren  Versammlung  Gedanken 
zu  äussern,  die  ihnen  ganz  klar  sind,  wobei  sie  dann 
unter  dem  Drucke  dieses  vermeintlichen  Mangels  em- 
pfindlich leiden.  Offene  Geheimnisse  aber  sind  es,  weil 
es  lauter  einfache  Regeln  sind,  die  der  gesunde  Men- 
schenverstand, ja  bei  vielen  Menschen  schon  das  unbe- 
wusste  natürliche  Taktgefühl  mit  sich  bringt  und  von 
denen  auch  alsbald  Jedermann  überzeugt  wird,  sobald 
sie  nur  einmal  von  Jemand  ausgesprochen  worden.') 

Wir  glauben  demnach,  dass  der  gute  öffentliche 
Vortrag  eine  Kunst   ist,   die   gelernt  werden   kann, 

')  Voratugesetit.  dass  er  es  wirklieb  werden  will.  Dies«  Ist  wesent- 
ch  zum  Verständniss.  Es  gibt  nuch  mehr  snlehor  eflenen  Geheimnisse 
nter  uns.  die  ganze  soziale  Frage  gehört  z.  B.  zu  einem  erheblichen  Thclle 
szu.    1,'ehrlgens  wollen  wir  damit  nicht  bestreiten,  dass  es  ein  angeborncs 

alent  bedarf  der  Ueucrlcgimg  und  Zügelung,  oft  sogar  noch  mehr  als  eine 
Tingerc  Begabung;.  Auch  die  entgegen  gesetzte  Begabung  der  .schweren 
nuge"  Ist  thatsäehilch  vorhanden  und  hantig  erblich,  nie  berühmtesten 
elspiele  hieflir  sind  Mutes  und  Demos  thenes,  die  dessenungeachtet  in 
>atereu  Jahren  durch  die  Tiefe  Ihres  Oedankcnreiehthuins,  Willensstärke 
]d  rebung  grosse  Redner  gewerden  sind.  11er  erste  Punkt  war  aber  der 
e»fiLilie liste,  ohne  den  die  beiden  andern  wenig  genützt  haben  würden. 
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nicht  bloss  eine  angeborne  Naturgabe,  und  dass,  wenn 
auch  die  Naturanlage,  wie  bei  jeder  Geschicklichkeit, 
erleichternd  oder  erschwerend  mitwirkt,  es  doch  jedem 
nicht  geradezu  unbegabten  Menschen  möglich  ist,  wenn 
nicht  ein  besonders  guter,  so  doch  ein  sehr  brauchbarer 
Redner  zu  werden,  wenn  er  nur  die  dazu  absolut  er- 
forderlichen Voraussetzungen  sich  einmal  klar  macht 
und  einige  leicht  zu  vermeidende  Unarten  ablegen 
will. 

Bei  Weitem  die  Hauptsache  bei  jeder  Art  von  Rede 
ist  die  innere  Ueberzeugung,  die  volle  innere 
Einheit  des  Redners  mit  dem  Worte,  das  er 
spricht.1)  Wo  der  Vortragende  etwas  sagt,  das  er 
selbst  nicht  glaubt,  oder  von  etwas  redet,  das  er  nicht 
recht  weiss,  sondern  sich  nur  etwa  zum  Zwecke  dieses 
Vortrags  augenblicklich  und  künstlich  angeöignet  hat. 
da  fehlt  ihm  die  eigene  innere  Angeregtheit 
und  gleichzeitige  geistige  Sicherheit  und  Frei- 
heit, die  zusammen  wesentlich  den  Redner  ausmachen. 
Innere  Wahrheit  —  Ueberzeugung  des  Redners  —  ist 
das,  was  bei  jeder  Art  von  Reden  den  Eindruck  her- 
vorbringt und  wofür  selbst  die  ungelehrtesten  der  Zu- 
hörer  ein   untrügliches  Gefühl    besitzen.8)    Daher   ist 

*)  Das  sagt  uns  schon  Cicero  in  seiner  Schrift  „De  oratore",  die  neben 
derjenigen  von  Quintillan  „De  institutione  oratoria"  das  für  unsere  Ver- 
haltnisse Zweckmässige  ist,  was  uns  das  Alterthum  über  diesen  Gegenstand 
an  Belehrung  hinterlassen  hat.  Auch  das  wunderschöne  Gespräch  Dante'* 
mit  Forese  (im  24.  Gesang  des  Purgatorio,  kommt  zu  diesem  Schlüsse : 

„Ich  seh1,  Ihr  lasset  nur  die  Liebe  walten 

Und  Eure  Feder  folgt,  wie  sie  gebeut 

Wir  aber  Hessen  sie  nicht  also  schalten. 

Wer,  Beifall  suchend,  keck  sich  überbeut, 

Gibt  Schwulst,  statt  dess,  was  die  Natur  verliehen 

Dem  Hanch  der  Liebe  lausch'  ich  sinnend, 

Was  s  l  e  mir  vorspricht,  nehm'  ich  wahr 

Und  schreib1  es  nach,  nichts  aus  mir  selbst  ersinnend/ 

*)  Schon  die  Kinder,  welche,  wie  in  manchen  sonstigen  Fällen,  wahre 
Modelle  für  die  Art  und  Weise  sind,  wie  das  Volk  denkt  und  fühlt,  wollen 
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die  erste  Regel  für  Redner  die:  Man  soll  nur  das 
sagen,  was  man  glaubt  oder  weiss,  was  man  mithin 
ohne  alle  eigene  innere  Unsicherheit,  die  stets  bemerkt 
wird,  aussprechen  kann.1) 

Nicht  ungewöhnlich  wird  sich  mit  einer  solchen 
vollständigen  Ueberzeugung  auch  das  Bedürfniss 
verbinden,  dieselbe  auszusprechen.  Der  Mensch  ist 
ein  von  Natur  geselliges  Geschöpf,  auf  Verkehr  mit 
Seinesgleichen  und  Austausch,  nicht  Verschluss  seiner 
Gedanken  und  Gefühle  angewiesen.  —  Was  ihn  innerlich 
recht  bewegt,  das  muss  er  aussprechen  und  dieses 
Müssen  ist  es,  was  ihm  am  allerehesten  über  die  bei 
allen  gutgearteten  Menschen  vorhandene  natürliche 
Schüchternheit  hinweghilft.8) 

Wer  also  nicht  nöthig  hat  öffentlich  zu  reden, 
durch  Amt  und  Beruf,  und  auch  keinen  innern  Drang 
dazu  spürt,  welcher  auf  der  redlichen  Ueberzeugung 
beruht,  dass  man  etwas  zu  sagen  habe,  das  einen  ge- 
wissen Werth  für  die  Umgebung  besitzt,  der  hüte  sich 


stets  „wahre"  Geschichten  hören  und  nur  der  Erzähler  befriedigt  sie.  der 
vollständig  von  seinem  Gegenstand  hingerissen  und  Überzeugt  zu  sein  scheint. 
Für  Ironie  haben  sie  meistens  glücklicherweise  gar  kein  Verständniss. 

>)  Das  wird  man  immer  mit  einer  relativen  Leichtigkeit  aussprechen. 
Die  Schwierigkelten  kommen  erst  da,  wo  das  „Studirte"  der  Reden  beginnt. 
Ein  berühmter  Dichter,  Milton,  sagt  daher  kurzweg,  die  ächte  Redekunst 
habe  überhaupt  keinen  andern  Ursprung  als  die  ernste  und  herzliche  Liebe 
zur  Wahrheit. 

*)  Hinter  angeblichem  „Nicht  reden  können u  steckt  manchmal  das 
„Keine  rechten  geistigen  Interessen  haben-  oder  nur  solche,  von  denen 
man  nicht  reden  darf.  Die  schweigsamsten  Leute  werden  oft  merkwürdig 
beredt,  weun  etwa  von  neuen  Steuern,  oder  von  Abschaffung  gewisser 
Vorthelle  die  Rede  ist.  Von  irgend  einem  bedeutenden  Gegenstand  mensch- 
licher Bestrebungen  erfüllt  sein,  in  irgend  einer  Armee  des  Fortschrittes 
Dienste  nehmen,  das  ist  das  beste  Mittel  nicht  allein,  um  ein  zufriedener, 
sondern  auch,  um  ein  nicht  allzu  verschlossener  Mensch  zu  sein.  Daher 
HRgt  der  Apostel  Paulus:  «Ich  glaube,  darum  rede  ich."  Der  Prediger 
Theremin  nennt  sogar  (übrigens  nicht  ohne  Vorgänger  in  dieser  Sentenz) 
die  wahre  Beredsamkeit  eine  Tugend.  Es  ist  dies  zwar,  wörtlich  genommen, 
eine  rebertrelbung,  aber  es  liegt  darin  ein  wahrer  Gedauke,  nämlich : 
jeder  Redner  wird  durch  den  Besitz  derjenigen  Tugend,  die  gewlsser- 
massen   zu  seinem  Metier  gehört,  erst  ein  guter  Redner,  der  Jurist  durch 
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im  Ganzen  vor  öffentlichem  Reden.  Es  würde  ihn 
weit  eher  innerlich  verderben  als  vorwärts  bringen.1) 

Wer  aber  diesen  innern  Beruf  hat,  dem  sehr  häufig 
der  äussere  folgen  wird,  der  hat  die  Hauptsache  dessen, 
was  zum  Redner  gehört,  er  bedarf  bloss  noch  einiger 
Ueberlegung  zunächst  und  sodann  der  Uebung, 
um  sich  vollständig  auszubilden.  Mit  solchen  <prä- 
destinirten»  Rednern  sprechen  wir  weiter. 

Der  Ausgangspunkt  ist  der:  Bleibe  natürlich, 
aber  verbessere  deine  Natur  da,  wo  sie  es 
bedarf.  Wolle  also  nicht  im  Geringsten  durch  die 
Rede  irgend  etwas  scheinen,  was  du  nicht  bist.  Rede 
Individuell,  niemals  mit  Nachahmung  irgend  eines 
Andern,  sondern  stets  im  vollsten  Ausdruck  der  ei- 
genen Persönlichkeit.*)  Auch  alles  sonstige  Gesuchte 
soll  vermieden  werden,  beispielsweise  eine  übermässige 
Bescheidenheit  (die  überhaupt  im  Leben  gewöhnlich 
das  innere  Gegentheil  verräth)  etwa  in  Ausdrücken 
wie:  «das  Unbedeutende,  was  ich  vorzutragen  habe», 
oder  in  der  Versicherung  «tiefgefühlten  Dankes»  am 
Schlüsse  «  für  die  Geduld  und  Nachsicht,  mit  der  man 
angehört  worden  sei,»  und  dergleichen  öfter  vorkom- 
mende, unwahre  Redensarten,  die  auch  Niemand  wirk- 
lich für  Ernst  ansieht.8) 


8inn  für  Gerechtigkeit,  der  Gelehrte  durch  Wahrhaftigkeit,  der  Geistliche 
durch  Gottes-  und  Menschenliebe.  Ein  genusssüchtiger,  geiziger,  neidi- 
scher, eitler  Pfarrer  z.  B.  könnte  nie  ein  ächter  Redner  werden.  —  In 
diesem  Sinne  sagt  Cicero,  er  habe  sich  nicht  in  den  Rhetorenschulen,  son- 
dern in  der  philosophischen  Schule  der  Akademie  zum  Redner  ausge- 
bildet: „fateor  me  oratorem  non  ex  rhetorum  officinis  sed  ex  academtse  spatiis 
extitisse*. 

l)  Zwischen  Reden  und  Sprechen  ist  eben  ein  grosser  Unterschied. 
Die  Franzosen  haben  dafür  ein  beneidenswerth  kurz  ausgeprägtes  Wort: 
,Dyi  des  personnes  qnl  parlent  toujonrs  et  ne  dlsent  Jamais  rlen.* 

*)  Nichts  ist  z.  B.  verfehlter,  als  wenn  ein  von  Natur  etwas  trocken 
Angelegter  Verstandesmensch  plötzlich  pathetisch  zn  sprechen  anfängt. 

*)  Ein  klassisches  Beispiel  enthält  der  Eingang  einer  akademischen 
Antrittsrede  der  Berner  Akademie  aus  dem  Jahr  1809  mit  folgenden  Worten : 
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Eine  besondere  Marotte  einiger  Redner  ist  es,  um 
jeden  Preis  unvorbereitet  scheinen  zu  wollen,  wo 
sie  es  nicht  sind.  Es  ist  keine  Schande,  vorbereitet 
zu  sein,  wenn  auch,  wie  wir  noch  sehen  werden,  nicht 
immer  zweckmässig.  Wesshalb  also  den  Zuhörer  da- 
rüber täuschen  wollen?1) 

Manche  Personen  haben  die  üble  Gewohnheit,  vor- 
zugsweise witzige  Reden  halten  zu  wollen,  während 
sie  doch  von  Natur  nicht  witzig  sind.  Der  Witz  ist 
gänzlich  eine  freie  Gottesgabe.  Wer  sie  nicht  hat, 
soll  sie  nicht  suchen  und  namentlich  nicht  etwa  in 
blossen  Wortpointen  suchen,  in  der  Weise,  wie  sie 
besonders  in  der  Umgegend  der  deutschen  Reichshaupt- 
stadt gedeihen.  Witze  sind,  wie  das  Sprüchwort  sagt, 
Blitze,  man  könnte  auch  mit  Laboulaye  sagen  «ein- 
zelne Sonnenstrahlen»,  rasch  und  leicht  im  Augenblick 
aufleuchtende  Gedanken.  Wer  dagegen,  wie  jener  Pro- 
fessor, an  den  Rand  des  Kollegienheftes  schreiben 
muss:  «Hier  pflege  ich  gewöhnlich  einen  Witz  zu  ma- 
chen», der  sollte  es  lieber  bleiben  lassen. 

Ganz  in  die  nämliche  Kategorie  wie  der  Witz  ge- 
hört die  Anekdote,  namentlich  die  selbsterlebte.  Sie 

„Wenn  ich  durch  ein  wahrhaft  all  zugrosses  und  unverdientes  Zutranen  zu 
der  Stelle  eines  Prorektors  der  Akademie  berufen,  mich  kaum  von  der 
ernten  magischen  Ueberraschung  einigermassen  sammle  und  mit  schüch- 
ternem Blick  mich  in  einer  so  ganz  neuen,  bo  ganz  unerwarteten  Stellung, 
die  in  jeder  Hinsicht  über  mich  und  meine  Kräfte  ist,  umzusehen  anfange, 
bedarf  es  da  wohl  einer  Versicherung,  dass  mir  auf  Augenblicke  der 
Muth  entsinkt,  dass  ich  die  ganze  Kraft  des  Willens  gegen  mein  eigenes 
banges  Gefühl  aufbieten  muss?" 

*)  Gewöhnlich  fängt  ein  solcher  Redner  etwa  mit  den  Worten  an: 
„Unvorbereitet  wie  ich  bin."  Das  ist  fast  immer  nicht  wahr.  Einen  ebenso 
peinlichen  Eindruck  macht  das  Manuskript  im  Hute,  das  man  zuweilen, 
z.  B.  bei  Leichenreden,  sieht,  aber  nicht  sehen  sollte.  Vollends  naiv  ist 
es,  so  zu  verfahren,  wie  einst  ein  Landammann  In  Banz,  der  zuerst  seine 
Wahl  (welcher  eine  Antrittsrede  zu  folgen  hat)  mit  dem  grössten  Erstaunen 
aufnahm  und  mit  den  höchsten  Versicherungen  erklärte,  an  diese  Ehre 
niemals  im  Traume  gedacht  zu  haben,  endlich  aber,  dem  ungestümen 
Drängen  seiner  Mitbürger  nachgebend,  seine  Antrittsrede  aus  der  Tasche 
zog  und  ablas. 
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hat,  wenn  sie  zutreffend  ist,  einen  Werth  als  Beweis- 
mittel für  das  Gesagte,  das  dem  Zuhörer  die  Sache 
deutlicher  macht;  besteht  aber  eine  Rede  aus  lauter 
solchen  Geschichtchen,  so  hinterlässt  sie  leicht  einen 
zu  wenig  ernsten  Eindruck. 

Ebenso  wenig  passt  in  den  mündlichen  Vortrag  ein 
übermässiger  gelehrter  Apparat.  Nichts  ist  lang- 
weiliger anzuhören  als  eine  Reihe  abgelesener  Bücher- 
titel, oder  die  Citation  einer  Menge  würdiger  Autoren, 
deren  Verdienste  den  meisten  der  Zuhörer  wahrschein- 
lich unbekannt  sind. 

Ein  einem  besondern  Stande  angehörender  Fehler 
gegen  die  Natürlichkeit  ist  der  sogenannte  Kanzel - 
ton.  Es  ist  dies  jener  eigenthümliche  Tonfall,  wie  er 
nur  bei  geistlichen  Rednern  vorzukommen  pflegt.  Der 
nämliche  Pfarrer  redet  ganz  anders  schon  bei  der  Kin- 
derlehre, vollends  gar  bei  einem  Toast,  oder  in  einer 
Bürgerversammlung.  Bedarf  der  geistliche  Gegenstand 
der  Rede  wirklich  eines  andern  Tons  als  der  geistige  ? 
Oder  liegt  darin  nicht  vielmehr  die  Aufforderung  an 
den  Zuhörer,  den  Pfarrer  auf  der  Kanzel  von  dem 
Menschen  im  Leben  zu  unterscheiden  und  anzunehmen, 
er  würde  vielleicht  ganz  anders  reden,  sobald  er  seinen 
«natürlichen»  Ton  annehmen  dürfte  oder  müsste.  *) 


')  Das  katholische  Volk  unterscheidet  bekanntlich  den  Priester 
von  dem  Menschen  and  es  gibt  (namentlich  im  Luzerner  Gebiet)  eine  Re- 
densart: „Das  heilige  Amt  in  die  Kirche  gestellt*4,  ist  der  Pfarrer  im 
Uebrigen  dies  und  jenes.  Viele  Protestanten  denken  genau  so.  Sie 
finden  es  sogar  durchaus  am  Platze,  wenn  der  Pfarrer  auf  der  Kanzel 
mehr  glaubt  als  im  freundschaftlichen  Gespräch.  Der  Ausdruck 
dieser  Differenz  ist  der  Kanzel  ton.  Auch  die  geistliche  Rede  soll 
vollkommen  natürlich  und  ohne  alle  andere  Emphase  sein 
als  die,  welche  eine  bei  dem  Redner  vorhandene  Begeisterung  für  den  hohen 
und  edlen  Gegenstand  der  Rede  mit  sich  bringt.  Etwas  thut  übrigens  in 
der  That,  wie  t'heremin  entschuldigend  bemerkt,  die  Kanzel  selbst  dazu,  die 
in  den  meisten  Fällen  zu  hoch  und  von  dem  Publikum  zu  weit  entfernt  ist 
so  dass  der  Redner  in  gar  keinem  rechten  Kontakt  mit  demselben  steht. 
Der  gleiche  Redner  redet  anders,  wenn  er  sich  auf  ebener  Erde  befindet. 
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Die  Herren  Geistlichen  stehen  übrigens  in  diesem 
ihnen  öfters  begegnenden  Verstösse  gegen  die  Natür- 
lichkeit keineswegs  allein.1)  Er  findet  sich  auch  häufig 
in  Grabreden,  die  von  Weltleuten  gehalten  werden, 
wobei  sie  gröblich  gegen  die  Wahrheit  und  innere 
Ueberzeugung  reden.  Ein  solches  bloss  formales  Todten- 
opfer  kann  nie  eine  wirksame  Rede  sein. 

Ebenso  kommt  dergleichen  vor  bei  juristischen 
Kriminalvertheidigungen,  besonders  vor  den 
Geschwornengerichten,  wo  Anfanger  in  der  Vertheidi- 
gungskunst  oft  eine  Rührung  über  die  Schicksalsschläge 
ihres  Klienten  und  eine  tiefe  Bekümmerniss  um  das 
Loos  seiner  Angehörigen  an  den  Tag  legen,  die  ihnen 
sonst  im  Leben  nicht  eigen  ist.*) 

Die  rechte  Natürlichkeit  in  der  Sprache  hält 
stets  die  richtige  Mitte  zwischen  dem  Trivialen 
und  dem  gesucht  Pathetischen.  Denn  einerseits 
erfordert  es  der  Respekt,  den  der  Redner  vor  dem 
Zuhörer  haben  muss,  dass  er  ihn  nicht  mit  blossen 
Gemeinplätzen  oder  in  einer  trivialen  Ausdrucks  weise 
anrede,  die  immer  ein  Urtheil  über  den  Zuhörer  enthält. 
Eine  Rede  wird  um  so  besser  sein,  je  höher  der  Redner 
von  seinen  Zuhörern  denkt,  und  man  darf  in  dieser 
Hinsicht  im  Allgemeinen  wohl  sagen,  er  sollte  sich 
eigentlich  stets  in  den  Gedanken   hineinversetzen,  zu 


')  Dieselben  sind  überhaupt  nicht,  wie  aus  ihrer  mehrfachen  Anführung 
geschlossen  werden  könnte,  besonder*  grosse  Sünder  gegen  die  geheiligten 
Gesetze  der  Redekunst.  Aber  sie  haben  die  ganz  besondere  Pflicht 
und  auch  die  beste  und  beständige  Gelegenheit,  dieselbe  zu  üben,  und 
thun  ihrem  Amte  grossen  Eintrag,  wenn  sie  dies  aus  Bequemlichkeit  oder 
aus  Mangel  an  Aufmerksamkeit  zu  sehr  vernachlässigen. 

J)  Man  bat  in  England  für  diese  Art  von  Beredsamkeit,  die  das  stei- 
nerne Herz  der  Geschwornen  mit  Gewalt  bezwingen  soll,  einen  eigenen 
technischen  Ausdruck,  hergenommen  von  dem  Sitze  eines  solchen  Haupt- 
schwurgerichtshofes in  London;  man  nennt  sie  „Old-Balley-Beredsamkeit". 
8ie  ist  mit  grosser  Vorsicht  anzuwenden,  da  ihr  ein  bereits  eingewurzeltes 
Misstrauen  der  Richter  entgegensteht. 
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der  ganzen  gebildeten  Menschheit  zu  reden  und  immer 
das  Beste  geben,  was  er  überhaupt  hat.1) 

Dagegen  ist  andrerseits  heutzutage  der  vorzugs- 
weise Geschmack  am  Pathos  der  Rede,  der  zu  Anfang 
des  Jahrhunderts  und  bei  uns  bis  in  die  Dreissiger 
Jahre  hinein  vorherrschte,  fast  gänzlich  abhanden  ge- 
kommen. Die  Redner  der  französischen  Revolution, 
Vergniaud,  Gensonne,  Mirabeau,  würden  auf  uns  den 
Eindruck  nicht  mehr  machen,  den  sie  auf  ihre  Zeit- 
genossen hervorbrachten.  Wir  sind  um  ein  Jahrhundert 
älter  geworden  und  jetzt  eher  geneigt,  das  Urtheil  eines 
spätem  Franzosen  zu  unterschreiben,  welcher  von 
ihnen  sagt:  «leur  eloquence  etait  theätrale  comme  leur 
liberte.»  *) 

Mit  der  Forderung  einer  edlen  Natürlichkeit  — 
so  wollen  wir  uns  also  ausdrücken  —  hängen  zu- 
sammen einige  Dinge,  die  als  üble  Gewohnheiten 
zu  bezeichnen  sein  werden,  obwohl  sie  im  Grunde 
lauter  Verstösse  gegen  eine  natürliche  Redeweise 
und   Betrachtungsweise    der   Dinge    sind,    die    durch 

>)  Schopenhauer  sagt  sehr  richtig ,  wer  nachlässig  schreibe,  zeige, 
dAfts  er  selbst  seinen  Gedanken  keinen  Werth  (beilege.  Das  gilt  auch  vom 
Beden. 

J)  Noch  weniger  würden  wir  an  Burke  Geschmack  finden,  der  seine 
pathetischen  Reden  ablas  und  dabei  gelegentlich  einmal  einen  Dolch  vor 
das  Parlament  schlenderte.  —  Es  ist  übrigens  merkwürdig,  dass  diese  Op- 
position gegen  die  theatralische  Beredsamkeit  schon  in  der  damaligen  Zeit 
zuweilen  ihren  klassischen  Ausdruck  fand,  sogar  in  Kreisen,  bei  denen  man 
dies  nicht  voraussetzen  würde.  Das  bekannteste  Beispiel  ist  das  Wort  von 
8aint  Just,  das  er  seinem  Kollegen  Robespierre  zuwarf,  welcher 
der  Hauptredner  dieser  theatralischen  Gattung  war  und  besonders  gerne 
in  pathetischem  Tone  von  seinem  gewissen  „Etre  supreme-,  seiner  ei- 
genen Erfindung,  zu  reden  pflegte:  „fy>bespierre,  avec  ton  Etre  supreme, 
tu  commences  a  m'embßter."  —  Die  vorzugsweise  pathetischen  Redner  kom- 
men heute  nur  noch  bei  den  romanischen  Völkern  vor,  z.  B.  Castelar,  Gam- 
betta,  Crispi,  Nicotera,  Tajani.  In  England  dagegen  wäre  jetzt  eine  Rede- 
weise wie  diejenige  Burke's  ganz  unmöglich.  Ebenso  würden  bei  uns  s.  Z. 
berühmte  Redner,  wie  Regiernngsrath  Waller  von  Aargau,  das  Ohr  der 
Versammlungen  nicht  mehr  besitzen.  Die  letzten  bedeutenden  Redner 
dieser  altern  Art  waren  Gaudenz  von  Salis  in  Graubünden  und  .der  Trau- 
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Ueberlegung  beseitigt  werden  können.  Zunächst  die 
Gewohnheit,  in  zwei  bestimmten,  regelmässig  abwech- 
selnden Tönen,  einem  höheren  und  einem  tieferen,  zu 
reden,  oder  die  Sätze  nach  der  Notwendigkeit  des 
Athemholens  einzutheilen,  wodurch  der  eine,  kurze  Satz 
sehr  langsam,  der  andere,  zufällig  etwas  längere,  sehr 
rasch  gesprochen  werden  muss.  —  Ebenso  ungehörig  — 
weil  unnatürlich  —  ist  ein  allzu  lautes  Beten  auf  der 
Kanzel,  so,  wie  man  sich  in  keinem  Falle  unterstehen 
würde,  einen  irdischen  Monarchen  anzuschreien,  oder 
umgekehrt  ein  trocken  geschäftsmässiger  Amtston, 
eine  Art  von  Verlesen  der  Gebete,  so,  wie  eben  auch 
eine  ernsthaft  gemeinte  Bitte  nicht  vorgetragen  zu 
werden  pflegt. ')  —  Völlig  schweigen  wollen  wir  von 
den  Gewohnheiten  einzelner  Prediger,  von  Zeit  zu  Zeit 
den  Vortrag  zu  ihrer  körperlichen  Erholung  abzu- 
brechen, oder,  was  noch  öfter  vorkommt,  ein  Gebet 
oder  einige  Verslein  mitten  in  die  Rede  hinein  zu 
streuen,  die  offenbar  auch  nur  den  Werth  einer  Er- 
holungspause haben.5) 

mer  von  Sololbiirn".  Oberst  Brenv    von    Rapperswyl.  welche  beide  eine 

virtuose  Natu  rbega  bang  besassen,  der  nur  ein  eben«,  grosser  Kielss  hätte 
entsprechen  müssen,  um  sie  in  wahrhaft  grossen  Rednern  in  machen.  In 
den  neuen  Kantonen  der  Eidgenossenschaft  ist  diese  Redewelse  noch  ge- 
bräuchlicher als  In  den  ulten.  Sie  befinden  sich  eben  gleichsam  noch  in 
dem  jugendlichen  Alter,  welchem  dieselbe  entsprich!  und  welche»  daran 
Freude  empfindet.  Obenan  Hebt  In  dieser  Beziehung  traditionell  der  Kanton 
Sl.  «allen. 

')  Beides  macht  daher  auf  den  Zuhörer  den  Effekt  der  Unwahrheit, 
und  wenn  derselbe  von  skeptischer  Nntnr  und  zugleich  in  der  Bibel  etwas 
bewandert  Ist,  so  denkt  er  dabei  an  die  spöttische  Mahnung  des  Ellas  „lauter 
iu  rufen  \  Das  Beten  ist  eben  seiner  innern  Natnr  nach  nicht  ein  Opfer , 
mit  dem  man  Oott  etwas  leistet,  sondern  eine  Bitte,  die  bloss  ein  gani  natür- 
llehes  Aussprechen  erheischt. 

»)  Ein  solches  Zwischengebet  wird  fast  nie  durch  die  Sache  selbst 
tivirt  sein.  Die  AnfUhrnng  von  l.lederversen  hingegen  kann  mogllcher- 
ise  am  Platte  sein,  wird  aber  übertrieben  und  Ist  als  ficwohnheil 
Ineswegs  zu  bUligen.  —  Auch  das  Kiippleinlüften  der  katlinlischen  «eisi- 
gen bei  Jedem  Aussprechen  geheiligter  Namen  gehört  hleher.  Die  Ehr- 
cht  kommt,  wie  das  Kelch  Gottes  seiher,  .nicht  mit  SuBserlkhcn  Ge- 
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Auch  über  die  naturgemässen  Stellungen  und  Be- 
wegungen des  Körpers  und  der  Hände  beim  Vortrag 
Hesse  sich  Manches  sagen,  und  bekanntlich  legten  die 
Alten  darauf  einen  grossen  Werth,  so  dass  dies  Gegen- 
stand sorgfältiger  Trainirung  war. l) 

Die  kurze  Essenz  von  allen  Regeln,  die  es  darüber 
gibt  und  geben  kann,  ist  aber  auch  hier  einfach  die 
Forderung  anständiger  Natürlichkeit,  das  künstliche 
Einlernen  von  Haltung  und  Stellung  wird  selten  ge- 
lingen. 

Eine  undeutliche  Aussprache  hingegen  lässt 
sich  verbessern  und  m  u  s  s  korrigirt  werden.  Am  besten 
geschieht  dies  durch  öfteres  lautes  Lesen  guter  Schrif- 
ten.8) In  dieser  Hinsicht  bloss,  was  die  Deutlichkeit  der 
Ausprache  betrifft,  kann  das  Theater  als  Schule  für 
den  Redner  gelten.  Sonst  aber  fehlt  den  meisten  Schau- 
spielern gerade  die  ruhige  Natürlichkeit,  die  sich  mit 
dem  Bewusstsein,  eine  Rolle  zu  spielen,  und  mit  der 

*>  Quintilian  hat  darüber  eine  lange  Beschreibung,  sogar  über  den 
Anzug,  der  „  splendidus  et  virilis"  sein  soll;  die  rechte  Hand  soll  in  der 
Regel  allein  bewegt  werden  u.  dgl.  mehr.  —  ünnatürliehkeit  oder  gar  etwas 
Komisches  in  der  äussern  Haltung  kann  den  Effekt  der  Rede  sehr  schmä- 
lern. So  erinnern  wir  uns  eines  sehr  guten  Anwaltes,  der  es  namentlich 
mit  ländlichen  Gerichten  dadurch  verdarb ,  dass  er  im  Eifer  nicht  immer 
hinter  seinem  Pulte  blieb,  sondern  hervortrat,  die  Beine  kreuzweis  stellte  nnd 
mit  den  Bäumen  in  die  Armlöcher  der  Weste  fuhr.  Das  wurde  Alles  als 
,Affektirtheitu  betrachtet,  während  es  bloss  Gewohnheit  war.  —  Ebenso  hielt 
ein  s.  Z.  berühmter  Sprachforscher  als  antretender  Landammann  des  Ober- 
engadins  eine  Rede,  worin  er  bei  dem  effektvollen  Hchlusspassus:  „Gebt 
Baum,  ihr  Herrn,  dem  Flügelschlage  einer  freien  Seele",  auf  der  Redner- 
bohne  die  Arme  derart  gewaltig  auseinanderschlug,  dass  das  Volk  unten 
vorsichtig  in  zwei  Haufen  auseinanderwich,  um  diesem  bevorstehenden  Er- 
eigniss  mit  mehr  Beruhigung  entgegensehen  zu  können.  Darüber  ging 
<Üe  Wirkung  der  Rede  natürlich  ganz  verloren. 

*)  Das  sollte  z.  B.  In  den  Berner  Schulen  länger  getrieben  werden; 
dann  würde  man  nicht  mehr  die  eigentümliche  dumpfe  Aussprache  des 
-1"  hören,  die  in  den  untern  Volksklassen  fast  zu  einem  Naturfehler  ge- 
worden ist.  Und  wahrscheinlich  würde  auch  allmällg  der  Dialekt  aus 
fcr  Gerichts-  nnd  parlamentarischen  Sprache  verschwinden,  der  stets  da* 
geistige  Niveau  einer  Rede  herunterdrückt. 
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vorwiegend  auf  Beifall  gerichteten  Aktion  nicht  ver- 
trägt. 

Viele  dieser  Unarten  haben  ihren  gemeinschaft- 
lichen Ursprung  in  der  Befangenheit  des  Redners, 
in  dem  «Sich  geniren»,  das  für  manche  Personen  über- 
haupt das  wesentlichste  Hinderniss  des  sich  Ausspre- 
chens bildet.  Wir  wollen  nicht  leugnen,  dass  dies  ein 
wirkliches  Hinderniss  ist,  das  je  nach  der  Natur  der  ein- 
zelnen Menschen  sich  zuweilen  zu  einem  schwer  über- 
windlichen  steigern  kann.  Unüberwindlich  aber  ist 
es  in  keinem  Falle  und  es  sind  das  sogar  nicht  immer 
die  besten  Redner,  die  es  am  schnellsten  und  leichtesten 
überwinden.  Wir  finden  im  Gegentheil  oft  Leute, 
die  schon  in  den  Schulen  eine  völlige  Unbefangen- 
heit bei  dem  öffentlichen  Vortrag  zeigen.  Nach  ge- 
wöhnlicher Erfahrung  werden  daraus  selten  gründliche 
Menschen  und  gute  Redner.  Denn  die  Natur  hat  vor 
alles  Grosse  den  Schweiss,  die  Anstrengung  gesetzt 
und  dem  ohne  Anstrengung  Erworbenen  die  rechte 
Reife  versagt.  Es  ist  auch  ein  instinktives  Gefühl 
eines  Jeden,  dass  man  einem  jugendlichen  allzu  drei- 
sten Redner  gegenüber  eher  kühl  sich  verhält,  wäh- 
rend eine  gewisse,  nicht  absolut  hinderliche  Befangen- 
heit, als  ein  Zeichen  der  Bescheidenheit,  leicht  das 
Wohlwollen  des  Zuhörers  erweckt. !) 

Das  allmälige  Ueberwinden  der  Befangenheit  ge- 
schieht theils  durch  Uebung,  Gewöhnung  an  das  An- 
fangs Ungewohnte,  theils  auch  durch  vernünftige  Re- 
flexion. Eine  solche  wandte  bekanntlich  schon  So- 
krates  gegenüber  seinem  talentvollsten  Schüler  Alki- 

l)  Hamilton  In  seiner  „Parlamentarischen  Logik,  Taktik  und  Rhe- 
torik" räth  daher  sogar  an,  eine  solche  Befangenheit  hei  dem  Beginn  einer 
Rede  zu  fingiren.  Psychologisch  noch  richtiger  ist  das  ausgesprochene  Be- 
dauern eines  praktischen  Kenners  darüber,  „dass  heutzutage  so  wenige 
junge  Theologen  in  ihrer  Probepredigt  stecken  bleiben." 
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biades  an,  der  ihm  diese  seine  Scheu  vor  dem  öffent- 
lichen Reden  klagte,  womit  damals  ein  völliger  Aus- 
schluss von  allen  Staatsgeschäften  verbunden  war. 
Sokrates  fragte  ihn.  ob  er  sich  genire,  mit  einem 
Schuster  zu  reden.  «Nein!»  war  die  Antwort.  —  Aber 
vielleicht  mit  einem  Schneider?  —  «Auch  das  nicht.» 
—  Oder  mit  einem  sonstigen  Gewerbtreibenden  ?  — 
«Nicht  im  Geringsten.»  —  Nun,  dann  solle  er  sich 
immer  denken,  die  gesammte  Zuhörerschaft  bestehe 
aus  lauter  solchen  einzelnen  Leuten.  Sokrates  hätte 
vielleicht  beifügen  können:  und  er  solle  sich  direkt 
angewöhnen,  das  Wort  an  einen  bestimmten  seiner 
Zuhörer  zu  richten.  Auf  solchen  Reflexionen  beruhen 
die  wesentlischsten  Htilfsmittel  gegen  die 
Befangenheit. 

Das  hauptsächlichste  derselben  ist  diejenige  Geistes- 
richtung, von  der  überhaupt  das  Gelingen  unserer 
Thaten  in  der  Welt  zumeist  abhängt,  dass  man  nicht 
für  sich,  zu  eigenem  Nutzen,  namentlich  nicht  zu 
eigener  Ehre  und  Selbsterhöhung  redet,  sondern  im- 
mer nur  für  Andere,  um  der  Sache  willen,  sogar 
mit  möglichster  Vermeidung  jedes  Nebengedankens  an 
die  eigene  Person.  Denn  die  Befangenheit  stammt  zum 
grössten  Theile  aus  dem  Gedanken:  «Wie  werde  ich's 
machen?  werde  ich  gut  reden,  nicht  stecken  bleiben, 
bei  Niemand  anstossen,  Jedermann  befriedigen?»  Es 
sind  die  Nebengedanken,  die  beständigen  Selbst- 
betrachtungen, die  unsicher  machen,  die  Doppelreflexion 
in  der  Rede,  mit  der  Jemand  nicht  einmal  ein  guter 
Schauspieler,  geschweige  denn  ein  rechter  Redner 
wird. f) 


M  Montaigne  vergleicht  sehr  gut  diesen  gespannten  Zustand  der 
Keele  mit  einer  Flasche,  deren  Inhalt  sich  auch  nur  mit  einem  unangeneh- 
men Gurgeln  entringt,  sofern  man  sie  zu  eifrig  leeren  will. 
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Sowie  der  Mensch  im  Leben  gar  nicht  an  sich 
selbst  denkt,  fühlt  er  sich  sofort  kräftiger,  unbefan- 
gener und  unabhängiger  der  Welt  gegenüber.  Aber 
die  liebe  Eitelkeit,  der  Wunsch,  bewundert  zu  werden, 
der  bei  den  Rednern  zuweilen  vorkommt,  steht  da 
eben  ein  wenig  im  Wege.  Das  ist  ja  überhaupt  der 
lästigste  aller  unserer  kleinen  Tyrannen  und  Feinde 
der  menschlichen  Entwicklung.1) 

Man  kann  aber  der  Befangenheit  auch  äusser- 
lich  ein  wenig  zu  Hülfe  kommen. 

Eine  solche  Hülfe  ist  zunächst  eine  gewisse  (nicht 
absolute)  Kurzsichtigkeit.  —  Sieht  man  Niemanden, 
nur  eine  dunkle  Masse  vor  sich,  so  spricht  man  leicht 
zu  gleichgültig  und  zu  mechanisch,  ohne  rechtes  Inter- 
esse und  ohne  das  belebende  Gefühl,  verstanden  zu  wer- 
den, wovon  später  die  Rede  sein  wird.  Sieht  man  dagegen 
deutlich  sehr  viele  Gesichter,  so  wirkt  dies  durch  die 
unvermeidliche  Bewegung  und  Verschiedenheit  der- 
selben leicht  zerstreuend.  Der  günstigste  Fall  für 
den  Redner,  den  er,  soweit  möglich,  herbeiführen 
muss,  ist  der,  wenn  er  die  erste  Reihe  seiner  Zu- 
hörer deutlich  sieht  und  das  Wort  in  Gedanken  an 
dieselbe  richtet.  Bei  öfter  sich  wiederholenden  Reden, 
z.  B.  akademischen  Vorlesungen,  ist  es  daher  bekannter- 
massen  sehr  angenehm,  wenn  die  Zuhörer  nicht  zu 
entfernt  und  immer  die  nämlichen  auf  der  ersten  Bank 

»)  Hier  sollte  man  eigentlich  ein  Kapitel  beifügen  „Über  die  geeignet- 
sten Mittel,  um  der  menschlichen  Eitelkeit  zu  entrinnen",  das  aber  von  un- 
serem Thema  zu  weit  abführen  möchte.  Eine  praktische  Andeutung  allein  mag 
vielleicht  gestattet  sein,  die  sich  am  besten  in  das  Wort  des  Thomas  von 
Kempen  kleidet:  „Der  Welt  Ruhm  hat  immer  Leid  im  Gefolge".  Das  ist 
wahrer,  als  man  Anfangs  glaubt,  und  wird  durch  tausend  Erfahrungen  be- 
stätigt. Die  Befangenheit  des  Redners  verräth  sich  theils  durch  heftige, 
unwillkürliche  Bewegungen,  theils  durch  zu  rasche  und  laute  Diktion  im 
Beginn  der  Rede.  Er  fühlt  selbst  diesen  Mangel  und  wird  dadurch 
noch  mehr  verwirrt.  Eine  ruhige  Fassung  „zur  Sache",  ein  Abweisen  aller 
Nebengedanken,  manchmal  auch  ein  freundschaftliches  Gespräch  unmittel- 
bar vor  Beginn  der  Rede  sind  dienlich,  um  diese  Uebelstände  zu  vermelden. 
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sitzen;  an  diese  gewöhnt  sich  das  Auge,  sie  werden 
dem  Redner  allmälig  familiär  und  erleichtern  ihm 
sehr  die  Aufgabe.  Bei  Gelegenheitsreden  kann  das 
natürlich  nicht  immer  eingerichtet  werden,  doch  sorgt 
man  in  England  z.  B.  dafür,  dass  die  nächsten  Freunde 
des  Redners  mit  ihm  auf  der  nämlichen  Plattform  er- 
scheinen, so  dass  er  ein  sympathisches  Publikum  un- 
mittelbar um  sich  hat.  —  Für  einen  jungen  Redner, 
z.  B.  einen  Pfarrer,  der  seine  erste  Predigt,  oder  einen 
Juristen,  der  sein  erstes  Plaidoyer  hält,  ist  es  sehr  vor- 
teilhaft, wenn  er  in  der  ersten  Reihe  seiner  Zuhörer 
nicht  zu  viel  unbekannte  und  vielleicht  gleichgültige, 
noch  weniger  aber  bekannte'  und  kritisch  gestimmte ') 
Leute  sieht,  sondern  solche,  mit  denen  er  gerne  und  un- 
befangen über  den  nämlichen  Gegenstand  reden  würde 
und  deren  lebhaftes  Interesse  an  ihm  und  an  der  Sache 
er  voraussetzen  darf.  Dagegen  kann  selbst  ein  geübter 
Redner  durch  Leute  aus  dem  Konzept  gebracht  werden, 
die  ihn  etwa  verächtlich  fixiren  oder  mit  grossen  Fern- 
rohren beschauen  oder  etwa  gar  gähnen  oder  mit  ein- 
ander sprechen.*)    Damit  der  Redner  sich  möglichst 


')  Dazu  gehören  mitunter  die  jungen  Kollegen.  Kollegenschaft  ist 
Oberhaupt  meistens  eher  zur  Kritik  geneigt.  —  In  Graubtinden  bestand  früher 
die  Sitte,  dass  auch  bei  Zivilprozessen  eine  zahlreiche  „Part"  auf  jeder  Seite 
aufzog,  die  mitunter  aus  Verwandten  und  Freunden,  oft  aber  auch  aus  dazu 
eigens  erbetenen,  quasi  gemietheten  Leuten  bestand.  Diese  mussten  den 
Anwalt  des  Prozessfahrenden  vor  Gericht  begleiten  und  Stimmung  machen, 
indem  sie  jedes  seiner  Worte  mit  verständnissvollcm  Nicken  ;und  andern 
BeifallBzeichen  aufnahmen,  dagegen  bei  der  Rede  des  Gegners  den  Eindruck 
derselben  auf  das  Publikum  und  die  Richter  durch  Kopfschütteln,  Erheben 
der  Hände,  selbst  ostentatives  Verlassen  des  Saales,  als  ob  man  derlei  Un- 
sinn nicht  länger  anzuhören  vermöchte,  möglichst  abzuschwächen  suchten. 
•  —  Nach  der  Belehrung  Seitens  eines  geehrten  Kollegen  kamen  diese  Leute 
schon  in  der  römischen  Republik  unter  dem  Namen  „advocati"  (Beigezo- 
jene)  vor. 

')  Das  ist  ein  Kunstgriff,  den  gegnerische  Advokaten  und  Parteien 
mitunter  anwenden,  und  es  ist  daher  jungen  Anwälten  nie  zu  rathen,  dass 
tie  gegen  den  Gegner  gewendet  sprechen,  ausser  etwa  momentan  bei  per- 
sönlichen Apostrophen. 
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«  ä  son  aise»  fühle,  muss  ihm  auch,  wenn  thunlich, 
das  Lokal  und  die  Situation  bekannt  sein,  in  der  er 
zu  sprechen  hat.  Bei  grösseren  Reden  ist  dies  schon 
desshalb  nothwendig,  weil  man  z.  B.  in  manchen  Kir- 
chen gegen  gewisse  Wände  oder  Säulen  sprechen  muss, 
damit  der  Ton  nicht  zu  sehr  verhalle  und  der  Redner 
unnöthig  und  vorzeitig  sich  ermüde.  Aber  auch  ab- 
gesehen davon,  wird  ein  Redner  leicht,  im  Anfang  we- 
nigstens, etwas  befangen,  wenn  ihm  das  Lokal  ganz 
neu,  der  Standpunkt  zu  niedrig  oder  zu  hoch,  das 
Licht  zu  grell  oder  zu  schwach  ist,  oder  wenn  er  die 
Notwendigkeit ,  leiser  oder  lauter  zu  sprechen,  erst 
im  Laufe  der  Rede  erfahren  muss  und  anfanglich  nicht 
verstanden  wird.1) 

Das  sind  gewissermassen  die  negativen  Hülfs- 
mittel  gegen  die  Befangenheit.  Es  gibt  aber  auch 
noch  ein  sehr  grosses  positives,  ein  aufmerksames 
und  wohlwollend  gestimmtes  Publikum.  Das  belebt 
jeden  Redner  und  nimmt  ihm  die  anfänglich  vielleicht 
vorhandene  Schüchternheit.  Daher  besteht  die  Haupt- 
aufgabe des  Redners,  der  sich  bei  seiner  Arbeit  wohl 
fühlen  will,  darin,  sein  Publikum  bald  aufmerksam  und 
wohlwollend  zu  stimmen  und  sodann  beständig  in  dieser 
Stimmung  zu  erhalten. 

Dazu  gibt  es  verschiedene  Mittel,  abgesehen  von 
dem  Gegenstand  der  Rede,  der  natürlich,  wo  es  ge- 
schehen kann,  richtig  für  das  gegebene  Publikum  zu 
wählen  ist.  Der  Hauptgesichtspunkt  ist  sehr  einfach: 
Vermeide,  langweilig  zu  werden.  «Tous  les 
genres»  —  sagt  ein  berühmter  Schriftsteller  vom  Stil 
—    «sont  bons,  hors   le  genre  ennuyeux.»    In,   wenn 

")  Auch  dfe  Zahl  der  anwesenden  Zuhörer  ist  nicht  gleichgültig.  Vor 
einem  grösseren  Publikum  spricht  man  leichter  stehend  als  sitzend,  vor 
einem  kleineren  umgekehrt.  Der  ganze  Ton  einer  Rede  ändert  sich  noth- 
wendig, je  nachdem  SO,  oder  100,  oder  500  Menschen  zuhören. 


—     17     - 

möglich  noch  höherem  Grade  gilt  dies  von  dem  münd- 
lichen Vortrage.  Näher  ausgeführt  heisst  es:  man  muss 
suchen,  den  Zuhörer  selbstthätig  zu  machen  und 
zu  erhalten.  Er  muss  nicht  passiv  hören,  sondern  fort- 
dauernd mit  eigenen  Gedanken  der  Bede  folgen,  ent- 
weder also  bei  sich  sagen:  «Richtig,  das  ist  so,  das 
habe  ich  auch  schon  so  gedacht,»  oder:  «Wahr,  mög- 
lich; das  will  ich  mir  für  künftig  merken,»  oder  er 
mag  auch  opponiren,  nur  sich  betheiligen.  Der  Zu- 
hörer ist  ja  gleichsam  das  Instrument,  auf  dem  der 
Redner  spielt,  und  je  zweckentsprechender  das  Instru- 
ment ist,  desto  besser  kann  die  Rede  werden.  —  Der 
höchste  Erfolg  eines  Redners  ist  es,  wenn  diese  Selbst- 
thätigkeit  des  Hörers  den  Grad  erreicht,  bei  dem  er 
sich  selbst  vergisst,  um  zuletzt  in  gehobener  Stimmung, 
leuchtenden  Blickes,  davon  zu  gehen,  weil  er  seinen 
eigenen  bessern  Menschen  gefunden  hat.1) 


Soll  man  sich  nun  auf  jede  Rede  sorg- 
fältig vorbereiten  oder  nicht,  und  eventuell 
wie? 

Eine  völlig  unvorbereitete  Rede  wird,  wenigstens 
wenn  sie  einen  bedeutenden  Gegenstand  behandelt  und 
eine  längere  Zeitdauer  in  Anspruch  nimmt,  in  der 
Regel  einige  Mängel  aufweisen.  —  Es  fehlt  ihr  na- 
mentlich fast  immer  an  einer  gewissen  logischen 
Folgerichtigkeit  und  an  dem  richtigen  Verhältniss  der 
einzelnen  Theile  zu  einander  und  zum  Gegenstande 
selbst.    Eine  zu  sorgfältig  vorbereitete  hingegen  wirkt 


')  Daher  sagt  Xenophon,  dass  selbst  Memu'hen,  die  jeden  Zwang" 
verabscheuen,  dennoch  dem  Redner  mit  Vergnügen  folgen,  der  nie  durch 
Ideen  lenke,  denn  „wer  sich  gezwungen  fühlt,  der  hasst,  als  sei  ihm  ein 
Gut  entwendet,  wer  aber  überredet  ist,  der  liebt,  als  habe  man  ihm  eine 
Wohlthat  erzeigt.4* 

2 
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leicht  erkältend.  Man  glaubt  eben  nicht  an  die  Ge- 
fühle des  Redners,  die  er  schon  so  lange  zum  Voraus 
gehabt  und  inzwischen  wieder  kalt  gestellt  hat.  Selbst 
von  den  Reden  des  Demosthenes  wurde  gesagt,  sie 
«  riechen  nach  der  Lampe  ».  Vollends  gar  eine  auswendig 
gelernte  Rede  ist  stets  ein  galvanisirter  Leichnam  und 
es  gelingt  niemals,  das  ganz  zu  verbergen  oder  gut- 
zumachen. Der  Ton  kommt  aus  dem  Kopfe,  nicht  aus 
dem  Herzen ;  der  Vortrag  ist  in  der  Regel  zu  rasch ;  jedes 
Absetzen  oder  gar  Stocken  hat  sofort  eine  beängsti- 
gende Wirkung  auf  den  Redner  und  auf  den  Zuhörer. 
Namentlich  aber  wird  das  Auswendiggelernte  der  Rede 
bemerkt,  wenn  der  Redner  sich  corrigirt,  ein  vielleicht 
ganz  gutes  Wort,  das  ihm  momentan  auf  die  Zunge  ge- 
kommen ist,  durch  ein  anderes  ersetzt,  aus  Furcht, 
sonst  den  Faden  zu  verlieren.  Die  auswendig  gelernte 
Rede  ist  eben  etwas  dem  Redner  selbst  Fremdes.  Da« 
ist  nicht  er  selbst  mit  seinen  heutigen  Gedanken 
und  Gefühlen,  der  da  eben  spricht,  sondern  das  ist  der 
Geist  eines  Andern,  eines  Buches  oder  wenigstens 
einer  vergangenen  Stunde,  der  aus  ihm  sprechen  soll. 
Das  fühlt  der  Redner  selbst  am  meisten,  er  befindet 
sich  in  einem  beständigen  Zwiespalt  mit  sich  selber, 
den  er  in  der  Regel  nicht  mit  raschem  Entschlüsse  in 
freierer  Rede  zu  überwinden  wagt.  Man  kann  den  Geist 
eben  nicht  so  aufspeichern,  wie  den  Ton  und  die  Elek- 
trizität; diese  Maschine  ist  einstweilen  noch  nicht  er- 
funden. 

Die  beste  Vorbereitung  ist  ein  sorgfaltiges 
Ueberlegen  des  Gegenstandes.  Wenn  nun  Jemand, 
wie  dies  oft  der  Fall  ist,  seine  Gedanken  klarer  zu- 
sammenfassen kann,  indem  er  sie  niederschreibt,  so 
mag  das  immerhin  geschehen.  Es  ist  jedenfalls  dazu 
dienlich,  um  Wiederholungen  und  Ausschreitungen  der 
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Phantasie  zu  hindern.  Immer  aber  muss  für  den 
Moment  ein  sehr  bedeutender  Spielraum  offen  gelassen 
werden  und  man  soll  sich  nie  sklavisch  an  das  Ge- 
schriebene binden.1) 

Ein  ebenso  grosser  Fehler  wie  das  förmliche  Aus- 
wendiglernen ist  das  damit  zusammenhängende  An- 
geben der  Disposition.  Besonders  Geistliche 
haben  mitunter  die  Gewohnheit,  ihre  Predigten  in  drei 
Theile  zu  ordnen  und  diese  zum  Voraus  namhaft  zu 
machen.  Wenn  dann,  wie  dies  merkwürdigerweise 
stets  der  Fall  zu  sein  pflegt,  der  erste  Theil  der  längste 
ist,  so  kann  es  kaum  fehlen,  dass  der  Zuhörer  nach 
Ablauf  desselben  auf  die  Uhr  sieht  und  die  Aufmerk- 
samkeit verliert.  Das  muss  der  Zuhörer  spüren, 
dass  Logik  und  Disposition  in  der  Sache  ist. 

Dadurch  kommen  wir  auf  den  letzten  allgemeinen 
Punkt:  Reden  Sie  nicht  zu  lang,  nicht  zu  früh 
und  nicht  zu  oft. 

In  Bezug  auf  die  Zeitdauer  sind  allerdings  die 
verschiedenen  Arten  von  Reden  nicht  mit  dem  gleichen 
Massstabe  zu  bemessen.  Wo  es  zulässig  ist,  sich  zu 
beschränken,  ist  eine  Stunde,  oder  wenig  mehr, 
die  richtige  Dauer,  um  den  normalen  Zuhörer  nicht 
zu  ermüden.  —  Wie  ist  es  aber  möglich,  grössere  Gegen- 
stände in  diesem  Zeitmass  ohne  Oberflächlichkeit  zu 
erörtern?  Das  lässt  sich  zunächst  dadurch  erreichen, 
dass  man  in  solchen  Fällen  rasch  und  fliessend  spricht, 
ferner  nichts  wiederholt  und  nicht«  Unnöthiges  sagt, 

l)  Von  Napoleon  III.  wird  erzählt,  daas  er  Dinge,  die  er  behalten 
wollte,  auf  einen  Zettel  schrieb  nnd  diesen  dann  zerri«s.  —  Ein  Jesuit  des 
17.  Jahrhunderts  schrieb  seine  Reden,  die  er  französisch  halten  wollte, 
vorher  in  lateinischer  Sprache  nieder.—  Laboulaye  erzählt  von  Louis 
Philippe,  derselbe  habe  oft  lange  Anreden  von  Deputationen  unpraparirt 
beantworten  müssen:  in  solchen  Fällen  habe  er  dann  bei  jedem  Argument 
des  Redners  einen  Finger  der  Hand  geschlossen  und  damit  die  Hauptpunkte 
sich  merken  und  beantworten  können. 
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endlich  dadurch,  dass  an  der  Einleitung  und  dem 
Schlüsse  möglichst  gespart  und  alle  Zeit  auf  den 
Haupttheil  verwendet  wird.  Namentlich  die  Einleitung 
ist  fast  immer  bei  grösseren  Reden  zu  lang.  Das 
«Warum»  und  die  beste  Art,  es  zu  vermeiden,  wird 
später  gezeigt  werden.  Daher  muss  jeder  Vortrag, 
der  überhaupt  vorher  aufgeschrieben  wird,  noch  einmal 
mit  der  bestimmten  Absicht  durchgesehen  werden,  jede 
Wiederholung  und  jedes  unnütze  Wort,  und  wäre  es 
auch  ein  blosses  Adjektiv,  zu  streichen.  Damit  kann 
man  fast  jede  Rede  um  den  vierten  Theil  ihrer  ur- 
sprünglichen Länge  reduziren,  ohne  dass  der  Zuhörer 
etwas  dabei  verliert.1) 

Nicht  zu  früh  im  Leben  soll  man  zu  reden  be- 
ginnen. Alle  frühreifen  Redner  haben  den  gleichen 
Typus  einer  etwas  geschraubten,  auf  Stelzen  gehenden 
Begeisterung,  die  den  Mangel  eigener  gereifter  Ueber- 
zeugungen  ersetzen  muss.    Wer  nun  das  sehr  häufig 


»)  Wahre  Schwärmer  für  die  Kürze  der  Rede  waren  bekanntlich  die 
Spartaner,  die  bereits  ihre  Knaben  in  dieser  Kunst  erzogen  und  nicht 
ganz  ohne  Grund  behaupteten.  Lang-  und  Vielreden  »ei  ein  Zeichen  mangeln- 
der Charakterfestigkeit.  Heispiele  von  solchen  „Lakonismen"  sind  aus  den 
alten  Schriftstellern  zur  Genüge  bekannt.  Als  das  schönste  mag  vielleicht 
folgendes  gelten:  Die  Bewohner  einer  von  den  Spartanern  abhängigen 
Landschaft  schickten  einen  Abgeordneten  nach  Lakedämon,  um  in  einer 
Hungersnoth  um  Getreide  zu  bitten.  Als  derselbe  seine  längere  und  be- 
wegliche Rede  beendet  hatte,  entliessen  ihn  die  Kphoren  mit  den  trockenen 
Worten,  sie  hätten  den  Anfang  der  Rede  vergessen  und  daher  das  Ende 
nicht  verstanden.  Bald  darauf  kam  ein  zweiter  Bote;  dieser  brachte  einen 
leeren  Sack  mit,  kehrte  Ihn  vor  Aller  Augen  um  und  sprach:  „Er  Ist  leer, 
thut  Etwas  hinein!44  —  Dieser  erhielt  nun  Getreide,  aber  nicht  ohne  die 
Bemerkung:  „Er  hätte  sieh  kürzer  fassen  können;  dass  der  Sack  leer  sei, 
habe  man  gesehen  und  dass  er  seine  Füllung  begehre,  sei  selbstverständ- 
lich; ein  anderes  Mal  möge  er  sich  vor  Weitschweifigkeit  hüten."  —  Ein 
anderes  berühmtes  Beispiel  von  Lakonismus  aus  moderner  Zeit  ist  die 
C'ollektenprodigt  von  Swift.  Der  Text  der  Predigt  if«t:  „Wer  sich  des 
Armen  erbarmet,  der  leihet  dem  Herrn."  Die  Predigt  sagt:  „Wenn 
Euch  nun,  geliebte  Zuhörer,  dieser  Schuldner  genügt,  dann  bringet 
rasch  Euer  Geld  her.44 
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betreibt,   bei  dem  bleibt  dieser  Mangel  oft  lebenslang 
haften.1) 

Endlich  nicht  zu  oft.  Leute,  die  man  jeden 
Augenblick  hört,  werden,  selbst  wenn  sie  gut  reden, 
langweilig  und  es  würde,  um  sich  darin  eine  sichere 
Kontrole  aufzuerlegen,  ein  zweckmässiger  Grundsatz  für 
Jeden  sein,  überhaupt  niemals  zu  reden,  wenn  nicht 
eine  berufsmässige  oder  sonstige  Verpflichtung  dazu 
vorhanden  ist.  Die  Leichtigkeit,  mit  der  sie  sich  in 
der  Rede  bewegen,  verführt  sehr  viele  Leute  dazu,  bei 
jeder  Gelegenheit  das  Wort  zu  ergreifen,  und  die  Ge- 
legenheiten sind  nicht  selten.  Ein  gewisser  Beifall 
kann  ihnen  dabei  auch  nicht  fehlen;  wenn  sie  aber 
klug  wären,  so  würden  sie  den  stillen  Beifall  vorziehen, 
der  ihnen  noch  weit  öfter  dafür  gezollt  wird,  dass  sie 
nicht  geredet  haben.  Namentlich  nach  einer  Anzahl 
von  vorausgegangenen  Reden  noch  das  Wort  zu  er- 
greifen, kann  nur  dann  zweckmässig  sein,  wenn  der 
ganze  Geist  und  Ton  einer  Versammlung  einer  Modi- 
fikation bedarf. 


*)  Manche  ständige  Vereine- und  Festredner  sind  Beispiele  hiefilr.  Car- 
lyle  sagt  geradezu :  „The  praetlee  of  public  speaking  is  detrlmental  to  the 
spiritual  life.k    Dieses   bedarf  nach    seiner  Meinung  längere  Zeit  hindurch 
eines  gewissen  Schutzes  vor  der  Oeffentltchkeit.  —  Junge  Leute  sollten 
stets  das  Dichterwort  vor  Augen  haben:  „Setz1  dir  Perrüken  auf  von  Mil- 
lionen Locken,  stell'    deinen  Fuss  auf  ellenhohe  Socken,  du   bleibst  doch 
immer  —  der  du  bist."     Das  aber  —  das  ist  auch  der  Trost  dabei  —  bleibst 
du  sicher  und  das  kann  dir  keinerlei   zeltweise  Nichtanerkennung  raubep. 
IVbrigeus  gibt  es  viel  mehr,  wenigstens   st  ill  schweigende,  Anerken- 
nung  in   der  Welt,   als  man  gewöhnlich  annimmt,  und  das  Publikum  ist 
kluger,   als  manche    Leute  von  ihm  denken.    Es   beurtheilt   die  öffent- 
lichen  Personen   fast    immer    richtig,    sobald    es    seine  wirkliehe 
und  nicht  etwa  bloss  seine  Partei-  oder  Ooter  iemelnung  aus- 
spricht.   Nur  ziemt  es  allerdings  einem  echten  und  rechten  Republikaner 
nicht,  viel  Lob  auszutheilen.    Es  gibt   daher  ungemein  viele  Leute  in  den 
Republiken,  die  ihre   gute  Meinung  über  den   Nebenmenschen  mit  einer 
Sorgfalt  verschweigen,  welche  sie  im  entgegengesetzten  Falle  nicht  an- 
wenden. 
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Damit  würde  die  Rede  auch  wieder  wirksam 
werden,  während  sie  jetzt  nur  noch  als  eine  lästige, 
aber  unvermeidliche  Zuthat  zu  feierlichen  Akten  aller 
Art  betrachtet  wird,  die  man  oft  gerne  umgehen 
möchte,  wenn  sich  irgend  etwas  Anderes  schicklich 
an  ihre  Stelle  setzen  liesse. 

Das  ist  die  natürliche  Folge  des  vielfachen  Miss- 
brauchs einer  grossen  und  edeln  Grottesgabe, 
der  nicht  ungestraft  bleibt. 

In  Bezug  auf  die  Anordnung  einer  Rede  ist 
zunächst  bei  weitem  die  Hauptsache  die,  nicht  zu  viel, 
und  namentlich  nicht  alles  sagen  zu  wollen,  was  sich 
über  einen  Gegenstand  allfällig  etwa  sagen  lässt. 
Vollständigkeit  ist  nie  das  erste  Erforderniss  eines 
mündlichen  Vortrags,  sondern  Richtigkeit  und  Ver- 
ständlichkeit des  Gesagten.  Die  völlige  Erschöpfung 
einer  Sache  wirkt  in  der  Regel  zwar  erschöpfend  — 
aber  auf  den  Zuhörer.1) 

Das  Zweite  ist  eine  natürliche  Anordnung,  so 
wie  sie  beim  Reden  ungesucht  sich  ergibt.  Die 
spezielle  Vertheilung  des  Stoffes  folgt  sodann  dem  Ge- 
sichtspunkte, dass  Prämissen  voranzugehen  und  Con- 
clusionen  zu  folgen  haben,  so  dass  jeder  folgende  Theil 
von   dem   vorangehenden  vorbereitet   ist   und   daraus 

*)  Voltaire  sagt  diesfalls:  „Le  secret  d'ßtrc  ennnyeux  est  de  tont 
dlre."  -  Auch  Luther  hat  darüber  ein  gutes  Wort:  „Ein  Prediger  soll  bei 
der  Proposition  bleiben  und  das  verrichten,  das  er  vorhat,  auf  dass  man 
dasselbe  wohl  verstehe.  Das  Ist  ein  närrischer  Prediger,  der  da  meint,  er 
wolle  alles  sagen,  was  ihm  einfällt.*  —  „Saperflua  non  nocent"  ist  also  für  die 
Redner  ein  unrichtiges  Sprichwort.—  Qu  Int  Ulan  beschäftigt  sich  weitläufig 
mit  dem  Fall,  wenn  man  etwas  Wichtiges  vergessen  oder  aus  Versehen  am 
rechten  Orte  ausgelassen  hätte;  das  —  sagt  er  —  soll  man  auf  schick- 
liche Welse  einfügen,  etwa  mit  den  Worten:  „P*ne  exeldit  mihi"4  „recte 
iidmoncs",  also  ungefähr:  „Beinahe  hätte  ich  vergessen  anzuführen."  oder: 
-Sie  fragen  aber  vielleicht  noch,"  so  dass  es  nicht  als  ein  Mangel  an  Auf- 
merksamkeit erscheine. 
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naturlieh  hervorgeht. ')  Es  ist  mitunter  sogar  eine 
wirksame  rhetorische  Form,  die  Schlussconclusion  gar 
nicht  auszusprechen,  sondern  dem  Hörer  zu  überlassen, 
höchstens  etwa  sie  in  Frageform  anzudeuten.*)  Eine 
noch  feinere  Redeform  ist  die,  scheinbar  zu  einer  ent- 
gegengesetzten Conclusion  als  der  logisch  nothwendigen 
zu  kommen,  um  dadurch  den  Hörer  zum  energischen 
Widerspruch  zu  entflammen.  Die  Rede  des  Antonius 
an  der  Leiche  Cäsar's  bei  Shakespeare  ist  ein  solches 
Beispiel. 

Die  Klarheit  in  der  Darstellung  wird  dadurch 
wesentlich  erhöht,  dass  immer  nur  Ein  Gedanke,  ohne 
Zwischensätze,  in  einem  Satze  ausgesprochen  wird.3) 
In  Bezug  auf  die  Form  der  Rede  soll  man  sich  aber 
bei  der  ersten  Ueberlegung  sehr  hüten,  dieselbe  schon 
zu  sehr  in's  Einzelne  hinein  feststellen  und  rednerisch 
ausschmücken  zu  wollen.  Das  muss  gänzlich  einer 
späteren  Ueberarbeitung  oder  dem  Augenblick  des 
mündlichen  Vortrags  überlassen  bleiben.4) 

Vieles,  was  weniger  wichtig  ist,  muss  in  dem  Vor- 
trag mit  einem  etwas  andern  Ton  ausgesprochen  wer- 
den, ähnlich  wie  man  in  der  schriftlichen  Darstellung 
Geringerwerthiges  in  die  Anmerkungen  zu  verweisen 


»)  Daher  ist  es  gefährlich,  eine  Rede  in  verschiedenen  Zeiten  und  Ab- 
sätzen niederzuschreiben.  Sie  verliert  dadurch  leicht  diese  Natürlichkeit  der 
Folge  ihrer  einzelnen  Theile. 

>)  Z.  B.  Wir  wollten  in  einer  Rede  darstellen,  dass  die  jetzige  Militär- 
verfassnng  der  Eidgenossenschaft  ungenügend  sei  und  einer  Veränderung 
bedürfe,  so  könnten  wir  die  Gründe  dafür  ganz  sachlich  darstellen  und  an 
Schlüsse  bloss  die  Frage  anfügen :  „Glauben  Sie  nun  demnach,  dass  mit  diesen 
jetzigen  Einrichtungen  die  Neutralität  wirksam  aufrecht  gehalten  werden 
könne?"  Der  Zuhörer  wird,  wenn  er  überzeugt  worden  ist,  bei  sich  mit 
,Nei»!a  antworten  und  dadurch  noch  kräftiger  bewogen  werden,  das  zu  än- 
dern. Er  wird  eben  selbatthätig  gemacht. 

*)  Bei  schriftlicher  Darstellung  entsteht  dadurch  leicht  ein  etwas  zer- 
hackter Stil,  wie  er  jetzt  zwar  sehr  modern  ist.  In  der  Rede  ist  dies  weniger 
auffallend  und  sind  Zwischensätze  immer  schädlich. 

*)  .L'orateur  sait  ce  qu'il  va  dire,  11  ne  sait  yas  comment  il  le  dira." 

(Voquerel.) 
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pflegt.  Eine  solche  Abwechslung  im  Ton  hat  für  den 
Zuhörer  etwas  Erleichterndes.  Daher  sind  Prediger  oft 
ermüdend,  weil  sie  Alles  in  der  gleichen  gehobenen 
Tonart  vortragen.  Sie  werden  dadurch  eben  leichter 
«monoton»,  als  andere  Redner. 

Ein  kleiner  Kunstgriff  ist  der,  nicht  zu  viele  Ad- 
jektiva  anzuwenden.  «L'adjectif  est  Tennemi  du  subs- 
tantif, »  ganz  besonders  in  der  Rede.1) 

Franklin  empfiehlt  auch  mit  seiner  gewohnten 
Lebensklugheit,  wo  möglich  nichts  als  seine  eigene 
Meinung  vorzutragen,  sondern  lieber  zu  sagen :  «  Ei- 
nige glauben»,  «man  hat  auch  mitunter  die  Meinung 
geäussert»;  der  Zuhörer  könne  sich  dann  sofort  selbst 
zu  diesen  «  Einigen  »  zählen  und  werde  dadurch  günstig 
gestimmt. 

Ebenso  soll  man  nach  Schopenhauer  die  Sa- 
tire nicht  leicht  gegen  lebende  Wesen  richten,  son- 
dern gegen  etwas  Unpersönliches,  Institutionen,  Mei- 
nungen, Passionen  u.  s.  w.  Und  im  Tadel  soll  man 
lieber  unter  der  wirklichen  Grenze  bleiben,  so  das» 
der  Hörer  eher  von  sich  aus  noch  etwas  dazu  thut,  statt 
abzuziehen,  womit  sich  oft  das  ganze  Urtheil  ändert. 

Die  natürlichen  Theile  einer  Rede  sind :  Ein  Ein- 
gang, ein  Haupttheil  und  ein  Schluss. 

Der  Eingang  muss  immer  ganz  einfach,  ohne 
alles    Pathos,    kurz,    wo    möglich    casual,    aus    der 


')  Z.  B.  wenn  ich  sage:  „das  war  ein  Mann,"  so  ist  das  mehr,  als  wenn 
ich  sagte:  „das  war  ein  bedeutender,  oder  ein  ausgezeichneter  Mann."  Oder: 
„Ein  Koloss"  ist  mehr  als  „ein  gewaltiger  Kolossu.  Vollends  die  Häufung 
schadet;  z.  B.  „das  ist  eine  brave  Frau"  klingt  kräftiger  als:  „das  ist  eine 
sehr  brave,  würdige  und  wackere  Frau**.  Göthe  namentlich  ist  ein  Künstler 
des  richtigen  Adjektivs.  Ebenso  nachtheilig  sind  unnöthige  Erläute- 
rungen oder  Umschreibungen  des  schon  Gesagten,  am  schlimmsten  falsche 
Bilder,  wie  das  von  einem  Redner  des  deutschen  Reichstags  gebrauchte 
„den  Strom  der  Zeit  an  der  Stirnlocke  fassen**. 


—     25     -- 

augenblicklichen  Situation  hergenommen  sein.')  Der 
Zuhörer,  namentlich  etwa  der  richterliche  Zuhörer, 
wird  immer  unwillig  über  einen  langen  Eingang,  der 
nicht  bald  zur  Sache  kommen  will.  Damit  dies  um 
so  eher  der  Fall  sei,  ist  es  im  Allgemeinen  rathsam, 
bei  der  Vorbereitung  mit  dem  Haupttheil  zu  be- 
ginnen und  den  Eingang  erst  nach  Fertigung  der 
ganzen  Rede  oder  auch  gar  nicht  zu  machen.  Er  gibt 
sich  dann  meist  ganz  von  selber,  während  man  sonst 
viele  Zeit  mit  diesen  Eingängen  verliert  oder  in  die 
Gefahr  geräth,  einen  Hauptgedanken  dahin  zu  verlegen, 
wohin  er  nicht  gehört  und  wo  er  nur  schaden  kann. 

Ein  berühmtes  und  treffendes  Beispiel  eines  solchen 
Fehlers  ist  die  Leichenrede  Massillons  beim  Tode 
Ludwigs  XIV.,  die  damit  begann :  «  Dieu  seul  est  grand, 
mes  freres!»  Damit  war  die  ganze  Rede  schon  ge- 
halten und  es  blieb  ihm  gar  nichts  mehr  übrig,  als 
beständig  diesen  Gedanken  zu  commentiren  und  zu 
wiederholen.  Laboulaye,  der  das  Beispiel  auch  anführt, 
sagt  darüber  richtig:  «L'exorde  a  tue  le  discours. » 

Eine  solche  Phrase  übt  hingegen  am  Schlüsse 
ihren  Effekt  und  es  muss  überhaupt  ein  wirksamer 
Schluss  einer  Rede  immer  eine  kurzgefasste  Sentenz 
enthalten,  die  der  Hörer  gewissermassen  als  Resume 
des    Gehörten    sich    aneignet    und    nach    Hause    mit- 


*)  Laboulaye  meint  sogar,  es  schmeichle  dem  Zuhörer,  dass  man 
einen  Eingang  extra  fßr  ihn  gemacht  habe:  „Rien  ne  plait  tant  ä  une  as- 
semble'e  qu'un  exorde  fait  tout  expres  pour  elle.u—  Cicero  hingegen  hatte 
eine  Anzahl  vorrÄthigcr  Eingänge  für  seine  Reden,  die  er  denselben 
jeweflen  anpasste.  —  Ein  solcher  zum  Voraus  gemachter  und  gewiss  oft  ge- 
brauchter Eingang,  der  eine  captatio  benevolentia*  enthält,  ist  der  des 
Redners  Tertullus  in  der  Apostelgeschichte,  Cap.  24.  —  Am  wenigsten 
passt  irgendwelche  Begeisterung  in  den  Eingang,  da  der  Zuhörer  die- 
selbe noch  nicht  theilen  kann,  bevor  ihm  die  Sache  näher  bekannt  ist.  Der 
Redner  muss  Immer  mit  dem  Zuhörer  gleichen  Schritt  halten  und  »ich 
beständig  in  dessen  Seele  versetzen.  Sowie  die  Schritte  nicht  mehr  parallel 
gehen,  ist  die  Rede  verdorben. 
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nimmt.  Man  kann  sich  leicht  vorstellen,  welche  redne- 
rische Bedeutung  der  oben  genannte  Satz  gehabt  hätte, 
wenn  er  nach  einer  Schilderung  der  glänzenden  Lauf- 
bahn des  Königs  und  sodann  auch  der  Mängel  und 
Schicksalsschläge  seiner  Regierung,  gewissermassen 
das  grossartig  abschliessende  Urtheil  gewesen  wäre.1) 


Die  einzelnen  Arten  der  Rede  haben  nun 
natürlich  noch  ihre  besondern  Regeln,  welche  alle  von 
dem  Gesichtspunkte  des  Zweckes  der  Rede  ausgehen. 
Daher  ist  hier  die  erste  Frage  immer  die:  Was  soll 
mit  der  Rede  erreicht  werden? 

Eine  geistliche  Rede  ist  nur  dann  zweck- 
entsprechend, wenn  sie  persönlich  überzeugt 
klingt.  Sie  braucht  dagegen  gar  nicht  besonders 
fasslich  oder  ganz  besonders  logisch  zu  sein,  da 
ihr  Gegenstand  ja  doch  nicht  mit  dem  Verstände  allein 
gefasst  werden  kann.  Eine  Predigt,  die  zu  viel  be- 
weisen will,  verfehlt  fast  immer  ihren  Zweck.    Sie 


>)  Labonlaye  sagt  daher  mit  Recht:  „Sl  vous  trouvez  en  eiudiant  une 
phrase  qui  rend  vivement  la  maitresse-pense'e  du  discours,  gsrdez-la  poar 
la  fln."  Es  Ist  aber  manchmal  bei  dem  Vorbereiten  eines  Vortrags  nicht  so 
leicht,  sieh  selbst  Rechenschaft  darüber  zn  geben,  welches  die  wichtigen, 
und  welches  die  weniger  wichtigen  and  prägnanten  Gedanken  desselben 
seien.  Und  es  wird  mancher  Leser  aus  eigener  Erfahrung  beifügen,  dass 
man  oft  erst  dann,  wenn  man  sein  eigener  Zuhörer  wird,  mit  Schrecken 
bemerkt,  dass  der  Vortrag  mit  zu  wenig  wichtigen  Dingen  überladen  ist 
und  dadurch  verliert  Dafür  gibt  es  ein  bewährtes  Rontrolmittel,  das  ebenfalls 
Tjabonlaye  (In  seiner  rhetorlque  populaire) anführt,  darin:  Studiren  Sie  den 
Vertrag  zeitig  genug,  schreiben  Sie  die  Hauptpunkte  nach  Ihrer  ersten 
Auffassung  nieder  und  lassen  Sie  ihn  dann  mehrere  Tage  ganz  liegen.  Be- 
schäftigen Sie  sich  gar  nicht  damit,  auch  in  Gedanken  nicht,  wir  wollen 
sagen,  für  drei  Tage.  Dann  vollzieht  sich  eine  Sichtung  in  Ihrem  Kopfe 
ganz  von  selber.  Diejenigen  Gedanken,  die  Ihnen  geblieben  sind,  sind  die 
prägnanteren,  die  muthmasslich  auch  auf  den  Zuhörer  am  meisten  Ein* 
druck  machen  werden,  die  andern  sind  die  verhältnissmässig  bedeutungs- 
loseren. In  dieser  Weise  kann  man  die  Wirkung  jedes  Vortrags  erproben, 
ohne  ihn  in  memoriren.  oder  vorher  sehon  probeweise  au  halten,  was 
ihm  seine  Frische  und  Ursprünglichkeit  unwiederbringlich  raubt. 
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ist  vor  allen  Dingen  als  ein  persönliches  Zeugniss  auf- 
zufassen und  wirkt  —  wenn  man  so  sagen  dürfte  — 
ansteckend1)  durch  die  Macht  ihrer  subjektiven  Wahr- 
heit.8) Ohne  Zweifel  ist  kein  einziger  der  Apostel  ein 
<  guter  Kanzelredner »  im  heutigen  Sinne  gewesen, 
und  wir  können  es  uns  lebhaft  denken,  dass  die  offenbar 
ausnahmsweise  studirte  und  philosophisch  angehauchte 
Rede  des  Apostels  Paulus  an  die  Athener  einen  ge- 
ringen Eindruck  auf  sie  gemacht  hat.  Man  hört  recht 
deutlich  diese  feinen,  verwöhnten  Leute  sagen:  «Wir 
wollen  dich  ein  anderes  Mal  hören»,  d.  h.  höflich  ausge- 
drückt: Dergleichen  haben  wir  schon  oft  und  besser  ge- 
hört.8) Wo  der  gleiche  Apostel  aber  aus  dem  Drang  des 
Augenblicks  heraus  redet  und  seine  eigensten  innern 
Erfahrungen  darlegt,  da  fühlt  sich  selbst  der  bla- 
sirte  König  Herodes  in  seinem  kalten  Herzen  etwas 
bewegt  und  zu  dem  Geständnisse  veranlasst :  «  Es  fehlte 
wenig,  du  überredetest  mich,  dass  ich  auch  ein  Christ 
würde. »  Da  sind  die  beiden  Gegensätze  deutlich : 
Studirte  Rede,  oder  Zeugniss  selbsterlebter  Wahrheit. 
—Von  dem  grössten  Beispiele  der  geistlichen  Rede  aller 
Zeiten  ist  uns  der  Eindruck,  den  sie  auf  die  Zuhörer 

')  Das  beste  Beispiel  hiezu  liefert  die  Erzählung  Franklins  von  der 
mächtigen  Predigtweise  Whitefield's.  Er  wusste  wohl,  dass  derselbe  am 
Schlags  um  Beiträge  für  ein  Waisenhaas  bitten  würde,  hatte  sich  aber  fest 
vorgenommen,  nichts  zu  geben.  Im  Laufe  der  Predigt  aber  beschloss  er 
zuerst  bei  sich,  das  Kupfergeld  zu  geben,  das  er  bei  sich  hatte,  dann  kam 
das  8ilber  daran  and  zuletzt  auch  das  Gold.  Ein  anderer  von  Natur  eben- 
falls nüchtern  Gesinnter  hatte  vorsichtigerweise  kein  Geld  mitgenommen, 
bat  nun  aber,  hingerissen  von  den  Worten  des  Predigers,  seinen  Nachbar  um 
«na  Barlehen,  das  ihm  jedoch  dieser  —  der  Einsige  der  Yankee-Gruppe,  der 
seiner  selbst  ganz  mächtig  blieb  —  mit  der  Bemerkung  verweigerte,  es 
seheine  ihm  im  Augenblick  Jedermann  nicht  recht  bei  Verstände  zu  sein. 

*)  Claus  Harms  wiU  sogar,  die  Kanzelsprache  solle  «nachlässig,  in- 
korrekt sein,"  wie  die  der  Verfasser  der  Bibel  genannt  werde.  Vide:  „Mit 
Zungen  reden,  Studien  und  Kritiken"  1883.  Das  ist  ein  nicht  richtiger  Aus- 
druck für  einen  richtigen  Gedanken. 

•)  Das  geht  noch  heute  den  philosophischen  Predigern  mitunter  so. 
Ein  Theil  des  Publikums  versteht  sie  nicht  und  derjenige,  der  sie  verstehen 
könnte,  sucht  etwas  Anderes  in  der  Kirche,  wenn  er  überhaupt  dahin  geht. 
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hervorbrachte,  mit  den  bezeichnenden  Worten  erhalten : 
«Er  redete  wie  Einer,  der  Autorität  besitzt,  und  nicht 
nach  Art  der  Gelehrten. »  Das  sollte  allein  schon  für 
alle  Nachfolger  im  geistlichen  Amte  eine  genügende 
Wegleitung  sein.1) 

Die  wissenschaftliche  Rede  ist  etwas  total 
Anderes.  Da  ist  die  objektive  Wahrheit  stets  die 
Hauptsache  und  im  Vortrag  die  Klarheit,  Ebenmässig- 
keit  und  ruhige  Logik  des  Gedankenganges.  Der  Zu- 
hörer muss  nicht  bloss  eine  Ueberzeugung  des  Lehrers 
vernehmen  und  dann  «auf  des  Meisters  Worte  schwören», 
sondern  er  muss  den  Gedanken,  soweit  nur  immer  mög- 


')  Die  sprechendste  Gegenüberstellung;  dieser  beiden  Arten  geistlicher 
Rede  enthält  die  merkwürdige  Erzählung  von  dein  Laien  und  dem  Pfaffen, 
welche  die  Sammlung  der  Predigten  Tauler's  einleitet.  —  Ein  moderner, 
sehr  bekannter  Prediger  sagt  in  dem  ganz  gleichen  Sinne,  es  komme  bei 
dem  Predigen  auf  nichts  so  sehr,  als  auf  die  Demuth  des  Herzens  und  die 
daraus  folgende  Gnade  Gottes  an.  Es  ist  bezeichnend  für  uns  selbst,  das* 
wir  uns  so  oft  mit  blossen  „Kanzel rednern"  begnügen,  während  wir  über- 
zeugte Pred  iger  haben  sollten.  In  derjenigen  modernen  Zeit,  in  welcher 
man  es  mit  dem  Christenthum  am  ernsthaftesten  nahm,  in  der  unvergleich- 
lichen Periode  der  englischen  Republik,  wurde  Cromwell  hinterbracht,  das* 
ein  solcher  „Kanzelredner*  in  einer  der  Kirchen  der  Hauptstadt  sein  Wesen 
treibe,  oder,  um  im  Stil  der  damaligen  Zeit  zu  sprechen,  „tmschmackhaft" 
statt  Gottes  Wort  sein  eigenes  Geist esprodukt  verkünde.  Der  vielbeschäf- 
tigte Mann  hielt  es  nicht  für  Zeitverlust,  sich  selbst  am  nächsten  Sonntagt* 
in  diese  Kirche  zu  begeben  und,  als  es  sich  wirklich  so  befand,  stand  er 
mitten  in  der  Predigt  auf  und  rief  dem  Prediger  zu:  „Corae  down  Sir  and 
let  your  fooling  off!"  Das  ist,  wenn  man  auch  die  Form  etwas  stark  „puri- 
tanisch" finden  muss,  wenigstens  der  Geist,  aus  welchem  heraus  nach  un- 
serer Meinung  die  geistliche  Rede  zu  beurtheilen  ist. 

Einige  bemerkenswerthe  Aeusserungen  von  Kennern  aus  verschiedenen 
Zeiten  über  die  geistliche  Redekunst  sind  folgende : 

Luther:  „Ich  bin  denen  sehr  feind,  die  Bich  in  Predigten  richten  nach 
den  hohen  und  gelehrten  Zuhörern,  nicht  nach  dem  gemeinen  Volk;  das 
achten  sie  nicht.  Wenn  ich  in  Wittenberg  predige,  lasse  ich  mich  aufs 
Tiefste  herunter,  sehe  nicht  an  die  Doctores  und  Magisters,  deren  an  die  M> 
drinnen  sind,  sondern  auf  den  Haufen  junger  Leute,  Kinder  und  Gesinde 
(die  die  Mehrheit  bilden);  denen  predige  ich,  nach  denselben  richte  ich 
mich,  die  bedürfen1«;  wollen  es  die  Andern  nicht  hören,  so  steht  die  Thür 
offen.**  —  „Die  Prediger,  die  alles  wollen  sagen,  was  ihnen  einfällt,  sind 
gleich  den  Mägden,  die  zu  Markte  gehen  und  mit  jedem  Begegnenden 

schwatzen Also  thun  die  Prediger,  die  immerhin  wollen  alles  gerne 

auf  einmal  sagen."  —  „Es  gilt  nicht,  Gottes  Wort  einen  beliebigen  Sinn  bei- 
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lieh,  werden,  sich  entwickeln  und  sich  selbst  vor  seinen 
Augen  beweisen  sehen.  Daher  taugt  hier  alles  Im- 
provisirte,  ja  selbst  der  Schein  desselben  nicht.  Man 
liest  desshalb  über  wissenschaftliche  Dinge,  man 
spricht  nicht.  Die  wissenschaftlichen  Vorträge  sind 
ihrer  Natur  nach  Vorlesungen,  nicht  Reden.  Der 
Hörer  will  hier  gerade  den  Beweis  haben  und  ge- 
wissermassen  mit  Händen  greifen,  dass  das  Alles  wohl 
überlegt  und  studirt  und  kein  Erzeugniss  des  Mo- 
mentes ist.  Daher  ist  es  im  Ganzen  nicht  anzurathen, 
einen  solchen  Vortrag,  wie  man  sich  ausdrückt,  ganz 
frei   zu  halten,  selbst  wenn  man  dazu  im  Stande  ist. 

legen,  wir  dürfen  es  nicht  biegen,  sondern  wir  müssen  uns  von  ihm  biegen 
lotsen,  und  wir  müssen  ihm  die  Ehre  lassen,  dass  es  besser  Ist,  als  wir  es 
machen  könnten:  also  dass  wir  es  müssen  stehen  lassen." 

Franz  von  Assis!:  „Ein  Prediger  muss  zuerst  In  stillem  (lebet  sich 
erwerben,  was  er  in  der  Rede  nachher  vorträgt,  und  muss  in  seinem  Innern 
zuerst  entflammt  sein,  bevor  er  zu  reden  anfangt.  Die  alles  auf  die  Predigt 
wenden  nnd  nichts  auf  das  Gebet,  sind  sehr  unweise  und  ebenso  bedauerns- 
werth  sind  die,  welche  ihre  Arbeit  um  den  Dunst  des  eiteln  Lobs  ver- 
kanfen." 

Cyprian  (ad  Donatiim):  „Wo  Gott  der  Gegenstand  der  Rede  ist,  da 
ist  es  nicht  die  Kraft  der  Beredsamkeit,  die  zum  Glauben  beredet,  sondern 
die  Kraft  der  Wahrheit,  die  aus  geradem  Herzen  spricht  und  zu  geradem 
Herzen  dringt." 

Thomas  a  Cr u ce:  „Gottes  «eist  lehret  mit  Einfalt  und  Redlichkeit 
ohne  Uebertreibung  und  Vergrößerungen  schreiben  (und  reden),  davon 
*«nst  Alles  voll  ist.*1 

Zinsen dorf:  „Leer  von  dir  und  voll  des  Erbarmens  gegen  Deines- 
gleichen inusst  du  predigen  und  Gottes  Trost  in  die  Herzen  legen.14 

Carlyle:  „A  man  is  at  all  times  entitled  or  even  called  npon  by  oc- 
casion  to  »peak  aud  write  and  in  all  fit  ways  utter  what  he  has  hlmself  gone 
throngh  and  known  and  got  the  mastery  of.  And  in  truth,  at  the  bottom 
there  ig  nothing  eise  that  any  man  has  a  right  to  write  of. 

There  are  only  two  preeepts  1  will  bid  you  once  more  always  keep 
»n  mind.  The  first  is  to  be  brief,  not  to  dwell  on  an  objeet  one  instant  after 
von  have  inade  it  clear  to  the  reader  and,  on  the  whole.  to  be  select  in  your 

objecto dwelling  on  each  in  proportlon  to  its  likelihood  to  interest,  omit- 

tiug  many,  in  which  such  likelihood  is  doubtful  and  only  bringing  out  the 
more  important  into  proemlnence  and  detail.  The  second,  whlch  indeed  is 
still  more  easential...  is  to  be  exaet  to  the  truth  in  all  polnts,  never  to 
hope  to  mend  a  fact  by  pollshlng  any  corncr  of  it  off  into  liction,  or  adding 
any  ornament  which  it  had  not,  but  to  give  it  always  as  God  gave  it  —  that 
l  siippose  will  tarn  the  best  State  it  could  be  in.  These  two  principles  are 
the  whole  law  of  the  matter." 
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Das  macht  leicht  den  Eindruck  des  Auswendiggelern- 
ten, oder  dann  einer  gewissen  Subjektivität,  die  der 
Sache  schadet.  Es  muss  nothwendig  das  Auge  des  Zu- 
hörers durch  ein  Papier,  das  ihm  der  thatsächliche 
Beweis  vorangegangenen  Studiums  ist,  beruhigt  wer- 
den, auch  wenn  der  Vortragende  sich  gar  nicht  ängst- 
lich daran  hält. 

Völlig  verschieden  hievon  wieder  ist  das  gericht- 
liche Plaidoyer.  Sein  Zweck  ist,  dem  Richter 
einen  Anhaltspunkt  für  das  Urtheil  zu  geben  und,  wenn 
möglich,  selbst  den  Gegner  unsicher  zu  machen.  Das 
letztere  ist  der  Triumph  des  Advokaten,  der  ihm  die 
Appellationsinstanz  erspart  und  den  Klienten  des  Geg- 
ners für  den  nächsten  Prozess  gewinnt.  Hier  ist  die 
beste  oder,  sagen  wir  lieber,  die  einzig  gute  und  zweck- 
mässige Vorbereitung  eine  genaue  Kenntniss  der 
Akten,  verbunden  mit  einer  richtige»  Auffassung 
der  entscheidenden  Punkte.  Es  muss  dem  Redner 
der  Fall  vor  allen  Dingen  selbst  völlig  klar  seinT 
nach  der  faktischen  sowohl  als  nach  der  rechtlichen 
Seite.  Dann  aber  gehört  dazu  in  der  Ausführung  vor 
Gericht  eine  ganz  freie  Sprechweise,  bloss  nach  ein- 
zelnen Notizen  als  Anhaltspunkten  für  die  logische 
Anordnung,  und  vor  Allem  Deutlichkeit  und  Klar- 
heit in  der  Beweisführung.  J)  Meistens  kommt 
es  sogar  nur  darauf  an,  dem  Richter  einen  oder  zwei 
Hauptpunkte,  die  entscheidend  sind,  ganz  klar  zu 
machen.    Hält   er   diese   einmal   fest,   so   macht   ihm 


')  Die  Alten  kannten  eine  eigene  Kunst  der  Beweisführung,  die  Top  i  k. 
Sie  hielten  besonders  auch  darauf,  den  Beweis  nicht  trocken,  sondern  in 
einer  interessanten  Form  zn  führen,  namentlich  also  mit  Auswahl  und  ohne 
zu  grosse  Häufung.  Die  Gesetze  müssen  wörtlich  angeführt  werden,  daher 
nicht  zu  oft.  Ein  französischer  Schriftsteller  sagt:  „Si  j'ose  dire  tonte  ma 
pense>,  il  me  semble  qu'en  general  Tavocat  ne  va  pas  au  fond  des  choses,  I'a 
peu  pres  lui  suffit.  II  s'inqniete  plus  de  plaider  la  vraisemblance  que 
dVHabllr  la  ve*rit6.u    Ein  richtiger  Gedanke  liegt  auch  hier  zu  Grunde. 
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dann  alles  Andere,  was  an  der  Sache  mangelhafter 
st  —  und  solche  Partieen  sind  ja  in  jeder  streitigen 
Sache  vorhanden  —  wenig  Skrupel  mehr.  Es  läset 
sich  das  füglich  mit  der  Taktik  im  Kriege  vergleichen, 
die  ja  auch  vorzugsweise  darauf  gerichtet  ist,  an  einem 
entscheidenden  Punkte  seine  Massen  zu  sammeln  und 
dadurch  zu  siegen;  dann  ist  meistens  der  Feldzug  ge- 
wonnen, mag  auch  sonst  manches  Andere  weniger  gut 
gestanden  haben.1)  Daher  waltete  z.  B.  schon  bei  den 
alten  gerichtlichen  Rednern  und  Schriftstellern  über 
die  Redekunst  ein  Streit  darüber,  ob  man  die  guten 
Gründe  zuerst,  oder  zuletzt  in  der  Rede  anbringen  solle. 
Quintilian  sagt,  die  schlechteren  Gründe  seien  voran 
zu  stellen,  die  besten  zuletzt,  da  es  auf  den  Schluss- 
eindruek  ankomme;  Cicero  ist  der  entgegengesetzten 
Meinung,  weil  der  Richter  aus  dem  schlechten  Ein- 
druck nicht  mehr  herauszubringen  sei.2) 

Der  gute  gerichtliche  Redner  wird  in  der  Replik 
offenbar,  wo  alle  seine  Eigenschaften:  genaue  Kennt- 
niss  des  Rechtes  in  allen  seinen  Theilen,  auch  den 
nicht  direkt  zur  Sache  gehörigen,  rasche  Auffassung. 
Schlagfertigkeit  in  der  Widerlegung,  Klugheit  in  der 
Auswahl  der  Gründe  bei  beschränkter  Zeit,  am  meisten 
hervortreten  können. 

Eine  besondere  Gattung  von  Reden  von  eigen- 
tümlicher Art  und  Wirkung  sind  die  sogenannten 
Tischreden,  Toaste. 

l)  Ein  chinesische»  Sprüchwort  drückt  diesen  Gedanken  ho  ans:  .Wer 
Recht  hat,  kann  drei  Zehntel  seiner  Behauptungen  aufgehen."  Em  ist  sehr 
zweckmässig,  sich  das  stets  vor  Augen  zu  halten,  da  die  Richter  zu  den  un- 
geduldigsten der  Menschen  gehören.  Nur  braucht  e*  eben  ein  gutes  juristi- 
sches Judicium  und  einige  Menschenkenntniss  dazu,  um  bei  dieser  Auswahl 
nicht  die  faulen  Fische  zu  behalten  und  die  guten  wegzuwerfen. 

")  Ein  nicht  ungeschickter  Kunstgriff  ist  es  mitunter,  der  Sache  ein 
theoretisches  Interesse  zu  geben,  ganz  besonders  wenn  man  einen 
gelehrten  Richter  vor  sich  hat.  Dies  erzeugt  in  demselben  ein  gewisses 
Vertrauen  zu  dem  Redner,  das  der  Sache  zu  gute  kommt. 


-     32     — 

Sie  sind  nicht  so  unwichtig,  als  man  vielleicht 
annehmen  könnte,  denn  in  solchen  Momenten,  «entre 
deux  verres»,  sind  oft  die  Gemüther  offener  und  die 
Geister  freier,  für  die  Wahrheit  empfänglicher,  als 
sonst  und  es  lässt  sich  ein  Wort  zwischen  Scherz  und 
Ernst  wagen,  das  sonst  weniger  gerne  aufgenommen 
würde. !) 

Hier  ist  die  Hauptsache  die,  dass  diese  Reden 
kurz  und  aktuell  seien,  gänzlich  aus  dem  Momente 
heraus  gesprochen.  Ein  Toast,  der  mehr  als  fünf  Mi- 
nuten in  Anspruch  nimmt  und  bei  welchem  man  ir- 
gendwelche Vorbereitung  bemerkt,  ist  meist  wirkungslos. 

Praktisch  ist  der  Hauptgesichtspunkt  der,  dass  eine 
solche  kleine  Rede  nur  einen  Gedanken  umfassen  muss. 
Sowie  mehrere  Gedanken  sich  in  ihr  bewegen,  fehlt  die 
Lucidität,  das  Packende  und  zugleich  leicht  Verständ- 
liche, oder  der  Redner  verwickelt  sich  in  seinen  ver- 
schiedenen Gedankengängen  und  wird  zu  lang.  —  Ein 
ganz  aktueller  Eingang,  nicht  weit  hergeholt,  ein 
guter,  lichter  Gedanke  daran  geknüpft,  und  mit  einer 
bestimmten  Direktive  auf  den  Willen  der  Zuhörer  ge- 
schlossen -  das  ist  die  Tischrede,  gegen  deren  Be- 
stimmung unendlich  viel  gesündigt  wird. 

Die  parlamentarische  Rede  gleicht  zunächst 
der  gerichtlichen,  da  sie  ja  in  der  Regel  auch  mit 
Gegnern  zu  tlum  hat  und  eine  Entscheidung  her- 

')  Besonders  die  Engländer  benutzen  diese  Form  der  Rede  zu  den 
wichtigsten  politischen  Aensserungen.  Auch  Gambetta  wusste  damit  um- 
zugehen nnd  sein  „banquet  des  commis-voyagenrK",  von  denen  jeder  nachher 
ein  sehr  eifriger  Verbreiter  der  gehörten  Ideen  wurde,  war  eines  jener 
Kunststücke  der  Schlauheit,  die  durch  ihre  Einfachheit  überraschen.  —  Es 
gibt  auch  noch  andere  Staatsmänner  ersten  Ranges,  welche  die  Gabe  der 
Tischrede  in  hohem  Grade  besitzen  würden,  während  sie  im  Grunde  nur 
mittelgute  parlamentarische  Redner  sind  nnd  dort,  wo  man  alles  ernster 
nimmt,  leicht  verletzend  wirken. 
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vorrufen  will,  nur  mit  dem  Unterschied,  djws  hier  der 
Gegner  gleichzeitig  der  Richter  ist.  Es  handelt  sich 
also  darum,  denselben  möglichst  in  seinen  Ueber- 
zeugungen  oder  vorgefaßten  Meinungen  zu  erschüt- 
tern. 

Hier  ist  namentlich  die  genaue  Kenntniss  der  Vor- 
lage und  aller  hegleitenden  Umstände  die  Hauptsache, 
weil  die  meisten  der  eigentlichen  Zuhörer,  auf  die  es  an- 
kommt, für  blosses  Schönreden  nicht  sehr  empfanglich 
smd,  um  so  weniger,  als  mancher  darunter  sich  selbst 
für  den  besseren  Redner  hält.  Wer  aber  den  Gegen- 
stand am  genauesten  kennt,  der  hat  gewöhnüeh 
den  Vortheil  über  die  Unschlüssigen  und  weniger  Vor- 
bereiteten, die  in  der  Regel  durch  ihre  Masse  den 
Ausschlag  geben.1) 

Die  parlamentarische  Rede  ist  übrigens  sehr  stark 
im  Niedergange  begriffen,  durch  die  Gewohnheit  der 
Parteien,  ihre  Entschlüsse  schon  zum  Voraus  zu  ver- 
abreden, und  die  der  Redner,  in  Folge  dessen  ledig- 
lich noch  für  die  Zeitungen  und  ihre  Wähler  zu  Hause, 
nicht  für  die  Versammlung,  zu  sprechen,  deren  Stim- 
mung in  grossen  Fragen  schon  bekannt  ist. 

Grosse  parlamentarische  Redner  im  älteren  Sinne 
gibt  es  kaum  mehr  und  das  Interesse  an  solchen  Vor- 
trägen wird  nur  bedeutend,  wenn  eine  hervorragende 
Person,  die  mehr  von  dem  Gegenstand  wissen  kann 
als  Andere,  zu  sprechen  beginnt.2) 

»)  Du«  sprechendste  Beispiel  dafür  i»t  der  Abgeordnete  EugenRichter 
im  deutschen  Reichstag.  —  Auch  die  guten  Redner  der  schweizerischen 
BuudeOTterBiumnlu&g  wirken  last  ausschliesslich  durch  diese  genaue  Kennt- 
niss der  Saehe  und  das  persönliche  Vertrauen,  das  sie  in  Folge  dessen  ge- 
nieeeen. 

a)  X»aher  ist  z.  B.  jeUt  Fürst  B  Ulnare k  der  bedeutendste  parlamen- 
tarisch* Bednar  Europa'«,  obwohl  ihm  aum  gebornen  Redner  wahrschein- 
lich mehr  Bedingungen  fehlten,  ak  den  melaten  seiner  Hauptgegner. 

Ueber  die  parlamentarische  Beredsamkeit  gibt  es  ein  kleines  Buch 
eines  englischen  Parlamentsmitgliedes,  William  Gerard  Hamilton,  aus  dem 
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Die  Volksreden  in  grossen  Versammlungen, 
manchmal  selbst  im  Freien,  pflegen  heutzutage  im 
Ganzen  mehr  für  die  Zeitungen  gehalten  zu  werden, 
die  sie  nachher  publiziren,  als  für  den  Moment.  Es 
ist  übrigens  nicht  unwahrscheinlich,  dass  auch  die 
antiken  Reden,  die  uns  überliefert  werden,  z.  B.  die 
des  Perikles,  nachträglich  componirt  sind  und  bloss 


Ende  des  vorigen  Jahrhunderts,  welches  in  einer  halb  komisehen,  halb 
gefährlichen  Welse  namentlich  die  Kunstgriffe  aufzählt,  deren  sich  parla- 
mentarische Redner  zu  bedienen  pflegen.  Als  Beispiel  diene  u.  A.  Folgen- 
des: Man  müsse  den  parlamentarischen  Rednern  nie  glauben,  wenn  sie  be- 
haupten, das  Staatswohl  verlange  dies  und  jenes,  sondern  von  ihnen  den- 
ken, was  Voltaire  von  den  Priestern  sage:  „Notre  credulite*  fait  toute  lenr 
pulssance."  Man  fiberlege  zuvor,  welcher  Thell  der  Rede  der  schönste  sein 
soll,  und  knüpfe  ihn  an  etwas  an,  was  in  der  Debatte  zufällig  vorkam. 
Man  scheine  zuerst  zu  zaudern  und  zu  stocken,  gebrauche  zuerst  einen 
Ausdruck,  der  hinter  dem  Gedanken  zurückbleibt,  und  dann  hasche  man 
erst  das  rechte  Wort  Das  macht  immer  einen  ausserordentlichen  Eindruck 
und  gibt  den  Anschein  eines  „unvorbereiteten  Genieausbrnchs*.  —  „Nimm 
deinen  Vorthell  wahr  und  sprich  stets  nach  einem  langweiligen  Redner.** 
—  „Wenn  du  etwas  lächerlieh  machst,  so  schliesse  immer  auf  eine  ernsthafte 
Art,  weil  Ernst,  der  auf  Spott  folgt,  eine  grössere  Wirkung  hat  und  du  nicht 
als  Spassmacher  erscheinst.*1  —  „Wenn  deine  Sache  schlecht  ist,  so  rufe  die 
Partei  zu  Hülfe;  ist  diese  schlecht,  so  rufe  die  Sache  zu  Hülfe.*4  —  „Hast 
du  in  der  Sache  Unrecht,  so  gebrauche  allgemeine  Redensarten,  denn 
diese  sind  immer  zweideutig.  Der  beste  Worttrug  besteht  aber  nicht  in  der 
Zweideutigkeit  eines  einzelnen  Wortes,  sondern  in  der  zweideutigen  Zu- 
sammenstellung einer  Reihe  von  Wörtern."  —  „Entweder  überschätze  oder 
übertreibe  das  durch  den  Gegner  Angebrachte.  Dann  wird  es  dir  leicht,  es 
als  unwahr  darzustellen."  —  „Ueberlege,  ob  nicht  ein  Wort  verschiedene  Be- 
deutungen hat  und  ob  man  es  nicht  mit  Vortheil  in  verschiedenem  Sinne 
bald  so,  bald  anders  brauchen  kann.  Bei  dem  Gegner  darf  man  jedoch 
diesen  Kunstgriff  nicht  dulden." 

Es  sind  das  keine  empfehlenswerthen  Künste  —  sie  sind  im  Ueb- 
rigen  alt,  denn  schon  Cicero  kennt  sie  und  wendet  sie  öfter  an  —  aber  ihre 
Kenntnisa  dient  umgekehrt  sehr  zur  Kontrole  und  Selbstbewahrung  des 
Zuhörers;  auch  lässt  sich  vieles  davon  heute  auf  die  Zeitungen  übertragen, 
die  jetzt  mehr  und  mehr  die  parlamentarische  Beredsamkeit  ersetzen. 

Es  wird  dem  Leser  tröstlieh  sein,  zn  vernehmen,  dass  dieser  parlamen- 
tarische Schlaukopf  (Hamilton  nämlich)  selbst  nur  eine  einzige  Rede  hielt. 
Er  glaubte  wohl  auch  an  sich  selbst  nicht  recht;  das  ist  der  Nachtheil  der 
vorzugsweise  kritisch  angelegten  Naturen,  sie  werden  selten  bedeutende 
Redner.  Das  Buch  hielt  er  lebenslang  in  sorgfältigem  Verschlusse,  es  kam 
erst  1808  nach  seinem  Tode  heraus.  Es  ist  jüngst  noch  in  Deutschland  neu 
aufgelegt  worden. 


"1 
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den  allgemeinen  Gedankengang  des  Redners  wieder- 
geben.1) 

Für  diese  Reden  in  grossen  Lokalen,  vor  Hun- 
derten oder  gar  Tausenden  von  Zuhörern,  ist  die 
Hauptsache  ein  bekannter  Redner,  der  selbst  schon 
gewissermassen  ein  Programm  ist:  ein  gutes  Organ, 
wozu  sich  vorzugsweise  die  hohen  Stimmen  quali- 
fiziren ;  weise  Schonung  der  Kräfte,  so  dass  die  Stimme 
nicht  etwa  zu  früh  versagt  und  die  Rede  gegen  das 
Ende  abfallt,  und  ein  gewisser  Lapidarstil  im  Aus- 
druck, d.  h.  wenige,  aber  lauter  sehr  aktuelle  Ge- 
danken, in  kurzen,  sogenannten  Schlagworten 
ausgedrückt,  und  mit  dem  stärksten  derselben  schlies- 
send.s) 

Denn  diese  Art  der  Rede  soll  weder  weitläufig  über 
Thatsachen  belehren,  noch  etwas  dialektisch  be- 
weisen, sondern  bloss  einen  kräftigen  Impuls  geben, 
in  prägnanten  Worten  aussprechen,  was  bereits  in 
den    Zuhörern   wenigstens    als   latente  Ueberzeugung 

•)  Von  Cicero  ist  es  bekannt,  dass  er  die  jetzt  vorhandenen  Reden 
erst  aufschrieb,  nachdem  sie  gehalten  waren.  —  Die  Bedeutung  des 
Perikles  als  Staatsmann  wird  Oberhaupt  in  neuerer  Zeit  eher  in  Zweifel 
gezogen.  Die  Probe  eines  Staatsmannes  ist  eben  die  Periode,  die  nach 
der  seinigen  folgt. 

*)  Auch  diese  Art  von  Reden  wird  mehr  und  mehr  durch  die  Zeitungen 
ersetzt,  daher  ist  auch  bei  denselben  der  Gebrauch  der  „Schlagworte"  ein 
ungemein  verbreiteter  geworden  und  dringt  von  da  aus  in  das  gesummte  poli- 
tische Leben  der  Völker  ein,  das  fortwährend  unter  dem  Eindrucke  ir- 
gend eines  solchen  Wortes  steht.  Wie  viele  derselben  haben  wir  schon  ge- 
hört seit  den  „Menschenrechten",  die  vor  100  Jahren  diese  Rolle  spiel- 
ten? Alle  diese  Schlagworte  haben  not h wendig  etwas  Uebertreibendes 
an  sieh.  Sie  setzen  einen  einzigen(Gedanken  in  eine  Art  von  elektrischer 
Belenchtung,  neben  der  alles  Andere  dunkel  ist,  und  wirken  dadurch,  aber 
auf  Kosten  der  ganzen  Wahrheit. 

Ein  berühmtes  Beispiel  einer  solchen  Rede  zu  Massen  aus  der  neueren 
Zeit  ist  diejenige,  welche  Lamartine  am  25.  Februar  1848  vor  dem  Stadt- 
hanse zu  Paris  angesichts  einer  aufgeregten  Volksmenge  hielt,  welche  ver- 
langte, dass  die  rothe  Fahne  das  Sinnbild  der  neuerstandenen  Republik 
sein  solle.  Keine  gewöhnliche  Beredsamkeit  und  Logik  wäre  damals  im 
Stande  gewesen,  dies  zu  verhindern.  Ein  glückliches,  wohltönendes  Schlag- 
wort that  es:  „Citoyens,  pour  ma  part,  le  drapeau  rouge  je  ne  l'adopterai 
jimais  et  je  vais  vous  dire  pourquoi,    C'est  que  le  drapeau  tricolore  a 
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lebt  und  sie  damit  zu  einer  Willensäiisserung  bewegen.4) 
Im  Allgemeinen  sind  die  Lungen  nicht  stark  genug 
für  die  modernen  grossen  Massen  und  diese  selbst 
sind  durch  die  beständige  Agitation,  die  an  sie  ge- 
richtet wird,  übersättigt  und  betrachten  eine  solche 
Rede  mehr  als  eine  Art  von  Feuerwerk,  das  augen- 
blicklich schön  prasselt  und  einen  weitern  Zweck  auch 
nicht  hat.  Wir  stehen  nicht  mehr  im  Jugendalter  der 
Demokratie.  Die  Zeitungen  sind  jetzt  die  Volksredner 
geworden  und  eignen  sich  deren  Sprechweise  an,  wo- 
gegen ihre  bisherige  Funktion  anderen  periodischen 
Schriften  anheimfällt. 


Sollen  wir  es  bedauern,  dass  die  Redekunst  bei 
uns  nicht  mehr,  wie  im  Alterthum,  als  ein  wichtiger 
Theil  der  Erziehung  angesehen  und  in  öffentlichen 
Schulen  gelehrt  wird? 

Man  könnte  darüber  im  Zweifel  sein  und  müsste 
jedenfalls  solche  Schulen  in  den  Republiken  ein- 
führen, wenn  man  diese  Kunst  als  etwas  Schweres 
ansieht,  dessen  man  sich  nicht  durch  eigenes  Nach- 


fait  le  tour  du  monde  avec  la  Republique  et  1 'Empire,  avee  nos  Ubartes  et 
nee  gloires,  et  qae  le  drapean  rosgeig  fait  one  lc  tonr  <dn  Cham*  -de  Mars, 
traine  dans  le  sang  da  peuale."  —  Auch  der  jetzige  Vertreter  Frankreleh«, 
in  dter  fcehweU  teil  eine  besondere  Begabung  für  die  Rede  an  grossen  Velka- 
maesen  bestteen  tmd  hat  davon  schon  in  gefährlichen  Momenten  Proben 
abgefegt.  —  Die  besten  Redner  dieser  Art,  welche  bei  ans  Yorkomnasn, 
wachsen  in  den  Landegemeindekantonen,  wo  allein  die  öftere  Uefeung  dnsmr 
vorhanden  ist. 

O  Altougrosse  Popularität  ist  jedoch  dabei  xu  vermeiden.  Der  ge- 
meine liann  hört  Jen  Ganzen  nicht  gern  in  «einer  eigenen  ftpjeaene  reden 
(wie  denn  auch  z.  B.  der  Bauer  kein  grosses  Gefallen  an  Jeremlaa  GottheK, 
oder  Fritz  Reuaer  hat);  er  nimmt  es  im  Gegeatheil  leicht  übel,  wenn  der 
Redner  den  Anschein  luvt,  sich  an  ihm  freundlich  herablassen  zn  wolle*. 
Bei  dem  Antworten  auf  gegnerische  Reden  in  Vo&ksverasonniLragen  muas 
der  Antwortende  mit  Auswahl  verfahren  nnd  nieht  in  der  Art  eines  ge- 
rlehtlMSMA  Plaidoyers  j  e  d  em  Gegner  and  auf  Alles  antworten.  Der  Freand 
Lathere,  Dr.  Jonas,  sagt  darüber:  „Man  müsse  nicht  alle  Kriegsknecbbe 
ansprechen,  die  einem  etwa  anf  der  Strasse  begegnen." 
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denken  und  einige  Uetrang  bemächtigen  kann.  Wir 
würden  dann,  beispielsweise  an  unseren  schweizerischen 
Hochschulen,  Seminarien  för  die  Redekunst  errichten, 
wie  sie  s.  Z.  in  Athen  und  in  Rhodos*)  bestanden  haben. 
Aach  noch  ein  christlicher  Kirchenvater,  der  heilige 
Augaetin,  ist  bekanntlich  yor  seiner  Bekehrung  ein 
solcher  öffentlicher  Lehrer  der  €  Rhetorik»  in 
Mailand  gewesen9)  und  in  katholischen  Gymnasien, 
namentlich  in  den  Kloster-  und  Jesuitenschulen,  wird 
diese  künstliche  Beredsamkeit  noch  jetzt  in  der  alten 
Weise  und  unter  diesem  antiken,  etwas  hochtönenden 
Namen  gepflegt,  während  sie  auf  den  Universitäten 
gewöhnlich  nur,  unter  dem  Namen  «Homiletik»,  als 
ein  Nebenfach  der  Theologie  vorkommt.1) 


*)  Cieero  stndlrte  bekanntlich  dort  längere  Zelf  die  Redekunst.  — 
Besonders  berühmte  Lehrer  der  Rhetorik  waren  Gorpias,  Prodikos,  Thera- 
menes.  In  Amerika  wird  bei  Weitem  mehr  Werth  auf  diese  theoretische 
Instruktion  gelegt  als  in  der  Schweiz. 

*)  In  seinen  „Confessiones"  macht  er  sich  das  nachher  zum  Vorwurf, 
dass  „er  Kindern  Waffen  verkauft  habe,  um  Ihren  Leidenschaften  zu  fröhnen." 
(Buch  IX,  Cap.  *.) 

In  diesen  Schulen  mussten  überall  zur  Uebung  Reden  nach  berühmten 
Mustern  Aber  bestimmte  Motive  gehalten  werden  and  oft  sogar  von  der 
gleichen  Person  für  und  wider  eine  gewisse  Anschauung.  Wir  könnten 
aller  sehr  vtele  Regeln  dieser  alten  Rhetoren  nicht  mehr  anwenden,  da  sie 
auf  ganz-  andern  Verhältnissen  beruhen,  z.  B.  die  Regel,  dass  In  Kriminal - 
saehen  der  Ankläger  heftig,  der  Vertheldlger  bescheiden  auftreten  müsse, 
•der  dass  man  dnreh  Vorzeigen  der  kleinen  Kinder  des  Angeklagten  nnd 
dergleichen  drastische  Mittel  auf  das  Mitleid  des  Richters  zu  wirken  habe. 

*)  Literatur:  Die  Person  und  Lebensgeschichte  Ciceros  ist  hin- 
reichend bekannt  Von  seinen  Werken  gehören,  ausser  dem  genannten,  noch 
Weher:  „Brutus1*  und  eine  Jugendarbeit  „de  lnventlone".  —  Qu  In  tili  an 
war  ans  Calagurris  in  Spanien  gebürtig  und  lebte  unter  Galba  und  den 
folgenden  Kaisern  in  Rom;  unter  Domittan  war  er  Prinzenerzieher.  Schon 
sein  Vater  war  ein  angesehener  Lehrer  der  Beredsamkeit  In  Rom  gewesen. 
—  Ausserdem  beschäftigt  sich  mit  dem  Gegenstand  In  der  antiken  Literatur 
besonders  noch  Aristoteles  In  der  „Rhetorik*  (woher  dieses  Wort  auf 
«äs  als  Bezeichnung  der  Lehre  von  der  Rede  gekommen  ist)  nnd  ehve  Schrift 
eines  Unbekannten,  die  man  mit  „auetor  ad  Herennlum"  zu  bezeichnen 
pflegt.  —  Die  berühmtesten  auf  uns  gekommenen  Reden  der  Griechen  sind 
diejenigen  des  Per lkl es,  die  sich  bloss  In  Thukydldes  finden,  sodann 
diejenigen  der  Athener  Demosthenes  und  Isokrates.  Von  dem  neben 
Cieero  ausgezeichnetsten  Redner  aus  der  letzten  Zeit  der  Republik,  Horten- 
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Im  vorigen  Jahrhunderte  bestand  in  den  Re- 
gierungskreisen des  alten  Bern  eine  solche  Schule 
für  junge  Leute  der  regimentsfähigen  Klassen,  in  dem 
sogen,  «äussern  Stand».  Dort  wurden  die  Staatsge- 
schäfte fiktiv,  zur  Uebung,  betrieben  und  u.  A.  auch 
grosse  Staatsreden  gehalten,  die^pan  noch  heute  in 

ahis,  sind  meines  Wissens  keine  Reden  bekannt,  ebensowenig  von  Caesar 
andere,  als  die,  welche  von  Geschichtsschreibern  (z.  B.  Sallust)  überliefert 
(oder  componirt?)  wurden.  —  Die  Alten  selber  hielten  sehr  viel  auf  das 
Studium  und  das  Anhören  der  Redner  und  wir  bezweifeln  nicht,  dass  die 
Reden  eines  Demosthenes,  oder  etwa  von  den  neueren  Rednern  diejenigen 
Bossuet's,  Burke's,  Roycr-Collard's,  Benjamin  Constant's 
oder  Berryer's  des  Lesens  werth  sind,  wie  es  auch  unzweifelhaft  ein  grosses 
Vergnügen  gewährt,  bedeutende  Redner  anzuhören.  Dagegen  glauben 
wir  unsererseits  nicht,  dass  daraus  viel  Positives  zu  lernen  ist;  denn  jede 
direkte  Nachahmung  eines  andern  Menschen  ist  dem  Geiste  schädlich.  Der 
Mensch  lernt  nur  durch  Occupation,  nicht  durch  Tradition,  diese  ist  nichts 
weiter  als  Anregung.  Er  muss  vor  allen  Dingen  er  selbst  bleiben;  aber 
dieses  Selbst  soll  er,  soweit  als  immer  möglich,  verbessern;  mit  andern, 
Worten,  die  Lektüre  oder  das  Anhören  von  guten  Reden  soll  nur  zur  all- 
gemeinen Ausbildung  des  Geistes,  nicht  aber  als  Beispiel  im  engeren  Sinne 
benützt  werden.  So  sind  z.  B.  die  Reden  des  Protektors  Crom  well, 
deren  Sinn,  selbst  seit  Ihrer  Herausgabe  durch  den  congenlalen  Carlyle, 
oft  kaum  zu  entziffern  ist  und  die  alles  weniger  als  rhetorisch  sind,  ein 
ganz  anderes  Bildungsmittel  des  Geistes  und  Herzens,  als  ein  Theil  der  be- 
rühmtesten antiken  Reden,  und  die  drei  flngirten  Predigten  von  Kierke- 
gaard, die  in  deutscher  Sprache  zu  haben  sind,  haben  für  jeden  künftigen 
Prediger  grössern  Werth,  als  fast  alle  wirklich  gehaltenen,  obwohl  sie  kein 
Lehrer  der  öffentlichen  Beredsamkeit  jemals  als  Muster  empfehlen  wird. 
Von  neueren  theoretischen  Schriften  über  die  Beredsamkeit  sind  be- 
sonders bekannt:  Zacharise,  Anleitung  zur  gerichtlichen  Beredsamkeit. — 
Camus,  Lettres  sur  la  profession  d'avocat.  —  Fenelon,  Dialogucs  sur 
l'eloquence.  —  Schott,  Theorie  der  Beredsamkeit.  —  The  rem  in.  Die 
Beredsamkeit  eine  Tugend.  Derselbe,  Demosthenes  und  Masslllon,  Beitrag 
zur  Geschichte  der  Beredsamkeit.  —  Coquerel,  Observation  pratlques 
sur  la pre*dicatlon.  —  Griffith,  Lessons  on elocutlon.  —  Hamilton,  Parla- 
mentarische Logik,  Taktik  und  Rhetorik.  —  Laboulaye,  Rkdtorlque  po- 
pulaire.  —  Palleske,  Die  Kunst  des  Vortrags.  —  Schopenhauer  ent- 
hält in  seinen  kleinereu  Schriften  manche  treffenden  Bemerkungen  über 
den  schriftlichen  und  mündlichen  Stil.  —  Eine  sehr  geringschätzige  Benr- 
theilnng  der  Redekunst  findet  sich  In  Kant's  Kritik  der  Urtheilskraft.  — 
Zwei  neueste  Schriften:  Basser  mann,  Handbuch  der  geistlichen  Beredsam- 
keit und  „Die  Kunst  der  Rede"  von  Calmberg  haben  wir  bloss  angezeigt 
gesehen.  —  Eine  bekannte  Homiletik,  oder  Theorie  der  Predigt,  ist  von 
Vinet  vorhanden,  eine  ähnliche  von  Schweizer.  Ausser  Theologen  haben 
sich  unseres  Wissens  schweizerische  Schriftsteller  noch  wenig  mit  diesem 
Gegenstande  beschäftigt,  der  auch  uns  übrigens  mehr  ein  praktischer  als 
ein  theoretischer  zu  sein  scheint.  Fast  alle  Bemerkungen  dieses  Aufsatzes 
sind  Erfahrungen,  nicht  theoretische  Studien. 
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einer  Sammlung  von  1773  lesen  kann.1)  Man  wird  aber  in 
der  letzten  Geschichte  der  Stadt  und  Republik  vor  1798 
kaum  finden,  dass  diese  künstliche  Trainirung  der  künf- 
tigen Staatsmänner,  die  dann  im  letztgenannten  Jahre 
wirklich  am  Staatsruder  sassen,  Spuren  zweckmässiger 
Wirksamkeit  hinterlassen  hätte,  und  sie  birgt  jedenfalls 
die  grosse  Gefahr  in  sich,  dass  sie  die  Menschen 
gleichgültig  für  die  Wahrheit  und  gewandt 
im  Fingiren  einer  Ueberzeugung  macht.  Was 
die  Zunge  an  Fertigkeit  gewännt,  verliert  der  Charakter 
an  Geradheit  und  es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  Die- 
jenigen, welche  nachmals  im  Grossen  Rathe  zu  Bern 
vielleicht  die  gleichen  Gedanken  äusserten,  die  sie 
früher  bereits  im  äussern  Stand  ausgesprochen  hatten, 
damit  bei  ihren  ehemaligen  Schulgenossen  rechten 
Glauben  gefunden  haben.  Die  Spuren  dieser  studirten 
Beredsamkeit  der  alten  Eidgenossenschaft  sind  im 
Grauholz  und  in  der  Kapitulation  von  Bern  zu  finden. 
Vor  solchem  Reden  von  Sempach  und  St.  Jakob 
haben  wir  uns  sehr  zu  hüten,  so  lange  es  nicht  völligen 
Ernst  gilt. 


1 )  .Patriotische  Reden,  gehalten  vor  dem  Uochlöbl.  Aeussern 
BUnd  der  Stadt  Bern".    Herausgegeben  von  Walthardt  1773. 

Eine  Rede  Bernhard  Tscharner's  (nachmals  Landvogt  zu  Au- 
bonne)  über  die  Schlacht  von  Laupen,  1757,  kommt  am  Schlüsse  zu  folgender 
Betrachtung,  die  selbst  heute  In  diesen  Kreisen  noch  nicht  voller  Ernst 
sein  würde:  „Die  Gleichheit  in  der  Lebensart  und  in  dem  Vermögen  der 
Bürger  ist  der  beste  Grundsatz  einer  Republik.  Wo  übermässige  Reich- 
thümer  auf  einen  Menschen  gehäuft  sind,  da  müssen  Tausende  im  Elend 
herumgehen...  Ein  Gesetzgeber  soll  allezeit  das  Glück  der  grösseren  An- 
zahl befördern  und  ein  wohlgesinnter  Bürger  wird  lieber  zehn  Mitbürger 
glücklich  machen,  als  einen  einzigen.  Man  hört  viel  zu  oft  sagen:  Mein 
Geschlecht,   mein  Name,    meine  Familie.  —  Ein  Patriot  sollte 

tagen:  „Die  Republik  ist  mein  Haus,  die  Bürger  sind  meine  Brüder" 

Der  Gesetzgeber  thut  desshalb  am  besten,  wenn  er  die  Jugend,  die  des 
Staates  Eigenthum  ist,  in  öffentlichen  Schulen  auferziehen  lässt."  Die  Prlvat- 
erziehnng,  führt  er  dann  weiter  aus,  sei  es,  die  der  Republik  in  Bern  schade. 

Eine  Rede  des  Hrn.  Emanuel  von  Graffenried  zu  Burgistein, 
1760,  sagt  u.  A. :  „Der  Müssiggang  und  die  Wollust  sammt  ihrem  gewöhnlichen 
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Sollen  wir  zum  Schlüsse  noch  einmal  all  das  schein- 
bar in  vielerlei  Regeln  sich  Zersplitternde  zusammen- 
fassen  in  dem,  was  die  Hauptsache  bildet,  so  sind  es 
folgende  zwei  einfache  Sätze: 

1.  Aechte  Beredsamkeit  entsteht  am  naturgemäs- 
sesten  dadurch,  dass  man  über  das  redet,  was  man 
denkt,  und  worin  man  täglich  lebt,  aus  den  Ge- 
danken und  Vorstellungen  heraus,  die  uns  ganz  ge- 
läufig sind.  Sie  wird  daher  um  so  edler  und  gross- 
artiger sein,  je  bedeutender  die  täglichen  Vor- 
stellungen sind,  die  den  Lebensinhalt  des 
Redners  ausmachen. 


Gefolge  der  Weichlichkeit,  der  Pracht,  Unmüssigkeit,  Geis  und  Verschwen- 
dung" sind  die  gefährlichsten  Feinde  einer  Republik." 

Eine  Rede  von  Albrecht  Herbort  auf  Berchtold  V„  1761,  lautet 
u.  A.:  „Wie  herrlich  sollen  uns  diese  thenern  Manner  vorkommen,  die  mit 
Hintansetzung  alles  Eigennütze«  sieh  dem  gemeinen  Wesen  gewidmet»  die 
sich  eine  Freude  gemacht.  Leib  und  Leben  iu  wagen,  so  oft  das  Vaterland 
es  von  ihnen  gefordert,  und  die  jederzeit  bereit  gewesen,  Out  und  Blut  für 
seine  Freiheit  darzugeben.* 

Die  Rede  von  Daniel  Langhans  über  die  Schlacht  von Mor garten, 
1703,  versteigt  sich,  nachdem  sie  die  Helden  von  Morgarten  gepriesen,  sogar 
zu  folgendem  Schlüsse:  .Doch  was  bemühe  ich  mich  lange,  81e  hochzu- 
verehrende  Herren,  zu  einer  so  ernsten  Nachahmung  der  erhabenen  Ver- 
dienste unsrer  Väter  aufzumuntern,  deren  Werth  Sie  doch  ja  Alle  weit  besser 
als  leh  kennen,  und  einige  aus  Urnen,  die  hier  versammelt  sind,  mit  dem 
edelsten  Trieb,  ja  noch  rühmlicher  und  grösser  zu  werden,  als 
jene  es  waren,  belebet  sind." 

Eine  Rede  von  Rudolf  Tscharner,  nachmals  Schultheis«,  über  die 
Schlacht  von  St.  Jakob,  1764,  ist  die  einzige  der  Sammlung,  die  anders  lautet 
und  die  wirkliche  Zukunft  des  Bernischen  Staates  vorauszusehen 
scheint.  Sie  schliesst  dahin :  »0  langer  Friede,  wie  süss  sind  deine  Früchte 
und'  wie  bitter  sind  deine  Folgen !  So  lange  wir  die  Waffen  in  den  HSnden 
hatten,  waren  wir  ein  tapferes  und  frommes  Volk;  nunmehr,  da  wir  In 
glückseliger  Ruhe  die  manigfaltlgen  Produkte  unseres  gesegneten  Vater- 
landes einernten  können,  sind  wir  ein  ausgelassenes  und  zaghaftes  Volk. 
Lasset  nns  aufwachen,  wertheste  Mitbürger,  von  unserem  tödtlichen  Schlum- 
mer, lasset  uns  den  Abgrund  betrachten,  der  zu  unsern  Füssen  offen  steht.* 

In  der  gleichen  Sammlung  linden  sich  noch  Reden  von:  N.A.  Kir eb- 
be rg er,  1765,  Über  die  „Geschichte  der  Etdgendss.  Tugend*;  Rudolf 
Tschifell,  1766,  über  „die  Grundsätze  der  Stadt  Bern  in  ihren  ersten 
Jahrhunderten";  Gottlieb  Walther,  1767,  ohne  besondern  Titel,  und 
Friedrich  Rosselet,  1769,  Über  Orgetorlx. 
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2.  Unwahre  Beredsamkeit  ist  es  dagegen,  wenn 
Jemand,  ohne  im  Uebrigen  mit  den  Gedanken  sich  zu 
beschäftigen,  die  den  Gegenstand  einer  Rede  bilden, 
sich  bloss  Einmal  (oder  vielleicht  wöchentlich  Einmal) 
solche  Ideen  sammelt  und  zu  einer  studirten  Rede  ver- 
arbeitet, die  er  ohne  solche  Vorbereitung  gar 
nicht  halten  könnte. 

Darin  liegt  der  wesentliche  Unterschied  im  Effekt 
der  Rede  auf  den  Zuhörer,  und  das  meint  wohl  auch 
der  grösste  Dichter  des  Jahrhunderts,  wenn  er  sagt: 

«Wenn  ihr's  nicht  fohlt,  ihr  werdet's  nicht  erjagen, 
"Wenn  es  licht  ans  der  Seele  dringt 
Und  mit  urkräftigem  Behagen 

Die  Herzen  aller  Hörer  zwingt 

Bewunderung  —  von  Kindern  oder  Affen,  — 
Wena  ewch  darnach  der  üaumen  steht, 
Doch  werdet  ihr  nie  Herz  zu  Herzetr  schaffe», 
Wenn  es  euch  nicht  von  Herzen  gehl» 

*         .         * 

* 

Die  grosse  Gewohnheit,  in  wahren  und  bedeutenden 
Gedanken  zu  leben,  die  kleine  Uebung,  dieselben  klar 
auszudrücken,  und  der  Geschmack  und  Takt,  welcher 
einer  feineren  Geistes-  und  Herzensbildung  entspringt, 
—  das  sind  die  offenen  Geheimnisse  der  Redekunst, 


Eidgenössische  Geschichten. 


Zweite: 

Die  lange  Tagsatzung. 


Quellen:  Eidgenössisches  Archiv  in  Bern.  —  Die  sog.  „Abschiede 
der  langen  Tagsatzung",  eine  s.  Z.  in  67  Exemplaren  gedruckte  Sammlung 
von  Protokollen  und  Aktenbeilagen  aus  den  Jahren  1813—1815.  —  Offizielle 
Sammlung  der  das  schweizerische  Staatsrecht  betreffenden  Aktenstücke.  — 
Repertorium  der  Abschiede  der  Ei  dg.  Tagsatzungen  von  1814—1848  mit  Ur- 
kundenbeilagen. —  Weitere  Aktenstücke  und  Nachweisungen  vorzugsweise 
bei:  Tilller,  Geschichte  der  Eidgenossenschaft  während  der  sog.  Restau- 
rationsepoche  1814—1880.  —  Monnard,  Geschichte  der  helvetischen  Revo- 
lution, Band  III,  1808—1815.  —  v.  Muralt,  Hans  von  Reinhard.  —  v.  Wysa, 
Leben  der  beiden  zürcherischen  Bürgermeister  David  v.  Wysa,  Vater  und 
8ohn ,  nebst  v.  Gonzenbach ,  Besprechung  dieses  Werkes  in  den  Göttinfri- 
schen Gelehrten  Anzeigen  von  1886,  Nr.  25.  —  Memoires  du  Comte  de  Senfft 
1800—1818.  —  Helvetia.  Denkwürdigkeiten  für  die  22  Freistaaten  der  Schweiz. 
Eidgenossenschaft,  Band  VIII.  —  Metternich-Klinkowström,  Oesterreichs 
Theilnahme  an  den  Befreiungskriegen,  1887. 


I.  Aristokratische  Revolutionen. 

Die  Zeit  der  «langen  Tagsatzung»  ist  vielleicht 
die  am  wenigsten  genau  bekannte  Periode  unserer 
neueren  Geschichte. 

Sie  bildet  ein  mehr  als  anderthalbjähriges  Inter- 
regnum, während  dessen  die  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft ohne  Verfassung,  bloss  durch  die  langjährige 


' 
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Gewohnheit  und  den  damit  übereinstimmenden  Willen 
Europa's  zusammengehalten  wurde.  Es  ist  der  Ueber- 
gang  von  einer  zerstörenden  Epoche,  der  auch  die 
sogenannte  Mediationszeit,  das  französische  Protek- 
torat, noch  angehört,  zu  einer  aufbauenden,  in  welcher 
die  Eidgenossenschaft  aus  der  alten,  vom  Sturme  ab- 
gebrochenen Wurzel  allmahlig  neu  erblüht  ist. 

Dass  die  ersten  Anfänge  einer  solchen  Rekon- 
struktion eines  innerlich  und  äusserlich  aufgelösten 
Gemeinwesens  ein  nicht  in  jeder  Beziehung  erfreuliches 
Bild  zeigen  können,  wird  dem  Freunde  politischer  Ge- 
schichtsdarstellung nicht  unerwartet  sein.  Er  weiss 
zum  Voraus,  dass  auf  jede  Revolution  zunächst  immer 
eine  sogenannte  Reaktion  folgen  muss,  die  auch  nichts 
anderes  als  Revolution  ist,  und  dass  es  in  solchen  Mo- 
menten des  Uebergangs  von  der  einen  Revolution  zur 
andern  nur  zwei  Anschauungen  gibt,  von  denen  die 
eine  mit  Heftigkeit  die  Fortsetzung  des  bereits  un- 
möglich gewordenen  Kampfes  gegen  die  früheren  ge- 
schichtlichen Thatsachen  begehrt,  die  andere  nur  in 
der  vollen  Rückkehr  zu  vergangenen  Zuständen  die 
Sühne  für  begangenes  Unrecht  und  die  nothwendige 
Sicherheit  für  die  Zukunft  erblickt. 

Eine  Mittelpartei,  welche  vernünftig  auf  histori- 
scher Basis  fortbauen,  die  geschichtlichen  Traditionen 
eines  Volkes  respektiren,  aber  das  Ueberlebte,  sich 
selbst  und  seinem  ursprünglichen  Sinne  untreu  Ge- 
wordene mit  schonender  Hand  beseitigen  will,  gibt  es 
in  solchen  Zeiten  nicht.  Diese  Menschen  sind  auch  in 
den  besseren  Perioden  selten  und  wirken  immer  mehr 
als  Individualitäten  und  indirekt  auf  ihre  Zeit,  denn 
als  politische  Partei.  Zur  Bildung  einer  solchen  fehlt 
ihnen  eine  Masse,  die  mit  Verständniss  für  ihre  An- 
schauungen hinter  ihnen  steht,  und  bis  auf  einen  ge- 
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wissen  Punkt  sogar  der  eigene  Wille  zur  politischen 
Betätigung.  Sie  glauben  an  eise  sittliche  Weltord- 
nung, in  welcher  das  Böse  sich  seifest  zerstört  —  am 
sichersten  dadurch,  das»  es  scheinbar  siegt  —  und  das 
Oute  lediglich  zum  produktiven  Wiederaufbauen  be- 
stimmt ist.  Die  Sehibolethe  beider  extremen  Parteien 
erscheinen  ihnen  groesentheils  als  Glaubenssätze,  die 
nur  eine  vorübergehende  Bedeutung  haben,  oder  viel- 
leicht gänzlich  auf  Phantasie  beruhen,  wie  etwa  der 
«Herr  der  Heerschaaren»,  der  in  den  Kriegen  der  Men- 
schen beidseitig  angerufen,  und  zuletzt  von  dem  Sieger 
mit  einem  «  Te  deum  hradamus  »  geehrt,  von  dem  Be- 
siegten aber  verwünscht  wird.  Das  Göttliche  in  der 
Welt,  mit  dessen  Willen  weder  Kriege  noch  Partei- 
ungen  bestehen,  schreitet  inzwischen  still  durch  alle 
diese  Verwirrung  hindurch,  streut  seinen  Samen  rahig 
in  die  nicht  von  ihm  selbst  aufgerissenen  Furchen,  und 
was  bleibend  ist  in  der  Menschheit,  das  sind  allein 
die  Früchte  dieses  Thuns. 

Wie  soll  aber  eine  Geschichte  erzählt  werden,  m 
welcher  so  wenig  von  dieser  Anschauung  enthalten  ist, 
und  in  einer  Zeit,  die  an  Uebergangscharakter  und  an 
leidenschaftlicher  Bewegung  etwelche  Aehnlichkeiten 
aufweist  ?  Da  muss  zunächst  offenbar  «in  der  realen 
Bestimmtheit  des  Einzelnen  der  Zwang  für  die  Ueber- 
zeugung»  des  Lesers  liegen.  Der  Erzähler  aber  ftttelt 
lebhaft,  wie  ein  edler  schweizerischer  Geschieht- 
Schreiber  sich  ausdrückt,  die  Unentbehrlichkeit  eines 
Hauptbegriffes,  «der  älter  und  höher  stehend  als  alle 
Streitsätze  der  Parteien,  durch  das  Gewirre  derselben 
leitet».  Er  findet  denselben  «in  der  Idee  des  sittlich 
Erhabenen,  die,  tief  im  Gemüthe  gewurzelt,  seit  Tau* 
senden  von  Jahren  die  Geschichtsehreibtmg  beherrscht, 
indem  sie  die  Grösse  der  Nationen  an  deren  Tugend 
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und  Vaterlandsliebe,  ihren  Ruin  am  Seibetsucht  und 
Ausartung  knüpft»  Allerdings  —  so  fahrt  unser  Ge- 
währsmann fort  —  gestalten  sich  dann  die  Ereignisse 
etwas  anders,  ak  wenn  man  sie  bloss  «aus  dem  nie* 
drigea  Gesichtspunkte  betrachtet,  von  welchem  aus- 
gehend das  Glück  und  die  Bestimmung  der  Staaten 
entweder  im  physischen  Wohlergehen  oder  in  bewe- 
gungsloser Einförmigkeit  gesucht  wird.»  —  In  diesen 
Worten  liegt  der  Leitfaden,  mit  welchem  sich  der  Leser 
in  die  seltsame  Periode  bundesreohtlieher  Anarchie 
zurückversetzen  muss,  welcher  die  Eidgenossenschaft 
nach  der  vorschnellen  Aufhebung  der  sogenannten  Me- 
diationsverfassung anheimfiel,  eine  Zeit,  in  der  zuerst 
eine  formlose  Conferenz  von  einzelnen  Ständen  und 
spater  eine  permanente  Tagsatzung  das  schwache  Band 
zwischen  19  Kleinstaaten  bildete,  deren  Bevölkerungen 
niemals  im  Laufe  einer  mehrhundertjährigen  Geschichte 
so  wenig  Gemeinsamkeit  im  Denken  neben  so  geringer 
formaler  Bestimmtheit  ihres  Bundes  besessen  hatten. 

Die  widerstandslose  Einnahme  der  Schweiz  durch 
die  Alliirten  und  die  sofortige  Aufhebung  aller  ver- 
fassungsmässigen Gewalten  wäre  unerklärlich  ohne 
die  Vorgänge,  welche  im  November  und  Dezember 
1813  in  der  Stadt  Bern  statthatten  und  deren  Ziel 
kein  geringeres  als  die  völlige  Wiederherstellung  der 
alten  aristokratischen  Verfassung  vor  1798  war.  Ohne 
diese  bei  der  Annäherung  der  Alliirten  und  unter 
Connivenz  derselben  in  Scene  gesetzte  Revolution  von 
Oben  wäre  muthmasslich  doch  die  Mediationsverfas- 
sung, mit  Beseitigung  der  französischen  Allianz  und 
Militärkapitulation,  erhalten  geblieben  und  die  Eid- 
genossenschaft um  ein  Menechenalter  früher  und  all- 
mählig,  ohne  Bürgerkrieg,  ein  Bundesstaat  geworden. 
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Erst  durch  den  Erfolg  der  bernischen  Revolution  ge- 
wannen auch  in  den  übrigen  Kantonen  die  vorhandenen 
Reaktionsparteien  den  Muth  sich  gegen  die  Grundlagen 
der  Mediation,  die  sie  mit  einem  gewissen  Recht  als 
die  Tochter  der  Helvetik  und  Enkelin  der  Revolution 
betrachteten,  zu  erheben,  und  auch  nur  dadurch  ist 
die  Eile  völlig  erklärlich,  mit  der  die  ganze  bestehende 
Verfassung  des  Gesammtstaates  und  der  Kantone  be- 
seitigt wurde,  ohne  dabei  im  Geringsten  vorzusehen, 
was  an  ihre  Stelle  zu  setzen  sei. 

Denn  auf  diese  Weise  allein  konnte  man  gewisser- 
massen  selbstverständlich  auf  die  Zustände  vor 
1798  zurückgelangen.  Ebenso  erklären  diese  bernischen 
Intriguen  die  Rolle,  welche  der  Fürst  Metternich  in 
der  Frage  des  Einmarsches  gegenüber  dem  Kaiser  von 
Russland  spielen  durfte,  und  die  Zuversicht,  mit 
welcher  er  darauf  rechnete,  dass  man  trotz  aller  eid- 
genössischen Proklamationen  keinem  Widerstand  an 
der  schweizerischen  Grenze  begegnen  werde.  Das  Ge- 
heimniss,  welches  viele  Jahre  lang  über  diesen  Vor- 
gängen, namentlich  über  der  Mission  eines  österreichi- 
sehen  Agenten,  der  nachher  officiell  verleugnet  wurde, 
gewaltet  hat.  ist  nun  durch  die  verschiedenen  Publi- 
kationen aus  Metternichs  Nachlass  vollständig  gehoben, 
und  es  zeigt  sich,  dass  die  Besetzung  der  Schweiz  und 
die  Wiederherstellung  der  alten  Ordnung  in  derselben 
nur  zwei  unmittelbar  zusammenhängende  Seiten  eines 
und  desselben,  vorher  verabredeten  Planes  waren.  Was 
noch  aufzuklären  bleibt,  ist  bloss  die  Rolle,  welche  die 
bernischen  Beamten  der  Mediationsregierung  bei  dieser 
Revolution  spielten,  und  auch  hier  kann  es  sich  nur 
noch  darum  handeln  zu  wissen,  ob  sie  mit  dem  Auf- 
ruhr im  Stillen  sympathisirten  oder  einzig  aus  Halt- 
losigkeit und  Schwäche  die  Massregeln  nicht  anwen- 
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deten,  die  ihnen  verfassungsgemäss  behufs  Aufrecht- 
haltung  der  Rechtsordnung  obgelegen  hätten.  Diese 
Frage  wird  sich  anders  als  aus  Privatpapieren  schwer- 
lich jemals  beantworten  lassen  und  hat  auch  im  Grunde 
kein  anderes,  als  ein  rein  persönliches  Interesse1). 

In  der  Stadt  Bern  bildete  sich  kurz  nach  der 
Schlacht  von  Leipzig,  jedenfalls  schon  im  November 
1813.  eine  politische  Vereinigung  von  eifrigen  Reak- 
tionären aus  der  früher  regimentsfahigen  Kaste,  welche 
man  damals  «Altgesinnte»,  auch  «Unbedingte»,  oder  in 
ihrer  Gesammtheit  «Wiederherstellungsverein »  und 
«Wiener  Club»  nannte.  Bekannter  noch  ist  der  Name 
«Waldshuter-Comit6»,  daher  rührend,  dass  die- 
selben Anfangs  Dezember  1813  in  Waldshut  mit  einer 
Anzahl  von  Gleichgesinnten,  Graubündnern  namentlich, 
zusammentraten,  um  eine  allgemeine  Wiederher- 
stellung der  alten  Verhältnisse  von  1798  und  die 
Gewinnung  der  alliirten  Mächte,  ganz  besonders  Oe- 
sterreichs,  hiefür  vorzubereiten.  Den  Kern  dieser  Ver- 
einigung bildeten  neben  einigen  Bernern  in  öster- 
reichischen Diensten,  die  als  die  Vermittler  dienten, 
die  noch  lebenden  Mitglieder  der  Standeskommission 


>)  Wir  folgen  In  dieser  Darstellung  zunächst  den  Aktenstücken, 
die  bereits  längst  im  VIII.  Band  der  Helvetia  und  in  Tilller  abgedruckt 
sind.  Ausserdem  sind  seit  1863  auch  Memoiren  des  zunächst  betheiligten 
Grafen  von  Senfft  vorhanden,  die  derselbe  schon  im  Jahre  1814  in  Constanz 
für  seine  Frau  niedergeschrieben  hatte,  und  seit  1830  die  Erzählung  der 
Vorgänge  in  dem  I.  Bande  der  Memoiren  Metternichs,  die  in  unserem  letzt- 
jahrigen  Jahrbuche  (pag.  868)  abgedruckt  ist  Einzelnes  Werth volle  ent- 
hält auch  die  im  letzten  Jahrgange  ebenfalls  öfter  erwähnte  Denkschrift 
des  Obersten  v.  Herrenschwand  und  der  vierte  Band  der  Memoiren  Roverea's. 
Hiezu  kommt  nun  die  neueste  Mettcrnich'sche  Publikation  von  1887.  Aus 
der  Znsammenstellung  aller  dieser  Angaben  ergibt  sich  für  uns  der  Be- 
weis, dass  es  keineswegs  unrichtig  ist,  wenn  behauptet  wird,  der  Einmarsch 
der  Alliirten  in  die  Schweiz  sei  von  der  bernischen  Reaktionspartei  eifrig 
gewünscht  worden,  dagegen  war  dieser  Wunsch  offenbar  nicht  das  einzige, 
vielleicht  nicht  einmal  das  wesentliche  Motiv  für  Metternich ,  sondern  er 
traf  mit  sonstigen,  militärischen  und  politischen  Ideen  günstig  zusammen. 
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von  1802,  wekhe  sich  seit  der  Schlacht  von  Leipzig 
wieder  als  provisorische  Regierung  von  Bern,  neben 
der  offiziellen,  zu  fühlen  begann,  und  wir  wiederholen 
hier  die  Vermuthung,  dass  eine  geheime  Organisation 
dieser  Art  während  der  ganzen  Mediationszeit  fort- 
gedauert habe,  wie  das  aus  einem  in  dem  Berner- 
Staatsarchiv  noch  vorhandenen  Protokolle  von  1808 
deutlich  ersichtlich  ist1).  Neben  diesen  Standeskommis- 
sions  -  Mitgliedern ,  unter  denen  zwei  T scharner  eine 
Hauptrolle  spielten,  waren  die  aktivsten  Beförderer 
des  Umsturzes  ein  Oberst  Gatschet,  ein  Herr  v.  Werdt 
von  Toffen,  ein  Dragonerhauptmann  Steiger  von  Riggis- 
berg,  der  Professor  des  Staatsrechts  Karl  Ludwig 
v.  Haller  und  ein  gewisser,  weniger  bekannter  Com- 
missarius  Wyss ;  in  Zürich  ein  Gerichtsherr  Escher 
vom  Berg;  in  Graubünden  ein  in  Irland  gebomer  Graf 
Johann  von  Salis-Soglio  (der  später,  wie  Haller,  ka- 
tholisch und  modenesischer  Kammerherr  wurde)  und 
ein  weitläufiger  Verwandter  desselben,  Baron  Heinrich 
v.  Salis-Zizers,  beides  blosse  «Bündners,  ohne  jedes 
Verständnis«  für  die  Eidgenossenschaft. 

Dass  die  damalige  Regierung  von  Bern,  mit  dem 
alten  Schultheissen  v.  Freudenreich  an  ihrer  Spitze, 
selber  diesen  Ideen  nicht  absolut  ferne  stand,  sondern 
eine  Beseitigung  der  bestehenden  Verfassung  im  Kanton 
Bern  für  möglich,  vielleicht  sogar  für  ersprieeslich 
hielt,  zeigt  am  besten  der  Umstand,  dass  sie  die  Neu- 
tralitätsproklaniation  der  Tagsatzung,  in  welcher, 
wenigstens  indirekt,  von  Aufrechthaltung  der  Media- 
tionsverfassung gesprochen  wird,  eigenmächtig  unter- 
rückte und  statt  dessen  bloss  die  Neutralitätserklä- 

'I  Dieses  ziemlich  irabek»onle  und  meine« 
rncfcl*  Protokoll  -nra  iw»  findet  sie*  ebenfalls 
pnösslschra  Geschickten",  auf  pmg.  tfl. 
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rung  mit  einem  selbstverf aasten  Eingang  von  den 
bernischen  Kanzeln  verlesen  Hess. ')  (Tillier,  pag.  365.  — 
Manual  des  Kleinen  Raths,  Nr.  29  pag.  231  und  243). 
Jedenfalls  wagte  sie  es  nicht,  diesen  Intriguen 
ihrer  Verwandten  und  Standesgenossen  rechtzei- 
tigen ,  energischen  Widerstand  entgegenzusetzen,2) 
und  es  ist  merkwürdig  und  charakteristisch  zugleich 
für  die  Natur  einer  Kaste,  das  höchst  nachsichtige 
Verfahren  in  Bezug  auf  diesen  aristokratischen 
Aufruhr  gegen  die  Vermittlungsakte  mit  der  strengen 
Rücksichtslosigkeit  zu  vergleichen,  welche  neun  Jahre 
vorher  gegen  die  demokratische  Revolution  an 
den  Tag  gelegt  worden  ^ar.  Auch  in  den  der  Me- 
diationsverfassung im  Ganzen  nicht  abgeneigten  Mit- 
gliedern der  bernischen  Aristokratie  regte  sich  eben 
daneben  doch  immer  der  soziale  Kastengeist,  der  ihnen 
eine  Revolution  von  oben  her,  seitens  der  ehemaligen 
Bevorrechteten,  als  eine  vielleicht  irrige,  aber  doch 
der  Diskussion  fähige  politische  Meinung  und  nicht  als 
ein  Verbrechen  erscheinen  Hess.  Dieser  Anschauung  der 
Wohlmeinenderen,  an  deren  Spitze  der  zweite  Schult- 
heiss  v.  Wattenwyl,  damals  eidgenössischer  General 
des  Grenzaufgebotes  stand,  sowie  der  Energielosigkeit, 
welche  das  bernische  Volk  selber  an  den  Tag  legte, 
sind  die  Ereignisse  vom  Dezember  1813  zuzuschreiben, 
die  den  Kanton  Bern  neuerdings  zu  einer  Domäne  der 
Stadt  gemacht  und  den  Umsturz  der  Verfassung  in  der 

•)  Allzuklar  war  übrigens  auch  in  dieser  Proklamation  vom  20.  No- 
vember nicht  von  der  Aufrechthaltung  der  Verfassung  gesprochen  (vgl. 
Jahrbuch  1886,  pag.  819),  so  dass  eine  eigentliche  n  Unterdrückung  eines 
Passus*  darin,  wovon  mitunter  gesprochen  wird,  nicht  stattzufinden  brauchte. 
Vgl.  hierüber  Honnard  III.  229  und  v.  Gonzenbsoh  in  der  Kritik  des  Buches 
von  Wyss.  Monnard  (pag.  227)  schuldigt  direkt  den  8chultheissen  an,  mit 
den  Waldshutern  in  Verbindung  gestanden  zu  sein. 

*)  Gstschet  und  Wer  dt  namentlich  standen  in  österreichischen  Diensten 
und  durften  in  Folge  dieser  Stellung  nicht  als  Hochverrfither  behandelt 
werden.    Vgl.  Monnard  III.  229,  und  de  Roverea,  Memoires  IV.  151. 


ganzen  Eidgenossenschaft  wesentlich  herbeigeführt  ha- 
ben'). Am  besten  zeichnet  die  Situation  die  bereits 
längst  bekannte  Korrespondenz  zwischen  dem  Geheimen 
Rath  von  Bern  und  dem  Schultheissen  v.  Wattenwyl, 
welcher  nur  wenig  Ergänzendes  aus  neueren  Quellen 
beizufügen  sein  wird. 

Schreiben  des  Schultheissen  v.  Wattenwyl 
an  den  Geheimen  Rath  in  Bern. 
«Hochgeachtete  Herren!  Durch  meine  gegenwärtige 
Stellung  von  derjenigen  entfernt,  wo  ich  als  Mitglied 
der  Regierung  des  Rantons  Bern  mein  Gewissen  ent- 
ledigen könnte,  und  wenigstens  meine  Ansichten  in 
gesessenem  Rathe  Über  dasjenige  eröffnen,  was  in 
Ihrer  Hauptstadt  vorgeht,  voll  Kummer  und  Aerger 
Über  die  Dinge,  die  unter  der  Regierung  Augen  in 
diesem  höchst  wichtigen  Zeitpunkte  ungeahndet  vor- 
gehen :  kann  ich  nicht  umhin,  wenigstens  meinem  Ge- 
fühle Rechnung  zu  tragen,  und  Ihnen,  Hochgeachtete 
Herren,  meine  Gedanken  freimüthig  an  den  Tag  zu 
legen.  Ueberlassend,  ob  Sie  gut  finden  werden,  den- 
selben  einigen   Werth   beizulegen,   und  endlich   doch 

■)    Natürlich  kannte  such  der  eidgen.  Landammnnn  Bernhard,  der 
seinen  Berichterstatter  Im  Hauptquartier  der  Allllrtrn  hatte,  diese  Intrignen 
und  hatte  schon  Im  November  den  Staatsrath  von  Bern  offliieU  darauf  auf- 
merksam  gemacht,  dess  solche  Unterhandlungen  stattfinden  (Tlllier.  Kl), 
that  aber  anch  seinerseits  welter  nichts  dagegen.    Beide  Regierungen,  die 
eidgenössische  und  die  bernlache,  hätten  damals  mit  der  gräteten  Leichtig- 
keit Massregeln  treffen  können,   Indem  eidgen.  Truppen,  mit  dem  streiten 
er  Schultheissen  an  der  Spüre,  im  Dienste  sich  befanden,  welche  In 
ntecheidenden  Tagen  keine  andere  Aufgabe  mehr  besessen,  und  aneh  die 
sehe  Hegierung  für  das  Innere  des  Kantons  einen  Oberkommandanten 
ir  Person  des  Oberamtmanns  Efnngflr  von  Konolflngen)   bestellt   und 
: nfaateriebate.il lun   Stelger  anfgeboten   hatte  iTliller  See).    Es  fehlte 
an  dein  Entschlüsse,  diese  reichlich  vorhandenen  Mittel  gegen  arlsto- 
sebe   und   von  Metternlcli   |.rotegirte   Aufruhrer  iu  gebrauchen,  der 
«wenig  tiel  Reinhard,  als  bei  Freudenreich  und  Wattenwyl  Jemals  vor- 
'n   war.    Es   Ist  iilirlgens  In   kleinen  republikanischen   tienielnweaen 
teil  die  persönliche  llekanntschafl  der  ganieu  onern  Klasse  der  Ent- 
ig von  Energie  hinderlich.  Seine  eigentlichen  Ocgner  sollte  man  nie- 


—    51     — 

öffentliche  Massregeln  zu  treffen  sich  entschliessen 
werden,  welche  den  Angehörigen  Ihres  Kantons  und 
der  ganzen  Schweiz  die  Ueberzeugung  zu  geben  ge- 
eignet sind,  dass  die  Regierung  des  Kantons  weder 
mit  den  Klubisten  ihrer  Stadt  einverstanden  ist,  noch 
gesinnt  sein  kann,  durch  ihre  Umtriebe  und  Ausstreu- 
ungen das  ganze  Land  in  Unruhe  und  Besorgniss 
stehen  zu  lassen. 

Die  unglückliche  Massregel,  der  Proklamation  der 
Tagsatzung  keinen  Lauf  zu  lassen,  hat  an  sich  schon, 
wie  ich  vorauszusagen  die  Freiheit  nahm,  im  Kanton 
und  ausser  demselben  die  nachtheiligsten  Eindrücke 
veranlasst,  sie  hat  die  Attention  und  den  Verdacht  von 
allen  Seiten  her  auf  die  Regierung  gezogen,  und  ich 
besorge  sehr,  dass  in  der  nächsten  Sitzung  des  Grossen 
Raths  unangenehme  Aeusserungen  Statt  haben  werden. 
Sie  ist  aber  auch,  ich  kann  es  mit  Bestimmtheit  sagen, 
von  denjenigen  Abgeordneten,  auf  die  man  hauptsäch- 
lich dadurch  einen  günstigen  Eindruck  machen  wollte, 
nicht  gebilligt  worden,  weil  sie  die  Angelegenheiten 
der  Schweiz  in  einem  höhern,  allgemeinen,  und  nicht 
kleinlichten  Lokalgeist  betrachten. 

Seit  diesem  unglücklichen  Beschlüsse  hat  die  Gäh- 
rung  in  Bern  von  Tag  zu  Tag  sich  vermehrt.  Es  haben 
sich  revolutionäre  Klubs  gebildet,  die  der  Regierung 
Hohn  sprechen,  mehrere  bekannte  intrigante  Männer 
haben  sich  ausser  Land  begeben,  wo  sie  zwar  von  we- 
nigen geachtet,  aber  sich  ein  Ansehen  von  Gewicht 
gebend,  in  Waldshut  mit  einigen  unzufriedenen  Bünd- 
nern ein  Kommitte  bilden,  und  in  mehreren  Richtungen 
Boten  senden.  Es  wird  von  einer  Proklamation  ge- 
redet, die  sie  sich  hatten  erfrechen  wollen  im  Namen 
der  alliirten  Mächte  in  die  Schweiz  zu  spielen.  Sie 
verbreiten  in  den  Bewohnern  Berns  die  Besorgniss  und 
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die  Nachricht,  dass  bald  diesen,  bald  jenen  Tag  die  al- 
liirten  Truppen  anlangen.  —  Andererseits  werden  in 
Bern  öffentlich  Zurüstungen  gemacht,  um  dieselben  zu 
empfangen,  und  die  Aeusserungen  angesehener  Per- 
sonen sind  von  einer  solchen  Art,  dass  dieselben,  ver- 
bunden mit  bekannten  und  öffentlichen  Umtrieben,  dem 
Volke  die  Ueberzeugung  geben  müssen,  die  Herren 
von  Bern  ziehen  die  fremden  Truppen  und  den  Krieg 
in  das  Land. 

Ob  nun  ein  solches  Benehmen  einerseits,  und  das 
ruhige  Zusehen  der  Regierung  andererseits,  bei  dem 
allgemeinen  lebhaften  Gefühle,  dass  Friede,  Ruhe  und 
Neutralität  allein  das  Heil  des  Vaterlandes  seien,  nicht 
einen  allgemeinen  Unwillen  und  Hass  gegen  Bern,  so- 
\^phl  im  Kanton  als  ausser  demselben  erzwecken  müsse, 
das  lasse  ich  jeden  Unbefangenen  beurtheilen. 

Bern  bietet  nun  einzig  in  der  Schweiz  den  Anblick 
einer  im  Zustande  eines  politischen  Fiebers  sich  be- 
findenden Stadt  dar,  wo  die  Regierung  zu  ihrer  Sicher- 
heit ausserordentliche  Massregeln  ergreifen  muss,  ohne 
die  Ruhestörer  zu  strafen  noch  desavouiren  zu  dürfen. 

Hochgeachtete  Herren,  diese  Lage  ist,  ich  darf  es 
freimüthig  sagen,  Ihrer  und  einer  Regierung,  die  aus 
Männern  besteht,  die  auf  Ansehen  und  Achtung  An- 
spruch machen,  unwürdig.  Ich  beschwöre  Sie,  thun 
Sie  diesem  Unfuge  Einhalt.  Thun  Sie  noch  vor  der 
Grossen  Rathssitzung  einen  öffentlichen  Schritt,  der 
das  Missfallen  der  Regierung  über  ein  solch*  Unruhe 
verbreitendes  Benehmen  bezeuge.  Nehmen  Sie  solche 
^durchgreifende  Massregeln,  die  geeignet  seien,  das  An- 
sehen der  Regierung  zu  sichern,  und  die  Intriganten 
für  ein-  und  allemal  in  Ruhe  zu  setzen.  Ich  glaube, 
dabei  ziemlich  bestimmt  sagen  zu  können,  dass  das 
Benehmen  der  sich  Patrizier  nennenden  Klubisten  von 
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den  hohen  Mächten,  mit  deren  Unterstützung  sie 
prahlen,  nicht  gebilligt  wird,  und  dass  die  Vortheile, 
die  von  dieser  hohen  Seite  der  Schweiz  zugedacht  sein 
mögen,  nicht  durch  solche  Personen  und  durch  solche 
Mittel  erreicht  werden  können. 

Ich  habe  nun,  Hochgeachtete  Herren,  meinem 
Pflichtgefühl  entsprochen,  und  ich  zog  vor,  zu  Euer 
Hochwohlgeboren,  denen  auf  das  Wohl  und  die  Sicher- 
heit des  Kantons  zu  wachen  besonders  obliegt,  zu 
sprechen,  eher  als  meine  Besorgniss  dem  Kleinen  Rathe 
zu  unterlegen.  Nehmen  Sie  es  mir  nicht  für  ungut. 
Gott  behüte  Sie  und  das  theure  Vaterland! 

Genehmigen  Sie  die  Versicherung  meiner  vollkom- 
menen Hochachtung. 

Aarau,  den  16.  Dezember  1813. 

R.  v.  Wattenwyl, 

Schultheiss  des  Kantons  Bern 

und  eidgen.  General. 

PS.  Von  Aussen  ist  nichts  Neues  zu  bemerken, 
sehr  beträchtliche  Truppenmassen  stehen  im  Schwarz- 
wald, allein  dieselben  beobachten  mit  sehr  vieler  Ge- 
nauigkeit den  erhaltenen  Befehl,  das  schweizerische 
Territorium  nicht  zu  verletzen.  9000  Mann  Kavallerie 
von  Oesterreich  kommen  unter  einem  General  Lichten- 
stein, umgehen  bereits  die  Grenzen  des  Kantons  Schaff- 
hausen und  machen  einen  beträchtlichen  Umweg,  um 
gegen  Freiburg  zu  marschieren. 

Bis  gestern  Abend  hat  noch  kein  Rhein-Uebergang 
in  der  Gegend  von  Hüningen  Statt  gehabt. » 

Antwort  des  Geheimen  Raths  an  Schultheiss 

v.  Wattenwyl. 

«Samstag  den  18.  Dezember  1813.  Wir  haben  die 
in  Euer  Tit.  vertraulichen  Zuschrift  vom   10.  enthal- 
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tenen  Bemerkungen  und  Wünsche  mit  lebhaftem  In- 
teresse angehört  und  verdanken  Hochdenselben  diese 
offenherzige  Mittheilung  allerbestens. 

Auch  Uns  sind  unberufene  Einmischungen  von  Pri- 
vaten in  die  Landesangelegenheiten  in  hohem  Grade 
missfallig,  die  Existenz  von  dergleichen  geheimen  Um- 
trieben müssen  auch  Wir  aus  verschiedenen  Umständen 
wahrnehmen.  Aber  Wir  sehen  leider  nicht,  wie  es  in 
Unserer  Gewalt  stehe,  denselben  zu  wehren,  weil  Wir 
zu  nachdrücklichen  Massregeln  gegen  verdächtige  Per- 
sonen nicht  Griff  haben.  So  viel  Wir  vernommen  haben, 
haben  sich  vier  Berner,  die  muthmasslich  mit  heim- 
lichen Plänen  umgehen,  nach  Waldshut  und  weiters 
ins  Ausland  begeben : 

a)  Herr  Oberst  Gatschet,  und  b)  Herr  von  Werdt 
von  Toffen,  die  beide  heute  hieher  zurückgekommen 
sind,  und  von  dem  österreichischen  Minister  Herrn  von 
Schraut,  durch  eine  förmliche  Dekoration  als  ange- 
stellte österreichische  Offiziere,  in  Schutz  genommen 
werden.  Wir  haben  Uns  begnügen  müssen,  sie  unter 
spezielle  Polizeiaufsicht  zu  setzen. 

c)  Herr  Dragoner-Hauptmann  Steiger  von  Riggis- 
berg,  der  zur  Garnison  mit  einem  Theil  seiner  Kom- 
pagnie beordert  worden  ist,  und  der,  ausbleibenden 
Falls,  ediktaliter  zitirt  werden  wird. 

d)  Endlich  der  vergeldstagte  Kommissarius  Wyss, 
ein  Mann  ohne  alle  Achtung  und  Bedeutung,  wegen 
dessen  allein  ein  öffentlicher  Aufruf  nicht  schicklich 
scheint.  Von  allen  diesen  Herren  ist  Uns  über  ihr 
Benehmen  im  Auslande  nichts  mit  Zuverlässigkeit  be- 
kannt worden  (? !),  das  hierseits  Strafe  verdiente  ;  billig 
müssen  Wir  Uns  scheuen,  das  Ansehen  der  Regierung 
durch  einen  falschen  Schritt  gegen  dieselben  zu  kom- 
promittiren,  und  zwar  um  so  mehr,  da   den   beiden 
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Ersten  die  Hin-  und  Herreise  durch  die  eidgenössischen 
Posten  ohne  Schwierigkeit  gestattet  worden  sind. 

Euer  Tit.  kennen  bereits  die  von  Unserer  Regie- 
rung erlassene,  auf  Handhabung  der  öffentlichen  Ruhe 
und  Ordnung  abzweckende  Publikation ;  Wir  werden, 
was  dieselbe  verspricht,  getreulich  erfüllen,  müssen 
aber  Bedenken  tragen,  durch  eine,  den  Unwillen  der 
Regierung  über  jene  Umtriebe  ausdrückende  Bekannt- 
machung, das  Daseyn  derselben  anzuerkennen,  und  ein 
nach  Unsern  Begriffen,  nachtheiliges  Aufsehen  zu  er- 
regen. 

Mit  dem  Bewusstseyn,  dass  weder  von  der  Re- 
gierung, noch  von  Uns  etwas  geschehen  ist,  das  den 
in  Hochdero  Schreiben,  als  ausgestreut  angezeigten, 
boshaften  Vorwurf  im  Geringsten  begründen  könnte, 
sollen  Wir  die  Entwicklung  der  grossen  Erisis  er- 
warten, und  bitten  Euer  Tit.  von  vorfallenden  wich- 
tigen Ereignissen  Uns  durch  Eilboten  gefälligst  be- 
nachrichtigen lassen  zu  wollen. 

Genehmigen  Hochdieselben  die  Versicherung  der 
ausgezeichneten  Hochachtung,  womit  Wir  Euer  Tit. 
himmlischer  Obhut  bestens  empfehlen. » 

Am  nämlichen  18.  Dezember  schon,  an  dem  dies 
geschrieben  wurde,  erschienen  Gatschet  und  v.  Werdt 
bei  dem  Amtsschultheissen  von  Freudenreich  in  Bern 
und  gleichzeitig  ein  in  der  Schweiz  sich  aufhaltender, 
ehemaliger  sächsischer  Minister,  Graf  Ludwig  von  Senfft- 
Pilsach  bei  dem  zweiten  Schultheissen  und  eidg.  Ge- 
neral von  Wattenwyl  in  Aarau,  um  ihnen  anzukün- 
digen, dass  der  Durchmarsch  der  alliirten  Armee  durch 
die  Schweiz  nun  fest  beschlossene  Sache  sei.  Die  Ab- 
geordneten in  Bern  fügten  bei,  es  sei  der  Wille  der 
Alliirten,  die  Regierung  der  Stadt  und  Republik  Bern 
von  1798  wiederherzustellen,  und  es  hätten  daher  die 
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bestehenden  Behörden  sofort  zu  Gunsten  der  Standes- 
kommission von  1802  abzudanken,  in  welchem  Falle 
dann  auch  die  Beihilfe  der  Mächte  zur  Wiedergewin- 
nung von  Aargau  und  Waadt  gewärtigt  werden  könne. 
Der  österreichische  Gesandte  in  Bern,  v.  Schraut, 
welcher  hierüber  durch  den  Alt-Schultheissen  von  Mü- 
linen  im  Auftrag  des  Staatsrathes  befragt  wurde,  be- 
stätigte, obwohl  offenbar  nicht  recht  damit  einver- 
standen, die  faktische  Richtigkeit  dieser  Angaben  und 
am  folgenden  Tage  schon  (19.  Dezember)  erschien  Senfft 
selbst  in  Bern,  verlangte  eine  Sitzung  des  Staatsrates 
und  stellte  nun  auch  hier  in  aller  Form,  Namens  Oe- 
sterreichs,  Russlands  und  Preussens,  das  nämliche  Be- 
gehren. Das  Genauere  ersieht  man  auch  hier  zunächst 
am  besten  aus  den  längst  bekannten  offiziellen  Akten- 
stücken, Berichten  des  geheimen  Raths  an  den  ge- 
sammten  Kleinen  Rath  und  an  den  abwesenden  Schult- 
heissen  von  Wattenwyl,  welche  folgendermassen  lau- 
teten: 

Vortrag  des  Geheimen  Raths  an  den  Kleinen 

Rath  in  Bern. 

«Den  19.  Christmonat  1813.  Euer  Tit.  erinnern  sich 
noch  an  die,  letzten  Mittwoch  Hochdenselben  vorge- 
legte offizielle  Note  des  k.  k.  österreichischen  Mini- 
sters, Herrn  von  Schraut,  an  den  Herrn  Landammann 
der  Schweiz,  die  Vermittlung  derselben  als  ein  Werk 
französischer  Gewalt  und  Einflusses,  mit  dem  Zwecke 
ihrer,  für  die  Unabhängigkeit  der  europäischen  Staaten 
ergriffenen  Waffen  unverträglich  erklärend.  Heute 
sieht  sich  der  Staatsrath  im  Falle,  Euer  Tit.  eine  ähn- 
liche Eröffnung  von  höchster  Wichtigkeit  zu  machen. 

Der  heute  aus  dem  Hauptquartier  der  Alliirten  in 
Bern  angekommene  Graf  von  Senfft-Pilsach  Excellenz 
verlangte  ausserordentliche  Versammlung  des  Staats- 
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raths,  und  in  derselben  trug  er,  ohne  Kreditive  vor- 
zuweisen, oder  einen  eigentlichen  diplomatischen  Cha- 
rakter anzunehmen,  die  hier  angeschlossene  schriftliche 
Erklärung  vor,  welche  er  in  Auftrag  Sr.  Majestät  des 
Kaisers  von  Oesterreich,  seines  Herrn,  für  Allerhöchst- 
denselben  und  zugleich  ausdrücklich  im  Namen  der 
hohen  Alliirten,  des  Kaisers  von  Russland  und  Königs 
von  Preussen  Majestäten,  und  in  Uebereinstimmung 
mit  den  der  hiesigen  Gesandtschaft  zugegangenen  In- 
struktionen zu  ertheüen  habe. 

Diese  Erklärung  enthält  hauptsächlich : 
Es  haben  die  alliirten  Mächte  die  Notwendig- 
keit erkannt,  das  schweizerische  Gebiet  durch  ihre  Ar- 
meen betreten  zu  lassen.  Die  Neutralität  der  Schweiz, 
zuerst  verletzt  durch  französische  Gewaltthat,  sei  bei 
der  damaligen  Lage  der  Sachen  ein  leeres  Wort ;  denn 
sie  schütze  nur  Frankreichs  schwächere  Grenzen,  in- 
dess  sie  die  Operationen  der  Alliirten  in  Italien  den 
französischen  Unternehmungen  durch  das  Wallis  bloss- 
stelle.  Der  Zweck  der  alliirten  Mächte  sei :  Herstel- 
lung der  natürlichen  Grenzen  der  Schweiz,  ihrer  Un- 
abhängigkeit, und  dann  darauf,  nach  dem  gemeinsamen 
Interesse  aller  Mächte,  die  unbedingte  Garantie  der 
Neutralität  der  Schweiz  in  alle  Zukunft.  Die  Konsti- 
tution des  Kantons  Bern,  welche  auf  die  Mediations- 
akte gegründet,  das  Gepräge  fremder  Willkür  trage, 
könne  keinen  Tag  länger  bestehen,  sobald  dieser  fremde 
Druck  aufhöre.  Bern  solle  wieder  sein,  was  es  war 
und  sein  müsse,  das  Herz  und  Bollwerk  der  Schweiz; 
es  solle  wieder  in  den  Zustand  von  1802  zurücktreten, 
wo  es  zuletzt  sich  frei  auszusprechen  unternahm ;  diess 
sei  der  Sinn  der  alliirten  Mächte,  und  zugleich  das 
Beding  ihres  Schutzes  und  Wohlwollens.  Morgen  wer- 
den   die  alliirten   Truppen  das  schweizerische  Gebiet 
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betreten.  Diese  Versicherungen  sei  Herr  von  Senffb 
beauftragt,  im  Namen  der  Alliirten  Mächte  zu  ertheilen, 
deren  Wunsch  es  zugleich  sei,  dass  die  hiesige  Regie- 
rung sich  den  Ruhm  dieses  Ereignisses  selbst  erwerbe, 
mithin  dem  wirklichen  Einmärsche  der  fremden  Truppen 
zuvorkomme ;  dass  Bern  heute  noch  erringe ,  was  in 
zwei  Tagen  schon  als  aufgedrungen  erscheinen  könnte. 
Als  Schluss  ist  noch  der  besondere  Wunsch  der  al- 
liirten Mächte  beigefügt:  dass  in  dem  ersten  Akt, 
welcher  die  Wiedervereinigung  des  Aargaus  und  der 
Waadt  mit  Bern  aussprechen  wird,  die  Versicherung 
einer  verhältnissmässigen  Aufnahme  von  Familien  aus 
beiden  Landschaften  in  das  Berner-Bürgerrecht,  und 
der  Eröffnung  des  Weges  zu  allen  Aemtern  und  Ehren- 
stellen für  das  Verdienst  enthalten  sei. 

Herr  von  Senfft  fügte  noch  mündlich  hinzu:  Alles 
was  in  seinem  Ursprünge  den  Charakter  französischer 
Gewalt  trage,  müsse  verschwinden,  die  von  Schultheiss, 
Räth  und  Burger  im  Jahr  1802  eingesetzte  Zehner- 
kommission sei  die  letzte  rechtmässige  Behörde,  welche 
zunächst  vor  der  jetzigen  Regierung  existirt  habe ;  in 
ihre  Hände  sei  also  die  Gewalt  der  jetzigen  Regierung 
abzugeben,  und  diese  Kommission  habe  durch  Beibe- 
haltung der  untern  Behörden  allem  Interimszustand 
vorzubeugen,  und  das  Weitere  vorzubereiten. 

Hochgeachtete  Herren !  So  auffallend  die  Eröffnung 
ihrer  Form  nach,  so  ernst  ist  indessen  ihr  Inhalt.  Die 
hohen  alliirten  Mächte  haben  durch  die  neuliche  offi- 
zielle Note  der  k.  k.  österreichische)!  Gesandtschaft 
ihren  Willen  erklärt,  die  Vermittlungsakte  in  der 
Schweiz  als  ein  Werk  französischer  Gewaltthat  aufzu- 
lösen. Jetzt  lassen  sie  nicht  nur  die  Nothwendigkeit 
des  Durchmarsches  ihrer  Heere  durch  die  Schweiz  für 
ihre  Operationsplane  gegen  Frankreich,   sondern  den 


-    50    — ' 

unverzüglichen  Einmarsch  derselben  ankündigen.  Sie 
wollen  der  Schweiz  ihre  Grenzen,  ihre  Unabhängigkeit, 
ihre  Neutralität  wieder  verschaffen ;  aber  sie  verlangen 
auch,  dass  der  Kanton  Bern,  den  sie  durch  Herstellung 
seines  alten  Gebietes  zum  Bollwerk  der  Schweiz  er- 
heben wollen,  für  die  Rückkehr  zur  alten  Ordnung,  den 
übrigen  Kantonen  mit  seinem  Beispiele,  und  zwar  von 
freien  Stücken,  vorangehe,  und  setzen  dieses  zum  Be- 
dinge ihres  Schutzes  und  Wohlwollens.  Sie  lassen  diese 
Erklärung  direkte  an  seine  Regierung  gelangen,  und 
geben  ihr  dadurch  allerdings  ein  Zeichen  von  Achtung. 

Wenn  nun  hieraus  offenbar  hervorgeht,  dass  nur 
das  selbsteigene  Interesse  der  alliirten  Mächte  ihre 
Truppen  in  die  Schweiz  führt ;  dass  sie  aber  bei  ihrem 
allgemeinen  Zwecke  —  die  Vernichtung  der  französi- 
schen Obergewalt  über  die  europäischen  Staaten  — 
auf  die  Mitwirkung  der  Schweiz  Anspruch  machen; 
dass  die  Nichterfüllung  dieser  Absicht  von  Seite  des 
Kantons  Bern  eine  feindselige  militärische  Behandlung 
seines  Landes  zur  Folge  hat,  und  zur  ewigen  Beraubung 
•  der  von  demselben  durch  die  Mediation  getrennten 
Kantonstheile  führen  könnte ;  wenn  in  dem  Herz  jedes 
Schweizers  der  Wunsch  liegen  muss,  sein  Vaterland 
dem  Einflüsse  Frankreichs  entzogen,  und  seiner  Unab- 
hängigkeit wieder  gegeben  zu  sehen,  wenn  auch  der 
bernerische  Kantonsmagistrat  den  Wunsch  nährt,  die 
durch  jene  Gewalt  getrennten  Theile  seines  ehemaligen 
Gebietes  wieder,  unter  angemessenen  Modifikationen, 
an  sich  zu  schliessen,  und  den  dafür  günstig  erschei- 
nenden Zeitpunkt  auf  eine  für  ihn  ehrenvolle  Weise  zu 
benutzen  ;  so  glaubt  der  Staatsrath  aus  diesen  Gründen, 
es  könne  in  Beherzigung  der  Wohlfahrt  des  Kantons 
Bern,  der  Fall  eintreten,  den  Wünschen  der  hohen  Al- 
liirten  und  dem  Drange  der  Umstände  nachzugeben. 
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In  der  Besorgniss  demnach,  dass,  wenn  die  Regie- 
rung auf  die  Eröffnung  des  Herrn  Beauftragten  der 
hohen  Alliirten  keinen  Schritt  thun  oder  eine  vernei- 
nende Antwort  geben  würde,  der  gewünschte  Schritt 
auch  ohne  die  Regierung  geschehen,  und  dadurch  eine 
gefährliche  Anarchie  eintreten  dürfte,  glaubt  der  Staats- 
rath  nach  einter  Ansicht,  es  solle  dem  Grossen  Käthe 
offen  und  frei  von  nun  an  die  ganze  Lage  der  Dinge 
vorgelegt  werden,  um  zu  entscheiden,  ob  es  nicht  der 
Klugheit  angemessen  sein  dürfte,  dem  Drang  der  Um- 
stände, ohne  Abwertung  fremder  Bajonnette  auf  den 
Fall  nachzugeben,  wenn  die  gewisse  Nachricht  des  Ein- 
trittes der  alliirten  Armee  in  die  Schweiz  eingelangt 
sein  werde. 

Nach  anderer  Ansicht  findet  der  Staatsrath,  einge- 
denk Unserer  Verhältnisse  gegen  Unsere  Bundesge- 
nossen :  der  Würde  und  der  Stellung  der  Regierung 
angemessen,  mit  einiger  Schlussnahme  abzuwarten,  bis 
weitere  Ereignisse  fernere  Massnahmen  erfordern.» 

Auszug  aus  dem  Geheimen  Raths-Proto- 
koll  Nr.  15,  Seite  82.  «Montag  den  20.  Christmonat 
1813.  An  Se.  Excellenz  den  Herrn  General  von  M'at- 
tenwyl.  Als  Nachtrag  zu  dein  Schreiben  des  Kleinen 
Ruths  an  Euer  Tit.,  enthaltend  den  Rathsbeschluss 
wegen  der  Eröffnungen  des  Herrn  Grafen  von  Senfft- 
Pilsach,  mittheilen  Wir  Hochdenselben  in  Anschluss : 

1)  Die  von  Herrn  Senfft  dem  Geheimen  Rathe 
überreichte  Verbalnote  vom  19.  Dezember,  sie  selbst 
s&t  nicht  unterschrieben ,  wohl  aber  das  begleitende 

illet  an  HGH.  Amtsschultheissen. 

2)  Die  Note  des  Österreichischen  Ministers  Baron 
'on  Schraut,  als  die  Sendung  des  Herrn  von  Senfft  be- 
laubigend. 
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Letztere  fügte  noch  mündlich  hinzu :  was  in  seinem 
Ursprünge  den  Charakter  französischer  Gewalt  trage, 
müsse  verschwinden ;  die  im  Jahre  1802  von  Schult- 
heiss,  Räth  und  Burger  der  Republik  Bern  eingesetzte 
Zehnerkommission  sei  die  letzte  rechtmässige  Behörde, 
welche  zunächst  vor  der  jetzigen  Regierung  existirt 
habe;  in  die  Hände  dieser  Kommission  solle  demnach 
die  jetzige  Regierung  ihre  Gewalt  niederlegen ;  es  sei 
das  Geschäft  gedachter  Kommission,  die  Wiederein- 
führung der  alten  Verfassung  vorzubereiten,  es  sei  aber 
Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  Oesterreich  ausdrücklicher 
Wunsch  und  dringendes  Anliegen,  dass  die  Regenera- 
tion als  Wirkung  freien  Willens  und  nicht  fremder 
Waffengewalt  erscheine. 

Mit  diesem  Bericht  an  Euer  Tit.,  verbinden  Wir 
die  Versicherung  Unserer  ausgezeichneten  Hochach- 
tung. > 

Auszug  aus  dem  Geheimen  Raths-Proto- 
koll  Nr.  15,  S.  88.  «Dienstag  den  21.  Christmonat 
1813.  An  Se.  Excellenz  Herrn  von  Wattenwyl  eidge- 
nössischer General.  Heute  wurde  die  hier  abschrift- 
lich beiliegende,  über  die  künftigen  Verhältnisse  der 
Schweiz  etwas  bestimmter  sich  ausdrückende  Note,  von 
dem  Herrn  Grafen  von  Senfft  an  HGH.  Amtsschult- 
heissen  überreicht,  worin  derselbe  aufs  Neue  auf  die 
Wiederherstellung  der  ehemaligen  Verfassung  des  Kan- 
tons Bern  andringt. 

Nach  einer  diesen  Nachmittag  darüber  gehaltenen 
ernsten  Berathung,  haben  Wir  in  der  aus  den  be- 
stimmtesten Versicherungen  hervorgegangenen  Ueber- 
zeugung,  dass  eine  solche  Veränderung  der  feste  Wille 
der  alliirten  Mächte  sei,  und  von  ihnen  selbst  durch 
Waffengewalt  veranstaltet  werden  würde;  dass  die- 
selben auf  die  Spontaneität  dieses  Aktes  einen  grossen 
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Werth  setzen,  ferner  in  der  Hoffnung,  durch  das  Ver- 
dienst einer  freien  Handlung  den  Nutzen  des  Landes 
zu  bewirken,  auch  in  der  Absicht,  zur  Organisation 
der  neuen  Gewalten  desto  mehr  Zeit  zu  gewinnen,  und 
somit  die  Ruhe  und  Ordnung  im  Kanton  desto  sicherer 
zu  erhalten,  Uns  einmüthig  entschlossen,  auf  den  mor- 
genden Tag  dem  Kleinen  Rathe  den  Antrag  zu  thun, 
dem  Grossen  Rathe,  unter  Vorlegung  der  Noten  des 
Herrn  von  Senfft,  das  Gutachten  zu  bringen,  dem  Drange 
der  Umstände  und  dem  Wunsche  der  Alliirten  nach- 
zugeben, und  somit  entweder  den  Kleinen  Rath  oder 
den  Geheimen  Rath  zu  bevollmächtigen,  die  Gewalt  der 
gegenwärtigen  Regierung  in  die  Hände  von  Schultheiss, 
Räth  und  Burger  der  Stadt  und  Republik  Bern  —  oder 
nach  einter  Ansicht  der  Zehnerkommission  von  1802, 
zu  Händen  vorgedachter  Behörde  zu  übergeben,  in 
dem  Verstände  jedoch,  dass  —  zu  Vermeidung  aller 
Anarchie  —  dem  Grossen  Rathe  dieser  Antrag  erst 
dann  gemacht  werden  solle,  wenn  die  sichere  Nach- 
richt eingegangen  sein  wird,  dass  die  Truppen  der  Al- 
liirten entweder  das  schweizerische  Gebiet  betreten  — 
nach  zweiter  Ansicht  —  über  den  Hauenstein  auf  Bern 
marschiren  —  oder  nach  dritter  Meinung  —  den  Kanton 
Bern  selbst  betreten  haben. 

Eine  Proklamation  an  das  Volk  wird  bereit  ge- 
halten, um  die  vorgegangene  Veränderung  anzuzeigen, 
die  Beamten  von  ihren  Verpflichtungen  an  die  jetzige 
Regierung  loszusprechen,  und  sie  an  die  von  der  neu 
eintretenden  Regierung  erhaltenden  Aufträge  zu  ver- 
weisen, deren  Proklamation  gleichzeitig  mit  der  erstem 
erscheinen  soll. 

Wir  haben  Uns  verpflichtet  geglaubt,  Euer  Tit. 
von  dieser  Lage  der  Dinge  unverweilte  Kenntniss  zu 
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geben,  und  Hochdieselben  zugleich  dem  Machtschutze 
des  Allerhöchsten  bestens  zu  empfehlen.»1) 

Seltsam  war  hiebei  die  sehr  mangelhafte  Beglau- 
bigung aller  dieser  angeblichen  Abgesandten  der  Mächte 
und  die  passive  Rolle,  welche  sowohl  der  ordentliche 
Gesandte  Oesterreichs,  Herr  v.  Schraut,  wie  die  ausser- 
ordentlichen, bei  dem  eidgen.  Landammann  beglaubigten 
Botschafter  Oesterreichs  und  Russlands,  Lebzeltern  und 
Capo  d'Istria,  bei  diesem  ganzen  Revolutionsmanöver 
gegen  die  rechtmässige  Regierung  von  Bern  spielten. 
Hieraus  sowohl,  als  aus  dem  fernem  Umstände,  dass 
das  Verhalten  von  Senfft  später  von  den  Alliirten 
desavouirt  worden  ist,  hat  man  früher  mitunter  auf 
einen  blossen  kühnen  Täuschungsversuch  seitens  der 
mit  dieser  Unternehmung  von  ihren  Standesgenossen 
beauftragten  Patrizier  von  Bern  schliessen  wollen. 
Dem  stand  jedoch  schon  die  positive  Thatsache  ent- 
gegen, dass  der  offizielle  österreichische  Gesandte  in 
Bern,  wie  schon  bemerkt,  darüber  angefragt  worden 
ist,  und  es  bestand,  wie  es  scheint,  auch  ein  Bill  et 
Metternichs  (ohne  Datum)  an  denselben,  welches 
nach  Monnard,  240,  folgendermassen  lautete : 

c  Mein  Herr !  Wollen  Sie  gefalligst  den  Freiherrn 
von  S.  von  P.  zu  Ihnen  rufen  und  ihm  sagen  beauf- 
tragt zu  sein  ihm  anzuzeigen,  dass  die  Majestät  be- 
stimmte Entschlüsse  gefasst  habe: 

1)  Dass  in  dem  Falle,  dass  die  jetzige  bernische 
Regierung  sich  wirklich  ihrer  Verrichtungen  begeben 

')  Die  weitere  Korrespondenz,  worunter  auch  die  Noten  des  Grafen 
Senfft  an  die  Regierung  von  Bern,  findet  sich  in  den  Beilagen  zum  Leben 
Reinhards,  pag.  489  ff.,  und  hat  heute  keinen  besondern  Werth  mehr.  Vgl. 
hierüber  ferner  Tillier,  pag.  419  und  folgende,  Jahrbuch  1*86,  pag.  310  An- 
merkung, und  Abschiede  der  langen  Tagsatzung,  II.  Band,  pag.  3  und  fol- 
gende. In  dem  Volksmunde  hat  sich  die  Tradition  erhalten,  dass  die  aristo- 
kratische Revolution  auch  nnter  den  bernischen  Offizieren  der  Grenz- 
lieisatzang  Anhänger  gehabt  habe. 
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und  ihre  Gewalt  in  die  Hände  der  Verwaltungskom- 
mission  von  1802  niederlegen  wolle  und  letztere  zu 
ihrer  Aufrechthaltung  die  Hülfe  der  verbündeten  Heere 
anrufe,  die  östreichische  Armee  an  den  Schweizer- 
grenzen stehen  und  den  Bernern  zu  Hülfe  eilen  würde. 
2.  DasB  es  der  Wunsch  S.  Kais.  Maj.  sei,  dass  die 
Verwaltungskommission  nichts  versäume,  um  die  Par- 
teien mit  ihr  zu  vereinigen,  indem  sie  von  ihren  Käthen 
alles  entfernen,  was  ohne  Grund  den  Hass  erwecken 
würde.  Es  möchte  in  dieser  Beziehung  zweckmässig 
erscheinen,  dass  man  in  den  Bekanntmachungen  und 
Proklamationen  vorzugsweise  an  die  Zeit  von  1802  er- 
innere. Nicht  weniger  liegt  es  in  den  Absichten  Oest- 
reichs,  dass  der  Kanton  Bern  seine  ehemaligen  Grenzen 
wieder  erlange,  indem  er  jedoch  den  jetzt  losgerissenen 
Kantonen  Vortheile  gewähre,  die  geeignet  seien,  die 
Gemüther  zu  gewinnen.  Seine  Kaiserl.  Majestät  wünscht, 
dass  die  den  abgerissenen  Kantonen  gewährten  Vor- 
rechte zugleich  mit  der  Rückkehr  zu  der  Ordnung  der 
Dinge  von  1802  bekannt  gemacht  werden,  wie  denn 
besonders  unter  dieser  Bedingung  Seine  Majestät  Schutz 
gewährt.  Metternich.  » 

Ebenso  unzweifelhaft   war,   dass  die  offiziell   be- 
glaubigten Vertreter  von  Oesterreich  und  Russland  in 
Zürich  dem  eidg.  Landammann  am  20.  Dezember  eine 
Note  eingereicht  hatten,  worin  sie  die  Aufhebung  der 
"ationsverfassungen  in  ziemlich  klaren  Worten  ver- 
;en ')   und  überhaupt  einer   allgemeinen  Restaura- 
früherer  Zustände   das  Wort  zu   reden  schienen. 

>  Gans  ausdrücklich  war  (Hess  allerdings  nicht  gesagt  und  es  Ist  daher 
lehtlg,  das»  die  Schweiz  oder  Irgend  ein  Kanton  derselben  znr  Anf- 
;  der  Verfassung  geradezu  gezwungen  worden  sei.  E*  hltte  bei 
grösserer  Entschlossenheit  der  reglerenden  Klassen  wohl  die  Alllani 
inkrclch  beseitigt  and  die  Verfassung  ohne  die  französische  Garantie 
■n  werden  kennen.  Diese  Note,  auf  die  man  sieh  vielfach  bezieht, 
nämlich  wörtlich  wie  folgt: 
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Das  Wahrscheinlichste,  ja  man  kann  sagen,  das 
seit  1880  Gewisse  ist,  dass  Metternich  theils  auf  An- 
dringen der  militärischen  Autoritäten  im  Hauptquar- 
tier zu  Frankfurt,  theils  auf  die  Versicherung  der 
schweizerischen  Reaktionäre  hin,  dass  kein  Widerstand 
zu  befurchten  sei,  sich  entschloss,  gegen  den  Willen 
des  Kaisers  von  Russland  gleichzeitig  die  Neutralität 
der  Schweiz  zu  brechen  und  eine  Revolution  in  Bern 
zu  begünstigen,  dass  er  aber  hiefür  seine  offiziellen 
Vertreter  nicht  einsetzen  wollte,  sondern  bloss  die 
Berner  selbst  und  einen  ausserordentlichen  Agenten 
ohne  eigentlichen  diplomatischen  Charakter  und  ohne 
schriftliche  Beglaubigung,  den  man  bei  einem  gänz- 
lichen oder  theilweisen  Misslingen  allfällig  desavouiren 
konnte.  Wie  dieser  Plan  hinter  dem  Rücken  des 
Kaisers  Alexander  durchgeführt  wurde,  ist  bereits 
in    dem    letztjährigen    Jahrbuche    (pag.    368)    erzählt 


„A  Son  Excellence  Monsieur  de  Reinhard,  Landammann  de  la  Suisse. 

Les  sonssignta  vlennent  de  recevoir  de  leur  eour  Vordre  de  faire  h 
8.  E.  M.  le  Landammann  de  la  Suisse  la  däclaration  suivante. 

La  Suisse  avalt,  depuls  defl  slecles,  joui  d'nne  independanoe  heureuse 
ponr  eile,  ntUe  a  ses  voisins,  necessaire  an  maintlen  d'un  eqnilibre  politlque. 

Les  fleaux  de  la  Evolution  francaise,  les  guerres  qui  depuls  vlngt  ans- 
sapeTent  jusque  dans  ses  fondemens  la  prospe>ite  de  tous  les  Etats  de  l'Eu- 
rope,  n'epargnerent  pas  la  Suisse.  Agltee  dans  son  Interieur,  affalblle  par  de 
rains  efforts  d'ecbapper  a  l'lnfluence  funeste  d'un  torrent  devastateur,  la 
Baisse  se  Tlt  privee  peu  a  peu  des  boule  Yards  essen tiels  au  maintien  de  son 
independance,  par  la  France  qui  se  disalt  son  amie. 

L'Empereur  Napoleon  finit  par  6tablir  nur  les  de*bris  de  la  föderation 
Hnisse,  et  sons  im  titre  lneonnn  jusqu'alors,  une  influence  direete,  perma- 
nente et  incorapatlble  arec  la  libcrte"  de  la  requbllque,  avee  cette  liberte 
antiqne  respectee  par  toutes  les  putssances  de  l'Europe,  avee  ce  premier 
garant  des  rapports  de  bienveillance  qne  la  8uisse  avait  entretenne  avee 
olles  jnsqu'ä  t'epoqne  de  son  asservissement,  arec  cette  premlere  conditlon 
de  la  neutrallte  d'un  Etat. 

Les  principes  qui  animent  les  souverains  alltfs  dans  la  guerre  aotuelle. 
*ont  connus.  Tout  peuple  qui  n'a  pas  perdu  le  souvenlr  de  son  Independance 
doft  les  avoner.  Les  puissanees  desirent  que  la  Snisse  recouvre  avee  l'Eu- 
rope entlere  la  jonlssance  de  ce  premier  droit  desnations;  qu'elle  reconvre 
avee  ses  anclennes  frontleres  les  moyens  de  les  defendre.  Blies  ne  peuvent 
admettre  une  neutral  ite  qui  dans  les  rapports  actuels  de  la  8uisse  n'e  xiste 
qae  de  nom. 
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worden  und  es  ergibt  sich  aus  der  offiziellen  Bericht- 
erstattung über  die  Konferenz  von  Lörrach  (Jahr- 
buch 1886,  pag.  431),  dass  dort  auch  ausdrücklich  von 
der  Wiederherstellung  der  alten  Verfassung  von  Bern 
und  der  Wiedervereinigung  von  Waadt  und  Aargau 
mit  diesem  Kanton  die  Rede  war. 

Seit  dem  Jahre  1863  sind  die  Aufzeichnungen  des 
österreichischen  Unterhändlers  Senfft  vorhanden  und 
seit  noch  neuerer  Zeit  ein  Brief  des  Kaisers  von  Russ- 
land an  seinen  ehemaligen  Erzieher  Laharpe,  die  wir 
beide  hier  beifügen  wollen. 

1.  Aus  den  Memoiren  des  Grafen  Senfft: 

„M.  de  Metternich  m'avait  parle\  ainsi  que  l'Empereur,  de  la  position 
de  la  8nisse  par  rapport  a  la  campagne  qui  allait  s'ouvrir.  Je  n'avais  pasaä 
qne  peu  de  temps  dans  ce  pays,  et  j'y  avais  vecu  dans  nne  profonde  re- 
traite:  cependant  je  savais  qne  l'Empereur  Napoleon  n'y  comptait  queres 
de  partisans  que  parmi  les  membres  des  gouvernements  des  nouveaux  can- 
tons  qui  lnl  devaient  leur  existence,  qne  l'lnfluence  francaise  ätalt  en  hor- 
reur  a  la  natlon,  et  que,  si  le  passagc  par  le  terrltoire  föderal  ätait  reconnn 


Les  armees  des  puissances  alliees,  en  se  Präsentant  sur  les  frontieres 
de  la  Suisse,  comptent  n'y  trouver  que  des  amts.  L.  M.  I.  et  R.  prennent 
l'engagement  solennel  de  ne  pas  poser  les  armes  avant  que  d'avoir  assure' 
ä  la  Suisse  les  parties  que  la  France  en  a  arr achtes.  Sans  pretention  aucune 
de  s'immlscer  dans  ses  rapports  Interieurs,  elles  ne  souffriront  pas  que  cet 
Etat  reste  place  sous  une  influence  etrangere.  £lles  reconnaitront  ea,  neu- 
trallte  le  jour  oii  il  sera  libre  et  independant,  et  elles  attendent  du  patrio- 
tisme  d'uae  brave  natlon  que,  Adele  aux  principes  qui  Tont  iüuströe  dans 
les  siecles  passet,  eile  secondera  les  nobles  et  genereux  efforts  qui  re- 
unlssent  pour  une  meine  cause  tous  les  souverains  et  tous  les  peuplcs  de 
l'Europe. 

Les  soussigne«,  en  s'acquittant  de  la  präsente  communication,  doivent 
porter  a  la  connaissance  de  Monsieur  le  Landammann  la  proclamation  et 
l'ordre  du  jour  que  le  general  en  chef  de  la  grande  armee  allice  publiera 
au  moment  de  l'entree  de  Tarmee  sur  le  territoire  Suisse.  S.  E.  les  trouvera 
conformes  sans  doute  aux  sentimens  que  L.  L.  Maj.  Imp.  et  Royales  vouent 
a  la  confedriration. 

Ils  ont  l'honneur  de  vous  offrir  les  assurances  de  leurs  sentimens  de 
tres-haute  consideration. 

Zürich,  le  2U  Dccembre  1813.   Chevalier  de  Lebaelteni.  Le  comle  Capo  d'lnbria," 

Erat  in  spätem  Noten  vom  29.  Dezember  1818  und  1.  Januar  1814  ist 
ausdrücklich  von  der  Aufhebung  der  Mediationsakte  die  Rede,  als  an  der 
Willigkeit  der  Schweiz  hiezu  nicht  mehr  zu  zweifeln  war.    Vgl.  Reinhard, 

pag.  496  ff. 
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necessaire  ponr  assurer  le  succes  des  Operations,  11  poarratt  ötre  entrepris 
sans  res  iß  tan  ce  de  la  part  de  la  Baisse,  oü  personne  n'aurait  voulu  tirer 
l'epee  ponr  s'opposer  a  une  attaque  dirlgäe  contre  la  France.  Le  langage 
diplomatique  de  Zürich,  tel  que  le  falsa  it  connaitre  M.  de  Lebzeltern,  dtait 
diffe>ent  saus  donte :  mala  on  me  erat,  et  le  passage  par  la  8nisse  fut  re- 
soln.  Le  grand  äge  et  la  manvalse  sante*  de  M.  de  Schraut  me  fit  choisir 
ponr  la  directlon  des  relations  politiqnes  avec  ce  pays,  affaires  dont  Berne 
allait  devenir  le  centre,  tu  les  mouvements  militalres  qul  se  portaient  de 
ce  cöte-lä. 

,11  n'etait  encore  question  d'aucun  changement  dans  la  Constitution  de 
la  Baisse.  M.  de  Metternlch  savalt  par  les  ouvertures  de  quelques  membres 
da  gouvernement  de  Berne,  (ouvertures  que  j'avals  recueillies  a  mon  pas- 
sage par  cette  ville,)  que  Ton  däsirait  que  les  llmftes  naturelles  de  la  Sulsse 
fassent  rötablies  du  cote*  du  Valais,  de  Geneve,  de  Neuchfttel  et   de  Porren- 
trny.  et  que  l'Empereur  des  Francis  fit  dlsparaitre  de  ses  titres  celui  de 
«mediateur  de  la  Confederation  helvdtique.1*  dans  lequel  on  voyalt  raffee- 
tation  d'une  autorite*  permanente.    On  ne  m'avait  parle"  que  vaguement  de 
quelques  arrangements  relatifs  aux  affaires  interieures  de  la  eoniMeration, 
et  qu'on  ne  pla^alt  qu'en  seconde  ligne  dans  le  nombre  des  räsultats  a  ob- 
tenir  par  Intervention  des  pulssances  allities.    Ge  n'est  qu'ä  Fribourg  en 
Brisgau,  ob  j'arrlvais  vingt-quatre  h eures  avant  M.  de  Metternieh,  quej'eus 
connaisaance  des  plans  du  comite*  des  aristoerates  sulsses  qui,  le  comte  Jean 
de  Balis-Soglio  ä  leur  tete,  s'y  eHalent  rendns  de  Waldshut,  oü  11s  avaient 
i\i  rassembläs  jusques-la.   M.   de  Salis,  homme  plein  de  zele  pourles  prln- 
eipes  que  professait  son  parti,  re*usslt  ä  persuader  au  ministre  autrlehien 
que  le  rätabllssemen  t  de  Ja  Constitution  de  la  Baisse  sur  les  anclennes  bases 
etalt  ägalement  näcessalre  pour  la  sürete"  des  Operations  de  la  campagne 
proehaine,  et  pour  la  solidite*  fnture  du  Systeme  polltique  sur  ce  point  de 
de  l'fiurope.    On  reprtisentalt  avec  raison  les  gouvernements  des  nouveanx 
eantons  comme  peu  conside're's  chez  eux,  et  attaches  par  interet  et  par  re- 
eonnaiasance  a  la  France  revolutionnaire.    Ce  seraient,  disait-on,  des  enne- 
mis  secrets  qu'on  laisseralt  derrlere  soi,  et  qul  pourraient  devenlr  dangereux 
an  moindre  revers  qu\*pronveralent  les  arm£es  alliees  en  France ;  ce  se- 
raient de  mßme  ä  l'avenlr  des  alliäs  constants  de  cette  puissance,  qu'on  ne 
•eparait  pas  encore  a  ce  moment  de  la  personne  et  de  la  polltique  de  Na- 
poleon.   Pour  porter  remede  ä  ces  inconvänients  11  fallait  rendre  a  Berne 
son  ancienne  präponderance  et  en  faire  le  boulevard  oppose*  ä  la  France  du 
eöte"  de  1'ouest,  en  y  rc*un1ssant  le  pays  de  Vaud  et  l'Argovle.    I^es  peuples 
de   ces  dlstricts,  qui  devaient  au  gouvernement  bernois  des  slecles  de  pros- 
pe^td,  allaient  etre  satisfalts  par  la  part  qu'on  devait  aecorder  a  leurs  re- 
presentants  a  la  l^glslation  civlle  et  criminelle  et  au  vote  des  impöts;  leurs 
principales  familles  devaient  £tre  admises  au  patriciat  de  Berne;   en  un 
mot  II  ne  s'aglssait,  selon  M.  de  Balis  et  bps  collegues,  que  d'articuler   le 
rdtablissement  de  l'e"tat  des  choses  de  1798.    Les  conseils  de   Berne  n'atten- 
daient  que  la  ccssation  de  rinfluence  franeaise,  pour   declarer  nul  tout  ee 
qni  devait  son  origine  an  joug  dtranger,  et  toute  la  Suisse  allalt  y  applaudir. 
M.  de  Metternieh,  accueillant  cette  man  lere  de  voir,  l'exposa  dans  un  rap- 
port  ä  TEmpereur  dont  il  obtint  l'approhatlon.    II  me  le  fit  lire :  c'dtalt  In 
base  de  mes  Instructions  dont  on  promettait  de  s'oecuper  plus  tard.    On  fit 
partir  le  15  de*cembre  un  courrier  par  lequel  on  chargea  M.  de  Sohrant  de 
deelarer  aux  patriciens  bernois  „que  Ton  verrait  avec  plaisir  que  le  gotiver- 
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nement  actuel  de  la  republique  remit  lui-meme  le  pouvoir  entre  les  mains 
des  anoiennes  autorlttfs,  coiuposges  en  grande  partie  des  möines  personnes, 
et  qu'il  reprit  possession  du  pays  de  Vaud  et  de  l'Argovie,  en  prenant  des 
inesures  ponr  assurer  le»  droits  politiques  des  babitaats  de  ces  districts". 
On  prövenait  en  roöme  temps  M.  de  Schraut  de  ina  mission,  en  lui  marquant 
qu'instruit  des  intentions  de  la  cour,  je  lui  ferais  connaitse  ce  qu'il  aurait 
a  faire.  Enfin  on  pressa  raon  däpart  pour  le  17.  Je  devais  d'abord  me 
rendre  k  Aar  au,  oü  ötait  le  quartler-gäne>al  du  landamman  de  Watte  vi  Ue, 
pour  le  preVenir  de  l'entrde  de  Tarmee  autrichienne,  fixäe  au  SO  et  le  dis- 
poser  a  faire  retlrer  le  cordon  de  troupes  suisses  qui  garnissaient  les  fron- 
tieres,  en  donnant  aux  comniandants  des  postes  de  Bale  et  de  Schaffhouae, 
Kauterisation,  näceasalrc  pour  conclure  une  Convention  militaire.  Me  ren- 
dant  ensnite  a  Berne,  je  devais  suivre  le  mouvement  aristocratlque  qu'on 
croyait  snfflsamment  pröparö  par  les  soins  de  M.  de  Salls  et  les  Instructions 
donnees  ä  M.  de  Schraut,  mais  qu'il  importalt  de  voir  accompli  avant  re> 
poque  de  l'entröe  des  troupes  autrichiennes,  dont  la  pr&ence  lui  aurait  öte" 
Ron  caractere  de  spontane'iUS. 

On  ne  trouva  pour  moi,  ni  le  temps  de  voir  l'Euipereur,  ni  celui  de 
faire  dresser  mes  Instructions  par  öcrit.  U  fut  questiou  de  la  forme  dans 
laquelle  je  pourrais  etre  acerödite*  ä  Berne ;  mais  comme  on  ne  pouvait  me 
donner  convenablement  des  lettres  de  creance,  ni  pour  le  goiivernement 
qui  allait  etre  dissous,  peut-etre  des  avant  mon  arriväe,  ni  pour  celui  qui 
n'existait  pas  encore,  il  fut  convenu  que  M.  de  Schraut  prendrait  jusqu'ä 
nouvel  ordre  la  responsabilite"  de  tout  ce  que  je  serais  dans  le  cas  d'arti- 
culer  au  nom  de  la  cour.  Le  prince  de  Metternich  paraissait  fort  satisfait 
de  pouvoir  mettre  cette  aftaire  en  train  pendant  1' ab  sc  nee  de  l'Empereur  de 
Russie,  retenu  ä  Carlsruhe  par  la  revue  qu'il  faisalt  de  ses  troupes.  „Apres 
le  succes,  dlsait  M.  de  Metternich,  ce  prince  me  dira  que  je  suis  le  premier 
ministre  de  l'Europe.u  Je  ne  pouvais  donc  pas  douter  que  Ton  ne  fut  sür 
d'obtenir  l'assentiment  de  la  Kussie,  et  c'est  dans  cette  persuasion  que  je 
partis. 

Ma  Conference  avec  M.  de  Watteville  eut  un  plein  succes,  et  j'expddiai 
d'Aarau,  le  18,  un  Courier  au  prince  de  Schwarzenberg  pour  lui  annoncer 
l'acquiescement  du  general  suisse  au  passage  de  l'arintie  autrichienne.  Ar- 
rive"  a  Berne  le  19,  j'appris  par  M.  de  Schraut  qu'il  avait  donne*  copie  de 
la  depeche  du  prince  de  Metternich  du  16  deeeinbre  ä  M.  de  Steiguer  de 
Rlggisberg  pour  les  patriciens,  et  a  M.  de  Mulinen,  ancien  avoyer,  po.ur  les 
prineipaux  membres  du  gouvernement.  II  m'assura  que  tout  le  monde  ätait 
d  aecord  pour  le  changement  qu'on  avait  en  vue,  et  que  l'exöcution  n'en 
rencontrerait  aueune  difticulte.  Eu  elf  et,  en  m'abouchant  avec  l'avoyer  en 
Charge,  M.  de  Freudenreich,  et  avec  les  membres  du  conseil  d'etat,  je  trou- 
vai  les  memes  dispositions  pour  le  fond  de  la  question ;  on  ne  me  flt  d'ob- 
jeetion  que  sur  le  moment  d'agir,  moment  qu'on  desirait  remettre  jusqu'- 
apres  l'arrlvee  des  troupes  autrichiennes,  pour  ne  pas  se  donner  aux  yeux 
des  autres  cantons  l'apparencc  de  les  avoir  appelees.  Mais  on  ceda  bientöt 
aussi  sur  cc  point,  sur  l'assurance  que  je  donnais  que  l'entröe  de  rannte 
aurait  irrevocablement  Heu  le  20  ou  le  21,  et  sur  l'observation  que  je  fls 
que  la  spontanditC  du  mouvement  en  faisait  tout  le  inerite,  et  que  l'acte  de 
mediation  ne  pouvait  etre  considere*  par  les  alliäs  que  comme  une  loi  im- 
posöe  ä  la  Suisse  par  la  violence,  laquelle  loi  devait  perdre  tonte  force 
apres  le  renversementde  la  puissance  de  Napoleon.  On  convint  que  le  r Etablis- 
sement de  1'aneien  gouvernement  de  Berne  serait  propose'  ie  lendemain  matin 
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an  petit  et  au  grand  conseil,  et  personne  ne  doutait  du  snccfes.  Cependant  la  jac- 
tancc  de  quelques-uns  des  patriclens  eloignäs  jtisqne  la  des  affaires  avalt 
reveillö  la  jalouaie  ddmocratique;  les  partlsans  du  landamman  de  Watte- 
rille  s'£tonnaient  de  volr  leur  chef,  honnete  homme,  mala  faible,  et  vain 
de  la  repre'Bentatlon  dont  il  jouissait  sous  le  röglme  de  1a  me'diation  rester 
oranger  au  mouvement  qui  se  präparait.    Enfin  les  lettre»    de    Zürich, 
de  Sehaflfhouse  et  dn  pays  de  Vaud  avaient  fait  nattre  des  dontes  sur  les  in- 
tentlons  de  1'Einpereur  de  Russie:  ces  difftfrents  motlfs  causerent  une  he- 
sitatlon  qui  se  manifesta  le  lendemain  dans  le  conseil.  On  se  dtsalt  toujours 
d'accord  pour  le  fond  de  la  questlon  et  on  ne  voulait  que  dlfTerer  l'exricutlon. 
M.  de  ßchraut  avait  donnd,  a  la  demande  de  M.  Freudenreich,  une  note  par 
laquelle  il  pr§talt  sa  crdancc  ä  tontes  nos  Communications.    Les   Intention» 
de  ma  cour  e*taient  donc  de*clare*es,  et  son  Intervention  engagde  par  les  In- 
structions que  l'envoye*  d'Autrlche  avalt  publikes  avant  mon  arrive"e.  Je  crus 
alors  devoir  presser  rexe*cution  d'une  mesure  qu'on  faisait  toujours  regarder 
eomme  deja.  r6soltie;  je  röpdtai  par  dcrlt  les  conslddrations  que  j'avais  d'a- 
bord  expos6es  de  vlve  voix,  et  qui  ne  portalent  toutes  que  sur  le  moment 
d'aglr,  non  sur  l'aetion  meme.    Enfln,  Ton  se  de*cida  le  83  au  matin,  apres 
one  slance  assez  oragense  du  grand  conseil.    Les   proclamations  des  an- 
cieunes  antorft£s  rentre"es  en  activite',  concertdes  d'avance  avec  M.  de  Schraut 
et  moi,  e*pronverent  dans  la  discussion  publique  quelques  modifications  qui 
prlsentaient  des  inconvtfnients ;  mais  11  parut  plus  convenable  d'y  reme*dier 
dans  la  suite  que  de  perdre  du  temps  en  reprenant  le  travail.    Les  troupes 
antrichiennes  entrerent  a  Beme  le  24  de*cembre.    Les  esprits  dans  le  pays 
de  Vaud  et  dans  FArgovie,  Ctaient  alors  tout  dlsposös  a  la  soumission.   Les 
familles  considerables  des  deux  pays  se   tenaient  c*loign£es  du   gouverne- 
ment  eantonaL  et  se  seraient  eontentäes  de  la  perspective  d'une  Constitution 
Iibre  et  de  Teapoir  de  se  volr  admises  au  droit  de  bourgeolsie  de  Beme ,  le 
peuple.  en  se  voyant  assurer  l'abolition  des   dimes,  pröferait  au   fond  les 
anclens  Souvenirs  de  la  domination  bernolse,  anx  gonvernements  e*phomeres 
de  son  chobc.    Mais  les  scrupules  qui   avaient  d'abord  arrctft*  le  mouvement 
prinefpal,  flrent  encore  dlffCrer  les  mesures  que  le  gou vernein ent  bernois 
ftait  a  meine  de  prendre  avant  Tarrivöe  des  troupes  äfrangeres  ou  au  mo- 
ment meine  oü  elles  entraient  a  Aarau  et  a  Lausanne :  et  a  la  faveur  de 
cette  he*sitat1on,  les  autorite*s   cantonales  retrouverent  la  rdsolution  et  l'at- 
titude  de  la  röststance.    L'Empereur  de  Russie  s'e°tant  fortement  prononce', 
k  son  arrivge  k  Fribourg,  en  faveur  de  l'independance  du  pays  de  Vaud  et 
de  l'Argovie,  le  cabinet  autrlchien  s'e*tait  arrete*  dans  samarche.    II  n  avait 
point  donne"  k  M.  de  Lebzeltern,  qui  continuait   d'ßtre  accre*dit6  ä  Zürich, 
des  Instructions  analogues  aax  miennes.    On  ne  songea  pas  non  plus  ä  ar- 
reter  ma  murcne  des  les  premiers  jonrs ;  on  ne  s'alarma  qu'en  voyant  l'lm- 
pression  que  les  rapports  arrlvds  de  Zürich  sur  ce  qui  se  passait  a  Beme, 
produisaient  sur  TEmpereur  de  Russie.    On  m'envoya  le  25  M.  de  Floret, 
poor  faire  ratentir  les  mesures  qui  ra'avaient  e*te*  dlcte*es:  il  trouva  tont 
aebeve\  ainsi  que  cela  devait  etre,  avant  l'entröe  de  Tarme'e.    II  ne  resta 
donc  d'autre  cxpe*dient  que  de  me  rappeler,  en  ddsapprouvant  vaguement 
la  maniere  dont  s'e*tait  opäre*  le  changement  (auquel  on  ne  pouvait  pas  re- 
foser  son  assentiment  pour  le  fond),  et  en  renvoyant  a  un  arrangement  a 
l'amiable  Ja  re*union  des  cantons  de  Vaud  et  d'Argovle  avec  celui  de  Beme, 
Le  prince  de  Mettenüch  m'ecrivit  le  1er  janvier  „que  j'avals  p6chj&  dans  le 
principe  en  allant  en  avant,  la  oü  il  n'auralt  fallu  que  suivre,*  —  „L'Empe- 
reur  ne  vous  en  veut  pas,  ajoutait-il,  car  scs  sentiments  sont  conformes  a  vos 


-     70     - 

prlncipes  suisses ;  mais  nous  ne  sonunes  pas  Beule ;  ce  mot  sufflt  pour  vous 
donner  de  fort  es  indlcations".  —  Ce  mot  me  fit  crotre  en  effet  que  le  saeri- 
fice  momentane*  de  ma  posltion  6talt  n£cessaire  an  bien  general,  et  je  me 
80umls  »ans  marmure.Ul) 

2.  Brief  Kaiser  Alexanders  an  Laharpe  vom  8.  Januar  1814 
(aus  der  „Allg.  Zeitung-): 

„Endlich,  mein  theurer,  verehrungswürdiger  Freund,  kann  ich  zu  Ihnen 
sprechen,  ohne  Sie  durch  meine  Schrift  zu  kompromittiren,  und  ohne  da&s 
diese  durch  die  Censur  der  indiskreten  Inquisition  der  Posten  laufe.  Herr 
Monod  wird  Ihnen  diese  Zeilen  überbringen,  dessen  Bekanntschaft  zu  ma- 
chen für  mich  ein  wahrhaftes  Vergnügen  war,  da  er  so  hoch  in  Ihrer  Ach- 
tung steht;  auch  kostete  es  ihn  nicht  viel,  mein  Vertrauen  zu  gewinnen. 
Ich  sprach  mit  ihm  ganz  rückhaltlos  über  Alles,  was  Ihr  Vaterland  betrifft, 
über  meine  Anstrengungen,  seiner  Neutralität  Geltung  zu  verschaffen,  über 
die  förmlichen  Versprechungen,  welche  ich  in  dieser  Richtung  von  Oester- 
reich  herausgeschlagen  hatte,  und  endlich  über  den  Umstand,  welcher  als 
Vorwand  gedient  hat,  um  diese  Versprechungen  zu  hintertreiben,  was  Sie 
den  Herren  von  Bern  und  ihren  verabscheuungswürdigen  Intrlguen  verdan- 
ken. Man  benützte  den  Moment,  wo  ich  von  Frankfurt  nach  Freiburg  reistet 
und  mich  einige  Tage  in  Frankfurt  zur  Begrüssung  der  Verwandten  meiner 
Frau  aufhielt,  um  das  Schwelzergebiet  auf  Grund  angeblicher  Einladung  Ihrer 
Berner  Herren  zu  verletzen  —  Herr  Monod  war  personlich  Zeuge  der  In- 
dignation, womit  mich  dieses  Vorgehen  sowohl  meiner  Alllirten  als  ihrer 
Intriganten  erfüllte  —  doch  bleiben  wir  bei  der  Sache:  das  Uebel  war  ge- 
than;  es  musste  so  bald  als  möglich  gesühnt  werden.  Hier  in  Kürze,  was 
meine  warmen  Bemühungen  für  die  Sache  Ihrer  Heimat  erreicht  haben :  die 
neuerlichen  Veränderungen  In  Bern  (les  changements  survenus  ä  Berne> 
werden  keinen  Bestand  haben  und  die  intriganten  Urheber  derselben  des- 
avouirt  werden.  Man  wird  die  Existenz  der  Kantone  Waadt  und  Aargau 
durch  Bern  weder  in  Frage  stellen  noch  beunruhigen  lassen.  Die  Bundes- 
versammlung soll  einberufen  werden,  und  diese  allein  In  konstitutioneller 
Weise  über  die  Aenderungen  beschliessen,  welche  sie  an  der  Mediations- 
Akte  (a  l'acte  de  mediation)  für  nothwendig  hält.  Die  Kantone  sollen  frei 
sein,  in  ihren  inneren  Einrichtungen  jede  Verbesserung  vorzunehmen,  deren 
sie  bedürfen,  jedoch  darüber  hinaus  sich  keine  Rechte  über  andere  anmaa- 
sen.  Die  Allilrten  werden  sich  in  keiner  Weise  in  die  Innern  Angelegen- 
heiten der  Schweiz  mischen  und  sich  begnügen,  durch  ihre  Rathschläge  jede 
Zwietracht  und  jeden  Streit  zu  verhindern.  —  Hierin  liegen  die  unwider- 
ruflichen Grundzüge  unseres  Verhaltens.  —  Der  Bevollmächtigte,  welchen 
ich  an  den  Landainmann  und  an  die  Bundesversammlung  abgeordnet  habe, 
ist  ein  Herr  von  Capo  d'Istria,  ein  durch  seine  Rechtschaffenheit,  sein  Zart- 
gefühl, seine  klaren  (ses  lnmieres)  und  freisinnigen  Anschauungen  sehr  em- 
pfehlenswerter Mann.  Er  ist  von  Corfu,  daher  Republikaner,  und  gerade 
die  Kenntniss  seiner  Grundsätze  hat  mich  zu  dieser  Wahl  veranlasst.    Ich 


')  Senfft  hätte  eben  nach  den  Intentionen  seines  Auftraggebers  nicht  so 
derb  Namens  der  drei  Mächte  befehlen,  sondern  die  Aufhebung  der  Berner 
Verfassung  hätte  als  ein  freiwilliger  Akt  erscheinen  sollen.  Etwas 
mehr  Festigkeit  unserer  Magistraten,  z.  B.  das  Verlangen  einer  Vollmacht 
und  gleichzeitig  eine  entschiedene  Erklärung  in  Lörrach,  hätten  mut- 
masslich genügt,  um  dieser  ganzen,  etwas  plumpen  Intrigue  Metternlch's 
ein  Ende  zu  bereiten. 
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empfehle  ihn  Dunen  speziell.  Er  hat  den  Befehl,  sich  mit  Herrn  Monod  und 
mit  Ihnen  In's  Benehmen  zu  setzen.  —  Ich  bitte  Sie  Inständig,  ihn  zu  leiten, 
and  ich  versichere  Ihnen,  das»  er  eine  tiefe  Verehrung  für  Sie  empfindet, 
indem  er  8ie  nicht  allein  dem  Namen  nach,  sondern  auch  aus  Ihren  Arbeiten 
kennt,  da  er  in  St.  Petersburg  Gelegenheit  hatte,  die  Hefte  durchzulesen, 
welche  Sie  uns  als  unser  Erzieher  dlktirt  hatten.  —  Er  hat  wacker  beige- 
standen, um  dem  österreichischen  Ministerium  das  Odiose  seines  Benehmens 
nnd  die  Folgen  begreiflich  zu  machen,  welche  es  für  die  Sache  der  Allilrten 
haben  könnte,  wenn  man  sich  in  solcher  Welse  beschmutzte. 

.Ehe  ich  diesen  Brief  schllesse,  lassen  Sie  mich  Ihnen  sagen,  dass  ich 
es  Ihnen  und  Ihrem  Unterricht  (vos  Instructions)  verdanke,  wenn,  neben 
dem  Beistand  der  Vorsehung,  die  geringe  Beharrlichkeit  und  Energie, 
welche  ich  innerhalb  zweier  Jahre  entwickeln  konnte,  der  Sache  der  Un- 
abhängigkeit Europa's  nützlich  gewesen  sind.  Das  Andenken  an  Sie  war 
in  den  schwierigsten  Momenten  stets  frisch  in  meinem  Gedächtniss,  und  der 
Wunsch,  mich  Ihrer  Mühen  würdig  zu  zeigen  und  Ihre  Achtung  zu  ver- 
dienen, hat  mich  unterstützt  (m'a  soutenu).  Hier  sind  wir  von  den  Ufern 
der  Moskowa  an  denjenigen  des  Rheins  angekommen,  die  wir  demnächst 
oberschreiten  werden. 

„So  nahe  bei  Ihnen,  nähre  ich  den  angenehmen  Trost,  Sie  in  meine 
Arme  schliessen  und  Ihnen  mündlich  den  Dank  wiederholen  zu  können, 
den  Ihnen  mein  Herz  bis  zum  Grabe  weiht.  —  Es  wäre  der  schönste  Tag 
meines  Lebens.  —  In  4—5  Tagen  will  ich  meine  Schwester  in  Schaffhausen 
besuchen,  wo  ich  bis  zum  10.  Januar  verweilen  werde;  nachher  würde  ich 
noch  einige  Tage  in  Basel  verbringen  können,  bevor  ich  meinen  Weg  in's 
Innere  Frankreichs  fortsetze.  —  Sie  wären  willkommen,  wo  immer  Sie  zu 
mir  stossen,  und  sagen  Sie  sich,  dass  Sie  mit  der  lebhaftesten  Ungeduld  er- 
wartet werden.  —  Leben  Sie  wohl,  mein  theurer,  mein  wahrer  Freund;  von 
Herz  und  Seele  Urnen  für's  Leben  ergeben.  Alexander." 

Erst  seit  Ende  des  vorigen  Jahres  sind  eine  An- 
zahl von  Korrespondenzen  des  österreichischen  Hofraths 
Friedrich  v.  Gentz  und  der  Fürsten  Metternich  und 
Schwarzenberg  bekannt  geworden,  welche  in  diese  für 
die  Eidgenossenschaft  so  beschämende  Geschichte  von 
1813  bis  zum  Grunde  hineinleuchten.  In  welchen  Ab- 
grund von  kaltherziger  Berechnung  man  dabei  blicken 
muss,  das  mag  der  Leser  dieser  historischen  Denkmäler 
selbst  empfinden.  Jedes  begleitende  Wort  würde  den 
Eindruck,  den  dieselben  machen,  vermindern1).    Ueber 

')  Der  Titel  dieses  für  die  schweizerische  Geschichte  der  Jahre  1818 
bis  1815  wichtigen  Werkes  ist  „Oesterreichs  Theilnahme  an  den 
Befreiungskriegen,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Jahre  1813  bis 
1815,"  Wien  1887.  Ein  Theil  unserer  schweizerischen  Geschichtsquellen, 
besonders  die  Lebensgeschichten  Reinhard1»  und  Watten wyl 's,  erfahren  da- 
durch wesentliche  Ergänzungen,  wenn  wir  auch  keineswegs  glauben,  dass 
diese  beiden  Manner  eine  Vorstellung  von  der  Hinterlist  hatten,  mit  der 
sie  behandelt  wurden. 
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die  Vorgänge  im  alliirten  Hauptquartier  in  Prankfurt 
berichtet  zunächst  Gentz  (pag.  124)  vom  20.  November 
(Tag  der  eidgenössischen  Neutralitätsproklamation): 

„Der  Augenblick  ist  noch  nicht  gekommen,  um  die  Beschaffenheit  der 
Operationen  zu  entscheiden,  die  eingeleitet  werden  soUen.  Bis  jetzt  scheint 
es  jedoch,  der  Plan,  welcher  da«  meiste  für  sich  hat,  bestehe  darin,  die  zu 
diesen  neuen  Unternehmungen  bestimmte  grosse  Heeresmacht  in  zwei  Theile 
zu  trennen,  die  Havptarmee  in  der  Richtung  des  Oberrheins  and  gegen  die 
Sohweiz  hin  operiren  zu  lassen  und  die  Armee  des  Marschalls  Blücher,  sowie 
vielleicht  auch  jene  des  Kronprinzen  von  Schweden  zu  Expeditionen  am 
Niederrhein  und  gegen  Holland  zu  verwenden,  vor  Mainz  aber  bloss  ein 
starkes  Observationskorpa  zn  belassen.  Damit  bezeichne  ich  bloss  die  ersten 
Umrisse  eines  Planes,  der  noch  wesentliche  Abänderungen  erfahren  kann. 
Eine  sehr  wichtige  Vorfrage  aber,  über  die  man  in's  Klare  kommen  muss, 
bevor  man  an  die  Durchführung  eines  der  Haupttheile  desselben  gehen 
kann,  betrifft  die  gegenwärtigen  und  künftigen  Gesinnungen  der  Schweiz. 
Die  Oberhaupter  dieses  Landes  sind  durchaus  nicht  von  den  Interessen 
Frankreichs  befangen,  sie  werden  vielmehr  alles  in  ihren  Kräften  ßtehende 
thun.  um  sich  mit  Benützung  der  jetzigen  Umstände,  so  viel  wie  möglich 
dem  übermächtigen,  für  ihr  Gefühl  peinlichen  und  für  ihr  Land  verderb- 
lichen Einflüsse  zu  entziehen,  den  die  französische  Regierung  auf  ihr  Land 
ausübt.  Sie  wünschen  jedoch  sehr  lebhaft  die  „Neutralität"  und  betrachten 
sie  als  die  einzige  Grundlage  ihrer  Wohlfahrt,  ja  als  Lebensbedingung.  Es 
wird  also  die  verbündeten  Mächte,  deren  unwandelbar  befolgtes  System  jeden 
Gedanken  an  Zwang  und  gewaltsames  Drängen  von  sich  weist,  noch  grosse 
Mühe  kosten,  die  Schweizer  zu  einer  politischen  Haltung  und  Handlungs- 
weise zu  bestimmen,  wie  sie  die  Durchführung  jedes  nur  einigermassen  be- 
gründeten, gegen  den  Oberrhein  gerichteten  militärischen  Projektes  unbe- 
dingt verlangt  Am  15.  d.  M.  sollte  sich  in  Zürich  eine  ausserordentliche 
Tag8atzung  der  Schweiz  versammeln.  Der  Baron  von  Lebzeltern,  bekannt 
durch  seine  Mission  beim  Kaiser  von  Russland,  ist  kürzlich  von  Frankfurt 
nach  Bern  abgereist,  er  begibt  sich  aber  dahin  ohne  amtlichen  Charakter 
als  einfacher  Reisender,  ich  glaube  selbst  unter  fremdem  Namen,  und  man 
wird  diese  wichtige  Angelegenheit  mit  einem  Zartgefühl  behandeln,  an  das 
die  schwachen  Staaten  von  Seite  Jener,  die  300,000  Mann  zur  Verfügung 
haben,  leider  nicht  mehr  gewöhnt  sind,  das  jedoch  um  so  grössere  Wirkung 
üben  wird." 

In  einem  Brief  vom  folgenden  Tage  fügt  Gentz 
bei  (pag.  127): 

„Sie  (Metternich)  sprechen  aber  in  Ausdrücken,  die  mein  Gemüth  er- 
greifen, obgleich  mein  iCopf  sie  noch  nicht  fasst,  von  grossen  Plänen,  die 
Sie  mit  dem  südlichen  Deutschland  auszuführen  hoffen.  Wie  glücklich  wäre 
ich,  wenn  Sie  mich  nur  einen  einzigen  Blick  in  diese  Plane  thun  Hessen 
nnd  nur  die  ersten  leisesten  Umrisse  derselben  enthüllen  wollten. 

Was  wird  das  Schicksal  der  8chwelz  sein?  Es  ist  grausam,  dieses 
Land,  das  nichts  als  Ruhe  und  Neutralität  zu  begehren  scheint  in  den 
«trudel  des  Krieges  zu  ziehen.  Und  doch  ist  es  auch  wieder  unmöglich,  an 
irgend  eine  durchgreifende  militärische  Operation  zu  denken,  wenn  man 
über  die  Schweiz  nicht  uneingeschränkt  disponiren  kann.  Wie  wird  dieser 
Knoten  Hieb  entwickeln?" 
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„Wird  die  Schwel«  von  den  Verbündeten  gewonnen  oder  gezwungen,  — 
eines  von  beiden  geschiebt  sicher  -  so  erhalten  sie  sowohl  für  Deutschland 
als  für  Italien  eine  Operationsbasis,  die  alle  ihre  Hilfsmittel  verdoppeln  wird, 
indem  sie  dieselben  nach  allen  Richtungen  verfügbar  machte 

Ein  weiterer  Brief  von  Gen tz  aus  dem  Hauptquartier 
Freiburg  vom  19.  Dezember  1813  (pag.  141)  enthält 
folgenden  ausführlichen  Bericht: 

1.  „Die  grosse  Armee  der  Verbündeten  unter  dem  Oberbefehle  des 
Fürsten  8chwarzenberg  und  die  österrelchisch-baierische  unter  jenem  des 
Generals  Wrede  sind  gegen  die  Grenze  der  Schweiz  vorgerückt.  Das  grosse 
(militärische)  Hauptquartier  wird  morgen  von  hier  nach  Mühlheim  verlegt; 
die  Vorhat  der  Oesterreicher  steht  seit  einigen  Tagen  in  Lörrach  und  über- 
morgen wird  die  ganze  Armee  bei  Basel,  Rheinfelden  und  Schaffhausen 
über  den  Rhein  gehen  und  auf  das  Gebiet  der  Schweiz  einrücken.  Die 
dortige  Bundesregierung  hatte  die  Tagsatzung  in  Zürich  veranlasst,  eine 
Neutralitätserklärung  zu  verkünden,  und  obschon  Herr  von  Lebzeltern  sich 
alle  Mühe  gab,  um  die  Zurücknahme  dieser  Massregel  zu  erwirken,  so  konnte 
er  dies»  doch  nicht  durchsetzen.  Man  machte  jedoch  inzwischen  andere 
Mittel  und  andere  Helfer  ausfindig,  welche  die  Verbündeten  zum  Ziel  führten. 
Der  Kanton  Bern  protestirte  gegen  den  Neutralitätsakt;  die  vorzüglichsten 
Mitglieder  der  alten  Aristokratien  der  Schweiz  sprachen  sich  im  Geheimen 
für  die  allgemeine  8ache  ans;  es  scheint,  dass  General  Watten wyl,  der  die 
zum  8chutze  der  Grenzen  bestimmten  Truppen  (ungefähr  15,000  Mann)  be- 
fehligt, sich  zu  den  nämlichen  Gesinnungen  bekennt;  kurz,  man  hat  die  Ge- 
wissheit erlangt,  dass  die  Verbündeten  nicht  nur  auf  keinen  ernstlichen 
Widerstand  stossen  werden,  sondern  dass  die  grosse  Mehrheit  der  Nation 
sie  als  Freunde  und  Befreier  empfangen  wird.  Die  verbündeten  Mächte 
werden  diese  Stimmung  nicht  bloss  für  den  augenblicklichen  Zweck,  den 
Durchmarsch  und  die  Verpflegung  ihrer  Truppen,  benutzen,  sondern  auch, 
um  die  Veränderungen  anzubahnen,  die  in  der  gegenwärtigen  Verfassung 
des  Landes  als  nothwendig  anerkannt  sind.  Da  diese  Verfassung  der  Schweiz 
durch  die  sogenannte  Mediationsakte  vom  Jahre  1803  verliehen,  oder  viel- 
mehr anf gedrungen  wurde  und  nie  eine  andere  Wirkung  hatte  als  die,  dieses 
Land  dem  unbeschränkten  Belieben  Frankreichs  zu  unterwerfen,  wobei 
dessen  Wohlfahrt  gänzlich  zerrüttet  würde,  so  wird  dieselbe  für  unvereinbar 
mit  der  Wiederherstellung  der  Ordnung  in  Europa  erklärt  werden.  Man 
wird  als  eine  der  Bedingungen  des  allgemeinen  Friedens  verlangen,  dass 
die  von  der  Öchweiz  losgerissenen  Theile  (das  Bisthnm  Basel,  Wallis,  Tessin, 
Genf  n.  s.  w.)  ihr  zurückgegeben  werden,  und  dass  die  Kantone  die  Befugnis« 
erhalten,  eine  ihren  eigenen  Interessen  entsprechende,  neue  und  von  jedem 
fremden  Einflösse  unabhängige  Bundesregierung  einzusetzen. 

2.  Obschon  die  Schweiz  die  Basis  des  Operationsplanes  bildet,  den 
man  für  diesen  neuen  Kriegsabschnitt  entworfen  hat,  so  werden  die  Armeen 
sich  doch  daselbst  nicht  aufhalten,  sondern  auf  das  Nachdrücklichste  gegen 
das  Innere  Frankreichs  vordringen.  Der  Haupttheil  des  verbündeten  Heeres 
wird  durch  Nenchätel  In  die  Franche-Comte  eindringen  und  direkt  vor 
Beaancon  Stellung  nehmen.  Eine  Abtheilung  des  linken  Flügels  wird  unter- 
halb Hüningens  über  den  Rhein  setzen  und  diesen  Platz  einschliessen  oder 
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nehmen,  um  dann  auf  der  Strasse  von  Beifort  vorzurücken.  Der  österrei- 
chische General  Oyulai  ist  schon  gestern  mit  15,000  Mann  vier  Meilen  von 
hier  in  Breisach  Über  den  Rhein  gegangen,  um  den  Stand  der  Dinge  auf 
dem  linken  Ufer  zu  recognosciren.  Er  vernahm,  Marschall  Viktor  sei  anf 
dem  Marsche,  um  Hüningen  zu  Hülfe  zu  kommen,  habe  jedoch  kaum  10,000 
Mann  zur  Verfügung.  Es  ist  gewiss,  dass  Kaiser  Napoleon  für  den  Augen- 
blick nichts  einer  Armee  entgegenzusetzen  hat,  die  nach  massigster  Schätzung 
—  denn  die  Ausweise  berechnen  sie  auf  200,000  —  nicht  unter  150,000  Mann 
zählen  kann  und  Frankreich  an  jener  seiner  Grenzen  angreift,  welche  die 
verwundbarste  and  von  festen  Plätzen  am  meisten  entblösste  ist.  Es  muss 
nämlich  hervorgehoben  werden,  dass  eine  feindliche  Armee,  die  nach  der 
Einnahme  von  Besancou  und  Beifort  in  Langres  (zwölf  Meilen  von  ßesancoii) 
angekommen  wäre,  zwischen  Langres  und  Paris  keine  einzige  Stellung  an- 
träfe, wodurch  sie  auch  nur  vierundzwanzig  Stunden  lang  aufgehalten 
werden  könnte." 

Den  Vollzug  dieser  (also  längst  vorbereiteten)  Mass- 
regeln erzählt  Gentz  wie  folgt  (pag.  150): 

„Freiburg,  26.  Dezember  1818. 

Der  Einmarsch  der  alliirten  Truppen  auf  das  Gebiet  der  Schweiz  fand 
ohne  Schwierigkeit  statt.  Das  Armeekorps  unter  dem  Oberbefehl  des  Gene- 
rals Wattenwyl,  welches  die  Aufgabe  hatte,  die  Neutralität  dieses  Gebietes 
zu  schützen,  zog  sich  in  dem  Masse  zurück,  als  die  alliirte  Armee  vorrückte, 
und  wird  sich  wahrscheinlich  ganz  auflösen.  Da  die  Bundesbehörden  in 
Bern  wahrnahmen,  dass  die  für  die  alte  Verfassung  des  Landes  eingenom- 
mene Partei  im  Begriffe  stand,  die  Oberhand  zu  gewinnen,  so  legten  sie. 
nachdem  sie  einige  Tage  gezögert,  ihre  Aemter  nieder  und  überlassen  die 
Gewalt  Denjenigen,  welche  1798  und  1802  den  Käthen  angehört  hatten.  Diese 
Aenderung  vollzog  sich  ohne  Unruhen  und  Erschütterungen.  Die  Kantone 
Solothurn  und  Freiburg  Hessen  die  österreichischen  Agenten  in  Bern  um 
deren  Ansicht  über  die  Massregeln  ersuchen,  welche  sie  zu  ergreifen  hätten . 
Da  Oesterreich  erklärt  hat,  es  wolle  sich  in  die  inneren  Angelegenheiten 
des  Landes  nicht  einmischen,  so  antwortete  man  ihnen,  sie  sollten  ihre  Ent- 
schlüsse nach  ihrem  eigenen  Ermessen  fassen.  Es  läset  sich  voraussehen, 
dass  Überall,  mit  Ausnahme  der  durch  die  Verfassung  von  1803  errichteten 
Kantone  (Waadtland,  Aargan,  Thurgau  und  St.  Gallen)  das  alte  8ystem 
über  diese  Verfassung  den  Sieg  davontragen  und  der  französische  Einfluas, 
welcher  durch  die  sogenannte  Mediationsakte  von  1803  begründet  wurde, 
beseitigt  werden  wird.  Der  Landammann  Reinhard,  verfassungsmässiges 
Haupt  des  Bundes,  hatte  gegen  den  Einmarsch  der  Verbündeten  in  das 
Land  und  die  politischen  Veränderungen,  welche  sie  ankündigten,  protestirt 
und  soeben  mehrere  Mitglieder  der  letzten  Tagsatzung,  derselben,  welche 
die  Neutralitätserklärung  beschlossen,  nach  Zürich  berufen. 

Dieser  Widerstand  scheint  jedoch  mehr  eine  Form-  und  Anstandsaache 
zu  sein,  als  ein  wirkliches  Vorhaben,  den  Wünschen  der  Verbündeten  ent- 
gegenzutreten. 

Ich  lege  hier  die  Note  bei,  welche  die  Herren  von  Lebzeltern  und 
CapodI Stria,  die  von  Oesterreich  und  Russland  nach  Zürich  geschickt  wurden, 
dem  Landammann  am  21.  überreichten.  Verfasser  dieses  diplomatischen 
Aktenstückes,  das  veröffentlicht  werden  wird,  ist  der  Fürst  von  Metternich 
selbst.  Das  Manifest  der  Mächte  über  die  schweizerischen  Angelegenheiten 
wird  in  Basel  und  Wien  gedruckt  und  kommt  nächstens  zur  Veröffent- 
lichung.'4 
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Die  Meinungsverschiedenheit  zwischen  dem 
Kaiser  von  Russland  und  Metternich  über  die  Neutra- 
litat der  Schweiz  und  die  letzten  Gründe,  wesshalb 
der  eidgenössische  Landammann  und  der  General  trotz 
den  Mittheilungen  welche  sie  von  Lebzeltern  schon 
seit  einem  Monat  empfangen  hatten,  noch  immer  an 
eine  Erhaltung  der  Neutralität  glaubten,  tritt  zu  Tage 
in  dem  folgenden  Schreiben  von  Gentz  an  Metternich 
vom  6.  Januar  1814  (pag.  219): 

«Ans  einer  Stelle  Ihres  vorgestrigen,  gnädigen  Schreibens  abstrahirte 
ich  mir  schon,  dass  der  Aufenthalt  in  Basel  von  kurzer  Dauer  sein  würde ; 
diesen  Morgen  sehe  ich  aus  ein  Paar  Briefen,  die  ich  dorther  erhalte,  dass 
es  Mühe  kostet,  den  Kaiser  Alexander  auch  nur  bis  zur  Ankunft  des  Lord 
Cattlereagh  festzuhalten.  Dieses  und  Mehr  er  es,  was  mich  sehr  trübe  ge- 
stimmt hat,  sah  ich  voraus.  Das  Innere,  das  Innerste  Innere,  das  gemein- 
schaftliche Herz  des  grossen  Bundes  ist  nicht  mehr  vollkommen  gesund ; 
ein  verborgenes  Geschwür,  jetzt  freilich  noch  im  ersten  Stadium  seiner  Bil- 
dung, und  das  Ihre  Weisheit  nie  zur  Reife  kommen  lassen  wird,  nagt  an 
seiner  Lebenskraft  Selbst  der  Feind  wird  dieses  böse  Geheimniss  nur  zu 
bald  inne  werden.  Mit  Schrecken  vernehme  ich,  dass  der  berüchtigte  Brief 
der  Grossfürstin  an  die  Lausanner  Amme  bereits  in  den  französischen 
Blattern  abgedruckt  ist !  Sie  haben  mir  aus  dem  Schreiben  des  Kaisers,  welches 
Sie  den  Tag  vor  der  Abreise  erhielten,  nur  zwei  Zeilen  mitgetheilt  und  von 
dem  übrigen  Inhalt  desselben  weiss  ich  nichts.  Aber  diese  zwei  Zeilen 
«raren  genug,  um  mir  eine  Idee  vom  Ganzen  zu  geben,  und  ich  irre  mich 
zuverlässig  nicht,  wenn  ich  glaube,  jenes  Schreiben  würde  mich  in  allen 
meinen  bösen  Ahnungen  bestärkt  haben. 

In  dieser  Bücksicht,  mehr  als  in  irgend  einer  andern,  ist  der  Frieda 
ein  dringendes  Bedürfnis«.  Noch  sind  Sie  Herr  des  Geschäftes;  noch  ha* 
der  Kaiser  Alexander  die  Gewohnheit,  sich  von  Ihnen  leiten  zu  lassen, 
nicht  abgeschüttelt;  noch  widerstrebt  er  Ihrer  wohlverdienten  Superiorität 
nur  durch  zufällige  Aeusserungen  übler  Laune,  geheimes  Murren,  halblaute 
Klagen  und  allenfalls  Neckereien  in  Nebendingen ;  von  dem  Augenblicke 
an,  wo  er  es  zum  ersten  Male  wagen  wird,  Ihnen  in  einer  Hauptsache  hart- 
nackigen Widerstand  zu  leisten,  ist  die  Koalition  so  gut  als  zerrissen,  und 
dieser  Augenblick  —  ich  sage  es  in  der  Bitterkeit  meines  Grams  darüber  — 
scheint  mir  nicht  mehr  so  gewaltig  entfernt" 

Dieses  Schreiben  wird  ergänzt  durch  einen  Passus 
in  einer  «Denkschrift  über  die  Schweiz»,  welche  Gentz 
im  September  1814  an  den  Hospodar  der  Wallachei' 
Caradja,  dessen  ständiger  Agent  er  war,  versendete 
(pag.  412): 

„Das  österreichische  Kablnet  fand  es  jedoch  nothwendlg,  den  Grafen 
von  Senfft  (früheren  Minister  des  Königs  von  Sachsen,  der  aber  in  öster- 
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reichische  Dienste  getreten  war)  nach  Bern  au  schicken,  um  den  Häuptern 
dieses  Kantons  begreiflich  zu  machen,  dass  es  sich  nicht  darum  handle, 
ihren  Widersachern  zum  unbeschränkten  Siege  zu  verhelfen,  sondern  dass 
man  zu  geeigneter  Zeit  und  am  rechten  Orte  ihre  Interessen  und  unbe- 
streitbaren Rechte  soweit  schützen  werde,  als  die  Umstünde  es  gestatten 
würden.  Diese  sehr  heikle  Sendung  (denn  man  mnsste  dabai  einen  sehr 
wesentlichen  Punkt  verschweigen,  um  nicht  das  gefährliche  Geheimnis« 
der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  Ansichten  der  verbündeten  Sou- 
veräne bezüglich  der  Schweiz  zu  verrathen)  verfehlte  in  den  Händen  Dessen, 
der  damit  beauftragt  war,  ihren  Zweck.  Herr  von  Senfft,  statt  sich  von 
dem  Geiste  der  vom  Fürsten  Metternich  erhaltenen  rücksichtsvollen 
Weisungen  durchdringen  zu  lassen,  nahm,  von  übertriebenem  Eifer  hinge- 
rissen, mit  allzu  grosser  Wärme  Partei  für  die  Behörden  von  Bern  und 
trug,  statt  sie  zurück  zu  halten,  dazu  bei,  sie  zu  übereilten  Schritten  zu 
verleiten.  Drei  Tage  nach  dem  Einmärsche  der  Verbündeten  in  die  Schweiz, 
am  24.  Dezember  1814,  erliessen  die  Käthe  von  Bern  eine  Proklamation, 
welche  die  Trennung  des  Waadtlandes  und  Aargaues  für  null  und  nichtig 
erklärte  und  die  alte  Souveränetät  des  Kantons  Bern  über  diese  beiden 
Länder  wiederherstellte,  oder  wiederherzustellen  sich  vermass. 

Es  war  unmöglich,  die  Massregeln  des  Kantons  Bern  zu  billigen,  ohne 
sich  der  Gefahr  von  Aufständen  in  der  Schweiz  In  einem  Augenblicke  aus- 
zusetzen, wo  man  der  inneren  Ruhe  und  freundlichen  Stimmung  dieses 
Landes  noch  in  so  hohem  Grade  bedurfte,  und  —  was  nicht  von  geringerer 
Wichtigkeit  war  —  ohne  sich  mit  dem  Kaiser  von  Russland  unwieder- 
bringlich zu  entzweien.  Das  österreichische  Kabinet  schlug  den  Weg  ein, 
welche  so  kritische  Umstände  ihm  bezeichneten,  nahm  keine  amtliche  Kennt- 
nls8  von  der  Proklamation  vom  24.  Dezember,  betrachtete  dieselbe  still- 
schweigend als  nicht  vorhanden,  missbilligtc  die  Einmischung  des  Grafen 
Senfft  und  forderte  im  Vereine  mit  den  Verbündeten  den  Landammann  der 
Schweiz  auf,  nach  Zürich  eine  ausserordentliche  Tagsatzung  einzuberufen 
um  über  die  künftige  Verfassung  der  Schweiz  zu  beschliessen." 

In  einem  Anhange  finden  sich  u.  A.  folgende 
Korrespondenzen  zwischen  Metternich  und  Schwarzen- 
berg,  die  für  unsere  Geschichte  ein  grosses  Interesse 
haben  (pag.  775  und  folgende): 

Metternich  an  Sc  hwarzenberg: 

1819,  «ans  date. 

„Je  viens  de  recevoir  un  rapport  de  Lebzeltern  qui  me  prouve  que  tont 
va  blen.  e'est-a-dire  que  la  grande  majorlte*  est  pour  nous.  8'il  y  a  des 
secousses,  elles  ne  seront  pas  danger  euses,  pourvu  que  Parmee  inain tienne 
la  plus  entiere  et  severe  diseipline. 

J'ai  de  furieux  debolres  avec  Pempereur  Alexandre.  II  est  plus  qne 
Jamals  contre  toutc  l'operation  suisse.  Latour  vous  dira  le  reste.  Nous  y 
sommes  et  nons  marchons;  volla  ce  qui  est  le  mieux! 

Je  vois  par  le  rapport  de  Lebzeltern  que  les  troupes  du  cordon  de 
neutralitc*  sont,  pour  la  plupart,  rentrees  chez  elles.  Je  vous  prie  de  ne 
faire  dire  a  Watteville  que  de  heiles  choses.  Faites-lui  sentir  que  les  hauten 
puissances  alliees  sont  tres-satisfaites  de  la  belle  condülte  quMl  a 
tenne;  qa'on  lul  doit  beaueoup  de  reconnaissance;  qu'il  peut  deventr  le 
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sacoad  Guillaume  Teil;  que  pour  cela,  il  laisse  tout  aller  et  qu'll 
nous  soumette  ses  plan».  Amu&ez-le  avee  cela,  et  qu'il  commance  par 
liceneler  lea  tvoupea  auisaea.  Ne  lui  deroandez  pas  autare  ehoae.  — 
Voicl  une  lettre  que  je  voua  prie  d'adreaser  a  M.  de  Talleyraad.  Elle  est 
da  eansenteraeui  de  l'empereur  Alexandre,  aveo  lequel  je  me  suis  dispute 
hier  pendant  plus  de  troia  heuree.  Nous  avooa  finl  par  nous  eaibrasser  et 
par  renvoyer  la  diacuasloa  anr  la  question  de  la  cl-devaat  neutraUtä  suisse 
et  sor  lea  droits  suisaes  a  oelle  aar  les  questions  des  nenti es  sur 
mer,  etc.,  etc. 

Je  mTabsenteral  le  plus  tot  posstble  pour  aller  voua  trouver.  Dies  qne 
la  qaeation  sera  seulemcnt  un  peu  debrouillee,  je  m'ätablirai  ä  Berne;  ou 
moi  ou  Stadion,  ce  qui  est  la  memo  choae. 

Dans  peu  d'heures  voua  recevrez  une  aeconde  expdditlon.  Elle  vons 
portera  les  ordres  qae  je  transmets  a  Lebzcltern  et  ä  Sentit. 

La  question  de  ce  dernier  est  tonte  claire.  II  est  en  Stilsse  saus  carac- 
tfcrc  public:  sMl  prend  lf Initiative  dans  les  questions  bernoises,  il  a  tort, 
»'il  les  suit.  il  a  raison.  II  faut  attendre  ses  rapports.  D'aprcs  les  rapports 
de  Lebzeltern,  11  n'est  pas  poasible  d'adinettre  la  chance  que  l'affaire  n'aille 
pas." 

Schwarzenberg  an  Metternich. 

Saius  datc  (de*cembre  ISIS). 

„Vous  recevrez  quelques  pieces  interessantes  par  le  major  Rosty.  Je 
joins  ici  lea  copiea  des  däpäches  que  vous  avez  envoyöes  ä  Lebzeltern.  Vous 
me  parlez  dans  votre  lettre  de  ses  derniers  rapports,  comme  si  vous  les 
aviez  confle*s  au  möme  paquet,  mais  je  vous  prävlens  qu'ils  ne  s'y  trouvaient 
pas. 

La  eopie  d,une  piece  trouv6e  sor  un  petit  bouhomme  qui  avait  marque 
tous  le«  noms  des  regiments  et  des  generaux  qui  ont  passe*  le  pont  de  Bftle, 
est  un  monument  interessant;  je  m'empresse  de  vous  la  transmettre. 

Comment  peut-on  mgler  les  femmes  dans  les  affaires  les  plus  graves? 

II  n'est  pas  douteux  que  c'est  lä  le  mot  de  l'enigme  qui  explique  Fopi- 
niatrete*  de  notre  bon  et  faible  Alexandre.  S'fttant  oompromis  a  ce  polnt  vis- 
a-vis  des  gouvernantes  et  des  bonnes,  il  ne  sait  plus  comment  reculer.  II 
sent  la  validite*  de  nos  raisonnements,  mais  la  bonne  se  präsente  ä  lui 
comme  un  spectre  dans  le  lolntain,  et  toute  votre  äloquence,  mon  eher  ami, 
Schone  oontre  l'anoienne  habitudo  de  1'obeMssance  d'un  bon  enfant. 

De  grace  brülez  ce  papier  ä  l'instant  meme." 

Metternich  an  Sehwarzenberg'. 

Sans  date  (decembre  1813). 

„Je  vous  prie,  mon  eher  ami,  de  bieu  vouloir  faire  recopier  la  piece 
trouvee  sur  l'espion  et  d'adreaser  la  lettre  suivante  a  l'empereur  Alexandre : 

„Sire,  un  homme  qui....  a  etö*  arrete  avait  sur  lui  la  piece  que  je  me  per- 
mets  de  soumettre  respectueusement  ä  V.  M.  Imperiale.  Les  circonstanccs 
qui  ont  aecompagng  l'arrestation  de  l'lndividu  susmentionne'  ne  me  laissent 
point  de  donte  que  le  gouvernement  francais  ne  fasse  colporter  cette  copic 
de  lettre.  Je  supplie  V.  M.  Imperiale  de  regarder  la  communication  que  j'ai 
l'honneur  de  lui  faire  comme  une  preuve  de  devonement  ä  sa  personne.  Je 
erois  n'en  devoir  faire  aueun  autre  usage." 

Si  vous  parvenlez  a  trouver  enoore  au  sujet  de  eet  homme  quelque 
petit  detail  mit  pour  prouver  que  1'emperenr  Alexandre  et  sa  sc&ur  sont 
livres  ä  des  especea,  que  Madame  de  Morges  est  une  canaille  anx  gagea  de 
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la  police  franc,alse,  —  von«  les  ajouteriez  et  vons  rendriez  un  service  im- 
mense aux  all  les,  car  l'empereur  Alexandre  est  plus  fou  que  Jamals  aar 
cette  questton,  dans  laquelle  11  se  trouve  personnellement  compromis. 

Recommandez  a  nos  militalres,  sartont  a  Bubna,  de  ne  se  meler  d'au- 
cune  qnestion  Interieure;  de  maintenir  la  police  la  oü  11s  se  trouvent,  aans 
cependant  se  rendre  extouteurs  des  decrets  de  Berne.  Tonte  cette  affalre 
a  öte*  bien  mal  menfo  par  Sentit,  qut  y  est  allö,  le  glaive  en  maln. 

P.  8.  Envoyez  bientßt  la  lettre  ä  l'empereur  Alexandre:  eile  fera  un 
merveilleux  effet,  car  il  y  a  tont  juste  nn  beau-frere  de  Laharpe  qni  en- 
doctrlne  notre  homme." 

Metternlch  a  8chwarzenberg, 

3ans  date  (däcembre  1813). 
„Vous  aurez  rccu,  ou  vous  recevrez  une  reponse  de  l'empereur  Ale- 
xandre ä  votre  lettre,  qui  vous  prouvera  qu'll  est  plqu  e\  Ne  lui  repondez 
pas,  et  mettez  la  chose  ad  acta.  Je  Tai  gronde*  de  vous  avolr  ecrit  dans  ce 
sens.  II  avalt  cru  que  le  secret  que  vous  lui  promettez  Ctait  relatif  au  prin- 
cipe politique  mis  en  avant  par  lui  —  et  je  lui  ai  dämontre  que  vous  lui 
avlez  donnö  une  grande  preuve  du  desir  de  ne  pas  brouiller  les  questlons 
qui  sont  relatives  au  principe  politique  —  qui  vous  est  Itranger  —  avcc 
Celles  qui  se  rapportent  k  la  decouverte  que  les  gouvernantes  de  se»  sceurs 
sont  liees  avec  des  cspions  francais.  II  a  falt  la  grimace  et  s'est  tu.  Tout 
est  arrangd,  et  reffet  n'aura  pas  e*te*  perdu." 

Schwarzenberg  an  Metternlch. 

Lörrach,  le  22  dticembre  1813. 

„Je  veux  envoyer  Latour  chez  Watte ville,  mais  comme  les  questions 
sont  si  delicates,  J'alme  mieux  qu'll  arrlve  24  heures  plus  tard  ä  l'endroit 
de  sa  de8tination,  mais  qu'il  y  arrive  de  maniere  a  ne  pas  faire  une  de- 
marche  qui  ne  cadrerait  pas  entlerement  avec  le  Programme  politiqne.  — 
Watte vüle,  me  dlt-on,  est  ambitieax.  Nous  lui  avons  assurlment  fait  jouer 
un  mauvais  röle,  car  11  a  commaode  un  cordon  pour  soutenir  et  faire  res- 
pecter  la  neutraJiie*,  ce  dont  la  providence  a  dispose*  autrement.  11  fant  donc 
rcnoncer  a  Tavolr  pour  ami,  d'autant  plus  que  le  parti  bien  pensant  ne 
verrait  pas  d'un  oeil  content  que  ce  fut  lui  qui  jouisse  de  la  confiance  des 
allie*».  U  faut  tächer  de  l'lloigner ;  les  milices  qui  ne  sortent  Jamals  de  la 
Suisse  devraient  Stre  dtasoutes,  car  une  armde  dans  le  dos  est  toujours  ge- 
nante. 

Latour  connait  mes  idees  sur  tous  les  points;  accordez-lui  votre  con- 
nancc  et  munlsscz  Senfft  des  Instructions  neVessaires  pour  pouvoir  agir  de 
concert  avec  Latour  au  point  de  vue  militaire.  Jusqu'a  cette  heure,  tout 
«'est  passe*  fort  tranquillement  en  Suisse.  Une  partie  de  l'avant-garde  de 
Bubna  arrive  demain  k  Berne.  Aprcs-demain  nous  eommenceron»  dcja  h 
chauffer  un  peu  Hunlngue." 

Schwarzenberg  an  Metternlch. 

Lörrach,  le  28  döcembre  1818. 
„J'ai  re^u  hier  au  soir  vos  lettres,  mon  eher  ami.  L'affalre  de  la  Suisse 
a  grand  besoin  de  votre  attention  toute  partie  uliere.  Vous  recevrez  cf-joint 
une  piece  que  je  m'empresse  de  vouh  communiquer  et  qpi  prouve  que,  pour 
empecher  de  grands  inconvdnients,  il  faut  travailler  les  esprits  d'une  ma- 
niere bien  deJicate.  II  me  scmble  que  tous  les  cantons  sentiront  ägalement 
la  ntfeessite"  urgente  d'dtablir  une  Constitution  differente  de  celle  qui  les 
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Attache  k  la  France,  mais  Jamals  le  joug  bcrnois  ne  sera  supporte*  qae  lors- 
qa'il  sera  aontena  par  la  force  des  baionnettes. 

La  grande  qaestion  k  räsoadre,  c'est  de  faire  eatendre  raison  aux 
Bernds,  car  11  parait  que,  si  les  nouveaux  cantons  ne  sont  pas  rayea  et 
effac^s,  IIa  e*pouseront  volontiers  la  cause  des  allies;  l'attachement  a  la 
France  ne  tlent  qu'a  l'idec  que  ce  n'est  qu'aupres  de  cette  puissance  qu'ils 
peuvent  trouver  un  appui." 

Schwarzenberg  k  Metternich. 

Lörrach,  le  30  döcembre  1813. 

„Le  general  Wattevllle  m'a  demande  une  entrerue;  je  Tai  acceptee, 
et  je  ne  donte  pas  qu'U  n'arrive  ici  ou  k  Bale.  Je  vous  conjure,  mon  ami, 
de  ne  pas  manquer  au  rendez-vous  que  vous  m'avez  promis  pour  dcmain 
«galement. 

Nos  troupes  ont  «Ste  parfaitement  re^ues  dans  le  pays  de  Vaud,  niais 
1«  declaration  bernoise  a  fait  la  plus  mauvalse  Sensation.  Bubna  est  eon- 
Talncu  que,  du  moment  oh  l'on  y  saara  que  les  alliös  d£savouent  la  demarche 
du  canton  de  Beine,  les  esprits  seront  entierement  tranquillisäs  en  notre 
fareur,  tandis  que  la  guerre  civile  serait  inevitable,  au  moment  meine  oü 
les  troupes  sortiraient  de  la  Suisse,  dans  le  cas  oh  Ton  voudralt  soutenir  la 
qaeation. 

Je  vais  quitter  ce  quartler-genäral  dans  deux  jours,  ainal  je  vous 
reltere  mon  invitation,  d'autant  plus  vivement  que  nous  aurons  demain 
quelques  nouvelles  interessantes  de  Geneve  qul  est  occnpe  mais  qui  ne 
parait  pas  vouloir  se  defendre  k  Tapproche  de  nos  troupes." 

Schwarzenberg  an  Metternich. 

Sans  date. 

„Latour  revient  k  Hnstant.  Floret  doit  vous  arriver  demain.  Je  vous 
envoie  les  copies  de  la  lettre  de  Wattevllle  et  de  la  note  du  colonel  Gadl 
de  Fribourg;  ce  dernier  voudrait  garder  l'lncognlto. 

(Watteville  s'occape  k  dlssoudre  les  troupes  de  la  confe'de'ration).  Vous 
verrez  par  ces  pleces  de  quelle  maniere  ces  messieurs  envisagent  les  af- 
faires. La  crainte  de  voir  tomber  la  Suisse  dans  un  etat  d'anarchle  ne  me 
parait  pas  sans  fondement.  Comment  y  reinodler?  II  fautse  declder  promp- 
tement.  Veut-on  y  laisser  des  troupes  autrichiennes  pour  soutenir  le  nou- 
veau  gouvernement  ?  En  ce  cas  11  me  faut  des  ordres,  dans  les  24  heures. 
Watteville  a  trouve"  une  grande  consolation  dans  l'espolr,  que  lui  a  donne* 
Latour,  que  vous  on  Stadion  arriveriez  incessamment  k  Berne.  Je  pense  ef- 
fectivement  que  c'est  d'autant  plus  urgent  que  l'ordre  föderal  ne  saurait 
etre  assez  tot  re*tabli. 

Geneve  a  6t6  abandonne*  par  les  autorite's  francaises ;  Bubna  l'occupera 
(30  deeembre).  C'est  un  excellent  point  d'appui  pour  notre  gauche.  L'en- 
nemi  semble  vouloir  däbloquer  Beifort  au  moment  meme  oü  j'allais  expe- 
dier mon  courrler.1* 

Die  «Lausanner  Amme»  (wie  sie  Gentz  nennt), 
die  hier  eine  Rolle  in  der  Schweizergeschichte  spielt, 
welche  noch  einer  grösseren  Aufklärung  durch  die 
lokale  Geschichtschreibung  bedürfte,  war  eine  Ma- 
dame   Morges,    in   Wirklichkeit    zwar    nicht    eine 
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Amme,  sondern  eine  ehemalige  Bonne  der  Grossfürsti» 
Marie,  Schwester  des  Kaisers  von  Russland.  Diese 
würdige  Dame  war,  wie  es  scheint,  von  der  waadt- 
ländischen  Regierung  in  das  Hauptquartier  nach  Frank- 
furt entsendet  worden,  um  den  Kaiser  für  die  Respek- 
tirung  der  schweizerischen  Neutralität,  im  Interesse 
der  Erhaltung  des  Kantons  Waadt  gegenüber  den  berni- 
schen Intriguen,  zu  gewinnen.  Sie  brachte  von  dort 
wirklich  die  positive  Versicherung  zurück,  dass  der 
Kaiser  niemals  die  Verletzung  der  Neutralität  durch 
die  alliirten  Armeen  gestatten  werde,  mit  der  Erlaub» 
niss,  von  dieser  Zusage  den  Behörden  in  Lausanne 
Kenntniss  zu  geben.  Von  der  Grossfürstin  erhielt  sie 
später  noch  einen  Brief,  welcher  das  Nämliche  zu- 
sagte. Dieser  Brief  wurde  bekannter,  als  es  wünschens- 
werth  war,  und  eine  Abschrift  davon  gelangte  auch 
in  die  Hände  eines  französischen  Spions,  bei  welchem 
sie  Schwarzenberg  nach  seinem  Schreiben  vom  Dezember 
1813  an  Metternich  (pag.  77)  fand.  In  welch  listiger 
Weise  Letzterer  diese  Zusicherungen  zu  umgehen  wusste 
und  wie  ihm  die  Schwäche  unserer  Diplomatie,  die  sich 
gänzlich  auf  sie  verlassen  hatte,  in  die  Hände  arbeitete, 
ist  nun  durch  diese  Reihe  von  übereinstimmenden 
Zeugnissen  festgestellt.  Der  Hohn,  der  sich  dabei 
über  den  biedern,  aber  für  einen  eidgenössischen  Heer- 
führer zu  unentschlossenen  Wattenwyl  ergiesst  (pag.  76 
u.  f.;  die  dort  gesperrten  Stellen  sind  es  auch  im  Original), 
trifft  die  ganze  damalige  Eidgenossenschaft  und  kann 
ihr  für  alle  ähnlichen  Situationen  zur  Lehre 
dienen.  Die  schweizerische  Unabhängigkeit,  die  sich 
nicht  durch  Diplomatie  allein  schützen  lässt,  ging 
damals  auf  lange  Zeit  unter  und  der  Kaiser  von 
Russland  mochte  diess  vielleicht  nachträglich  im  Inte- 
resse der  Heeresleitung  nicht  einmal   so  ernstlich  be- 
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klagen.  Um  so  mehr  hielt  er  nun  aber  darauf,  durch 
Beschützung  von  Waadt  und  Aargau  seine  Ehrlich- 
keit  zu  beweisen,  und  für  diese  beiden  Kantone  ist 
immerhin  die  Thätigkeit  der  Dame  Morges  von  dauern- 
den guten  Folgen  gewesen. 

Was  noch  ungewiss  bleibt,  ist  die  Frage,  ob 
Oesterreich  für  den  Fall  des  Gelingens  der  bernischen 
Restauration,  mit  Einschluss  der  Wiedergewinnung 
von  Aargau  und  Waadt,  die  Rückgabe  des  Frick- 
thals  versprochen  worden  sei,  wofür  sich  da  und 
dort  etwelche  Spur,  aber  unseres  Wissens  bisher  keine 
direkte  Gewissheit  findet.1)  Unzweifelhaft  hingegen  hätte 
nach  den  sämmtlichen  jetzt  vorhandenen  Akten  ein 
Widerstand  der  eidgenössischen  Truppen  bei  Basel  und 
eine  entschlossene  Sprache  ihrer  Führer  auf  der  Kon- 
ferenz von  Lörrach  sowohl  die  Neutralität  als  die  Ver- 
fassung der  Eidgenossenschaft   gerettet.    Manche  di- 


')  Die  Allgemeine  Zeitung  vom  7.  Oktober  1814  enthält  noch 
folgende  merkwürdige  Verhandlung  aus  dieser  bewegten  Zeit :  Ein  engli- 
scher General  (Wilson),  welcher  Basel  und  Hüningen  besuchte,  hatte  zu 
einem  angesehenen  Basler  (Statthalter  Gysendörfer),  der  ihn  nach  dem  letz- 
teren Orte  begleitete,  die  Aeusserung  gethan,  der  Durchmarsch  der  Alliirten 
durch  die  Schweiz  im  Dezember  1813  habe  England  eine  Summe  von  100,00t) 
Pfand  Sterling  gekostet,  die  an  Berner  dafür  bezahlt  worden  seien. 
Der  Geheime  Rath  von  Bern,  dem  diess  berichtet  wurde,  lies«  den  Basler 
darüber  einvernehmen,  welcher  in  einer  langen  Erzählung,  die  am  citirten 
Orte  nachgelesen  werden  kann,  diese  Aeusserungen  bestätigte.  Namen  der 
angeblich  Bestochenen  waren  von  dem  General  nicht  genannt  worden.  Diese 
Angelegenheit  führte  dann  noch  zu  einer  direkten  Korrespondenz  zwischen 
der  bernischen  Regierung  und  dem  englischen  General,  in  Folge  welcher 
derselbe,  nach  anfänglichem  Ausweichen,  sich  schliesslich  herbeil ieas,  dem 
englischen  Geschäftsträger  In  der  Schweiz  (nach  densen  Berichterstattung) 
die  Erklärung  abzugeben,  „de  n'avoir  jamais  voulu  insinuer  en  cc  qul  s'est 
passe!  dans  la  conversation  alleguee,  soit  que  le  gouvernement,  soit  que 
quelque  individu  faisant  partie  du  gouvernement  de  Berne.  cut  recu  de  l'ar- 
gent  de  qui  que  ce  soit  pour  avoir  procure  aux  armees  allices  Tentrce  en 
Suisse,  ou  pour  toute  autre  raison  quelconque,  qui  ne  füt  pas  parfaitement 
honoral) le  a  ce  cariton-.  Die  Akten  dieser  Angelegenheit,  die  sodann  im 
Jahre  1815  von  der  bernischen  Regierung  in  einer  jetzt  selten  gewordenen 
Broschüre  pnblizirt  wurden,  diskulpircn  somit  die  Mitglieder  der  hernischen 
Regierung  und  lassen  die  Möglichkeit  englischer  Hubsldien  an  Privat- 
personen offen,  wofür  jedoch  auch  kein  weiterer  Beweis  geliefert  worden  ist. 
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plomatischen  Aktionen  sind  gänzlich  auf  die  Ein- 
schüchterung des  Schwächeren  berechnet,  auf  des- 
sen Widerstand  man  es  aber  doch  nicht  ankommen 
lassen  will.  Darum  bleiben  Muth  und  Energie  die 
einzig  mögliche  Politik  der  Kleinstaaten, 
die  sich  selbständig  erhalten  wollen. 

Angesichts  der  eidgenössischen  Truppen,  die  damals 
noch  unter  den  Waffen  standen,  und  im  Beisein  ihres 
Generals,  der  am  23.  Dezember,  gleichzeitig  mit  den  er- 
sten einrückenden  Oesterreichern,  in  Bern  anlangte, 
vollzog  sich  nun  die  aristokratische  Revolution  durch 
folgende  Selbstverurtheilung  des  Grossen  Raths,  die 
er,  schwach  besammelt,  mit  81  gegen  6  Stimmen  be- 
schloss :  «  In  Berücksichtigung  der  Erklärung  der  h. 
Mächte  und  dass  durch  den  Einmarsch  ihrer 
Truppen  der  vormalige  Kanton  Bern  und  dessen 
rechtmässige,  einzig  durch  fremde  Gewalt  gestürzte 
Regierung  in  ihre  wohlhergebrachten  Rechte  zurück- 
treten: 1)  Die  Vermittlungsakte  von  1803  soll,  soweit 
sie  den  Kanton  Bern  betrifft,  aufgehoben  sein;  2)  der 
Grosse  Rath  tritt  seine  Gewalt  feierlich  ab  an  Schult- 
heiss,  Räth  und  Burger  der  Stadt  und  Republik  Bern ; 
3)  der  Kleine  Rath  wird  mit  der  Ausführung  dieses 
Beschlusses  beauftragt. » 

Auch  die  sechs  dissentirenden  Stimmen  wollten  nicht 
etwa  diese  merkwürdigste  aller  Selbstverleugnungen 
verhindern,  wodurch  eine  Behörde,  die  eilf  Jahre  lang 
bestanden  hatte,  sich  als  unrechtmässig  erklärte,  son- 
dern bloss  sagen,  dass  die  Mediationsakte  durch  die 
Verbündeten  aufgehoben  sei,  —  was  sich  in  unserer 
Geschichte  auch  nicht  viel  besser  ausnehmen  würde. 
Dem  bernischen  Volke,  welches  während  dieser  auf 
viele  Jahre    hinaus    entscheidenden  Tage   seiner   Ge- 
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schichte  ein  völlig  thatloser  Zuschauer  dessen  blieb, 
was  sich  in  einem  engen  Kreise  der  Hauptstadt  begab, 
und  dessen  Vertreter  in  dem  rechtmässigen  Grossen 
Rathe  die  allersonderbarste  von  den  vielen  damaligen 
sonderbaren  Rollen  spielten,  wurde  die  Revolution 
mit  folgender  Proklamation  kundgethan: 

.Wir  Schultheiss,  Klein'  und  Grossen  Räthe 

des  Kantons  Bern, 

„thun  kund  hlemit,  dass  wir  In  Betrachtung,  dass  die  alliirten  Mächte  die  Neu- 
tralität der  8chwelz  nicht  zugegeben,  sondern  mit  ihren  Truppen  in  grosser 
.Uebermacht  das  Gebiet  des  Kantons  wirklich  betreten  haben;  in  Betrach- 
tung, dass  Aller höchstdieselben  sich  ganz  bestimmt  gegen  Seine  Excellenz 
rden  Herrn  Landammann  der  Schweiz  erklärt  haben,  dass  die  Vermittlungs- 
pakte and  die  Folgen  derselben  mit  ihrem  grossen  Zwecke,  der  Befreiung 
.der  Volker  und  der  Freiheit  der  schweizerischen  Nation,  unverträglich 
»seien;  in  Betrachtung,  dass  dadurch  der  vormalige  Kanton  Bern  und  des- 
«selben  rechtmässige,  einzig  durch  fremde  Gewalt  gestürzte  Regierung  in 
.Alle  ihre  wohlhergebrachten  Rechte  zurücktritt/ 

„beschlossen  und  verordnet:" 

„1)  Die  Vermittlungsakte  von  1803  soll,  so  viel  den  Kanton  Bern  betrifft, 
„aufgehoben  sein." 

„2)  Wir,  der  in  Folge  derselben  erwählte  Grosse  Rath,  als  die  gegen- 
wärtige oberste  Landesbehörde  des  Kantons  Bern,  legen  hiermit  unsere  Ge- 
„walt  formlich  ab  und  übergeben  dieselbe  wieder  an  Schultheiss,  Räth'  und 
„Barger  der  Stadt  und  Republik  Bern,  als  dem  rechtmässigen  Landesherren, 
„welcher  vor  dem  Zeitpunkt  unserer  Umwälzung  Jahrhunderte  lang  den 
„Freistaat  Bern  mit  Glück  und  Ruhm  regiert  hat.u 

„Es  werden  somit  sämmtliche  Beamtete  und  Angehörige  zu  Stadt  und 
„Land  von  ihren  Eiden  gegen  uns  entbunden  und  aufgefordert,  die  gegen 
„uns  nun  aufgelösten  Verhältnisse  mit  der  wieder  eintretenden,  altherge- 
brachten Regierung:  Schultheiss,  Ruth'  und  Burger  der  Stadt  und  Republik 
„Bern,  sogleich  wieder  anzuknüpfen  und  das  uns  ertheilte  Zutrauen  nun 
„ihnen,  als  ihren  künftigen  Landesvätern,  zu  schenken.* 

„Wir  treten  ab  mit  dem  trostreichen  Bewusstsein,  in  sehr  schwierigen 
»Zelten  und  unter  sehr  ungünstigen  Verhältnissen  unsere  Pflichten  zum 
„Besten  des  Landes  getreu  und  redlich  erfüllt  zu  haben.  Möge  die  uns 
„bisher  so  offenbar  beschützende  Vorsehung  unser  wertheg  Vaterland  auch 
„ferner  in  ihren  Schutz  nehmen  und  der  unter  gefahrvollen  Umständen  ein- 
tretenden Regierung  ihren  Segen  ertheilen!" 

„Gegeben  in  unserer  Grossen  Raths Versammlung  in  Bern, 
den  22.  Dezember  1813." 

„Der  Amtsschultheiss: 

„C.  F.  Freudenreich.*4 

„Namens  des  Grossen  Raths,  der  Staatsseh reiber: 

„Thormann.u 
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Wenn  irgendwo  die  Theorie  eines  Schriftstellers 
der  Restaurationsepoche,  dass  alle  Gewalt  von  einer 
clegitimen  Usurpation»  sich  herleite,  eine  thatsächliche 
Illustration  in  moderner  Zeit  erfahren  hat,  so  geschah 
diess  hier  durch  diese  passive  Haltung  eines  ganzen 
grossen  Volkes  gegenüber  wenigen  Aufrührern,  die 
sich  nicht  einmal  mit  genügendem  Grund  auf  die 
Unterstützung  des  Auslandes  berufen  konnten  und 
die  ein,  wenn  auch  nur  geringer,  aber  rechtzeitiger 
Widerstand  dekonzertirt  haben  würde.1) 

Die  auffallende  Thatsache  einer  solchen  Passivität 
hatte  allerdings  Einen  Grund,  den  wir  nicht  über- 
sehen wollen  und  der  überhaupt  allein  diese  Vorgänge 
von  1813  in  der  ganzen  Schweiz  einigermassen  erklärt. 
Das  harte  napoleonische  Regiment  war  trotz  der  offi- 
ziellen Schmeichelei,  mit  der  es  die  eidg.  Landammän- 
ner  von  1803 — 1813  bei  jeder  Gelegenheit  zu  bemän- 
teln pflegten,  gründlich  verhasst.  Dieser  Hass  sprach 
sich  nun  aus  in  der  Form  einer  Abneigung,  oder  wenig- 
stens einer  völligen  Gleichgültigkeit  gegen  die   1803 

»)  Der  (Jraf  Scnfft  war  ein  nichts  weniger  als  energischer  Charakter 
und  sowohl  er,  als  Metternich  würden  den  Versuch,  die  Verfassung  von  Bern 
umzustürzen,  bei  dem  ersten  Anzeichen  einer  entschiedenen  Opposition  auf- 
gegeben haben.  Von  der  Mediationsregierung  war  der  zweite  Schultheiss 
offenbar  mit  der  Sache  ursprünglich  nicht  einverstanden  und  glaubte  sogar 
noch  am  21.  Dezember,  als  die  ( Österreicher  bereits  einmarschirt  waren, 
an  einen  Umschwung  zu  einer  kräftigeren  Haltung.  Der  merkwürdige  Brief 
Wattenwyl's  an  den  Fürsten  Schwarzenberg  (in  den  Mediationsakten  Nr.  OH 
und  M7  des  Eidg.  Archivs)  aus  Lenzburg  vom  *i.  Dezember  1813,  5  Uhr 
Morgens,  den  wir  bereits  in  dem  letzten  Jahrbuehe  erwähnten,  lautete  in 
seinem  bezüglichen  Passus  wörtlich,:  „Un  courrier  arrlve*  dans  ce  moment 
de  Berne  m'apprend  rheureuse  nouvelle,  que  le  gouvernement  de  ee  canton 
a  pris  la  rGsolution  unanime  de  re.ster  h  son  poste  et  de  ne  point  obtemperer 
a  la  demande  qui  lul  avait  ete  faite  par  M.  1c  comte  de  Kenfft  d'abdiquer  ses 
pouvoirs  en  faveur  d'nne  commission  qui,  dans  les  tems  antdrleurs,  il  y  a 
onze  ans,  s'ätalt  constituee  d'elle-meme  dans  un  moment  de  dissolution  et 
d'absenee  de  tont  gouvernement,  mais  qui  aujourd'hui  n'eftt  pu  räunlr  que 
la  conflance  d'un  tres-petit  nombre."  —  Hier  ist  offenbar  auch  eine  kleine 
Lücke  in  der  Geschichte,  denn  weder  diese  „rtaolntlon  unanime",  noch  das 
Schreiben  selbst,  aus  dem  Wattenwyl  dieselbe  entnimmt,  sind  bekannt. 


-     85    — 

oktroyirte  Verfassung.  Und  dem  entsprach  auch  die 
Neigung,  in  der  Wiederherstellung  früherer  politischer 
Zustände  das  Mittel  zur  Wiederaufrichtung  der  schwei- 
zerischen Selbständigkeit,  sowie  der  Ruhe  und  des 
Wohlstandes  zu  suchen,  die  unter  dem  nunmehr 
sinkenden  Protektor  schwer  gelitten  hatten.  Es  lag 
wirklich  eine  Art  von  Befreiung  in  dieser  Ver- 
nichtung der  Mediationszustände,  leider  nur  nicht  eine 
Befreiung  zu  Gunsten  der  eigenen  Volksfreiheit,  son- 
dern zu  Gunsten  einer  herrschenden  Klasse,  die  sich 
ihrerseits  auf  eine  Protektion  stützte,  welche  nicht 
viel  ehrenvoller,  bloss  etwas  entfernter  und  weniger 
drückend  war,  als  die  französische.  Es  ist  diese  Mi- 
schung von  wenigstens  halbwahren  und  halbwegs 
edlen  Motiven  mit  völlig  unwahren  und  selbstsüchtigen 
das  einzig  Tröstliche  bei  diesen  Ereignissen  und  mag 
auch  Diejenigen  einigermassen  vor  dem  Richterstuhl 
der  Geschichte  entschuldigen,  die  damals  in  Bern, 
offenbar  grösserentheils  in  solcher  unklarer  An- 
schauungsweise, gehandelt  oder  nicht  gehandelt  haben. 

Am  nämlichen  Tage  (23.  Dezember),  nach  Auflösung 
des  Grossen  Rathes,  beschloss  der  Kleine  Rath,  auf  den 
24.  Dezember  Morgens  die  noch  lebenden  «  Räth  und 
Burger»  von  1798  einzuberufen,  mit  der  Aufforderung, 
die  alte  souveräne  Berner  Stadt-Regierung  wieder  zu 
konstituiren.  —  Ebenso  wurde  den  Gesandten  von 
Oesterreich,  Frankreich,  Preussen  und  Italien  amtliche 
Mittheilung  von  dieser  Staatsumwälzung,  zu  machen 
beschlossen  und  endlich  an  den  einstweilen  noch  be- 
stehenden Landammann  der  Schweiz  in  Zürich  ein 
Schreiben  gerichtet,  das  derselbe,  wenn  er  selbst 
Energie  und  guten  Willen  genug  besessen  hätte,  ein- 
fach mit  einer  Truppensendung  nach  Bern  hätte  be- 
antworten müssen.    Es  lautete: 
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„Schultheiss  und  Rath  des  Kantons  Bern, 

an 
„Seine  Excellenz  den  L  an  dämm  Ann  der  Schweiz." 
„Herr  Landammann ! " 
Seit  unserer  Zuschrift  vom  20.  diese  haben  sich  die  Umstände  mächtig 


„verändert." 

«Schon  am  21.  erhielten  wir  eine  zweite  Note  von  des  Herrn  Grafen 
„von  Benfft  Pilsach  Excellenz,  welcher,  in  Folge  von  nun  wirklich  erfolgt 
„sein  sollenden  Eintrittes  der  alliirten  Armee  in  die  Schweiz,  auf  die  Auf- 
lösung der  gegenwärtigen  Regierung  drang.  Noch  war  der  Eintritt  der 
„Armee  nicht  diplomatisch  bekannt,  und  die  Sitzung  des  Grossen  Rathes 
„am  29.  wurde  auf  den  Abend  suspendirt.  In  der  Zwischenzeit  kam  die  Zu* 
„schritt  von  Euer  Excellenz  mit  der  Note  der  bei  Hochdenselben  akkredi- 
„tirten  Herren  von  Lebzeltern  und  Capodistria,  die  Proklamation  des  Für- 
sten von  Schwarzenberg  und  zuletzt  die  Note  von  obigem  Herrn  von  Senft 
„vom  22.,  deren  8chluss  die  Majorität  dahin  entschied,  die  Ankunft  des  eid- 
genössischen Generals  vor  Nehmung  eines  Entschlusses  zu  erwarten.  Am 
„folgenden  Morgen  marsch Irten  K.  K.  Truppen  in  Bern  ein;  eine  neue  Note 
„von  Herrn  von  Senfft  erschien,  welche,  wie  die  beiden  frühern,  hier  bei- 
„liegt.  Andere  Aeusserungen  waren  peremptorisch,  und  so  wurde  am  23.  De- 
„zember  um  Mittag  von  dem  Grossen  Rathe  die  Regierung  in  die  Hände  des 
„Kleinen  Raths  zu  Händen  Käthen  und  Burgern  der  Stadt  und  Republik 
„Bern  mit  Gefühlen  niedergelegt,  die  sich  eher  empfinden  als  beschreiben 
„lassen.  Möge  diese  neue  Wendung  der  vaterländischen  Angelegenheiten, 
„die  Rückkehr  zu  der  durch  französische  Gewalt  verdrängten  Verfassung 
„zu  des  Vaterlandes  Wohl  gereichen!  Die  eintretende  Regierung  wird,  wie 
„wir  —  davon  haben  wir  aus  alter  Erfahrung  die  lebendige  Ueberzeugung 
„—  den  höchsten  Werth  auf  ein  gutes  Vernehmen  mit  den  übrigen  Eldge* 
„nossen  setzen.  Uns  liegt  noch  die  heilige  Pflicht  ob.  Euer  Excellenz  unsere 
„wahre  und  innige  Hochachtung  und  nnsern  Dank  zu  bezeugen  für  alles, 
„was  Hochdieselben,  besonders  in  dieser  letzten  schwierigen  Zelt,  für  das 
„Vaterland  gethan  haben.  Möchten  Sie  dafür  gesegnet  werden,  und  möge 
„der  Himmel  Euer  Excellenz  zum  Besten  Zürichs  und  der  Schweiz  noch 
„lange  erhalten!" 

„Bern,  den  28.  Dezember  1818." 

„Der  Aint8schultheiss : 
„C.  F.  Freudenreich.1* 
„Namens  des  Raths,  der  Rathsschrelber : 
„Gruber. ** 

Freitag,  den  24.  Dezember  1813,  Morgens  8  Uhr 
thaten  sich  gewissermassen  die  Gräber  auf,  und  die 
alten  gnädigen  Herren  und  Oberen,  welche  seit  dem 
4.  März  1798  unter  dem  Schutte  der  französischen  Re- 
volution tief  begraben  lagen,  wandelten  nochmals  leib- 
haftig in  dem  Sonnenlichte  einer  neuen  Zeit,  um  ihre 
«unverjährbaren»  Rechte  gegenüber  einer  Generation, 
die  sie  kaum  mehr  kannte,   zu  behaupten.    Sehr  be- 
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zeichnend  begann  diese  neue  Aera  mit  einer  Etiketten- 
frage, indem  nämlich  die  ganz  in  der  Wolle  gefärbten 
Legitimisten  es  nicht  zugeben  zu  können  meinten, 
dass  der  noch  nicht  formell  abgesetzte  Kleine  Rath, 
die  sogenannten  «Sidelen»,  erhöhte  Plätze  längs  der 
Wand  des  Grossrathssaales,  einnehme.  Darüber  fand 
vorerst,  bevor  die  Sitzung  beginnen  konnte,  eine  län- 
gere Unterhandlung  durch  gegenseitige  Abgesandte 
statt,  bis  endlich  dieser  wichtige  Punkt  —  wie  Tillier 
sagt  —  «im  Sinne  der  Mässigung  und  besonnenen 
Würde »  erledigt  war  und  sodann  diejenigen  Glieder 
des  Kleinen  Rathes,  welche  selbst  regimentsfähig  wa- 
ren, nach  geschehener  Abdankungserklärung  der  Be- 
hörde, in  der  neuen  Versammlung  Platz  nehmen,  die 
Plebejer  aber  «nicht  ohne  Rührung»  sich  entfernen 
konnten.  —  Der  allererste  Akt  dieser  wiederherge- 
stellten Regierung,  der  ihren  ganzen  Geist  kennzeichnet, 
war  die  bekannte  und  später  oft  bereute,  «  väterliche  > 
Proklamation  an  ihre  Unterthanen  von  ehedem,  welche 
folgendennassen  lautete: 

„Wir  Statthalter, Räth'  und  Burger 
der  Stadt  und  Republik  Bern 
thun  kund  hiermit : 

„Schon  sind  eUf  Jahre  verflossen,  seitdem  unser  Vaterland  durch  die 
.damals  freie  Aeusserung  unseres  Willens  und  unserer  Kraft  wieder  her- 
„gesteUt  und  unser  ehrwürdiger  Staatenverein  auf  der  Tagsatzung  zu 
JSchwyz  aufs  neue  wieder  sollte  beschworen  werden,  als  uns  der  franzö- 
sische Kaiser  dureh  die  Vermittlungsakte  eine  willkürliche  Elnthellung 
„der  Schweiz  und  mit  derselben  die  ihm  beliebige  Verfassung  aufge- 
.drungen." 

„Was  wir  uns,  durch  Uebermacht  gezwungen,  seit  derselben  Zeit 
Jtaben  müssen  gefallen  lassen,  wie  man  uns  die  wichtigsten  Theile  unserer 
„G ranzen  entrissen,  wie  wir  uns  fremden,  unserm  Wohl  entgegengesetzten 
»Polizeigesetzen  unterwerfen,  fremder  Eroberungssucht  dienen  und  mit 
.übermassigen  Belästigungen  zu  den  entferntesten  Kriegen  die  8öhne  un- 
seres Vaterlandes  aufopfern  müssen,  das  ist  Euch,  Liebe  und  Getreue,  nur 
„zu  bekannt."  { 

„Den  Befreiern  von  Europa,  den  Hohen  alliirten  Mächten,  verdankt 
„also  auch  unser  Land  die  Fähigkeit,  wieder  an  Heilung  seiner  Wunden  in 
„ungetrübter    Ruhe     zu     arbeiten.     Die    Vermittlungsakte     ist     aufgeho» 
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nben,  and  an  deren  Statt  soll  das  Werk  vollendet  werden,  das  wir  Im  Jahr 
„1802  mit  edler  Ruhe,  ernstem,  festem  Sinn  und  ohne  Einwirkung  einiger 
„Leidenschaften  begonnen  hatten." 

„Der  Tit.  Kantonsrath  hat  die  ihm  übertragene  Regierung  niedergelegt, 
„und  jeder  Rechtschaffene  ist  den  würdigen  Männern,  die  mit  so  viel  Sorg- 
falt, Gerechtigkeitslieb'e ,  Uneigennützigkeit  und  Aufopferungen  die  be- 
schwerlichen Stellen  bekleidet,  den  aufrichtigsten  Dank  schuldig." 

„Wir  haben  nun  einer  in  unserer  Grossen  Rathsver  Sammlung  heute 
„den  24.  diess  niedergesetzten  H.  Standeskommission  die  Leitung  der  Ge- 
schäfte bis  zur  nächstbevorstehenden  Ergänzung  des  souveränen  Rathe* 
„übertragen,  und  befehlen  allen  Administrativ-  und  Zivilunterbehörden  und 
„Beamteten,  sowohl  im  dermaligen  Kanton  Bern,  als  in  den  abgeris- 
senen Theilen  desselben,  Waadt  und  Aargau,  mit  der  gröas- 
„ten  Wachsamkeit  und  Thätigkeit  für  Ruhe  und  Ordnung  zu  sorgen,  in 
„ausserordentlichen  Fällen  aber  sich  an  Hochdieselbe  zu  wenden." 

„Vom  Empfang  dieser  Publikation  an  sollen  die  beiden  Regierungen  in 
„Aar  gau  und  Waadt  sowohl  als  alle  ihre  Unterbeamten,  die  mit  Einnahme 
„öffentlicher  Gelder  beauftragt  sind,  ihren  Kassenbestand,  mit  authenti- 
schen Belegen  unterstützt,  festsetzen  und  selbigen,  so  wie  alle  noch  ein- 
gehenden Gelder,  unter  persönlicher  Verantwortlichkeit  der  Betreffenden 
„zu  unsern  Verfügungen  bereit  halten.  Desgleichen  befehlen  wir  auch,  da&s 
„alle  Militärvorräthe  an  Waffen,  Pulver  etc.  etc.  von  nun  an  versiegelt, 
„unverändert  gelassen  und  für  getreue  Verwahrung  derselben  gesorgt 
„werde." 

„Da  nun  die  Armeen  der  Hohen  allilrten  Mächte  bei  ihrem  Durch- 
„inarsch  durch  die  Schweiz  auch  unsern  Kanton  betreten,  so  befehlen  wir 
„hiermit  allen  unsern  Unterthanen,  selbige  freundschaftlich  aufzunehmen 
„und  das  von  den  Tit.  Offizieren  und  Quartiermeistern  Geforderte  willig 
„gefolgen  zu  lassen.4* 

„Die  alte,  ehrwürdige,  durch  Jahrhunderte  von  wachsendem  Wohl- 
Stand  bewährte  Verfassung  des  Kantons  Bern  soll  immerhin  die  Grundlage 
„des  künftigen  Staatsgebäudes  bleiben,  allein  bei  Ergänzung  des  Grossen 
„Raths  werden  wir  von  höhern  und  allgemeinen  Grundsätzen  ausgehen,  die 
„dem  Staat  eine  ausgedehntere  Grundlage  und  somit  für  die  Zukunft  eine 
„mehrere  Festigkeit  gewähren  sollen.  Männer  von  Bildung  und  Fähigkeiten 
„aller  Stände  sollen  aus  allen  Theilen  des  Kantons  nicht  nur  von  der  Re- 
gierung nicht  ausgeschlossen,  sondern  da  aufgesucht  und  zu  unmittelbarem 
„Antheil  an  Regierungsgeschäften  gezogen  werden,  wo  sie  ihre  Brauchbar- 
„keit,  ihre  Rechtschaffenheit  und  ihre  Gesinnungen  tbütig  werden  bewährt 
„haben,  und  überdicss  soll  eine  bedeutende  Anzahl  Familien,  sowohl  aus 
„dem  Aargau  und  der  Waadt  als  aus  dem  gegenwärtigen  Bernergebiet,  in 
«idas  Berner  Burgerrecht  aufgenommen  werden." 

„Wir  wollen  alle  bisher  gesetzlich  getroffenen  Loskäufe  von  Zehnten, 
Bodenzinsen  u.  dgl.  in  Kraft  bestehen  lassen." 

„Nach  der  Weise  unserer  in  Gott  ruhenden  Regimentsvorfahren  werden 
„wir  bisherige  Verirrungen  väterlich  übersehen  und  zu  keiner 
„persönlichen  Ahndung  ziehen,  und  wenn  Ihr,  unsere  Lieben  und  Getreuen, 
„diesen  unsern  väterlichen  Gesinnungen  mit  reinem  Herzen  entgegenkommet, 
„so  wird  der  allgütige  Vater,  der  unser  Vaterland  bisher  so  gnädig  be- 
wahret, als  er  es  in  diesem  Augenblicke  wundervoll  gerettet,  uns  seinen 


I 
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„Segen  nicht  versagen  und  uns  des  ehemals  genossenen  Glückes  wieder 
„wfirdig  machen." 

„Gegeben  in  unserer  Grossen  Raths  Versammlung  den  24.  Christ  - 
monat  1813.  Kanzlei  Bern." 


Im  bernischen  Lande  selbst  opponirte  Niemand 
gegen  diese  Auffassung  des  Staatsrechts ;  die  Behörden 
der  Kantone  Aargau  und  Waadt  hingegen  erliessen  am 
26.  und  27.  Dezember  einen  würdigen  Protest  an  die 
Tagsatzung  und  Aufrufe  an  ihr  Volk,  worin  sie  die  Be- 
kanntmachung der  bernischen  Proklamation  verboten, 
alle  guten  Bürger  bei  Eidespflicht  aufforderten,  sie  mit 
Beschlag  zu  belegen  und  ihre  absichtliche  Verbreitung 
als  Hochverrath  erklärten !).  Diese  Bevölkerungen 
zeigten  sich  denn  auch  entschlossen,  für  die  Erhaltung 
ihrer  verfassungsmässigen  Freiheit  die  Waffen  zu  er- 
greifen, und  Abgesandte  beider  Kantone  begaben  sich 
in  das  Hauptquartier  der  Alliirten  mit  Verwahrungen 
gegen  diese  bernische  ßevindikation,  von  welcher 
Metternich  selbst  geäussert  haben  soll,  sie  gleiche 
eher  dem  « Schrei  eines  Raubvogels,  der  sich  auf  seine 
Beute  stürzt,  als  der  Stimme  einer  Mutter,  die  ihre 
verlorenen  Kinder  wieder  zu  sich  locke  >. 


*)  Vgl.  Abschied  I.,  pag.  8.  Die  Bekanntmachung  des  waadtlän- 
di  sehen  Kleinen  Rathes  wurde  in  der  Allg.  Zeitung  vom  5.  Januar  1811 
abgedruckt,  um  das  europäische  Publikum  über  diese  Vorgänge  etwas 
aufzuklären.  Derselbe  bot  nachmals  auch  einige  Truppen  auf,  um  einem 
anfälligen  Angriffe  von  „lieben  und  getreuen  Miteidgenossen*,  welche  seit 
11  Jahren  jährlich  auf  den  Tagsatzungen  den  Kantonen  Waadt  und  Aargau 
Bundestreue  geschworen  hatten,  zu  begegnen.  Im  Aargau  mu asten  Mass- 
retfein  gegen  bernische  Komplotte  getroffen  werden.  Am  27.  März  1811  zeigte 
die  Regierung  des  Kantons  allen  Mitständen  an,  dass  durch  Briefe  des  Hrn. 
Karl  May  von  Rued,  gewesenen  aargauischen  Oberamtmanns  von  Kulm, 
gegenwärtig  sesshaft  in  Bern,  an  seinen  Bruder  den  Hrn.  Frtedr.  May  von 
Brestenberg,  welche  einein  verkappten  Boten  abgenommen  wurden,  ein 
Komplott  entdeckt  worden  sei.  dahin  abzielend,  durch  gewaltsame  Mittel 
den  Kanton  aufzulösen  und  ihn  an  Bern  zu  überliefern;  es  sei  hierauf  der 
Hr.  Fr.  May  In  Lenzburg  mit  Arrest  belegt  und  seinem  natürlichen  Richter 
übergeben  worden;  getroffene,  zweckmässige  Polizeimassnahmen  bürgten 
übrigens  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung. 
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Zu  einer  solchen  Restauration  der  ganzen  alten 
Herrschaft,  wie  sie  eigentlich  das  Ziel  der  jetzigen 
bernischen  Machthaber  war,  kam  es  in  Folge  dieses 
Widerstandes  nicht;  dieser  Theil  des  Waldshuter  Pro- 
gramms fiel  aus,  weil  sich  Jemand  dagegen  zur  Wehre 
setzte.  Die  Mediationsverfassung  hingegen  mit  allen 
ihren  Garantieen  liberalen  Fortschritts,  ging  durch  den 
Abfall  Berns  verloren  und  die  Eidgenossenschaft  ver- 
sank in  einen  Zustand  von  Auflösung,  wie  er  selbst  im 
Jahre  1802  nicht  vorhanden  gewesen  war;  —  aus  dem 
sie  auch  nicht  durch  eigene  Anstrengung,  sondern  nur 
durch  den  andauernden  guten  Willen  der  europäischen 
Mächte,  ja,  wenn  man  die  Einzelheiten  der  nächst- 
folgenden Zeit  sich  lebhaft  vor  Augen  stellt,  möchte 
man  beinahe  sagen,  durch  ein  unverdientes  Wunder 
göttlicher  Gnade  und  Geduld  gerettet  worden  ist. 


Die  inneren  Verhältnisse  der  Eidgenossenschaft 
nahmen  zunächst  folgenden  Gang.  Am  20.  Dezember 
erliess  der  Landammann  ein  Kreisschreiben  an  die 
19  Kantone  der  Mediations-Verfassung : 

«  Tit. !  Während  dass  unsere  eidgenössischen  Ge- 
sandten, in  Erwartimg  der  ihnen  versprochenen  Ant- 
wort, noch  im  Hauptquartier  der  verbündeten  Mächte 
verweilen,  und  noch  keine  Aeusserung,  geschweige 
denn  irgend  ein  diplomatisches  Aktenstück,  zur  Kennt- 
niss  des  Landammanns  der  Schweiz  gekommen  ist, 
woraus  die  Nichtanerkennung  der  schweizerischen  Neu- 
tralität hätte  vermuthet  werden  können,  erfahre  ich, 
dass  das  schweizerische  Territorium  von  einer  zahl- 
reichen Armee  betreten  wird,  gegen  die  jeder  Wider- 
stand von  Seite  unsers  eidgenössischen  Truppenkorps 
mit  aller  Aufopferung  nichts  auszurichten  vermöchte. 
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Gestern  um  drei  Uhr  Nachmittags  wurde  dem 
in  Basel  kommandirenden  eidgenössischen  Obersten 
Herrenschwand  auf  einer  Unterredung,  wozu  er  durch 
die  in  der  Nähe  befindlichen  Generale  von  Bubna 
und  von  Langenau  eingeladen  worden,  die  Erklärung 
gemacht,  dass  die  alliirte  Armee  den  Befehl  erhalten 
habe,  den  Durchpass  durch  die  Schweiz  zu  nehmen, 
dass  dieser  Befehl  unverzüglich  in  Vollziehung  gesetzt 
werde,  und  dass  es  nur  von  dem  Benehmen  des  eid- 
genössischen Armeekorps  abhänge,  ob  das  Land 
freundlich  und  mit  aller  möglichen  Schonung,  oder 
aber  feindselig  werde  behandelt  werden.  —  Nach  den 
Aeusserungen  gedachter  Generale  hätte  der  Einmarsch 
alsogleich  erfolgen  sollen,  und  alles,  was  sie  zu  mög- 
lichster Vermeidung  von  Unordnungen  und  unruhigen 
Auftritten  bewilligen  wollten,  war  ein  Aufschub 
von  24  Stunden,  der  in  dieser  Nacht  zu  Ende  geht. 

Zu  gleicher  Zeit  mit  dieser  militärischen  Ver- 
letzung unseres  Bodens  gehen  in  Bern  Auftritte  vor, 
die  eben  so  drückend  für  die  Unabhängigkeit  des 
Vaterlandes  als  um  ihrer  weitaussehenden  Folgen 
willen  bedenklich  sind.  Es  wurde  nämlich  die  dortige 
Regierung  durch  einen  am  19.  daselbst  angekommenen 
neuen  Abgeordneten  der  alliirten  Mächte,  den  Herrn 
Grafen  Senfft  von  Pilsach,  aufgefordert,  sich  aufzu- 
lösen und  ihre  Gewalt  in  die  Hände  derjenigen  Kom- 
mission niederzulegen,  welche  dort  im  Jahr  1802,  nach 
Vertreibung  der  helvetischen  Regierung,  die  Leitung 
der  Geschäfte  übernommen  hatte. 

Welcher  Entschluss  von  Seite  der  Regierungsbe- 
hörden auf  diese  Aufforderung  hin  gefasst  worden, 
und  welche  Ereignisse  weiter  aus  dieser  in's  Werk 
gesetzten  Staatsumwälzung  noch  entstehen  können, 
vermag    ich    nicht    im    voraus    zu    bestimmen.    Das 
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traurige  Schicksal  des  Vaterlandes  liegt  schwer  auf 
meinem  Herzen,  und  nur  das  Bewusstsein,  dass  wir 
durch  unser  Benehmen  gegen  das  Ausland  von  diesem 
eine  solche  Behandlung  nicht  verdient  haben,  lässt 
mich  über  die  Besorgnisse  der  nächsten  Zukunft  hinaus, 
noch  die  Möglichkeit  der  entfernten  Rettung  durch 
einen  künftigen  Weltfrieden  hoffen. 

In  dieser  Lage  der  Dinge  ergeht  von  mir  an 
sämmtliche  Kantone  die  Aufforderung,  ein  oder  zwei 
Regierungsglieder  unmittelbar  bei  Empfang  der  gegen- 
wärtigen Zuschrift  nach  Zürich  abreisen  zu  lassen, 
damit  gleich  nach  Ankunft  der  ersten  Deputirten  ein 
eidgenössischer  Rath  um  und  neben  dem  Landam- 
mann  der  Schweiz  sich  bilden  könne,  und,  sobald  die 
Mehrzahl  der  Kantone  in  ihren  Repräsentanten  an- 
wesend ist,  die  eidgenössische  Tagsatzung  förmlich 
konstituirt  werde. 

So  wenig  der  Landammann  im  Stande  ist,  den 
eidgenössischen  Kantonen  irgend  ein  Aktenstück  vor 
Augen  zu  legen,  welches  über  die  Gründe  dieses  un- 
erwarteten militärischen  und  politischen  Verfahrens 
der  alliirten  Mächte  gegen  die  friedliche  Schweiz 
einiges  Licht  verbreiten  könnte,  eben  so  offenbar  liegt 
auch  die  Unmöglichkeit  am  Tage,  eine  Anweisung 
zu  Instruktionen  für  die  Tagsatzung  zu  entwerfen. 
Es  mögen  also  die  Deputirten  von  der  Regierung 
lediglich  im  Allgemeinen  den  Auftrag  und  die  Voll- 
macht erhalten,  die  Bundesbehörde  durch  ihre  Ein- 
sichten zu  unterstützen  und  an  allen  auf  das  Heil  und 
die  Wohlfahrt  des  Vaterlandes  abzielenden  Mass- 
regeln Antheil  zu  nehmen. 

Durch  Handhabung  der  öffentlichen  Ruhe  und 
Ordnung  im  Innern  der  Schweiz  Misshelligkeiten  und 
und  Ausbrüchen  der  Zwietracht  vorzubeugen,  ist  einer 
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der  grossen  Zwecke  unseres  Bestrebens.  So  wie 
jeder  Kanton  durch  die  kräftigsten  Massregeln  in 
seinem  Innern  dazu  beitragen  soll ;  eben  so  wird 
die  eidgenössische  Tagsatzung  dieses  nothwendige  Er- 
forderniss  der  Zeit  ganz  vorzüglich  vor  Augen  be- 
halten. 

Womifrich  Hochdieselben,  unter  Versicherung  etc. 

Der  Landammann  der  Schweiz. » 

Infolge  dessen  versammelten  sich  am  29.  Dezember 
die  Gesandten  von   14  Ständen  in  der  Wohnung  des 
Landammanns,  nämlich  von 
Zürich:  Seine  Excellenz  der  Landammann  der  Schweiz, 

Herr  Bürgermeister  Hans  ^on  Reinhard,  und  die 

Herren  Altseckelmeister  Hans  Konrad  von  Escher 

und  Rathsherr  David  von  Wyss; 
Luzern:  die  Herren   Regierungsrath  Peter  Genhart 

und  Unterstaatsschreiber  Joseph  Pfyffer  von  Hey- 

degg; 
U  r  i :  die  Herren  Landammann  Karl  Joseph  Bessler- 

von  Wattingen,  Landammann  Franz  Maria  Arnold 

und  Landschreiber  Florian  Lusser; 
Schwyz:    die    Herren    Landammann    Franz    Xaver 

Weber,  Landammann  Aloys  v.  Reding  und  Landes- 
hauptmann Aufdermaur; 
Glarus:  die  Herren  Landammann  Nikiaus  Heer  und 

Landammann  Karl  Burger; 
Zug:  die  Herren  Rathsherr  und  Polizeidirektor  Georg 

Joseph  Sidler  und  Altammann  Joseph  Anton  Hess ; 
Freiburg:  die  Herren  Amtsschultheiss  Joseph  v.  Diess- 

bach  und  Rathsherr  Joseph  v.  Fegeli; 
Basel:    Herr    Rathsherr    und    Oberst    Hans    Georg 

Stehlin ; 
Schaffhausen  :     Herr    Bürgermeister    Balthasar 

Pf  ister; 
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Appenzell:  die  Herren  Landammann  Jakob  Zell- 
weger  für  Ausser-Rhoden,  und  Landammann  Joseph 
Anton  Bischoffberger  für  Inner-Rhoden; 

St.  Gallen:  die  Herren  Regierungsrath  Julius 
Hieronymus  Zollikofer  und  Regierungsrath  Joachim 
Pankraz  Reutti; 

Aargau:  die  Herren  Regierungsrath  Karl  Fetzer 
und  Appellationsrichter  Franz  Ludwig  Hürner; 

Thurgau:  Herr  Regierungsrath  Johannes  Morell; 

Waadt:  die  Herren  Regierungsrath  Julius  Muret 
und  Grossrath  Ludwig  Secretan. 


Die  Solothurner  schrieben,  sie  hielten  es  einst- 
weilen für  zuträglich,  « die  nähere  Entwicklung  der 
Dinge  abzuwarten.»  Bern  bezog  sich  in  einer  Zu- 
schrift eines  Hrn.  «  E.  v.  May,  Präsident  der  Standes- 
kommission der  Stadt  und  Republik  Bern »  auf  die 
dem  Landammann  bereits  bekannten  Vorgänge,  mit 
der  Erklärung,  dass  unter  so  bewandten  Umständen 
eine  ausgeschriebene  Tagsatzung  nicht  beschickt  werden 
könne,  es  würden  jedoch  demnächst  zwei  « gewesene 
Regierungsräthe  und  jetzige  Mitglieder  des  souveränen 
Rathes  der  Republik  Bern »  in  Zürich  eintreffen,  um 
die  Bereitschaft  Berns  zu  erklären,  die  uralten  Bande 
freundschaftlichen  Einverständnisses  zu  erhalten  (Ab- 
schied I,  11).  Von  Graubünden  gelangte  der  münd- 
liche Bericht  einer  Magistratsperson  an  den  Landam- 
mann, man  wolle  dort  die  Einladung  zu  der  Versamm- 
lung gar  nicht  erhalten  haben.  Das  offizielle  Protokoll 
fügt  die  Worte  bei :  « da  aber  die  Kanzlei  die  rich- 
tige Absendung  dieser  Briefe  versicherte,  so  konnte 
man  an  einer  absichtlichen  Zurückhaltung  derselben 
kaum  zweifeln.  » 
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Von  einer  Konferenz  von  acht  alten  Ständen  wurde 
nun  am  29.  Dezember  Vormittags  die  Mediations- 
verfassung mit  derjenigen  Erklärung  aufgehoben, 
welche  bereits  in  dem  letztjährigen  Jahrbuche  auf 
pag.  379  abgedruckt  ist.  Luzern,  Schwyz, 
St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau  und  Waadt  traten 
derselben  am  nämlichen  Tage  Nachmittags  bei. 

Was  nun  weiter  werden  sollte,  ist  schwerlich  irgend 
einem  der  anwesenden  Staatsmänner  ganz  klar  ge- 
wesen. Wohl  aber  mussten  sie  alle  das  Gefühl  haben, 
einer  unbestimmten  Zukunft  entgegenzugehen,  in  wel- 
cher allein  der  allem  Anschein  nach  vorhandene  Wille 
der  alliirten  Mächte,  eine  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft zu  erhalten,  einen  einigermassen  sichern  Punkt 
bildete.  Denn  die  Eidgenossenschaft  konnte  nicht,  wie 
die  einzelnen  Kantone,  mittelst  Aufhebung  ihrer  Ver- 
fassung einfach  zu  den  Zuständen  von  1798  zurück- 
kehren, weil  eben  ihre  damalige  Konstitution  aus  einer 
Reihe  von  inkohärenten  Verträgen  verschiedenster  Art 
bestand,  die,  schon  allein  der  ehemaligen  Unterthanen- 
verhältnisse  wegen,  niemals  hätten  erneuert  werden 
können.  Man  stand  also  mit  der  Aufhebung  der  Me- 
diationsakte, welche  nebst  der  eidgenössischen  zugleich 
die  Verfassungen  aller  Kantone  enthielt,  vor  dem  reinen 
Chaos,  ohne  irgend  eine  gesetzliche  Autorität,  so  wie 
es  selbst  im  Jahre  1798  nicht  stattgehabt  hatte,  und 
das  Alles,  während  fremde  Armeen  das  Land  durch- 
zogen und  der  bisherige,  noch  immer  gewaltige  Pro- 
tektor der  Schweiz  durch  ihren  raschen  Abfall  zum 
Feinde  geworden  war. 

Furchtbar  rächte  sich  auch  materiell,  in  diesen 
letzten  Tagen  des  Jahres  1813  bereits,  an  der  schwei- 
zerischen Bevölkerung  die  Meinung  derjenigen,  welche 
glaubten  oder  zu  glauben  vorgaben,  es  könnte  wenig- 
stens ökonomisch  vortheilhaft  sein,   die   Landesgrenze 
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nicht  mit  Aufbietung  aller  Kraft  gegen  Jedermann  zu 
vertheidigen.  Einzelne  Theile  der  fremden  Armeen, 
besonders  eine  sogenannte,  aus  allerlei  Elementen  zu- 
sammengewürfelte «  deutsche  Legion  »,  verübten  solche 
schändliche  Bedrückungen,  dass  man  zuletzt  in  Bern 
Truppen  gegen  sie  aufbot,  da  sonst  das  Volk  aus  Ver- 
zweiflung gegen  seine  neue  Regierung,  die  diess  her- 
beigeführt hatte,  aufgestanden  wäre.  Ebenso  brach 
bereits  im  Januar  1814  durch  eingeführte  ungarische 
Schlachtochsen  unter  dem  Viehstand  der  Schweiz  die 
Rinderpest  aus  und  verbreiteten  sich  in  den  folgenden 
Jahren  Epidemien,  namentlich  das  Nervenfieber,  derart, 
dass  zuletzt  nicht  mehr  Aerzte  in  hinreichender  Zahl 
aufzutreiben  waren.1)  Dieses  Elend  und  ein  wüstes 
Geschrei  von  Leidenschaft,  mit  welchem  jeder  Kanton, 
unter  dem  Titel  der  Wiedererlangung  der  alten  Freiheit, 
unbekümmert  um  alle  andern,  möglichst  viele  Vortheile 


')  Von  dem  Unglück,  welches  der  Einmarsch  der  fremden  Heere  in 
die  Schweiz  hervorrief,  hat  die  heutige  Periode  eine  leider  nur  zu  geringe 
Vorstellung.  Schon  vier  Tage  nach  dem  Brnch  der  Neutralität  musste  der 
eidgenössische  Landammann  ein  Kreisschreiben  an  die  Kantone  wegen  der 
von  diesen  Armeen  eingeschleppten  Krankheiten  erlassen  und  noch  heute 
leben  im  Volksmunde  drastische  Beschreibungen  von  der  Unreinllchkeit 
namentlich  der  Oestreichor,  die  noch  lange  ihre  Spuren  zurückliess.  Am 
18.  Jannar  bereits  wird  in  der  Allg.  Zeitung  der  Ausbruch  der  Rinderpest 
gemeldet.  Ueber  das  Gebahr en  der  „deutschen  Legion"  sagt  die  nämliche 
Zeitung  vom  1.  April  1814  Folgendes :  „Berner  Zeltungen  vom  21.  März 
melden:  Einige  Abtheilungcn  der  deutschen  Legion  haben  in  der  ver- 
flossenen Woche  bei  ihrem  Durchpause  allhier  die  Einwohner  der  Stadt  und 
Gegend  in  ungewöhnliche  Erbitterung  und  Bewegung  versetzt,  die  be- 
sonders am  letzten  Freitag  nahe  daran  war,  in  offenbare  Nothhülfe  auszu- 
brechen. Jenes  Korps  besteht  aus  Soldaten  von  allen  möglichen  Nationen, 
und  zählt  besonders  auch  viele  Franzosen,  Italiener  nnd  Polen  unter  sich, 
welche  erstere  den  Uebertrltt  in  diesen  Dienst  der  Kriegsgefangenschaft 
vorgezogen  und  nunmehr  ohne  Scheu  allenthalben  die  Absicht  äusserten, 
bei  erfolgter  Rückkehr  in  ihr  nahes  Vaterland  und  bei  gegebener  Möglich- 
keit, wiederum  zur  französischen  Armee  überzugehen.  Allein  sie  schienen 
sich  noch  vorher  einige  gute  Tage  machen  zu  wollen.  Dean  nicht  nur  ver- 
langten sie  zur  Zurücklegung  sehr  kleiner  Tagreisen  von  6  bis  7  Stunden, 
da«s  man  sie  auf  Wagen  führe,  was  zwar  dem  zweiten  Füsilierbataillone 
hier  abgeschlagen  ward,  sondern  es  erlaubten  sieh  auch  viele  Soldaten,  be- 
sonders auf  den  Dörfern,  die  unrnässigsten  Forderungen,  und  gingen  so- 


—    97    — 

für  sich  zu  erbeuten  gedachte  —  das  war  das  Ende 
der  vielgelobten  Mediationsverfassung. 


gleich  zn  Mißhandlungen  über,  selbst  wenn  der  Landmann  ihnen  die  Un- 
möglichkeit darthat,  ihrem  Begehren  entsprechen  zu  können.  80  waren 
schon  am  Donnerstag  vom  Oberamte  Laupen  her  laute  and  amtliche  Klagen 
über  die  unerhörten  Gewalttätigkeiten  eingegangen,  welche  sich  das  Jäger- 
bataillon, das  nach  Neuenegg  und  dorthin  verlegt  worden  war,  gegen  die 
hülflosen  Dorfbewohner  erlaubt  hatte.  Es  wurde  daher  den  am  Freitag 
einrückenden  Husaren  die  wohlgemeinte  Warnung  eines  bessern  Verhaltens 
ertheiit,  weU  bei  dem  aufgeregten  allgemeinen  Unwillen  Böses  zu  befürchten 
sei.  Dies«  schien  bei  Einigen  zu  wirken ;  andere  Dctachemente,  besonders 
die,  welche  nach  Bümplitz  und  Bolligen  gelegt  worden  waren,  fingen  das 
gewohnte  Spiel,  das  an  die  traurigen  Zeiten  des  Kriegs  mit  Landsknechten 
erinnert,  bald  an,  und  mit  dem  Nachmittage  kamen  schon  mehrere  Be- 
wohner von  Bümplitz  jämmerlich  verwundet  und  zerschlagen  in  die  Stadt, 
um  Hülfe  zu  suchen ;  andere  waren  hier  und  durften  nicht  zurückkehren, 
weil  ihnen  mit  dem  Grässllchsten  gedroht  worden,  wenn  sie  nicht  diese' 
oder  jene  köstlichen  Dinge  für  ihre  Einquartierungen  unentgeldlich  nach 
Hanse  brächten.  Dass  nun  die  Regierung  und  die  Stadt  bei  diesen  Nach- 
richten nicht  ruhig  blieben,  lässt  sich  leicht  denken.  Alles  Militär  ward 
sofort  unter  die  Waffen  gestellt,  und  alsogleich  nach  Bümplitz  sowohl,  als 
m  die  Könizgemeinde,  an  jedes  Ort  vorläufig  eine  Infantcriekompagnie 
abgeschickt,  die  mit  der  nöthigen  Munition  versehen  war,  um  Gewalt 
mit  Gewalt  abzutreiben,  da  aller  Befehl  von  oben  nicht  zu  verfangen 
schien.  Vier  bespannte  Kanonen,  mit  einer  gehörigen  Anzahl  Kartätschen 
ausgerüstet,  und  zwei  andere  Infanteriekompagnien  standen  bereit  in  der 
Stadt,  um  die  abgegangenen  Kompagnien  zu  unterstützen,  und  im  NothfaÜe 
wäre  ein  grosser  Theil  der  Einwohnerschaft  freiwillig  zu  Herstellung 
öffentlicher  Ruhe  aufgebrochen.  Endlich  wurden  fünf  derjenigen  Husaren, 
welche  sich  die  meisten  Mlsshandlungen  erlaubt  hatten,  gefänglich  ein- 
gebracht nnd  sofort  die  nöthigen  Einleitungen  Igetroffen,  dass  sie  der  ge- 
ziemenden Bestrafung  nicht  entgehen  können.  Es  ist  bekannt,  dass  der 
k.  k.  Minister  v.  Schraut  Excellenz,  welcher  zunächst  von  diesen  Ereig- 
nissen unterrichtet  worden,  die  höchste  Missbilligung  darüber  an  den  Tag 
gelegt  hat.  Desswegen  darf  man  auch  für  die  Zukunft  kräftigen  Vor- 
beugnngsmassregeln  entgegen  sehen.- 

Die  Stadt  Basel  hatte  vom  21.  Dezember  1813  bis  20.  Juni  1814  654,717 
Verpflegungstage  von  Soldaten  und  über  50,000  von  Offizieren  und  Beamten 
aller  Art  zu  tragen,  wofür  3,340,397  Schweizerfranken  ausgegeben  wurden. 
(Allg.  Zeitung  vom  22.  Juli  1814.)  Der  Kanton  A  arg  au  hatte,  vom  21.  De- 
zember 1813  bis  Ende  Januar  1814  allein,  Lieferungen  im  Betrage  von 
736,048  Schwelzerfranken  zumachen.  Die  Stadt  Schaff  hausen  hatte  in 
einem  einzigen  Monat  11,700  Mann  fremde  Truppen  einzuquartieren  gehallt. 

Selbst  Betrüger  machten  sich  diese  fremde  Autorität  in  der  Schweiz 
zu  Nutze.  So  wurden  im  September  1814  zwei  Juden  in  Basel,  welche  sich 
als  fremde  Armeekommissäre  ausgegeben  und  allerlei  Bedrückungen  verübt 
hatten,  Öffentlich  auf  dem  Lasterstnhl  ausgestellt  und  von  dem  zuschauenden 
Publikum  reichlich  mit  faulen]]  Eiern  und  andern  unappetitlichen  Gegen- 
ständen beworfen  (Allg.  Zeitung  vom  28.  September  1814.) 
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Zunächst  wurde  nun  Zürich  als  «alteidgenössischer 
Vorort  >  am  29.  Dezember  1813  von  einer  Deputation 
der  Konferenz  aufgefordert,  die  Leitung  der  Bundes- 
angelegenheiten, insoweit  sich  diess  ohne  verfassungs- 
mässige Autorität  thun  liess,  zu  übernehmen,  und 
sein  versatiler  Bürgermeister  liess  sich  auch  diese 
neue  Rolle  mit  einer  Bereitwilligkeit  gefallen,  die 
unter  diesen  Umständen  beinahe  Wesen  und  Werth 
des  Patriotismus  annimmt.  Im  Uebrigen  sollten  nach 
der  bereits  klar  vorliegenden  Meinung  der  Konferenz 
in  der  zukünftigen  eidgenössischen  Verfassung  jede 
Centralität  und  alle  darauf  bezüglichen  Formen  auf- 
hören, dagegen  die  Idee  vollständiger  Souveränetät  und 
Selbständigkeit  der  Kantone  zur  Geltung  gelangen, 
welche  stets  die  sichere  Frucht  des  Unglücks  und  der 
Erniedrigung  der  Schweiz  zu  sein  pflegt. 

Am  30.  Dezember  erschienen  die  Gesandtschaften 
von  Solothurn,  Bern  und  Graubünden  in  Zürich, 
von  denen  jedoch  die  bernische  nicht  mehr  in  der  Lage 
war,  der  neuen  Vereinigung  beizutreten1),  weil  dieselbe 
eben  schon  Waadt  und  Aargau  als  selbständige  Kan- 
tone in  sich  aufgenommen  hatte.  Der  Bär  war  diessmal 
ein  wenig  zu  langsam  gewesen.  Die  Graubündner 
nahmen  natürlich  nach  alter  Gewohnheit  die  Verein- 
barung <  ad  referendum  »  und  schickten  sich  dazu  an, 
die  bernische  Revolution  unter  den  in  ihrem  Lande 
gebräuchlichen  demokratischen  Formen  nachzuahmen, 
wogegen  nun  keine  eidgenössische  Autorität  mehr 
einzuschreiten  im  Stande  war. 

Zwei  besonders  hervorragende  Nachahmungen  der 
Berner  Revolution,  über  die  noch  einzelne  zeitgenös- 

■      ii  ■■■■■ 

>)  Die  noch  übrigen  Stände,  ausser  Bern  und  Graubünden,  traten  An- 
fangs Januar  dem  Beseht uss  vom  29.  Dezember  bei. 
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steche  Aktenstücke  näheren  Aufschluss  geben,  waren 
die  beiden  Staatsstreiche  in  Solothurn  und  Graubünden, 
deren  Verlauf  man  gegenwärtig  mit  einem  gewissen 
Humor  verfolgen  kann,  welcher  von  der  Morosität 
der  Berner  Angelegenheiten  wohlthuend  absticht'. 

InSolothurn1)  ging  der  Umsturz  der  Mediations- 
regierung in  der  Nacht  vom  8.  auf  den  9.  Januar  1814 
in  folgender  Weise  vor  sich: 

Der  Freiherr  Hermenegild  von  Arregger  hatte  dort 
einen  « Wiederherstellungsverein »  nach  bernischem 
Muster  gegründet,  welcher  schon  längere  Zeit  in  einem 
Hause  an  der  Schalgasse  heimliche  Zusammenkünfte 
hielt  und  an  dem  sich  auch  hier  die  verfassungsmässigen 
Behörden,  entgegen  ihrem  Eide  auf  diese  Verfassung, 
betheiligten.2)  Von  diesen  Verschworenen  begleitet, 
zogen  nun  am  8.  Januar,  einem  Samstag,  Nachts  11  Uhr 
die  noch  lebenden  41  Mitglieder  der  alten  Regierung 
auf  das  Rathhaus  und  erklärten  sich  dort  unter  dem 
alten  Titel  «Räth  und  Burger»  als  provisorische  Re- 
gierung, mit  Arregger  als  Statthalter  an  der  Spitze, 
während  ein  Kommandant  Karl  Schmid  mit  zwei 
Kompagnien  das  Rathhaus,  Zeughaus  und  die  Haupt- 
wache einnahm.  Dem  amtirenden  Schultheissen  Glutz- 
Ruchti  (früherem  eidg.  Landammann)  wurden  um 
1  Uhr  Nachts  von  zwei  Abgesandten  die  Siegel  abge- 
fordert, die  er  auch  ganz  gelassen  auslieferte,  mit  dem 


')  Vgl.  darüber:  F.  von  Arx,  die  Restauration  im  Kanton  Solothurn 
1814.    8ok>thurn  1877,  und  die  AJUg.  Zeitung,  Jahrgang  1814. 

»)  Nach  der  Lebensbeschreibung  des  Chevalier  Victor  von  Gibelin,  von 
Amiet,  soll  derselbe  als  Platzmajor  von  Solothurn  sogar  schon  ungefähr 
zwei  Monate  vorher  von  einem  „bedeutenden  Staatsmann  der  Schweiz,"  der 
leider  nicht  genannt  wird,  die  Eröffnung  erhalten  haben,  dass  die  öster- 
reichische Armee  durch  die  8chweiz  marschiren  werde  und  dass  man  bei 
diesem  Anlass  überall  die  alten  Regierungen  wieder  einsetzen  werde,  wobei 
es  jedoch  den  Anschein  haben  müsse,  als  ob  diese  Umwälzungen  freiwillig 
1  bis  ä  Tage  vor  dem  Einmarsch  geschähen.   Amiet,  pag.  100. 
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patriotischen  Wunsche,  die  neue  Regierung  werde  das 
Glück  der  «lieben  Angehörigen»  zu  Stadt  und  Land 
befördern.  Er  war  wohl  auch  nicht  ganz  unvorbereitet 
auf  diesen  späten  Besuch  gewesen,  da  er  schon  am  fol- 
genden Tage  selbst  seinen  Platz  in  der  Umsturzregie- 
rung einnahm.  An  diesem  9.  Januar  (Sonntag)  wurde 
zuerst  in  aller  Frühe  ein  neuer  Platzmajor,  Sury,  er- 
nannt, hierauf  die  Gratulation  des  österreichischen  Be- 
fehlshabers, Hofmann,  entgegengenommen  und  um 
9  Uhr  zog  man  in  die  Kirche,  um  Gott  für  diesen  ge- 
lungenen Staatsstreich  zu  danken.  Am  Schlüsse  des 
Gottesdienstes  wurde  von  dem  Rathsweibel  eine  Pro- 
klamation an  das  ganze  Land  verlesen  und  sodann  am 
gleichen  Abend  in  einer  zweiten  Rathssitzung  die  alten 
Behörden  entlassen  und  eine  Staatskommission  an  ihrer 
Stelle  eingesetzt,  die  ihrerseits  drei  «  Landvögte  »  für 
Gösgen,  Baisthal  und  Ölten  ernannte.1)  Die  Prokla- 
mation lautete,  noch  steifer  als  die  bernische,  wie 
folgt : 

«Statthalter,  Rät h'  und  Burger  der  Stadt 
und  Republik  Solothurn  thun  kund  hiermit: 


')  Die  Abdankungs  Urkunde  des  Schultheissen  Glutz  lautete  wie  folgt: 
„Heute  in  der  Nacht  um  halb  ein  Uhr  haben  sich  in  meinem  Hause  e inge- 
fanden: die  hochgeachteten  Herren  Jungrath  Wallier  von  Wendelsdorf  und 
Hr.  Jungrath  Tschau,  welche  als  Abgeordnete  der  sich  heute  in  der  Nacht 
konstltuireiiden  ehemaligen  Regierung  schriftlich  ausgewiesen;  Ersterer 
dieser  hochgeachteten  Herren  hat  mir  mündlich  eröffnet,  es  sei  der  Wunsch 
der  hohen  alliirten  Mächte,  dass  die  vor  der  Revolution  bestandene  Re- 
gierung der  Stadt  und  Republik  Solothurn  wiederum  eingesetzt  werde.  In 
der  Ueberzeugung  dieses  hohen  Willens  und  auch  in  der  Ueberzeugung, 
dass  die  neuerdings  eingetretene  Regierung  die  Wohlfahrt  und  das  Glück 
der  liebwerthesten  Bürgerschaft  und  der  lieben  Angehörigen  des  ganzen 
Kantons  befördern  und  befestigen  werde,  so  habe  ich  auf  die  mir  formlich 
gemachte  Aufforderung  das  Inaiegel  des  hohen  Standes  Solothurn  in  die 
Hände  dieser  Herren  Abgeordneten  übergeben.  Wobei  ich  nicht  umhin 
den  Wunsch  zu  äussern  mich  verpflichtet  finde  (sie!),  dass  gegen  die  bisher 
bestandene  Regierung,  welche  von  Stadt  und  dem  Lande  ernamset  worden, 
bei  ihrer  Aufhebung  eine  andere  und  billigere  Formalitat  beobachtet  worden 
wäre.  Gegeben  in  der  Stadt  Solothurn  in  meiner  Wohnung,  Morgens  um  ein 
Vhr,  den  9.  Januar  181 4.    P  e  t  e  r  G 1  u  t  z  -  R  n  c  h  1 1 ,  Schultheis». u 
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Zugleich  mit  unsern  theuren  Miteidgenossen  und 
Nachbarn  hatten  wir,  durch  die  Treue  und  Anhäng- 
lichkeit unserer  getreuen,  lieben  Angehörigen  aufge- 
fordert und  unterstützt,  uns  vor  eilf  Jahren  in  unsere 
durch  französische  Willkühr  und  Uebermacht  ent- 
rissenen Rechte  wieder  eingesetzt  und  bereits  zu  der 
Tagsatzung  von  Schwyz  unsere  Gesandten  abgeordnet, 
als  der  damalige  französische  erste  Konsul  und  jetzige 
Kaiser  uns  eine  Vermittlungsakte  aufdrang,  wodurch 
wir  des  grössten  Theils  unserer  Unabhängigkeit  be- 
raubt wurden. 

Wer  erinnert  sich  nicht  mit  Schmerz  und  Un- 
willen jener  unglücklichen  Tage,  wo  wir  das  Blut 
unserer  Landeskinder  in  zwecklosen  Kriegen  fliessen 
und  selbe  dem  höchsten  Grade  von  Elend  ausgesetzt 
und  grossentheils  unterliegen  sahen!  Wer  vergässe 
sobald  der  schmählichen  Fesseln,  d'e  das  mit  jedem 
Tage  um  sich  fressende  Douanensystem  unserm  Ge- 
werbfleisse,  und  das  Dekret  von  Trianon  unserm  Handel 
anlegte ! 

Dem  hohen  Muthe  der  verbündeten  Heere  ver- 
danken wir  die  Befreiung  von  den  Banden  der  Me- 
diationsakte, und  gleich  so  vielen  andern  geretteten 
Völkern  ist  auch  uns  vergönnt,  bessere  Tage  zu  hoffen. 
Wir  können  ungehindert  uns  damit  beschäftigen,  die 
dem  Lande  durch  die  Revolution  und  ihre  unseligen 
Folgen  geschlagenen  Wunden  zu  heilen,  und,  von 
fremdem  Einflüsse  fern,  die  im  Jahr  1802  gewaltsam 
unterbrochenen  Verhandlungen  mit  unsern  theuren 
Miteidgenossen  und  Brüdern  aufs  neue  anknüpfen. 

Die  ehrwürdige  Geistlichkeit  unsers  Kantons,  die 
sich  unter  allen  Umständen  durch  ihre  Tugend  und 
Anhänglichkeit  an  die  gute  Sache  ausgezeichnet,  und 
die  desshalb  unserer  Hochachtung,  ewigen  Dankbar- 
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keit  und  unsere  Schutzes  bei  allen  Gelegenheiten  ver- 
sichert sein  kann,  wird  mit  verdoppelten  Kräften  zum 
heilsamen  Zwecke  des  allgemeinen  Wohls  mitzuwirken 
sich  aufgemuntert  fühlen;  denn  schon  lacht  ihr  die 
Hoffnung,  in  kurzem  die  Fesseln  gesprengt  zu  sehen, 
in  welchen  zügellose  Herrschsucht  das  heilige  Ober* 
haupt  der  Kirche  gefangen  hält. 

Da  die  Mediationsakte  von  den  Hohen  verbündeten 
Mächten  für  aufgehoben  erklärt  ist,  so  können  auch 
ihre  Folgen  nicht  mehr  länger  bestehen,  und  die 
Gewalt  der  auf  dieselbe  gegründeten  Regierung  muss 
von  selbst  aufhören.  Desshalb  tragen  wir,  da  wir 
über  die  Hälfte  an  der  Zahl  der  sämmtlichen  ehe- 
maligen Mitglieder  der  rechtmässigen  Oberbehörde 
des  Kantons  noch  gegenwärtig  versammelt  sind, 
kein  Bedenken,  uns  unter  Gottes  des  Allmächtigen 
Schutz  und  Segen,  ohne  welchen  nichts  Gutes  auf 
Erde  gedeihen  kann,  als  souveräne  Gewalt  der  Stadt 
und  Republik  Solothurn  zu  konstituiren,  und  befehlen 
hiermit  allen  Rechts-  und  Verwaltungsbehörden,  bis 
auf  weitere  Verfügung  an  unserer  Statt  und  in 
unserem  Namen  ihre  Amtsverrichtungen  fortzusetzen 
und  auf  den  ersten  Aufruf  zur  Uebergabe  aller  vor- 
handenen Archive,  Kassenbestände,  Waffen  und 
Munitionsvorräthe  sich  bereit  zu  halten.  Die  seit 
unserer  gewaltsamen  Auflösung  durch  den  Tod  unserer 
Mitte  entrissenen  Oberhäupter  behalten  wir  uns  auf 
den  nach  althergebrachter  Gewohnheit  festgesetzten 
Zeitpunkt,  als  nämlich  auf  künftigen  St.  Johanns 
des  Täufers  Tag,  und  die  übrigen  Mitglieder,  nach 
Verhältniss  der  Umstände  und  Gutbefinden,  zu  er- 
gänzen vor. 

Die  allenfalls  noch  vorbeiziehenden  Truppen  der 
Hohen    alliirten  Mächte   befehlen  wir   unsern  Ange- 
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hörigen  freundschaftlich  zu  behandeln  und  alle  ihre 
billigen  und  vorschriftmässigen  Forderungen  willig  zu 
erfüllen. 

Inwieweit  die  Formen  unserer  rechtmässigen  Ver- 
fassung beibehalten  oder  abgeändert  werden  sollen, 
werden  wir  nach  reiferer  Ueberlegung  bestimmen. 
Vor  allem  wollen  wir  darauf  bedacht  sein,  würdige 
Männer  aus  allen  Ständen,  so  jetzt,  wie  auch  in 
Zukunft,  durch  Ertheilung  des  Bürgerrechtes  im 
weitesten  Verstände,  für  ihre  Verdienste  um  das 
Vaterland  zu  belohnen  und  uns  überhaupt  ange- 
legen sein  lassen,  die  uns  von  Gott  anvertraute  Ge- 
walt nach  milden,  von  einem  höhern  und  allge- 
meinern Gesichtspunkte  ausgehenden  Grundsätzen 
auszuüben.  Es  versteht  sich  daher  von  selbst,  dass 
wir  weit  von  dem  Gedanken  entfernt  sind,  bisherige 
Verirrungen  auf  was  immer  für  eine  Art  zu  ahnden. 
Aber  so  fest  unser  Entschluss  darüber  ist,  so  uner- 
schütterlich ist  auch  unser  Wille,  in  Zukunft  bei 
allen  Gelegenheiten  jene  Entschlossenheit  zu  zeigen, 
ohne  welche  in  schwierigen  Zeitläufen  keine  Oberge- 
walt bestehen  mag. 

Gegeben  den  8.  Jenner  1814. 

Kanzlei  Solothurn.» 

Dem  eidg.  Landammann  in  Zürich  wurde  folgende 
stylgerechte  Anzeige  gemacht: 

c  Den  frommen,  fürsichtigen,  ehrsamen 
und  weisen  Bürgermeister  und  Rath  des 
Vorortes  Zürich,  unsern  insonders  guten 
Freunden  und  getreuen,  lieben  Eidge- 
nossen. 

Unser  freundlich  willig  Dienst,  sammt  was  wir 
Ehren,  Liebs  und  Guts  vermögen,  zuvor:  fromme,  für- 
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sichtige,  ehrsame  und  weise,  insonders  gute  Freunde 
und  getreue,  liebe  Eidgenossen! 

Wir  rechnen  es  uns  zur  angelegentlichen  Pflicht, 
Euch,  u.  g.  1.  E.  u.  B.,  durch  unsern  Mitrath,  Herrn 
Amanz  Glutz  und  Grossen-Rathsfreund  Georg  Knitter, 
anzuzeigen,  dass  wir,  nach  der  erklärten  Aufhebung 
der  Vermittlungsurkunde,  uns  in  die  durch  diese  Ver- 
mittlung entrissenen  Rechte  wieder  eingesetzt  und  als 
souveräne  Gewalt  der  Stadt  und  Republik  Solothurn 
konstituirt  haben. 

Wir  hoffen,  dieser  alteidgenössische  Entschluss 
werde  mit  dem  glücklichsten  Erfolg  gekrönt  werden, 
und  vor  allem  aus  liegt  es  uns  vieles  daran,  die  alten 
beglückenden  Bande  wieder  mit  Euch,  u.  g.  1.  E.  u.  B., 
erneuert  zu  sehen,  die  unsere  Väter  seit  Jahrhunderten 
so  innig  verbunden  haben. 

Womit  wir  Euch,  u.  g.  1.  E.  u.  B.,  sammt  uns 
dem  Machtschutz  des  Allerhöchsten  bestens  em- 
pfehlen. 

Solothurn,  den  9.  Jenner  1814. 

Der  Statthalter: 

Hermenegild  von  Arregger,  Altrath. 

Der  Interimsstaatsschreiber : 

Friedrich  von  Roll.» 

Von  Bern  erschienen  sofort  am  11.  Januar  zwei 
Abgeordnete,  von  Mülinen  und  Zeerleder,  zur  Beglück- 
wünschung, und  Mülinen  forderte  Solothurn  auf,  nun- 
mehr mit  Bern  und  Freiburg  ein  gemeinsames  Komite, 
eine  Art  Sonderbund,  zur  Wahrung  ihrer  Interessen 
zu  errichten. 

So  glatt  wie  in  Bern  ging  indess  die  Sache  bei 
den  lebhafteren  Solothurnern  doch  nicht  ab.  28  Mit- 
glieder des  Grossen  Rathes,  der  am  10.  Januar  hätte 
Sitzung  halten  sollen,  erschienen  nämlich  an  diesem 
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Tage  vom  Lande  her,  fanden  aber  das  Rathhaus  mit 
Truppen  besetzt  und  protestirten  nun  gegen  den  Um- 
sturz in  einer  Zuschrift  an  die  Tagsatzung  in  Zürich, 
welche  wie  folgt  lautete: 

cWir,  die  unterzeichneten  Mitglieder  des  Grossen 
Rathes  des  Kantons  Solothurn,  erklären  hiemit,  dass 
wir  gegen  die  Publikation  von  Statthalter,  Bäth  und 
Burger  vom  8.  Januar  und  ihre  Folgen  förmlich  prote- 
stiren.  Da  wir  verfassungsmässig  vom  Kleinen  Rath 
auf  den  10.  dies  einberufen  wurden  und  die  Abhaltung 
dieser  Versammlung  gewaltthätig  verhindert  worden 
ist,  so  erkennen  wir  uns  nichtsdestoweniger  als  die 
rechtmässige  Landesobrigkeit  und  ratifiziren,  was  der 
Kleine  Rath  in  seinen  Sitzungen  beschlossen,  vorzüglich 
die  zwischen  den  Kantonen  unterm  29.  Dezember  1813 
geschlossene  Uebereinkunft  und  ersuchen  die  hohe  eid- 
genössische Tagsatzung  um  ihren  Schutz  und  Schirm 
für  die  Rechte  und  Freiheit  des  Volkes  unseres 
Kantons.» 

Auf  dem  Lande  brachen  auch  sofort  Unruhen  aus, 
gegen  welche  die  Usurpationsregierung  nun  Gewalt 
anwendete.  Ganz  besonders  musste  das  stets  freiheits- 
liebende Städtchen  Ölten  mit  Executionstruppen  stark 
besetzt  werden,  die  am  13.  Januar  dort  wie  in  ein 
feindliches  Land  einzogen  und  auch  in  dieser  Weise 
bis  zum  2.  Februar  hausten.  Einzelne  Patrioten,  u.  A. 
zwei  Gebrüder  Munzinger  (worunter  der  nachmalige 
Bundesrath),  mussten  entfliehen  und  ihre  Familien  er- 
hielten dafür  je  25  Mann  Einquartierung.  Ein  Haupt- 
mann Felix  Frei  wurde  gefangen  nach  Solothurn  ab- 
geführt. Bei  einer  zweiten  Okkupation  von  Ölten, 
die  vom  31.  März  bis  zum  16.  April  dauerte,  wurde 
eine  ganze  Reihe  von  dortigen  Bürgern  nach  Solothurn 
in  die  Gefangnisse  geschleppt,  wo  sie  zum  Theil  bis 
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zum  2.  Juni  verblieben.  Ihre  Familien  hatten  schliess- 
lich über  10,000  alte  Franken  Exekutions-  und  Prozess- 
kosten zu  tragen.1) 

Am  21.  Januar  wurde  sodann  der  neue  Grosse 
Rath  förmlich  konstituirt  und  zwar  aus  54  Stadtburgern, 
wozu  durch  ein  Dekret  vom  15.  März  noch  11,  sage 
eilf,  Landbewohner  kommen  konnten.2)  Auf  einen  Huldi- 


l)  Die  Strafeinquartierung  brachte  einen  Küchenzettel  mit,  wornach 
Bio  wie  folgt  verpflegt  werden  mnsste:  Morgens:  8uppe;  Mittags:  Sappe, 
Bindfleisch  and  Gemüse  mit  Speck  nebst  einer  Zugabe  (Braten) ;  Abends  ' 
Suppe,  Fleisch  und  Gemüse;  überdiess  für  jede  Mahlzeit  per  Mann 
1  Schoppen  Wein ;  für  die  Pferde  täglich  15  Pfand  Heu,  l  Viertel  Hafer  and 
10  Pfund  Stroh,  (v.  Arx,  pag.  25.) 

>)  Diese  merkwürdige  Verfassung,  welche  bis  tum  8.  Juli  1814  dauerte, 
lautete :  »Wir  Statthalter,  klein  und  grosse  Räthe  der  Republik  Solothurn, 
thon  kund  and  zn  wissen:  Beim  Wiederantritt  unserer  Regierung,  den  8.  Ja- 
nuar, haben  wir  aas  landesväterlichem  Wohlwollen  uns  vorbehalten,  nach 
reiferer  Ueberlegnng  zu  bestimmen,  inwieweit  die  Formen  unserer  recht- 
mässigen Verfassung  beibehalten  oder  abgeändert  werden  sollen.  Zugleich 
wollten  wir  uns  angelegen  sein  lassen,  die  ans  von  Gott  anvertraute  Ge- 
walt nach  Grundsätzen  auszuüben,  die  von  einem  höhern  und  allgemeinen 
Gesichtspunkte  ausgehen  sollen.  Von  diesen  Gesinnungen  beseelt,  und  ge- 
mäss dieser  Zusicherung  haben  wir  beschlossen  und  verordnen  anmit:  L 
Antheil  der  Kantonsangehörigen  an  der  Regierung.  1.  Eilf  Ge- 
meindsgenossen vom  Lande  sollen  von  nun  an  als  wirkliche  Mitglieder  in 
unsern  grossen  und  souveränen  Rath  aufgenommen  werden.  2.  Durch  ihre 
Ernennung  in  den  grossen  Rath  haben  sie  zugleich  für  ihre  Person  die  Re- 
gimentsfähigkeit eines  Stadtbürgers  erhalten.  8.  Diese  eilf  Grossräthe  werden 
den  eilf  Zünften  der  Stadt  durch  das  Loos  zugetheilt  4.  Sie  erhalten  die 
sechste  zu  diesem  Zwecke  auf  jeder  Zunft  anbesetzt  gelassene  Grossraths- 
stelle.  5.  Diese  eilf  Grossräthe  haben  das  Recht  zu  allen  höhern  Würden 
des  Staates  befördert  zn  werden.  6.  Weder  durch  die  Beförderung  zu  höheren 
Staatswürden,  noch  durch  Erwerbung  des  erblichen  Stadtbürgerrechts  wird 
ihre  Stelle  erledigt;  nur  im  Todes-  oder  Austrittsfalle  soll  auf  die  betreifende 
Zunft  ein  neuer  Grossrath  vom  Lande  erwählt  werden.  Aus  jeder  der  der- 
maligen Amteien  Bacheggberg,  Kriegstetten,  Labern,  Baistall,  Ölten,  Gösgen, 
Dorneok.  Thierstein  soll  ein  Mitglied  in  den  grossen  Rath,  das  neunte  aber 
aus  der  Bürgerschaft  der  Stadt  Ölten  gewählt  werden.  Die  zwei  übrigen 
Stellen  behält  sich  die  Regierung  vor,  ohne  Rücksicht  auf  die  Bezirke  nach 
freier  Wahl  zu  vergeben.  7.  Um  in  den  grossen  Rath  gewählt  werden  zu 
können,  muss  der  Landmann  seit  eilf  Jahren  Bürger  oder  Bürgerssohn  in 
einer  Gemeinde  des  Kantons  gewesen  sein  und  das  94sie  Jahr  zurückgelegt 
haben.  Ueberdies  muss  er  entweder  in  der  Regierung,  oder  in  einem  Ge- 
richt die  Ammann-,  Statthalter-  oder  Gerlchtssässenstelle  bekleiden  oder 
bekleidet  haben,  oder  sich  durch  höhere  wissenschaftliche  Bildung  aus- 
zeichnen, oder  im  in-  oder  ausländischen  Dienst  zu  einer  Offiziers« teile  ge- 
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gungsakt  in  freien  Gemeindeversammlungen  verzichtete 
die  neue  Regierung  weise  und  liess  denselben  schrift- 
lich von  « Gerichtssässen »  und  Gemeindebeamten  in 
jeder  Gemeinde  unterzeichnen.  Damit  waren  übrigens 
die  Sachen  in  Solothum  noch  lange  nicht  zu  Ende, 
sondern  am  2.  Juni  fand  eine  ebenso  rasche  Gegenrevo- 
lution statt  Ein  aus  Unterwaiden  gebürtiger  Für- 
sprecher in  Solothurn,  Namens  Eder,  führte  in  der 
Nacht  vom  2.  Juni  ohne  alle  Schwierigkeiten  200  Land- 
bewohner mittelst  Leitern  über  die  Wälle  der  «jung- 
fraulichen» Festung  Solothurn  und,  bevor  die  Regierung 
erwachte,  waren  Morgens  um  6  Uhr  schon  Haupt- 
wache, Kaserne,  Zeughaus.  Staatskanzlei  und  alle  Thore 
in  den  Händen  der  Aufständischen,  die  nun  eine  neue 
ßegierungskomraission  ernannten.  Die  alte  Regierung, 
welche  bloss  mit  Hausarrest  belegt  wurde,  erholte 
sich  aber  unter  dieser  milden  Behandlung  bald  von 
ihrem  ersten  Schrecken,  während  die  Aufständischen 
sich  in  den  Wirthschaften  zerstreuten  und  zu  jeder 
Behauptung  ihres  Sieges  bald  unfähig  wurden;  —  der- 
gestalt, dass  schon  am  Abend  des  denkwürdigen  Tages 
zwischen   der  neuen  Regierungskommission,   die   nur 


langt  sein,  oder  endlich  ein  bezahltes  Grundeigentum  von  5000  Fr.  besitzen. 
n.  Eröffnung  des  Bürgerrechts.  1.  Jeder  rechtschaffene  biedere 
Kantonflangehörtga,  der  seit  zehn  Jahren  ein  Gemeindsbürgerrecht  im  Kanton 
ausgeübt,  und  ein  reines  Vermögen  von  Fr.  12,000  (den  dritten  Theil  davon 
in  Liegenschaften)  besitzt,  geniesst  das  Becht,  sich  um  das  Bürgerrecht  der 
ßtadt  Solothurn  za  bewerben.  Die  Einkaufssumme  ist  auf  Fr.  3000  festge- 
setzt. Der  Aufgenommene  muss  sich  nach  Vorschrift  des  Stadtbürgerbriefs 
einer  4er  eüf  Zünfte  einverleiben  lassen.  2.  Wir  behalten  uns  vor,  ausge- 
zelchne'feqn,  ran  Stadt  und  Land  wohlverdienten  Männern  das  Bürgerrecht 
der  Stadt  %>lothurn  unentgeldlich  zu  ertheilen.  III.  Handels-  und  Ge- 
werbsfreftheit.  Der  freie  Gewerb-  und  Handelsverkehr  zu  Stadt  und  Land 
ist  förmlich  anerkannt.  Die  desshalb  nöthigen  Polizeiverordnungen  sollen 
nur  von  allgemeinen  Grundsätzen  ausgehen.  Gegenwärtiges  Gesetz  soll  ge- 
druckt, öffentlich  ausgekündet  und  an  gewohnten  Orten  angeschlagen 
werden.  Vor  Rath  und  Bürger,  den  15.  März  1814.  Der  Statthalter  am 
Seoul theissenamt,  Hermenegild  v.  Arregger,  Altrath.  Der  Staatsschreiber 
Friedr.  v.  Roll.u    (Allg.  Zeitung  1814,  Beilage  88.) 
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einen  in  Auflösung  begriffenen,  regellosen  Haufen  zu 
ihrer  Stütze  hatte,  und  der  alten  Staatskommission 
eine  förmliche  Kapitulation  abgeschlossen  wurde, 
wonach  je  zwei  Civil-  und  zwei  Kriegskommissäre  jedes 
Theiles  Zeughaus,  Rathhaus  und  Kaserne  übernahmen.1) 
Die  liberale  Regierungskommission  löste  sich  hierauf 
in  aller  Gemüthsruhe  auf  und  die  Landleute  zogen 
grösstentheils  über  Nacht  auch  nach  Hause,  um  dort 
ruhiger  zu  schlafen,  als  in  der  eroberten  Stadt.  Schon 
um  3  Uhr  des  folgenden  Morgens  rückte  aber  hier  eine 
Batterie  unter  Oberst  Kirchberger,  von  der  bernischen 
Regierung  zu  Hilfe  gesendet,  ein,  nach  ihr  kamen  zwei 
eidgenössische  Kommissarien  und  nun  folgte  die  Wieder- 
herstellung der  Ordnung  in  der  aus  dem  vorigen  Jahr- 
hundert wohlbekannten  aristokratischen  Art  und  Weise 
mit  einer  weitläufigen  Kriminalprocedur.  14  Haupt- 
betheiligte  wurden  kriminell,  105  polizeilich  verurtheilt. 
Im  Oktober  1814  suchten  dann  diese  grossentheils 
flüchtig  gewordenen  Verurtheilten  mit  Hilfe  von  Zu- 
zügern aus  Aargau,  Zürich  und  Basel,  ganz  in  der  Art 
der  späteren  Freischaarenzüge  gegen  Luzern,  sich  wieder 
in  den  Besitz  der  Herrschaft  zu  setzen,  und  in  der 
That  kam  es  am  21.  Oktober  zu  einer  solchen  Expe- 
dition von  Aarau  aus  gegen  Solothurn,  die  aber  nur 
bis  Däniken  gelangte  und  dann  wieder  unverrichteter 


•)  Dieses  wunderbare  Aktenstück  lautet:  „Die  Staatskommission 
der  Stadt  und  Republik  Solothurn,  sobald  das  Rath-  und  Zenghaus 
abgetreten  sein  wird,  und  die  bewaffneten  Landleute  nach  Niederlegung 
ihrer  Waffen  ruhig  sich  werden  nach  Hause  begeben  haben,  wird  sich  an- 
gelegen sein  lassen,  über  die  Vorfälle  vom  heutigen  Tage  bei  Schultheiss, 
Rath  und  Bürgern  der  Stadt  und  Republik  Solothurn  auf  die  Bestätigung 
der  von  ihr  ausgesprochenen  Amnestie  anzutragen,  und  die  zwei 
von  den  Herren  Wyss,  Munzinger  und  Eder  vorgebrachten  Anträge, 
betreffend:  1.  die  Abschaffung  der  Unterthanenverhältnisse,  und  2.  die  Auf- 
stellung eines  billigen  Verhältnisses  in  der  Repräsentation  des  Volkes  bei 
der  Gesetzgebung,  Höchstdenselben  zur  billigen  Berücksichtigung  bestens 
anzuempfehlen.  Namens  der  Staatskanzlei,  Friedr.  v.  Roll." 
(Allg.  Zeitung  vom  18.  Juni  1814.) 
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Sache  umkehrte.  Die  meisten  dieser  freiwilligen  Frei- 
heitskämpfer hatten  bei  ihrem  Abmarsch  gekochte 
Magenwürste  zu  ihrer  Stärkung  mitgenommen,  die  noch 
warm  waren,  als  sie  heimkehrten,  und  davon  heisst 
dieser  Feldzug  in  der  schweizerischen  Kriegsgeschichte 
der  Magen  wurstkrieg.  Noch  einmal  im  nämlichen 
Jahre,  am  12.  November,  wurde  in  der  Stadt  Solothurn 
selbst  durch  Kommandant  Karl  Schmid,  der  im  Januar 
ein  eifriger  Anhänger  der  Aristokraten  war,  nun  aber 
sich  über  eine  erfahrene  Zurücksetzung  gekränkt  fühlte, 
ein  Aufstand  versucht,  der  neuerdings  mit  Hilfe  von 
Berner  Truppen  unterdrückt  wurde.  Auch  jetzt  folgte 
eine  grosse  Kriminalprocedur.  Die  zwei  Hauptange- 
klagten Schmid  und  Wyss  wurden  diesmal  zum  Tode, 
Andere  zu  Zuchthausstrafen  oder  Einsperrung  im 
Ausland,  Mehrere  sogar  zum  Kriegsdienste  im  Aus- 
land verurtheilt.  Diese  Letztern  wurden  im  Februar 
1815  thatsächlich  nach  Hüningen  abgeführt  und  dort 
der  französischen  Militärbehörde  übergeben.  Die  Todes- 
urtheile  hingegen  wurden  nachmals  vom  Grossen  Rathe 
in  20jährige  Einsperrung  umgewandelt  und  die  drei 
hauptsächlichsten  Verurtheilten,  deren  man  habhaft 
war,  Karl  und  Franz  Schmid  und  Kiefer,  nachdem 
man  lange  vergeblich  mit  Frankreich  und  Oesterreich 
über  ihre  Unterbringimg  in  einer  Festung  verhandelt 
hatte,  zuletzt  der  befreundeten  Berner  Regierung 
nach  Thorberg  anvertraut.  Am  25.  September  1815 
wurden  jedoch  diese  «Staatsgefangenen»  bereits  wieder 
auf  freien  Fuss  gestellt  und  mussten  bloss,  soweit 
möglich,  die  Kosten  des  letzten  Aufstandes  bezahlen, 
die  sich  nach  der  gewissenhaften  Rechnungsart,  welche 
aristokratische  Regierungen  stets  auszeichnet,  auf 
30,011  Franken  und  4V8  Rappen  beliefen,  wovon  bei- 
spielsweise der    Hauptangeklagte,   Karl   Schmid  (der 
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später  nach  Brasilien  auswanderte  und  dort  starb), 
9597  Franken  6  %  Rappen  und  sein  Sohn  3602  Franken 
4  Batzen  und  8"/»?  Rappen  zu  bezahlen  hatten. 

In  «alt  fry  Rhätia»  ging  die  Restauration,  dor- 
tiger Landesübung  gemäss,  etwas  volkstümlicher  und 
der  Form  nach  demokratischer  vor  sich. !) 

Der  Kleine  Rath  der  Mediationszeit,  die  erste 
regelmässige  Regierung  dieses  Landes,  die  infolge  dessen 
noch  heute  dort  in  guter  Erinnerung  steht,  bestand  im 
Jahre  1813  aus  dem  Bürgermeister  von  Chur  und  damit 
gleichzeitig  regierenden  «  Bundespräsidenten  »  Rudolf 
von  Salis,  einem  Aristokraten  vom  reinsten  Wasser, 
jeder  Reaktion  zugänglich  und  geneigt;  dem  «Land- 
richter» Peter  Anton  de  Latour  von  Brigels,  einem 
Manne,  der  seinen  Beinamen  «der  Fuchs>  nicht  mit 
Unrecht  trug  und  der  wirkliche  Alleinherrscher  der 
katholischen  Oberländer,  dabei  ein  heftiger  Gegner  der 
Eidgenossenschaft  und  aller  nähern  Verbindung  mit 
derselben  war;  endlich  dem  «Bundeslandammann»*) 
Georg  Gen  gel  von  Churwalden,  einem  rechtschaffenen 
und  klugen  Bürgerlichen,  ohne  den  grossen  persön- 
lichen Einfluss  seiner  beiden  Kollegen.  Die  beiden 
Erstgenannten  und  neben  ihnen  der  Baron  Heinrich 
von  Salis-Zizers,  Graf  Franz  Simon  von  Salis-Zizers, 
Graf  Johann  von  Salis-Soglio  (der  zwar  damals  gerade 

»)  Hierüber  ist  u.  A.  ein  kleines  Schriftehen  von  einem  Augenzeugen, 
Oberst  Ulrich  von  Planta-Reichenau,  zu  konsnltiren:  «Die  gewaltsame 
politische  Bewegung  am  4.  Januar  181-1.*   Chur  1868.  Anderes  ist  Tradition. 

>)  Diese  drei  Standespersonen  waren  nach  der  alten  Landesverfassung 
vor  1798  die  drei  „Häupter"  der  drei  Bünde,  von  denen  jedes  seinen  besondern 
Titel  führte,  der  nur  einem  Bürger  des  betreffenden  Bundes  zu  Theil  werden 
konnte.  Ursprünglich  bestand  in  diesem  Kollegium  das  standige  äussere 
Band  zwischen  den  Bünden.  Diese  Titel  hörten  mit  den  Bünden  im  Jahre 
1848  auf  und  jetzt  leben  nur  noch  sehr  wenige  Personen,  die  sie  einst  ge- 
führt haben.  Der  Kleine  Rath  von  Graubünden  bat  jedoch  von  daher  noch 
immer  seine  Zahl  von  drei  Mitgliedern  beibehalten. 
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abwesend  war),  Hauptmann  Martin  von  Buol  und  der 
Pater  regens  von  St.  Luzius,  ein  Tiroler  Namens 
Purtscher,  waren  in  Graubünden  die  thätigsten  Werk- 
zeuge des  Wiederherstellungsvereins,  von  denen  die 
Leitung  der  Restauration  ausging.1)  Auch  hier  also 
waren  die  Autoritäten  der  Mediationsregierung  zum 
Theil  selbst  mit  in  der  Verschwörung  gegen  dieselbe 
begriffen.  Der  Kleine  Rath  beeilte  sich  zunächst  schon 
am  29. Dezember  in  einem  Ausschreiben  den  «Ehrsamen 
Käthen  und  Gemeinden  »  zur  Kenntniss  zu  bringen,  dass 
Bern,  als  Vormann  der  gemeinsamen  Sache,  die  alte 
Verfassung  hergestellt  habe  und  —  was  in  Bünden 
des  seit  1797  verlorenen  Veitlins  wegen  besonders  po- 
pulär lautete  —  die  althergebrachten  Rechte  über  seine 
ehemaligen  Unterthanen  in  Aargau  und  Waadt  wieder 
geltend  mache.  So  eilig  hatte  es  der  Kleine  Rath  mit 
dieser  Nachricht,  dass  er  in  seinem  Ausschreiben  sagte, 
er  habe  zwar  noch  keine  offizielle  Kunde,  sondern  bloss 


M  Ueber  das  damalige  Graubünden  hat  Gentz  in  seiner  „Denkschrift 
über  die  Schweiz11  (Österreichs  Theilnahme  etc.,  pag.  116)  folgenden  in- 
teressanten Passus,  der  diese  Pläne  des  „Friedensengels"  erst  heute,  nach 
mehr  als  70  Jahren  völlig  enthüllt: 

„Graubünden,  obschon  es  selbst  zu  den  sechs  neuen  Kantonen  gehört, 
hegte  schon  im  Februar  den  Plan,  sich  von  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
sa trennen  and  eine  besondere  Republik  anter  dem  Schutze 
Oesterreichs  zu  bilden.  Hätte  der  Wiener  Hof  dieses  Projekt  nicht  aus 
einem  Uebermaasse  von  Loyalität  und  Zartgefühl  abgelehnt,  obschon  dessen 
Durchführung  für  die  Sicherung  seiner  Grenzen  und  für  die  Verbindungen 
zwischen  Tirol  und  der  Schweiz  sehr  vortheilhaft  gewesen  wäre,  so  hätte 
ihn  Niemand  hindern  können,  daraus  Nutzen  zu  ziehen." 

Zu  bemerken  ist  noch  für  Nichtbündner,  dass  die  Titel  «Graf,  „Baron" 
in  Granbänden  ausschliesslich  aus  fremdem  Militärdienst,  oder  ähnlichen 
Beziehungen  zu  auswärtigen  Regierungen  herrühren  und  im  Lande  selbst 
nur  abusiv  gebraucht  worden,  namentlich  etwa  da,  wo  es  sich  darum  handelte, 
einzelne  Mitglieder  sehr  zahlreicher  Familien  von  einander  zu  unterscheiden. 
Ben  gleichen  8inn  haben  die  Beinamen  „Soglio",  „Zizers*,  „Seewls",  „Sils*, 
«Reichenan"  etc.,  sie  bezeichnen  die  Heimat-  oder  Wohnorte,  ketnerlel  feu- 
dale Verhältnisse.  Im  Jahre  1843  wurde  durch  einen  GrossrathsbeschlusB 
jede  Art  ren  Adelsbezeiehnung  in  Graubünden,  auch  das  einfache  „von", 
abgeschafft  und  darf  seither  In  öffentlichen  Akten  (Protokollen,  Civil- 
standaregistern  etc.)  nicht  mehr  vorkommen. 
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durch  eine  Druckschrift  Kenntniss  von  dem  bernischen 
Vorgehen.  Das  war  ungefähr  das,  was  im  militärischen 
Leben  das  Signal:  «Achtung!»  bedeutet.  Am  4.  Januar 
1814  um  11  Uhr,  am  hellen  Vormittage  also  und, 
während  Truppen  der  Regierung  in  der  Stadt  lagen, 
marschirte  unter  der  Anführung  des  Barons  von  Salis- 
Zizers  und  eines  Bündners  in  österreichischen  Diensten, 
Namens  Camichel,  der  in  voller  österreichischer  Uniform 
bei  diesem  Anlasse  erschien,1)  eine  Kolonne  von  Bauern 
in  der  Zahl  von  3 — 400  Mann,  grösstenteils  übrigens 
nur  mit  Stöcken  bewaffnet,  unbehindert  durch  das 
untere  Thor  in  die  Stadt  und  direkt  auf  das  Rathhaus, 
um  den  dort  versammelten  Grossen  Rath  zu  terrorisiren. 
Die  Bauern,  denen  sich  natürlich  sofort  eine  weitere 
tumultuarische  Volksmasse  anschloss,  verlangten  dort, 
es  solle  sofort  die  Mediationsverfassung  aufgehoben, 
die  alte  bündnerische  Landesverfassung  dagegen  als 
wiederhergestellt  erklärt  werden,  und  es  entwickelte 
sich  nun  auf  dem  geräumigen  Vorplatze  des  Sitzungs- 
saales eine  längere  Unterhandlung  des  im  verriegelten 
Zimmer  befindlichen  Grossen  Rathes  mit  dieser  Menge, 
als  deren  Sprecher  der  genannte  Baron  von  Salis  auf- 
trat. Mehrmals  kamen  zwei  Mitglieder  des  Kleinen 
Rathes,  Salis  und  Latour,  heraus  auf  den  Gang,  wo  sich 
sofort  ein  Kreis  um  sie  bildete,  hielten  daselbst  Vortrag, 
oft  durch  allerlei  Gegenreden  unterbrochen,  und  be- 
richteten dann  wieder  dem  Grossen  Rath  im  Zimmer 
über  den  Erfolg  ihrer  Mission.  Hauptsächlich  drehte 
es  sich  hiebei  nicht  sowohl  um  die  Sache  selbst,  die 
im  Rathszimmer  ebenso  eifrige  Anhänger  hatte  als 
draussen,  sondern  um  allerlei  Zusätze  zu  der  Aufhebung 


l)  Auch  hier  wie  in  Bern  waren  solche  österreichische  Offiziere,  die 
anter  dem  Schatze  ihrer  Uniform  eine  gewisse  Unverletzlichkeit  genossen, 
an  der  8pitze  und  dieser  Umstand  allein  würde  genügen,  um  die  Verab- 
redung der  Waldshuter  mit  Oesterreich  zu  beweisen. 
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der  Verfassung  —  «den  Schwanz»,  wie  das  Volk  auf 
dem  Gange  in  seiner,  das  Plastische  im  Ausdruck  vor- 
ziehenden Weise  es  nannte.  Dieser  «Schwanz»  bestand 
nämlich  darin,  dass  der  kluge  Grosse  Rath  die  Auf- 
hebung der  Mediationsverfassung  nur  auf  Ratifikation 
der  Gemeinden  hin  beschliessen  wollte,  um  selbst  jeder 
Verantwortlichkeit  zu  entgehen;  das  Volk  aber  wollte 
den  Beschluss  allein,  «ohne  Schwanz»,  jetzt  gleich  de- 
finitiv haben  und  schrie  beständig,  dieser  letztere 
müsse  wegfallen.  Das  Ende  des  sonderbaren  Auf- 
tritts war,  dass  das  Volk  Recht  behielt,  dagegen 
der  Landrichter  des  Kantons,  als  er  das  letzte  Mal 
von  seiner  Thätigkeit  auf  dem  Gange  in  die  Sitzung 
zurückkehrte,  noch  auf  eigene  Rechnung  einen  andern 
Zusatz  nach  seinem  Geschmack  beifügte,  nämlich  die 
Aufhebung  aller  Bündnisse  seit  1792,  worauf  die  Gross- 
rathsversammlung  sich,  ohne  alle  Berathung  da- 
rüber, um  Vi  5  Uhr  Nachmittags  auflöste.  Ebenso- 
wenig als  einen  Beschluss  zu  fassen,  hatte  der  Grosse 
Rath  dem  Kleinen  Rathe  oder,  wie  er  nunmehr  wieder 
hiess,  den  «  Herren  Häuptern  »  einen  Auftrag  ertheilt, 
ein  solches  Dokument  zu  formuliren.  Das  thaten  die- 
selben nun  aber  von  sich  aus,  und  der  seltsame  Be- 
schluss, wenn  man  überhaupt  von  einem  solchen  reden 
kann,  durch  den  Graubünden  einstweilen  wieder  ein 
völlig  von  der  Eidgenossenschaft  abgelöster  Freistaat 
wurde,  lautete  wie  folgt: 

« Es  wurde  beschlossen  : 
Dass  von  nun  an  die  alte  Verfassung,  wie  sie  vor 
1792  bestanden  hat,  unbedingt  eingeführt,  die  seitherigen 
Verträge  und  Allianzen  aufgehoben  und  der  Freistaat 
Graubünden  wieder  hergestellt  sei. 

Dieser  Entschluss   soll  den  verbündeten  Mächten 
durch  einen    besondern  Abgeordneten   angezeigt   und 

a 
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Höchstdieselben  ersucht  werden,  uns  dabei  zu  schützen 
und  unsere  Freiheit  und  Unabhängigkeit  zu  garan- 
tiren. 

Zu  einem  Abgeordneten  wurde  Herr  Graf  Johann 
v.  Salis-Soglio  ernannt. 

Chur,  den  4.  Januar  1814. 

Unterzeichnet:  P.A.  de  Latour,  in  Anwesenheit 
der  ganzen  Versammlung.  Rudolf  v.  Salis,  mit  Aus- 
nahme des  Art.,  den  Herrn  Grafen  Johann  betreffend, 
welchen  ich  überlasse.    G.  Gen  gel.» 

Der  Sturmhaufe,  den  sein  Anführer  eine  «  Volks- 
deputation »  zu  nennen  beliebte,  verlief  sich  nun  gegen 
Abend  nach  Erreichimg  seines  Zweckes  wieder  aus  der 
Stadt,  und  es  wird  von  ihm  rühmend  erwähnt,  dase  er  in 
allen  Wirthshäusern  seine  Zeche  redlich  bezahlte.  Das 
Einzige,  was  er  eigentlich  Bösartiges  beging,  war,  dass 
der  Haarbeutel  eines  Grossrathsmitgliedes,  des  Bundes- 
landammanns Enderlin,  welcher  demselben,  wie  es 
scheint,  in  der  Hitze  der  Aktion  entfallen  war,  als 
sichtbare  Trophäe  des  Sieges  der  alten  Verfassung 
aus  der  Stadt  hinweg  getragen  wurde.  Mit  diesem 
wirklichen  Haarbeutel  (wozu  noch  einige  metaphorische 
gekommen  sein  mögen)  zogen  die  Revolutionäre  selber 
friedfertig  ab.  Bloss  am  Abend  spät  fand  dann  noch 
von  Seiten  eines  städtischen  Pöbelhaufens,  der  unter 
der  Anführung  eines  Bürgers  von  Chur,  Namens  Fifel, 
stand,  als  Nachspiel  ein  Excess  statt,  indem  das 
Kantonswappen  vom  Regierungshause  herabgerissen 
und  unter  lautem  Johlen  zertrümmert  wurde. 

Sofort  nach  dieser  ersten  gelungenen  Aktion  sollten 
nun  auch  die  ehemaligen  Unterthanen  im  Veltlin  der 
Wohlthaten  vergangener  Zeiten  theilhaftig  werden, 
wozu   die    damaligen  Absichten    der   alliirten  Mächte 


1 
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einigen  Vorschub  zu  leisten  schienen.1)  Bereits  am 
24.  Februar  erliess  daher  die  neue  Regierung  eine 
Proklamation,  worin  sie  behauptete,  die  Veltliner 
seufzten  nach  Erlösung  von  ihren  dermaligen  Zuständen 
und  sehnten  sich  nach  den  alten  Verhältnissen, 
während  das  gerade  Gegentheil  wahr  war.*)  Der  Zug 
dahin  begann  jedoch  erst  am  3.  Mai  und  wird  später 
seine  Beschreibung  finden. 

Sehr  interessant  sind  einige  aus  damaliger  Zeit 
herrührende,  jetzt  sehr  selten  gewordene  Flugschriften, 
welche  recht  deutlich  zeigen,  in  welcher  demagogischen 
Weise  in  Graubünden  das  Volk  unter  dem  Aushänge- 
schild der  Freiheit  zur  Wiederherstellung  der  ganzen 
mittelalterlichen  Unordnung  bearbeitet  wurde.  Das 
Hauptstück  dieser  jetzt,  selbst  im  Lande  ihres  Ur- 
sprungs, ganz  vergessenen  Pamphlete  betitelt  sich: 
«Der  Friedensengel»  und  ist  muthmasslich 
verfasst  von  einem  Mitglied  der  Regierung  selbst, 
nämlich  P.  A.  de  Latour,  und  dem  Regens  Purtscher. 
Der  Hass  gegen  die  Eidgenossenschaft  und  besonders 
gegen  das  Militärwesen  derselben,  wie  er  noch  heute 
in  gleicher  Demagogenart  hie  und  da  in  einzelnen 
Kantonen  verbreitet  wird,  ist  in  einer  sehr  geschickten 
Weise,  von  der  man  noch  lernen  könnte,  dem  Volke 
darin  mundgerecht  gemacht.  Folgendermassen  lautete 
die  verführerische  Sprache  dieses  Engels: 


*)  Gentz  hat  zwar  bei  der  oben  abgedruckten  Notiz  bereits  den  ver- 
dächtigen Beisatz:  «Das  Veltlin  und  die  alten  Grafschaften  Bormio  und 
Chiavenna,  welche  für  die  Verbindungen  mit  Italien  wichtig 
sind,  sind  noch  jetzt  von  den  österreichischen  Truppen  provisorisch  be- 
setzt." Muthmasslich  hatte  die  österreichische  Staatsklugheit  zwar  den 
WaJdshatern  diese  ehemalige  Herrschaft  wieder  in  Aussicht  gestellt,  aber 
mit  der  reservatio  mentalis,  die  eigentliche  Beute,  auf  die  es  am  meisten 
abgesehen  war,  zuletzt,  wenn  möglich,  selbst  zu  behalten. 

>)  Hierüber  werden  wir  später  Näheres  aus  Vcltlincr-Quellen 
anzuführen  Gelegenheit  haben. 
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„Anno  1814  Im  Hornnng.  Der  Engel  des  Friedens  an  die  löbl.  Gemeine 
Landen  Graubttndens. 

Friede  und  Einigkeit.  Die  alte  Verfassung. 

Es  ist  schon  hohe  Zeit,  in  Ruhe  und  mit  vaterländischem  Biedersinn 
die  Bande  der  alten  Verfassung  zu  ehren,  wenn  nicht  der  Würgengel  über 
Euch  kommen  soll !  Wollt  Ihr  allein  nach  Bürgerblut  dürsten,  während 
ganz  Europa  der  Gräuelscenen  satt,  mit  einhelliger  Stimme  Friede !  Friede ! 
ruft?  Habt  Ihr  sie  vergessen  die  Trauerjahre  von  1794  und  1797?  Reizet 
Euer  Volk  nicht!  Ihr  kennt  seine  innere  Seelenstimmung. 

Ohne  Blendung  sich  selbst  und  seiner  ruhigen  Beurtheilung  überlassen, 
ruft  jeder  Bündner  in  dessen  Adern  noch  Blut  von  den  Zeiten  der  Bundes- 
stifter wallt,  von  dessen  Gedächtniss  das  Herrliche  Andenken  an  Peter 
Pultinger,  den  Grafen  von  Sax  und  Edlen  von  Marmels  noch  nicht 
ganz  vertrieben  ist:  Frei  will  ich  sein!  also  Bündner  nach  der  alten  Ver- 
fassung. 

Wenn  der  Grosse  Rath  dekretirt  und  der  Kleine  Rath  exequirt,  so  re- 
giert nicht  das  Volk,  sondern  eine  Handvoll  Anhänger  der  Mediations-Akte. 
Der  Landammann  weiss  kaum  erzählungsweise,  was  geschehen  ist ;  nie  wird 
er  befragt,  was  geschehen  soll. 

Wenn  an  der  Schweizer  Tagsatzung  dreiundzwanzig  Stimmen  gegen 
zwei  von  Bünden  schreien,  wo  ist  dann  die  Volksdemokratie? 

Wenn  der  Landammann  der  Schweiz  befiehlt,  ist  dem  Bündner  ebenso,  als 
ob  Napoleon  seinem  Korsen  oder  Mahmud  seinen  Muselmännern  befähle. 
Besser  noch  einem  grossen  Monarchen  als  einer  Excellenz  von  Zürich  ge- 
horchen! Wenn  diese  die  Grenzen  besetzen  lässt,  und  wie  oft  geschah 
solches  in  einem  Zeitraum  von  11  Jahren,  freilich  mehrentheils  ohne  vater- 
ländischen Zweck,  und  gleichsam  nur  um  die  hohe  Generalität  der  Eid- 
genossenschaft auf  dem  Paradefeld  hernmtummeln  zu  sehen,  so  frisst  der 
Neutralitäts-Soldat  eben  so  viel  Prättigauer-Nldeln,  Engadiner  Wurst  und 
MÜnsterthaler  Bizokel  als  der  Kroat. 

Wenn  diese,  des  Landammanns  Excellenz  auf  die  Kantone  zur  Be- 
deckung der  zwecklosen  Spesen  Geldabgaben  ausschreibt,  so  muss  der 
BÜndner-Bauer  sein  Salz,  Wein,  Getreid  und  Vieh,  seine  Bedürfhisse  aller 
Art  (nur  noch  nicht  die  Luft!)  eben  so  wohl  verzollen,  und  seinen  Acker, 
nein  Haus,  ja  wohl  seinen,  seiner  Braut  und  seiner  Kinder  Kopf  eben  so 
beschnitzen  lassen  als  der  Lombard,  der  Franzos,  Westphäler  und  St.  Galler. 
Wo  ist  so  die  hochgepriesene  Freiheit,  wo  die  immer  gerühmte  Glück- 
seligkeit??? 

Die  ehemaligen  glücklichen  Verhältnisse  Bündens  mit  dem  Ausland 
hat  die  Revolution  verdrängt;  den  Schutz  gegen  Unterdrückung  verbannt. 
Wenn  von  dem  Kleinen  und  dem  Grossen  Rath  die  Souveränität  der  Ge- 
richter und  Hochgerichter  gekränkt,  den  ehrwürdigsten  obrigkeitlichen 
Sentenzen  und  Erkenntnissen  vorgegriffen  oder  manchmal  durch  unge- 
betene Weisungen  auf  einen  Punkt  hingeleitet  wurden,  so  dass  beinahe  kein 
Gericht  frei,  unpartheliseh,  und  nach  seiner  heiligsten  Ueberzengung  sprechen 
und  urthellen  konnte:  wo  konnte  man  hin  rekurriren?  An  die  Tagsatzung, 
die  sich  um  das  Innere  der  Kantone  nicht  kümmert,  mithin  es  zum  Grundsatz 
gemacht  hat,  dem  Unterdrückten  nie  aufzuhelfen. 

Man  gab  Euch  Schulen.  Waren  sie,  sind  sie  aber  allzeit  orthodox? 
Man  lieferte  Juristen  in  Menge.  Binnen  einem  halben  Jahr  schloff  mancher 
Bauer,  der  letzthin  noch  kaum  lesen  und  schreiben  konnte,  mancher  erstickte 
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Grammatist  als  absolvlrter  Jurist  unter  der  Presse  der  Gerechtigkeitswag- 
schale,  als  Tongeber  in  Civil-,  Kriminal-,  Polizei-,  Staats-,  Kriegs-  and 
Volkerrechts-Sachen  hervor. 

Wehe  dem  feindlichen  Lande,  wo  halbgelehrte  Richter,  Achtel-Juristen, 
Advokaten,  Grammatiker  ohne  Philosophie,  Gewissensrichter  und  Prediger 
sind! 

Hätte  man  dafür  gesorgt,  dass  eint  und  anderes  Genie  der  unbemittelten 
Bundnerjugend  besser  unterstfitzt  würde,  so  hätte  man  zwar  weniger,  aber 
mit  der  Zeit  solider  unterrichtete  Juristen,  Philosophen  und  Theologen  ge- 
habt. Wir  brauchen  ja  nicht  viele;  zudem  schadet  ja  ein  Halbgelehrter, 
besonders  wenn  er  nach  Modeweisheit,  llluminatismus,  Atheismus  und 
Jakobinismus  auch  nur  ein  bischen  riecht,  uns  mehr  als  hundert  Unstudlrte, 
die  nach  dem  schlichten  Menschenverstand  eines  aufgeweckten  Alpenkopfes 
und  dem  natürlichen  Triebe  des  unverdorbenen  Herzens  urtheilen. 

Was  hat  Euch,  Ihr  lieben  Bündner,  die  Mediationsakte  mehr  genützt  ? 
Zahlt  sie  die  Söhne  des  Vaterlandes,  die  in  Spanien  verbrannt,  an  der  Be- 
rezina  erfroren,  und  in  allen  Gegenden  für  den  allgemeinen  Menschenfeind 
erlagen!  Und  wozu?  Um  die  Menschheit  zu  empören  gegen  das  in  Ketten 
Napoleons  gebundene  freie  Bünden;  —  um  die  Verachtung  selbst  Eures  Be- 
herrschers, und  den  Fluch  Eurer  Nachbarn  zu  erkämpfen,  gegen  die  sie 
dienten.  Trocknet  die  Thränen  jener  Unglücklichen,  die  als  Schweizer  am 
Hungertuch  oder  am  Kleyenbrod  nagten,  und  die  Montur  der  Grundbirn 
assen.  so  sie  einst  als  Bündner  für  ihre  Hausthiere  zu  schlecht  hielten !  Und 
warum  ?  Weil  die  Mediationsakte,  die  Rekrutenwerbung  und  das  französische 
Raubsystem  den  letzten  Heller  gefressen  und  die  Möglichkeit,  Brod  zu  ver- 
schaffen, zernichtet  hatte. 

Seht  da,  Bündner!  seht  das  Wesen  Eurer  Freiheit  seit  1803!  Seht  die 
Fruchte  und  Folgen  in  und  ausser  Landes  im  Fache  Eueres  ökonomischen 
Wohlbefindens  sowohl  als  in  Bezug  auf  Sicherung  Eurer  Religion,  Eurer 
Ehre  und  Eures  Lebens !  Würden  wohl  die  Väter  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts an  einem  Kantonsmanne  des  Grisons  noch  den  freien,  alten,  ehr- 
würdigen, majestätischen,  souveränen  Bündner  kennen? 

Hängt  Ihr  Euch  jetzt  wieder  an  die  Schweiz,  heckt  es  aus,  wie  Ihr 
wollt,  so  bleibt  viel  oder  weniger  Euch  immer  von  dem  Wesen  Eures  ver- 
unstalteten Kantonsgesichts  hängend.  Ihr  seid  weder  frei  in  der  Gesetz- 
gebung noch  in  Verbindungen,  Allianzen,  Commerz,  Durchpass,  Trutz-  und 
Schutzbündnissen  mit  Eurem  alten  und  treuen  Nachbarn ;  habt  Ihr  Brod- 
mangel, fehlt  Euch  Salz,  so  müsst  Ihr  hungern  und  warten,  bis  es  dem 
Herrn  Landammann  der  Schweiz  (denn  so  etwas  bleibt  unter  dieser  oder 
einer  andern  Benennung  nach  wie  vor  dem  neuen  Zürcher-Bund)  gefällig 
ist  Euch  zu  erlauben,  mit  den  Nachbarstaaten  in  Unterhandlungen  zu  treten, 
um  durch  solche  Ausfuhr  von  Korn  und  8alz  aus  Deutschland  und  Italien 
zu  bewirken.  Ihr  habt  fernerhin  Gränzvisiten  und  Militärbesetzungen,  Zölle, 
Kommissionen,  Einfluss  von  Aussen,  Verwirrung  von  Innen,  wo  alles  frisst 
und  nichts  einträgt.  Ihr  erwecket  mehr  Jalousie  als  Furcht,  mehr  Neid  als 
Respekt. 

Bleibt  Ihr  aber  klein,  wie  ehemals,  getreu  den  alten  Bündnissen ;  tretet 
Ihr  In  die  ehemaligen  Verhältnisse  der  Freund-  und  Bundesgenossenschaft 
mit  den  schweizerischen  Eidgenossen;  seid  Ihr  in  Wort  und  Werken 
würdige  Abkömmlinge  edler  Bündner  des  15.  Jahrhunderts,  so  seid  Ihr 
fiberall  geschätzt,  gesucht  und  geschützt. 
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Bei  diesem  herrlichen  Anblick,  wer  kann  noch  wanken?  Wer  kann 
nnr  einen  Augenblick  zweifelhaft  stehen  bleiben. 

Ich  weiss  es,  jene  welche  unparteiische  Gerichte  besorgen,  die  allein 
zucken  die  Achseln.  Ihr  habt  recht,  wenn  Bfindner  sein,  wenn  die  alte 
Verfassung  haben,  eben  so  viel  ist,  als  alle  drei  Jahre  unparteiische  Ge- 
richte, sagt  besser  wüthende  höllische  Blutgerüste  aufstellen.  Nein!  Neinf 
Nicht  so  soll  es  mehr  gehen,  derlei  soll  kein  Bündner  mehr  erleben  ?  Aber 
wer  bürget  dafür?  Eure  Religion.  Fürchte  jeder  Gott,  so  hat  er  keinen 
Richter  zu  besorgen,  schenket  keinem  Philosoph  ohne  Glauben  Euer  Ver- 
trauen, so  habt  Ihr  keine  Verführung  des  Volkes,  keine  Gewalttätigkeiten, 
keine  Umwälzungen  mehr.  Die  schreckliche  Erfahrung  des  Unheils,  welches 
die  Jahre  von  91  und  97  über  uns  und  unsere  Kinder  geschlendert,  und 
woran  die  gräulichste  und  noch  unbenarbte  Wunden  unsere  entfernteste 
Nachkommenschaft  werden  erinnern  machen,  auch  diese  Erfahrung  wird 
wohlthätig  auf  uns  wirken,  und  wie  ein  Schutzgeist  uns  vor  Rache  brütenden 
und  nach  Blut  und  Geld  dürstenden  ausserordentlichen,  nur  sogenannten  un- 
parteiischen Gerichten  schützen. 

Bündner !  Nicht  Knittel  und  Kolben,  pfui !  nicht  Lärmen,  Toben  und 
Drohen,  nicht  Köpfe  sprengen  und  Herrenblut  vergiessen,  nicht  Steine  and 
Bajonette,  und  keine  Mordgewehre  waren  die  Waffen  des  ehrwürdigen  Abts 
Peter  Pultinger,  des  edlen  Grafen  von  Sax  und  der  wackern  Hans  and 
Heinrich  von  Rhäzüns,  und  ihrer  Söhne.  Sie  sollen  auch  nicht  die  Kurigenr 
die  der  Wiederhersteller  des  alten  Bundes  sein.  Wer  von  Gewalt  redet,  Ist 
mir  kein  Bündner.  In  Freiheitssinn,  in  friedlicher  Selbstgenügsamkeit,  in 
st i  11  er  einheimischer  Eintracht,  fremd  von  auswärtigen  Lastern,  Wohllüsten 
und  Kriegen,  frei  dem  lieben  Gott  dienen,  und  die  Unabhängigkeit  des 
Vaterlandes  ehren,  den  Honig  oder  Milch  Eurer  Thäler  unter  fröhlichem 
Jauchzen  und  Jubeln  in  der  Mitte  Euerer  Fluren  und  Alpen  geniessen  zu 
können,  diese  heilige  Begierde  schliesse  jetzt  wieder  in  Chur  wie  einst  zu 
Vazerol  den  heiligen  dreifachen  Bund,  das  Sinnbild  der  Dreieinigkeit  und 
erhalte  ihn  unter  deren  Schutz  bis  zu  Anfang  der  Ewigkeit* 

Dieser  saubere  Friedensengel  erfuhr  übrigens  zahl- 
reiche Widerlegungen  und  Abfertigungen,  nicht  etwa 
allein  aus  dem  Volke,  das  dazumal  wenig  schrieb, 
sondern  von  den  besten  Männern  der  graubündnerischen 
Aristokratie  selber,  welche  (wie  namentlich  Jac.  Ulr. 
von  Sprecher,  Joh.  Gaudenz  und  Joh.  Ulr.  von  Salis- 
Seewis  und  Graudenz  von  Planta,  ehemaliger  helvet. 
Reg.-Statthalter  von  Bern)  keineswegs  alle  zu  dieser 
eigensüchtigen,  von  Fremdendienst  und  innerer  Un- 
ordnung lebenden  Clique  gehörten;  —  wie  denn 
überhaupt  unter  der  graubündnerischen  Aristokratie 
zu  keinen  Zeiten  ein  solches  Standesbewusstsein  ge- 
herrscht hat,  wie  in  Bern  und  Solothurn,  wo  auch  die 
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Besten  darin  befangen  blieben.  Die  beste  unter  diesen 
Widerlegungen  des  Friedensengels  hat  die  Form  eines 
Gesprächs  zwischen  einem  Bündner  vom  guten  alten 
Schlag,  dem  Landammann  Michel,  mit  seinem  Schwieger- 
sohn, dem  Geschworenen  Peter,  und  seinem  Enkel,  dem 
Schreiber  Heiri,  zwei  von  der  neuen  reaktionären 
Freiheitsluft  halb  und  ganz  Angesteckten.  Sie  ist  ein 
Muster  einer  Volksschrift  und  trägt  ganz  das  Gepräge 
der  damaligen  Zeit;  der  Verfasser  ist  unbekannt1). 

So  wie  dieser  alte  Bündner  dachten  damals  Viele 
in  Graubünden,  wie  in  der  Eidgenossenschaft  überhaupt. 
Warum  kamen  sie  aber,  fragen  wir  schliesslich,  nicht 
zu  Worte  gegenüber  den  wenigen  Unruhstiftern? 
Ja,  warum  kommt  das  Gute  und  Wahre  überhaupt 
so  spät  und  so  schwer  zur  Geltung  ?  —  Der  böse  Genius 
eines  Volkes  muss  vielleicht  auch  zuweilen  seinen  Tag 
haben,  denn  man  erkennt  ihn  am  besten,  wenn  er 
regiert  und  nicht  bloss  in  der  Opposition  sich  befindet. 
Und  aus  den  Erfahrungen  unter  seinem  Begimente 
entstehen  dann  die  dauerhaften  politischen 
Ueberzeugungen  bei  Allen,  die  zu  solchen  fähig 
sind. 

Die  Luzerner  Revolution  hatte  viele  Aehn- 
lichkeit  mit  der  bernischen.    Zwar  wurden  hier  während 


1)  Wir  drucken  diese  sehr  selten  gewordene  Schrift,  die  nicht  gänz- 
lich verloren  gehen  darf,  in  den  Beilagen  ab.  Sie  gibt  nicht  allein  eine 
vollständig  richtige  Vorstellung  von  den  damaligen  Zustanden  In  diesem 
interessanten  Vaterlande  der  schweizerischen  Demokratie,  sondern  zeigt 
«och  für  unsere  heutigen  Verhältnisse,  in  welcher  Weise  man  zu  dem  Volk 
reden  mfisste.  Es  fehlt  aber  heute,  trotz  unseren  verbesserten  Schulen,  gänz- 
lich an  Leuten,  die  so  treffend  populär  schreiben  können.  Für  Nichtkenner 
der  bundnerischen  Verhältnisse  diene  als  Notiz,  dass  ein  „Landainmann'*  in 
Graubänden  nicht,  wie  in  andern  Kantonen,  oder  von  1803—1818  in  der  Eid- 
genossenschaft, ein  Staatsmann  höchsten  Ranges,  sondern  der  erste  Vor- 
steher eines  kleinen  ländlichen  Kreises,  damals  einer  kleinen  Republik, 
jetzt  eines  Gerichts  erster  Instanz,  ist.  Ein  „Geschworner"  ist  ein  Mitglied 
dieses  Gerichts.  Der  „Schreiber",  Gerichtsaktuar,  ist  gewöhnlich  ein  jün- 
gerer, aufstrebender  Mann,  nicht  selten  etwa  aus  dem  Lehrstande. 
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des  Januars  1814  zuerst  Versuche  gemacht,  zwischen 
den  Altgesinnten,  welche  die  helvetische  und  die 
Mediationsverfassung  als  hloss  provisorische,  in  keiner 
Weise  berechtigte  Zustände  betrachteten,  und  der 
Landschaft,  die  nicht  wieder  dem  Patriziat  der  Stadt 
unterthänig  werden  wollte,  zu  vermitteln.1)  Schliess- 
lich aber  schritt  die  städtische  Aristokratie  doch  zur 
gewaltsamen  Ausführung  der  Restauration,  nachdem 
der  Amtsschultheiss  Rüttimann  auch  hier,  wie  überall, 
zuvor  in's  Interesse  gezogen  worden  war.  Gegen 
Abend  des  15.  Februar  bemächtigte  sich  eine  bewaffnete 
Bande  zuerst  der  Stadtthore,  die  sofort  geschlossen 
wurden,  um  Zuzug  vom  Lande  zu  verhindern,  sodann 
der  Wachen  bei  dem  Regierungsgebäude  und  des 
Zeughauses.  In  der  Kaserne  lagen  300  Mann  unter 
dem  Befehl  eines  Offiziers,  der  aber  sofort  entfloh; 
die  verlassenen  Soldaten,  welchen  man  überdiess  sagt«, 
dass  der  Schultheiss  selbst  zu  den  Verschworenen  ge- 
höre, gaben  hierauf  freiwillig  die  Waffen  ab.  Schon 
am  23.  war  die  neue  Regierung  unter  dem  Vorsitz  von 
Rüttimann  und  Xaver  Keller  (welcher  über  diese  Vor- 
gänge eine  Darstellung  hinterlassen  hat)  konstituirt. 
Ganz  in  der  gleichen  Weise  wurden  in  Freiburg 
ohne  jeden  Widerstand1)  die  noch  lebenden  Räthe  von 
1798  wieder  zur  Uebernahme  der  Regierung  einberufen. 
In  den  Urkantonen,  Zug,  Glarus  und  Appen- 


»)  Ein  Antrag,  einfach  durch  Grossrathsbeschluss,  wie  in  Bern,  die  Re- 
gierung den  alten  Regimentsfählgen  zu  übergeben,  war  am  19.  Januar  1885 
mit  42  gegen  10  Stimmen  abgelehnt  worden. 

»)  Einzig  das  Städtchen  Bulle  weigerte  sieh  anfänglich,  der  Regierung 
zu  schwören,  bevor  eine  Verfassung  vorhanden  sei,  mit  der  sehr  richtigen 
Begründung,  man  wolle  auf  eine  Verfassung  und  nicht  auf  eine  Regierung 
schwören.  Die  städtische  Vorsteherschaft  wurde  jedoch  abgesetzt  und  Exe- 
kutionstruppen dahin  geschickt.  Eine  der  ersten  Massregeln  dieser  restan- 
rirten  Regierung  war,  das  VIlmerger-Fest  zum  Andenken  an  den  Sieg  der 
katholischen  Orte  gegen  die  Berner  wiederherzustellen.  (AUg.  Zeitung  1814, 
pag.  811.) 
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zell  wurde  die  volle  souveräne  Autorität  der  Lands- 
gemeinden  als  der  gesetzlichen  und  rechtmässigen 
< Landesfürsten»,  wie  sich  Nidwaiden  u.  a.  ausdrückte, 
wiederhergestellt.  Auch  die  Gersauer  blieben  bei 
diesem  von  allen  Seiten  gegebenen  Beispiel  nicht  hinter 
Anderen  zurück,  sondern  proklamirten  feierlich  ihre 
völlige  Souveränetät,  unter  der  beruhigenden  Ver- 
sicherung jedoch,  dass  sie  sich  nach  Massgabe  der  alten 
Verhältnisse  auch  fernerhin  in  wichtigen  Dingen  an  die 
Waldstätte  anschliessen  würden. 

Die  neuen  Kantone  wurden  nun  natürlich  trotz 
ihres  Beitritts  zu  der  Uebereinkunft  vom  29.  Dezember 
durch  diese  Tendenz,  alle  Verhältnisse  auf  den  Anfang 
des  Jahres  1798  zurückzuversetzen,  in  ihrem  rechtlichen 
Bestände  ernstlich  bedroht  und  schwer  beunruhigt. 
Von  Aargau  verlangte,  abgesehen  von  den  bernischen 
Prätensionen,  auch  Zug  die  Abtretung  einzelner  Ge- 
meinden an  der  Grenze;  den  Livinern  kündigte  Uri  in 
einer  Proklamation  vom  19.  Februar  an,  dass  sie  wieder 
mit  Uri  vereinigt  seien,  wenn  auch  nicht  als  eigentliche 
Unterthanen.  Der  1803  komponirte  Kanton  St.  Gallen 
drohte  abermals,  wie  schon  öfter,  in  die  Brüche 
zu  gehen:  Glarus  verlangte  seine  Satrapie1)  Werden- 
berg zurück;  Rapperswyl  wollte  selbständig  werden, 
cda  gegenwärtig  jeder  Staat  in  der  Schweiz  sich 
zu  organisiren  und  besonders  jede  Stadt  sich  ihre 
Vorrechte  zu  erhalten  suche» ;  das  Sarganserland  be- 
zeigte Neigung,  sich  mit  Glarus  oder  Graubünden  zu 
vereinigen;  Utznach  neigte  sich  zu  Schwyz;  auf  den 
Rest  erhob  der  Abt  Pankratius  Anspruch  und  er- 
nannte bereits  einen  Regierungskommissär  zur  Anhand- 


')  Noch  im  Jahre  1760  hatten  die  Glarner  eine  Karte  ihres  Staatswesens 
unter  dem  Titel:  «Pagus  Helveti»  Glaronensis  cum  satrapia  Werdenberg" 
herausgegeben,  die  noch  zuweilen  antiquarisch  vorkommt. 
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nähme  der  Regierung.  Im  Kanton  Tessin  hatte  nach 
dem  Abzug  der  Italiener  jede  Ordnung  aufgehört.  Zum 
ersten  Male  trat  hier  die  später  öfter  noch  zur  Sprache 
gebrachte  Trennimg  des  Kantons  in  zwei  Landestheile 
oder  zwei  Halbkantone,  Sopra-  und  Sottocenere,  auf, 
die  jederzeit  den  untern  Theil  dem  Besitzer  der  an- 
grenzenden Lombardei  in  die  Hände  liefern  würde  und 
daher  auch  damals  von  Oesterreich  begünstigt  wurde. 
In  beiden  Landestheilen  herrschte  während  des  Jahres 
1814  ein  beständiger  Aufruhr.  In  Bellinzona  wurde 
der  Luzerner  Oberstlieutenant  von  Sonnenberg,  der 
dort  Namens  der  Tagsatzung  mit  einer  schwachen 
Garnison  stand,  von  Aufständischen  förmlich  belagert; 
in  Lugano  fand  zwischen  eidgenössischen  Truppen 
und  dem  Volke  ein  Strassenkampf  statt;  erst  gegen 
Ende  des  Jahres  1814  konnte  nothdürftig  die  Ordnung 
hergestellt  werden.1)  Erfreulicher  war,  dass  infolge 
des  Einmarsches  der  Oesterreicher  noch  vor  Schluss  des 
Jahres  1813,  am  28.  Dezember,  das  Wallis  und  am  30. 
die  Stadt  Genf  von  der  französischen  Herrschaft  befreit 
wurden.  Der  französische  Präfekt  von  Wallis,  Graf 
von  Rambuteau,  zog  mit  seinen  Beamten,  der  Gen- 
darmerie, den  Douaniers  und  der  Kasse  des  Departe- 
ments am  Weihnachtstage  1813  bei  einer  Ungeheuern 
Kälte  über  den  schneebedeckten  Forclazpass,  nachdem 
er  dem  Baron  Capelle,  Präfekten  in  Genf,  davon  Nach- 
richt gegeben  hatte,  und  überliess  das  Land  seinem 
Schicksal.  Die  unmittelbar  darauf  einrückenden  Oester- 
reicher erliessen  noch  am  letzten  Tage  des  Jahres 
eine  Proklamation,  worin  sie  die  Walliser  einluden, 
auf  den  4.  Januar  eine  Delegirtenversammlung  nach 
Sitten  zu  schicken,  und  ernannten  inzwischen  eine  pro- 

l)  Einiges  Nähere  über  diese  verworrenen  Verhältnisse  in  einreinen 
Kantonen  folgt  in  dem  Abschnitt  V. 
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visorische  Regierung  unter  dem  Präsidium  des  Barons 
Stockalper  als  «  Grand-Baülif  provisoire».  Einzig  hier 
in  Wallis  und  in  Genf  gieng  die  Okkupation  nicht 
ohne  alle  Schwierigkeiten  ab.  Der  österreichische 
General  Bubna1),  der  in  Genf  eingezogen  war,  wurde 
daselbst  von  dem  französischen  Marschall  Augereau, 
Herzog  von  Castiglione,  cernirt.  Gegen  das  Wallis 
rückte  Ende  Februars  ein  italienisches  Korps  unter 
dem  Obersten  *Ponti  über  den  Simplon  vor  und  drängte 
anfänglich  die  Besatzung  des  Dorfes  Simpeln  bis  auf 
zwei  Stunden  oberhalb  Brieg  zurück.  In  ganz  Wallis 
ertönte  nun  die  Sturmglocke  und  ein  Landsturmhaufe, 
mit  allen  möglichen  Waffen  ausgerüstet,  griff  am 
2.  März  1814  die  Italiener  bei  Berisal  an  und  erfocht 
daselbst  einen  entscheidenden  Sieg,  der  das  Land  de- 
finitiv von  der  fremden  Herrschaft  befreite.*)  Es 
ist  diess  die  einzige  kriegerische  Aktion  jener  Zeit, 
auf  die  wir  noch  heute  mit  Befriedigung  zurückblicken 
können,  in  der  sich  etwas  von  dem  alten  Volksgeiste 
zeigte,  welcher  auch  anderswo  nur  schlummerte  und 
leicht  hätte  geweckt  werden  können,  wenn  es  den 
herrschenden  Klassen  der  Schweiz  mehr  um  die  Ehre 
und  Unabhängigkeit  des  Vaterlandes,  als  um  die 
Wiederherstellung  der  alten  Regierungszustände  zu 
thun  gewesen  wäre.3) 

>)  Derselbe  hatte  ron  Metternich  den  Auftrag  erhalten,  von  Genf  aus 
die  bernisehe  Restauration  im  Waadtlande  zu  unterstützen,  offene  Gewalt 
aber  nur  anzuwenden,  wenn  die  Sache  leicht  und  ohne  bedenkliche  Folgren 
geschehen  könne.  Klüger  als  Senfft,  fragte  er  seinen  Freund,  den  bekannten 
Obersten  v.  Roverea  um  Rath  und  derselbe  fand  die  Sache  nicht  thun] Ich. 
Vgl.  Monnard,  pag.  266  und  Roverea  memoires  IV,  209. 

*)  Das  Gefecht  fand  statt  bei  dem  Zufluchtshause  Nr.  S,  welches  die 
Italiener  besetzt  hielten.  Das  ganze  Corps  wurde  kampfunfähig  gemacht 
oder  gefangen  genommen  und  am  darauffolgenden  Tage  ebenso  die  Nachhut, 
die  in  Simpeln  stand. 

*)  Eine  Menge  abenteuerlicher  Existenzen  schloss  sich  damals  an  diese 
Bestaurationspläne  an  und,  wer  irgend  einen  entfernten  Grund,  oder  auch 
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Vorderhand  war  nun  bei  Beginn  des  Jahres  1814, 
16  Jahre  nach  der  Aufrichtung  der  ersten  Freiheits- 
bäume, der  Kreislauf  vollendet,  der  von  der  demo- 
kratischen Revolution,  mit  Hülfe  des  französischen  Di- 
rektoriums, zu  der  aristokratischen,  unter  dem  Beistande 
Oesterreichs,  zurückgeführt  hatte.  In  einem  republi- 
kanischen Staatswesen  vornehmlich  findet  jede  Aus- 
schreitung einer  Partei  über  die  gesunden  Prinzipien 
des  Staatslebens  hinaus  früher  oder  später  ihre  Gegen- 
wirkung, und  erst  nach  solchen  beidseitigen  Erfahrungen 
stellt  sich  dann  der  Moment  ein,  in  welchem  die  ein- 
fachen Patrioten,  die  jederzeit  eine  zwar  grosse,  aber 
stille,  bei  dem  gewöhnlichen  Verlauf  der  Dinge  in  den 
Republiken  sogar  ohnmächtige  und  wenig  hervortretende 
Partei  bilden,  ihre  staatserhaltende  Arbeit  von  Neuem 
beginnen  können.  Die  Geschichte  unserer  modernen 
Schweiz,  die  ja  die  Geschichte  eines  ganz  andern  Staats- 
wesens als  der  altern  ist,  fängt  eigentlich  erst  in  diesem 
Momente,  mit  dem  Jahre  1814  und  der  konstituirenden 
Tagsatzung  desselben,  an;  die  Jahre  1798  bis  1813 
sind  im  Grunde  bloss  eine  Uebergangszeit,  der  Sturm, 
der  die  alten  Verhältnisse  zerstörte  und  den  Raum 
für  neue  und  bessere  schuf.  Sollten  wir  hier  an  dieser 
Stelle  unserer  Geschichte  ein  abschliessendes  Ur- 
theil  über  die  ältere  Periode  fallen,  so  müssten  wir 
wohl  mit  Demüthigung  erkennen,  dass  die  alte  Eid- 
genossenschaft ihren  grossen  Beruf,  der  Welt  eine 

nur  die  nöthige  Dreistigkeit  besass,  um  einen  Adelstitel  zu  behaupten,  trat 
jetzt  wieder  damit  hervor.  Die  schweizerische  Nation  ist  vielleicht  niemals 
so  vornehm  gewesen,  als  im  Jahre  18U,  als  sie  am  tiefsten  im  Staube  lag. 
Ein  besonderer  Vertreter  dieser  Art  von  Schweizern,  die  auch  heute  noch 
vorkommen,  war  damals  ein  Berner  Bürger,  Rudolf  Ludwig  Müller,  der 
sich  „Baron  Müller  von  Aarwangen*  nannte  und  sich  an  mehreren  euro- 
päischen Höfen  auf  eigene  Hand  bemühte,  für  die  Restauration  der  Aristo- 
kratie in  der  Schweiz  Stimmung  zu  machen.  In  seinen  diessf&Ulgen  Zu- 
schriften unterschrieb  er  sich  demgemäss  «au  nom  de  l'ancien  parti  Steiguer, 
d'Erlach  et  Müller"  (v.  Mülinen.) 
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wahrhafte  Republik  zu  zeigen,  durch  Kleinheit  der  Ge- 
sinnung, Unterdrückung  Derer,  welche  sie  nicht  zu 
Unterthanen  zu  machen,  sondern  zu  freien  Bürgern  zu 
erziehen  hatte,  Annäherung  an  unrepublikanische  Sitten 
und  Anschauungen,  übermässige  Sorge  für  materielles 
Wohlsein  und  Mangel  hingegen  an  Idealismus,  zum 
Theil  verfehlt  hat.  Trotzdem  würde  sie  nicht  gefallen 
sein,  wenn  sich  in  den  regierenden  Kreisen  der  letzten 
Periode  auch  nur  noch  ein  äusserst  bescheidenes  Mass 
von  derjenigen  politischen  Einsicht  und  Thatkraft  ge- 
funden hätte,  welche  ein  Theil  der  modernen  Geschicht- 
schreibung ihnen  zuerkennen  will. 

Ohne  Mitschuld  seiner  Regenten  ist  noch  niemals 
ein  politisches  Gebilde  zu  Grunde  gegangen.  cWenn 
im  Leben  der  Völker  (so  spricht  sich  ein  gut  konser- 
vativer Staatsmann  aus1)  die  historische  Notwendig- 
keit eintritt,  alte,  unbrauchbar  gewordene  Formen  und 
Einrichtungen  zu  beseitigen  und  durch  neue  zu  er- 
setzen, dann  ist  auch  schon  dafür  gesorgt,  dass  dem 
Sturm,  der  heranbraust,  um  das  Alte  zu  zerstören  und 
Platz  für  Neues  zu  schaffen,  nicht  nur  durch  den 
morschen  und  in  sich  zerfallenden  Zustand  jener  alten 
Formen  und  Einrichtungen  selbst,  sondern  auch  durch 
die  Verblendung  und  Selbsttäuschung  der  Beschützer 
und  Vertheidiger  derselben  seine  Arbeit  erleichtert 
wird.» 

Was  gilt  denn  aber  und  bleibt  fest  —  wird  der  Leser 
fragen  —  in  dieser  Bewegung;  beziehungsweise  worin 
bestehen  die  dauerhaften  Garantien  des  öffentlichen 
Wohles,  welche  die  Staaten  stützen,  und  die  doch  gegen- 
über der  blossen,  wechselvollen  Willkür  der  Menschen 
vorhanden  sein  müssen?  —  Diese  Garantien  bestehen 
überhaupt  nicht  in  äusseren  menschlichen  Einrichtungen, 


*)  Staatsminister  von  Friesen,  Erinnerungen,  II  173. 
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sondern  in  ewigen  und  unabänderlichen  Gottesordnungen, 
dem  gleichartigen  Rechte  aller  Menschen,  daß  die 
Grundlage  alles  wahren  Staatsrechts  ist,  der  Not- 
wendigkeit von  Liebe  und  Selbstverleugnung  des  Ein-, 
zelnen  zu  Gunsten  des  Ganzen,  ohne  die  keine  mensch- 
liche Gesellschaft  bestehen  kann,  und  der  Auffassung 
einer  Regierung  im  Sinne  der  Pflicht,  zu  Gunsten 
der  Regierten,  ohne  die  sie  keinerlei  Legitimität  hat. 
Diese  absoluten  Grundbedingungen  jeder  staatlichen 
Vereinigung  erhalten  sich  selber,  wie  die  Naturgesetze, 
wenn  nicht  in  einem  gegebenen  Staatswesen,  so  dann 
in  einem  andern  und  besseret,  in  das  es  überzugehen 
gezwungen  wird.  Und  wenn  diess  mitunter  Jahrzehnte 
lang  zweifelhaft  erscheinen  kann,  so  liegt  der  Grund 
hiefür  darin,  weil  sie  eben  durch  menschliche  Ein- 
sicht und  Thatkraft  anerkannt  und  verwirklicht  werden 
sollen,  keineswegs  durch  direktes  Eingreifen  einer  gött- 
lichen Gewalt,  wie  man  sich  dieselbe  auch  vorstellen 
mag.  Daher  kann  das  Böse,  zu  welchem  die  mensch- 
liche Natur  immer  neigt,  der  Egoismus  von  bevorzugten 
Klassen  und  Regierungen,  die  Sorglosigkeit  in  der  Be- 
nutzung der  anvertrauten  Gewalt  und  die  armselige 
Hingabe  an  eine  bloss  materielle  Auffassung  des  staat- 
lichen und  individuellen  Lebens  zeitweise  vorherrschen, 
aber  siegen  und  triumphiren  wird  es  nicht,  das 
ist  sein  bereits  gesprochenes  Urtheil  und  dieses 
Bewusstsein  des  Misslingens  erfüllt  die  Seele  seiner 
Werkzeuge  mit  einer  geheimen  Verzweiflung,  welche 
der  wahre  Grund  ihres  Trotzes  und  Eifers  ist,  durch 
den  sie  ihre  innere  Schwäche  zu  verbergen  und  gegen 
das  Unabwendbare  wenigstens  für  ihre  Lebenszeit  sich 
zu  sichern  hoffen. l)     Ohne  eine  solche  Ueberzeugung 


')  Von  ihnen  gilt  das  Wort  einen  anderen  deutschen  Staatsmannes: 
,Sie  arbeiten  nur  für  die  Vernichtung  mit  Allem,  was  sie  thun  und  ver- 
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wäre  jedes  Studium  der  Geschichte,  dieses  ewigen 
Kampfes  zwischen  zum  Licht  sich  emporringender, 
gottlicher  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  und  mensch- 
licher Verdunkelung  derselben,  von  geringem  Werth. 
Sie  würde  nicht  allein  in  ihren  bedeutendsten  Ereig- 
nissen unverständlich  bleiben,  sondern  auch  durch  ihr 
beständiges  Schwanken  zwischen  Recht  und  Gewalt 
das  Herz  und  den  Geist  des  Lesers  nicht  erheben 
und  stärker  machen,  sondern  mit  dauerndem  Miss- 
trauen gegen  alles  menschliche  Streben  überhaupt  er- 
füllen. 


II.  Im  kaiserlichen  Hauptquartier  Basel. 

Dass  die  Schweiz  unter  so  traurigen  Verhältnissen 
nicht  eine  vollständige  Wiederherstellung  von  aristo- 
kratischen Städteverfassungen  mit  unterthänigen  Land- 
gebieten erlebt  hat  und  nicht  aus  einem  Vasallenstaat 
Frankreichs  ein  Anhängsel  Oesterreichs  geworden  ist, 
das  verdankt  sie  zunächst  der  Energie  der  beiden 
Kantone  Waadt  und  Aargau,  deren  Existenz  dabei  in 
erster  Linie  auf  dem  Spiele  stand,  und  sodann  mittelbar 
durch  dieselben  der  Protektion  des  Kaisers  von  Russ- 
land. An  diesem  Hinderniss  brach  sich  dann  überhaupt 
die  volle  Fluth  der  Reaktion,  indem  nun  eben  doch 
schliesslich  als  Grundlage  der  neuen  Bundesverhältnisse 
die  19  Kantone  der  Mediation  beibehalten  werden 
mussten  und  die  alte  Eidgenossenschaft  der  dreizehn 


ordnen,  und  es  ist  ihr  Fluch,  dass  sie  das  zerstören,  was  sie  erhalten  möchten. 
Allen  Fluch  zwar  wandelt  die  göttliche  Weitordnung  auch  wieder  in  Segen 
für  die  Menschheit,  aber  nicht  für  Die,  welche  ihn  über  die  Menschheit  ge- 
bracht haben." 
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Orte  äusserlich  nicht  wieder  hergestellt  werden  konnte.1) 
Anderseits  waren,  sofern  dieser  streitige  Punkt  einmal 
feststand,  die  sämmtlichen  verbündeten  Monarchen  leb- 
haft daran  interessirt,  bald  eine  neue  Verfassung  in 
der  Schweiz  ohne  vorwiegenden  französischen  Einfluss 
hergestellt  zu  sehen,  und  gaben  diesem  Interesse  durch 
eine  gemeinsame  Note  der  Herren  von  Lebzeltern  und 
Capo  d'Istria  vom  1.  Januar  1814  bestimmten  Aus- 
druck. Diese  Note,  welche  gewissermassen  die  Intro- 
duktion zu  unserer  weiteren  Verfassungsgeschichte 
bildet,  lautet: 

«A  Son  Excellence,  Monsieur  le  Landammann  de 

Reinhard. 

Zürich  le  1er  Janvier  1814. 
Le  moment  est  venu  oü  la  Suisse  se  trouve,  par 
un  concours  d'evenemens  heureux,  appelee  ä  reprendre 

>)  Welche  Vorstellung  sich  die  schweizerischen  Reaktionäre  eigentlich 
von  dem  künftigen  Verfassungszustande  machten,  ist  ans  den  Akten  selbst 
nicht  genau  zu  ersehen.  Sicher  ist  nur,  dass  sie  bloss  eine  Eidgenossen- 
schaft von  18  Orten  mit  den  möglichst  hergestellten  alten  Grenzen  und  Ver- 
fassungen derselben  wollten.  Bern  z.  B.  lehnte  sofort  am  2.  Januar  die 
Einladung,  der  Vereinbarung  vom  29.  Dezember  beizutreten,  ab  mit  der 
Erklärung,  es  sei  bloss  bereit,  die  alten  Eide  mit  den  alten  Eidgenossen 
zu  erneuern;  seine  Gesandten,  Fellenberg  und  Thormann,  reisten  be- 
reits am  5.  Januar  wieder  von  Zürich  ab.  Am  8.  Januar  ward  die  Bildung 
eines  Wahlkorps  erkannt,  um  die  seit  der  Revolution  abgegangenen  Mit- 
glieder der  „Ruth  und  Bürger*4  zu  ergänzen.  Dasselbe  bestand  einfach  aus 
den  5  noch  übrigen  Mitgliedern  des  Kleinen  Raths  von  1796  und  zwanzig  andern 
aus  der  Mitte  des  Grossen  Rathes  allein  ernannten  Wahlherren,  ohne  eine 
Spur  von  Volksvertretung  (Allg.  Zeitg.  Nr.  14).  Der  offizielle  Btaatsrechts- 
lehrer  der  Reaktion,  Karl  Ludwig  v.  Haller  versuchte  durch  eine  Flug- 
schrift, unter  dem  Titel  „Was  ist  die  alte  Ordnung ?*,  die  in  Massen,  nament- 
lich durch  bernische  Pfarrer,  auch  in  das  Aargau  gebracht  wurde,  die 
wiedereingesetzte  alte  Regierung  zu  legltlmiren,  wogegen  das  Abdankungs- 
dekret derselben  vom  8.  Februar  1798,  wie  es  scheint,  auch  neu  gedruckt 
und  verbreitet  wurde  (Allgem.  Zeitg.  25.  Jan.).  Einige  gutmüthige  Patrioten 
träumten  davon,  die  wiedereingesetzten  Regierungen  würden  nachher 
freiwillig  die  Last  des  Regimentes  mit  dem  Volke  theilen  und  dadurch 
einen  Rechtstitel  für  moderne  Repräsentativ- Verfassungen  schaffen.  Ein 
solcher  schreibt  z.  B.  In  die  „Allgem.  Zeitung"  vom  8.  Februar  1814  fol- 
gendes : 

„Die  Verwicklungen  häufen  sich.  Männer,  die  den  Glauben  an  ßchweizer- 
sinn  nie  aufgeben,  meinen  den  ariadnischen  Faden  in  folgender  Weissagung' 
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son  rang  parmi  les  nations  libres  et  independantes  de 
1'Eorope.  Les  principes  qui  animent  les  puissances 
alliees  ne  peuvent  qu'ßtre  apprecies  par  im  peuple 
dont  le  caractere  national  a  r&iste  a  la  funeste  in- 
fluence  qu'avait  trop  longtemps  exercee  sur  Ini  un 
gouvernement  voisin.  C'est  ensuite  de  ces  mömes 
principes  bautement  annonces  et  constamment  suivis 
par  L.  L.  M.  M.  Imp.  et  Roy.  que  les  soussignes  fixent 
plus  particulierement  l'attention  de  la  Suisse  sur  la 
necessite  d'amener  l'etablissement  d'un  pacte  consti- 
tntionnel  qui  renferme  en  lui-meme  le  principe  et  la 
garantie  de  sa  stabilite  et  qui  la  preserve  pour  tou- 
jours  de  toute  influence  etrangfere  et  de  la  necessite 
d'y  avoir  recours. 

Independante  dans  ses  delib^rations  et  libre  dans 
ses  volontes,  la  Suisse,  en  procedant  ä  cette  ceuvre 
salutaire  ne  peut  vouloir  que  ce  qui  est  fonde  sur  la 
justice,  ce  que  nulle  ambition  ne  saura  lui  contester, 
ce  qui  honorera  son  nom,  son  caractere,  ce  qui  etablira 
enfin  le  bonheur  de  tous  les  ordres  et  de  toutes  les 


gefunden  zn  haben.  So  wie  jetzt  die  neueren  Ktntone  ihre  Bundesrechte 
aaf  der  brüderlichen  Einladung  der  älteren  gegründet  finden,  so  werde  auch 
das  Volk  der  ehemals  aristokratischen  Kantone  die  Gleichheit  der  politischen 
Rechte  aas  der  eigenen  Hand  provisorisch  hergestellter  ehevoriger  Son- 
veratae  erhalten;  damit  sei  dann  der  Titel  des  Besitzes  geändert,  die  eigent- 
liche Basis  der  Mediationsakte  verschwunden,  der  Warnnng  eines  gewogenen 
Monarchen  vor  verderblicher  Zerstörnngssucht  entsprochen,  and  ein  wahrer 
gemeinnütziger  Freistaat,  ein  Gebäude  von  endloser  Daner,  hergestellt* 

•Ein  grosser  Theil  des  Volkes  war  ganz  passiv  geworden.  80  meldet  eine 
Notiz  ans  St  Gallen  in  der  „Allgem.  Zeitung"  vom  21.  Januar,  es  seien  An- 
fangs in  einzelnen  Gemeinden  des  untern  Rheinthals  Versammlungen  zur 
Besprechung  einer  demokratischen  Regierungsform  abgehalten  worden, 
bald  aber  sei  der  Eifer  erloschen,  da,  Jedermann  von  der  Gerechtigkeitsliebe 
der  hoben  Alllirten  eine  solche  Verfassung  erwartet,  die  unsern  Verhält- 
nissen angemessen  Ist".  Eine  Korrespondenz  aus  Lörrach  vom  27.  Dez.  1813 
in  der  Weimarer  Hofzeitung  sagt  geradezu:  „Ein  Sinn  belebt  die  Schweiz, 
gebildet  durch  die  Dankbarkeit  für  ihre  Befreier:  das  Gefühl  erneuter 
Unabhängigkeit  und  der  Wunsch,  diese  Freiheit  durch  ein  acht,  schweizeri- 
sches Föderativsystem  zu  suchen  und  dasselbe  unter  die  Garantien  der 
Mächte  bei  dem  künftigen  allgemeinen  Frieden  zu  stellen. 

9 
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parties  Constituantes  l'etat.  C'est  ainsi  que  formee  ä 
l'ecole  du  temps,  guidee  par  la  sagesse  et  la  modera- 
tion,  la  Suisse  reprendra  la  place  honorable  que  lui 
assigne  le  retablissement  d'un  juste  equilibre  politique 
en  Europe. 

L.  L.  M.  M.  Imp.  et  Roy.  reconnaitront  solem- 
nellement  un  acte  sanctionne  par  le  suffrage  de  la 
nation  des  qu'il  sera  porte  ä  leur  connaissance,  Leurs 
Majestes  feront  plus:  elles  promettent  ä  la  Suisse, 
qu'elles  ne  poseront  pas  les  armes,  avant  que  son  in- 
dependance  absolue  et  l'acte  constitutionnel  librement 
con<;u  et  adopte  ne  soient  places  sous  la  garantie  des 
puissances  de  l'Europe,  et  elles  ne  renouvellent  pas 
moins  la  promesse  d'obtenir  que  les  portions  de  terri- 
toire  de  la  confederation  helvetique  qui  lui  ont  ete 
arrachees  par  le  gouvernement  francjais,  lui  soient  re- 
stituees. 

Son  Excellence  Monsieur  le  Landammann,  en  pesant 
dans  sa  sagesse  cette  communication  et  en  se  persua- 
dant  que  leurs  Majestes  ne  reconnaitront  dans  aucun 
cas  une  decision  isolee  quelconque  concernant  les  rap- 
ports  f^deraux  de  la  Suisse,  jugera  sans  doute  utile 
de  prendre  les  mesures  les  plus  propres  ä  faire  res- 
sortir  de  l'etat  actuel  un  ordre  de  choses  au  moyen 
duquel  la  nation  suisse  pourra  proceder  ä  la  r^vision 
de  son  acte  constitutionnel  et  ä  la  sanction  d'un  code 
qui  doit  fonder  son  bonheur  et  etablir  ses  liaisons  po- 
litiques  avec  toutes  les  puissances  de  l'Europe. 

Les  soussignes  profitent  de  cette  occasion  pour 
reiterer  a  Son  Excellence,  etc.  etc. 

Chevalier  de  Lebzeltern. 
Comte  Capo  d'Istria.» 

Schon  vorher  hatte  Lebzeltern  allein  in  einer  Zu- 
schrift vom  29.  Dezember  an  den  Landammann  Rein- 
hard Aehnliches  ausgesprochen.  Diesen  beiden  fremden 
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Ministern  fiel  nun  fortan  ganz  von  selber  und  immer 
mehr,  durch  die  Natur  der  Verhältnisse,  den  Mangel 
an  jeder  Verfassung,  daher  auch  an  Beschlussfähigkeit 
einer  Versammlung,  und  die  Unmöglichkeit  einer  wirk- 
samen Exekutive,  die  Leitung  der  Schweiz.  Verfassungs- 
angelegenheiten anheim  und  ohne  ihren,  im  Ganzen 
wohlwollenden  und  rationellen  Einfluss  wäre  eine  Ver- 
stan/ligung  gar  nicht  erfolgt.  Ihnen  kamen  dann 
natürlich,  sobald  einmal  die  Hauptpunkte,  die  Beseiti- 
gung der  Mediationsverfassung,  soweit  sie  die  Eid- 
genossenschaft von  Frankreich  abhängig  machte,  und 
die  Feststellung  des  massgebenden  Einflusses  *  der 
Alliirten,  ausser  Zweifel  standen,  die  inneren  Haus- 
streitigkeiten dieser  sich  blähenden  Souveränetäten 
etwas  kleinlich  und  zu  geringfügig  vor,  um  sich 
längere  Zeit,  als  nothwendig,  damit  zu  beschäftigen. 
Auf  diese  Ermüdung  der  hohen  Diplomatie,  welche 
kleine  Sachen  schliesslich  ungeduldig  bei  Seite  schiebt, 
ist  ein  erheblicher  Theil  der  Vorgänge  von  1814  zurück- 
zuführen. 

Die  Grundfrage,  welche  die  Minister  selbst 
nicht  entscheiden  konnten,  war  die  Existenz  von 
19  gleichberechtigten  Kantonen.  Hierüber  hatten  schon 
vor  dem  Einmarsch  der  Alliirten  in  die  Schweiz  in 
den  Hauptquartieren  von  Frankfurt  und  Freiburg  im 
Breisgau  wichtige  Besprechungen  mit  den  Monarchen 
und  ihren  Hauptrathgebern  stattgefunden  und  es  be- 
stand, namentlich  in  Bezug  auf  den  Kanton  Bern  und 
seine  Ansprüche,  ein  offenbarer  Gegensatz  zwischen 
Oesterreich  und  Russland,  der  durch  die  Verletzung 
der  schweizerischen  Neutralität  noch  an  Schärfe  zu- 
genommen hatte.  Diese  Frage  hofften  nun  beide  Theile 
in  Basel  nach  ihren  Wünschen  zu  erledigen,  wohin 
die  alliirten  Fürsten  sich  zu  begeben  beabsichtigten. 
Eine  Zeit  lang  scheint  sogar  die  Rede  davon  gewesen 
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zu  sein,  Basel  zum  Sitz  der  Friedensverhandlungen  zu 
machen,  welche  später  (ohne  Erfolg)  in  Chätülon  statt- 
fanden. Die  «  Allgem.  Zeitung  »  vom  17.  Januar  ent- 
hält eine  solche  Notiz. 

Am  12.  und  13.  Januar  1814  zogen  die  Monarchen 
unter  dem  Geläute  aller  Glocken  und  dem  Zulauf  vieler 
Menschen,  die  an  diesem  Schauspiel  ihr  Vergnügen 
fanden,  in  unsere  Grenzstadt  ein  und  schlugen  4da- 
selbst  für  kurze  Zeit  ihr  Hauptquartier  auf.  In  dem- 
selben drängten  sich  sofort  alle  möglichen  eidgenössi- 
schen Gesandtschaften,  um  in  unserem  eigenen  Lande 
vor  fremden  Monarchen  und  Ministern  gegen  einander 
zu  intriguiren  und  einander  einzelne  Stücke  schweize- 
rischen Bodens  streitig  zu  machen  *). 

>)  Kaiser  Alexander  war  schon  am  7.  Janaar  nach  Schafft  au  sen  ge- 
kommen und  blieb  dort  bis  zuin  11.  gl.  M.  reber  seinen  Empfang  daseibat 
berichtet  die  „Allgem.  Zeitung"  vom  18.  Januar  folgendes: 

„Se.  MaJ.  der  Kaiser  Alexander  traf  vergangenen  7.  Abends  nach  11 
Uhr  in  Schaffhausen  ein.  Eine  Eskadron  unserer  Dragoner  hatte  den  Mo- 
narchen an  den  Grenzen  des  Kantons  empfangen  und  begleitete  ihn  bis  an 
sein  Absteigquartier  Im  (Tasthofe  sur  Krone,  wo  Ihre  kals.  Hob.  die  Gross- 
fttrstin  Katharina,  Herzogin  von  Oldenburg,  ihren  erhabenen  Bruder  er- 
wartete. Wegen  der  späten  Ankunft  wurden  die  auf  den  Anhöhen  der  8tadt 
aufgestellten  Kanonen  nicht  mehr  gelöst;  diese  Ehrenbezeugung  erfolgte 
erst  am  andern  Morgen  mit  101  Kanonenschüssen  und  dem  Geläute  aller 
(tlocken.  Nachmittags  fuhren  der  Kaiser  und  die  Grossfürstin  in  einer 
offenen  Chaise  nach  dem  Rheinfall;  bei  der  Rückkehr  bildete  das  hiesige 
Kadettenkorps  ein  Spalier  vor  dem  Gasthofe;  der  Kaiser  ging  durch  die 
Reihen  und  bezeugte  dieser  jungen  Miliz  sein  Wohlgefallen.  Sonntags 
Nachmittags  besichtigte  der  Kaiser  In  Gesellschaft  der  Grostfürstin  die 
Promenade  zum  Fäsenstaub  und  kehrte  von  da  über  das  Dorf  Neuhausen, 
wo  das  erlauchte  Geschwisterpaar  sich  einige  Zeit  in  einem  Bauernhause 
verweilte,  nach  der  Stadt  zurück.  Abends  hatte  das  hiesige  musikalische 
Kadetteninstitut  vor  einem  dem  Gasthofe  gegenüberstehenden  beleuchteten 
Hause  die  Ehre,  Sr.  Majestät  mit  einer  Musik  aufzuwarten.  Diese  Beleuch- 
tung zeichnete  sich,  sowie  die  in  der  Freitagsnacht,  sehr  aus.  Der  Kaiser 
vertraute  während  seines  hiesigen  Aufenthalts  seine  Person  der  Ehrenwache 
unseres  BürgermllitärH  an." 

Spätere  Berichte  verweilen  mit  über  schwängliehe  r  Rührung  auf  diesem 
Besuche  bei  einer  Bauernfamilie  in  Neuhausen,  wo  das  kaiserliche  Ge- 
schwisterpaar sogar  geruhte,  Milch  und  Schwarzbrod  zu  geniessen. 

In  Basel  wohnten  die  Monarehen  in  dem  sog.  blauen  und  weissen 
Haus,  den  beiden  auffallend  schönen  Privathäusern  am  sog.  Rheins  prang, 
der  stellen  Strasse,  welche  von  der  alten  Rheinbriieke  gegen  das  Munster 
hinaufführt. 
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Die  Eidgenössische  Versammlung  in  Zürich 
schickte  Reinhard  zur  Begrüssung,  der  noch  Aloys 
Beding  von  Schwyz  und  Salis-Sils  von  Graubünden  mit 
sich  nahm ').  Ausserdem  fanden  sich  ein  Deputationen 
von  Bern,  Waadt,  Aargau,  Wallis,  Graubünden,  Solo- 
thurn  und  Neuenburg.  Auch  der  päpstliche  Nuntius 
Testaferrata  und  der  Graf  Johann  von  Salis-Soglio, 
Namens  der  Bündner  Autonomisten,  welche  das  Land 
von  der  Eidgenossenschaft  wieder  trennen  wollten,  ver- 
fehlten nicht,  sich  einzustellen.  Alle  diese  Personen 
antichambrirten  nun  eifrigst  bei  den  ihnen  zunächst 
stehenden  Protektoren  und  es  würde  ein  ebenso  selt- 
sames als  unerfreuliches  Bild  sein,  wenn  man  sich 
die  damaligen  Gespräche,  Hoffnungen  und  Befürcht- 
ungen aus  authentischen  Quellen  noch  vollständig  ver- 
gegenwärtigen könnte.  Im  Allgemeinen  erlitten  die 
hochgestiegenen  Hoffnungen  der  Berner  Standeskom- 
mission und  ihrer  Verbündeten  auf  völlige  Wieder- 
herstellung der  alten  Zustände  bereits  in  diesen  Januar- 
tagen eine  erhebliche  Herabstimmung.  Denn  der  Kaiser 
Alexander  von  Russland,  der  unter  dem  starken  Ein- 
flüsse seines  ehemaligen  Erziehers  Laharpe  und  unter 
der  Wirkung  des  Grolls  über  die  erlittene  Täuschung 
in  Bezug  auf  die  Neutralität  seinen  Muth,  gegen 
Metternich  aufzutreten,  wieder  gefunden  hatte,  sprach 

*)  Die  »AI  Ig.  Zeitung4*  vom  14.  Januar  berichtet  darüber:  rAnf  die  An- 
zeige, dass  am  ö.  oder  10.  Januar  die  hohen  Souverains  von  Oesterreich, 
Rassland  und  Preussen  In  Basel  eintreffen  sollen,  haben  die  in  Zürich  ver- 
sammelten Bimdesdepntirten  in  ihrer  Sitzung  vom  7.  eine  Abordnung  aus 
ihrer  Mitte  beschlossen,  um  den  erlauchten  Honarchen  die  Gefühle  der  Ehr- 
forcht  und  Hochachtung  der  Versammlung  darzubringen  und  genehm  zu 
machen.  Der  Präsident,  Alt-Landammann  ron  Reinhard,  ward  eingeladen, 
diese  Sendung  tm  fibernehmen  und  seine  Gesellschafter  dafür  zu  bezeichnen." 
hu  gleichen  Blatte  wird  gemeldet,  dass  der  Graf  Senflt-Pllsach  Bern  ver- 
lassen habe  und  „neben  Zürich  vorbei"  nach  Konstanz  gereist  sei,  wo  er 
Masse  erhielt,  tiber  den  Dank  der  Welt  für  allzu  grossen  geschäftlichen 
Rtfer  nachzudenken.  Seine  Memoiren,  die  erst  im  Jahre  1868  veröffentlicht 
wurden,  sind  damals  in  Konstanz  geschrieben  worden. 
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sich  sehr  unumwunden  gegen  diese  Restaurationspläne 
und  ihre  Anstifter  aus  <). 

Der  bisher  am  meisten  bekannte  Bericht  über  die 
entscheidende  Audienz  der  eidgenössischen  Abordnung 
ist  ein  aus  den  Tagebüchern  von  Reinhard  geschöpfter 
und  es  lauten  die  Worte  Alexanders  daselbst,  wie  folgt 
(Muralt,  pag.  252): 

«Ich  war  von  Kindheit  an  der  Schweiz  zugethan. 
Gerne  wiederhole  ich  hier,  was  ich  schon  gegen  den 
Landammann  von  Reding  geäussert  habe:  ich  hätte 
gewünscht,  die  Schweiz  hätte  unangetastet  bleiben 
können;  allein  während  ich  bei  den  Anverwandten 
meiner  Gemahlin  zu  Karlsruhe  abwesend  war,  wurde 
anders  darüber  entschieden;  nicht  nur  bedauerte  ich 
es  unendlich,  sondern  ich  habe  mich  auch  offen  darüber 
gegen  den  Kaiser  von  Oesterreich  und  gegen  seinen 
Minister  ausgesprochen. 

Den  Herrn  von  Senfft  kenne  ich  nicht,  ich  habe 
ihn  nie  gesehen;  er  hat  seine  Vollmachten  auf  jede 
Weise  überschritten,  er  wurde  gesandt,  um  anzuhören, 
nie  hätte  er  handeln  sollen.    Er  benahm  sich  wie  ein 


>)  Schon  am  80.  Dezember  war  Monod  ans  Freiburg  in  Zürich  einge- 
troffen und  hatte  die  Nachricht  von  dieser  Gemüthsverfassung  des  Kaisers 
mitgebracht.  Der  Einmarsch  der  Oesterreicher  in  die  Schweiz  war  über- 
haupt die  erste  Veranlassung  zu  einer  Verstimmung  zwischen  den  Allilrten 
geworden,  die  im  folgenden  Herbste  auf  dem  Wiener  Kongress  mitunter 
bedenkliche  Dimensionen  anzunehmen  drohte.  In  der  Denkschrift  von 
Gents  über  den  Kongress  (Memoiren  Metternichs  II-,  478),  wird  ausdrücklich 
gesagt,  die  Verstimmung  zwischen  Russland  und  Oesterreich  datlre  wesent- 
lich von  diesem  Ereignisse  her,  „anquel  l'Empereur  e*talt  contra! re,  parce 
que,  dans  un  de  ses  mouvements  philanthropiques,  il  avait  donne  sa  parole 
ä  quelques  apdtres  de  la  liberte*  du  pays  de  Vaud  que  la  neutralite*  de  la 
Suisse  serait  respeetäe.  Depuls  ce  moment  l'harmonie  ne  s'est  plus  rö- 
fablie".  Ohne  diesen  hinterlistigen  Akt  wären  nicht  allein  nnsere  schwei- 
zerischen Verhältnisse  viel  leichter  und  besser  geordnet  worden,  sondern 
es  hätte  möglicherweise  sogar  Napoleon,  der  auf  diese  Zwietracht  rechnete, 
den  Mnth  nicht  gefunden,  von  Elba  zurückzukehren.  Im  Allgemeinen 
ergab  sich  jedoch  Alexander,  der  nach  der  Weise  impressionabler  Naturen 
keine  grosse  Ausdauer  hatte,  dennoch  bald  wieder  dem  kältern  und,  als 
konsequenter  Egoist,  sich  stets  gleich  bleibenden  Metternich. 
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Schwein  (il  s'est  comporte  comme  un  cochon).  Ich 
nenne  die  Sachen  bei  ihrem  Namen.  Indessen  muss  ich 
auch  Oesterreich  entschuldigen.  Das  Geschehene  lag  nie 
in  seinen  Absichten.  (?)  Man  ist  sehr  unglücklich,  wenn 
man  Leute  gebraucht,  welche  ihre  Instruktionen  nicht 
verstehen.  Bern  hätte  sich  nicht  an  die  Aeusserungen 
Senffts  halten  sollen.  Lebzeltern  und  Capo  d'Istria 
waren  ja  in  der  Nähe.  Diese  hätten  geantwortet,  keine 
Kenntniss  von  einer  solchen  Sendung  zu  haben.  Hätte 
sich  Bern  auch  daran  nicht  halten  wollen,  so  war  das 
Hauptquartier  der  Alliirten  nahe  genug,  um  dort  seine 
Verantwortlichkeit  sicher  zu  stellen.  Dabei,  ich  ver- 
berge es  eben  so  wenig,  hätte  ich  erwartet,  die  Schweiz, 
welche  nicht  wenig  unter  dem  Despotismus  Frankreichs 
litt,  und  früher  zur  Erhaltung  ihrer  Unabhängigkeit 
öfters  das  Schwert  zog,  gleich  wie  wir  es  dermalen 
für  die  Unabhängigkeit  von  ganz  Europa  gezogen 
haben,  würde  offen  mit  uns  auf  das  nämliche  Ziel  hin- 
wirken. 

Ich  rathe  Euch  so  schnell  wie  möglich  Euere 
innere  Organisation  zu  vollenden  und  Euere  Verfassung 
nach  Massgabe  der  Bedürfnisse  und  veränderter  Um- 
stände umzugestalten.  Ich  nehme  den  lebhaftesten 
Antheil  daran,  und  ungeachtet  wir  hoffen  dürfen,  nahe 
am  Ziele  des  Weltfriedens  zu  sein,  so  darf  man  doch 
vor  seinem  Abschlüsse  nie  sicher  darauf  zählen.  Nie- 
mand ist  Meister  der  Ereignisse,  und  bis  zu  seinem 
Abschlüsse  ist  auch  keine  Gewährleistung  für  Euere 
Sicherheit  vorhanden.  Es  wäre  eben  so  bedauerb'ch, 
wenn  Euch  Euere  inneren  Zwiste  zum  Bürgerkriege 
führten,  als  wenn  sie  unsern  Kriegsoperationen 
Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen  würden. 

Nothwendiger  Weise  müsst  auch  Ihr  unzufrieden 
mit  Euerem  Vermittler  gewesen  sein,  darum  aber  soll 
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man  nicht  alles  Bestehende  über  den  Haufen  werfen; 
nicht  in  jenes  Höllensystem  ewiger  Destruktionen 
zurück  fallen.  Kein  Kanton  ist  berechtigt,  über  die 
Fürdauer  eines  andern  zu  verfügen.  Was  ehevor  war, 
kann  so  nicht  wieder  hergestellt  werden«  Ihr  bedürft 
mehrerer  Veränderungen,  und  ich  wünsche,  dass  Ihr 
Euch  darüber  schnell  und  freundlich  unter  einander 
verständiget. 

Ich  habe  den  Grafen  Capo  d'Istria  anher  be- 
schieden, theils  um  seine  Instruktionen  zu  erneuern, 
theils  um  während  Euerer  Anwesenheit  die  Mittel  zu 
schnellem  gegenseitigem  Einverständnisse  vorzubereiten. 
Ihr  sollt  nicht  durch  zu  lange  Dauer  Euerer  Streitig- 
keiten in  den  Augen  von  Europa  jenen  guten  Namen 
verscherzen,  welchen  Euere  brave  Nation  seit  langen 
Jahren  gerechter  Weise  erworben  hat.  Zwar  bin  ich 
dabei  nicht  wie  Preussen,  wegen  des  Fürstenthums 
Neuchätel,  oder  Oesterreich,  wegen  seiner  Nachbar- 
schaft, betheiliget;  allein  Euer  Glück  und  Euer  guter 
Name  liegen  mir  wahrhaft  am  Herzen.  Ich  wurde 
durch  einen  Schweizer  erzogen,  meine  Brüder  und 
Schwestern  sind  durch  Schweizer  und  Schweizerinnen 
erzogen  worden;  von  daher  rührt  meine  Zuneigung  für 
Euere  brave  Nation. 

Euere  Tagsatzung  ist  in  diesem  Augenblicke  ver- 
sammelt ;  die  noch  nicht  beigetretenen  Kantone  müssen 
sich  unverzüglich  an  dieselbe  anschliessen:  alle  mit 
vereinten  Kräften  an  der  Wiederherstellung  der  Ord- 
nung und  des  darauf  sich  gründenden  Zutrauens  hin- 
arbeiten. 

Ihr  könnt  stets  auf  meine  Freundschaft  und  auf 
mein  Wohlwollen  zählen;  gerne  werde  ich  Euch  Be- 
weise davon  geben ;  selbst  wenn  es  nöthig  werden  sollte, 
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Euch  kräftige  Unterstützung  zu  gewähren,  werdet  Ihr 
mich  dazu  bereit  finden.» 

Der  Graf  von  Senfft-Pilsach  verschwand  damals, 
mit  diesem  säubern  Ehrentitel  statt  eines  Ordens,  aus 
der  Geschichte  und  hat  lange  als  eine  Art  von  poli- 
tischem Betrüger  gegolten,  bis  ihn  die  Memoiren 
Metternichs  einigermassen  rechtfertigten.  Einzig  sein 
Werk,  die  Zerstörung  jeder  eigentlichen  Verfassung 
in  Bern  blieb  bis  zum  Jahre  1831  bestehen.1) 

Dem  Graubündner  Salis-Süs  sagte  Alexander,  dem 
nämlichen  Berichte  zufolge  (pag.  254): 

«Man  ist  auch  in  Euerem  Kantone  unruhig;  man 
muss  Ruhe  schaffen  und  denselben  auf  eine  den  der- 
maligen  Umständen  angemessene  Weise  organisiren. 
Ehemals  wäret  Ihr  nur  Verbündete  der  Schweiz,  jetzt 
seid  ihr  Kanton  und  sollt  es  bleiben;  es  waltet  kein 
Grund  ob,  um  dieses  Verhältniss  umzuändern.  Ich  be- 
vollmächtige Euch,  was  ich  hier  gegen  Euch  geäussert 
habe,  überall  zu  wiederholen.»2) 

Ausführlicher  noch  als  die  Reinhard'sche  Erzählung 
sind  die  Berichte  der  aargauischen  Depu- 
tation, welche  sich  in  einem,  unseres  Wissens  noch 
niemals  publizirten,  Manuskripte  des  damaligen  Be- 
gierungsrathes  Fetzer  von  Rheinfelden  befinden.  Das- 
selbe hat  den  Titel   «  Rückblicke  auf  die  Jahre  1813. 


•)  Der  Kanton  Bern  erhielt  zuletzt  im  Jahre  1815  statt  einer  repräsen- 
tativen Verfassung,  wie  sie  im  Februar  1798  von  dem  gleichen  Grossen  Rathe, 
der  jetzt  wieder  regierte,  feierliehst  versprochen  worden  war,  nur  eine 
sogenannte  „urkundliche  Erklärung"  desselben,  ohne  alle  Mitberathung  oder 
Annahme  Seitens  des  Volkes,  die  dann  die  SteUe  einer  Verfassung  bis  zum 
obgenannten  Jahre  vertrat. 

»)  Andererseits  berichtete  der  Graf  Johann  v.  Salls,  der  seine  Ver- 
bindungen im  österreichischen  Kabinette  besass,  am  1&.  Januar  an  die  Häupter 
der  8  Bünde,  es  sei  alle  Hoffnung  vorhanden,  der  Republik  der  8  Bünde  die 
Anerkennung  als  selbständiger  Staat  tu  erwirken.  (Vgl.  Planta,  pag.  27.) 
Aach  hierüber  bestand  also  anfanglieh  eine  Divergenz  der  Ansichten  unter 
den  AUiirten. 
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1814  und  1815  in  Beziehung  auf  die  Schweiz  überhaupt 
und  den  Kanton  Aargau  insbesondere»  und  behandelt 
die  Vorgänge  vom  Mai  1813  bis  zum  Juni  1814.  Wir 
geben  es,  um  seiner  Neuheit  willen,  vollständig  in 
den  Beilagen.  Hieher  gehören  vorläufig  nur  die  Au- 
dienzen vom  Januar  1814.  *) 

Mit  diesen  vorläufigen  Hofbescheiden  ausgestattet, 
die  indessen  namentlich  von  Bern  noch  immer  nicht 
als  definitiv  angesehen  wurden,  entfernten  sich  gegen 
Ende  Januar  die  verschiedenen  Deputationen  von  Basel, 
welches  durch  den  Fortgang  der  Kriegsereignisse  eben- 
falls aufhörte,  Hauptquartier  zu  sein,*)  und  die  namen- 
lose Versammlung  in  Zürich  machte  sich  nun  auf  diesen 
Grundlagen  an  den  Entwurf  einer  neuen  Bundesver- 
fassung für  die  Eidgenossenschaft.  Vorläufig  sollte 
dieselbe  aus  den  19  Kantonen  bestehen,  welche  sie  in 
der  Zeit  von  1803 — 1813  ausgemacht  hatten.  Ueber 
die  von  Frankreich  der  Schweiz  in  den  Jahren  von 
1792  bis  1802  entrissenen  Gebietsteile  war  noch 
keinerlei  definitive  Bestimmung  getroffen  worden,  ob- 
wohl Genf,  Wallis,  das  ehemalige  Bisthum  Basel,  Biel 
und  Neuenburg  bereits  von  alliirten  Truppen  besetzt 
waren.8)  In  Neuenburg  allein  hatte  der  Baron  Chambrier 


')  Das  Original  befindet  sich  in  Aarau,  eine  Copie  im  eidgenössischen 
Archiv  in  Bern.  Besonders  bemerkenswert!!  ist  darin  die  behauptete  Ver- 
abredung mit  Oesterreich  in  Bezug  auf  das  Frickthal,  die  damals  jeden- 
falls allgemein  angenommen  wurde  und  auch  viele  innere  Wahrscheinlich- 
keit hat 

Die  Audienzen  vom  Januar  1814  in  Basel  müssen  hier  nachgelesen 
werden. 

a)  Der  Kaiser  von  Oesterreich  verlless  Basel  am  22.  Januar,  Metternich 
am  28.,  die  anderen  Monarchen  und  Minister  schon  früher. 

3)  Die  gleiche  »Allg.  Zeitung",  welche  die  folgende  Proklamation 
des  Barons  Chambrier  enthält,  zeigt  an,  dass  am  22.  Januar  der  Syndic  8aladin 
in  Zürich  erschienen  sei,  um  den  Wunsch  der  provisorischen  Regierang 
der  Stadt  Genf  „für  Herstellung  ihrer  vormaligen  Verhältnisse  zu  der 
Schweiz  und,  wo  möglich,  zur  Ausdehnung  derselben  über  alle  Kantone" 
auszudrücken.    In  der  alten  eidgenössischen  Zeit  war  Genfein  „zugewandter 
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d'Oleyres  sich  beeilt,  am  25.  Januar  1814  eine  Prokla- 
mation zu  erlassen,  die  zunächst  dasjenige  wiederher- 
stellte, was  ihm  und  Seinesgleichen  als  das  Wichtigere 
erschien,  die  Zugehörigkeit  an  Preussen,  welches  doch 
dieses  Fürstenthum  im  Jahre  1806  völlig  freiwillig  an 
Frankreich  abgetreten  hatte.  Diese  merkwürdige  Pro- 
klamation, die  wahrscheinlich  auch  in  Basel  mit  dem 
König  von  Preussen  verabredet  worden  war  und  der 
Eidgenossenschaft  gar  nicht  erwähnt,  lautete  wie  folgt : 
«  Wir  Johann  Peter  Baron  v.  Chambrier,  Ritter, 
Grosskreuz  des  rothen  Adlerordens,  Kammerherr  Sr. 
Maj.  des  Königs  von  Preussen,  ausserordentlicher  Ge- 
sandter desselben  und  bevollmächtigter  Minister  bei 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  und  mit  den 
Funktionen  eines  provisorischen  Gouverneurs  des 
Fürstenthums  Neufchätel  beauftragt,  an  die  Bewohner 
des  Fürstenthums.  Der  König  hat  sich  erinnert  an 
die  vielen  Beweise  von  Anhänglichkeit,  die  ihr  sowohl 
gegen  seine  Person  als  gegen  sein  erlauchtes  Haus 
gegeben  habt.  Er  will  daher  von  Neuem  euch  in  die 
Zahl  seiner  getreuen  und  geliebten  Unterthanen  auf- 
nehmen. Er  will  auch  jetzt  wieder  zu  euerem  Glücke 
wirksam  sein.  Beauftragt  von  Sr.  Majestät,  in  seinem 
Namen  von  diesem  Staate  Besitz  zu  nehmen,  ist  es 
uns  sehr  angenehm,  gegen  unsere  Mitbürger  die  väter- 
lichen Gesinnungen  unseres  Fürsten  erklären  zu  können, 
so  wie  wir  auch  gegen  Ihn  die  Wortführer  euerer 
treuen  und  ergebenen  Gesinnungen  sein  werden.  Ein 
Zwischenraum  von  acht  Jahren  hat  diese  in  eueren 
Herzen  nicht  zu  schwächen  vermögen.  Während  dieser 
Zeit  hat  die  Vorsehung  auf  eine  besondere  Weise  euch 

Ort"  auf  Grand  von  Schatzverträgen  mit  Zürich  und  Bern  gewesen.  Auch 
von  dem  ebenfalls  1798  verloren  gegangenen  Mülhausen  meldet  eine  ver- 
einzelte Notiz  der  »Allg.  Zeitung",  es  sei  „auf  Grand  seiner  Zugehörigkeit 
wir  Schweiz"  vorläufig  von  den  Alliirten  besetzt  worden. 
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ihren  Schatz  an  gedeihen  lassen,  und  jene  Krisis  ward 
für  die  Neuenburger  minder  lästig  als  für  irgend  ein 
Volk  von  Europa.  Nichts  hatte  sich  in  euerer  Mitte 
verändert;  auch  jetzt  noch  ist  nichts  zu  verändern. 
Alle  Autoritäten  sind  bestätigt.  Sie  werden  die  Aus- 
übung ihrer  Amtspflichten  mit  dem  gleichen  Eifer  und 
mit  vollkommener  Sicherheit  fortsetzen.  Die  Generale 
der  alliirten  Armeen  haben  Befehl  erhalten,  mit  der 
grössten  Schonung  die  Bewohner  dieses  dem  Könige 
untergebenen  Landes  zu  behandeln.  Auf  der  andern 
Seite  werdet  ihr  euch  den  unausweichlichen  Lasten 
eines  Krieges  geziemend  unterziehen,  der  allen  Völkern 
Friede  und  eine  dauerhafte  Ruhe  sichern  kann. »  (Allg. 
Zeitung.  Nr.  39.) 

So  sehr  war  also  die  Achtung  vor  der  Eidgenossen- 
schaft durch  die  Periode  der  sogenannten  Mediation 
und  ihren  traurigen  Abschluss  gesunken,  dass  die 
wichtigsten  Dinge  in  ihrem  ehemaligen  Gebiete  ganz 
ohne  ihre  Begrüssung  sich  vollzogen  und  sie  selbst 
die  Bedingungen  ihrer  Fortexistenz  im  eigenen  Lande 
vor  den  Thüren  fremder  Monarchen  und  Minister  zu- 
sammensuchen musste.  Das  war  —  wir  müssen  es 
hier  noch  einmal  wiederholen  —  das  Endresultat  der 
vielgerühmten  napoleonischen  Vermittlungskunst.  —  . 

Wenn  einer  Nation  die  politischen  Ziele  abhanden 
gekommen  sind  und  ihr  ganzes  Denken  sich  nur  noch 
auf  die  Bequemlichkeit  des  materiellen  Daseins  richtet, 
dann  tritt  bei  dem  Volksindividuum  diejenige  Abnahme 
der  Kräfte  ein,  welche  mit  dem  Tode  endet.  Der 
Unterschied  zwischen  Gesammtkörper  und  einzelnem 
Menschen  besteht  in  diesem  Falle  nur  noch  darin,  dass 
auch  in  einem  derart  abnehmenden  Volke  immer  noch 
eine  Anzahl  von  lebenskräftigen  Individuen  sich  be- 
finden können,  durch  die  es  sich  im  günstigsten  Falle 
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zu  regeneriren  im  Stande  ist.  Wie  gross  dieser  Pro- 
zentsatz sein  muss,  das  bildet  leider  för  die  Statistik 
ein  unlösbares  Problem.  Wir  halten  unsererseits  dafür, 
diess  richte  sich  ilicht  bloss  nach  der  Anzahl,  sondern 
auch  nach  der  Reinheit  dieser  besseren  Elemente  und 
es  könne  unter  Umständen  selbst  die  Existenz  oder 
der  Abgang  eines  einzigen  Mannes  das  Schicksal  von 
Nationen  wenden.  Die  Geschichte  zwar  wird,  rück- 
wärts blickend  auf  abgelaufene  Perioden,  an  denen 
nichts  mehr  zu  ändern  ist,  dieselben  nach  dem  Durch- 
schnittszustand des  gesammten  Volkes  beurtheilen; 
für  die  Politik  hingegen,  die  aus  der  Geschichte 
lernen  will,  kommen  vorzugsweise  diese  lebenskräftigen 
Elemente  im  Volksganzen  in  Betracht ;  sie  allein  haben 
auch  in  der  langen  Regenerationsperiode  der  Eid- 
genossenschaft die  Erhaltung  und  Erneuerung  der- 
selben ermöglicht. 

Die  Todten  sollen  gegenseitig  ihre  Todten 
begraben.  Die  Lebendigen  müssen,  unbekümmert 
um  Vieles,  was  in  der  Tagesgeschichte  vorgeht,  die 
grossen   Ziele  ihres  historischen  Staates  verfolgen. 


HL  Der  erste  Verfassungsentwurf. 

Der  erste  Entwurf  zu  der  schweizerischen  Bundes- 
verfassung, welche  vom  7.  August  1815  bis  zum 
12.  September  1848  bestanden  hat,  war  das  Werk 
einer  Kommission  von  7  Mitgliedern1)  der  namenlosen 
Versammlung,  welche  einstweilen  seit  Aufhebung  der 
Mediationsakte  den  grösseren  Theil  der  Eidgenossen- 


>)  Nämlich  BeinhArd,  Beding,  Heer,  Salis-Stls,  Morell,  Wyss  nnd 
Pflster.  Der  Entwurf  nebst  einem  begleitenden  Berichte  findet  sieh  in  Bei- 
tag* A  zum  Abschiede   der  eidgenössischen  konstituirenden  Versammlung. 
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naeh  Vorschrift  eines  künftigen  Reglements,  ernannt  und  besoldet  wird. 
Der  Vorsteher  dieser  Kanzlei  führt  den  Namen  eines  Kanzlers  der  EM- 
Genossenschaft  nnd  Ist  dem  Bundespräsidenten  als  beständiger  Rath  zu- 
geordnet. 

%  34.  Alle  eidgenössischen  Konkordate  oder  Verkommnisse,  sowie 
die  Beschlüsse  der  Tagsatzungen  seit  dem  Jahre  1803,  die  den  Grundsätzen 
der  neuen  Bundesverfassung  nicht  entgegen  sind,  verbleiben  bis  zu  form- 
licher Abänderung  in  gesetzlicher  Kraft,  und  soll  die  Sammlung  derselben 
der  Tagsatzung  mit  möglichster  Beförderung  zur  Revision  vorgelegt 
werden. 

§  15.  Sowohl  die  Bundesverfassung  als  die  neu  revidirten  Kantonal- 
Verfassungen,  sobald  sie  unter  die  Nattonalgarantle  genommen  sind,  sollen 
in  das  gemeineidgenössische  Archiv  niedergelegt  werden.14 

Selbstverständlich  konnte  diese  Verfassung  nicht 
beschlossen  werden,  indem  die  konstituirende  Ver- 
sammlung in  Zürich  nicht  einmal  eine  Tagsatzung  im 
alteidgenössischen  Sinne,  geschweige  denn  ein  parla- 
mentarischer Körper  moderner  Art  war,  sondern  es 
mussten  die  Kantone  auf  dem  Wege  der  Verständi- 
gung dafür  gewonnen  werden.1)  Ebensowenig  aber 
hätten  die  eidgenössischen  Stände  damals,  selbst  im 
Falle  grösseren  gegenseitigen  Verständnisses,  als  es 
unter  ihnen  herrschte,  selbständig  einen  Bundes- 
verein gründen  können,  sondern  die  zu  ihrer  Auf- 
sicht bestellten  Minister  von  Oesterreich  und  Russ- 
land, der  Hofrath  von  Lebzeltern  und  der  Graf  Capo 
d'Istria,  hatten  Namens  der  gegen  Frankreich  alliirten 
europäischen  Mächte  das  Protektorat  über  die 
Eidgenossenschaft  inne,  welches  der  Hand  des  bis- 
herigen Schutzhemi  entsunken  war.  Ebenso,  wie 
Frankreich  seit  dem  Jahre  1798  alle  Verfassungen 
der  Schweiz  beeinflusst  und  die  letzte  von  1803 
geradezu  diktirt  hatte,  so  sollte  nun  nach  der  Intention 
der  Alliirten  die  Eidgenossenschaft  den  neuen  Bund 
nur  in  einer  Form  aufrichten,  die  dem  Interesse 
der    nunmehrigen    Grossmächte    Europas    entspreche. 


')  Das  Resultat  der  Berathungen,  welche  vom  5.  bis  zum  10.  Februar 
dauerten,  wurde  den  Ständen  von  Reinhard  mit  einem  Kreisschreiben  vom 
15.  Febrnar  mitgetheilt.  (Vgl.  Allg.  Ztg.  von  1814,  Beilage  23). 
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und  einen  Staat  bilden,  der  dauernd  unter  der  Aufsicht 
und  Protektion  derselben  sei. !)  Hätte  damals  nicht 
c  Rückkehr  zu  dem  historischen  Recht »  auf  der  Fahne 
der  Alliirten  gestanden,  so  möchte  das  Schicksal  der 
Schweiz  überhaupt  besiegelt  gewesen  sein;  so  aber 
mussten  sie  nothgedrungen  nicht  als  die  Zerstörer,  wie 
ihr  Gegner,  sondern  als  die  Wiederhersteller  und  Be- 
freier aller  Staaten  Europas  erscheinen.  Dieses  Pro- 
gramm ist  am  deutlichsten  ausgedrückt  in  einer  Er- 
klärung der  verbündeten  Mächte  von  Frei- 
burg den  21.  Dezember  1813,  welche  folgendermassen 
lautete : 

„Der  unaufhaltsame  Gang  eine«  Krieges,  über  dessen  Charakter  tind 
Zweck  anter  den  rechtlichen  nnd  aufgeklarten  Zeitgenossen  keine  Ver- 
schiedenheit der  Meinungen  mehr  obwaltet,  die  augenblickliche  Not- 
wendigkeit, den  bisher  errungenen  glücklichen  Resultaten  dieses  Krieges 
Bestand  nnd  Nachdruck  zu  geben,  und  der  Wunsch,  zu  dem  vorgesteckten 
Ziele,  einem  friedlichen  und  dauerhaften  Frieden,  durch  die  schnellsten  und 
kräftigsten  Mastregeln  zu  gelangen,  führten  die  Armeen  der  verbündeten 
Bouverains  an  die  schweizerischen  Grenzen  und  nöthigten  sie,  zur  Fort- 

l)  Der  eidgenössische  Landammann  hatte  zwar  zuerst  noch  versucht 
dasjenige  vorzuschlagen,  was  in  der  That  das  Sachgemässeste  gewesen 
wäre,  nämlich  bloss  aus  der  Mediationsverfassung  zu  entfernen,  was  an  den 
Einflnss  von  Frankreich  erinnerte.  Es  war  ihm  jedoch  nicht  gelungen,  die 
Vertreter  der  fremden  Machte  dahin  zu  verständigen,  nnd  der  Umschwung 
In  Bern,  der  zwar  nicht  durch  dieselben,  wohl  aber  mit  ihrer  stillschwei- 
genden Zulassung  geschah,  hatte  dann  vollends  jede  Möglichkeit  einer  Er- 
haltung der  Mediationsverfassung  beseitigt.  Die  wesentlichen  Belege  hiefür, 
die  Reinhard  zur  Ehre  gereichen,  sind  folgende : 

1.  Note  des  Landammanns  an  Lebzeltern: 

»A  Monsieur  le  Chevalier  de  Lebzeltern,  Conselller  auliqae  de  8.  M. 
l'Empereur  d'Autriche. 

Zürich,  le  27  de*cembre  1813. 

Le  Landammann  de  la  Suisse,  de  l'avis  des  d^putös  de  douze  cantons 
reanis  a  Zürich,  a  l'honneur  de  faire  a  Monsieur  le  Chevalier  de  Lebzeltern 
la  communication  suivante. 

Les  armöefl  autrichienncs  qui  traversent  le  territoire  suisse,  y  sont 
entrees  et  y  ont  ete"  recnes  en  amies ;  les  hautes  Coars  allläes  ont  donne* 
l'assurance  formelle  de  leur  bienveillance  et  de  leur  estime  ponr  la  Suisse; 
eiles  ont  promis  de  ne  point  s'immlscer  dans  ses  rapports  Interieurs. 

Cependant  tandia  que  la  de*claration  offizielle  reinise  le  SO  de>embre 
par  les  agena  aceräditäs  de  Leurs  Majeste*  Imperiales  est  prise  en  con- 
slderatlon  dans  tous  les  cantons.  et  an  moment  meme  oti  les  depute«  räunls 
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setzung  Ihrer  Operationen,  einen  Theil  des  schweizerischen  Gebiets  zu  be- 
treten. In  den  Augen  der  Welt  ist  es  vielleicht  zur  Rechtfertigung  dieses 
Schrittes  genug,  dass  er  mit  einem  anerkannt  gerechten  und  löblichen 
Unternehmen  im  noth wendigen  Zusammenhange  steht.  Und  doch  würden 
die  verbündeten  Souverains  selbst  diese  Rücksicht,  so  gross  auch  ihr  Ge- 
wicht ist,  nicht  für  hinreichend  halten,  wenn  die  Schweiz  sich  in  einer  Lage 
befände,  wo  sie  dem  Fortgange  ihrer  Waffen  eine  rechtmässige  und  ächte 
Neutralität  entgegenstellen  könnte.  Die  Schweiz  ist  aber  so  wenig  in  diesem 
Falle,  dass  das,  was  sie  heute  Ihre  Neutralität  nennt,  nach  allen  volker- 
rechtlichen Grundsätzen  als  unzulässig  und  nichtig  betrachtet  werden  darf. 
Das  Recht  eines  unabhängigen  Staates,  seine  Verhältnisse  gegen  die  benach- 
barten Staaten  nach  eigener  Einsicht  und  eigenem  Gutbefinden  zu  bestimmen, 
wird  von  den  verbündeten  Mächten  so  wenig  in  Zweifel  gesogen,  dass  viel- 


k  Zürich  deliberent  sur  la  Situation  acta  eile  de  la  patrie,  ils  apprennent  avec 
une  vive  donleur  des  evenemens  qul  compromettent  au  plus  haut  point  la 
tranquillite*  et  le  repos  de  la  8uisse. 

Le  Comte  de  Senfft-Pilsach  disant  agir  au  nom  des  augustes  raonarqo.es 
allies,  bien  qu'il  n  alt  point  legitime*  son  caractere.  a  proroque*  ä  Berne  une 
revolution  dans  le  gouvernement,  dont  les  effets  menacent  aossi  l'Argovie 
et  le  canton  de  Vaud,  separes  de  Berne  depuis  quinze  ans  et  existans  de- 
puis  onze  ans  comme  Etats  indäpendans  de  la  Confederation  suisse. 

Le  gouvernement  nouvellement  Institut  ä  Berne  veut  reunlr  par  une 
proclamation  ces  deux  pays  k  son  territoire;  il  y  a  ete*  formellement  invite 
par  le  Comte  de  Senfft,  dont  les  declarations  reftörees  annoncent  encorc 
d'autres  changemens  dans  Tinterieur  de  la  Suisse. 

Apres  avoir  perdu  sa  neutralite,  le  bien  le  plus  precieux  ponr  ce  pays 
etait  la  tranquillite*  interleure  et  1'unton  entre  les  cantons.  On  sent  parfaite- 
ment  que  de  l'titat  actuel  des  chosca  nalssent  des  rapporti  politiques  nouveaux, 
qu'il  en  resultera  des  changemens  dans  le  regime  constitutionnel:  mafs  la 
Suisse  de  man  de  de  pouvoir  deliberer  sur  ces  grands  objets  en  nation  indepen- 
dante  dont  la  Constitution  doit  etre  l'oeuvre  d'une  möditation  libre  et  appro- 
fondie.  En  ötant  du  pacte  federal  actuel  ce  qui  dans  la  forme  et  dans  le 
fond  rappeile  l'inflncnce  etrangere  que  los  Cour 8  alliees  avaient  en  vue  de 
detruire,  la  Suisse  aura  satisfait  k  leur  attente;  en  conservant  ce  qui  dana 
les  bases  du  meine  pacte  lui  parait  convenable,  juste  et  necessaire  au  main- 
tien  de  la  paix  et  de  la  concorde  entre  les  cantons.  eile  aura  exerce*  le  pri- 
vile'ge  le  plus  Incontestable  d'une  nation  libre. 

La  Suisse  ne  saurait  croire  que  les  puissances  alliees  venillent  la  faire 
passer  une  seconde  fois  par  la  cruelle  e*preuve  des  revolutlons;  tel  serait 
eependant  son  «ort  si  les  Operations  du  Comte  de  Senfft-Pilsach  obtenaient 
Tapprobatlon  des  augustes  monarques,  car  le  passage  vers  nn  ordre  futur 
ne  peut  devenir  regulier  que  par  la  conservation  provlsoire  de  ce  qui 
existc. 

Le  Landanimann  de  la  Suisse,  intimement  convaineu  que  le  projet  de 
faire  rentrer  apres  un  Intervalle  de  quinze  ans  l'Argovie  et  le  PayB  de  Vaud 
sous  la  dorn 'nation  de  la  ville  de  Berne,  ne  pourrait  s'effectner  sans  des 
dechiremens  funestes;  que  la  tranquillite  et  le  bonheur  de  la  Suisse  des  k 
präsent  et  a  l'avenir  seralent  compromis  par  cettc  reunton  foree*e,  depourvue 
de  toute  garantie  nationale,  demande  k  Monsieur  le  Chevalier  de  Lebzeltern 
de  vouloir  bien  interposer  le  plus  promptement  possible  ses  bons  ofiices  pour 
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mehr  die  Sicherstellung  dieses  Rechtes  einer  der  Hauptgegenstände  ist,  für 
welche  sie  kämpfen.  Auch  der  kleinste  Staat,  so  lange  er  nur  unabhängiger 
Entsehllessungen  fähig  ist,  darf  in  der  Wahl  seiner  politischen  Massregeln 
nicht  gewaltsam  beschränkt  werden ;  und  wenn  er  in  einein  Streite  zwischen 
mächtigem  Nachbarn  sein  Gebiet  für  neutral  erklärt  hat,  würde  jede  Ver- 
letzung desselben  eine  widerrechtliche  Handlung  sein.  Wahre  Neutralität 
aber  kann  ohne  den  Besitz  wahrer  Unabhängigkeit  nicht  bestehen.  Die  an- 
gebliche Neutralität  eines  von  fremdem  Willen  nich  t  bloss  zufällig  geleiteten 
sondern  regelmässig  beherrschten  Staates  ist  für  ihn  selbst  ein  Wort  ohne 
Bedeutung,  für  seine  Nachbarn  ein  zweischneidiges  Schwert,  und  nur  für 
den,  dessen  Fesseln  er  trägt,  ein  sicherer  Vortheil  Über  seine  Gegner,  und 
ein  sicheres  Beförderungsmittel  seiner  Pläne.  Wenn  daher  in  einem  Kriege, 
der  ausdrücklich  und  einzig  darauf  gerichtet  ist,  einer  verderblichen  Ueber- 
macht  Grenzen  zu  setzen,  jene  unächte  Neutralität  ein  Bollwerk  für  diese 
Uebermaeht,  und  ein  Hindemiss  für  die  Verfechter  einer  bessern  Ordnung 
der  Dinge  wird,  so  darf  sie  eben  so  wenig  bestehen,  als  der  Hauptstamm 
des  Uebels  selbst,  dem  sie  zum  Schirm  und  zur  Verteidigung  dient. 

Dass  diese  das  Verhältniss  ist,  in  welchem  sich  gegenwärtig  die  Schweiz, 
wenn  die  von  ihrer  Bundesregierung  beschlossene  Neutralität  aufrecht  er- 


qu'll  soit  sursis  ä  l'execution  des  mesures  cl-dessus,  qul  menacent  la  Suisse 
du  malhenr  des  dissentions  clvlles. 

Le  Landammann  prie  Monsieur  le  Chevalier  de  Lebzeltern  de  recevoir 
l'assurance  de  sa  haute  consideration." 

S.  Abschied  der  eidgen.  Versammlung  vom  27.  Dezember  1813 
bis  11.  Februar  1811,  pag.  32: 

„Bei  Vorlegung  der  vorstehenden  Akten  (d.  h.  der  am  27.  Dezember 
1^13  an  den  Fürsten  Schwarzenberg,  Generalissimus  der  österreichischen 
Armee,  und  an  den  Ritter  v.  Lebzeltern  abgesendeten  Noten)  eröffnete  der 
Hr.  Landammann  in  der  am  29.  Christmonat  Vormittags  von  den  Abgesandten 
der  alten  Orte  abgehaltenen  Sitzung:  Hr.  Ritter  v.  Lebzeltern  habe  ihm 
über  den  Inhalt  der  an  denselben  gerichteten  Note  einige  Bemerkungen 
gemacht,  zwar  nicht  in  der  Absicht,  das  Einschreiten  des  Grafen  Senfft 
von  Pllsach  und  die  raschen  Beschlüsse  der  neuen  Regierungsbehörde  von 
Bern  in  Schutz  zu  nehmen,  sondern  hauptsächlich  desBwcgen,  weil  gedachte 
Kote  die  provisorische  Beibehaltung  der  jetzigen  Ordnung  der  Dinge  und 
der  wirklich  aufgestellten  Behörden  als  nothwendlge  Bedingung  eines 
rahigen  und  regelmässigen  Uebergangs  zu  einer  neuen  Bundesverfassung 
darstelle,  hiermit  den  Antrag  zur  Bestätigung  des  medlationsmä&slgen 
Standes  der  Dinge  für  längere  oder  kürzere  Zeit  enthalte,  wo  hingegen  die 
bestimmte  Absicht  der  hohen  alliirten  Mächte  dahin  gehe,  dass  die  Ver- 
mittlungsakte  als  das  Werk  fremder  Willkür  und  Gewalt  gänzlich  auf- 
gehoben und  die  nach  eben  dieser  Verfassung  eingerichteten  obrigkeitliehen 
Stellen  als  nicht  mehr  bestehend  angeschen  werden/ 

Hatte  der  Landammann  etwas  mehr  Energie  besessen,  die  freilich  durch 
den  Bruch  der  Neutralität  gänzlich  gelähmt  war,  so  hatte  er  vielleicht  trotz- 
dem nicht  bloss  eine  formlose  Konferenz,  sondern  eine  ausserordentliche 
Tagsatzung  der  Mediationsverfassung  einberufen  und  damit  Vielem  vor- 
beugen können.  S  o  hingegen  war  die  Aufhebung  der  Verfassung  Im  Prinzip 
schon  durch  den  eidgenössischen  Vorsteher  selbst  entschieden.  Von  da 
ab  regierten    eigentlich   Lcbzeltern    und    Capo    d'Istria  die 
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halten  werden  sollte,  gegen  Frankreich  auf  einer  Seite,  und  gegen  die  für 
die  europäische  Freiheit  bewaffneten  Souverains  auf  der  andern  befinden 
würde,  ist  eine  Wahrheit,  die  Niemand  bezweifeln  kann.  Die  Geschichte 
dieses  in  geographischer,  militärischer,  politischer,  moralischer  Rücksicht 
so  wichtigen  Landes,  das  viele  Jahrhunderte  hindurch  in  ursprünglicher 
Reinheit  und  Schönheit,  eine  Zierde  von  Europa,  geblüht  hatte,  stellt  in  den 
letzten  fünfzehn  Jahren  nichts  als  eine  lange  Reihe  von  Gewalttaten  dar, 
vermöge  welcher  die  Beherrscher  des  revolutionlrten  Frankreichs  seine 
ehrwürdige  Verfassung  gestürzt,  seine  Freiheit  und  seinen  Wohlstand  unter- 
graben, seine  ruhigen  Bürger,  einen  gegen  den  andern,  in  unselige  Fehden 
verwickelt,  seine  mühsam  gesammelten  Schatte  geplündert,  sein  Gebiet  von 
allen  Seiten  zerrissen,  und  seine  heiligsten  Rechte  unter  die  Füsse  ge- 
treten haben. 

Nachdem  die  Schweiz  jede  Art  von  Elend  und  Schmach,  welche  die 
Grausamkeit  ihrer  Unterdrücker  zu  erfinden  vermochte,  erfahren,  nachdem 
sie  mit  ihren  westlichen  und  südlichen  Grenzprovlnzen  jede  Schutzwehr 
ihrer  Unabhängigkeit  gegen  Frankreich,  und  mit  ihren  Gesetzen,  ihren 


Schweiz  Namens  der  Allllrten  und  es  wurden  ihnen  auch  alle  wesent- 
lichen Beschlüsse,  u.  A.  der  vom  29.  Dezember  1818,  offiziell  zur  Kennt- 
niss  gebracht.    (Vgl.  Abschied  der  eidg.  Versammlung,  pag.  34.) 

Ueber    die    Persönlichkeiten    dieser    beiden    „Vögte*    der 
Eidgenossenschaft,  die  historischer  sind  als  Gessler  und  Landenberg, 
Ist   Folgendes  beizufügen:    Der  österreichische  Hofrath   Louis  v.    Leb- 
reitern ist  nur  vorübergehend  in  dieser  Periode  vom  November  1818  bis 
zum  April  1814  in  der  Weltgeschichte  hervorgetreten.  Am  21.  April  verlies» 
er  die  Schweiz,  um  den  diplomatischen  Posten  bei  der  wiederhergestellten 
päpstlichen  Regierung  In  Rom  anzutreten,  und  an  seine  Stelle  trat  der  ei- 
gentliche Gesandte  Oesterreichs  in  der  Schweiz,  Baron  von  Schraut.  der 
nun   von  Bern  nach  Zürich  übersiedelte.    Nachher  war  Lebzeltern   sehr 
lange  der  Vertreter  Oesterreichs  in  Neapel.  —  Eine  weit  interessantere 
Erscheinung  war   der  russische   Bevollmächtigte,  Graf  Johann  Anton 
Capo  d' Istria,  ein  Grieche  aus  den  jonischen  Inseln,  der  von  1809—1822 
im  russischen  Staatsdienste,  zuletzt  als  Minister  des  Auswärtigen,  stand. 
Er  verHess  seinen  Posten  in  der  Schweiz  am  27.  September  1815,  um  bei  dem 
Wiener-Kongresse  thätlg  zu  sein,  und  wurde  durch  Paul  v.  Krüdener  ersetzt. 
Er  war  nachmals  auch  am  Wiener-  und  Pariser-Kongress  ein  aufrichtiger, 
wohlwollender  Freund  der  Eidgenossenschaft,  wozu  allerdings  die  ihm  be- 
kannte Gesinnung  seines  Herrn  auch  Manches  beitragen  mochte.   Von  Genf 
erhielt  er    in  Folge  seiner  besonderen  Bemühungen  für  die  Arrondlrung 
dieses  Kantons  das  Bürgerrecht  und  wohnte  seit  1822  eine  Zeit  lang  da- 
selbst, als  thätiger  Agent  für  den  Aufstand  der  Griechen  gegen  die  türkische 
Herrschaft.    Im  Jahre  l«27  wurde  er  Infolge  dessen  zum  Präsidenten  des 
neuen  griechischen  Staates  erwählt,  verfeindete  sich  jedoch  bald  mit  der 
mächtigen  Partei  der  Mainoten  und  wurde  am  9.  Oktober  1831,  in  seinem  fünf- 
undsechzigsten Altersjahre,  zu  Nauplia  in  der  Kirche  des  h.  Spyridion  von 
Constantin  und  Georg  Mauromlchalls  durch  einen  Schuss  und  Dolchstoss 
ermordet.    In  diesem  Ende  sowohl,  wie  in  seinem  Verhältniss  zur  Schweiz 
und  Genf  insbesondere,  und  in  seinem  Einfiuss  auf  unsere  Verfassung  hat  er 
Aehnlichkeit  mit  Professor  Rossi;  beide  Persönlichkeiten  würden  sich  sehr 
zu   einer   eingehenderen   Darstellung    vom    schweizerischen    verfassungs- 
geschichtlichen  Standpunkte  eignen. 
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Gütern,  ihren  Nationalanstalten,  dem  Selbstgefühl  und  der  Eintracht  ihrer 
Bewohner,  jede  Kraft  zum  Widerstände  verloren  hatte,  wurde  thr  endlich 
i.  J.  1809,  anter  dem  unbestimmten,  unerklärten,  kaum  einer  Erklärung  fähigen 
Titel  einer  sogenannten  Mediationsakte,  eine  Reglerungsform  anfgedrungen, 
die  Ihren  Drangsalen  ein  Ziel  zu  setzen  vorgab,  in  der  That  aber,  da  sie 
ihre  politische  Nichtigkeit  vollendete  und  besiegelte,  nur  grössern  Uebeln 
für  die  Zukunft  den  Weg  bahnte,  und  ohne  die  jetzt  eingetretene  glück- 
liche Wendung  der  Umstände,  früher  oder  später  ihren  gänzlichen  Unter- 
gang herbeigeführt  haben  würde. 

Diese  Begier ungsform  war  ausschl  lessend  darauf  berechnet,  der  fran- 
zösischen Herrschaft  über  die  Schweiz,  die  bis  danin  nur  mit  regelloser, 
oft  frevelhafter  Willkür  ausgeübt  ward,  eine  feste  und  bleibende  Gestalt 
und  einen  Anstrich  von  Gesetzmässigkeit  zu  geben.  Der  Erfolg  hat  der 
Abeicht  entsprochen.  Unter  den  Stürmen,  die  in  den  vergangenen  10  Jahren 
Europa  verheerten,  hat  die  Schweiz  den  Schatten  innerer  Ruhe,  den  sie 
genoss,  nur  durch  unbedingte  Ergebung  in  Frankreichs  allmächtigen  Willen 
erkauft.  Was  sie  an  Kräften  und  Mitteln  noch  gerettet  haben  mochte,  musste 
Frankreichs  Dienste  gewidmet  werden:  ein  Wink  des  französischen  Kaisers 
war  Gesetz  für  sie,  kein  anderer  benachbarter  Staat  durfte  auf  irgend  eine  Ver- 
günstigung rechnen,  wenn  die  Besorgniss,  Frankreich  zu  missfallen,  im 
Wege  stand.  Kein  Widerspruch  gegen  die  Forderungen  dieser  Macht  auch 
dann  nicht,  wenn  sie,  wie  bei  den  Handelsverboten,  die  ersten  Nahrnngs- 
quellen  des  Landes  verstopften;  keine  Maassregel,  die  dem  Einflüsse  des 
fremden  Gebieters  auch  nur  In  Nebensachen  Schranken  gesetzt  hätte,  keine 
laute  Klage,  keine  öffentliche  Aeusserung  des  gerechtesten  Unwillens  war 
verstattet.  Ohne  der  Persönlichkeit  der  Männer,  die  unter  so  drückenden 
Verhältnissen  an  der  Verwaltung  der  Staatsge schatte  Theil  hatten,  zu  nahe 
zu  treten,  ihr  Verfahren  mit  unbilliger  Strenge  beurtheilen,  auf  ihre  Be- 
wegungsgründe ein  falsches  Licht  werfen  oder  ihren  Patriotismus  bezweifeln 
zu  wollen,  ist  es  erlaubt,  als  Thatsache  zu  behaupten,  was  ganz  Europa  ge- 
sehen und  gewnsst  hat,  dass  die  Schweiz,  unter  der  ihr  vorgeschriebenen 
Verfassung,  wenn  gleich  dem  Namen  nach  ein  abgesonderter  Körper,  doch 
in  Jeder  wesentlichen  Rücksicht  ein  untergeordneter  und  abhängiger  Staat, 
und  mit  einem  geringen  Ueberrest  eigentümlicher  Gerechtsamen  und  Formen, 
eine  Provinz  des  franz.  Reiches  war.  Unter  solchen  Umständen  muss  noth- 
wendig  jede  von  der  helvetischen  Bundesregierung  ergriffene  politische 
Massregel,  wie  sie  auch  unmittelbar  entstanden  sein  mag,  den  Stempel  jenes 
fremden  Oberherrn  tragen,  von  welchem  sie  ihre  ursprüngliche  Impulsion 
and  Richtung  empfängt  Eine  Neutralitätserklärung,  aus  diesem  Boden 
entsprossen,  verliert  allen  rechtlichen  Anspruch  auf  den  Namen,  mit  welchem 
sie  sich  schmückt  In  Bezug  auf  die  präponderirende  Macht  ist  sie.  zu  einer 
Zeit  wo  diese  bedrängt  wird,  eine  Gunst  von  grösserem  Belang,  als  förm- 
liche Theilnahme  an  ihren  Operationen:  denn  dass  sie  nur,  so  lange  diese 
Macht  Vorthell  davon  zieht,  geduldet,  im  entgegengesetzten  Falle  aber  eben 
so  leicht  und  schnell  vernichtet  werden  wird,  als  sie  geschaffen  wurde 
ergtebt  sich  ohne  alle  weitere  Auseinandersetzung  von  selbst  In  Bezug 
auf  die  Mächte,  welche  den  Zerrüttungen  und  Leiden  der  Welt  ein  Ziel 
setzen  wollen,  ist  sie  nichts  als  ein  übel  verstandener  Versuch,  den  Lauf 
der  wohlthätigsten  und  preiswürdigsten  Unternehmung  zu  hemmen,  und  In- 
sofern ein  feindseliger  Schritt,  nicht  bloss  gegen  die  verbündeten  Souveralns, 
sondern  gegen  das  Interesse,  die  Bedürfhisse,  die  heissen  Wünsche,  die  sehn- 
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suchtsvollen  Erwartungen  der  gesammten  europäischen  Menschheit.  In  Be- 
eng auf  die  8chwelz  selbst  Ist  der  beste  Sinn,  den  man  ihr  beilegen  kann, 
der,  dass  zur  Vermeidung  einer  vorübergehenden  Last  und  einiger  augen- 
blicklichen Aufopferungen,  die  bisherige  politische  Lage  des  Landes  auf- 
recht erhalten,  d.  h.  die  Schweiz  zur  fortdauernden  Entbehrung  alles 
dessen,  was  ihr  am  theuersten  sein  muss.  zur  immerwährenden  Unmündig- 
keit und  zur  immerwährenden  Knechtschaft  verdammt  werden  soll.  In 
diesem  Lichte  erscheint  die  Neutralitätsakte,  selbst  unter  der  durch  nichts 
gerechtfertigten  Voraussetzung,  dass  die  Schweiz  sich  dem  ßeschluss  der 
Züricher  Tagsatzung  blindlings  unterwerfen,  und  über  eine  Massregel  von 
so  zweideutigem  Gehalt  unter  den  Oberhäuptern  aller  einzelnen  Kantone 
nur  e  i  n  Sinn  und  eine  Stimme  obwalten  wird.  Der  alte  schweizerische 
Nationalcharakter  müsste  aber  Dis  auf  die  letzte  Spur  vertilgt  sein,  wenn 
eine  solche  Einstimmung  stattfinden  sollte,  und  die  Neutralitätsakte  verliert 
vollends  alles  gesetzliche  Ansehen,  wenn  die  Autoritäten,  von  denen  sie 
aufrecht  erhalten  und  vollzogen  werden  muss,  ihr  den  Beitritt  versagen. 

Bei  einer  so  unregelmässig  entstandenen  und  so  locker,  zusammenge- 
fügten Verfassung,  wie  die,  welche  die  franz.  Mediationsakte  über  die  Schweiz 
verhängt  hat,  würde  der  Widerspruch  einzelner  Kantone,  in  einer  Ange- 
legenheit von  so  grossem  Gewicht,  sogar  als  ein  unmittelbarer  Schritt  zur 
faktischen  Auflösung  der  ganzen  ßnndeskonstitution  betrachtet  werden 
müssen.  Denn  von  dem  Augenblick  an,  da  die  zuvor  selbständigen,  durch 
diese  Konstitution  jetzt  allein  aneinander  geknüpften  Staaten  sich  berech- 
tiget und  stark  genug  glauben,  gegen  die  Beschlüsse  der  Tagsatzung  zu 
protestiren,  ist  das  von  Frankreich  gestiftete  Förderativband  zerrissen,  und 
welchen  Werth  auch  die  darauf  gegründete  Verfassung  in  der  Schätzung 
fremder  Mächte  bisher  gehabt  haben  mochte,  ihre  Kraft  und  Gültigkeit  ist 
dahin,  sobald  sie,  von  ihren  eigenen  Bundesgenossen  verlassen,  keinen  aner- 
kannten Vereinigungspunkt  mehr  darbietet  und  gleichsam  in  die  Elemente 
zurückfallt,  aus  welchen  eine  fremde  Hand  sie  willkürlich  und  eigen- 
mächtig gebildet  hatte.  In  diesem  Falle  haben  die  verbündeten  Souveräns 
ohnehin  das  unbestreitbare  Recht,  sich  auf  die  Seite  zu  neigen,  wo  Ueber- 
elnstlmmung  mit  ihren  Grundsätzen  und  Absichten  am  wahrscheinlichsten 
erwartet  werden  darf;  und  niemand  würde  unbillig  genug  sein,  zu  verlangen, 
dass  sie  aus  unzeitiger  Schonung  für  Formen  und  Beschlüsse,  die  nur  noch 
in  de  n  Augen  ihrer  Gegner  einen  Werth  hätten,  das  Interesse  der  achtnngs- 
würdigen  Parthey  —  schon  jetzt  der  grossen  Mehrzahl  im  Lande  —  die  die 
Fesseln  fremder  Oberherrschaft  gebrochen,  die  alte  Freiheit  gerettet  sehen 
will,  vernachlässigen  oder  preisgeben  sollten.  Die  verbündeten  Souveräns 
betrachten  den  Einmarsch  ihrer  Truppen  in  die  Schweiz  nicht  bloss  als 
eine  von  dem  allgemeinen  Operationsplan  unzertrennliche  Massregel, 
sondern  zugleich  als  Vorbereitung  zu  Schritten,  durch  welche  das  Schicksal 
dieses  interessanten  Landes  selbst  für  die  Zukunft  bestimmt  werden  muss. 
Ihr  Zweck  ist,  der  Schweiz  in  Ansehung  ihrer  auswärtigen  Verhältnisse 
dieselbe  freie  und  vorteilhafte  Stellung  zu  sichern,  in  welcher  sie  sich  vor 
den  Revolutionsstürmen  befand.  Die  vollkommenste  Unabhängigkeit  dieses 
Landes,  die  erste  Bedingung  seiner  eigenen  glücklichen  Existenz,  ist  zu 
gleicher  Zeit  eines  der  ersten  politischen  Bedürfnisse  des  ganzen  europäischen 
Staaten  Vereins.  Mit  ihr  ist  aber  der  gegenwärtige  Zustand  der  Dinge,  in 
welchem  die  Schweiz  aus  einem  freien  Verein  für  sich  selbst  bestehender 
Republiken  zu  einem  ohnmächtigen,  leidenden  Werkzeuge  franz.  Herrschaft 
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herabgewürdigt  war,  durchaus  unverträglich.  Wenn  diesem  Vebel  gründ- 
lich abgeholfen,  wenn  die  Integrität  des  schweizerischen  Gebiets  in  seinen 
alten  Grunzen  auf  allen  Seiten  wieder  hergestellt,  und  die  Schweiz  in  eine 
Lage  versetzt  sein  wird,  die  es  ihr  möglich  macht,  die  Grundlagen  ihres 
künftigen  Föderativsystems  in  der  von  ihr  selbst  zu  wählenden  Form,  ohne 
alle  Rücksicht  auf  fremden  Einfluss  anzuordnen  —  dann  werden  die  ver- 
büDdeten  Machte  ihr  Werk  als  vollendet  betrachten.  Die  Innere  Verfassung 
und  Gesetzgebung  der  einzelnen  Kantone  und  die  Bestimmung  ihrer  wechsel- 
seitigen Verhältnisse  ist  eine  reine  Nationalangelegenheit  der  Schweizer, 
die  ihrer  eigenen  Gerechtigkeit  und  Weisheit  mit  vollkommenem  Vertrauen 
überlassen  werden  muss.  Von  diesen  Gesinnungen  beseelt,  erklären  die  ver- 
bündeten Souverains,  dass  sie,  sobald  der  Zeitpunkt  allgemeiner  Friedens* 
Unterhandlungen  eingetreten  sein  wird,  dem  Interesse  der  schweizerischen 
Naüon  ihre  ganze  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  widmen  und  keinen  Frieden 
als  genogthuend  betrachten  werden,  in  welchem  nicht  der  künftige  politische 
Ztstand  der  8chweiz  nach  den  hier  ausgesprochenen  Grundsätzen  regullrt, 
auf  alle  Zeiten  gesichert,  und  von  allen  europäischen  Mächten  ausdrücklich 
anerkannt  und  verbürgt  wäre/ 

Demgemäss  verlangten  nun  die  Regierungskommis- 
säre der  Alliirten,  wie  wir  sie  ihrem  Wesen  nach  be- 
zeichnen müssen,  Einsichtnahme  von  dem  Verfassungs- 
entwürfe1) und  gaben  hierauf  am  6.  Februar  eine  Reihe 
von  « Observations »  ein,  welche,  neben  dem  Entwürfe 
selbst,  als  Grundlage  für  die  Verhandlungen  der  eidg. 
Versammlung  gedient  haben.    Sie  lauten: 

„Observations  sur  le  projet  de  Constitution  föderale. 

Le  rätabllssement  des  anciennes  frontleres  de  la  Snisse,  les  decislona 
definitives  relativement  au  Frlckthal,  les  pre'tentions  des  divers  cantons,  les 
rapporto  qni  peuvent  ßtre  ätablls  entre  Geneve,  la  Valtelline,  Neuch&tel,  le 
Valais  et  la  Confe'de'ration  helvätique,  sont  des  objets  sur  lesquels  la  Suisse 
ne  pent  actuellement  stataer,  mais  qui  neanmoins  doivent  Stre  rlglea  dans 
son  pacte  föderal. 

Cette  Observation  s'appllque  egalement  aux  rapports  interieurs  de  la 
Suisse,  alnsi  qu'ä  ses  rapports  exterieurs. 

')  Die  bezügliche  Note  von  Lebzeltern  lautet  deutlich  genug: 

„A  Son  Excellence  Monsieur  de  Reinhard. 

Zürich,  le  4.  fevrier  1814. 
Monsieur  le  Landamann, 

Avant  appris  que  le  travail  de  la  Commlssion  relatif  au  pacte  fedäral 
est  terminö,  et  que  Votre  Excellence  dolt  aujourd'hui  le  präsenter  k  la 
delibe>ation  de  la  Dlete,  nous  la  prions,  Monsieur  le  Comte  de  Capodistrla 
et  raoi,  de  vouloir  blen  nous  en  donner  une  communication  confldentielle. 

Cet  onvrage  devant  fixer  les  bases  des  relations  futures  de  la  Suisse, 
est  trop  important  et  pour  cet  Etat  et  pour  les  Pulssances,  pour  que  nous  ne 
ftoyons  pas  appeles  a  y  vouer  un  intäret  profond  et  direct.  Nous  däsirerlons 
meine  que  cette  communication  prlc6d&t  les  ultftrieurea  de'libe'rations  de 
rAtsemblee.44 
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Le  pacte  föderal  doit.  d'un  e6t6,  rallier  et  tdentifier  les  Interöte  Baisse», 
et,  de  l'autre,  Stre  reconnu  et  garanti  par  les  souveralns  alli6s. 

Le  proJet  qul  ra  etre  porte*  a  la  connalssance  et  dlscussion  des  divers 
cantons,  parait  ne  point  repondre  entierement  a  ces  deux  objets. 

En  partant  de  cette  Observation,  il  serait  peat-dtre  essentiel  de  con- 
sacrer  un  artlcle  de  projet  ä  la  röserve  suivante : 

Des  qne  la  Suisse  aura  connn,  par  une  suite  de  la  paix  genormte, 
l'ätendue  de  see  frontleres  et  l'ensemble  de  ses  relations  föderales,  son  gou- 
vernement  convoqaera  nne  Diete  extraordinaire  ä  l'effet: 

1)  De  procäder  d£nnltivement  a  l'organlsation  des  rapports  ftfderanx 
avec  la  Baisse,  des  difftfrents  pays  qnl  par  la  muntficence  des  Allles  lui 
seront  rendus  ou  ajontes. 

2)  De  procäder  ä  des  rectifications  de  limltes  en  faveur  des  cantons 
qui  a  l'äpoque  de  la  revolntlon  ont  va  se  de*taeher  des  porttons  de  lenr  an- 
cien  territoire. 

3)  D'apporter  an  pacte  fe*de>al,  en  consequence  de  ces  nouvelles  eom- 
binaisons,  les  modificattons  necessalres,  bien  entendu  que  ces  modiflcations 
ne  porteront  atteinte  ni  aux  bases  du  pacte  föderal  actnel  nl  a  l'exlstence 
des  nouveanx  cantons. 

L'article  13  du  projet  laisse  a  de*sirer  une  d  6c  La  Ion  par  rapport  k  la 
maniere  de  compter  les  votes.  II  Importe  bien  moins  de  procnrer  a  cbaque 
canton  une  egaltte*  d'influence  relative  proportionnee  a  sa  population,  que 
de  statuer  une  röpartitlou  de  votes  qui  e'tablisse  une  balance  approximative 
entre  les  deux  rellgions,  et  qui  ecarte  en  in€me  temps  tont  motif  de  mäfiance 
chez  les  cantons  les  plus  anciens  de  la  Suisse. 

D'apres  cette  consideration,  il  est  ä  espCrer  que  l'Assemblee  des  d&- 
putäs  se  ralliera  k  l'opinion  qnl  accorde  seulement  nn  double  vote  aux  deux 
cantons  les  plus  populeux. 

Dans  l'organlsation  du  gonvernement  föderal  on  observe  qne  le  projet 
de  Constitution  met  la  garantie  du  Systeme  politique  de  la  Suisse  dans  la 
responsabilite*  morale  du  canton  de  Zürich. 

Ponr  reprodutre  cette  aneienne  et  respeetable  Institution  de  maniere 
a  ce  qn'elle  soit  satiafalsante  ponr  les  cantons  qni  se  trouvent  uialheureuae- 
ment  placäs  dans  nne  fausse  attitude  envers  la  Suisse,  antant  en  vue  de  lenr 
6ter  tout  motif  ou  pre*texte  ultärieur  d'eloignement,  que  de  donner  an  projet 
de  pacte  föderal  un  caractere  d'impartialite,  propre  k  inspirer  la  eonnanee 
de  tous  et  k  mdrlter  l'agräment  des  souveralns  alllös,  il  seralt  a  düstrer 
qu'on  adoptät  les  modiflcations  suivantes: 

Quant  a  l'organisation  du  gouvernement  fedöral. 

En  conservant  au  canton  de  Zurieb  les  fonetions  dlrectoriales,  il  serait 
Juste,  ou  de  lui  donner  un  chef  ad  hoc  choisi  par  la  Diete  tous  les  deux  on 
troiB  ans.  et  lui  laisse r  pour  Conseil  le  Conseil  d'Etat  du  canton  de  Zürich, 
ou,  en  reconnaiBsant  pour  cbef  de  la  Confe*de*ration  le  Bourgmestre  en  Charge 
de  ce  canton,  l'entourer  d'un  Conseil  nommö  par  la  Diete  dans  son  sein. 

D  parait  que  le  titre  de  Landammann  de  la  Suisse  conviendrait  mienx 
ä  ce  chef. 

On  observe  en  general  que  les  Conseillers  dans  Tun  et  l'autre  cas  de~ 
vraient  etre  rödults  au  moindre  nombre  possible  lorsqu'il  s'aglrait  de  rela. 
tions  exte*rieures  diplomatiques  qui  ne  seralent  point  d'une  nature  dllibera- 
tlve,  ou  d'affaires  qui  ne  seralent  point  arrivees  au  degre  de  maturite*  süffi- 
sante pour  etre  portees  k  la  Diete. 
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Quant  a  la  chancellerle  du  gouvernement. 
11  serait  a  desirer  que  le  projet  prgcis&t  la  questlon  de  maniere  a  ne 
point  donner  Heu  a  l'ide*e  quMl  existerait  constitutlonnellement  des  emplois 
perpe*tuels  dans  la  Confe'de'ration.14 

Die  Verhandlungen  über  den  ersten  Ver- 
fassungsentwurf, vom  5.  bis  10.  Februar,  sind  ohne 
historische  Bedeutung.  Es  fehlt  ihnen  auch  jeder  höhere 
Schwung  des  Geistes,  wie  er  zu  einem  Verfassungs- 
werke erforderlich  ist. 

Die  Stände,  die  daran  Theil  nahmen,  dachten  jeder 
zunächst  an  sein  eigenes  Interesse;  wichtige  Glieder 
des  Bundes,  wie  Bern,  Freiburg  und  Solothurn, 
bildeten  einen  Sonderbund,  der  zur  Seite  stand,  ohne 
an  den  Berathungen  Theil  zu  nehmen;  andere,  wie 
besonders  Waadt  und  Aargau,  waren  präoccupirt 
von  dem  Gedanken,  sich  für  ihre  bedrohte  Selbständig- 
keit zu  wehren  und  für  dieselbe  alle  nur  denkbaren 
Garantien  zu  suchen.  Wieder  andere  versuchten,  ihre 
Beistimmung  zu  verkaufen;  so  beispielsweise  Zug, 
welches  am  4.  Februar  folgende  Note  einreichte,  welche 
den  Geist,  der  damals  herrschte,  besonders  deutlich 
zeigt: 

„Dl*  Gesandtschaft  des  Kantons  Zu g  hat.  in  näherer  Würdigung  der 
angehörten  Vorschläge,  das  Ansuchen  gemacht,  es  möchten  mit  denselben 
zugleich  Winke  über  eine  billige  Bestimmung  der  künftigen  Kantonalgrenzen 
verbunden  werden.  Selbige  Hess  dann,  aus  Auftrag  ihrer  Regierung,  fol- 
gende Note,  die  Ansprache  auf  die  Vereinigung  der  aargauischen  Freien 
Aemter  mit  dem  Kanton  Zug  enthaltend,  vorlesen: 

„Der  Kanton  Zug,  einer  der  acht  alten  Orte,  weitaus  der  kleinste  unter 
allen,  war  von  jeher  In  enge  Grenzen  eingeengt.  Dless  hinderte  aber  keines- 
wegs, dass  derselbe  nicht  immer  eine  rühmliche  Stelle  unter  seinen  grössern 
Mitstanden  behaupten  konnte.  Die  Kleinheit  an  eigenem  Kantonsgebiet 
wurde  ihm  eben  so  wenig  fühlbar  als  drückend,  weil  er  in  den  vielen  herr- 
schaftlichen Rechten  auf  die  ehevorigen  Unter thaneniande  hinlängliche 
Unterstützung  fand.  Derselbe  hatte  sich  in  der  That  der  wichtigsten  Privi- 
legien, die  Ihm  eben  In  Hinsicht  seiner  Kleinheit  um  desto  bedeutender 
waren,  Jahrhunderte  durch  ungestört  zu  erfreuen.  So  stand  Ihm  in  allen 
Mediatlanden  das  Mannsrecht  zu  Gebote,  das  Recht,  Rekruten  zu  werben, 
and  dadurch  war  seinen  Kantonsbürgern  die  schönste  militärische  Laufbahn 
geöffnet.  So  konnte  derselbe  In  eben  diesen  Landen  auf  eine  Menge  geist- 
licher reicher  Stiftungen  imd  Pfründen  Anspruch  machen,  in  Folge  dessen 
nicht  nur  viele  Geistliche  für  sieh  versorgt  wurden,  sondern  auch  von  den- 
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selben  bedeutende  ökonomische  Hülfe  in  den  Kanton  zurückfloss.  Die  Aus- 
sicht, seine  Magistrate  mit  Landvogteien  zu  beehren,  und  so  Mibe  für  die 
unentgeltlichen  Regierungsarbeiten  Im  Lande  doch  einigermassen  zu  ent- 
schädigen, war  der  Grund,  dass  mancher  brave  Familieuvater  seine  Sohne 
stndiren,  dem  Staat  erziehen  und  widmen  Hess.  Dadurch  wurden  viele 
würdige  Vorsteher  gebildet,  welche,  wie  die  Geschichte  dieses  Kantons  be- 
weiset, zu  verschiedenen  Zelten  nicht  wenig  zur  Ehre  und  Wohlfahrt  ihres 
Kantons  sowohl  als  der  ganzen  Eidgenossenschaft  beigetragen  haben. 

Nichtsdestoweniger  leistet  jetzt  dieser  eidgenössische  8tand  aus  Liebe 
zur  Eintracht  und  Ordnung  aaf  alle  diese  Vorzüge  grossmüthlg  Verzicht, 
und  doch  hat  er  die  traurige  Zukunft  vor  sich,  dass,  wenn  Ihm  nicht  Irgend 
ein  billiger  Ersatz  gegeben  wird  und  er  auf  die  eigenen  Hülfsmittel  seines 
kleinen  Kantons  eingeschränkt  würde,  der  elendeste  Zustand  seiner  wartete 
Oder  was  soll  wohl  ein  Kanton  von  12,000  Seelen?  wie  kann  derselbe  an 
Centrallasten  Anthell  nehmen?  wie  gleich  den  Kantonen,  die  160,000  Seelen 
zählen,  die  Unkosten,  die  mit  der  Abordnung  auf  Tagsatzungen  verbunden 
sind,  bestreiten?  Nicht  einmal  die  Beamten  im  Kanton  vermag  er  zu  ent- 
schädigen. Wir  fühlen  leider  diese  Wahrheit,  seitdem  das  Machwerk  der 
Mediationsakte  auf  uns  drückt,  nur  zu  sehr ;  kein  Vater  bestimmt  mehr,  wie 
ehevor,  seinen  Sohn  für  den  Staat,  und  das  ist  wahrhaftig  zu  entschuldigen, 
denn  es  ist  kein  solches  Privatvermögen  vorhanden,  dass  auch  bei  dem 
allerbesten  Willen  jemand  sich  unentgeldlich  jenem  Berufe  widmen  kann, 
und  der  Kanton  vermag  seiner  Beschränktheit  wegen  keine  Besoldungen. 

Der  Kanton  Zug  nährt  daher  die  zuversichtliche  Hoffnung,  man  werde 
seine  Lage  beherzigen  und  ihm  doch  wenigstens  insofern  für  die  erlittenen 
Verluste  Ersatz  geben,  als  er  dessen  bedarf,  um  noch  fürderhin  in  der  Reihe 
der  eidgenössischen  Kantone  ehrenhaft  zu  erscheinen.  Es  ist,  wenn  —  was 
er  selbst  nicht  will  —  keine  Unterthanenverhältnlsse  mehr  hergestellt 
werden,  für  seine  Fortdauer  schlechterdings  nothwendig,  dass  ihm  eine  Er- 
weiterung seines  auch  gar  zu  kleinen  Kantonalgebiets  gegeben  wird.  Er 
wünscht  in  dieser  Hinsicht,  die  Freycn  Aemter  im  jetzigen  Kanton  Aargau 
mit  sich  zu  vereinigen,  nicht  in  der  Eigenschaft  als  Unterthanen,  sondern 
als  Mitantheilhaber  an  den  Reglerungsgeschäften,  die  Freyen  Aemter,  deren 
Vereinigung  mit  dem  Kanton  Zug  in  Hinsicht  der  geographischen  Lage, 
des  guten  Einverständnisses  und  der  gleichen  Religion  sehr  erwünschbar 
sein  muss,  die  desswegen  auch  im  Jahr  1798  demselben  zugedacht  waren, 
und  die  sich  bestimmt  1802  mit  ihm  vereinigt  hatten,  wo  die  mit  Vollmachten 
versehenen  Abgeordneten  derselben  bereits  mit  Sitz  und  Stimme  im  Kantons- 
rath  erschienen  sind.  Zum  Leidwesen  beider  Theile  ist  aber  diese  so  na- 
türliche Verbindung  durch  die  Mediationsakte  wieder  vernichtet  worden. 

Die  Regierung  des  Kantons  Zug  trägt  die  volle  Ueberzeugung,  es 
könne  nicht  gemissbilliget  werden,  dass  einer  der  alten  Stände  auch  seine 
Existenz  in  dem  Momente  zu  sichern  sucht,  wo  er  die  neuen  Kantone  nach 
liberalen  Grundsätzen  von  den  ehe  vorigen  Unterthanen  Verhältnissen  frei- 
willig losgesprochen  und  selben  einen  ehrenvollen  Rang  in  der  Eidgenossen- 
schaft bestimmt  wissen  will. 

Zürich,  den  i.  Hornung  1811.      Die  Gesandtschaft  des  Kantons  Zug: 

G.  J.  81dl er,  des  Raths.    J.  A.  Hess.* 

Natürlich  hatte  das  zur  unmittelbaren  Folge,  dass 
einerseits  Aargau  gegen  solche  Ländergier  von  Zug 
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protestirte,  andererseits  Uri  die  Erklärung  eingab, 
t  dass,  wenn  bei  weiterer  Entwicklung  und  Bestimmung 
des  neuen  Bundesvereins  in  den  dermaligen  Grenzen 
des  einen  oder  andern  Kantons»  einige  Veränderungen 
vorgehen  sollten,  dem  Kanton  Uri  ein  gleiches  Recht 
unbenommen  sein  solle,  »  wogegen  wieder  die  Gesandt- 
schaft von  Tessin  aufsprang  und  «  alle  ihre  Souveräne- 
tats- und  Territorialrechte  gegen  jede  Ansprache  von 
Seiten  anderer  Kantone  feierlich  verwahrte.»  So  war 
des  Haders  kein  Ende  in  einem  Momente,  wo  es 
darauf  ankam,  durch  einmüthiges  Handeln  die  Grund- 
lagen des  Staates  rasch  und  selbstthätig  wieder  herzu- 
stellen, und  die  förmliche  Tagsatzung,  welche  auf  den 
3.  März  hätte  zusammentreten  sollen,  kam  infolge- 
dessen gar  nicht  zu  Stande.  Wir  werden  mit  einem 
schweizerischen  Geschichtsforscher  übereinstimmen, 
wenn  er  diese  drei  ersten  Monate  des  Jahres  1814 
folgendermassen  charakterisirt :  «Die  Schweiz  bot  da- 
damals  einen  traurigen  Anblick  dar.  Ueberall  zeigte 
sich  Eigennutz,  beinahe  nirgends  eine  grosse  Gesinnung 
und  höhere  Einsicht ;  das  Vaterland  und  die  Aufopferung 
für  dasselbe  wurde  in  die  engen  Grenzen  des  eigenen 
Kantons  eingeschlossen;  worin  sich  aber  die  ganze 
Annseligkeit  an  den  Tag  legte,  war,  dass  man  immer 
die  Augen  auf  das  Ausland  heftete,  immer  von 
fremder  Vermittlung  das  Heil  erwartete,  immer  fremde 
Hände  thätig  waren,  den  Bau  der  Eidgenossenschaft 
aufzuführen  und  die  Leidenschaft  zu  verhindern,  ihn 

wieder  niederzureissen. » «So  weit  ging  damals 

die  Thorheit,  dass  man  lieber  den  verhassten  Gegner 
mit  Machtsprüchen  fremder  Diplomaten  besiegte ,  als 
sich  mit  dem  eidgenössischen  Bruder  zu  vaterländischen 
Zwecken  zu  vereinen.» 

Eigentlich  befinden  wir  uns  in  diesem  Jahre  1814 
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mit  unserer  schweizerischen  Geschichte  gar  nicht  mehr 
auf  vaterländischem  Boden. 

Dieselbe  spielte,  statt  in  unseren  eigenen  Raths- 
sälen,  zunächst  grossentheils  in  den  Kabinetten  der 
beiden  Gesandten  von  Oesterreich  und  Russland,  die  in 
allen  Dingen  das  entscheidende  Wort  hatten.  Diese 
mischten  sich,  wenn  auch  in  wohlwollender  Absicht '), 
in  alle  Verhältnisse,  nicht  bloss  der  Eidgenossen- 
schaft selbst,  sondern  auch  der  Kantone  ein,  so  weit 
gehend,  dass  sie  beispielsweise  Graubünden  nicht  allein 
etwa  einluden,  Gesandte  zu  der  eidgenössischen  Ver- 
sammlung in  Zürich  zu  schicken,  sondern  einen  davon 
selber  bezeichneten.  Eine  Zeit  lang  scheint  (nach 
Mittheilungen  Laharpe's  an  Monnard,  pag.  300)  sogar 
davon  die  Rede  gewesen  zu  sein,  der  Schweiz  einen 
fremden  Statthalter  in  der  Person  des  englischen 
Herzogs  von  Kent  (Vaters  der  jetzigen  Königin  Viktoria) 
zu  bestellen.  —  Selbst  ein  Patriot  wie  Albrecht  Rengger 
war  so  herabgestimmt,  dass  er  schrieb:  «Es  ist  aller- 
dings peinlich,  dass  wir  die  fremde  Diplomatie  nicht 
entbehren  können ;  wenn  aber  zur  Heilung  einer  Krank- 
heit die  natürlichen  Mittel  nicht  hinreichen,  so  muss 
man  mit  künstlichen  nachhelfen. » 

Ein  anderer  Theil  unserer  damaligen  Geschichte 
begibt  sich  in  den  Hauptquartieren  der  alliirten  Monar- 
chen. Als  dieselben,  infolge  des  fortdauernden  Kriegs 
gegen  Frankreich,  die  Schweiz  verliessen,  begleitete  sie 
beständig,  nach  Troyes,  Bar  sur  Aube,  Chaumont,  Vesoul, 
Dijon,  Paris,  ein  ganzer  Schwärm  von  schweizerischen 
Agenten  aller  möglichen  Parteien,  die  da  ihre  Instruk- 


')  Das  muss  Jede  unparteiische  Geschieht  Schreibung-  anerkennen.  Sie 
waren  geradezu  —  leider  muss  es  gesagt  werden  —  die  Einzigen,  die  bei 
ihren  Entscheidungen  die  eidgenössischen  Interessen  gegenüber  den 
kantonalen  vertraten. 
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tionen  suchten    und   diese   Orakelsprüche   fortlaufend 
nach  der  Schweiz  versandten. 

Die  Berner  Regierung,  die  doch  soeben  in  ihrer 
Proklamation  die  Niederreissung  der  eidgenössischen 
Verfassung  damit  entschuldigt  hatte,  dass  sie  ein 
Werk  und  Zeichen  der  Abhängigkeit  von  Frank- 
reich sei,  sandte  damals  einen  Abgeordneten  an  den 
Grafen  von  Artois  mit  einem  Schreiben,  worin  sie 
wörtlich  sagte :  « Ihre  Missgeschicke,  gnädigster  Herr, 
haben  die  unsrigen  nach  sich  gezogen;  wenn  sie  auf- 
hören, werden  auch  die  unsrigen  aufhören.  Die 
Schweizer  werden  stets  die  treuesten  Bundesgenossen 
Frankreichs  sein,  wenn  ein  Abkömmling  Heinrichs  IV. 
das  Haupt  desselben  sein  wird. »  (Manual  des  Ge- 
heimen Raths,  20.  Februar  1814.)  Also  mit  der  er- 
bärmlichen Bourbonendynastie  sogar  sollte  unsere 
schweizerische  Staatseinrichtung  solidarisch  sein.  Die 
wiederhergestellten  Aristokratien  der  Schweiz  waren 
es  freilich  thatsächlich  und  sind  daher  auch  1830  mit 
ihr  gefallen. 

Mitte  März  des  Jahres  1814  entstanden  zuletzt 
sogar  noch  zwei  Tagsatzungen  (oder  eigentlich 
bloss  Konferenzen)  neben  einander. 

Die  eine  in  Zürich,  bestehend  aus  den  Abgeord- 
neten von  5  Kantonen,  nämlich :  Zürich,  Glarus,  Basel, 
Schaffhausen,  Appenzell,  unter  dem  Präsidium  Reinhards ; 
die  andere  in  Luzern,  beschickt  von  den  8  Orten  Bern, 
Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zug,  Freiburg  und 
Solothurn  unter  dem  Vorsitz  von  Vincenz  Rüttimann, 
der  auch  seine  helvetische  Farbe  stark  gewechselt 
hatte.  Beide  Konferenzen  begannen  ihre  Sitzungen 
am  gleichen  Tage,  dem  21.  März.4)  Diesem  offenkundigen 

l)  Die  Zürcherische  hielt  keine  eigentliche  Sitzung  ab.  Welche  Ab- 
sichten die    Sondertagsatzung   von    Luzern  bezüglich  Aargau  und 
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Zwiespalt  wurde  jedoch  schon  sieben  Tage  später  durch 
eine  identische  Note  von  Oesterreich,  Russland  und 
Preussen  ein  Ende  bereitet,  welche  diessmal  nicht  der 
Herr  von  Senfft,  sondern  ein  gut  beglaubigter  russi- 
scher Gesandtschaftssekretär,  Paul  von  Krüdener,   am 


Waadt  hatte,  ergibt  sich  am  besten  aus  einem  Briefe  vom  28.  März,  welcher 
an  einen  in  Brestenberg  im  Aargau  wohnhaften  Berner  Obersten  von  May 
von  seinem  Bruder  Karl  von  May,  Mitglied  des  Grossen  Raths  von  Bern, 
gerichtet  wurde.  Er  wurde  später,  infolge  Ableugnung  der  Thatsache,  in 
der  Allgemeinen  Zeitung  vom  24.  April  veröffentlicht  und  lautete : 

„Bern,  88.  März  1814,  Mittags  um  12  Uhr.  Ich  schreibe  Dir.  mein 
lieber  Bruder,  aus  Auftrag  von  Tit.  Hrn.  Schultheiss  v.  Wattenwyl,  der 
mich  eben  zu  sich  hatte  berufen  lassen.  Es  hat  sich  nämlich  auf  der  Kon- 
ferenz eu  Luzern  hinlänglich  gezeigt,  dass  die  alten  Kantone  uns  zur  Wieder- 
vereinigung des  Aargaus  unterstützen  wollen.  Hr.  Schultheiss  v.  Mülinen 
glaubt,  dass  diejenigen  Schritte,  die  ndthwendig  sind,  um  die  Erlangung 
dieses  wichtigen  Theils  des  ehemaligen  Kantoos  Bern  zu  bewirken,  von 
nun  an  eingeleitet  werden  sollten,  und  dass  Du  also  hiezu  Dich  jetzt  schon 
in  Thätigkeit  setzen  solltest,  nach  der  Dir  bereits  bekannten  Verabredung. 
Hr.  Schultheiss  v.  Wattenwyl  wünscht,  dass  Du  Dich  hierüber  mit  Hrn. 
Schultheiss  v.  Mülinen  sogleich  in  Verbindung  setztest.  Ich  finde,  es  könne 
auf  keine  Weise  zweckmässiger  und  sicherer  geschehen,  als  wenn  Du  Dich 
sogleich  selbst  zu  demselben  nach  Luzern  begäbest:  nicht  nur  kann  Dir 
Hr.  Schultheiss  v.  Mülinen  daselbst  wahrscheinlich  neue  Data  an  die  Hand 
geben,  die  Dir  Dein  Geschäft  erleichtern  werden,  sondern  Du  wirst  auch 
dann  mit  Hrn.  Schultheiss  v.  Mülinen  konveniren  können,  auf  welche  Weise 
Eure  allfällige  Korrespondenz,  oder  sonstige  Verbindung,  am  besten  und 
sichersten  fortzusetzen  sei.  Sobald  Du  von  Luzern  zurück  sein  wirst,  wird 
es  vermuthlich  dann  der  Fall  sein,  Dich,  wenn  es  die  Zelt  erlaubt,  mit  un- 
seren beiden  Freunden,  denen  diese  Angelegenheit  bekannt  Ist,  zu  berathen 
und  auszumachen,  wie  und  bei  wem  diese  Sache  ferner«  anzugreifen  sei? 
Wenn  uns  von  aussen  nicht  unüberwindliche  Hindernisse  und  Machtsprüche 
entgegengesetzt  werden,  so  wird  die  Wiedererlangung  des  Aargaus  eine 
leicht  zu  berichtigende  Angelegenheit  werden.  Bereits  ist  durch  irgend 
Jemand  aus  dem  Aargau  und  vermuthlich  nicht  ohne  Vorwissen  bedeutender 
Regierungsglieder  von  da,  an  einen  einflussreichen  Mann  ins  Hauptquartier 
der  Alliirten  gesehrieben  worden,  um  auch  dort  wo  möglich  bisherige  Hinder- 
nisse zu  beseitigen.  Also,  lieber  Bruder,  mache  Dich  sogleich  auf  nach 
Luzern  und  lege  Hand  an  das  Werk.  Hoffentlich  wird  das  Ende  doch  noch 
uns  zum  erwünschten  Ziele  fuhren.    Wir  grüssen  Euch  alle  u.  s.  w.b 

Eine  Berichterstattung  über  die  Eröffnung  dieser  Sondersatzimg,  deren 
Hauptnrheber  natürlich  Bern  war,  findet  sieh  in  der  Allgemeinen  Zeitung 
vom  30.  März,  wo  sie  folgend  er  massen  lautet: 

„Die  in  Luzern  versammelten  Gesandten  acht  alter  Orte  sind  fol- 
gende: von  Luzern  selbst  der  Schultheiss  Rüttimann  und  der  Rathsherr 
Pfyffer;  von  Url  der  Landammann  Kessler  und  der  Landschreiber  Lusser; 
von  Schwyz  der  Landammann  Weber  und  der  Landstatthalter  Au f-der-M an r; 
von  Unterwaiden  die  Landammänner  Zeiger  und  Simon  v.  Flüe;  von  Bern 
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28.  März  an  den  Vorort  der  Altgesinnten,  Bern, 
persönlich  übergab  und  welche  nichts  weniger  war,  als 
ein  Befehl  an  Bern,  seine  Gesandten  an  die  Tag- 
satzung in  Zürich  abzuordnen.  Die  Mächte  —  hiess 
es    darin  —  seien   bekümmert   über   die  Uneinigkeit 


der  Schultheis«  v.  Mfillinen  und  der  Rathsberr  Stürler;  von  Freiburg  der 
Rathsherr  Montenach;  von  Solotbnrn  die  Altschultheissen  Grimm  und  Gluti; 
von  Zag   der  Polizeidirektor  Sydler  und   der  Ammann   Hess.    Am  19.  be- 
gannen ihre,  damals  zwar  noch  unvollständigen  Konferenzen,  unter  dem 
Vorsitz  von  Luzern.  Als  Vorwurf  derselben  wurden  theils  die  Berathungen 
der  Mittel  aufgestellt,  durch  welche  die  obwaltenden  Trennungen  zwischen 
den  alten  Kantonen  gehoben  und  eine  Wiedervereinigung  derselben  Im 
Geist  zeitgemässer  Verhaltnisse  erzielt  werden  könne,  theils  ein  vorläufiges 
Einverständnis«  Aber  die  Hauptpunkte  der  Centralverfassung.    Inzwischen 
wollten  die  Deputirten  der  Ur stände,  vornehmlich  Uri  und  Schwyz,  nur  bei 
dem  ernten  Gegenstande  stehen  bleiben  und  widersetzten  sich  jedem  Ver- 
sucher die  Versammlung  für  konstituirt  zu  erklären,  am  Beschlüsse  zu 
fassen,  oder  Bundesverhältnisse  zu  berathen.  Am  20.  empfing  die  Versamm- 
lung einige  Mittheilungen  von  Zürich   durch  den  Landammann  Heer,  der 
am  folgenden  Tage  zurückreiste.    In  der  ersten  vollständigen  Konferenz- 
sitzang  vom  21.  wurden  die  Vergleichungsmittel  näher  eintretend  berathen, 
und  Bern  erklärte  unter  Anderem  seine  Geneigtheit,  die  Ansprüche  auf  den 
Kanton  Waadt  aufzugeben,  wenn  die  alten  8tände  ihren  Wunsch  dafür 
wurden  ausgesprochen  haben;  die  Ansprüche  auf  die  Wiedervereinigung 
der  von  dem  ehemaligen  Kanton  Bern  abgerissenen  Theile  des  Aargaus 
hingegen  setzt  dieser  Stand  beharrlich  fort.    Am  Ende  ward  ein  Schreiben 
beschlossen,  welches  Luzern  Namens  der  versammelten  Stände  an  den  Vorort 
Zürich  erlassen  sollte,  um  wiederholt  zum  Behuf  der  Vereinigung  aller 
ehemaligen  Kantone,  eine  Tagsatzung  der  dreizehn  alten  Orte  zu  verlangen, 
worin  alsdann  eine  angemessene  Vermehrung  der  ehemaligen  Bnndesglieder, 
dem  Zeitgeiste  Rechnung  tragend,  berathen  werden  sollte.  Gleichzeitig  mit 
diesem  Schreiben  ward  der  Landschreiber  Lusser  von  Uri  nach  Zürich  ab- 
geordnet, um  den  Absichten  der  Versammlung  in  Luzern  bei  der  Regierung 
des   Vororts   Zürich   Eingang   zu   verschaffen.    Am  22.    verfugte  sich   der 
8chnltheiss  v.  Mülinen  nach  Zug,  wohin  ihn  der  Herr  Ritter  v.  Lebzeltern, 
welcher   aus  Zürich   dort  eintraf,  zu  einer  Unterredung  eingeladen  hatte. 
Die  Versammlung  erliess  an  die  in  Zürich  anwesenden  Gesandtschaften  der 
Höfe  von  Wien,  8t.  Petersburg  und  Berlin  drei  Schreiben,  worin  ihre  Stel- 
lung and  Absichten  dargestellt  und  vertheidigt  wurden.   Am  24.  früh  trafen 
mit  dem    von  Zürich   zurückkehrenden  Landschreiber  Lusser   der  Land- 
ammann  Zell  weger  und  der  Rathsberr  Wyss,  zwei  Mitglieder  der  Tag- 
satzung von  Zürich,  in  Luzern  ein.  Wie  man  vernimmt,  sind  die  Erklärungen 
des  Vororts  Zürich  so  wenig  als  die  Antworten  der  auswärtigen  Minister 
den  Wünschen  der  Versammlung  in  Luzern  entsprechend  ausgefallen,  und 
es  ist  vielmehr  eine  letzte  und  sehr  bestimmte  Aufforderung,  sich  der  Ver- 
sammlung der  neunzehn  Kantone  an zusehli essen,  an  jene  erlassen  worden. L 
Vgl.  hiezu  Wyss  IL,  pag.  f>s— 78,  der  noch  einige  beziehende  Notizen  ent- 
hält. 
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der  Schweizer  und  entschlossen,  derselben  zum  Besten 
der  Schweiz  ein  Ende  zu  machen.  Sie  hätten  ihren 
Ministern  bereits  entschiedene  Befehle  ertheilt  und 
wollten  die  Ausführung  derselben  nur  noch  in  der 
Hoffnung  verschieben,  dass  die  Berner  Regierung  selbst 


Daneben  hielten  noch  die  Urkantone  besondere  Konferenzen  nnd  er- 
richteten vorläufig  den  alten  Bund  mit  Luxem  aufs  Nene.  Vergleiche  Allg. 
Zeitung  vom  17.  März,  welche  Folgendes  darüber  berichtet: 

„Zu  der  am  2.  d.  in  Ger  sau  abgehaltenen  Konferenz  der  drei  Ur- 
kantone hatte  sich  auch  Luzern,  durch  Uri  dazu  geladen,  eingefunden. 
Zwischen  den  vier  Ständen  wurde  der  alte  Vierwaldstätterbund  erneuert, 
dann  beriethen  sie  sich  über  die  gemeineidgenössischen  Angelegenheiten 
und  beschlossen:  den  Vorort  Zürich  um  die  beförderliche  Einberufung 
einer  dreizehnörtigen  Tagsatzung  zu  ersuchen.  Dazu  sandten  sie  den  Seckel- 
meister  Zgraggen  von  Altorf  nnd  den  Staatsrath  Pfyffer  von  Luzern,  als 
Abgeordnete  mit  Briefen  nach  Zürich,  deren  einer  am  4.  März,  durch  den 
Landrath  von  Uri  im  Namen  aller  vier  Waldstätte  geschrieben,  jene 
Tagsatzung  der  dreizehn  alten  Orte  als  das  beste  und  vielleicht  einzige 
Mittel  pries,  um  die  bedenkliche  zwischen  den  Eidgenossen  obwaltende 
Trennung  zu  heben:  es  sei  dieselbe,  behaupten  sie.  den  staatsrechtlichen 
Verhältnissen  angemessen;  durch  sie  allein  könnten  die  getrennt  stehenden 
Kantone  bewogen  werden,  dem  gemeinsamen  Wohl  Opfer  zu  bringen,  und 
durch  sie  allein  könnten  die  künftigen  Verhältnisse  der  übrigen  Kantone 
bestimmt  werden.  Das  andere  Schreiben,  von  dem  kleinen  Rath  des  Kantons 
Luzern  am  8.  März  erlassen,  geht  von  den  Gesinnungen  aus.  mit  denen 
die  Regierung  dieses  Standes,  des  neubelebten  Vlerwaldstätter-Bundes  sich 
freuend,  treu  vereint  mit  Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden,  alles  zu  thun  bereit 
ist,  was  die  Gegenwart  gebietet  und  was  die  Wohlfahrt  des  Vaterlandes 
erheischen  mag.  Den  Urkantonen  gebühre  für  Rechte,  auf  die  sie  freiwillig 
Verzicht  gethan  haben,  billige  Entschädigung  und  hinwieder  auch  das 
Recht,  als  Wohlthäter  aufzutreten,  für  Beilegung  der  ausgebrochenen  Zwiste, 
und  darum  eine  vorzügliche  Beachtung  ihres  Wunsches  und  Vorschlags, 
u.  s.  w.  Unterm  8.  März  schrieben  Ammann  und  Rath  des  Standes  Zug  an 
die  Regierung  von  Zürich  :  sie  hätten  durch  freundschaftliche  Mlttheilung 
von  dem  Schritte  der  vier  Waldstätte  Kenntniss  erhalten  und  schliessen 
sich  an  ihr  Begehren  für  die  beförderliche  Ausschreibung  einer  Tagsatzung 
der  dreizehn  alten  Orte  an.  Für  dieses  nunmehr  von  der  Mehrzahl  der 
demokratischen  Kantone,  welche  alle  am  27.  Dezember  und  seither  der 
Züricher  Konvention  und  dem  darin  enthaltenen  8ystem  der  neunzehn 
Kantone  gehuldigt  hatten,  anerkannte  und  beförderte  Berner  System  der 
dreizehn  Kantone,  sind  in  Bern  neuerdings  mehrere  Flugschriften  er- 
schienen." 

Es  würde  ein  Verlust  für  die  eidgenössische  Geschichte  sein,  wenn 
hiebet  die  Gersauer  Restaurationserklärung  vom  5. Februar  über- 
gangen würde,  mit  welcher  dieses  wackere,  aber  sehr  auf  seine  «Souveräne- 
tätu  bedachte  Völklein  in  dieser  Blütheperiode  der  kleineren  Souveräne  täten 
auch  die  seilüge  wieder  in  Erinnerung  brachte.  Dieser  Akt.  welcher  in 
der  AI  lg.  Zeitung  vom  27.  März  ganz  Europa  ergötzte,  lautet: 
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diesen  letzten  diplomatischen  Schritt  zu  würdigen 
wissen  werde.  Es  ergehe  daher  an  sie  nochmals  die 
Einladung,  ihre  Gesandten  an  die  Züricher  Tagsatzung 
zu  schicken,  wobei  ihr  dann  eine  Entschädigung  für 
Aargau  und  Waadt  durch  Biel  und  einen  Theil  der  ehe- 
mals bischöflich  Basel'schen  Lande,  die  man  von  Frank- 


*D\e  Herstellung  der  Souveränetät  und  der  alten  Verfassung  der  Re- 
publik Gersau  ward  unterm  5.  Hornung  von  Landammann  und  Rath  zu 
Gersau  den  Regierungen  der  vier  Waldstittekantone  durch  folgendes 
Schreiben  bekannt  gemacht:  „Hochgeachtete,  hochwohlgeborne  Herren! 
Schätzbarste  Freunde  und  Nachbarn !  Nachdem  die  im  Jahr  1802  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  von  Frankreich  aufgedrungene  Vermittlungs- 
akte  durch  die  hohen  verbündeten  Machte,  sowie  in  der  Folge  durch  einen 
allgemeinen  Beschluss  der  eidgenössischen  Tagsatzung  in  Zürich  aufgehoben 
worden,  nach  dessen  Auflösung  jedem  Kanton  oder  vormaligen  unabhängigen 
Freistaat  es  frei  steht,  in  seine  vor  dieser  Epoche  rechtlich  ausgeübte,  ehr- 
würdige Verfassung  zurückzukehren,  so  haben  unsere  liebe,  getreue  Mit- 
landleute,  —  in  Erwägung,  dass  wir  höchst  undankbar  gegen  unsere  Alt- 
vorderen, welche  gleichzeitg  mit  den  benachbarten  Urkantonen  ihre  uns 
Unterlassene  Freiheit  und  Unabhängigkeit  mit  theurem  Gut  und  Blut  er- 
worben haben  und  eben  so  unverantwortlich  gegeu  unsere  Enkel,  denen  dieses 
kostbare  Kleinod  zu  übertragen  unsere  erste  Pflicht  sein  sollte,  handeln  wür- 
den, wenn  wir  in  diesem  rechtlichen  Zeitpunkt  unsere,  mit  den  besten  Titeln 
und  Rechten  wohlhergebrachte  Freiheit  und  Unabhängigkeit  zn  vindiciren 
verabsäumten  —  in  einer  nach  dem  löblichen  Beispiele  anderer 
Kantone  am  2.  d.  förmlich  abgehaltenen  Landesgenie inde  elnmüthig  be- 
schlossen: 1.  In  unsere  ehrwürdige  Verfassung,  so  wie  sie  vor  der  unglück- 
lichen Revolution  bestünde  und  bei  welcher  wir  über  4M)  Jahre  glücklich 
waren,  einzutreten,  und  2.  uns  wiederum  den  benachbarten  löbl.  Ständen 
and  Schirm  orten  Luzern.  Uri,  Schwyz  und  Unter  wal  den  nach  alten  Ver- 
trägen und  Bundesinhalt  als  getreue  Bundesgenossen  anzuschltessen.  Wir 
können  über  diese  unsere  Verhandlungen  nicht  die  mindeste  Ahndung  ver- 
uiuthen,  da  selbe,  nach  ihrem  wahren  Gehalt,  keiner  eidgenössischen  Dis- 
kussion in  Zürich,  sondern  lediglich  als  eine  einheimische  vaterländische 
Angelegenheit  nur  jener  der  erwähnten  vier  löblichen  ßundeskaiitone  unter- 
liegen soll.  Wir  beeilen  uns  also  Ihnen,  hochgeachtete  Herren  und  schätz- 
barste Nachbarn,  die  prlichtmässige  Kenntnis»  davon  mitzutheilen.  mit  dem 
freundnachbar lieben  Ansuchen,  diese  unsere  rechtliche  Entschliessnng 
bnndcsmä&sig  anzuerkennen  und  uns  Ihren  ferneren  Schutz  und  Freund- 
schaft mit  dem  bekannten  Wohlwollen  angedeihen  zu  lassen,  deren  wir 
durch  unser  nachbarliches  Betragen  bei  jedem  Anlass  uns  würdig  zu  machen 
nicht  ermangeln  werden.  In  welcher  Zuversicht  wir  Sie,  hochgeachtete 
Herren  und  schätzbarste  Nachbarn,  unserer  vollkommenen  Hochachtung 
versichern  und  Sie  sammt  uns  dem  allmächtigen  Schutz  Gottes,  durch 
Mariam.  getreulich  empfehlen.  Gersau,  den  5.  Hornung  1814.  Land- 
ammann und  Rath  zu  Gersau." 

11 
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reich  trennen  wolle,  in  Aussicht  stehe.  Am  30.  und 
31.  März  musste  sich  der  Grosse  Rath  von  Bern  mit 
115  gegen  55  Stimmen  in  die  Situation  fügen  und  auf 
fremden  Befehl  thun,  was  er  würdiger  aus  eigener  eid- 
genössischer Gesinnung  gethan  hätte. 

Der  verhaltene  Groll  gegen  einen  solchen  Zwang 
war  aber  so  stark,  dass  er  sich  in  dem  gleichzeitigen 
Beschlüsse  aussprach  (der  mit  83  gegen  71  Stimmen 
gefasst  wurde),  die  angebotene  Gebietsentschädigung 
im  Jura  abzuweisen.  Bloss  die  ehemaligen  Hoheits- 
rechte mit  Bezug  auf  das  Gebiet  von  Tessenberg, 
Erguel  und  das  Münsterthal  wolle  man  wieder  bean- 
spruchen; das  Uebrige  verschmähte  man  mit  einem 
Trotz,  der  jedenfalls,  selbst  vom  bernischen  Stand- 
punkte aus  besehen,  wenig  klug  und  patriotisch  war. 

Mit  dieser  auf  Befehl  von  Krüdener  erfolgten 
diplomatischen  Kapitulation  von  Bern,  den 
31.  März  1814,  endete  die  unrühmliche  Periode  unserer 
Geschichte,  die  am  20.  Dezember  1813  mit  dem  Rückzug 
der  Armee  von  der  Grenze,  und  dem  Umstürze  der 
Mediationsverfassung  auf  Befehl  von  Senfft-Pilsach 
begonnen  hatte.  Alle  andern  renitenten  Orte,  die  bloss 
an  Bern  einen  Anhaltspunkt  hatten,  fügten  sich  ohne 
Weiteres1),  und  am  6.  April  wurde  nun  in  Zürich  in 
vollständiger  Versammlung  aller  19  Kantone  der 
Mediationszeit  die  Tagsatzung  eröffnet,  welche  von 
diesem  Tage  an  bis  zum  31.  August  1815  —  17  Monate 
lang  —  (bloss  mit  einzelnen  Vertagungen)  dauerte  und 
die  man  daher  in  unserer  Geschichte  die  lange  Tag- 
satzung nennt. 


>)  Grau bün den  zwar  noch  mit  der  Bemerkung,  welche  seine  Ge- 
sandtschaft bei  Eröffnung  der  Tagsatzung  abgab,  „dass  der  Freistaat  Grau- 
bünden  erst  nach  Vollendung  der  Föderalakte  sich  erklären  werde,  in 
welche  Verhältnisse  derselbe  mit  der  gesammten  Eidgenossenschaft  zu  treten 
gesonnen  sei." 
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IV.  Der  zweite  Verfassungsentwurf. 

Die  erste  Periode  der  langen  Tagsatzung  vom 
6.  April  bis  16.  August  1814  charakterisirt  sich  durch 
zwei  hauptsächliche  Ereignisse:  die  Beendigung  des 
Krieges  mit  Frankreich,  welche  die  Restauration  der 
Bourbonen  mit  sich  brachte,  und  die  Herstellung  eines 
neuen  (zweiten)  Bundesverfassungsentwurfs. 

Der  Einzug  der  Alliirten  in  Paris  am  31.  März  1814  ') 
und  der  darauf  folgende  Friedensschluss  mit  Frankreich, 


')  Die  erste  Nachricht  hlevon  steht  erst  in  der  Ali*.  Zeitung  vom  9.  April. 
DerFriedenakongress  von  Chätlllon  wir  bereits  an  23. Mars  aufgehoben  wor- 
den. Es  würde  verlockend  sein,  den  damaligen  Umschwung  der  öffentlichen 
Meinung  von  der  vor  Karzern  noch  geltenden,  Überschwenglichen  Bewunde- 
rung Napoleons  bis  zn  der  vollkommenen  Missachtang  und  Verhöhnung,  der  er 
nun  preisgegeben  wurde,  etwas  näher  zu  beschreiben,  wenn  nicht  die  Sache 
zu  bekannt  und  —  leider  —  auch  za  gewöhnlich  in  der  Weltgeschichte  wäre. 
Napoleon  selbst  sagt  darüber  (in  einem  Tagesbefehl,  den  er  noch  in  der 
Nacht  vom  4.  aaf  den  5.  April  In  Fontainebleau  erlassen  haben  soll  und  den 
die  „AUg.  Zeitung"  vom  28.  April  enthält)  mit  derjenigen  klassischen  Grösse, 
deren  er  fähig  war  and  die  ihm  das  Unglück  wieder  verlieh:    „Wenn  der 
Kaiser  die  Menschen  verachtete,  wie  man  Ihm  vorgeworfen  hat,  so  wird  die 
Welt  gegenwärtig  erkennen,  dass  er  einigen  Grund  dazu  hatte".    Dieses 
lebende  Bild,  das  während  drei  voller  Wochen,  bis  zum  21.  April,  vor  den 
Blicken  der  Welt  in  offener  Scene  stand.  —  der  Imperator  einsam,  von 
wenigen  getreuen  Veteranen  umgeben,  auf  den  Trümmern  eines  Weltreichs 
düster  seinen  begangenen  Fehlern  nachdenkend  und  sich  aus  der  anfäng- 
lichen Verzweiflung  zu  einer  allmähligen  Erhebung  der   Seele  emporar- 
beitend, während  in  der  nahen  Hauptstadt  das  gemeine  Menschengesindel, 
der  ganze  vornehmere  Theil  desselben,  die  Damen  und  Journalisten  an  der 
Spitze,  zuerst  den  fremden   „Befreiern",  dann   den   halbvergessenen   und 
gänzlich  regierungsunfähigen  Bonrbonen  zujubelt  —  dieses  Bild  sollte  noch 
heute,  da  nur  Wenige  Hoch  leben,  die  es  gesehen,  den  Herzen  der  Jugend 
tief  eingeprägt  werden,  um  ihr  zu  beweisen,  was  dauernd  und  was  ver- 
rtngllch  in  der  Geschichte  ist.  Was  sind  die  „Enkel  Heinrich'«  IV.U,  wie  sie 
sich  beständig  nennen,  um  ihre  näheren  Vorfahren  vergessen  zu  machen, 
jetzt  gegenüber  Napoleon,  dem  sie  damals  durch  ihre  Knechte  nicht  allein 
jede  menschliche  Eigenschaft,  sondern  sogar  den  Feldherrnruhm  abstreiten 
Messen,  und  was  waren  sie  überhaupt  jemals,  wenn  die  Sonne  des  Erfolgs 
*»e  nicht  beschien?   Im  Glücke  gleichen  sich  leider  nur  zu  oft  die  grösseren 
«nd  die  unbedeutenden  Menschen;  das  Unglück  ist  die  unschätzbare  Gabe 
and  Gnade  der  Vorsehung,  die  das  (»rosse,  was  in  einem  Menschen  ist,  sieg- 
wich und  glorreich  zu  Tage  bringt. 
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vom  30.  Mai  datirt,  welcher  der  erste  Pariserfriede 
zum  Unterschied  von  dem  zweiten,  im  November  1815 
abgeschlossenen  heisst,  befreite  die  Eidgenossenschaft 
einerseits  von  einer  grossen  Furcht,  nämlich  der,  ihren 
gewesenen  Protektor  auf  dem  Throne  Frankreichs 
bleiben  zu  sehen,  in  welchem  Falle  er  ihr  früher  oder 
später  den  kampflosen  Rückzug  von  den  Grenzen  heim- 
gezahlt haben  würde.  Andererseits  aber  verschwanden 
durch  diesen  Thronwechsel  alle  Hoffnungen  auf  die 
Herstellung    zweckmässigerer    Landesgrenzen ,    indem 


Einige  Beispiele  ans  der  damaligen  offiziellen  und  Journalistenwelt 
sind  folgende:   Der  Erste  der  damaligen  Opportunisten,  die  nur  noch  nicht 
diesen  schönen  Namen  trugen,  der  Fürst  Talleyrand,  fand  nun  plötzlich  in 
seiner  Proklamation,  die  er,  als  Haupt  der  provisorischen  Regierung,  an  die  Ar- 
mee erliess,  Napoleon  sei  „ein  Mann,  der  nicht  einmal  ein  Franzose  ist".  Den 
Grafen  „von  Artois,  der  zuerst  Namensseines  Bruders  kam,  nm  das  Königreich 
Frankreich  und  Navarra*  wieder  zu  übernehmen,  redete  dagegen  dieser 
Diplomat,  der  alle  Regierungen,  denen  er  jemals  diente,  verrathen  hatte, 
mit  den  süsslichen  Worten  an:  „Gnädigster  Herr,  das  Glück,  das  wir  an 
diesem  Tage  der  Wiedergeburt  empfinden,  übersteigt  jeden  Ausdruck,  wenn 
Sie  mit  der  himmlischen  Güte,  die  Ihrem  erhabenen  Hause  eigen  ist,  die 
Huldigung  unserer  frommen  Rührung  und  unserer  ehrfurchtsvollen  Er- 
gebenheit empfangen."    „Hierauf  sah  man"  —  so  erzählt  das  Journal  des 
De*bats  —  „drei  Tauben  auf  das  Haupt  8r.  kgl.  Hoheit  sich  her  absenken, 
ein  Umstand,  der   die  öffentliche  Rührung    noch  nm  Vieles  vermehrte." 
(Allg.  Zeitung  vom  25.  April.)  Die  hohen  Würdenträger  des  Reichs  und  die 
Marschälle  der  Armee  beeilten  sich,  in  mehr  oder  weniger  ähnlichen  Worten 
das  Glück  dieser  Wiederkehr  des  »ancien  rdgime",  das  sie  gestürzt  hatten, 
zu  preisen,  wobei  es  nur  komisch  wirken  kann,  wenn  der  Senat,  in  Er- 
innerung an  die  Rousseairschen  Lehren,  Napoleon  absetzt  .in   Betracht, 
dass  in  einer  konstitutionellen  Monarchie  der  Monaroh  nur  kraft  der  Ver- 
fassung oder  des  gesellschaftlichen  Vertrags  existirt,"  und  in  dem  ersten 
Entwurf  der  neuen  Verfassung  die  Bourbouen  „durch  das  französische  Volk 
auf  den  Thron  berufen"4  will.  Diese  Sprechweise  verstanden  die  neuen  Herr- 
scher Frankreichs  so  wenig  als  unsere  Herren  von  Bern,  Solothurn  und  Frei- 
burg und  aeeeptirten  sie  auch,  von  ihrem  Standpunkt  ausgehend  mit  Recht, 
nicht.  Selbst  in  den  Aeusscrungen  Berthiers  oder  des  Stiefsohnes  Napoleons, 
Eugen  Beauharnais,  die  ihr  ganzes  Glück  dem  gefallenen  Kaiser  zu  ver- 
danken hatten,   vermisst  man  den  Ton  der   würdigen  Trauer   über  das 
Schicksal  des  Vaterlandes  und   ihres  bisherigen   Gebieters.    Das  richtige 
Wort  für  die  Denknngsart  aller  dieser  Leute  findet  Marmont,  Herzog  von 
Ragusa,  der  in  seiner   Unt  erwerf  Imgserklärung  an  Schwarzenbcrg   sagt : 
„Die  öffentliche  Meinung  war  immer  die  Richtschnur  meines  Benehmens." 
(Allg.  Zeitung   vom   21.  April.)    Die  Pariser  Zeitungen  Hessen    dem 
Kaiser  nicht  nur  keinerlei  Ruhmestitel,  sondern  nicht  einmal  seinen  Nainen 
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die  Mächte  nun,  nach  Absetzung  Napoleon's  und  Auf- 
lösung des  Königreichs  Italien,  eine  starke  schweize- 
rische Süd-  und  Westgrenze  gegenüber  den  unkriege- 
rischen Bourbonen  und  Oesterreich  nicht  mehr  für 
nothwendig  hielten  und  nur  allzugeneigt  waren,  den 
neuen  Herrschern  in  Frankreich  durch  möglichste 
Schonung  den  ohnehin  schwierigen  Regierungsantritt 
zu  erleichtern.  Diesen  Gesichtspunkt  verstand  nament- 
lich der  Fürst  Talleyrand  später,  am  Wienerkongress, 
trefflich  geltend  zu  machen,  wenn  es  sich  um  Rekti- 


und  seine  korsische  Heimat.  Sie  fanden  n.  A.,  er  habe  eigentlich  „Nikolaus" 
geheissen  (Allg.  Zeitung  vom  18.  April)  und  sei  ein  Appenzeller,  Na- 
mens Gattheil,  dessen  Vorfahren  nach  Korsika  ausgewandert  seien.  Die 
unzähligen  Witze  der  Pariser  aber  den  todten  Löwen  sind  grösstenteils  zu 
gemein  und  zu  schlecht  zugleich,  um  eitirt  zu  werden;  ein  passabler  ist 
der  folgende: 

«Grabschrift  Bonaparte's" : 

«Passant,  ne  pleure  point  mon  sort 

8i  je  vivais,  t  u  serais  mort.* 
Die  al Hirten  Fürsten,  vor  Allem  der  Kaiser  Alexander,  der  die  Schwäche 
hatte,  aller  Welt  gefallen  zu  wollen,  wurden  von  den  charakterlosen 
Grossstädtera  mit  Entzücken  empfangen.  Namentlich  die  Damen  dran  g  ten 
sich  in  seine  Nähe,  sogar  Nonnen  verschonten  ihn  nicht  mit  den  plumpsten 
Schmeicheleien.  In  der  Allg.  Zeltung  vom  22.  April  ist  folgendes  Beispiel 
zu  lesen :  Am  6.  April  besuchte  Kaiser  Alexander  das  Hospital  de  la  Salp6- 
friere.  Eine  der  Schwestern,  welche  dem  Monarchen  einige  aus  Liebe 
wahnsinnig  Gewordene  zeigte,  sagte  zu  seiner  Majestät:  „Sire,  es  möchte 
deren  wohl  viel  mehr  in  Frankreich  geben,  wenn  Sie  bei  uns  blieben."  — 
Alles  das  hatte  für  die  Pariser  die  gute  Folge,  dass  sie,  die  zu  dem  Ueber- 
mnthe  Napoleons  am  meisten  beigetragen,  von  seinem  Glücke  am  meisten 
Tortheil  gehabt  and  vom  Kriege  weit  woniger  als  das  Landvolk  gelitten 
hatten,  nun  auch  noch  in  ganz  ungerechter  Weise  gegenüber  demselben 
bevorzugt  wurden,  indem  schon  in  der  Proklamation  Schwarzenbergs  vom 
31.  März  an  sie  verkündet  wurde :  „Keine  militärische  Einquartierung  wird 
auf  der  Hauptstadt  lasten.  Mit  diesen  Gefühlen  wendet  sich  das  bewaffnete 
Europa  vor  Euern  Mauern  an  Euch.u  In  der  gleichen  Zeitung,  die  diese 
Proklamation  enthielt,  steht  die  Nachricht,  dass  20  „Insurgirte  Bauern", 
d.  h.  Franzosen,  die  ihr  Land  vertheidigen  wollten,  zu  Vcsoul  gehängt  worden 
seien.  Der  Kaiser  von  Russland  erklärte  bei  seiner  ersten  Antwort  auf  die 
Anrede  der  Pariser,  entzückt  von  ihrer  Liebenswürdigkeit,  er  werde  sofort 
alle  französischen  Kriegsgefangenen  ohne  Weiteres  entlassen.  Dieselben 
halfen  dann  ein  Jahr  später  zur  Rückkehr  Napoleons.  Daneben  hatten  alle 
Gewerb  treibenden  dieser  Stadt  (bis  auf  gewisse,  nicht  nennbare  herab)  den 
ungeheuersten  Vortheil  von  der  Anwesenheit  so  vieler  Fremden  (worunter 
Sl  Fürsten  und  Prinzen),  durch  welche  die  Mlethpreise  aller  Wohnungen 
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fikation  der  französischen  Grenzen  zu  Gunsten  der 
Schweiz  handelte.  Der  beste  Freund  der  letzteren 
unter  den  Alliirten,  Kaiser  Alexander,  wurde  von  der 
Schmeichelei  der  Franzosen  schon  in  der  Zeit,  von 
der  wir  sprechen,  so  bezaubert,  dass  er  nach  Notizen 
in  der  Allg.  Zeitung  sogar  damit  umging,  ihnen  die 
Kriegskontribution  zu  schenken,  und  dass  eine  Depu- 
tation von  einflussreichen  Personen  an  ihn  abgesandt 
werden  durfte,  um  noch  in  diesem  Momente  der  völligen 
Besiegung  Frankreichs  die  Rhein-  und  Scheidegrenze 
als  seine  «natürlichen»  Grenzen  zu  beanspruchen. 

Dennoch  hätte  ein  rasches  und  energisches  Vor- 
gehen der  Schweiz  auf  allen  wesentlichen  Punkten 
vielleicht  noch  gute  Wirkungen  erzielt.  Die  Gründe, 
warum  dasselbe  nicht  stattfand,  obwohl  sogar  offizielle 
Aufforderungen  dazu  vorlagen,  müssen  vornehmlich  in 
den  kläglichen  konstitutionellen  und  militärischen  Zu- 
ständen der  Eidgenossenschaft  gesucht  werden,  worüber 


um  die  Hälfte  stiegen.  Die  Gazette  de  France  berechnet  wohlgefällig,  da« 
allein  der  Gewinn,  den  die  Pariser  Wlrthe  aller  Art  von  der  Invasion  be- 
ziehen, sich  täglich  anf  1,300,000  Franken  belaufe.  (Allgemeine  Zeitung  vom 
28.  Mai.)  Es  blieb  auch  damals  schon  den  Parisern  selber  überlassen,  ihre 
von  allen  Feinden  stets  bevorzugte  Stadt  zn  beschädigen,  indem  sie  am 
8.  April  1814  zum  ersten  Male,  mit  vieler  Kraftanstrengung,  und  „anter 
allgemeinem  Jubel14  die  Statue  des  Kaisers  von  der  Yendömeaäule  rissen. 
Der  gänsliche  Umsturz  des  Monumentes,  der  auch  bereits  versucht  wurde, 
war  ihnen  nicht  gelungen ;  dazu  bedurite  es  einer  vorgeschritteneren  Zelt. 

Am  12.  April  feierte  auch  unsere  Tagsatzung  In  Zürich  ein  grosses 
Fest  zu  Ehren  dieser  Restauration  der  Bourbonen.  Die  ganze  Stadt  war 
beleuchtet  und  der  Bürgermeister  Reinhard  brachte  den  ersten  Toast 
„den  Befreiern  Europas".  —  Ludwig  XVIII.  hatte  sehon  in  der  ersten  Nacht, 
die  er  nach  langem  Exil  Im  Palaste  der  Tuilerien  zubrachte  (2.  Mai), 
wieder  eine  Leibwache  von  Schweizern  haben  wollen.  Er  schickte  nun  sofort 
einen  Genfer.  General  Malle t-Butini,  der  s.Z.  schon  im  Regimente Ch&teau- 
vteux  gedient  und  nachher  noch  den  Krieg  in  der  Vendee  für  die  bonr- 
bonische  8ache  mitgemacht  hatte,  in  die  Schweiz,  um  allen  Kantonen  ein- 
zeln seine  Thronbesteigung  anzuzeigen  und  die  Wiederherstellung  des 
schweizerischen  Solddienstes  unter  den  alten  Bedingungen  vorzuschlagen. 
Am  27.  April  wurde  bereits  dieser  königliche  Antrag  in  der  Tagsatzung 
eröffnet.    (Allg.  Zeitung  vom  28.  April  und  18.  Mal.) 
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die    folgenden    Aktenstücke    den    besten    Aufschluss 
geben. 

Die  hierauf  Bezug  habende  zweite  Note  der  Minister 
der  Alliirten  ist  noch  vom  5.  April,  nach  Beendigung 
des  Krieges,  datirt  und  lautete  in  ihrem  wesentlichen 
Passus  wie  folgt: 

„L*  deetination  de  cm  troupes  serait  de  garnir  les  passages  de  kon- 
tiere» de  la  Confäderation,  que,  roslgre*  les  brillans  succes  des  AUies,  des 
detachemens  de  rarmee  ennemie  seraient  tentes  de  franchir  dans  leur 
retraite,  et  d'assurer  ä  la  Suisse  tranqulllite*  et  secnrite'.'4 

,11  y  a  des  paya  qul  ont  6t6  enleves  k  la  Suisse  et  qui  doivent  lui  etre 
resütues  et  en  former  des  parties  integrantes.  Ces  pays  qai  donneront  k  la 
Confeaeration  des  frontieres  qai  la  mettraient  en  £tat  de  malntenir  son 
Systeme  politlque  et  son  independance,  reclament  son  appul."  (Abschied  I., 
pag.  184.) 

Die  Tagsatzung  Hess  sich  jedoch,  statt  nun  noch 
möglichst  rasch  diesem  Winke  zu  folgen,  erst  am 
15.  April  zu  folgendem  matten  Konklusum  herbei: 

,1)  Es  soll  ein  Truppenkorps  von  5000  Mann  In  eidgenössischen  Dienst 
genommen  und  anter  die  Befehle  eines  von  der  Tagsatzung  zu  ernennenden 
Oberkommandanten  gestellt  werden. 

2>  Die  Tagsatanng  wird  die  dem  Qberkomman danten  zu  ertbeilende 
Instruktion,  sowie  die  Bestimmungen  über  Formation  und  Verwaltung  dieses 
Korps,  festsetzen. 

S)  Die  erforderlichen  Kontingente  an  Mannschaft  und  Geld  werden 
naeh  den  bisher  beobachteten  Beitragsskalen  von  den  sammtliehen  Ständen 
gettefert"    (Abschied  1.,  pag.  187.) 

Appenzell  L-Rh.  erhob  sofort  gegen  den  dritten 
Artikel  desselben  Einsprache.  Ihm  folgte  Schwyz 
mit  folgender  Erklärung: 

»Der  Stand  Schwyz  stehe  In  der  Ansieht  und  hege  die  Hoffnung,  das« 
bei  nunmehr  geendigter  Krlsis  des  grossen  Weltkampfes  der  Aufstellung 
eines  eidgenössischen  Grenakerdons  ausgewichen  werden  sollte,  indem  diese 
Massiegel  für  die  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  nicht  mehr  nothwendig 
■eneine,  die  Wiedervereinigung  der  getrennten  Länder,  aller  Erwartung 
naeh,  dieselbe  auch  nicht  erfordern  werde,  und  die  geringen  Htilfsquellen 
4er  Eidgenossenschaft,  vor  allem  aus  aber  jene  des  Kantons  Schwyz, 
<tit  möglichste  Abwendung  drückender  Lasten  dieser  Art  dringend  er- 
heischen."   (Abschied  I ,  pag.  188.) 

Als  vollends  die  Ausführung  des  Tagsatzungs- 
beschlusses in  Frage  kommt,  bietet  die  Verhandlung 
folgenden  Anblick: 
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„In  Folge  Tagsatzungskonklusums  vom  15.  Aprü,  betreffend  die  Auf- 
stellung eines  eidgenössischen  Truppenkorps,  bat  die  diplomatische  Kom- 
mission, unter  Vorbehalt  einer  wettern  Rücksprache  mit  den  Ministem  der 
allürten  Mächte  zu  Bestimmung  einerseits  der  verschiedenen  Punkte,   wo 
diese  Truppen  gebraucht  werden,  anderseits  der  Verhaltnisse,  in  denen  die- 
selben gegen  das  an  den  nämlichen  Orten  all  fäll  lg  stationirte  allilrte  Militär 
stehen  sollen,  den  Entwurf  eines  Beschlusses  in  Bezug  auf  die  Bildung  and 
Leitung  dieser  nun  anzuordnenden  Militäranstalten  am  27.  April  der  Tag- 
satzung vorgelegt.  Nach  Anhörung  der  mündlichen  Bemerkungen  der  Mit- 
glieder der  Kommission  sind  die  Ehrengesandtschaften  über  jeden  Artikel 
gedachten  Vorschlags  in  Berathung  getreten. 

a.  Der  erste  Artikel,  welcher  folgendermaßen  lautet: 

„Das  dermalen  in  den  eidgenössischen  Dienst  zu  berufende  Truppen- 
korps soll: 

aus  acht  Bataillonen  Linieninfanterie,  jedes  zu  sechs  Kompagnien, 
aus  acht  Kompagnien  Scharfschützen,  von  welchen  jedem  Infanterie- 
bataillon eine  zuget hellt  wird; 
aus  vier  Kompagnien  Artillerie  zu  Fuss: 
aus  zwei  Kompagnien  Dragoner, 

—  bestehen.** 

„Von  diesen  Truppen  wird  ein  von  der  leitenden  Militärbehörde  näher 
zu  bezeichnender  Theil  sogleich  in  Thätigkeit  gesetzt;  der  Ueberrest 
bleibt  einstweilen  in  Reserve  und  wird  bis  zum  Abmarsch  nicht  be- 
soldet — u 

—  ist  genehmigt  worden  von  den  Ständen  Zürich,  Uri,  Unterwaiden, 
Luzern,  Qlarus,  Zug,  Bern  und  Freiburg,  dann  von  Solothurn 
mit  Empfehlung  möglichster  Sparsamkeit,  besonders  in  Hinsicht  der  un- 
nöthig  scheinenden  Artillerie  und  Kavallerie,  -  ferner  von  Basel,  Schaf  f- 
hausen,  Waadt  und  Appenzell  Inner-Rhoden.  sowie  von  Aargau 
und  T hu r gau ,  welche  in  der  Ueberzeugung stehen,  es  werden  diese  Truppen 
nur  dann,  wenn  wirkliches  Bedürfniss  vorhanden  ist,  und  immer  in  mög- 
lichst beschränktem  Masse  in  Aktivität  gesetzt  werden.  Bei  schon  erklärter 
Mehrheit  und  in  Beziehung  auf  die  den  18.  April  ausgesprochene  Ratifi- 
kation des  diessfalls  am  15.  desselben  Monats  gefassten  Beschlusses  hat  auch 
St.  Gallen  dazu  gestimmt.  Endlich  nahm  die  Gesandtschaft  von  T essin 
diesen  Artikel  ad  ratificandum. 

Aus  Mangel  an  Instruktionen  haben  die  Gesandtschaften  von  Schwyz 
und  Graubünden  sich  das  Protokoll  offen  behalten. 

b.  Desgleichen  hat  der  zweite  Artikel,  also  lautend: 

„Die  in  dem  eidgenössischen  Militärreglement  angenommene  Ver- 
keilung auf  die  Kantone,  sowie  die  Formation  der  Kompagnien  und  die- 
jenige der  Bataillone,  sind  beibehalten,  und  sollen  als  Grundlage  der  Bil- 
dung des  aufzustellenden  Korps  dienen  — * 

—  die  Genehmigung  von  fünfzehn  Ständen  erhalten.  Schwyz,  Grau- 
bünden und  Tessin  behielten  sich  das  Protokoll  offen,  und  Appenzell 
Inner-Rhoden  nahm  den  Artikel  ad  referendum. 

c)  Der  dritte  Artikel  hat  zu  verschiedenen  Bemerkungen  Anlas«  ge- 
geben, und  ist  für  einmal  nicht  nach  dem  ganzen  Inhalt  des  Konunlssions- 
vorschlags,  sondern  nur  zum  Theil  unter  Vorbehalt  der  Ratifikation  von 
sechszehn  Ständen  angenommen  worden,  wie  folgt: 

„Die  Tagsatzung  ernennt  eine  leitende  Militärbehörde  (Kriegsrath), 
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welche  die  Beschlüsse  und  Befehle  derselben  in  Vollziehung  setzt.  Diese 
Behörde  steht  unmittelbar  unter  der  Tagsatzung.  8ie  ist  angewiesen,  sich 
in  allen  ihren  Verfügungen  nach  den  bestehenden  Militärreglementen  zu 
richten.  Alle  Ihre  Expeditionen  sollen  mit  der  Unterschrift  des  Präsidenten 
oder  dessen  Stellvertreters  versehen  sein." 

„Die  Kanzlei  wird  durch  Offiziere  des  Quartlermeisterstabs  besorgt." 

Die  Stände  8chwyz,  Unterwaiden  und  Freibarg,  die  in  diesem 
Artikel  die  Aufstellung  einer  bedenklichen  Mllltärcentralität  erblickten, 
nahmen  Ihn  ad  referendum. 

Die  Tagsatzung  behielt  sich  vor,  durch  einen  spätem  Beschluss  zu 
entscheiden,  wie  es  zur  Zeit,  wo  die  Tagsatzung  nicht  versammelt  wäre, 
mit  der  eidgenössischen  Militärbehörde  gehalten  werden,  und  in  welchen 
Verhältnissen  dieselbe  alsdann  stehen  solle. 

Ueber  die  Zahl  der  Mitglieder,  ans  welchen  die  leitende  Militärbe- 
hörde bestehen  soll,  waren  die  Ansichten  getheilt.  Mach  der  einen  Mei- 
nung wollte  man  dieselbe  auf  drei  Mitglieder  beschränken,  denen  der  Oberst- 
krieg8kommissariu8  mit  berathender  8 1 Imme  beigeordnet  würde ;  die  andere 
Meinung  hielt  es  für  zweckmässiger,  dass,  ausser  jenen  drei  von  der  Tag- 
satzung zu  ernennenden  Mitgliedern,  der  Oberstquartiermeister  und  der 
Oberstkriegskommissarius  von  Amts  wegen  mit  8itz  und  Summe  demKriegs- 
rathe  beiwohnen.  Dabei  machte  Solothurn  den  bestimmten  Vorbehalt* 
dass  von  denjenigen  Kantonen,  denen  diese  obern  Militärbeamten  angehören, 
kein  anderes  Mitglied  in  den  Kriegsrath  gegeben  werden  solle. 

Da  aus  Mangel  an  entscheidender  Mehrheit  kein  förmliches  Konklusum 
hierüber  erzielt  werden  konnte,  so  hat  die  Tagsatzung  den  Gegenstand  zu 
nochmaliger  Prüfung  und  Einreichung  eines  elnmüthigen  Antrags  der  diplo- 
matischen Kommission  überwiesen.    (Abschied  I.,  pag.  189.) 

Für  alle  Punkte  fehlte  also  die  Einstimmigkeit, 
welche  Mangels  jeder  Konstitution  nöthig  war,  wenn 
etwas  Ernstliches  geschehen  sollte.  Am  10.  Mai  er- 
klärt Freiburg  gar: 

„Die  Gesandtschaft  von  Freiburg  hätte  nicht  erwarten  sollen,  dass, 
nachdem  sie  zu  Errichtung  einer  militärischen  Kommission  niemals  die 
Hände  geboten  und  zu  Ernennung  dieser  Glieder  auch  niemals  gestimmt, 
vielmehr  formlich  erklärt  hat,  dass  ihre  Regierung  zum  militärischen  Auf- 
gebot nicht  anders  einwilligen  werde,  als  wenn  die  gesammten  eidgenös- 
sischen Stände  ihren  kompetirllchen  Beitrag  verschaffen  würden,  die  mili- 
tärische Konimission,  vor  abgelegtem  und  aufgetragenem  Bericht,  schon 
wirklich  ihren  Stand  zur  Bereithaltung  von  300  Mann  Infanterie  und  40  Ar- 
tilleristen durch  ein  Schreiben  aufgefordert  haben  würde.  Diesemnach  er- 
klärt die  Gesandtschaft,  in  Folge  empfangenen  bestimmten  Auftrags,  dass 
ihre  Kommittenten  zu  diesem  Aufgebot  nicht  mitwirken  werden,  es  sei  denn 
Rache,  dass  alle  Stände  dazu  mitwirken,  wie  solches  von  der  Tagsatzung 
beabsichtigt  worden;  in  welchem  FaU  sie  ihrerseits  auch  für  ihren  ge- 
ziemenden Antheil  nach  Massgabe  beitragen  werden,  in  dem  Verstand  jedoch, 
dass  dem  Stande  Freiburg  eine  Note  der  aufzusteUenden  Mannschaft  mitge- 
teilt werde,  damit  derselbe  sie  einsehen  und  prüfen  möge,  und  also  nicht 
mehr  beladen  werde,  als  sein  Antheil,  wie  solches  schon  vormals  wider- 
fahren ist,  mitbringen  soll.  Unterdessen  ersucht  ubgemeldete  Gesandtschaft. 


-     170     — 

dass  alle  militärischen  Aufträge  an  ihren  Kanton  eingestellt  bleiben,  bis  ihr 
Stand  diese  Note  eingesehen  and  darüber  seine  Gesandtschaft  mit  gehöriger 
Instruktion  wird  versehen  haben,  mit  Beifügen,  dass  sie  zur  Errichtung 
dieser  militärischen  Kommission,  welche  die  Hohe  Tagsatznng  einstimmig 
gnt  befunden,  ihrerseits  auch  beistimme,  in  dem  heitern  Verstand,  dass  die- 
selbe von  keiner  längern  Dauer  als  die  wirkliche  Tagsatznng  sein  und,  bei 
Auflösung  dieser  letztern,  die  Leitung  jener  militärischen  Massregeln  dem 
Löblichen  Vororte  Zürich  Übertragen  werde."    (Abschied  I.,  pag.  191.) 

Endlich  am  18.  Mai,  6  Wochen  nach  der  Auf- 
forderung der  Mächte,  wurden  wirklich  20  Kompagnien 
aus  Zürich,  Graubünden,  Waadt  und  Luzern  mobil  ge- 
macht, die  nun  aber  wenig  mehr  zu  thun  bekamen. 

Das  schöne  ehemalige  Graubündner  Unterthanen- 
land  Veltlin  namentlich  ging  durch  diesen  Mangel 
an  jeder  Thatkraft  in  dem  Momente  verloren,  in  dem  es 
noch  einmal  gerettet  werden  konnte.  Ein  Bataillon 
eidgenössischer  Truppen,  unter  dem  Kommando  von 
Oberst  Hauser  von  Glarus,  gelangte  bloss  bis  nach 
Chur.  Graubünden  selbst  hatte  zwar  einen  Frei- 
schaarenzug  mit  einer  Heeresmacht  von  4  Kompagnien 
ausgeführt.  Aber  es  fehlte  an  allem  Nachdruck  auch 
bei  dieser  Unternehmung,  was  nun  Oestcrreich  benutzte, 
um  das  zur  Verbindung  seines  künftigen  Staaten- 
komplexes allzu  wohlgelegene  Land  vorerst  selbst  zu 
besetzen  und  nachmals,  nach  vielen  fruchtlosen  diplo- 
matischen Verhandlungen,  auch  zu  behalten1). 


»)  Die  AUg.  Zeitung  vom  11.  Mai  ideren  Berichterstattungen  in  dieser 
Zeit  öfter  unsere  ßeschlchtHchreibung  einigermasnen  ergänzen)  enthalt  die 
Notiz,  dass  der  vorsichtige  Reinhard,  als  die  BHndner  in's  Veltlin  mar- 
schirten,  einen  Kourier  nach  Mailand  schickte,  nm  dless  den  Oester reichern 
zu  melden,  üie  Tagsatznng  hatte  am  ?7.  April  den  Ministern  der  drei 
al Hirten  Mächte.  Oesterrclch,  Russland,  Preussen,  ihren  Entschlnss  an- 
gezeigt, das  Veltlin  sich  wieder  anzueignen,  und  diese  Minister  hatten  am 
18.  30.  April  zustimmend  geantwortet.  Der  wesentliche  Passus  dieser  spater 
oft  erwähnten  Zustimmung,  die  auch  die  Unterschrift  des  Österreichischen 
Bevollmächtigten  trägt,  lautet:  (Abschied  I  pag.  278): 

„Les  soussignäs,  Envoye*s  extraordinalres  et  Ministres  plenipotentiaires 
de  Leurs  Majestäs  Imperiales  et  Royale,  se  feront  nn  devoir  de  mettre  sons 
les  yeux  de  leurs  augustes  8ouverains  la  note  pur  laquelle  la  Diete  lenr 
fait  part.  en  date  du  »7  avril,  des  Intentions  oü  eile  se  trouve  k  Tägard  de 
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Dieser  Graubündner  Feldzug  nach  Cleven 
ist  eines  der  weniger  bekannten  Ereignisse  unserer 
neueren  Geschichte  und  wir  wollen  auch  hier  das  Wort 
zunächst  einem  bündnerischen  Zeitgenossen  geben,  der 
ihn  viele  Jahre  nachher  in  seinem  Alter  beschrieben 
hat,  nämlich  dem  bereits  auf  Seite  HO  citirten  Obersten 
Ulrich  von  Planta.    Er  erzählt: 

«Schon  mit  Schreiben  der  alliirten  Mächte  vom 
].  Januar  1814  war  die  Zusicherung  ertheilt  worden, 
«dass  sie  es  dahin  bringen  wollen,  dass  alle  vom  Ge- 
biet der  Eidgenossenschaft  abgerissenen  Theile  der- 
selben wieder  zurückerstattet  werden.»  Mit  Note 
vom  8.  April  verlangten  dieselben  Minister  von  Oester- 
reich  und  Russland  die  Aufstellung  eines  Truppenkorps, 
auch  damit  die  Länder,  welche  der  Schweiz  entrissen 
worden  und  wieder  zurückgestellt  werden  sollen,  die 
Unterstützung  der  Eidgenossenschaft  erhalten.  Diese 
unzweifelhaften  Absichten  der  hohen  Mächte  waren 
ganz  geeignet,  auch  die  Hoffnungen  von  Graubünden 
auf  das  Yeltlin  sehr  zu  bestärken.  Mit  Hinsicht  auf 
diese  Zusicherung  der  alliirten  Mächte  und  in  Folge 


la  Valtelliue  et  des  comtls  de  Chiavenna  et  Bormio,  ainsi  que  des 
mesures  qu'elle  va  prendre  pour  faire  rentrer  dans  la  clrconscription  du 
territoire  belveüque  les  pays  susmentionnes. 

Leurs  Majestes  Imperiales  et  Royale  verront  avec  une  satisfactlon 
particollere  cet  acte  de  la  Diete,  et  les  sages  dispositlons  qu'elle  prendra 
pour  proceder  deflnitlvement  a  rorjranisatton  polltiqae  de  ees  contrees. 

Les  sousstgnes  croient  toutefois  devoir  observer  que,  si  le  retablisse- 
ment  d'un  llen  polltiqae  de  la  Sulsse  avec  les  pays'qnl  viennent  d'etre  nom- 
«ria,  atnsi  qa'avec  Geneve,  Blenne,  le  Valais  et  au t res,  exljre,  d'un  cöte, 
que  ees  pays  solent  mls  dans  la  plelne  et  libre  possesslon  de  leurs  droits 
polltiqoes.  11  n'est  pas  moins  vrai,  de  l'autre,  que  les  XIX  cantons  eux- 
memes,  n'ayant  point  jnsqa'  k  present  conclu  leur  pacte  föderal,  ne  semblent 
ponvoir  encore  y  associer  les  pays  que  les  hautes  pulssances  desirent  rendre 
&  la  Baisse. 

Cette  conside'ration  et  ses  consequencea  ne  ponvaut  e*cbapper  ä  la 
ptattration  de  la  Dlete,  les  sousslgnes  croient  de  leur  devoir  de  renouveler 
leur*  BoUlcitation8  pour  qu'elle  veuille  accelerer  l'achevement  du  pacte 
feltaü. 
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Einwilligung  der  hohen  Tagsatzung,  dass  Veltlin  und 
Cleven  einstweilen  von  Bünden  in  Besitz  genommen 
werden  sollen,  erliess  die  Regierung  unterm  24.  Februar 
eine  Proklamation,  worin  es  unter  Anderem  heisst: 
«  « Dank  sei  es  der  allg.  Vorsehung  —  Dank  dem 
von  ihr  den  grossmüthigen  zur  Befreiung  aller  unter- 
drückten Ländern  vereinigten  Monarchen,  verliehenen 
Segen  —  der  Zeitpunkt  ist  gekommen,  wo  wir  mit 
eben  so  viel  Recht,  uns  des  Verlornen  wieder  be- 
mächtigen, als  einen  günstigen  Erfolg  dieser  Unter- 
nehmung hoffen  können.  —  —  Schwere  Leiden  er- 
duldeten die  Einwohner  jener  Länder. Sie  seufzen 

nach  Erlösung  von  diesem  unerträglichen  Joche,  und 
wir  dürfen  hoffen,  dass  diese  Erlösimg  —  —  ihnen 
von  uns  willkommen  sein  werde. »  >  Ausser  den  bereits 
an  die  Grenze  beorderten  2  Kompagnien  Latour  und 
Walser,  wurde  die  Aufstellung  von  2  Bataillons  Frei- 
williger (1200  Mann  unter  dem  Kommando  des  Baron 
Heinrich  v.  Salis)  angeordnet,  welche  aber  aus  Mangel 
an  Theilnahme  auf  die  2  Kompagnien  Michel  und  Casutt 
beschränkt  wurden.  Kompagnie  Walser  stand  seit 
April  in  Poschiavo,  Latour  im  Bergeil,  der  Oberst  Negri 
ihnen  gegenüber  in  Veltlin  und  Cleven.  Ein  Bataillon 
eidgenössischer  Truppen  unter  Oberst  Hauser  war  bis 
Chur  vorgerückt.  Proklamationen  der  Regierung  vom 
4.  Mai  und  des  Obersten  Hauser  vom  9.  Mai,  zeigten 
den  Bewohnern  Veitlins  die  beabsichtigte  Besitznahme 
an.  Herr  Oberst  Max  v.  Salis-Soglio  wurde  den  Truppen 
als  Civil-Kommissär  beigeordnet.  Diese  standen  unter 
Oberst  öubert  v.  Salis. 

Am  3.  Mai  begannen  die  Operationen,  Kompagnie 
Casutt  rückte  an  diesem  Tage  und  Kompagnie  Michel 
Scharfschützen  am  4.  über  den  Splügen.  Der  bünd- 
nerische  Kommissär  disponirte  den  kombinirten  An- 
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griff  am  4.  sowohl  von  Bergell  als  vom  St.  Jakobsthal 
ans.  Es  entspann  sich  von  Bergell  aus  ein  Gefecht, 
in  welchem  5 — 6  Italiener,  und  unter  diesen  der  Kom- 
mandant Hauptmann  Michele  verwundet  wurden,  und 
unsere  Truppen  sich  sehr  gut  hielten.  Casutt  rückte 
im  8t.  Jakobsthal  fechtend  vor,  unter  Oberst  Gubert 
v.  Salis.  Der  Feind  empfing  ihn  mit  Salven  aus  gün- 
stigen Positionen,  doch  fiel  Casutt  rasch  auf  ihn  ein 
und  sprengte  ihn  in  die  Flucht.  Das  Resultat  war 
5  Gefangene.  Dem  Kommandant  Negri  wurde  das 
Pferd  erschossen.  In  der  folgenden  Nacht  kapitulirte 
Cleven.  Latour  und  Casutt  rückten  am  5.,  von  Land- 
stürmern aus  Rheinwald  und  Bergell  unterstützt,  in 
diese  Stadt  ein.  Kompagnie  Michel  konnte  erst  am  6. 
nachfolgen.    Vorposten  besetzten  Riva. 

Die  Eroberung  von  Cleven  war  vollbracht,  allein 
die  Regierung  fand  die  bewilligten  Kapitulations- 
bedingungen für  Cleven  zu  günstig  und  verweigerte  die 
Ratifikation.  Der  Wunsch,  Cleven  bald  in  Besitz  zu 
haben,  erklärt  übrigens  ihre  Milde. 

Der  Jubel  war  gross,  doch  zeigte  sich  bald  die 
unerwartete  Wahrnehmung,  dass  Negri  im  Einver- 
ständniss  mit  der  österreichischen  Regierung  in  der 
Lombardie  gehandelt  hatte.  Der  General  v.  Bellegarde 
beklagte  sich  in  einem  Schreiben  vom  10.  Mai  an  die 
Herren  Häupter  bitter  über  diese  Angriffe,  und  Herr 
v.  Albertini,  der  zur  Beschwichtigung  nach  Mailand 
gesandt  wurde,  konnte  um  so  weniger  ausrichten,  als 
auch  der  Kaiser  selbst  in  einer  Audienz,  die  er  dem- 
selben Hrn.  v.  Albertini  später  in  dieser  Sache  in 
Basel  ertheilte,  ihm  rundweg  erklärte,  dass  er  Veltlin 
bis  nach  dem  Wiener  Kongress  in  seinen  Schutz  nehme. 

Auch  säumte  Oesterreich  nicht  Gegenmassregeln 
zu  ergreifen.    In  Eilmärschen  rückte  General  Völseis 
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mit  6000  Mann  nach  Veltlin  und  Cleven  hinauf.  Unsere 
Vorposten  mussten  sich  von  Riva  zurückziehen:  unser 
Generalstab  ritt  dem  General  entgegen.  Als  die  feind- 
lichen Trompeter  bei  ihrer  Ansicht  eine  laute  Fanfare 
bliesen,  gerieth  unsere  Kavallerie  etwas  in  Unordnung.(J) 
Man  schwenkte  die  weissen  Tücher  zum  Zeichen  des 
Parlamentirens.  Das  im  Hauptquartier  von  General 
Fölseis  mit  unserem  Truppen-Kommando  in  Novafce  ab- 
gesprochene Resultat  war,  dass  die  Kroaten  Cleven 
besetzten  und  dass  die  halbe  Kompagnie  Latour  noch 
auf  8  Tage,  bis  zum  Eingang  höherer  Befehle,  dort 
weilen  durfte.  Vergebens  schlug  Hauptmann  Latour 
dem  General  ein  Tournier  vor,  von  1  Bündner  gegen 
4  Kroaten. 

Nach  Ablauf  des  Termins  mussten  wir  Cleven  unter 
dem  Hohn  der  Bevölkerung  wieder  räumen. ') 

»)  Der  Bericht  der  „Allg.  Zeitung'*  Über  die  Gefechte  der  Btindner 
lautet  in  den  Nummern  vom  £0.  und  21.  Mai,  wie  folgt: 

„Chiavenna  (Cleven)  war  seit  einiger  Zeit  von  ungefähr  180  Italienern, 
unter  Befehl  eines  ObrUten  Negri,  besetzt,  die  ihren  8old  von  reichen  Par- 
tikularen im  Veltlin  und  Cleven  erzwangen.  Am  4.  Hai  Hessen  die  Be- 
wegungen dieser  Truppen  den  Bündnerschen  Kommissär  Max  von  8a  11 8- 
Hoglio,  welcher  mit  der  Kompagnie  Latour  an  der  Grenze  des  Bergello  stand, 
vermuthen,  sie  möchten  den  neiden  durch  das  Campodollano  anrückenden 
Bündner  Kompagnien  entgegen  marschiren  wollen.  Daher  veranstaltete  er 
einen  Angriff  gegen  Cleven.  Indessen  kam  ihm  eine  italienische  Patrouille 
zuvor;  sie  ward  aber  bis  über  Santa  Croee  geworfen.  Hier  kam  den  Bünd- 
nern die  ganze  Garnison  von  Cleven  entgegen  und  es  entspann  sich  ein  zwei 
8tunden  dauerndes  Gefecht,  in  welchem  die  Italiener  mit  Verlust  von  5  bis 
»;  Verwundeten  zurückgeschlagen  wurden.  Die  Bündner  brachten  die  Nacht 
bei  8.  Croce  zu,  bis  um  2  Uhr  Morgens  (den  5.)  sich  zwei  Parlamentäre  ein- 
fanden, worauf  eine  Uebereinkunft  geschlossen  ward,  In  Folge  deren  sie 
in  Cleven  einrückten.  Der  Verlust  der  Bündner  besteht  in  einem  Vermiesten 
und  drei  leicht  Verwundeten.  Die  Kompagnie  Casutt,  unter  Anführung  des 
Obristlicatenaiits  Gubert  v.  Salis-Seewis,  bestand  am  gleichen  Morgen  im 
8t.  Jakobsthal  ein  Gefecht  Bald  erhielt  er  den  Antrag  eines  Waffenstill- 
stands, den  er  aber  ausschlug.  Seine  Vorposten  rückten  bis  über  Santa 
Maria  vor  und  wurden  vom  Feinde  in  seiner  vorthetlhaften  Stellung  hinter 
grossen  losgerissenen  Felsen  mit  einigen  Salven  empfangen.  Rasch  griffen 
aber  die  Bündner  an  und  sprengten  ihn  auseinander.  Das  Resultat  waren 
')  Gefangene,  worunter  ein  Wachtmeister  und  ein  Tambour.  Einige  Italiener 
warfen  die  Waffen  weg,  um  desto  schneller  laufen  zu  können.  Die  Kom- 
pagnie Casutt  hatte  weder  Todte  noch  Verwundete,  setzte  ihren  Marsch  fort, 
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Die  Kompagnien  wurden  am  10.  Juni  definitiv  ent- 
lassen und  damit  waren  alle  Hoffnungen  auf  die  Er- 
oberung des  Veitlins  für  immer  zu  Grabe  getragen. » 

Aus  Veltliner-Quellen '),  die  bei  unseren 
Geschichtschreibern  bisher  wenig  benützt  worden  sind, 
fügen  wir  hier  Folgendes  bei: 

Der  unerwartete  Sturz  Napoleon's  hatte  auch  dieses 
Thal,  welches  das  Schicksal  Italiens  seit  1797  getheilt 


vereinigt«  sich  mit  der  Kompagnie  Latour  und  zog  mit  11)  r  in  Cleven  ein. 
Dem  italienischen  Kommandanten  ward  das  Pferd  durch  drei  Schüsse  unterm 
Leih  getroffen  und  ein  italienischer  Offizier  durch  die  Schultern  geschossen. 
Nach  dem  Einmarsch  in  Cleven  ward  eine  Patrouille  nach  all*  Riva  geschickt. 
Am  Abend  des  5.  rückte  auch  die  Mannschaft  von  Scham«  und  Rhein  in 
Cleven  ein.    Die  Kompagnie  Scharfschützen  langte  erst  am  6.  dort  an." 

—  „Die  Bündtner  sind  nicht  lange  im  Besitz  von  Cleven  geblieben.  Am 
i.  Mai  landete  ein  Korps  von  8000  Oester reichern  zu  aila  Riva.  Der  Kom- 
mandant Hess  sogleich  den  Bündtner  Ischen  Anführer  zu  sich  rufen  und 
eröffnete  ihm,  dass  der  Angriff  und  die  Vertreibung  der  italienischen  Truppen 
aas  Cleven  grosse  Sensation  in  Mailand  gemacht  habe,  indem  Cleven  zum 
bisherigen  Königreich  Italien  gehöre,  und  dieses  nun  ganz  unter  den  Be- 
fehlen des  F.  M.  Grafen  von  Bellegarde  stehe;  er  habe  daher  Befehl,  die 
Bündtner,  wenn  sie  sich  nicht  gutwillig  entfernten,  mit  Gewalt  zu  ver- 
treiben. Man  wies  ihm  hierauf  die  Note  der  in  Zürich  befindlichen  Minister 
der  alliirten  Mächte  vor.  Er  bedauerte,  dass  man  diese  in  Mailand  bis- 
her nicht  gekannt  habe,  sonst  wäre  diese  Expedition  wahrscheinlich  unter- 
blieben; allein  er  müsse  dennoch  seinen  Befehl  befolgen  und  auf  der 
Räumung  des  Lande«  bestehen.  Endlich  übernahm  er,  das  Dableiben  von 
130  Bundnern  zu  gestatten;  hingegen  zogen  sich  die  übrigen  nach  Bergell 
und  auf  den  Splügen  zurück.  Die  Oesterreicher  versicherten,  die  Italiener 
hatten  in  den  Gefechten  mit  den  Bündtnern  17  Todte  und  Verwundete 
verloren.  —  Nach  neueren  Berichten  waren  auch  4  Bataillone  Oesterreicher 
ins  Veltlin  eingerückt  Es  heisst,  der  Graf  von  Capo  d'Istria  habe  diese 
Massnahme,  wenn  schon  unbegreiflich,  doch  von  keiner  Folge  erklärt.  — 
Laut  den  neuesten  Briefen  aus  Chur  hat  auch  der  in  Cleven  zurückgebliebene 
Rest  von  Bündtner  Militär  zurückmarschiren  müssen.  Dagegen  haben  die 
Orafschaft  Worms  und  das  St.  Jakobsthal  am  9.  und  10.  Mai  Deputirte  nach 
Chor  geschickt,  um  die  Wiedervereinigung  zu  bewirken.  Die  Wormser 
sind  sogar  ohne  irgend  eine  Vermehrung  ihrer  vorigen  Rechte  ganz  auf 
dem  alten  Fuss  wieder  ünterthanen  zu  werden  erbötig.  Oberst  Hauser  ist 
von  Chur  nach  Mailand  abgereist,  um  mit  dem  F.  M.  Bellegarde  wegen  der 
Besetzung  des  Veltlins  etc.  persönlich  zu  unterhandeln." 

*)  Wesentlich  aus  dem  Werke  des  Advokaten  Giuseppe  Romegialli 
„Storia  della  Valtellina  e  delle  gia  contee  di  Bonnio  e  Chiavenna*  Sondrio 
139.  das  sehr  viele  Aktenstücke  enthält.  Dasselbe  ist  ausserhalb  Grau- 
bündens  so  gut  wie  unbekannt.  Die  hieher  gehörige  Erzählung  ist  in  dem 
erst  nachträglich  beigefügten  V.  Band  (2tten  Buche)  enthalten. 
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hatte,  in  grosse  Aufregung  versetzt.1)  Schon  im  No- 
vember 1813  rückte  eine  österreichische  Freischaar 
unter  einem  gewissen  de  Angeli  über  den  Stelviopass 
in  das  Veltlin  ein  und  es  begann  ein  kleiner  Krieg 
zwischen  diesen  Freischärlern  und  den  geringen,  wesent- 
lich aus  Gendarmerie  bestehenden  Streitkräften,  die 
unter  dem  Befehl  eines  Artillerie -Obersten  Negri 
standen,  welcher  diesen  übrigens  nicht  ernsthaft  ge- 
meinten Guerillakrieg  aus  seinen  früheren  Diensten 
in  Spanien  kannte  «  Ma  ben  piü  che  dagli  Austriaci 
avevamo  da  questi  giorni  a  temere  dal  lato  dei  Gri- 
gioni »  fährt  der  Veltliüer  Erzähler  fort.  Die  Nach- 
richt, dass  man  in  Chur  die  Mediationsregierung  ge- 
stürzt habe  und  ernstlich  an  die  Wiedererwerbung  des 
Unterthanenlandes  denke,  gelangte  natürlich  auch  dahin 
und  noch  mehr  als  diese  politische  Veränderung  wurde 
die  Rückforderung  aller  Güter  gefürchtet,  welche  seit 
1797  den  Graubündnern  konfiszirt  worden  waren.  Die 
Veltliner  schickten  einen  Spion  über  Puschlav  und 
Engadin  nach  Chur  und  erfuhren,  dass  man  in  der 
That  einen  Zug  nach  dem  Thale  beabsichtigt.  Bereits 
am  8.  März  wurde  eine  Patrouille  bei  Tirano  von  den 
Puschlavern  abgefangen  und  am  gleichen  Tage  wurde 

>)  Komegialli  sagt  darüber: 

„Europa,  per  non  dire  il  mondo,  vide  attonita  appannarsl  l'astro  deUa 
abbagllante  Napoleonica  luce;  se  ne  afflissero  intensamente  alcuni,  emolti, 
in  segreto,  ne  esaltarouo.  In  Valtellina  cominiciö  a  balenare  in  alcuni 
gperanza  e  a  sorgere  in  altri  timore  dl  rivedere  l'antico  ordine  di  coae. 
Vera  di  quelli,  che  per  assoluta  mancanza  di  lumi,  non  avevano  mai  otte- 
nnto  ne  meritato  pubblico  inipiego,  e  perche.  quand1  an  che  avessero  ven- 
duto  il  vino  a  prezzo  quattro  o  anche  cinque  volte  maggiore  di  quello  cava- 
tone  al  tempo  dcl  governo  grigione,  dovevano  pagare  qualehe  soldo  dl  piü 
mezza  dozzina  di  ovaT  qualehe  llbbra  di  pesce,  un  eapo  di  sclvaggina  raor- 
raoravano,  e  coloro  che  piii  alto  levavano  su  tale  argomento  le  insnlse 
querele,  Htati  erano  sempre  i  piii  attivi  agitatorl  del  matt  er  eil  o.  Xacquero 
anche  nei  piü  di  questa  provincia  desiderj  e  speranze  di  vedcrla  aecreseere 
d'uu  Cantone  la  Svizzera." 
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von  Chiavenna  her  eine  nicht  unterzeichnete  Prokla- 
mation an  die  Graubündner  bekannt,  worin  zu  einem 
neuen  Eroberungszug  nach  dem  Veltlin,  «  das  ihre  Vor- 
fahren mit  ihrem  Blute  erworben»,  aufgefordert  wurde, 
ein  Aktenstück,  das  sich  würdig  an  die  Seite  der  be- 
kannteren Berner  Proklamation  vom  24.  Dezember  1813 
stellen  lässt  und  offenbar  auch  dieses  Vorbild  gehabt 
hat.  Die  Veltliner  Patrioten,  denen  darin  nichts  Bes- 
seres, als  das  alte,  ihnen  nur  zu  wohl  erinnerliche 
c  dolce  e  soave  governo »  in  Aussicht  gestellt  war, 
schickten  dieses  Dokument  nach  Mailand  an  die  Re- 
gierung und  schlugen  ihr  vor,  das  Puschlav  und 
Bergell  mit  dem  Departement  der  Adda  zu  vereinigen 
und  alle  Komausfuhr  nach  Graubünden  zu  verbieten. 
Noch  im  Laufe  des  März  erschienen  graubündneri- 
sche  Truppen  unter  dem  Hauptmann  Latour  im  Bergell, 
wogegen  italienischerseits  Chiavenna  mit  einem  Ba- 
taillon unter  dem  Kommandanten  Micheli  besetzt  wurde. 
An  diesen  schickte  nun  am  18.  April  Herr  Rudolf  Maxi- 
milian von  Salis,  als  graubündnerischer  Regierungs- 
kommissär für  das  Veltlin,  von  Soglio  aus  eine  Auf- 
forderung, den  Posten  zu  räumen,  welche  der  mili- 
tärische Obere  des  Micheli,  Oberst  Negri,  mit  einer 
kurzen  Ablehnung  beantwortete.  Hierauf  schrieb  Salis 
neuerdings  an  Negri  selbst,  es  handle  sich  mehr  um 
eine  gütliche  Verständigung  über  die  einstweilige  gegen- 
seitige Haltung,  um  Unruhen  zu  vermeiden,  und  schlug 
eine  Zusammenkunft  in  Castasegna  vor,  die  dann  wirk 
lieh  erfolgte  und  eine  Art  von  Waffenstillstand  auf 
48  Stunden  Kündigung  zur  Folge  hatte.1)  Unterdessen 
hatten  die  Oesterreicher  den  grösseren  Theil  von  Ober- 
italien erobert  und  der  Feldmarschall  Bellegarde  war 
am  28.  April  in  Mailand  eingerückt.    Am  1.  Mai  kün- 

')  Das  Aktenstück  ist  abgedruckt  bei  Romegialli,  V.  pag.  17. 
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digte  Salis  nach  den  Bestimmungen  der  Konvention 
von  Castasegna  dem  Kommandanten  Micheli  an,  dass 
nun  nach  Beschluss  der  Tagsatzung  und  der  grau- 
bündnerischen  Regierung  Chiavenna  besetzt  werden 
solle,  und  am  3.  Mai  folgten  die  ersten  offiziellen 
Proklamationen  seitens  des  Hrn.  Maximilian  und  eines 
Hrn.  Battista  v.  Salis  an  die  Bevölkerung  von  Chia- 
venna, Villa  und  des  St.  Jakobsthals.  Am  gleichen 
Tage  wurden  von  dem  Hauptmann  Casparis  von  Splügen 
aus  das  St.  Jakobsthal  (welches  von  der  Höhe  des 
Splügenberges  nach  Chiavenna  hinunterführt)  und  von 
dem  Hauptmann  Latour  die  Orte  Villa  und  Piuro  am 
Ausgange  des  Bergells  eingenommen  und  am  5.  Mai, 
Morgens  3  Uhr,  zwischen  dem  Kommissär  v.  Salis  und 
zwei  Abgeordneten  von  Chiavenna,  de  Pestalozzi  und 
Chiodera,  die  Kapitulation  dieses  Ortes  unter  Ratifi- 
kationsvorbehalt für  den  Präfekten  in  Sondrio  unter- 
zeichnet.1) Während  in  Chiavenna  und  im  eigent- 
lichen Veltlin  die  Stimmung  offenbar  der  graubündneri- 
schen  Revindikation  vorwiegend  ungünstig  war,  hatte 
dagegen  die  Munizipalität  von  Bormio  am  3.  Mai  den 
Beschluss  gefasst,  sich  wieder  mit  Graubünden  zu  ver- 
einigen,2) und  eine  Abordnung,  bestehend  aus  dem 
Priester  Griacomo  Silvestri  von  Livigno,  Pietro  Mottar- 
lini  und  Lorenzo  Bracchi  von  Bormio  beauftragt,  sich 
nach  Chur  zu  begeben.  Schon  am  7.  Mai  jedoch,  bevor 
diese  Deputation  zum  Ziele  gelangen  konnte,  erschien 


»)  Die  fiir  sie  nicht  ruhmvollen  Gefechte  erwähnen  die  Veltliuer 
Quellen  gar  nicht.  —  Diese  Kapitulation  ist  zu  finden  bei  RomegiaÜi  pag.  23. 
Der  Präfekt  ratifizirtc  dieselbe  jedoch  nicht,  sondern  schickte  sie  nach 
Mailand  an  die  Regierung,  unter  Protest  an  Salis.  Romegialli  behauptet, 
die  Konvention  sei  augenblicklich  nöthig  gewesen,  um  Cleven  vor  der 
Plünderung  durch  die  Bergeller  zu  retleu. 

')  Dieses  Dokument,  mit  dem  alten  Hiegel  „O'ommunitas  Burmii"  aus- 
gestattet, findet  sich  auch  bei  Romegialli  pag.  27.  Ebenso  ein  Protest  eines 
tiiacomo  Picchi  gegen  diesen  Beschluss. 
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aus  Domaso,  am  Comersee,  die  folgende  Proklamation 
des  österreichischen  Generals  VöLseis  an  die  Bewohner 
des  ganzen  Departements: 

Jn  nome  delle  Alte  Potense  alleate  sono  stato  dealinato  da  S.  E.  il 
sig.  ('omandante  Generale  degli  Eserciti  delle  medeslme  In  Italia  al  eomando 
delle  Trappe  che  devono  guernire  11  Dipartimento  vostro. 

Lc  generöse  prove  dl  clemenxa,  le  benefiche  intern Joni,  e  l'amore  del' 
ordine  pubblico  date  dalle  Alte  Potenze  stesse  dovunque  hanno  trionfato  le 
loro  armi  ci  fanno  con  ragione  sperare  ehe  anche  questi  popoli  ne  godranno 
il  vantaggio,  e  vedranno  riflorire  culla  pubblica  In  privat»  tranqulllitä  e 
fiicurezza. 

Io  sono  venuto  per  r Istabilire  le  eose  nello  stato  dal  quäle  fnrono  tolte 
con  mezzi  »rbitrarj  ed  irregolari. 

Percio  io  vi  dichiaro  di  attendere  pacifici  e  quieti  clo  ehr  place rä  alla 
sariezza  delle  Alte  Potenze  deteriulnare  aul  futuro  vostro  destino,  acciö 
con  indelebile  vostro  disdoro  e  danno  non  vi  si  possa  riniproverare  ehe 
siete  stati  11  soll  sconsigliati  abhastanza  per  opporvi  a  quelle  savie  misure 
da  esfte  stabllite,  medlante  le  quali  PEuropa  ora  gia  si  trova  fellce. 

Dato  in  Doniaso  li  7  maggio  1811.  V  o  e  1  sc  I  «." 

Am  fünfzehnten  rückten  die  österreichischen  Trup-, 
pen,  1100  Mann  stark,  in  Chiavenna  ein,  welches  die 
Graubündner  und  ihr  Kommissär  verlassen  hatten. 
Am  einundzwanzigsten  kam  der  General  in  den  Haupt- 
ort des  Departements,  Sondrio,  und  wurde  daselbst 
mit  Musik  empfangen').  Am  fünfundzwanzigsten  Mai 
wurde   durch    eine    Proklamation    des  Feldmarschalls 


l)  Ein  gewisser  Casati  wollte  bereits,  man  «olle  allgemein  rufen: 
«Viva  In  casa  d'Austria'* ;  es  wurde  Ihm  aber  bedeutet,  es  sei  diess  noch 
nicht  an  der  Zeit.  Komegialli  behauptet,  einige  Graubündner  die  sich  in 
Citren  verspätet  halten,  seien  geprügelt  worden  (pag.  81).  Im  Veltliner- 
thal  hatten  auch  noch  einige  Parteigänger  der  Bündner  Ihre  vergebliehen 
Bemühungen  fortgesetzt,  das  Thai  unter  die  „ombra  troppo  angusta  dcl 
eapello  di  Teil"  zu  bringen.  Zu  diesem  Zwecke  befand  sieh  wirklieh  der 
Graf  Johann  von  Balis  in  Traona,  und  mit  ihm  versuchten  es  einige  Veltliner, 
besonders  ein  in  russischen  Diensten  stehender  Oberst  Parravieini,  ein 
Hauptmann  Konrad  Juvalta  und  der  Erzpriester  von  Öondrio  mit  einem 
Thell  des  Klerus,  die  Bevölkerung  zur  Unterzeichnung  von  Adressen  für 
(•raubünden  und  die  Schweiz  zu  animiren,  mit  dem  Hinweis  darauf,  dass 
sie  dort  keine  Konskription,  keinen  Stempel  und  sonstige  Steuern  zu 
trafen  haben  würden.  Diese  Adressen  wurden  jedoch  am  1.  Juni  von  dem 
österreichischen  Kommandanten  von  Morbegno  mit  Beschlag  belegt  und 
der  Oberst  Panaviclni  (nebst  noch  andern  Persouen)  festgenommen  uud 
gefangen  nach  Mailand  geführt.  „Senti  i  piü  acerbi  rimproveri  ed  awisi 
severi  dagli  zii.  li  conti  Guicciardi  e  Pt  regalli,  pui,  andato  a  Vicnna,  piü 
nuo  vidde  Italia  nouchc  la  pntria."  (Komegialli,  pag.  &). 
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Bellegarde  das  Königreich  Italien  als  aufgelöst  er- 
klärt und  die  österreichische  Herrschaft  über  die 
Lombardei,  Mantua  und  die  Departemente  links  des 
Po  proklamirt,  ohne  noch  Veltlin,  Cleven  und  Bormio 
zu  erwähnen. 

In  dieser  Zeit,  in  welcher  tagtäglich  andere  Gerüchte 
über  ihr  künftiges  Schicksal  die  Veltliner  beunruhigten, 
beschloss  endlich  der  Departementalrath  in  Sondrio, 
welcher  die  Stellung  einer  provisorischen  Regierung 
annahm,  sicherlich  im  Einverständniss  mit  Oesterreieh, 
einen  entscheidenden  Schritt  zu  thun,  indem  er  sich 
am  30.  August  für  die  Verbindung  des  Landes  mit 
der  Lombardei  aussprach  und  die  Herren  Graf  Diego 
Guicciardi,  aus  dem  eigentlichen  Veltlin  gebürtig,  und 
Girolamo  Stampa  aus  Chiavenna  an  den  Kongress  nach 
Wien  abordnete,  wo  dieselben,  mit  einer  Empfehlung 
des  Feldmarschalls  Bellegarde  an  den  Fürsten  Metter- 
nich,  am  16.  September  anlangten  und  fortan  eine  für 
die  Schweiz  sehr  verderbliche  Rolle   spielten  '). 

Die  erste  und  günstigste  Phase  dieser  Angelegen- 
heit war  damit  vorüber  und  das  Land  vorläufig  faktisch 
in  österreichischem  Besitz.  — 

Ein  etwas  besseres  Resultat  versprachen  die  Be- 
mühungen    für     die     Beseitigung    der    Grenzfestung 

')  Ihre  Bestellung  als  Gesandte  war  formell  nicht  ganz  in  der  Ord- 
nung, indem  die  Unterschrift  des  Präsidenten  des  Departementalrathes 
fehlte  („non  si  sa  come",  sagt  Romegialli)  and  dieser  Rath  überhaupt  keine 
Vollmachten  dieser  Art  besäss.  Sie  erhielten  daher  auch  in  Mailand  den 
Rath,  sich  in  Wien  nicht  „Deputati  del  Df partim«' uto  deir  Adda*,  sondern 
einfach  „Deputati  della  Valtellina"  zu  nennen.  Ueber  ihre  Thätigkeit  in 
Wien  siehe  Beilage  IV,  und  den  übrigen  Theil  der  Veltliner  Geschichten  im 
Abschnitt  VI  unserer  Erzählung.  Dass  Oesterreieh  von  Anbeginn  auf  die 
Erwerbung  des  Veitlins  rechnete  und  die  geringe  Geschicklichkeit  der 
Graubündner  trefflich  zu  benutzen  verstand,  muss  Jedermann  klar  werden, 
der  diese  Akten  liest.  Namentlich  der  eingeborene  Veltliner  Adel  wollte 
lieber  unter  Oesterreieh,  als  unter  dem  kleinen  Graubündner  Adel  stehen. 
Solche  persönliche  Motive  und  die  Abneigung,  die  konfiszlrten  Güter  zu- 
rückzugeben, waren  von  nicht  geringer  lledcutung. 
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Hüningen  bei  Basel,  welche  bis  zum  11.  April  von 
Baiern  und  Oesterreichern  unter  dem  General  Zoller 
von  Basel  aus  belagert  worden  war.  Der  tapfere 
Vertheidiger,  Oberst  Chancel,  hielt  sich,  während  z.  B. 
Beifort  schon  am  21.  März  kapitulirte,  weit  über  da? 
Ende  des  Krieges  hinaus  und  nahm  erst,  als  die  Re- 
gierungsveränderung und  der  Friede  mit  den  Alliirten 
unzweifelhaft  geworden  war,  am  16.  April  die  Belagerer 
in  die  Festung  auf,  die  er  nun  für  Ludwig  XVIII.  zu 
befehligen  fortfuhr.  Der  Schluss  der  ersten  Be- 
lagerung von  Hüningen,  die  zwar  auch  von  schweize- 
rischem Gebiete  aus  erfolgte,  jedoch  ohne  Betheiligung 
von  schweizerischen  Truppen,  wird  von  der  Allg. 
Zeitung  wie  folgt  erzählt: 

„Die  Bauernhaufen,  welche  in  Frankreich  die  Strassen  unsicher  machten 
und  die  Kommunikationen  hinderten,  sind  gänzlich  zerstreut.    Es  kommen 
daher  starke  Züge  leerer  Wagen  von  der  Armee  zurück.    Das  zur  Be- 
lagerung von  Hüningen  bestimmte  schwere  Geschütz  traf  endlich  vorgestern 
Abend  (4.  April)  ein  und  wurde  auf  dem  Galgenfeld,  dem  gewöhnlichen 
Exercierplatze  der  Basler  Milizen,  zwischen  Klein-Basel  und  Riehen,  auf- 
gestellt. Es  waren  ungeheure  Feuerschlündc,  um  deren  willen  man  unsere 
Brücke  doppelt  hatte  belegen  müssen.    In  der  folgenden  Nacht  wurde  diese 
Artillerie  in  die  Batterien  gebracht,  und  mit  Anbruch  des  Tages  beschoss 
man  den  Weissthurm  oder  Eisthurm.  zwischen  Basel  und  Hüningen,  der  die 
Belagerer  während  der  Blokade  oft  belästigt  hatte.    Indessen  widerstand 
er  nnn  der  schweren  Artillerie  nicht  lange ;  16  Mann  von  der  Besatzung 
blieben,  der  Ueberrcst,  etwa  80  Mann,  suchte  sich  längs  des  Rheins  in  die 
Festung  zu   retten,  wurde  aber  gefangen.     Hierauf  griff  man  die  Stern- 
schanze  an ,  die  mit  Beihülfe  eines  Regens  von  Bomben  und  Haubitzgranaten 
erobert  wurde.    Nach  einer  Welle  machte  die  Besatzung  einen  Versuch, 
mit  etwa  300  Mann  diesen  wichtigen  Posten  wieder  zu  nehmen;  allein  eine 
mörderische  Salve  trieb  sie  in  Unordnung  nach  der  Festung  zurück.    Die 
Sternschanze  wurde  hierauf  mit  6  österreichischen  Kompagnien  besetzt. 
Haningen  wird  allerdings  noch  einen  heftigen  Widerstand  leisten ;  aber 
es  hat,  (obgleich  von  Vauban  gebaut),  einen  Hauptfehler,  die  Wälle  sind 
zu  hoch,  und  fast  alle  Kugeln  fliegen  über  die  Köpfe  der  Belagerer  weg. 
Diese  hatten  in  den  hitzigen  Gefechten  am  gestrigen  Tage  nur  etwa  20 
Todte  und  60  Verwundete.  Zur  Sicherung  der  Zufuhren  haben  die  Belagerer 
von  Basel  her  bis  In  die  Laufgräben  einen  tiefen  Weg  mit  einer  Brust- 
wehr angelegt.    Man  beschiesst  jetzt  die  Wälle  aus  der  zweiten  Parallele, 
die  nnr  etwa  300  Schritte  von  den  Bastions  entfernt  ist,  heftig,  wird  aber 
bald  auch   noch  die  dritte   Parallele  öffnen    und  sammelt    immer    mehr 
Faschinen  zum  Sturm.    Das  Feuer  dauerte  gestern   ununterbrochen  fort ; 
«ine  Bombe  aus  der  Festung  tödtete  Abends  acht  Artilleristen     auch  litt 
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BourgHbre  stark.  Die  Garnison  feuerte  mehr  aus  Mörsern  und  Haubitzen 
als  aus  Kanonen ;  die  letzte  Nacht  liess  das  Feuer  etwas  nach ,  seit  heute 
früh  ist  es  aber  wieder  sehr  heftig.  Die  Belagerer  hatten  sich  mehrerer 
Aussenwerke  bemächtigt.  —  Nachschrift:  Diesen  Augenblick  erfahren 
wir  durch  einen  Kourier  aus  Dijon  die  grosse  Neuigkeit  von  der  Ein- 
nahme von  Paris. " 

Der  Schaden  dieser  Belagerung  betrug  auf  Basler 
Gebiet  (in  Kleinhüningen)  11,000  Schweizerfranken. 
Die  klugen  Basler  Handelsleute  wussten  sich  aber  dafür 
reichlich  zu  regressiren,  indem  sie  die  Abwesenheit 
einer  geordneten  Zollaufsicht  während  den  Tagen  des 
Regierungswechsels  in  Frankreich  benutzten ,  «  um  so 
viel  Waaren  jeder  Art,  als  nur  möglich,  nach  Frank- 
reich zu  schaffen».  (Allg.  Ztg.  vom  14.  Mai.)  Diese 
Hüninger  Angelegenheit  wurde  definitiv  erst  im  zweiten 
Pariser-Frieden  durch  die  noch  jetzt  zu  Recht  be- 
stehende Klausel  erledigt,  das  Verbot  einer  Befestigung 
aber  nicht  ausdrücklich  für  die  ganze  Umgebung 
Basels  —  zu  beiden  Seiten  des  Rheins  —  ausge- 
sprochen. So  scheint  zwar  ursprünglich  die  Sache 
gemeint  gewesen  zu  sein,  denn  der  Tagsatzungs- 
beschluss  vom  26.  April  lautet  allgemein  dahin,  man 
solle  sich  dafür  verwenden,  dass  «Hüningen  geschleift 
und  in  einer  bestimmten  Entfernung  von  den  Schweizer- 
grenzen keine  Festungswerke  mehr  angelegt  werden.  > 
(Abschied,  pag.  117). 

Auch  ein  anderes  dieser  für  die  Schweiz  gefähr- 
lichen Grenzforts,  das  Fort  de  TEcluse  bei  Genf, 
war  damals  zur  Sprengung  bestimmt.  Die  Minen  waren 
schon  in  Bereitschaft  gesetzt,  als  ein  Befehl  des  Fürsten 
Schwarzenberg  Einhalt  zu  thun  gebot.  (Allg.  Ztg. 
vom  27.  Mai)  *). 

')  Die  Allg.  Ztg.  enthält  ferner  Berichte  aus  Genf,  wonach  das  Pays 
de  Ge|x  und  ein  Theil  von  ßavoyen  bis  zum  Flusse  Fiez  künftig  nebst 
der  Stadt  Genf  den  üö.  Kanton  der  Schweiz  ausmachen  sollten,  und  eine 
Publikation  der  drei  Ministerresidenten  in  Zürich  an  die  provisorische  Re- 
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Am  gleichen  Tage ,  an  welchem  die  Hüninger 
Reklamation  beschlossen  wurde,  beantragte  die  diplo- 
matische Kommission  der  Tagsatzung:  «es  solle  eine 
Untersuchung  vorgenommen  werden,  ob  nicht  etwa  an 
der  einen  oder  andern  Grenze  einige  zu  Vertheidigungs- 
anstalten  besonders  schickliche  Stellen  sich  vorfanden, 
um  alsdann  über  die  Mittel,  um  eine  solche  vorteil- 
hafte Ausdehnung  zu  erhalten,  sich  des  Nähern  zu 
berathen.»  (Abschied,  pag.  177.)  Sie  ging  dabei  von 
dem  ganz  richtigen  Gesichtspunkte  aus,  zuerst  sich 
die  «militärische  Grenze»  durch  eine  technische 
Untersuchung  klar  zu  machen,  um  dann,  gestüzt 
darauf,  in  dem  damals  äusserst  günstigen  Moment, 
wo  alle  europäischen  Verhältnisse  neu  geordnet  wurden, 


gierung  in  Genf,  worin  ihr  der  Anschluß«  von  Genfan  die  Eidgenossenschaft 
and  eine  „angemessene  Gebiets  Vergrößerung"  im  Interesse  und  zum  Zweck 
„kräftigerer  Handhabung  des  schweizerischen  Neutralität^ 
Systems"  zugesagt  wird.  (AUg.  Zeitung  vom  14.  und  28.  Mal.)  Ein  be- 
zeichnender Bericht  über  die  dortigen  Verhältnisse  lautet  wie  folgt: 

„Zu  Genf  hörte  man  mit  besonderem  Vergnügen  am  18.  Mai  um  halb 
nenn  Uhr  Abends  wieder  zum  erstenmal  den  Feierabend  durch  das  Geläute 
der  vormals  dafür  gebräuchlichen  Glocke  verkünden.  —  Ein  Kreissehreiben 
des  hochmägenden  Käthes  hat  die  sämmtllohen  Maires  des  vormaligen 
Genfer  Gebietes  von  der  wiedereingetretenen  alten  Regierungsform  und 
zugleich  davon  benachrichtigt,  dass  die  Finanzverhältnisse  in  Folge  der 
desshalb  mit  der  Centralkommission  getroffenen  Uebereinkunft  einstweilen 
unverändert  bleiben  sollen.  Man  versichert,  die  Einwohner  der  Landschaft 
Gcx  hätten  eine  Bittschrift  unterzeichnet,  worin  sie  ihren  Wunsch  aus- 
drücken, fernerhin  dem  Königreich  Frankreich  anzugehören,  wie  das 
schon  seit  Heinrichs  IV.  Zelten  der  FaU  war,  und  der  Fürst  von  Benevent 
habe  ihr  Begehren  günstig  aufgenommen.  Sonst  war  seit  einiger  Zeit  von 
Vereinigung  dieser  kleinen  Landschaft  mit  Genf  und  der  Schweiz  vielfältig 
die  Rede  gewesen.  Die  Stadt  Genf  selbst  hegt  keinerlei  Wünsche  für 
bedeutende  Gebietsvergrösserung."    (Allg.  Zeitung,  pag.  608.) 

Auch  hier  waren  also  die  Kachbarn  wenig  geneigt,  Schweizerbürger 
zu  werden,  in  einem  Moment,  in  welchem  die  Schweiz  selbst  in  so  geringer 
Sicherheit  stand  und  diese  Gebiete  nicht  zu  besetzen  verstanden  hatte.  Eine 
Proklamation  des  österreichischen  Kommandanten  der  Besatzungstruppen 
(Grafen  Bubna)  an  die  Savoyer  enthält  die  Allg.  Zeitung  vom  20.  April. 
Die  franzosischen  JDouaniers  standen  damals  in  St-Julien  und  Im  Payg  de 
Gex  zum  grossen  Nachtheil  des  Verkehrs  von  Genf  ganz  auf  der  Grenze 
(Allg.  Zeitung  vom  19.  Juli). 
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gut  motivirte  Forderungen  stellen  zu  können. f)    Es 
wurde  hierauf  beschlossen: 

„Dem  eidgenössischen  Quartiermeisterstab  soll  der  Auftrag  erthellt 
werden,  über  diesen  Gegenstand,  mit  Rücksicht  auf  die  Enclaves,  welche 
zur  äussern  Schwelzergrenze  gehören,  seine  Ansichten  mit  möglichster 
Beförderung  der  Tagsatzung  vorzulegen;  zu  welchem  Ende  der  Herr  eid- 
genössische Oberstquartiermeister  bevollmächtigt  wird,  insofern  er  solches 
nothwendig  findet,  durch  zweckmässige  Bereisung  der  Grenzen  die  not- 
wendige genaue  Untersuchung  vornehmen  zu  lassen." 

Es  ist  bezeichnend,  dass  Freiburg  auch  für 
einen  solchen  Beschluss  noch  Ratifikation  vorbehielt 
und  Zug  «möglichste  Sparsamkeit  bei  der  vorhabenden 
Grenzbereisung  »  empfahl.  Eine  Note  der  Tagsatzung 
an  die  Minister  der  Alliirten  d.  d.  29.  April  lautet  in 
ihrem  hierauf  bezüglichen  Passus: 

„II  serait  digne  assnräment  de  la  noble  politique  des  hautes  pulssancea 
aUläes,  qui  veulent  dlever  la  Confödäration  au  degre*  de  force  defensive  que 
la  nature  du  pays  et  le  caractere  m§me  de  la  natlon  comportent,  d'employer 
leur  influence  pour  ddiivrer  la  Suisse  de  ce  suJet  d'inquiätudes  toujours 
renai.ssantes.  Deja,  en  janvier  dernier,  Sa  Majeste'  l'Empereur  d'Autriehe 
etant  ä  Bale,  et  vlvement  frappe"  des  inconvänients  du  voisinage  d'Hnningue, 
daigna  promettre  de  les  faire  cesser  par  la  destruction  de  la  forte resse.  La 
Diete  ose  d'autant  plus  se  prövalolr  de  cette  gracleuse  assurance  qu'elle 
en  trouve  la  conflrmation  dans  la  note  de  Leurs  Excel  lences,  les  Minist  res 
des  hautes  cours  allläes,  du  22  de  ce  mois,  oü  11  est  dit  expressäment  que 
ces  augustes  cours  veulent  assurer  a  la  Suisse  une  frontiere  naturelle  et 
forte,  qul  puisse  toujours  etre  de'fendne  avec  succes,  möine  contre  des  forees 
supärieures." 

Die  Bereisung  der  Grenzen  durch  den  Oberst- 
quartiermeister  Finsler  fand  hierauf  statt  und  ein  aus- 
führlicher Bericht  dieses  Offiziers  gelangte  am  3.  Mai 
zur  Beschlussfassung  an  die  Tagsatzung.  Derselbe  ist 
in  Beilage  Litt.  M.  des  Abschieds  enthalten,  und 
wir  geben  ihn  vollständig  in  unserer  Beilage  V.  Die. 
Verhandlung  darüber  in  der  Tagsatzung  ist  folgende: 

„In  Folge  erhaltenen  Auftrags  der  Tagsatzung  vom  8.  Mai,  hat  die 
diplomatische  Kommission  über  die  Denkschrift  des  Herrn  eidgenössischen 


»)  Diese  „militärische",  d.  h.  zur  Behauptung  geeignete  Grenze  spielt 
dann  noch  im  Pariser  Rongress  des  folgenden  Jahres  eine  bedeutende  Rolle, 
ist  jedoch,  wie  im  nächsten  Jahrgang  unseres  Buches  ersichtlich  sein 
wird,  dem  Wunsche,  Frankreich  nicht  zu  beleidigen,  geopfert  worden. 
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Oberstquartlermeisters,  die  Bestimmung  einer  wünschenswerthen  militäri- 
schen Grenze  der  Schweiz  betreifend,  einen  gutachtlichen  Bericht  am 
3.  Brachmonat  vorgelegt,  dessen  Wortlaut  in  die  Abschiedebeilage  Litt.  N 
anfgenommen  ist. 

80  sehr  die  Kommission  es  sich  zur  Pflicht  gemacht,  diesen  Gegen- 
stand mit  aller  Schonung  zu  behandeln,  und  so  sehr  sie  auf  die  Jetzigen 
Umstände,  nämlich  einerseits  auf  die  Wiederherstellung  Frankreichs  In 
seine  alten  Grenzen  und  die  bereits  nach  dieser  Basis  weit  vorgerückten 
Friedensunterhandlungen,  anderseits  auf  die  Grundsätze  der  Rechtlichkeit 
und  Bescheidenheit,  die  von  jeher  der  Leitfaden  der  eidgenössischen  Politik 
gewesen.  Rücksicht  genommen  hatte,  so  fanden  es  doch  einige  Gesandt- 
schaften bedenklich,  von  der  Ansicht  einer  militärischen  Grenze  auszugehen 
und  sich  in  Unterhandlungen  von  Territorialkonvenienzen  einzulassen, 
welche  so  leicht,  zum  grossen  Nachtheil  der  Schweiz,  gegen  sie  selbst 
könnten  geltend  gemacht  werden,  —  noch  bedenklicher  aber,  sich  an  die 
allilrten  Mächte  für  solche  Gegenstände  zu  wenden,  welche  das  künftige 
G  rem  Verhältnis»  der  Eidgenossenschaft  gegen  Frankreich  unmittelbar  be- 
rühren. 

Auch  die  Mehrheit  der  Gesandtschaften,  indem  sie  den  Ansichten  der 
Kommission  Beifall  schenkte,  überzeugte  sich  von  der  Notwendigkeit,  an- 
fällige Wünsche  so  bescheiden  vorzutragen,  dass  man  in  keinem  Fall  der 
Schweiz  eine  Vergrösserungsabsicht  zur  Last  legen  könne.  Auch  sie  em- 
pfahl der  Kommission,  bei  jedem  vorzunehmenden  Schritte  die  sich  täglich 
mehr  entwickelnden  politischen  Verhältnisse  Europa*,  vorzüglich  aber  die 
Verhältnisse  der  Schweiz  gegen  diese  und  Jene  Macht,  wohl  zu  erwägen 
und,  wie  in  der  Sache  selbst  mit  grösster  Vorsicht  zu  verfahren,  so 
such  in  die  Redaktion  einer  Denkschrift  die  möglichste  Klugheit  und 
Sorgfalt  zu  legen. 

Die  verschiedenen  Anträge  der  Kommission  sind  sodann  artikelweise 
berathen  und  folgendermaßen  abgemehrt  worden. 

I.  Grenze  gegen  Frankreich. 

a.  Der  erste  Antrag  der  Kommission,  die  Reichslande  des  Fürsten- 
tums Pruntrut  betreffend,  Ist  mit  eilf  Stimmen,  nämlich  jenen  von  Zürich, 
Uri.  Glariis,  Solothurn,  Basel,  Appenzell,  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau, 
Tessin  und  Waadt,  in  dem  Sinne  genehmigt  worden,  dass,  wenn  das  Bis- 
thum  Basel  nicht  wieder  hergestellt  werde,  alsdann  die  Kommission  he- 
gwältigt sein  solle,  die  geeigneten  Schritte  zu  thun,  um  auf  dieser  Seite 
eine  für  die  Sehweiz  möglichst  vortheilhafte  und  sichere  Grenze  zu  er- 
halten. 

Schwyz,  Unterwaiden,  Luzern,  Zug,  Bern  und  Frei  bürg  nahinen  diesen 
Antrag  ad  referendum. 

b.  Ueber  den  zweiten  Antrag  in  Hinsicht  auf  die  Grenze  des  Fürsten - 
thums  Neuenbürg,  ist  mit  den  nämlichen  eilf  Stimmen  dahin  entschieden 
worden,  dass,  insofern  von  Seite  der  französischen  Regierung  keine  Schwie- 
rigkeiten dagegen  obwalten,  und  es  in  den  Wünschen  des  Staatsrathes  von 
Neuenbürg  liege,  der  Kommission  die  Vollmacht  ertheilt  werde,  Ihrerseits 
die  von  der  Regierung  von  Neuenburg  bereits  vorgenommenen  Schritte  im 
Ntmen  der  Tagsatzung  bestens  zu  unterstützen. 
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Sehwyz,  Unterwaiden,  Lasern,  Zug,  Bern  und  Frei  bürg  behielten  sieb 
auch  über  diesen  Antrug  das  Referendum  vor. 

c.  Betreffend  dann  die  Grenze  des  Kantons  Wandt,  ist  der  erste  Antrajr 
der  Kommission  zu  Wiedererlangung  des  am  Rücken  der  Döle  gelegenen, 
ehemals  zum  Waadtlande  gehörenden  Val  des  Dappes  von  sechszehu  Stim- 
men angenommen  worden. 

Bern  allein  wollte  das  Referendum  vorbehalten. 

d.  Der  andere  Antrag,  die  Vereinigung  des  in  den  natürlichen  Grenzen 
der  Schweiz  gelegenen  Thaies  des  Rousses  betreifend,  bat  die  Genehmigung* 
der  Mehrheit  der  Tagsatzung  nicht  erhalten,  und  es  wurde  beschlossen: 
„diesen  Gegenstand  ans  jeder  Verwendung  wegzulassen.4 

e.  Was  die  Grenze  der  Stadt  und  Republik  Genf  au  betrifft,  so  hat  die 
Tagsatsung,  in  der  doppelten  Voraussetzung,  dass  dieser  Freistaat  wirklieh 
mit  der  Schweiz  werde  vereinigt  und  ihm  ein  zusammenhängendes  und 
arrondirtes  Gebiet  zu  Theil  werden,  —  mit  eilf  Stimmen  den  diesfallsigen 
Antrag  der  Kommission,  immer  aber  in  dem  Verstand,  dass  derselbe  mit  aller 
erforderlichen  Vorsicht  und  Behutsamkeit  geschehen  solle,  gutgeheissen. 

Schwyz,  Unterwaiden,  Luzern,  Zug,  Bern  und  Frelbnrg  behielten 
sich,  wie  oben,  das  Referendum  vor. 

Lc  deputc  de  Vaud  emet  a  cette  occasion  le  vceu  que,  dans  le  cas 
oü  Geneve  obtiendralt  des  puissanoes  alliees  non-seulement  nne  compen- 
Bfttion,  mais  un  territoire  arrondi  et  contigu,  le  village  de  Celigny  puisse 
etre  rennt  au  canton  de  Vaud,  dans  le  territoire  duquel  il  se  trouve  entiere* 
ment  enclavä. 

IL  Grenze  gegen  die  Königlich-sar  d  inisch  en  Staaten. 

Auf  die  von  der  Kommission  eröffnete  Ansicht  in  Betreff  einer  Grena- 
er Weiterung  gegen  die  Königlich-sardinischen  Staaten,  hat  die  Tagsatzung 
elnmüthig  gefunden :  „dass  von  dem  Gedanken  einer  solchen  Ausdennnng 
völlig  abstrahirt  und  durchaus  kein  dahin  zielender  Seh  ritt  vorgenommen 
werden  solle." 

III.  Grenze  gegen  die  Lombardei. 

Auch  in  Hinsicht  anf  die  Grenze  gegen  den  mall  an d  lachen  Staat  (die 
Lombardei),  wo  die  Abtretung  einiger  Landschaften  zu  Gunsten  der  Kan- 
tone Teasin  und  Graubünden  wünschenswerth ,  aber  das  Begehren  selbst 
vielen  Schwierigkeiten  unterworfen  wäre,  hat  die  Tagsatzung,  auf  den 
Antrag  der  Kommission,  mit  fünfzehn  Stimmen  beschlossen:  „theils  diese 
Gegenstände  ganz  ausser  der  diplomatischen  Verwendung  zu  lassen,  thells 
den  allenfalls  vorzunehmenden  Schritt  wegen  Vereinigung  des  Landstrichs, 
in  welchem  das  Fort  Fuentes  und  das  Dorf  St.  Agatha  liegen,  bis  znm 
definitiven  Entscheid  über  das  Schicksal  des  Veltlin  zu  verschieben." 

Bern  und  Graubünden  behielten  sieh  darüber  das  Referendum  vor. 

IV.  Grenze  gegen  Deutschland. 

In  Betreff  dieser  Grenze  wurde  — 

a.  zuerst  der  von  der  Kommission  gemachte  Antrag  wegen  Vereinig- 
ung der  8tadt  Konstanz  mit  der  8chweiz  und  Bereinigung  der  Grenze  von 
Zürich  und  Schaffhausen  jenseits  des  Rheins,  mit  fünfzehn  Stimmen  in  dem 
Sinne  gutgeheissen :  „dass  die  eidgenössische  Behörde  sich  Im  schicklichen 
Zeitpunkt  für  diese  Gegenstände  bei  den  hohen  alllirten  Mächten  verwen- 
den solle;  welches  in  der  vorläufigen  Note  an  die  Herren  Minister  zu 
bemerken  ist.** 
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Die  Gesandten  von  Benl  und  Freiburg  nahmen  den  Antrag  ad  refe- 
renduin. 

b.  Auch  der  Antrag  wegen  des  Frlckthals  Ist  von  fünfzehn  Stimmen 
dahin  genehmigt  worden:  durch  eine  besondere  Note  das  Ansuchen  an  die 
Minister  der  al Hirten  Mächte  zu  stellen,  dass  der  Schweiz  in  Hinsicht  des 
Frlckthals  jene  definitive  Erklärung  und  volle  Beruhigung  gegeben  werden 
möchte,  welche  von  der  Grossmuth  und  den  wohlwollenden  Gesinnungen 
der  aliiirten  Mächte  sich  erwarten  lasse,  —  und  hiermit  den  hohen  Werth 
zn  bezeugen,  den  dte  Schweiz  auf  diesen  günstigen  Entscheid  legen  wtlrde. 

V.  Am  Schlüsse  der  Bcrathung  hat  die  Tagsastzung,  auf  den  Antrag 
der  Kommission,  eimnüthig  erkannt: 

.Es  soll  der  Bericht  des  Herrn  Oberstquartiermeister  Finaler,  der  so 
viele  interessante  Daten  und  Aufschlüsse  über  die  schweizerische  Militär- 
grenze  enthält,  welche  in  künftig  sich  ereignenden  Fällen  wesentlich  benutzt 
werden  können,  in  dem  eidgenössischen  Archiv  als  geheimes  Aktenstück 
aufbewahrt  und  dem  Herrn  Verfasser  für  diese  trefflich  gelungene  Arbeit 
die  Zufriedenheit  und  der  Dank  der  Bundesbehörde  bezeugt  werden." 

VI.  Hierauf  wurde  von  der  Gesandtschaft  des  Kantons  Glarus  der 
doppelte  Antrag  gemacht: 

1)  dass,  wenn  zur  Zeit,  wo  die  laut  vorstehender  Berathung  beschlossene 
Kote  an  die  Minister  der  aliiirten  Mächte  abgegeben  wird,  die  eidgenössische 
Gesandtschaft  sich  noch  in  Paris  befindet  (siehe  §  V,  B,  V  des  gegen- 
wärtigen Abschiedes),  derselben  eine  Abschrift  davon  mltgethcilt  werde; 
i)  dass  die  diplomatische  Kommission  auch  die  Frage  untersuchen 
sollte:  ob  es  nicht  der  Fall  sei,  im  Falle  der  Vereinigung  Genfs  mit  der 
Schweiz  eine  Unterhandlung  unmittelbar  mit  der  französischen  Regierung 
in  Betreff  des  Ländchens  Gex  einzuleiten. 

Diese  beiden  Anträge  sind  von  der  Tagsatzung  einmüthig  angenommen 
worden.' 

Damit  endlich,  wie  bei  manchen  eidgenössischen 
Verhandlungen  über  grossartige  Ideen,  etwelche  un- 
freiwillige Komik  nicht  gänzlich  fehle,  fügte  Zug  diesem 
Protokoll  vom  3.  Juni  1814  noch  folgende  Erklärung  bei: 

„Die  Gesandtschaft  von  Zug  muss  bei  diesem  Anlass  die  Zuversicht 
aussprechen,  dass,  wenn  der  Schweiz  grössere  Grenzen  als  vor  1798  zukom- 
men sollten,  solche  Ausdehnung  zu  Gunsten  der  Kantone  verwendet  werden 
solle,  welche  durch  Verdrängung  des  alten  eidgenössischen  Rechtsstandes 
bedeutende  Verluste  erlitten  haben.14 

Man  hätte  ihm  vielleicht  Pruntrut  oder  Versoix 
geben  sollen. 

Zweckmässiger  als  dieses  Zuger  Stücklein  war  die 
ße Vindikation  des  Dorfes  Camp ione  am  Luganersee, 
durch  eine  Denkschrift  von  Tessin  (Abschied,  pag.  183). 
Dieses  Campione  war  von  Karl  dem  Grossen  dem 
Stifte   San  Ambrogio   in    Mailand   geschenkt    worden 
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und  hatte  später  zu  der  Eidgenossenschaft  in  einem 
der  sonderbarsten  Verhältnisse  jener  an  staatsrecht- 
lichen Anomalien  reichen  Zeit  gestanden.  Es  war  eine 
Art  von  selbständiger  Republik,  mit  dem  jeweiligen 
Pfarrer  als  Präsidenten  und  Civilrichter  an  der  Spitze, 
und  stand  zu  den  XII  Orten  der  Eidgenossenschaft 
(ohne  Appenzell)  in  dem  thatsächlichen  Verhält- 
niss,  dass  es  als  Gebiet  von  Lugano  betrachet  wurde 
und  1  V*  Mann  zum  Lauiser  Miliz- Aufgebot  zu  stellen 
hatte.  Im  Jahre  1797  wurde  es  (als  Anfang  zu  Wei- 
terem offenbar)  von  Bonaparte  mit  der  cisalpinischen 
Republik  vereinigt  und  ist  dann,  trotz  aller,  oder 
vielleicht  besser  gesagt,  Mangels  gehöriger  und  recht- 
zeitiger Bemühungen  bis  zum  heutigen  Tag  eine 
italienische  Enclave  geblieben.  *) 

Man  sieht  hieraus,  dass  bei  uns  selber  in  jenen 
einzig  günstigen  Momenten  nicht  gerade  grosse  Energie 
im  Behaupten  einer  guten  « militärischen  >  Grenze  ob- 
waltete, was  dann  offenbar  auf  die  Stimmung  der 
Mächte  zurückwirkte,  welche  in  der  That  schon  am 
30.  April  ihre  früheren  weiter  gehenden  Zusagen  vom 
1.  Januar  und  5.  April  dahin  limitirten,  es  solle  der 
Schweiz  ihre  alte  Grenze  gegen  Frankreich  zurück 
gegeben  werden  (Abschied,  pag.  179). 

Die  eidgenössischen  Kantone  hatten  damals  weit 
mehr  Sinn  für  innere  Vergrösserungen  auf  Kosten 
der  eigenen  Landsleute,  als  für  die  Erwerbung  neuer 
Gebietstheile  und  die  Verhandlungen  und  Streitigkeiten 
darüber  nehmen  einen  grössern  Raum  in  den  Tag- 
satzungsberichten von  1814  und  selbst  in  den  Ver- 
handlungen mit  den  fremden  Mäehten  ein,  als  alle 
Bemühungen  für  die  Gewinnung  von  Konstanz,  Veltlin, 


*)  Ueber  diese  Verhältnisse  Ton  1797  vergl.  den  Aufsatz  von  Dr.  Motta. 
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Bisthum  Basel,  Genf,  Neuchätel,  Wallis  und  der  Jura- 
grenze. Namentlich  bietet  die  Hartnäckigkeit,  mit 
welcher  Bern  auch  nach  seinem  Eintritt  in  die  Tag- 
satzung, in  der  es  neben  Aargau  und  Waadt  sass, 
seine  ehemaligen  Rechte  auf  diese  Kantone  aufrecht 
erhielt  und  weiter  verfolgte,  und  mit  der  ebenso  Uri 
Livinen1),  Schwyz  undGlarus  Utznach  und  Gaster, 
Appenzell  I.  Rh.  sogar  Antheil  am  Rheinthal  wieder- 
gewinnen wollten,  einen  sonderbaren  Kontrast  zu  der 
Gleichgültigkeit,  ja  selbst  Fröhlichkeit,  mit  der  die 
Wiederherstellung  Preussens  in  Neuenburg,  die  nach- 


')  Die  Uro  er  Regierung  wollte  sogar  mitten  im  Frieden  eine  Kund- 
gebung durch  eine  Generalversammlung  aller  Bewohner  des  Livinenthals 
in  Scene  setzen,  wogegen  sich  die  Tessiner  Regierung  an  die  Minister  der 
Ailiirten  in  Zürich  wendete  und  von  ihnen  folgendes  Dekret  erwirkte : 

„Die  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  ihrer  k.  k.  Majestäten 
bei  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  sind  berichtet  worden,  dass  der 
sogenannte  Kongress  der  Deputirten  des  Llvinenthales  auf  den  3.  Mai  eine 
Generalversammlung  aller  Thalbewohner  ausgeschrieben  hat,  worin  die- 
selben ihre  Willensmeinung  über  die  vorhabende  Trennung  von  dem  Kanton 
Tessin  aussprechen  sollen.  Die  bevollmächtigten  Minister,  weit  entfernt, 
hiefür,  wie  man  es  ausstreute,  ihre  Einwilligung  and  ihren  Betfall  er- 
freut zu  haben,  wollen  vielmehr  nicht  anstehen,  ihre  grosse  Missblllig- 
nng  einer  so  gesetzwidrigen  und  aufrührerischen  Massnahme  an  den 
Tag  eu  legen.  Im  Zeitpunkte,  wo  die  zu  Zürich  versammelte  Tagsatzung 
sich  mit  den  wichtigsten  Interessen  des  Bundesvereins  beschäftigt,  kann  es 
keinem  einzelnen  Bezirke  zustehen,  durch  Beschlüsse  Über  Fragen,  deren 
Entscheidung  die  Sache  einer  höheren  Behörde  ist,  die  öffentliche  Ruhe  zu 
stören.  Die  bevollmächtigten  Minister  erwarten  demnach,  dass  ohne  die 
besondere  Bewilligung  der  betreffenden  Regierungen  keine  Versammlung 
von  Gemeinden  oder  Stellvertretern  derselben  für  den  obbemerkten  Zweck 
abgehalten  werde.  Sie  erklären  zum  Voraus  jeden  in  einer  solchen  Ver- 
sammlung genommenen  Beschlnss  für  null  und  nichtig,  und  sie  machen 
alle,  welche  solche  möchten  veranlasst  haben,  für  die  Folgen  derselben 
verantwortlich.  Zum  Zeugnis»  hievon  haben  sie  die  gegenwärtige  Erklär- 
ung unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen.  Zürich,  L  Mal  18 U. 
(Unten.)  Schraut  Graf  von  Capo  d'lstria.  Baron  von  Chambrler." 

Selbst  die  verständige  Stadt  8t.  Gallen  erwägt  ernstlich,  ob  sie  sich 
mit  Ihrer  jetzigen  Stellung  als  Kantonshauptstadt  begnügen  wolle,  während 
sie  doch  früher  ein  selbständiger,  zugewandter  Ort  der  Eidgenossenschaft 
gewesen  sei,  und  entschliesst  sich  nur  schwer  zu  einer  solchen  Selbstver- 
leugnung unter  allem  Vorbehalt  einer  besondern,  bevorzugten  Repräsen- 
tation im  Grossen  Rathe,  die  sie  dann  auch  längere  Zelt  wirklich  gehabt 
hat   (Vgl.  AI  lg.  Ztg.  vom  1.  Juni). 
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her  eine  so  schwere  Verlegenheit  für  die  Eidgenossen- 
schaft bildete,  aufgenommen  wird.  Die  Eidgenossen- 
schaft hätte  die  besten  Titel  gehabt  Neuenburg  für  sich 
allein  zurückzufordern,  indem  dasselbe  keineswegs 
etwa,  wie  die  übrigen  Theile  der  verlorenen  Westgrenze, 
von  Frankreich  erobert  worden  war  und  nun  durch  eine 
Rückeroberung  in  seine  alten  Verhältnisse  zurückfiel. 
Gegentheils  hatte  Preussen  dieses  Land,  ohne  Zuthun 
der  Eidgenossenschaft,  im  Jahre  1606  in  einem  fried- 
lichen Tauschvertrag  gegen  Hannover  an  Frankreich 
abgetreten  und  war  nicht  berechtigt,  diesen  allerdings 
wenig  rühmlichen  Akt  seiner  Politik  nun  zu  ignoriren1). 
Dieser  Standpunkt  ward  aber  damals  von  schweizeri- 
scher Seite  nicht  geltend  gemacht.  Im  Gegentheil,  der 
Geheime  Rath  von  Bern  knüpfte  selber  mittelst  einer 
Zuschrift  vom  8.  März  an  den  Freiherrn  von  Chambrier 
in  Neuenburg  die  alten  Beziehungen  wieder  an. 

Um  so  mehr  Hess  es  sich  der  König  von  Preussen 
gerne  gefallen,  in  dieses  so  leicht  zu  erwerbende  Land 
zu  kommen  und  dasselbe  bloss  durch  den  Zauber  seiner 
persönlichen  Erscheinung  wieder  zu  gewinnen.  Er 
wurde  daselbst  mit  Böllerschüssen,  weissgekleideten 
Jungfrauen  und  dem  sonst  üblichen  Apparat  von  Unter- 
thanen-Loyalität  aufgenommen  und  kam  von  dort  am 
20.  Mai  unter  dem  Namen  eines  Grafen  von  Ruppin 
nach  Bern,  wo  er  trotz  dieses  Inkognito  von. der  Re- 
gierung mit  einer  Abordnung,  von  der  Bevölkerung 
mit  allgemeinem  Jubel  und  einer  (etwas  verregneten) 
Illumination  empfangen  wurde,   gerade  als  ob  er  eben 

*)  Es  ignorirte  ihn  auch  nicht,  indem  mit  dem  bisherigen  Besitzer 
Berthier  auch  noch  ein  Leibrentenvertrag  abgeschlossen  wurde.  Der  eine 
dieser  Titel  machte  aber  den  andern  nicht  besser.  Die  Entsagungsnrkunde 
ßerthiers  wurde  am  2.  Juli  nebst  der  von  dem  König  von  Preussen  bereits 
am  18.  Juni  in  London  gegebenen  Verfassung  des  Fürstenthums  in  Neu- 
chatel  Öffentlich  verlesen,  und  hierauf  auf  der  Terrasse  vor  der  CollegiaJe 
der  Huldigungseid  von  der  versammelten  Bürgerschaft  geleistet. 
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ein  höchst  segensvolles  Werk  für  die  Eidgenossenschaft 
vollbracht  hätte,1)  obwohl  damals,  wohlverstanden,  nur 
seine  Rechte  auf  Neuenburg,  keineswegs  aber  auch 
schon  die  der  Eidgenossenschaft  wieder  hergestellt 
waren.  Es  sei  aber,  wie  uns  ein  Geschichtschreiber 
jener  Periode  belehrt,  das  Alles  ein  wenig  Zerstreuung 
in  die  « trostlosen  Wirren »  der  innern  Zustände  hinein 
gewesen  und  andererseits  habe  auch  der  « fromme 
Sinn  >  des  Königs,  dem  man  nun  die  ganze,  grossartige 
Erhebung  Deutschlands  zuschrieb,  eine  solche  Huldigung 
verdient.  — 

Wenige  Tage  nach  diesen  Festlichkeiten  in  Bern 
wurde  in  Paris  der  Frieden  unterzeichnet.  Ueber 
die  schweizerischen  Verhältnisse  enthielt  er  bloss  fol- 
gende drei  Artikel:  Art.  3,  welcher  im  Departement 
du  Doubs  die  Grenze  zwischen  la  Ran<;onniere  bei  Locle 
und  la  Brevine  auf  die  Scheitelhöhe  des  Jura  legt,  im 
Uebrigen  erklärt,  dass  die  Westgrenze,  einschliesslich 
derjenigen  der  Republik  Genf,  «qui  fera  partie  de  la 
Suisse  »,  die  alte,  vor  der  Revolution  bestehende,  bleiben 
solle2) ;  Art.  4,  welcher  zur  Verbindung  zwischen  Waadt 
und  Genf  eine  neutrale  Strasse  über  das  damals  noch 
französisch  verbleibende  Gebiet  von  Versoix  eröffnet; 
Art.  6,  welcher  die  kurze  Erklärung  enthält:  « la  Suisse, 
independante,  continuera  de  se  gouverner  par  elle- 
meme.  » 

Ein  geheimer  Artikel  setzte  dann  noch  fest,  dass 
an  die  Stelle  des  ausschliesslich  französischen  Einflusses 
in  der  Schweiz  der  gemeinsame  der  verbündeten  Mächte 


M  Der  König  ging  von  Bern  in  das  Oberland  und  dann  nach  Zürich. 
<VgL  Allg.  Zeitung,  pag.  815.)  Auch  die  Basler  hofften,  den  Österreichischen 
Monarehen  empfangen  zu  dürfen  und  hatten  bereits  Triumphbogen  gerüstet, 
er  kam  jedoch  damals  nicht. 

*)  Da*  Dorf  Cernenx-Pcqulgnot  kam  dadurch  zu  Neuchätel.  Dieses 
Stärk  Land  wird  noch  heute  Ja  nou volle  Suisse"  genannt.  Vgl*  «Off.  Samm- 
lung", pag.  100. 
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und  Frankreichs  treten  solle  und  alle  zusammen  die 
Schweiz  auf  mit  ihr  zu  vereinbarenden  Grundlagen  an- 
zuerkennen und  zu  garantiren  haben  würden.  Damit 
war  in  Bezug  auf  die  wichtigste  unserer  Landesgrenzen 
Alles  —  ohne  unser  Zuthun  —  erledigt.  Die  Tag- 
satzung versuchte  es  nicht,  dagegen  zu  remonstriren. 
Sie  schickte  vielmehr  eine  Abordnung  mit  einem  Be- 
gltickwünschung88chreiben  an  den  König  Ludwig  XVIIL 
und  die  alliirten  Souveräne  nach  Paris,  womit  sie  sich 
also  vorderhand  mit  diesen  Dispositionen  zufrieden  gab. 

Die  Kantone  Waadt  und  Aargau  wurden  bei 
diesem  Anlasse  gegenüber  erneuten  Anläufen  von  Bern 
neuerdings  aufrecht  erhalten.  (Vgl.  die  Denkschrift 
von  Fetzer,  am  Schluss.)  Auch  alle  übrigen  Ana- 
chronismen der  ehemals  herrschenden  Stände  der  Eid- 
genossenschaft versanken  in  ihr  gebührendes  Nichts 
und  Hessen  nur  noch  lange  Zeit  ein  Gefühl  der  Bitter- 
keit gegen  diese  ehemals  Bevorrechteten  zurück,  die 
16  Jahre  lang  geschwiegen,  oft  sogar  die  neuen  Zu- 
stände anerkannt  und  gepriesen  hatten,  um  dann  bei 
der  ersten  günstigen  Gelegenkeit  wieder  über  gleich- 
berechtigte Mitbürger  herrschen  zu  wollen. 

Die  schweizerischen  Grenzen,  deren  Ungenügend- 
heit wir  seither  öfter  zu  beklagen  Anlass  hatten,  blieben 
bis  auf  geringe  Rektifikationen  festgestellt. !)  Und 
auch  das  war  leicht  vorauszusehen,  dass  bei  der  Un- 
einigkeit und  dem  Eigennutz  aller  Stände,  sowie  dem 
Einflüsse  der  fremden  Diplomatie,  ohne  deren  Urtheil 
auch  im  Innern  gar  nichts  mehr  geschehen  konnte, 
aus  der  Berathung  einer  neuen  Verfassung  keine  starke 
und    selbstbewusste    Eidgenossenschaft     hervorgehen 


')  Der  Wiener-Kongress,  der  zweite  Pariserfriede  und  der  Turiner- 
Vertrag  brachten  der  Eidgenossenschaft  nur  noch  Versoix,  das  Dappenthnl 
und  einige  kleinere  Abrundungen  des  (Jenfer-Gebietes  ein. 
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werde.  Dazu  brauchte  es  vielmehr  noch  Jahre  voll 
schwerer  Kämpfe,  und  Anstrengungen  mehrerer  anderen 
Generationen.  Denn  den  Völkern  wird  nichts  ge- 
schenkt, sondern  es  muss  alles  erarbeitet  werden. 
Diejenigen,  welche  den  Kampf  um  die  höchsten  Güter 
zu  sehr  scheuen,  oder  sich  dabei  bloss  auf  die  Thaten 
ihrer  Vorfahren  stützen  wollen,  hinterlassen  die  Ar- 
beit ihren  Nachkommen.  Die  Kapitulation  von  Basel 
von  1813  hat  ihre  langen  Folgen  gehabt.  Im  Innern 
der  Schweiz  fühlten  wir  sie  bis  1848,  in  unseren  Ver- 
hältnissen zum  Auslande  tragen  wir  sie  noch  heute. 
Und,  was  das  Schlimmste  ist,  es  gibt  auch  jetzt  noch 
einzelne  gebildete  Menschen,  die  kein  rechtes  Gefühl 
für  die  Pflicht  haben,  ein  ererbtes,  im  Ganzen  doch 
würdiges  und  selbst  ruhmvolles  Gemeinwesen  kom- 
menden Geschlechtern  intakt  und  gesichert  zu  hinter- 
lassen. 

Die  Berathungen  über  den  neuen  Bundes- 
vertrag begannen  den  6.  April  1814  in  Zürich  in  einer 
neunzehnörtigen    Tagsatzung. !)    Die   erste  Sitzung 


>)  Die  Mitglieder  derselben  waren  folgende:  Von  Zürich:  Bürger- 
meister von  Reinhard,  HL.  K.  v.  Bischer,  Altseckelmeister  und  Staatsrath, 
und  David  v.  Wyss,  Rathsherr;  von  Uri:  Landammann  K.  J.  Bessler  v. 
Wattingen  und  Landschreiber  FloTlan  Lusser;  von  Schwyz:  Landammann 
Franz  Xaver  Wäber,  Altlandammann  Aloys  v.  Beding  und  Landeshauptmann 
Auf  der  Maur;  von  Unterwaiden:  Landammann  Franz  Simon  von  Fltie 
von  Obwalden)  und  Landammann  Franz  Niki  ans  Zeiger  (von  Nidwaiden) ; 
von  Laxem:  Amtsschnltheiss  Vincenz  von  Rättimann  und  Staatsrath 
Joseph  Pfyffer  von  Heydegg;  von  Glarus:  Landammann  Nikiaas  Heer  und 
Laadammann  Karl  Burger;  von  Zug:  Rathsherr  Georg  Joseph  Sidler  und 
Altammann  Joseph  Anton  Hess;  von  Bern:  Schultheiss  Nikiaus  Friedrich 
vod  Mülinen,  Johann  Rudolf  von  Stürler  und  Legationsrath  Friedrich 
Fischer;  von  Freiburg:  Tobias  von  Büman,  Mitglied  des  Kleinen  Rathes. 
und  Franz  von  Uffleger,  Mitglied  des  Grossen  Rathes;  von  Solothurn: 
Alt-Schultheiss  und  eidg.  Landammann  Heinrich  Grimm  von  Wartenfels, 
Alfr-Schultheiss  und  eidg.  Landammann  Peter  Glutz-Ruchti  und  Raths- 
schreiber  Viktor  Glutz  von  Blotzheim;  von  Basel:  Bürgermeister  Johann 
Heinrich  Wieland  und  Oberst  und  Staatsrath  Hans  Georg  Stehlin;  von 
Schaffhausen:  Bürgermeister  Balthasar  Pfister  und  Gerichtspräsident 
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dieser  denkwürdigen  Versammlung,  die  bis  zum  31.  Au- 
gust 1815  dauerte,  wird  in  der  Allgemeinen  Zeitung 
vom  14.  April  wie  folgt  beschrieben: 

«  Nachdem  durch  das  Eintreffen  der  drei  letzten 
Standesgesandtschaften,  von  Zug,  von  Bern  und  von 
Freiburg  am  6.  April  Vormittags  alle  neunzehn  Kan- 
tone in  Zürich  durch  Abgeordnete  repräsentirt  waren, 
so  wurde  noch  am  gleichen  Tage  Abends  die  eidgenos- 
sische Tagsatzung  eröffnet.  Der  erste  Gesandte  von 
Zürich,  Bürgermeister  v.  Reinhard,  als  Präsident,  und 
nachher  die  ersten  Gesandten  aller  Kantone  drückten 
die  bundesgenössischen  Gesinnungen  und  die  Wünsche 
ihrer  Kommittenten  aus1) ;  man  sprach  von  der  Wichtig- 


Johann  Ulrich  von  Waldkirch;  von  Appenzell:  Landammann  Jakob  Zeil- 
weger  (Ausser-Rhoden)  und  Landammann  Joseph  Anton  Bischoffberger 
(Inner-Rhoden);  von  St.  Gallen:  Regierangsrath  Julius  Hieronymus  Zolli- 
kofer  nnd  Regierungsrath  Johann  Pankraz  Reutti:  von  Granbünden: 
Bundespräsident  Vi  nee  uz  von  Salis-SUs,  Bnndeslandammann  Jakob  Ulrich 
Sprecher  von  Bernegg  und  Landrichter  Georg  Anton  Vieli;  von  Aargau: 
Regierungsrath  Karl  Fetzer  und  Appellationsrath  Hiirner;  von  Thurgau: 
Regierungsrath  Johann  Morell  und  Regierungsrath  Joseph  Anderwert;  von 
Tessin:  Regierungsrath  Andreas  Caglioni,  Regierungsrath  Vincenz  d' Al- 
ber ti,  Appellationsrichter  Anton  Isidor  Rusca  und  Ambrosius  Luvini,  Mit- 
glied des  Kleinen  Raths;  von  Waadt:  Heinrich  Monod,  Mitglied  des  Kleinen 
Raths,  Julius  Muret,  Mitglied  des  Kleinen  Raths,  und  Ludwig  Secretan, 
Mitglied  des  Grossen  Raths. 

*)  Die  Eröffnungsrede  Reinhards  lautete: 

„Hochwohlgebome,  Hochgeachtete  Herren, 
Getreue,  liebe  Bundes-  und  Eidgenossen! 

Endlich  ist  der  Zeitpunkt  eingetroffen,  wo  die  eidgenössische  Ver- 
sammlung vollständig  sich  vereinigt  sieht,  um  über  die  allgemeinen  Ange- 
legenheiten des  Vaterlandes  sich  zu  berathen.  Sehnlich  erwünscht  ist  er 
für  uns,  die  lange  darauf  harrten,  mit  Wehmuth  auf  die  Lücken  des  Kreises 
hinblickten,  und  solche  auszufüllen  nicht  vermochten;  sehnlich  erwünscht 
für  das  ganze  eidgenössische  Volk,  das  allein  in  dieser  Vereinigung  Heil 
für  das  Vaterland,  Rath  und  Hülfe  für  sein  Bedürfniss  in  den  ausserordent- 
lichen Zeiten,  in  denen  wir  leben,  entspriessen  zu  sehen  überzeugt  ist. 

Bisdahin  hat  eben  diese»  vaterländische  Volk  die  zertrennten  Verhält- 
nisse der  Kantone  zwar  innigst  bedauert,  aber  nicht  unglimpflich  beurtheilt, 
das  Bestreben  für  die  Erhaltung  des  Gemeinwesens  und  seine  neue  Be- 
gründung, sowie  die  äussern  und  häuslichen  Bedürfnisse,  die  derselben  im 
Wege  standen,  richtig  gewürdigt  und  seine  Zuversicht  auf  den  Zeitpunkt 
der  vollen  Vereinigung  gesetzt,  das»  zugleich  mit  derselben  der  alte  eid- 
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keit  des  Zeitmomentes,  von  der  Rückkehr  allseitigen 
Vertrauens  und  Wohlwollens,  von  den  vorhandenen 
dringenden  Aufforderungen,  dass  die  Schweiz  nicht 
länger  zögern  solle,  sich  zu  konstituiren,  sich  durch 
Einverstandniss  und  weises  Benehmen  das  Wohlwollen 
der  Mächte  zu  verdienen  und  sich  ihrer  Stelle  unter 
den  übrigen  europäischen  Mächten  zu  versichern;  das 
Beispiel  der  Tagsatzung  von  1803  ward  angerufen,  die, 
von  gespannten  Gemüthern  eröffnet,  bald  sich  in  brü- 
derliche Harmonie  auflöste  u.  s.  w.  Der  Meinungs- 
verschiedenheiten,  welche   seit  einigen   Monaten   die 


genowlsehe  Sinn  und  Geist,  der  nur  in  dem  Zusammenhalten  aller  Glieder 
sieh  äussern  kann,  wieder  neu  aufleben  und  sich  wirksam  erzeigen  werde 
in  Treue,  Freundschaft  und  gegenseitigem  Wohlwollen. 

Das  sind  die  Gesinnungen,  von  welchen  der  Stand  Zürich  ausgegangen 
ist,  und  welche  gegen  Sie,  Hocbwohlgeborne,  Hochgeachtete  Herren,  zu 
äussern  er  seiner  Gesandtschaft  aufgetragen  hat.  Seien  Sie  versichert,  dass 
es  die  gleichen  Gesinnungen  sind,  mit  denen  er  sich  in  der  letzten  voll- 
ständigen eidgenössischen  Versammlung  verabschiedete,  und  die  er  Ihnen 
zu  Händen  Dero  Hoher  Kommittenten  neu  bezeugt  und  zu  erproben  be- 
reit ist. 

Sollte  Beständigkeit  in  diesen  Gesinnungen,  sollte  Beharrlichkeit  in 
seinen  Grundsätzen  in  Beziehung  auf  unsere  Innern  Verhältnisse,  selbst  bei 
veränderten  äussern,  kein  Verdienst  sein?  Nun  so  gewähren  Sie  ihnen 
wenigstens  freundeidgenössische  Nachsicht,  und  seien  Sie  überzeugt,  dass 
Zürich  auch  in  den  neuen  Bundesverhältnissen,  die  wir  knüpfen  sollen,  für 
die  Unabhängigkeit  des  gemeinsamen  Vaterlandes,  für  seine  Ehre  und  sein 
künftiges  Wohl  treu  besorgt  und  mitwirkend  sich  erzeigen  werde. 

Hochwohlgeborne,  Hochgeachtete  Herren!  Ja,  es  ist  an  dem,  dass  sich 
unsere  innern  nnd  äussern  Verhältnisse  wesentlich  verändert  haben,  dass 
wir  in  einem  Zustande  der  Auflösung  dastehen,  welcher  zu  den  bedenk- 
lichsten Folgen  der  Innern  Gährung  führen  könnte,  wenn  nicht  die  unwandel- 
baren Grundsätze  eidgenössischer  Treue,  das  Festhalten  an  einige  provi- 
sorisch wieder  angeknüpfte  Bande  und  Formen  uns  davor  sicherten.  Selbst 
die  äussern  Einwirkungen  der  Hohen  Mächte  erscheinen  als  wohltbätig,  um 
die  von  ihnen  selbst  geschlagene  Wunde  zu  heileu.  Sie  üben  Geduld,  da, 
wo  hohe  Zwecke  und  das  Beispiel  aller  Nationen  zu  einem  raschen  Geschäfts- 
gang berechtigen  würden.  Sie  wollen  die  Schweiz  in  ein  ehrenvolles  Ver- 
hältnis» gegen  das  Auslaud  und  in  einen  gewährleisteten  Zustand  ihrer  l'n- 
abhängigkeit  in  Beziehung  auf  diejenigen  Staaten  setzen,  denen  sie  durch 
ein  einseitiges  System  seit  langen  Jahren  entfremdet  war. 

Aber  nun  ist  die  Zeit  vorhanden,  wo  die  Aufforderungen  dringlicher 
werden,  in  dem  Sinne,  dass  die  Schweiz  ohne  Sänmniss  und  mit  Beiseite- 
setzung aller  bisherigen  Irrungen  an  dem  Werk  ihrer  Konstituirung  arbeite, 
solches  zum  Abschluss  befördere  und  sich  bereit  erkläre,   in  ihrer  neuen 
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Kantone  theilten,  ward  von  etlichen  Gesandtschaften 
gedacht.  Der  Gesandte  von  Bern  vertheidigte  ins- 
besondere das  bisherige  System  seines  Kantons  und 
berief  sich  auf  dessen  Begründung  in  dem  Standes- 
schreiben an  Zürich;  wenn  Bern  durch  die  dreizehn- 
örtige  Tagsatzung  die  neue  Organisation  der  Schweiz 
ohne  fremde  Dazwischenkunft  und  auf  eine  dauernde 
Weise  erzielen  wollte,  so  sieht  es  jetzt  in  dem  un- 


Gestalt  den  übrigen  Nationen  sich  an  die  Seite  zu  stellen,  wo,  ich  soll  es 
nicht  verbergen,  Antrage  ihrer  warten,  die  auf  Beurkundung  ihres  politischen 
Systems  und  ihres  neuen  Staatenrerhältnisses  abzielen. 

Wahrlich  ein  reichhaltiger  und  für  unser  allgemeines  Vaterland  höchst 
wichtiger  Stoff,  so  wie  es  je  einen  für  eine  eidgenössische  Tagsatzung  ge- 
geben hat !  Ich  kann  daher  diese  Tagsatzung  in  jeder  Rücksicht,  in  Bezug 
auf  ihr  Gewicht,  derjenigen  gleichstellen,  welche  im  Jahr  1808  in  Freiborg 
Statt  hatte. 

Möge  der  gleiche  Geist  der  Vaterlandsliebe  uns  beseelen,  der  jene  be- 
lebte, der  für  unser  Inneres  so  wohlthätige  Folgen  hervorbrachte,  das«,  auch 
bei  der  veränderten  Lage  der  äussern  Verhältnisse,  wir  als  eine  Kation  er- 
scheinen, die  das  Vertrauen  ihrer  Angehörigen  und  die  Achtung  des  Aus- 
landes sich  zu  erwerben  geeignet  war,  und  welcher  auch  wir  das  ungetrübte 
Wohlwollen  der  Hohen  verbündeten  Mächte  verdanken,  das  sich  so  rührend, 
schriftlich  und  mündlich,  durch  das  Organ  ihrer  an  Würde  und  Charakter 
sich  auszeichnenden  Minister  ausspricht! 

Lassen  Sie,  Hochwohlgeborne,  Hochgeachtete  Herren,  uns  daher  muthig 
und  unverdrossen  an  unsere  Arbeit  gehen !  das  Vaterland  sieht  mit  Un- 
geduld und  mit  gespannter  Aufmerksamkeit  auf  unser  Benehmen,  und  er- 
wartet ein  wohlthätiges  und  heilsames  Resultat. 

Die  Hohen  Stände  haben  ein  unvorgreifliches  Gutachten  über  die  Ele- 
mente eines  neuen  Bundesvereins  In  Händen  gehabt  und  sich  über  dasselbe 
in  Berathung  eingelassen.  Ich  soll  voraussetzen,  dass  die  erthellten  Instruk- 
tionen grossentheils  auf  dasselbe  sich  beziehen,  oder  doch  wenigstens,  wenn 
auch  neue  Gegenstände  zu  behandeln  in  Auftrag  gegeben  sind,  solche  sieh 
leicht  an  jenes  anschliesscn  lassen. 

Ich  erlaube  mir  daher,  der  Hohen  Versammlung  anzutragen : 

1)  dass  dieser  erste  Entwurf  zum  Leitfaden  der  Berathung  genommen 
und  artikelweise  behandelt  werde  ; 

2)  dass,  wenn  bei  der  artikelwelscn  Berathung  entweder  abweichende 
Instruktionen  oder  neue  Punkte  auf  die  Bahn  kommen,  sowohl  die  einen 
als  die  andern  Gegenstände,  welche  nicht  leicht  in  der  Tagsatzung  sieh 
ausscheiden  lassen,  an  eine  Kommission  zu  genauer  Prüfung  und  zu  Hinter- 
bringung eines  Antrags  verwiesen  werden  sollen;  und 

3)  dass  es  der  Hohen  Tagsatzung  gefalle,  diese  Kommission  selbst,  und 
zwar  in  heutiger  Sitzung,  zu  ernennen. 

Möge  die  gottliehe  Vorsehung  unsere  bestgemeinten  Bemühungen  am 
das  allgemeine  Vaterland  mit  Kraft  und  Gedeihen  segnen!1* 
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zweideutig  ausgesprochenen  Willen  der  Minister  der 
alliirten  Mächte,  dem  es  sich  fügen  wolle,  eine  Ver- 
längerung der  provisorischen  Dauer  des  mediations- 
mässigen  Bestandes  der  Schweiz.  Es  versichert  übri- 
gens der  Stand  Bern  allen  Bundesgenossen  brüderliche 
Gesinnungen,  und  es  glaubt  seine  Regierung  ihre  libe- 
ralen Grundsätze  sattsam,  theils  durch  die  dem  Land 
eingeräumte  Repräsentation,  theils  durch  das  geöffnete 
patrizische  Bürgerrecht  an  den  Tag  gelegt  zu  haben. 
Eine  im  Sinn  dieser  Eröffnungen  abgefasste  schriftliche 
Erklärung,  ward  von  der  Gesandtschaft  zu  Protokoll 
gegeben.  Hinwieder  reichte  der  Gesandte  von  Zug 
eine  neue  Deduktion  der  Ansprüche  dieses  Kantons 
auf  Erweiterung  seiner  Grenzen  ein,  die  für  dessen 
Existenz  unentbehrlich  geachtet  werde.  Die  Gesandten 
von  Waadt  und  Aargau  behielten  sich,  bezüglich  auf 
die  von  Bern  und  Zug  eingereichten  Erklärungen,  das 
Protokoll  offen.  Die  Gesandtschaft  von  Graubünden 
eröffnete  ihre  besondere  Stellung  und  dass  ihre  Kom- 
mittenten bei  einstweilen  hergestellter  alter  Verfassung 
der  drei  Bünde,  sich  vorbehalten,  den  Resultaten  der 
bevorstehenden  eidgenössischen  Berathungen,  je  nach 
Beschaffenheit  derselben ,  beizustimmen  oder  nicht. . . 
Ueber  die  Frage:  ob  die  Versammlung  nunmehr  die 
früher  entworfenen  Grundlagen  eines  neuen  Bundes- 
vereins diskutiren,  oder  davon  unabhängig  ihre  Be- 
rathungen neu  beginnen  solle,  waren  die  Meinungen 
getheilt,  indem  Bern  vorzüglich  in  das  früher  Berathene 
nicht  eintreten  zu  wollen  erklärte. .  Inzwischen  wurde 
das  erstere  beschlossen  und  eine  Kommission  nieder- 
gesetzt, welche  die  früher  berathenen  Grundlagen  und 
die  davon  abweichenden  Punkte  der  Instruktionen  in 
Vorberathung  nehmen  soll.  Diese  durch  die  Versamm- 
lung  selbst    ernannte    Kommission    besteht    aus    den 
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HH.  v.  Reinhard,  v.  Mülinen,  v.  Beding,  Heer,  Rütti- 
mann,  Wieland  und  Monod.  An  dieselbe  wurden  nun 
auch  zwei  Noten  der  drei  Herren  Minister  der  Höfe 
von  Wien,  Petersburg  und  Berlin  überwiesen,  deren 
eine  ihr  Vergnügen  und  ihre  Zufriedenheit  über  die 
zu  Stande  gekommene  Vereinigung  der  neunzehn  Kan- 
tone ausspricht  und  den  Wunsch  äussert,  dass  die 
Versammlung  zum  Behuf  der  zwischen  ihr  und  den 
Herren  Ministern  erforderlichen  Mittheilungen  eine 
Kommission  ernennen  möge;  der  zweite  dann  einer- 
seits die  entsprechende  Antwort  auf  das  geschehene 
Ansuchen  der  Freilassung  kriegsgefangener  Schweizer, 
und  andrerseits  das  Begehren  der  Rückrufung  der 
annoch  in  Frankreich  befindlichen  Schweizertruppen 
ausspricht.  Die  nächste  Sitzung  der  Tagsatzung  ward 
auf  den  12.  April  bezeichnet  > 

Den  Eindruck,  welchen  diese  Versammlung  in 
einer  schwierigen  Periode  machte,  wo  es  sich  mehr 
als  je  in  unserer  Geschichte  darum  handelte,  die  Eid- 
genossenschaft als  Staat  kräftig  aufrecht  zu  erhalten, 
schildert  ein  Mitglied  selbst,  Regierungsrath  Fetzer 
von  Aargau,  wie  folgt: 

«Die  Kantone  Bern,  Solothurn,  Freiburg  und  Zug 
bezeichneten  ihren  Eintritt  nicht  nur  mit  protestirenden 
Erklärungen,  sondern  verlangten  nun,  mit  Beisei t- 
setzung  des  bereits  in  Zürich  bearbeiteten  Verfassungs- 
entwurfes, welcher  den  Ständen  zur  Instruktionser- 
theilung  mitgetheilt  war,  eine  Kommission  zu  ganz 
frischer  Bearbeitung  der  Bestimmungen  eines  neuen 
Bundesvereins. 

Die  Arbeit  wurde  einer  durch  geheimes  Stimmen- 
mehr neuernannten  Kommission  von  7  Mitgliedern 
übertragen  !). 

1 )  Bestehend  aire  dem  Landamnian  Reinhard,  Schultheis«  von  Mülinen. 
Laiulammann  von  Rcding,  Landammann  Heer.  Schultheis  Rüttimann,  Bürger- 
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Die  Kommission  fand  auf  ihrem  weiten  Feld, 
welches  sie  zu  urbarisiren  hatte,  allernächst  den  bereits 
vorhandenen  ersten  Verfassungsentwurf,  die  besondere 
Instruktionseröffnung  der  Kantonsgesandtschaften,  die 
von  da  und  dorther  vorgeschlagenen  Zusatzartikel. 
Auch  die  fremden  Minister  sollten  in  vertrauten  Ge- 
sprächen hierüber  gehört  und  ihre  guten  Rathschläge 
berücksichtigt  werden. 

Schon  das  Zusammentragen  und  Ausscheiden  des 
raanigfaltigen  Stoffes,  um  ihn  in  ein  zusammenhängen- 
des, wohlgeordnetes  Ganzes  zu  bringen,  erforderte  viele 
Zeit  und  Mühe.  —  Hierauf  wurden  von  der  Kommission 
die  wesentlichsten  Grundbestimmungen  zur  Vorberath- 
ung  in  die  Tagsatzung  gebracht.  Da  eröffnete  sich 
schon  ein  polnischer  Reichstag.  Wie  konnte  es  bei 
solcher  Meinungsverschiedenheit,  bei  so  manigfaltigen 
Wünschen  und  Tendenzen,  bei  so  widersprechenden 
Kantonalinteressen  und  bei  den  vielseitigen  Eroberungs- 
plänen, wohl  anders  sein,  wo  viele  Kantone  gegen 
einander  auf  Kriegsfuss  stunden  ?  —  Der  wahre  eid- 
genössische Geist,  die  wahre  Vaterlandsliebe  waren 
verschwunden ;  weitaus  die  meisten  Abgeordneten,  die 
hier  zu  Bathe  sassen,  glaubten  instruktionsgemäss  nur 
für  ihr  Haus  und  Heerd  arbeiten  zu  sollen.  Was 
Wunder,  wenn  bei  einer  solchen  verworrenen  und  eigen- 
süchtigen Beratschlagung  viele  Monate  vergingen, 
ohne  zu  definitiven  Schlussnahmen  zu  kommen,  über 
die  das  Vaterland  sich  hätte  erfreuen  können  ?  —  Nach 
vielen  Monaten  endlich  kam  ein  vollständiger  Ver- 
fassungsentwurf zu  Stande,  welcher  nun  die  Tagsatzung 
in  allgemeiner   Berathschlagung   beschäftigen    sollte. 

meister  Wieland,  Regierungarath  Monod.  Die  bald  darauf  nach  Paris  ab- 
geordneten Kommissionsmitglieder,  v.  Mal  inen,  Beding  und  Monod,  wurden 
fiir  ihre  Abwesenheit  durch  die  Herren  Bürgermeister  Pnster,  Landammann 
Zell  weger  und  Regie  rangsrath  Fetzer  ersetzt. 
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In  der  Ueberzeugung,  dass  das  neue  Kommissionswerk 
auch  neue  Instruktionen  der  Kantone  erforderlich 
mache,  wurde  von  jeder  Seite  eine  nunmehrige  Ver- 
tagung der  Tagsatzung  in  Vorschlag  gebracht ;  allein 
die  Mehrheit  verwarf  diesen  Antrag,  unter  der  Er- 
klärung, dass  in  so  schwierigen  Zeitumständen,  wo 
noch  keine  konstitutionelle  Bundesbehörde  bestehe, 
die  Tagsatzung  sich  nicht  auflösen  könne,  sondern 
fortbestehen  müsse.  —  So  geschah  es  auch.  —  > 

Die  Durchsicht  der  Protokolle  im  Einzelnen  be- 
stätigt diesen  Eindruck.  Die  Stände,  welche  nur  unter 
Bedingungen  dem  eidg.  Bund  hatten  beitreten  wollen, 
erklärten,  durch  den  Willen  der  alliirten  Mächte  ge- 
zwungen, noch  das  Nämliche,  nur  in  anderer  Form. 

Zug:  „Der  Kanton  Zug  musste  beim  Eintritte  der  hohen  Verbündeten 
in  die  Schweiz  dem  frohen  Gedanken  Raum  geben,  es  werde  nun  zuversicht- 
lich, nach  Aufhebung  des  französischen  Einflusses  und  der  daraus  hervor- 
gegangenen Mediationsakte,  endlich  ein  rechtlicher  Zustand  in  der  Eid- 
genossenschaft begründet  werden,  welcher  nach  dem  heissen  Wunsche 
jedes  ächten,  biedern  Vaterlandsfreundes  dazu  geeignet  sei,  die  durch 
fremde  Einmischung  und  Ueberge wicht  lange  gekränkten,  aber  noch  immer 
ehrwürdigen  Rechte  der  alten  Kantone  mit  den  Forderungen  der  Zeit 
versöhnend  zu  vereinigen. 

Diesen  edlen,  hohen  Zweck  im  Auge  haltend,  bot  der  Kanton  Zug  zur 
bekannten  Uebereinkunft  vom  29.  Christmonat  1818  brüderliche  Hand.  Da 
indessen  diese  Uebereinkunft  von  allen  alten  Ständen  mehr  oder  weniger 
Rechtsabtretungen  und  bedeutende  Opfer  zu  Gunsten  der  neuen  forderte, 
bo  ist  an  und  für  sich  klar,  dass  selbe  erst  durch  freiwillige  Beipflichtunjr 
der  gesammten  alten  Stände  in  Gültigkeit  und  rechtliche  Kraft  erwachsen 
konnte.  Eine  solche  freiwillige  Beipflichtung  wurde  aber  (und  man  muas 
gestehen,  aus  wichtigen  Gründen)  von  mehreren  alten  Kantonen  standhaft 
verweigert;  sie  konnten  auch  nicht  ohne  Ungerechtigkeit  dazu  gezwungen 
werden,  massen  niemand  wider  Willen  zur  Aufgebung  wohlhergebraehter 
rechtmässiger  Ansprüche  verpflichtet  werden  darf,  und  selbst  der  Sinn  und 
Buchstabe  obbemeldeter  Uebereinkunft  den  Beitritt  zu  selber  offen  lässt, 
ihn  aber  weder  erheischt,  noch  gebietet. 

Daher  wurde  nothwendlg,  den  angebahnten  Pfad  freiwilliger  Ueber- 
einkunft zu  verlassen  und  jenen  des  Rechts  zu  betreten. 

Nachdem  nun  die  verschiedenen,  seit  der  unglücklichen  Revolutions- 
epoche im  Jahr  1798  an  einander  gedrängten,  durch  fremde  Uebermacht  auf- 
gedrungenen Verfassungen,  sammt  ihren  Folgen,  als  abgeschafft  und  ver- 
nichtet angesehen  werden  mu ästen,  so  erschien  eine  dreizehnörtige  Tag- 
Satzung  als  die  einzige  rechtmässige  Behörde,  welcher  die  Bestimmung  und 
Anordnung  der  künftigen  Verhältnisse  der  Eidgenossenschaft  zustand.  Der 
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Kanton  Zug  niusste  besonders  diesen  Weg  um  so  eher  einschlagen,  da  er 
mit  tiefem  Schmerze  sah,  wie  wenig  mehrere  der  neueren  Rantone  auf 
seine  Lage  billige  Rücksicht  nahmen  und  selbst  der  nur  angebahnten,  aber 
keineswegs  vollständig  zu  8  tan  de  gebrachten  Uebereinkunft  vom  29.  Christ- 
monat eine  Auslegung  und  Ausdehnung  zu  geben  sich  bemühten,  welche 
selbe,  wäre  sie  auch  allseitig  anerkannt  worden,  nie  haben  konnte.  So 
wurde  in  Folge  derselben  gegen  jede  Berichtigung  und  Abänderung  von 
Kantonalgrenzen  protestirt,  obschon  darin  von  Grenzbestimmungen,  welche 
erst  fernem  Verfügungen  vorbehalten  sein  mussten,  kein  Wort  zu  An- 
den war. 

Solche  Behauptungen,  an  welche  der  Kanton  Zug  in  seiner  geraden, 
einfachen  Redlichkeit  bei  der  Handbietung  zu  dieser  Uebereinkunft  nie 
denken  durfte,  mussten  ihm  um  so  empfindlicher  fallen,  weil  er  ohne  einig-e 
Grenzerweiterung  (wie  es  seine  Gesandtschaftsnote  deutlich  entwickelt: 
Abschied  der  eidgenössischen  Versammlung  vom  27.  Christmonat  1818  bis 
den  11.  Hornung  1814,  §  VIII,  C,  III  und  IV)  der  traurigsten  Zukunft  und 
selbst  der  Gefährdung  seiner  verkümmerten  Kantonalexistenz  mit  Gewiss- 
heit entgegenzusehen  hätte.  Er  will  hier  die  Gründe  für  eine  solche  Grenz- 
erweiterung auf  die  ehe  vorigen  Mediatlande,  und  namentlich  auf  die  freien 
Aemter,  nicht  wiederholen,  so  wenig  er  erwartete,  dass  seinen  gerechten 
Ansprüchen  die  Entlassungsurkunde  von  1798  entgegengesetzt  werde,  welche 
nur  Unterthanenverhältnisse,  die  der  Kanton  Zug  selbst  nicht  herstellen 
will,  aufhebt,  die  Art  und  Weise  aber  der  nähern  Vereinigung  solcher 
Mediatlande  mit  der  übrigen  Schweiz  einer  künftigen  allgemeinen  eid- 
genössischen Berathung  vorbehält. 

Wenn  nun  der  Kanton  Zug  der  Dringlichkeit  der  Umstände  nachgibt 
und  aas  Liebe  zur  Eintracht  und  Ordnung,  um  das  Vaterland  der  Gefahr 
noch  grösserer  Verwirrungen  und  Einwirkungen  nicht  Preis  zu  geben,  an 
einer  nennzehnörtlgen  Tagsatzung  Antheil  nimmt,  so  hofft  derselbe,  dass 
auch  hier  seine  bedenkliche  Lage  beherzigt  und  seinen  billigen  und  gerechten 
Begehren  um  eine  Grenzausdehnung  Rechnung  getragen  werde,  widrigen- 
falls er  seine  verhältnissmässigen  Rechte  und  Ansprüche  auf  die  Mediat- 
lande auf  das  feierlichste  verwahrt  erklärt." 

Bern:  „Die  Gesandtschaft  des  Standes  Bern,  indem  sie  in  eine  Ver- 
sammlung von  Eidgenossen  tritt,  ist  zugleich  beauftragt,  denselben  über 
das  Wiedererscheinen  des  Standes  Bern  auf  einer  neunzehnörtigen  Tag- 
satzung folgende  offene  und  einfache  Erklärung  zu  geben. 

In  dem  von  Schultheiss,  Klein  und  Grossen  Räthen  der  Stadt  und 
Republik  Bern  an  Bürgermeister,  Klein  uud  Grosse  Räthe  des  eidgenös- 
sischen Standes  Zürich  unter'm  4.  März  letzthin  erlassenen  Schreiben  (siehe 
§  I.  A.  V,  a  des  gegenwärtigen  Abschiedes)  sind  die  Ansichten  und  Beweg- 
gründe ausführlich  entwickelt,  welche,  nach  Abschaffung  durch  den  be- 
stimmten Willen  der  hohen  alliirten  Mächte  der  von  Frankreich  der  Schweiz 
aufgedrungenen  Mediationsakte,  den  Stand  Bern  bewegen  mussten,  eine 
Tagsatzung  der  XIII  alten  Orte  gemeiner  Eidgenossenschaft  als  die  einzige, 
natürliche  und  rechtmässige  Behörde  zu  betrachten,  welcher  die  Bildung 
eines  neuen  Bundesvereins  und  die  Ausmittlung  daheriger  innerer  und 
äusserer  Verhältnisse  zu  bestimmen  gebühre,  welche  demnach  den  Stand 
Bern  von  Besuch ung  und  Thellnahme  jeder  andern  gemeineidgenössischen 
Versammlung  entfernen  mussten.  Mehrere  andere  löbliche  Stände  hatten 
seither,  diesen  Ansichten  huldigend,  die  Zusammenberufung  einer  Tag- 
Satzung  der  Xlll  alten  Orte  anbegehrt. 
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Der  Stand  Bern  erblickt  in  diesem  Ausspruche  ledigerdingen  eine 
Anerkennung  der  gegenwärtigen  Existenz  der  durch  die  Vermittlungsakte  im 
Jahre  1803  in  der  Schweiz  aufgestellten  XIX  Kantone.  Er  hat  daher  aus 
Achtung  und  Deferenz  für  den  Willen  der  hohen  alliirten  Mächte,  und  um 
seinerseits  die  von  Höchstdenselben  dem  gemeinen  Vaterland  geschenkten 
wohlwollenden  Gesinnungen  zu  erhalten,  sich  entschlossen,  der  Einladung 
der  bevollmächtigten  Minister  derselben  zu  folgen  und,  wie  es  wahrend 
der  Vermittlungsakte  geschehen,  die  Tagsatzung  der  XIX  Orte  sofort  za 
besuchen.* 

Frei  bürg:  „Schultheiss,  Klein  und  Grosse  Räthe  der  Stadt  und 
Republik  Freiburg  standen  In  der  Beglaubigung,  es  wären  die  XIII  Orte 
allein  berechtigt,  nach  abgestellter  Medationsakte  den  vorhabenden  neuen 
Bundesverein  zu  stiften  und  zu  bilden.  Wenn  nun  ihre  Gesandten  in  dieser 
Versammlung  der  XIX  Kantone  erscheinen,  so  geschieht  es  aus  blosser 
Hochachtung  und  Deferenz  gegen  die  hohen  alliirten  Mächte,  welche  dies- 
falls ihre  Kommittenten  dringend  angesucht  haben.  Nichtsdestoweniger 
sind  Hochdieselben  bereit,  nicht  allein  ihren  lieben  Miteidgenossen  die 
Gesinnungen  ihrer  wahren  und  aufrichtigen  Anhänglichkeit  zu  erweisen, 
sondern  auch  ihre  Opfer  auf  den  Altar  des  werthen  Vaterlandes  zu 
bringen." 

Graubünden  ging  sogar  noch  weiter,  indem  es 
sich  die  Frage  des  Beitritts  gänzlich  offen  behielt. 

„Ebenso  ist  die  Gesandtschaft  von  Grau  bänden  verpflichtet,  in- 
struktionsmässig  an  das  Protokoll  der  Tagsatzung  zu  erklären:  „dass  der 
souveräne  Freistaat  der  drei  Bünde  seine  alte  Verfassung  einzuführen 
beschlossen;  —  dass  demnach  der  Bundestag,  infolge  der  Mehren  der  Ge- 
meinden, sie  auf  die  wiederholte  Aufforderung  der  bevollmächtigten  Herren 
Minister  von  Oester reich  und  Russland  zu  dieser  Versammlung  eidgenös- 
sischer Depntirter  abgeordnet,  wo  sie  dann  begwältigt  sei,  bei  dieser  Ver- 
sammlung einzusitzen,  die  Berathung  des  entworfenen  Föderalaktes  anzu- 
hören und  die  Bemerkungen  des  graubündnerischen  Freistaates  an  Ort  und 
Stelle  anzubringen,  jedoch  bis  zum  gänzlichen  Eintreffen  der  Deputirten 
der  sämmtlichen  Eidgenossenschaft  in  keine  Berathung  einzutreten,  son- 
dern alles  ad  referendum  zu  nehmen  und  feierlichst  vorzubehalten,  dass 
der  Freistaat  Graubünden  erst  nach  Vollendung  der  Föderalakte  sieh 
erklären  werde,  in  welche  Verhältnisse  derselbe  mit  der  sämmtlichen 
Eidgenossenschaft  einzutreten  gesonnen  sei." 

Für  den  Beschluss,  den  Entwurf  der  Bundesver- 
fassung vom  4.  Februar  als  Grundlage  der  Berathung 
anzunehmen,  stimmten  bloss  10  Stände:  Zürich,  Uri, 
Unterwaiden,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau, 
Tessin,  Waadt,  Appenzell  A.-Rh.,  also  die  knappste 
Mehrheit,  ohne  die  man  gar  nicht  einmal  auf  denselben 
hätte  eintreten  können.  Aus  den  Berathungen,  welche 
zunächst  vom  14.  April  bis  6.  Mai  dauerten,  sind  fol- 
gende Punkte  von  grösserem  Interesse: 
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Zu  Artikel  2,  welcher  die  Kantone  verpflichtet, 
zur  Aufrechterhaltung  des  Bundes  und  der  Kantone 
mit  bestimmten  Truppen-  und  Geldkontingenten  mit- 
zuwirken, bemerkte  Schwyz: 

.»Die  Gesandtschaft  von  Sehwyz  ist  bei  der  Berathung  über  den 
Entwarf  der  Grundlinien  einer  neuen  eidgenössischen  Bundesverfas- 
sung vor  allem  aus  beauftragt,  au  erklären,  das*  sich  der  Kanton  8chwyz 
gegen  jede  Auf  Stellung  irgend  einer  Oentralgewalt,  welche  die  Unabhängig- 
keit der  einzelnen  Kantone  gefährden  würde,  felerlioh  verwahren  müsse, 
and  dass  er  jene  vollständige  Souveränität,  wie  er  sie  vor  1798  ausgeübt 
habe,  reklamire.  Die  Gesandtschaft  soll  desswegen  den  Wunsch  äussern, 
das«  im  ersten  Artikel  auch  die  Sonveränetät  der  Kantone  ausdrücklich 
garantirt  werde. 

Dem  zweiten,  dritten  und  vierten  Artikel  kann  die  Gesandtschaft  bei- 
stimmen, mit  dem  Bedinge,  dass  die  dem  Kanton  Schwyz  bisher  bestimmte 
Quota  der  Truppen-  und  Geldbeiträge  nicht  erhöht  und  dass  im  zweiten 
und  vierten  Artikel  ausdrücklich  gesagt  werde,  dass  diese  Art  von  Truppen- 
hfilie  nur  in  allgemeinen  Angelegenheiten  und  gegen  Angriffe  eines  aus- 
wärtigen Feindes  Statt  haben  soll. 

Der  Kanton  Schwyz  wünscht,  dass  jeder  Kanton,  wenn  er  in  seinem 
Innern  bedroht  Ist,  ausschliesslich  das  Recht  haben  soll,  nötigenfalls 
die  Truppenhülfe  anderer  Kantone  anzurufen.  Diese  Hülfe  soll  von  dem 
Kanton,  der  aufgefordert  ist,  jedoch  in  Kosten  des  reqnirirenden  Theils 
geleistet  werden." 

Alle  übrigen  Kantone,  selbst  die  grössten,  Zürich 
und  Bern,  verlangen  Erleichterung  ihrer  Geldskala. 
Man  weiss  wirklich  nicht,  wer  denn  eigentlich  schliess- 
lich bezahlen  soll.    Der  Kanton  Graubünden  zeigt  an: 

-das«  dieser  Kanton  durch  die  Mediatlonsskala  zu  hoch  angelegt 
sei,  indem  man  daznmal  die  Stärke  der  Bevölkerung  auf  120,000  8eelen 
angesetzt  habe,  während  dieselbe,  spätem  Nachforschungen  zufolge,  die 
Zahl  von  70,000  nicht  erreiche.  —  Unvorgretfiloh  also  der  definitiven 
Stellung  des  Staates  Graubfindea  und  seinen  Verhältnissen  zu  der  Schweiz, 
mass  der  Herr  Gesandte  instruktionsmässig  darauf  antragen ,  daes  nicht 
aar  für  Geldbeiträge,  wie  der  Artikel  in  der  Redaktion  lautet,  sondern 
such  und  hauptsächlich  für  das  Mannschaftskontingent  eine  billige  Er- 
leichterung gestattet  werde." 

Ehemals,  als  er  durch  diese  Zahl,  die  allerdings 
viel  zu  hoch  war,  eine  doppelte  Vertretung  in  der 
Mediationstagsatzung  erhalten  hatte,  hatte  er  sich 
natürlich  vor  solchen  Nachforschungen  gehütet.  Bei 
der  zweiten  Berathung  der  Verfassung  wurde  die  Be- 
völkerung bloss  noch  auf  68,500  Köpfe  angegeben  (Ab- 
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schied,  pag.  85)  und  zuletzt  noch  auf  6  weniger  (Ab- 
schied, pag.  114). 

Art.  5.    Militärkapitulationen. 

„Erstens.  In  Betreff  der  Militärkapitulationen  kam  allererst  fn  die 
Frage:  ob  diese  von  einzelnen  Kantonen  können  eingegangen,  oder  ob 
sie,  gleich  Bündnissen  und  Allianzen,  der  Kompetenz  der  gemeinsamen 
Bundesbehörde  vorbehalten  werden  sollen. 

Zwei  Gesandtschaften,  8t.  Gallen  und  T essin,  mussten  Infolge  bestimm- 
ter Instruktionen  darauf  antragen,  dass  solche  Verträge,  welche,  wie  die 
Erfahrung  bewiesen,  auf  das  politische  System  der  Schweiz  wesentlichen 
Einfluss  haben,  immer  im  Namen  der  ganzen  Eidgenossenschaft  abge- 
schlossen werden,  welches  auch  in  dem  Falle  sehr  wohl  Statt  haben  könne, 
wenn  nur  einige  Kantone  Theil  daran  nehmen.  Auch  Zürich,  Luzern,  Basel. 
Thurgau  und  Waadt  unterstfitzten  diese  Meinung,  ohne  jedoch  daran  gänz- 
lich gebunden  zu  sein. 

Nach  Eröffnung  der  gegenseitigen  Gründe  und  Ansichten  ist  jedoch 
durch  das  Mehr  von  sechszehn  Ständen  bestimmt  worden: 

„ Militärkapitulationen  dürfen  auch  von  mehreren  oder  einzelnen 
Kantonen  mit  auswärtigen  Staaten  errichtet  werden." 

Dagegen  haben  gestimmt  St  Gallen  und  Tessln.  Die  Gesandtschaft 
von  Glarns  hat  in  Ermanglung  bestimmter  Instruktionen  das  Votum  ihres 
Standes  vorbehalten.*1 

Widerwärtig  berühren  hiebei  die  Vorwände  ein- 
zelner Stände  in  folgendem  Passus  des  Protokolls: 

„Zweitens.  Dass  es  aber  für  die  Aufrechterhaltung  der  Bundesver- 
hältnisse und  der  Eintracht  unter  den  Kantonen  nothwendig  sei,  in  Hinsicht 
der  Militärkapitulationen  wenigstens  das  Recht  der  Einsicht  und  einer 
Prüfung-  derselben  der  Tagsatzung  vorzubehalten,  lag  in  der  U Überzeugung 
der  meisten  Stände.  Die  Gesandtschaft  von  Basel,  in  Uebe  reinstimm  ung 
mit  ihrem  in  der  früheren  eidgenössischen  Versammlung  gegebenen  Votum 
(Abschied  der  eidgenössischen  Versammlung  vom  27.  Christmonat  1818  bis 
den  11.  Hornung  1814 ,  §  VI II.  C,  IV,  D)  sprach  mit  Nachdruck  für  den 
Grundsatz,  dass  keine  Kapitulation  ohne  vorherige  Prüfung  und  Genehmig- 
ung der  Tagsatzunjr  abgeschlossen  werden  sollte.  Zürich,  Schaffhausen, 
St  Gallen,  Aargau,  Thurgau,  Tessln  und  Waadt  folgten  unbedingt  dieser 
Ansicht;  wohingegen  Schwyz  und  Unterwaiden,  gestützt  auf  die  nun 
wiederhergestellte  völlige  Unabhängigkeit  der  Kantone  und  aus  Ach- 
tung für  die  wahreidgenössischen  und  vaterländischen  Ge- 
sinnungen aller  Glieder  des  Bundes,  von  einer  solchen  Oberaufsicht  oder 
förmlichen  Genehmigung  abstrahiren  wollten." 

Uri,  Schwyz,  Unterwaiden  und  Zug  ver- 
langten sogar  ein  Werbungsrecht  in  andern  Kantonen, 
auf  Grund  der  ehemaligen  Unterthänigkeitsverhältnisse: 

„Bei  Anlass  obiger  Berathnng  über  die  Kompetenz  zu  Militärkapltn- 
latlonen  haben  die  Stände  Uri,  Schwyz.  Unterwaiden  und  Zug  die  Erwartung 
geäussert  und  bestimmt  verlangt,  dass  das  Werbungsrecht  für  auswärtige 
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Dienste  den  Alten  freien  Stünden  in  denjenigen  Ländern  immerhin  offen 
bleiben  möge ,  die  vormals  Medlat-  und  Unterthanenlande  gewesen,  nun 
aber  durch  die  Zustimmung  der  alten  Kantone  freie  Glieder  des  Bundes 
geworden  sind.  Eine  solche  Konzession,  meinten  jene  Gesandtschaften, 
womit  sich  übrigens  gegenseitig  vorteilhafte  Bedingungen  vereinigen 
Hessen,  wäre  als  Zeichen  der  Anerkennung  für  die  Wohlthat  der  Freiheit 
von  Seite  dieser  Kantone  an  sich  sehr  billig  und  keineswegs  lästig  und 
drückend,  da  keine  andere  als  eine  freie  Werbung  künftig  in  der  Schweiz 
Statt  finden  werde. 

Die  Gesandtschaft  von  Schwyz  wünschte  dieses  Recht  vorzüglich 
an  Grenzorten  und  für  die  Anwerbung  fremder  Rekruten  auszuüben. 

Gegen  dieses  Ansinnen  haben  sich  nachdrücklich  erhoben  St  Gallen, 
Thurgaa,  Tessin,  auch  Aargau  und  Waadt,  mit  der  Bemerkung,  dass  die 
Anwerbung  in  fremde  Dienste  ein  Theil  des  Mannschaftsrechts  (Mann- 
rechtes), hiermit  von  der  Hoheit  selbst  unzertrennlich  sei,  und  dass  alle 
Kantone  in  dieser  Hinsicht  gleiche  Rechte  geniessen.  Eine  solche  Ansprache, 
meinte  Thurgau.  wenn  dieselbe  auch  zulässig  wäre,  könnte  dennoch  in 
keinem  Fall  in  die  Verfassungsurkunde  aufgenommen  werden.  Tessin,  von 
dem  gleichen  Gesichtspunkte  ausgehend ,  sah  solche  lediglich  als  einen 
Gegenstand  freier  Uebereinkunft  unter  den  Kantonen  an  und  wird  auf 
billige  diesfällige  Anträge  alle  mögliche  freundeidgenössische  Rücksicht 
eintreten  lassen. 

Die  Gesandtschaften  von  Glarus  und  Appenzell  A.  Rh.  behielten  sich 
über  diesen  Gegenstand  das  Votum  ihrer  Stände  vor.  Die  übrigen  Gesandt- 
schaften haben  keine  Meinung  geäussert." 

Dem  Artikel  8,  lautend: 

«Zu  Beibehaltung  der  Eintracht  und  Ruhe  im  Vaterland  sollen  keine 
mit  den  Rechten  eines  freien  Volkes  unverträglichen  Unterthanen Verhält- 
nisse in  der  8chweiz  hergestellt  werden," 

stimmten  bloss  Zürich,  Luzern,  Glarus  und  Waadt 
einfach  bei ,  alle  andern  mit  Klauseln.  Interessant 
für  die  damalige  Anschauung,  im  Vergleich  zu  der 
heutigen,  ist  besonders  die  Erklärung  von  Bern: 

„Der  vorgeschlagene  Artikel,  der  sich  auf  die  Uebereinkunft  vom 
2».  Christmonat  1818  gründet,  ist  in  einem  Augenblick  der  höchsten  Span- 
nung entworfen  worden,  In  welchem  einerseits  nach  Aufhebung  der  Me- 
diat ion^akte  die  ehemaligen  Unterthanenlande  fürchteten,  wieder  unter  eine 
ihrem  Besten  nachtheilige  Vielherrschaft  zu  kommen,  und  anderseits  die 
Regiernngs Veränderung,  die  kurz  vorher  in  Bern  Statt  gehabt  hatte,  durch 
welche  selbige  zu  ihrer  alten  Staatsverfassung  zurückgekehrt  war,  wegen 
ihrer  ehemaligen  Ausschliesslichkeit,  bei  nun  ganz  veränderten  Begriffen, 
Besorgnisse  erregen  musste.  Beide  Besorgnisse  fallen  jetzt  weg.  Die  vor- 
mals mehreren  Kantonen  gemeinschaftlich  gehörigen  Unterthanenlande  sind 
selbst  durch  den  laut  ausgesprochenen  Willen  ihrer  ehemaligen  Landes- 
herren frei  und  werden  es  bleiben.  Die  aristokratischen  Regierungen  haben 
seither  alle  mit  mehr  oder  weniger  Liberalität  dem  Grundsätze  gehuldigt, 
dass  jedem  verdienten  Staatsbürger  gesetzlich  der  Weg  offen  stehe,  zu  den 
ersten  Stellen  der  Regierung  zu  gelungen.    Der  Gesandte  von  Bern  findet 
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also  diesen  Artikel  überflüssig,  er  findet  ihn  in  einem  eidgenossischen  Ver- 
fassungsentwurf unschicklich.  Er  hat,  nach  seiner  Ansicht,  einen  revolu- 
tionären Anstrich.  Er  beschränkt  die  Souveränetät  der  Kantone;  er  wird, 
wenn  das  Fürstenthum  Neuenburg  als  Kanton  aufgenommen  wird,  wie  es 
in  mancher  Rücksicht  erwünscht  sein  kann,  einen  Widerspruch  enthalten. 
Er  kann  bei  dem  gemeinen  Volke  zu  vielen  höchst  schädlichen  Missdeutungen 
Anlass  geben.  Denn  was  sind  ünterthanen Verhältnisse  ?  Soll  dadurch  ver- 
standen werden:  es  gebe  keine  Ünterthanen ?  das  hiesse  mit  andern  Worten 
so  viel  sagen :  jeder  Staatsbürger  sei  souverän.  Wenn  es  Regierungen  gibt, 
sie  mögen  nun  erblich  oder  durch  das  Volk  gewählt  sein,  so  haben  sie 
ünterthanen,  die  man  freilich  jetzt  Angehörige  oder  Mitbürger  nennen  darf. 
Der  Herr  Gesandte  glaubt  aber,  so  gut  ein  Unterthan  seiner  Regierung  zu 
sein,  als  der  geringste  TaglÖhner.  Bern  stimmt  daher  instruktionsgemäss. 
dass  dieser  Artikel  ganz  aus  dem  Verfassungsentwurf  weggelassen  werde." 

Sein  Echo  aus  Solothurn  und  Freiburg  tönt 
wie  folgt: 

„Der  Artikel  ist  äusserst  schwankend,  zu  schiefen  Missdeutungen  ge- 
eignet und  könnte  den  gefährlichsten  Ansprüchen  sunt  Stützpunkte  dienen- 
Was  der  Geist  der  Zeit  in  Hinsicht  auf  biberalität  der  Grundsätze  erfordert, 
haben  die  Regierungen  von  selbst  angeordnet,  und  sie  werden  ferner  die 
Bahn  der  Mässigung  und  Billigkeit  verfolgen,  ohne  dazu  durch  einen  Ar- 
tikel der  Bundesverfassung,  welcher  sie  in  die  nachtheiligste  Stellang  ver- 
setzen würde,  angehalten  zu  sein." 

Auch  diese  Gesandtschaften  trugen  also  auf  die 
gänzliche  Auslassung  des  Artikels  an.  Iin  Falle  wider 
Erwarten  derselbe  unverändert  bleiben  würde,  wollte 
Freiburg  sich  das  Ultimatum  seiner  Instruktion  gemäss 
vorbehalten. 

Den  Grundsatz  der  freien  Niederlassung, 
eine  der  grössten  Wohlthaten  der  helvetischen  und  der 
Mediationsverfassung,  vertheidigte  nach  einer  kurzen 
Diskussion  zuletzt  Niemand  mehr.  Neun  Kantone, 
worunter  Bern,  wollten  durchaus  keine  Erwähnung 
eines  solchen  Gegenstandes  in  der  Verfassung  gestatten 
(also  volle  kantonale  Willkür),  die  andern  bloss  eine 
solche  in  dem  Sinne,  dass  die  Kantone  sich  darüber 
auf  dem  Wege  von  Konkordaten  einigen  können. 

Sehr  interessant  sind  die  Verhandlungen  über  den 
eidgenössischen  Vorort,  dem  nur  das  aller- 
winzigste  Mass  von  Kompetenzen  eingeräumt  werden 
sollte.     So  sagt  z.  B.  Schwyz: 
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„Dieser  Kanton  wird  nie  zu  Aufstellung  einer  solchen  Bundesgewalt 
die  Hände  bieten,  welche  der  Freiheit  und  Unabhängigkeit  der  Stände  ge- 
fährHrfh  werden  könnte,  sondern  sich  auf  das  feierlichste  dagegen  verwahren. 
Die  Tagsatzung  ist  die  höchste  Gewalt  für  die  gemeinsamen  Bundesange- 
legenheiten; der  Vorort,  als  ausschreibende  Behörde,  sollte  in  Abwesenheit 
der  Tagsatzung  mit  den  nämlichen  Attributen,  wie  vormals  und  ohne  grös- 
sere Ausdehnung  der  Gewalt,  wiederhergestellt  und  der  Stand  Zürich  er- 
sucht werden,  diesen  wahreidgenössischen  und  vaterländischen  Vorsitz 
wieder  auszuüben.  Endlieh  könnte  man  annehmen,  das»  Tagsatsungen  nicht 
immer  In  der  nämliehen  Stadt,  vielleicht  nicht  einmal  im  Vorort,  sich  ver- 
sammeln würden.  Die  Gesandtschaft  will  obige  Ideen  an  die  Kommission 
verweisen,  damit  diese  mit  möglichster  Annäherung  zu  den  alten  Verhält- 
nissen ihr  Gutachten  darnach  einrichten  möge." 

Unter walden  fügt  bei: 

„Unterwaiden  ob  und  nid  dem  Wald  tritt  vollkommen  dem  Votum  des 
Stande*  Schwyz  bei,  und  wenn  die  alte  eidgenössische  Organisation  nicht 
hinreicht  wenn  eine  stärkere  Bundesgewalt  erfordert  wird,  will  dieser 
Stand  dieselbe  unter  verschiedenen  Kantonen  alterniren  lassen.  Die  Lande- 
gemeinde von  Nid  walden  Insbesondere  verwahrt  sich  feierlich  gegen  jede 
Ceatralregiemng  und  glaubt,  die  Souveränetfit  der  Stände  auch  auf  den 
Tagsatzungen  selbst  behaupten  zu  können ,  deren  Beschlüsse  nicht  anders 
als  durch  freiwilligen  Beitritt  verbindliche  Kraft  erhalten  sollen." 

Man  kann  es  sich  darnach  wirklich  als  möglich 
vorstellen,  dass  sich  (nach  Tillier)  Aloys  v.  Reding 
geäussert  haben  soll,  es  würde  eigentlich  statt  jeder 
Verfassung  die  Wiederherstellung  des  Stanzerverkomm- 
nisses  von  148  t  genüge'n. 

Wohlthuend  ist  dagegen  die  Sprache  von  Basel 
gegenüber  der  Heuchelei  der  meisten  Stände,  die  den 
Durst  nach  völliger  Souveränetät  hinter  der  Maske 
einer  begeisterten  Lobpreisung  der  alten,  grossen  Zeit 
verbargen.  Dieses  Votum,  dem  sich  Schaffhausen, 
Glarus,  St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau,  Tessin  und  Waadt 
im  Allgemeinen  anschlössen,  lautete: 

JDttfl  Glück  und  der  Wohlstand,  deren  die  Schweiz  bis  auf  die  Revo- 
lutionsepoche genoss,  hatten  nicht  so  sehr  in  der  damaligen  eidgenössischen 
Verfassung,  als  vielmehr  in  günstigen  äussern  Umständen  und  wohlwollenden 
Verhältnissen  zu  den  benachbarten  Mächten  ihren  Grund.  Dieses  geht  aus 
der  Erfahrung  von  1798  unwidersprechlich  hervor :  einzelne  Stände  handelten 
im  alten  Geist;  sie  sind  mit  Ehre  gefallen ;  nicht  so  der  gesammte  Bund, 
für  dessen  Aufrechthaltung  keine  vereinte  Anstrengung  geschah.  Vielleicht 
hätten  besnere  Bundesformen  das  Vaterland  damals  gerettet.  Die  unglück- 
liche Erfahrung  des  Einheitssystems  kann  eben  so  wenig  als  bündiger  Be- 
weis zu  Gunsten  der  alten  Verfassung  geltend  gemacht  werden;  denn  fremde 
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Militärgewalt  drückte  auf  das  Land;  alle  erfahrenen,  der  Achtung  und  des 
öffentlichen  Vertrauens  würdigen  Hagistrate  waren  von  den  Aemtern  ent- 
fernt; die  Schwelt  glich  einer  Armee,  mitten  im  Krieg  von  ihren  Anführern 
und  Offizieren  verlassen,  lieber  die  Mediationsepoche  (abgesehen  von  dem 
Ursprünge  derselben)  mögen  die  Urtheile  noch  so  sehr  von  einander  ab- 
weichen, sie  war  gewiss  im  Ganzen  befriedigend;  aber  auch  diese  Ver- 
fassung leistete  dennoch  in  den  letzten  Jahren  unter  schwierigen  Umständen 
nicht,  was  sie  hätte  leisten  sollen  und  können. 

Betrachtet  man  nun  die  wahre  Lage  des  schweizerischen  Bundes- 
staates in  Bezug  auf  äussere  und  innere  Verhältnisse,  nicht  wie  sie  ehemals 
waren,  sondern  wie  sie  sind,  d.  h.  von  jenem  altern  Zustande  wesentlich 
verschieden;  ist  es  der  Wille  der  Kantone,  in  wahrem,  vaterländischem 
Gemeingeist  für  die  Schweiz  dasjenige  zu  thun,  was  ihre  Wohlfahrt  erfor- 
dert, so  wird  die  Ueberzeugung,  dass  der  ehemalige  Vorort  dermalen  nicht 
hinreichen  könne,  sich  gewiss«  unzweideutig  aussprechen.  Freilich  mfissie 
immer  ein  Vorort  vorhanden  sein,  aber  neben  demselben  eine  stärkere  Cen- 
tralbehörde,  ein  Bundesrath  aufgestellt  werden:  a)  für  die  Leitung  der 
äussern  Verhältnisse,  damit  in  der  Politik  der  Schweiz  die  nöthige  Einheit 
herrsche ;  b)  für  das  eidgenössische  Militärwesen ;  c)  für  die  Handhabung 
der  öffentlichen  Ruhe.  Dieser  Bundesrath  sollte  unter  dem  Vorsitz  des 
regierenden  Hauptes  des  Vorortes  aus  einer  bestimmten  Zahl  von  Mit- 
gliedern bestehen,  welche  die  Kantone  selbst  nach  einer  gewissen  Kehrord- 
nung ernennen,  die  aber  ihre  Besoldung  aus  der  Centralkasse  erhalten 
würden.  So  wäre  die  alte  Form  möglichst  gerettet,  für  das  Staatsbedftrf- 
niss.  selbst  im  Drange  schwieriger  Zeiten,  hinlänglich  gesorgt  und  dabei 
die  Eifersucht  unter  den  Kantonen  vermieden,  da  alle  an  der  Leitung  der 
eidgenössischen  Angelegenheiten  verhältnissmässig  Theil  haben  würden."1 

Das  war  eidgenössisch  geredet.  Vielleicht  hatte 
dazu  die  in  frischer  Erinnerung  stehende  Kapitulation 
vom  letzten  Dezember  beigetragen. 

Zürich,  das  sonst  im  Ganzen  der  Fortschrittspartei 
in  der  Tagsatzung  angehört,  drückt  sich  in  dieser  Frage 
sehr  diplomatisch  aus,  damit  es  jedenfalls  den 
Anspruch,  selbst  dieser  Vorort  zu  sein,  nicht  ver- 
scherze. 

„Zürichs  Gesandtschaft,  nach  Verdankung  des  ihrerRegierung  in  den 
verschiedenen  Voten  bezeugten  Vertrauens,  wodurch  dieser  Stand  an  die 
glücklichen  Zeiten  eines  zur  Zufriedenheit  aller  Eidgenossen  geführten 
friedlichen  Vorsitzes  so  verbindlich  erinnert  worden,  will  diejenigen  An- 
träge, denen  die  Mehrheit  der  Kantone  beistimmen  wird,  zwar  berat hen 
helfen,  das  Resultat  aber,  da  sie  selbst  nicht  ganz  unbefangen  ist,  ad  refe- 
rendum  nehmen.  Jetzt  wie  vormals  fügte  dieselbe  hinzu ,  soll  die  Eid- 
genossenschaft den  Kanton  Zürich  zu  allem  demjenigen  bereit  finden,  was 
die  Wohlfahrt  des  gemeinsamen  Vaterlandes  befördern  kann;  sie  soll  aber 
ohne  einige  besondere  Rücksicht  den  Grund  zn  künftigen,  festen  und  be- 
glückenden eidgenössischen  Verhältnissen  in  die  Verfassung  selbst  zu  leg-en 
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suchen.  Hierzu  sei  nicht  allein  die  Erfahrung  früherer  Jahrhunderte,  son- 
dern auch  richtige  Würdigung  der  neuesten  Erfahrungen,  der  wirklichen 
Lage  der  Schweiz,  im  Innern  wie  gegen  das  Ausland,  nothwendig.  Die 
Tagsatzung  werde  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  Verfassungen  nicht  bloss 
für  allgemeine  friedliche  Verhältnisse  ,  wobei  dem  Staate  keine  Gefahren 
drohen,  sondern  auch  für  schwierige  Zeiten  berechnet  werden  müssen, 
damit  unter  allen  Umständen  das  wahre  Nationalinteresse  darin  eine  sichere 
Stütze  finde.* 

Zu  dem  Artikel  26,  lautend:  «  Sowohl  die 
Bundesverfassung,  als  die  neurevidirten  Kantonsver- 
fassungen, sobald  sie  unter  Nationalgarantie  genommen 
sind,  sollen  in  das  eidg.  Archiv  niedergelegt  werden», 
stimmten  Bern  und  Solothurn  nicht.  Freiburg 
machte  folgenden  noch  bezeichnenderen  Vorschlag: 

„Sobald  die  Verfassung  eines  Kantons  vorgelegt  wird,  soll  dieselbe 
ohne  anderes  in  das  gemeineidgenössische  Archiv  niedergelegt  und  unter 
die  Garantie  des  ganzen  Bundes  gesetzt  werden.  Durch  ein  entgegen- 
gesetztes Verfahren  würde  der  Souverän  etat  der  Kantone  zu  nahe  getreten 
werden.* 

Auf  Grund  dieser  ersten  Berathung  stellte  nun  die 
(auf  pag.  197citirte)  «  diplomatische  Kommission  »  einen 
Entwurf  zusammen,  und  es  wurde  derselbe  dann  in 
dem  Zeitraum  vom  10.  Mai  bis  4.  Juli  1814  in  zweite 
Berathung  gezogen.  Hiebei  hatten  inzwischen  auch 
die  fremden  Minister  mitgewirkt,  indem  sie  ihrerseits 
am  21.  April  eine  Denkschrift  über  die  neue 
Verfassung  einreichten.1)  Und  so  wenig  dachte 
man   damals    daran,    diess    als   eine   unbefugte    Ein- 


*)  Der  Verfasser  dieser  Denkschrift,  die  eines  der  Hauptaktenstücke 
unserer  modernen  Verfassungsgeschichte  und  demzufolge  auch  dem  Ab- 
schiede unter  lit  F  offiziell  beigegeben  ist,  war  der  Graf  Capo  d' Istria. 
Dieselbe  Ist  In  unserer  Beilage  III  abgedruckt.  Hiemit  erledigt  sieh 
such  für  den  genaueren  Beobachter  der  Geschichte,  der  sich  nicht  bloss  an 
die  rein  äusserliche  Form  der  Dinge  hält,  die  öfter  ausgesprochene  Frage, 
ob  die  schweizerische  Bundesverfassung  von  1815  ein  Werk  freier  Ent- 
schliessung  der  Kantone,  oder,  wie  die  Mediationsverfassung  und  die  Hel- 
vetlk,  vom  Auslande  diktirt  und  garantirt  worden  sei.  In  der  Form  sieht 
sie  selbständiger  aus,  da  sie  keine  fremden  Unterschriften  trägt  und  nicht 
von  Paris  her  importirt  wurde,  der  Sache  nach  aber  waren  die  fremden 
Machte  bei  ihrer  Berathung  eben  so  thätig  und  einflussreich  gewesen,  wie 
*.  Z.  das  französische  Direktorium  und  der  erste  Consul.  Die  spätere  ari- 
stokratische Geschichtschreibung  zog  es   aber,   wie  die  damalige  'aristo- 

14 
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mischung  zurückzuweisen/)  dass  Freiburg  sogar  den 
Antrag  stellte,  man  möchte  artikelweise  die  An- 
sichten der  fremden  Minister  und  das  Guiachten  der 
eigenen  Kommission  nebeneinander  vorlegen : 


kratische  Tagsatzung  vor,  diese  Thatsachen  wenig  tn  betonen  und  dafür 
den  „Helretern"  die  ausländische  Abhängigkeit  vorzuwerfen.  In  Wahrheit 
aber  ist  die  Helvetik  von  allen  modernen  Regierungen,  welche  die  Seinreis 
bis  1848  besessen  hat,  noch  die  relativ  unabhängigste  gewesen. 

l)  Auch  die  Kantone,  die  gegenüber  der  Eidgenossenschaft 
nicht  sorgsam  genug  ihr«  „Souveränetäf  wahren  konnten,  dachten  nicht 
entfernt  daran,  diess  gegenüber  dem  Ausland  ebenso  zu  thun.  Um  zu 
zeigen,  in  welcher  Welse  die  fremden  Minister  In  diese  Angelegenheiten 
eingriffen,  wird  es  am  sweckmässigsten  sein,  s.  B.  die  Erklärung  derselben 
über  die  Verfassung  eines  der  freiheitsstolzesten  Kantone,  Graubündens, 
vom  5.  August  1814  in  ihrem  wesentlichen  Theile  abzudrucken.    Sie  lautet: 

»Der  den  Ministem  der  verbündeten  Mächte  vorgelegte  Entwarf  der 
Verfassung  für  den  Kanton  Graubünden  ist  auf  weise  Grundsätze  erbaut« 
und  scheint  auf  eine  vorteilhafte  Welse  das  gemeine  Wohl  dieses  Standes 
mit  den  verschiedenen  Interessen  und  Rechten  der  ihn  bUdenden  Theile  zu 
vereinbaren.  Die  Minister  bemerken  wohlgefällig  die  Bemühungen  der 
Standesvorsteher,  die,  umfangen  mit  so  vielfältigen  Schwierigkeiten,  den- 
nooh  zu  einem  genüglichen  Resultate  gelangt  sind.  Die  politische  Einheit 
de«  Kantons  Graubünden  findet  sich  durch  diese  Verfassungsakte  gesichert: 
und  diess  war  der  erste  Punkt,  auf  den  die  Minister  der  verbündeten  Machte 
ihre  Aufmerksamkeit  richten  mussten.  Die  gerichtliche  Ordnung,  welche 
die  Konstitution  aufstellt,  bietet  wesentliche  Verbesserungen  dar,  und  auch 
über  diesen  Punkt  sehen  die  Minister  ihren  Wunsch  erfüllt.  Die  Bemer- 
kungen, welche  81e  noch  machen  zu  müssen  glauben,  beschränken  sich  auf 
sehr  wenige  Artikel.  Hie  hoffen,  dass  die  biindnerischen  Behörden  dieselben 
angelegentlichst  in  Betrachtung  ziehen  werden.  Verlangen  zu  wollen  (wie 
das  im  Art.  5  geschieht),  dass  zu  den  Veränderungen,  welche  in  der  innern 
Verfassung  eines  Hochgerichts  vorgenommen  werden  möchten,  alle  Ge- 
meinden und  alle  Ortschaften,  die  sie  bilden,  einwilligen  müssten,  ist  bei- 
nahe eben  so  viel,  als  dieselben  unmöglich  machen.  Es  könnte  allerdings 
bedeutende  Nachtheile  mit  sich  bringen,  wenn  solche  Veränderungen  gar 
zu  sehr  erleichtert  würden;  die  Minister  glauben  aber,  dass  man  einen  mitt- 
lem Grundsatz  annehmen  sollte,  indem  man  festsetzte:  „Dass  zu  solchen 
Veränderungen  die  Zustimmung  von  drei  Viertheilen  der  Gemeinden  eines 
Hochgerichts  oder  Gerichts  hinreichend  Ist,  dass  aber  immer  dem  Grossen 
Rathe  vorbehalten  bleibe,  nach  dem  Inhalt  des  achten  Artikels  endlich  da- 
rüber abzusprechen,  im  Fall  die  Minorität  dagegen  sich  mit  einer  Einsprache 
an  ihn  wenden  sollte."  (Art.  7.)  Nach  der  Uebung  waren  die  jeweiligem 
Mitglieder  des  grossen  Ratheg  wieder  wählbar.  Dieses  Recht  der  Wieder- 
wählbarkeit sollte  in  der  Verfassung  selbst  festgesetzt  werden.  (Art.  11.) 
Um  dem  Ansehen  des  kleinen  Raths  mehr  Festigkeit  zu  geben  und  das 
System  seiner  (teschaft»führung  weniger  schwankend  und  wandelbar  zn 
machen,  finden  die  Minister  angemesHcn,  dass  die  Mitglieder  dieser  Behörde 
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„Die  Gesandtschaft  von  Frelburg  wünscht  (ebenfalls  am  26.  April), 
dam  die  Im  Zusammenhang  an  die  Kommission  überwiesenen  Artikel  12, 
19,  20,  21,-  23, 28  und  24  des  Entwurfes  der  nenen  Bundesverfassung,  betreffend 
die  Bandesbehörde  im  Allgemeinen  und  die  Führung  eidgenössischer  An- 
gelegenheiten, worüber  die  Tagsatzung  noch  keinen  Entscheid  genommen 
hat,  von  der  Kommission,  durch  Entgegenhaltung-  der  Ansichten  der  Minister 
der  allilrten  Mächte  und  des  eigenen  Gutachtens  der  Rommission  näher 


auf  drei  Jahre  erwählt  werden  und  auf  andere  drei  Jahre  wieder  wählbar 
sein  sollten,  so  dass  kein  Mitglied  des  kleinen  Rathes  länger  als  sechs  auf 
einander  folgende  Jahre  im  Amt  bleiben- könnte.  Betreffend  die  Vermehrung 
der  Aepräsentatlou  einiger  Landeethetle  im  grossen  Ä*th,  die  verhältauni~ 
massige  Verthetlung  der  Aemter  unter  den  Protestanten  und  Katholiken 
und  die  Bestimmung  der  Kompetenz  und  BefagaAsae  in  einigen  Gemeinden, 
so  erklären  die  Minister  ihre  gänsliehe  Betottmmung  zu  dem  unter  den  ver- 
Mhiedenen  an  Zürich  vereinten  Deputlrten  am  28;  Juli  verabredeten  Ab- 
kommnlss.  81e  zweifeln  nicht,  dass  die  RÄtne  und  Gemeinden  diese  in  ihren 
Anordnungen  eben  so  billige,  al»  ihrem  Zweck  nach  befriedigende  Ueber- 
einkunil  durchaus  bestätigen  werden.  (Unters.)  Der  Graf  Cape  dTstrla. 
Stratford-Canning.    Schranf 

Gans  ähnlich  verfuhren  die  fremden  Gesandtschaften  in  Betrug  auf 
die  Verfassung  von  Wallis,  indem  sie  auch  dort  die  innere  Organisation 
des  Kantons  in  folgender  Art  feststellten : 

„Auf  diese  Weise  erhielten  die  fünf  obern  Zehnden  in  der  National- 
sten Vertretung  gleichen  Antheil  mit  den  untern  Zehnden;  obgleich  ihre 
Bevölkerung  um  11,000  Seelen  weniger  beträgt,  und'die  drei  Centralzehnden 
wurden  ein  Gleichgewicht  erhalten  (tlendratent  la  baJanee);    Die  bezüglich 
aaf  diese  letztern  vorgeschlagene  Veränderung  würde  beinebens  den  Vor- 
theil  gewahren,  die  Stadt  Sitten  in  eine  ihren  hergebrachten  aristokratischen 
Etariehtangen  günstigere   Lage  zu  versetzen,  und  den  Einfluss,  welchen 
sie  In  ihrem  Zehnden  unstreitig  ausüben'  soll,  zu  erleichtern.  Würde  die 
also  eingerichtete   Stellvertretung  angenommen,   so  halten  die  Minister 
dafür,  man  könnte,  um  den  Landesgewobnheiten  möglichst  Rechnung  zu 
tragen,  den  Grundsatz  der  kollektiven  Abstimmung  beibehalten ;  so  nämlich, 
dass  jeder  der  dreizehn  Zehnden  bei  der  Tagsatzung  eine  Stimme  hätte, 
la  dieser  Hinsieht  sind  dte  Sfinister  der  Meinung',  es  würde  für  die  Central- 
organisation  des  Wallis  die  Aufstellung   eines  permanenten  Staatsrathes 
überaus  vorteilhaft  sein.    In  Ermanglung    einer   so    wünschenswerthen 
Behörde  könnte  man  inzwischen,   da  die  Republik  kein  Bedenken  trägt, 
der  Person  des  Grand-baillif  eine  sehr  ausgedehnte  Gewalt  zu  übertragen, 
sich  darauf  beschränken,   dieser  Magistratur  mehr  Konsistenz  zu  geben. 
Bie  schlagen  zu  diesem  Ende  vor:  1.  demselben  zwei  Statthalter  (vice-balllifs) 
beizuordnen,  die  aus  den  Landesabtheilungen  gewählt  würden,  denen  der 
Grand-ballllf  nicht  angehört  so  das?,  wenn  diese  erste  Magistratsperson 
aus  einem  der  fünf  obern  Zehnden  gewählt  werde,  von  den  beiden  Statt- 
haltern der  eine  aus  den  Centralzehnden,  der  andere  aus  den  untern  Zehn- 
den, und  so  umgekehrt,  genommen  werden  müsste.    2.  Zu  bestimmen,  dass 
beide  Statthalter,  sowie  der  Grand- baillif  selbst,  im  Hauptort  der  Republik 
wohnen,  oder  dass  wenigstens  der  Letztere  gehalten  sein  soll,  jene  für  die 
Berathung  aller  wichtigen  Geschäfte  einzuberufen.  Bei  diesen  Berathungen 
würden  inzwischen  die  Statthalter  nur  konsultative  Stimmen  haben,  und 
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beleuchtet,  artikelweise  vorgetragen  werden  mochten,  damit  die  Gesandt- 
schaften über  jeden  derselben  nach  Inhalt  ihrer  Instruktionen  abstimmen 
können." 

Dagegen  wurden  die  Tagsatzungsgesandtschaften 
auf  Ehrenwort  zur  grössten  Geheimhaltung  dieser  Denk- 
schrift verpflichtet.  Der  bezügliche  Passus  (pag.  106 
des  Abschieds)  lautet: 

die  Entscheidung  stünde  dem  Grand-Balllif  zu.  Da  dieser  für  zwei  Jahre 
gewählt  wird,  so  könnte  von  den  Statthaltern  jeder  während  eines  Jahres, 
im  Fall  von  Abwesenheit  oder  Krankheit  seine  Stelle  versehen.  Endlich 
glaubt  man,  es  würde  «weck massig  sein,  den  xwei  Statthaltern  vereint  ein» 
Stimme  in  der  Tagsatzung  einzuräumen,  die  verloren  ginge,  so  oft  sie 
getheilter  Meinung  wären.  So  würden  dann  insgesammt  16  Stimmen  sich 
ergeben,  die  dreizehn  der  Zehnden,  jene  des  Grand-baillif,  die  Stimme  der 
Statthalter  und  jene  des  Bischofs.  In  allen  durch  die  Verfassung  der  Cen- 
tralgewalt  übertragenen  Geschäften  würde  die  absolute  Stimmenmehrheit 
entscheiden.  Diess  sind  die  allgemeinen  Ansichten,  die,  nach  dem  Befinden 
der  Minister,  der  politischen  Organisation  des  Wallis  zu  Grund  gelegt 
werden  sollten.  Es  wird  ihnen  Vergnügen  machen  zu  vernehmen,  dass  die 
Herren  Deputtrten  mit  der  1  Überzeugung,  dass  solche  richtig  sind,  und 
mit  der  Absicht,  solchen  Eingang  zu  verschaffen,  nach  Hause  kehren.' 
Zürich  28.  Oktober  18 1 4. 

Die  Verfassung  von  Neuenbürg  vollends  wurde  einfach  vom  König 
von  Preusscn  von  London  aus  erlassen,  ohne  Mitberathung  weder  der  Tag- 
satzung, noch  des  Kantons  selbst    Sie  lautete  : 

„Wir  Friedrich   Wilhelm,   von  Gottes  Gnaden    König   von  Preussen 
etc.    Die  Siege,  welche  die  göttliche  Vorsehung  unsern  Waffen  verliehen 
hat,  gewährten  unserm  Herzen  die  höchst  angenehme  Befriedigung,  treue 
und  geliebte  Völker  auf  immer  an  Unsere  Herrschaft  zu  knüpfen,  welche 
Unserm  Hause  entweder  mit  Gewalt  entrissen,  oder  um  grösseres  Unglück 
von  ihnen  abzuwenden,  von  Uns  abgetreten  wurden.    Eine  solche  Genug- 
thuung  gewährt  Uns  vorzüglich  die  Rückkehr  der  glücklichen,  ein  Jahr- 
hundert durch  mit  gegenseitiger  Zuneigung  zwischen   dem   Fürsten  and 
seinen  Unterthanen  bestandenen  Verhältnisse.    Ueberzeugt,  dass  der  Wohl- 
stand, welchen  euer  Kunsttieiss  und  euere  Anstrengungen  einem  von  Natnr 
wenig  fruchtbaren  Lande  verschafft  haben,  nicht  allein  die  Frucht  einer 
väterlichen  Verwaltung,  sondern   auch  einer  wohlberechneten  Verfassung 
und  der  durch  unsere  Vorfahren  zu  verschiedenen  Zeiten  ertheilten  Frei- 
heiten und  Freilassungen  waren,  habeu  wir  eine  Prüfung  dieser  letztem 
vornehmen  lassen,  in  der  Absicht,  denselben  eine  neue  Gewährleistung  zu 
ortheilen,  und  nur  in  solchen  Punkten  darin  Abänderungen  vorzunehmen, 
die  mit  den  gegenwärtigen  Vorschritten  der  Civillsation  und  mit  den  engem 
Verhältnissen,  welche  zwischen  dem  Fürstenthum  und  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  stattfinden  werden,  unverträglich  sind;  Wir  haben  dem- 
nach die  gegenwärtige  Erklärung  ausgestellt,  welche  Wir  treu  zu  halten 
und  zu  beobachten  verheissen,   und  welcher  alle  Könige  von  Preussen, 
Unsere  Thronfolger,  als  souveräne  Fürsten  von  Neufehatel,  nachzukommen 
verheissen  werden,  indem  sie  nach  ihrer  Thronbesteigung  und  in  Gern  äs«- 
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.Vorbemerktes  Schreiben  des  Herrn  Grafen  von  Capodistria,  sowie  die 
demselben  beigelegene  Denkschrift  der  Minister  der  verbündeten  Machte, 
wurden  den  21.  Mal  der  eidgenössischen  Tagsatzung  zur  Kenntnis»  gebracht; 
beide  befinden  sich  ihrem  Wortlaute  nach  unter  Litt.  I  der  Abschieds- 
beilagen. 

Sowohl  wegen  der  Wichtigkeit  des  ganzen  Inhalts,  als  besonders,  weil 
einige  Stellen  obiger  Denkschrift  mit  den  Instruktionen  mehrerer  Stände 
nicht  leicht  zu  vereinbaren  sein  möchten,  wurde  eine  konfldentielle  Mit- 


heit  alter  Uebung  die  gegenseitigen  Eide  leisten.  Wir  erklären  demnach: 
1.  Dass  Wir  und  unsere  Nachfolger,  die  Könige  von  Preussen,  unter  Unserer 
unmittelbaren  Herrschaft  behalten  werden,  das  Fürstenthum  Neufchatel 
mit  allen  seinen  Znbehörden,  Pertinentien,  Domainen  und  Einkünften  jeder 
Art,  um  solches  in  seiner  vollkommenen  Unabhängigkeit,  Unveräusserlich- 
keit und  Uniheilbarkeit  zu  behalten,  ohne  dass  solches  könnte  verringert, 
oder  zu  irgend  einer  Zelt  einem  Jüngern  Prinzen  als  Leibbeding  überlassen, 
noch  als  Lehen  oder  Afterlehen,  an  wen  es  immer  wäre,  oder  auf  welche 
Weise  solches  geschehen  könnte,  übertragen  werden.  2.  Die  freie  Aus- 
übung der  protestantischen  und  der  katholischen  Religion,  über  die  Wir 
Uns  formlich  unsere  Obergewalt  (notre  droit  de  Suprematie)  vorbehalten, 
sollen  von  Uns  und  UnsernN  ach  folgern,  ohne  Rücksicht  auf  Wohnort,  erhalten 
und  beschützt  bleiben.  Die  protestantische  Religion  steht  unter  der  Leitung 
und  Gewalt  der  Versammlung  der  Pfarrer  und  der  Konsistorien;  Wir  be- 
stätigen hier  alle  von  jener  Versammlung  (Compagnie)  erworbenen  Rechte, 
nnd  insbesondere  dasjenige,  die  Pfarrer  zu  ernennen,  sie  in  ihren  Verricht- 
ungen einzustellen,  zu  entsetzen  und  abzuändern,  und  über  Gegenstände, 
welche  die  Geistlichkeit  betreffen,  zu  urtheilen.  Die  katholische  Religion 
Meht.  in  allem  was  Ordnung  und  Disciplin  betrifft,  unter  der  Leitung  und 
Gewalt  des  Bischoffs  von  Lausanne.  3.  Jeder  Unterthan  und  Bewohner 
des  Fürstenthum8  kann,  ohne  dadurch  sein  Bürgerrecht  in  diesem  zu  ver- 
lieren, und  mit  der  Befugniss  jederzeit,  wann  er  will,  nach  Hause  zurück- 
kehren zu  können:  a)  das  Fürstenthum  ungehindert  verlassen,  zum  Behuf 
von  Reisen  sowohl,  als  für  auswärtige  Niederlassung;  b)  in  Kriegsdienst 
einer  fremden  Macht  treten,  wenn  anders  diese  sich  mit  dem  Souveraln, 
in  seiner  Eigenschaft  als  Fürst  von  Neufchatel,  nicht  im  Kriege  befindet. 
Werbungen  dürfen  ohne  dafür  ertheilte  Bewilligung  des  Fürsten  nicht 
stattfinden.  4.  Wer  nicht  Landesunierthan  und  im  Fürstenthum  ansässig 
ist.  kann  keine  Civil-  oder  Militärstelle  bekleiden.  Die  Stelle  des  Gouver- 
neurs ist  von  dieser  Bestimmung  allein  ausgenommen.  Gleichmässig  sind 
diejenigen  von  Staatsbedienungen  ausgeschlossen,  welche  Aemter  und 
Stellen  im  Dienst  eines  andern  Fürsten  oder  fremden  Staates  bekleiden. 
Die  Patente  der  Staatsbeamten,  oder  der  Mitglieder  der  Gerichtsstellen 
und  Notarien,  mit  Ausnahme  der  Gerichtsboten,  sollen  die  Bestimmung  ent- 
halten, dass  dieselben  ihre  Stellen  so  lange  behalten  werden,  als  sie  sich 
wohl  verhalten,  so  dass  sie  nicht  dürfen  entsetzt  werden,  ausser  in  Folge 
sattsam  erwiesener  Verbrechen,  Verwaltungsuntreue,  schlechter  Aufführung 
oder  offenbarer  Unfähigkeit.  Dieser  Artikel  soll  in  Bezug  auf  das  Militär 
diejenigen  Ausnahmen  erleiden,  welche  durch  die  Verbindung  mit  der 
Schweiz  erforderlich  werden.  5.  Die  vollkommene  und  gänzliche  Handels- 
freiheit im  Lande  und  auswärts  wird  den  Unterthanen  und  Einwohnern 
des  Fürstenthums  zugesichert,    soweit    solche   den  Verpflichtungen   nicht 
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theilung  derselben  von  einigen  Gesandtschaften  bestimmt  begehrt.  Andere 
sahen  eine  solche  Mittheilung  dermalen  für  voreilig  und  bedenklich  an, 
nicht  allein  in  Rücksicht  auf  möglichen  Missbrauch  derselben,  sondern  weil 
die  Eröffnungen  der  Herren  Minister  dadurch  gleichsam  einen  solchen  offi- 
ziellen Charakter  gewinnen  würden,  dass  derselbe  den  Verhandlungen  der 
Kantone  und  der  Tagsatzung  äusserst  nachtheilig  werden  könnte.  Durch 
Mehrheit  der  Stimmen  ist  daher  beschlossen  worden: 


zuwiderläuft,  welche  der  Eintritt  des  Landes  in  den  Bund  der  schweize- 
rischen Eidgenossen  mit  sich  führt  Wir  behalten  Uns  das  Recht  vor,  die 
erforderlichen  Polizeivorschriften  zu  ertheilen  in  Hinsicht  auf  den  Verkauf 
solcher  Gegenstände,  welche  die  Sicherheit  des  Staates  gefährden  könnten, 
und  ebenso,  im  Falle  das  öffentliche  Wohl  solches  erheischt,  die  Ausfuhr 
von  Lebensmitteln  oder  Gegenständen  erster  Notwendigkeit  zu  verbieten. 
6.  Der  wirk  liehe  Status-.quo  In  Bezug  anf  Rechtsordnungen  and  Verwaltung 
wird  in  allen  seinen  Theilen  bestätigt  und  es  soll  derselbe  anders  nicht, 
als  entweder  durch  den  Willen  des  Fürsten  oder  durch  das  Gesetz,  je 
nachdem  es  der  Fall  mit  sich  bringt,  verändert  werden  dürfen.  Es  soll 
insbesondere  durch  die  Audienzen  für  die  Aufstellung  eines  einzigen  Appel- 
lationsgerichts im  Fürstenthume  gesorgt  werden.  7.  Die  Polizeiordnungen 
gehen  vom  Fürsten  aus  und  sollen  unmittelbar  im  ganzen  Staat  bekannt 
gemacht  nnd  vollzogen  werden.  Die  Bewilligungen,  kraft  welcher  Korpo- 
rationen oder  Gemeinden  die  Polizei  ausüben,  bleiben  jederzeit  Unserer 
Oberaufsicht  unterworfen.  8.  Wir  bestätigen  ausdrücklich  das  uns  zustehende 
Recht,  Uns,  so  oft  Wir  es  dienlich  erachten,  in  den  Versammlungen  aller 
Staatskorporationen  ohne  Ausnahme  repräsentiren  zu  lassen.  9.  Kein  Unter- 
than  oder  Einwohner  des  Fürstentums  darf  in  Verhaft  gebracht  werden, 
in  Neufchatel  ohne  ein  Urtheil  der  Quatre-Ministraux,  und  in  den  übrigen 
Gerichtsbezirken  ohne  ein  durch  wenigstens  fünf  Richter  an  dem  Gerichts- 
hofe des  Ortes,  wo  das  Vergehen  begangen  ward,  unterzeichnetes  Mandat. 
Wenn  einer  auf  frischer  That  ergriffen,  oder  wegen  eines  sehr  hohen  Ver- 
dachtes angehalten  ward,  so  darf  ein  solcher  provisorischer  Haft  nicht 
länger  als  dreimal  vierundzwanzig  Stunden  dauern.  Nach  Verflnss  der- 
selben soll  der  Beklagte  entweder  freigelassen  oder  gefangen  gesetzt  wer- 
den, insofern  das  letztere  durch  den  Gerichtshof  verfügt  ist.  Das  Vermögen 
eines  Beklagten  darf  unter  keinerlei  Vorwand,  ganz  oder  theilweise,  weder 
eingezogen  noch  sequestrirt  werden,  so  lange  derselbe  nicht  richterlich 
beurthellt  und  verfällt  ist.  10.  Keine  Abgabe  oder  neue  Auflage,  unter 
welchem  Namen  und  Titel  es  sein  mag,  darf  anders  als  vermöge  eines 
Gesetzes  erhoben  werden.  Die  allgemeinen  Aenderungen,  welche  man  mit 
den  gegenwärtig  schuldigen  und  bezahlten  Abgaben  vorzunehmen  nöthLjr. 
erachten  möchte,  sollen  gleichfalls  durch  Gesetze  angeordnet  werden. 
Dieser  Artikel  findet  keine  Anwendung  auf  die  durch  Polizeiverordnungen 
angeordneten  Leistungen  nnd  Abgaben.  11.  Alle  Unterthanen  und  Ein- 
wohner des  Fürstentums  Neufchatel,  ohne  Ausnahme,  sind  von  ihrem 
achtzehnten  bis  in  ihr  fünfzigstes  Jahr  waffendienstpflichtig;  sie  können 
aber  in  wirklichen  Dienst  zu  keinem  andern  Zweck  gerufen  werden,  als 
für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung,  für  die  Landesverteidigung 
und  für  die  Erfüllung  der  Verkommnisse,  welche  das  Fürstcnthnni  mit  der 
Schweiz  verbinden.  Die  Milizen  stehen  künftig  unter  unserer  alleinigen 
Oberaufsicht;  sie  sollen  von  nun  an  nur  einerlei  Farbe  und  Kokarde  haben, 
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1)  Diejenigen  Gesandtschaften,  welche  eine  konfidentielle  Abschrift 
des  wichtigen  Aktenstückes  begehren,  mögen  selbige  von  der  Kanzlei  er- 
halten. Sie  verpflichten  sich  aber  mit  Ihrem  Ehrenwort  nnd  stehen  der 
Tagsatzung  gut  dafür,  dass  diese  Mittheilung  in  keinem  Fall  ausser  dem 
Kreise  der  geheimsten  Behandlung  bei  ihnen,  noch  bei  ihren  Regierungen 
werde  gebraucht  werden. 

2)  Die  Tagsatzung  überweist  die  Zuschrift  der  Minister  der  alliirten 
Machte  der  bestehenden  diplomatischen,  am  6.  April  niedergesetzten  Kom- 
mission zur  Vorberathung  und  Berichterstattung."1) 


und  jede  diesem  zuwiderlaufende  Bewilligung  wird  hiermit  ausdrücklich 
von  Uns  aufgehoben.  Wir  behalten  Uns  vor,  durch  eine  besondere  Ordon- 
nanz alles,  was  den  Militär dierst  betrifft,  zu  reguliren,  nnd  es  sollen  die 
Bestimmungen  derselben  den  Verhältnissen  angepasst  werden,  welche  unser 
Fürstenthum  mit  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft^  eingehen  wird. 
12.  Wir  behalten  uns  hinwieder  tot,  In  Kraft  einer  mit  unserni  Fürstenthum 
Neufchatel  zu  schliessenden  Kapitulation  ein  Bataillon  Truppen  in  Sold  zu 
nehmen,  das  zu  unserer  Garde  gehören  und  mit  Ihr  gleiche  Vorrechte  ge- 
nieasen  soll :  es  wird  dasselbe  400  Mann  betragen,  nnd  Unser  Staatsrath  von 
Neufchatel  hat  uns  die  dabei  anzustellenden  Offiziere  zur  Genehmigung  vor- 
zuschlagen, mit  Ausnahme  des  Kommandanten,  dessen  Ernennung  Wir 
Uns  selbst  vorbehalten.  Ueber  die  freiwillige  Werbung  und  über  die  Bil- 
dung dieses  Bataillons  soll  ein  besonderer  Vertrag  geschlossen  werden. 
15.  Das  bewegliche  und  unbewegliche  Eigenthum  der  Korporationen,  der 
Unterthanen  und  Einwohner,  darf  durch  keinerlei  Eingriffe  verletzt  werden. 
Wenn,  nach  dem  Befinden  des  Fürsten  für  Gegenstände  öffentlichen  und 
allgemeinen  Vortheils,  die  Verfügung  über  Irgend  ein  Eigenthum  not- 
wendig wird,  so  soll  desshalb  mit  dem  Besitzer  gütlich  unterhandelt,  und 
bei  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  eine  gerichtliche  Schätzung  des  Gegen- 
standes vorgenommen  werden.  14.  Um  Unsern  getreuen  Unterthanen  einen 
neuen  Beweis  Unseres  Wohlwollens  und  Unserer  Zuneigung  zu  ertheilen, 
haben  Wir  beschlossen,  die  allgemeinen  Audienzen  (audiences  ge*ne*rales) 
wieder  als  gesetzgebende  Behörde  und  Nationalversammlung  herzustellen, 
und  die  Stellvertretung  jedes  Bezirks  nach  seiner  Wichtigkeit  und  Bevöl- 
kerung festzusetzen.  Die  Bildung  und  die  Attribute  der  Audienzen  sollen 
in  einem  besondern,  mit  Unserer  Unterschrift  versehenen  Reglement  ent- 
halten sein.  15.  Alle  Gesetze,  Befreiungen,  Freiheiten,  wohlhergebrachten 
Uebungen,  geschriebene  und  nicht  geschriebene  Urkunden  und  Bewillig- 
ungen, die  der  gegenwärtigen  Erklärung  nicht  zuwiderlaufen,  sind  beibe- 
halten und  bestätigt.  Gegeben  in  London,  am  18.  Brachmonat  des  Gnaden- 
jahre* 1814.  (Unterz.)  Friedrich  Wilhelm.  —  Fürst  von  Hardenberg.  -*• 
Heutigen  Tages,  am  2.  Heumonat  1814,  in  der  im  Schloss  von  Neufchatel 
gehaltenen Rathsversammlung ist  gegenwärtige  königlicheErklärung, 
in  Gegenwart  der  Vasallen,  der  Staatsbeamten,  der  Deputirten  der  Geistlich- 
keit, der  Bürgerschaften  und  Gemeinden  verlesen  und  hernach  in  die  Pro- 
tokolle des  Käthes  eingeschrieben  und  nach  Form  und  Inhalt  anerkannt 
werden.  Ich  der  Kanzler  des  Königs  in  seinem  souveränen  Fürstenthume 
war  dabei  ««gegen.  (Unters.)  Sandoz-Travers." 

l)  in  den  Protokollen  finden  sich  überhaupt  öfters  bittere  Klagen 
Aber  „den  Missbrauch  offizieller  Akten*  und  es  werden  „die  Ehrengesandten 
bei  ihrem   Eid  und  ihrer  Pflicht  aufgefordert,   sich  nicht  nur  ihrerseits 
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Die  zweite  Berathung  ist  im  Allgemeinen 
nur  eine  Wiederholung  der  ersten.  Von  historischem 
Interesse  sind  folgende  Punkte: 

Betreffend  die  Ausübung  politischer  Rechte 
hatte  die  Redaktionskommission  nunmehr  nachstehende 
abgeschwächte  Fassung  gefunden: 

Art.  14.  «Es  soll  in  der  Schweiz  keine  Unter- 
thanenländer  mehr  geben,  und  keine  Klasse  der  Kantons- 
bürger von  dem  Genüsse  der  politischen  Rechte  aus- 
geschlossen sein.  » 

Hier  stimmten  Unterwaiden  und  Zug  nur  zu 
dem  ersten  Theile,  Solothurn  verwahrte  sich  förm- 
lich gegen  den  zweiten,  Graubünden  stimmte  gar 
nicht.  Bern  trug  auf  Streichung  des  ganzen  Artikels 
an,  mit  folgender  Erklärung: 

„Der  Föderal  Akt  kann  nur  von  Unterthanenverhältnlssen  sprechen, 
die  allen  Kantonen  gemein  sind,  und  da  macht  die  wirkliche  Beschaffen- 
heit der  Schweiz  jede  diessbrtige  Erklärung  überflüssig.  Ueber  die  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  hat  ebenfalls  der  Föderalakt  nichts  zu  be- 
stimmen, und  es  Ist  ein  Eingriff  in  die  Souveränetätsrechte  der  Kantone, 
darüber  im  Allgemeinen  etwas  Unbedingtes  auszusprechen,  alldieweil  es 
durchaus  .ledern  Kanton  zukommen  muss,  die  Bedinge  zu  bestimmen,  von 
welchen  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  abhängig  gemacht  werden 
solle.  Dieser  Artikel  soll  also,  als  dem  Föderalband  fremd,  von  dem  Akt, 
der  dasselbe  bilden  soll,  ausgelassen  werden." 

Dabei  sieht  man  gelegentlich,  wie  die  Versiche- 
rungen der  politischen  Rechtsgleichheit  in  den  Prokla- 
mationen dieses  Standes  mit  Bezug  auf  das  eigene 
Land  gemeint  waren.  Diese  Tagsatzungsprotokolle 
waren  aber  damals  Geheimniss,  sie  sind  sogar  heute 
noch  zu  wenig  bekannt. 

Als  eine  ausserordentliche  Bundesbehörde,  die 
aber  nur  im  Fall  von  äusserer  oder  innerer  Gefahr 


jeder  Mittheilung  dieser  Art  an  auswärtige  oder  inländische  Zeitungsredak- 
tionen sorgfältig  zu  enthalten,  sondern  auch  ihren  respektiven  Regierungen 
die  Nothwendigkeit  der  genauesten  Geheimhaltung  .  .  .  vorzustellen  und 
sie  zu  strenger  Wachsamkeit  .  .  .  aufzufordern**.  (Vgl.  Abschied  I.  291, 
II.  429).  Dessen  ungeachtet  finden  sich  die  Tagsatzungsverhandlungen  über 
die  Verfassung  ausführlich  in  der  Allg.  Ztg.  Vgl.  besonders  die  Nummern 
derselben  vom  22..  25.,  27.,  28.  April  und  8.  und  9.  Mai. 


—    217     — 

zusammentritt,  wurde  nun  von  der  diplomatischen 
Kommission  ein  eidgenössischer  Rath  von  5  oder 
7  Repräsentanten  vorgeschlagen,  welcher  von  den 
Kantonen  und  zwar  in  einer  bestimmten  Kehrordnung 
ernannt  werden  sollte.  Bloss  Zürich  sollte  stets 
darin,  mit  dem  Vorsitz,  vertreten  sein.  —  Waadt, 
Bern,  Freiburg,  Schwyz  und  Unterwaiden  stimmten 
nicht  dazu. 

Zum  ersten  Male  wird  in  dieser  zweiten  Be- 
rathung  das  jetzige  Wappen  der  Eidgenossenschaft 
vorgeschlagen. 

Art.  41.  «Das  Siegel  der  Eidgenossenschaft  ist 
das  Feldzeichen  der  alten  Schweizer,  ein  weisses  frei- 
stehendes Kreuz  im  rothen  Felde,  sammt  der  Um- 
schrift «  schweizerische  Eidgenossenschaft  ».*) 

Uri  wollte  das  Bild  Wilhelm  Tell's  und  Bern 
behielt  sich  auch  gegen  das  Wappenschild  das  Proto- 
koll offen. 

Am  Schlüsse  der  Berathungen  den  21.  Mai,  schlug 
Bern  zwei  neue  Artikel  vor,  das  Beste,  was  dieser 
Stand  damals  überhaupt  an  Ideen  beitrug,  nämlich 
Centralisation  des  Münzwesens  und  einen  Re- 
visionsartikel, wonach  zuerst  die  Erheblichkeit 
einer  Bundesrevision  mit  drei  Vierteln  der  Tagsatzungs- 
stimmen anerkannt  werden  sollte,  um  dann  in  der 
Tagsatzung  des  folgenden  Jahres  zur  Berathung  zu 
gelangen.  Beides  wurde  nicht  angenommen.  Zu  der 
Münzeinheit  stimmte  bloss  Zug  allein  (pag.  108). 

Mit  dem  Revisionsartikel  wollte  Bern  einer  dauern- 
den Garantie  der  alliirten  Mächte  ausweichen.  (Ab- 
schied, pag.  113.) 

')  Die  alte  Eidgenossenschaft  hatte  nie  ein  eigenes  offizielles  Wappen, 
sondern  führte  bis  1648  das  deutsche  Reichswappen,  welches  noch  heute 
st-  B.  an  der  kurz  vorher  reparirten  „Neubrücke*  bei  Bern  prangt.  Die 
helvetische  Republik  hatte  Teil  mit  dem  Knaben  auf  Siegeln  und  Münzen, 
die  Mediationszeit  einen  alten  Schweizer,  welcher  die  Inschrift  „XIX  Can- 
tonch  auf  seinem  Schilde  führt. 
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„Bei  obigem  Antrag  war  der  Stand  Bern  von  einer  für  die  Ehre  und 
Würde  der  Eidgenossenschaft  allerdings  wichtigen  Betrachtung  ausge- 
gangen, dass  nämlich  durch  eine  förmliche  Garantie  unseres  Föderalaktes 
durch  die  Hohen  alliirten  Mächte  die  Sonveranetät  der  Schweiz  gefährdet 
sein  dürfte,  wenn  die  Eidgenossenschaft  sich  nicht  zugleich  durch  einen 
Artikel  des  Bnndesvereins  die  Befugnias  vorbehalten  würde.  In  den  Innern 
Verhältnissen  allfällige,  nöthig  gewordene  Veränderungen  zu  verfugen.* 

So  gross  aber  war  das  Misstrauen  in  diesen  Stand 
und  in  die  Aufrichtigkeit  seiner  Gesinnungen,  dass 
alle  liberalen  Kantone  (Zürich,  Luzern,  Basel,  Schaff- 
hausen,  St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Appen- 
zell A.  Rh.)  dagegen  stimmten.  Man  dachte  sich  eben, 
Bern  werde  bloss  gelegentlich  die  Souverän  etat 
von  Aargau  und  Waadt  revidiren  wollen,  und 
betrachtete  die  TJnrevidirbarkeit  der  Verfassung  als 
eine  Schutzwehr  für  das  wenige  Gute,  das  sie  ent- 
hielt (pag.  114).  So  ist  es  gekommen,  dass  die  Ver- 
fassung von  1815  in  der  That  gar  keinen  Revisions- 
artikel enthält. 

Als  weiteres  interessantes  Faktum  ist  schliesslich 
zu  erwähnen,  dass  unter  Art.  43  folgender  Passus  in 
die  Verfassung  eingeschaltet  wurde: 

«Der  kanonische  Fortbestand  der  Klöster  und 
Kapitel  und  die  Sicherheit  ihres  Eigenthums,  soweit 
es  von  den  Kantonsregierungen  abhängt,  sind  gewähr- 
leistet,  ihr  Vermögen  ist  gleich  anderem  Privatgut  den 
Steuern  und  Abgaben  unterworfen.* 

Diess  war  das  Resultat  einer  Verhandlung  mit  einem 
päpstlichen  Abgesandten,  Fabricius  Testaferrata, 
Erzbischof  von  Berytus  in  partibus,  welcher  in  Zürich 
erschienen  war  und  der  Tagsatzung  mit  einer  Note 
vom  7.  Mai  seinerseits  folgende  3  Artikel  zur  Auf- 
nahme in  die  Bundesverfassung  vorgeschlagen  hatte : 

,1°  Qu  Ml  (l'acte  föderal)  garantisse  la  religion  dans  les  cantons  eatho- 
liqnes  et  mixt  es,  et  assure  la  lifeerte*  plelne  et  entlere  du  cnlte  et  de  sea 
usages  £tablis. 

2°  Qu'il  garantisse  l'existence  eanonlqae  des  couvens  et  chapttrea,  et  les 
ritabllsse  sons  la  protection  des  cantons,  comme  IIa  ätaient  avant  Tan  1?M. 
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3S  Qn'U  garantisse  les  blens  ecclesiastiques  quelconques  actuellenient 
rxlttans  et  lear  llbre  administration  ä  qui  de  droit,  statu  an  t  eu  outre  qu'ils 
oe  pnissent,  au  moins.  etre  imposes  plus  que  les  autres  biens* 

Der  Sache  nach  begegnete  er  keinem  Widerstand, 
auch  von  Seite  Bern's  nicht.  Bloss  wollten  einzelne 
Kantone,  der  kantonalen  Souveränetät  wegen,  lieber  ein 
Konkordat  aller  Stände  abschliessen.  So  die  Gesandt- 
schaft von  Appenzell  A.  Rh.,  die  erklärte,  sie  sei 
instruirt,  kräftigst  dahin  zu  wirken,  dass  die  Existenz 
der  Klöster  und  ihres  Eigenthums  gesichert  werde,  sie 
könne  aber  bei  aller  Achtung  für  die  katholische  Kirche 
keine  päpstlichen  Gesetze  und  ihre  Handhabung  be- 
schwören. Zürich  wollte  sich  sogar  damals  ver- 
pflichten, den  Fortbestand  seines  Klosters  Bheinau,  so 
lange  dessen  ökonomische  Kräfte  ausreichen  würden, 
den   katholischen    Orten  vertragsmässig    zuzusichern. 

Der  Kanton  Aargau  erklärte  merkwürdigerweise 
seine  Zustimmung  nur  unter  dem  Vorbehalte,  «dass 
die  ausgesprochene  Garantie  dahin  verstanden  werde, 
dass  die  Klöster  und  Kapitel  wegen  ihrer  religiösen 
Beziehung  nicht  ohne  Einwilligung  der  geist- 
lichen Oberbehörde  aufgehoben  oder  in  ihrem 
Bestände  verändert  werden  können. » 

Wie  weit  man  damals  von  späteren  Ansichten  ent- 
fernt war,  zeigt  am  besten  folgende  Erklärung  von 
Uri: 

•Zur  Beruhigung  der  Löblichen  Stände  refonmirter  Religion  trägt  die 
(Jesandtschaft  von  Uri  kein  Bedenken,  die  Erläuterung  zu  Protokoll  sn 
Sehen,  dass  sie  unter  dem  Wert i  „kanonische  Existent  der  Klöster" 
nicht«  anderes  verstehe,  als  dass  der  Fortbestand  der  Klöster  in  dem  Sinne 
gefiebert  bleibe,  dass  keines  ohne  förmliche  Einwilligung  des  Papstes  auf- 
gehoben, noeh  abgeändert  werden  möge." 

Hierauf  geben  Glarus  und  Basel  zu  Protokoll, 
dass  sie  die  Worte  «  kanonische  Existenz  der  Klöster  » 
so  auffassen,  wie  solche  nun  von  Uri  erläutert  worden 
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Es  ist  —  da  aus  solchen  Verhandlungen  schliesslich 
der  berühmte  Artikel  12  der  Verfassung  hervorging  — 
unter  diesen  Umständen  einigermassen  begreiflich,  dass 
die  nachmalige  Tagsatzungsauslegung  desselben  für 
Kenner  der  Geschichte  etwas  formell  Bedenkliches 
hatte,  sofern  man  nämlich  die  Bundesverfassung  als 
einen  Vertrag  ansah,  was  im  Jahre  1814  wohl  Nie- 
mand bezweifelte. 

Dieses  Verfassungswerk  wurde  nun  am  31.  Mai  an 
die  Regierungen  der  eidgenössischen  Stände  mit  einem 
Kreisschreiben  bekannt  gegeben,  welches  mit  14  Stimmen 
angenommen  worden  war  und  dessen  wesentlicher  Theil 
folgendermassen  lautet: 

„Die  Berathung  einer  Bundesverfassung  war  die  erste  8orgc  der  in 
vollständiger  Sitzung  versammelten  Gesandten  der  XIX  Kantone.  Ihnen 
lag  die  Pflicht  ob,  solche  Grundsätze  eines  Gesellschaft» Vertrages  zu  ent- 
werfen, welche  jeden  einzelnen  Stand  hei  seiner  Unabhängigkeit  und  gluck- 
lichen Existenz  schirmen,  brüderliche  Eintracht  stiften,  den  seit  Aufhebung 
der  Mediationsakte  zwischen  alten  und  neuen  Formen  wankenden  Kantonen 
eine  Stütze  darbieten  und  die  gesammte  Eidgenossenschaft  in  allen  einer 
freien  Nation  zustehenden  Rechten  sichern  können.  Aus  der  gegenwärtigen 
Bundesversammlung  sollten  Ruhe,  Ordnung  und  organische  Festigkeit  im 
Innern,  das  höchste  Bedürfniss  und  die  unerlässliche  Bedingung  der  Ach- 
tung und  des  Wohlwollens  des  Auslandes  für  die  Eidgenossenschaft,  her- 
vorgehen. 

Der  beiliegende  Verfassungsentwurf  ist  die  Frucht  einer  unter  den 
Aufträgen  der  Gesandtschaften  vorgenommenen,  möglichst  sorgfaltigen 
Ausgleichung,  bei  welcher  gegenseitig  Vieles  aufgeopfert  werden  uinsste, 
um  zu  einem  Ziele  zu  gelangen.  Ein  besseres  Werk  lässt  sich  vielleicht 
in  der  Theorie,  schwerlich  aber  in  der  wirklichen  Anwendung  auf  die 
Schweiz  denken.  Im  Ganzen  hegt  die  Tagsatzung  die  Zuversicht,  die 
Kantonsregierungen  werden  darin  eine  nicht  missliingene,  den  Hauptinte- 
ressen des  Schweizerbundes  genügende  Vereinigung  wahrnehmen  zwischen 
den  ehrwürdigen  Grundsätzen  unserer  alten  Bünde  und  den  neueren  Er- 
fahrungen, zwischen  dem,  was  aus  früheren  Jahrhunderten  her  als  allgemein 
wttnschbar  dargestellt  worden,  und  den  wesentlichsten  Erfordernissen  eines 
wohleingerichteten  Staatsvereins  in  der  gegenwärtigen  Zeit.  Das  Mögliche 
ist  vorhanden,  und  weil  es  moglieh,  auch  das  Beste.  Jeder  andere  Leit- 
faden dürfte  weit  vom  Ziel  oder  auf  gefährliche  Abwege  führen. 

Noch  mehr  fühlt  sich  die  Tagsatzung  in  diesem  Vertrauen  durch  den 
Umstand  bestärkt,  dass  die  Grundsätze  des  vorliegenden  Entwurfes  den 
Erwartungen  der  Hohen  Mächte,  die  sich  wohlwollend  für  die  Sicherheit 
und  Unabhängigkeit  unseres  Bundesstaates  geäussert  haben,  im  Wesentlichen 
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entsprechen.  Wichtige  Stimmen  vom  Auslände  her  sind  seit  einigen  Mo- 
naten in  der  Schweiz  vernommen  worden :  die  Tagsatzung:  darf  es  freimüthig 
gestehen,  weil  der  Rath  immer,  wie  der  Grösse  der  Monarchen,  so  auch  der 
Würde  einer  freien  Nation  angemessen,  auf  das  Wohl  unseres  Bundesstaates 
gerichtet  dem  freien  Unheil  der  Tagsatzung  unvorgreifllch  und  niemals 
för  dieselbe  bindend  gewesen  ist.  Der  vorliegenden  Bundesverfassung 
haben  also  die  Ueberzeugung  der  meisten  Gesandtschaften,  die  Instruktionen 
der  meisten  Kantonsregierungen  und  die  meisten  uns  freundschaftlich  ge- 
wogenen Mächte  von  Europa  bereits  vorläufigen  Beifall  gezollt;  das  Ge- 
wicht solcher  Empfehlungen  verbürgt  einen  denselben  entsprechenden 
Erfolg. 

Für  die  Einsendung  der  Ratifikation  glaubt  die  Tagsatzung,  in  Rück- 
sicht auf  die  Wichtigkeit  der  Sache,  welche  die  Zusammenberufung  der 
höchsten  Kantonsgewalten  erfordert,  den  11.  künftigen  Heumonats  als  spä- 
testen Termin  ansetzen  zu  sollen.  Sie  hofft  zuversichtlich,  dass  bisdahin 
kein  Kanton  Bedenken  tragen  werde,  durch  Annahme  der  Bundesverfassung 
die  8ehweiz  zu  einem  Staatenverein  zu  bilden,  dessen  Anerkennung  die 
europäischen  Mächte  als  eine  neue  Epoche  der  öffentlichen  und  Privatwohl- 
fahrt für  uns  und  unsere  Nachkommen  bezeichnet  haben. 

Da  vor  endlicher  Festsetzung  der  Kantonsverfassungen  die  Bundes- 
verfassung selbst  schwerlich  die  Anerkennung  der  verbündeten  Monarchen 
erhalten  dürfte,  so  muss  die  Tagsatzung  ferner  das  Ansuchen  an  die  Kan- 
tone ergehen  lassen,  dass  wo  möglich  noch  vor  Anfang  des  nächstbevor- 
stehenden Heumonats  die  von  der  höchsten  Behörde  eines  jeden  Kantons 
bereits  angenommene  oder  noch  zu  genehmigende  Verfassung  Urkunde  der 
Bandesversammlung  eingesendet  werde.** 

Hierauf  vertagte  sich  die  Versammlung  bis  zum 
18.  Juli.  Vorher  theilte  der  Präsident  noch  mit,  dass 
unterdessen  in  Paris  der  Friedensvertrag  vom  30.  Mai, 
(der  sogenannte  erste  Pariser  Friede)  unterzeichnet 
worden  sei1),   welcher  in   einem    seiner    Artikel    die 

')  Der  erste  Pariser  Friede  vom  30.  Mai  1814  (Allg.  Ztg.  vom 
10.11,  13.  und  14.  Juni,  Moniteur  vom  2.  Juni)  besteht  aus  4  Stücken:  dem 
Friedensschlüsse  mit  Oesterreich  und  seinen  AI  Hirten  und  drei  Separat- 
nachtragen  Air  Russland,  England  und  Preussen.  Kr  wurde  am  31.  Mai  auf 
den  S  Hauptplätzen  von  Paris  durch  einen  Herold  feierlich  ausgerufen 
(.411g.  Ztg.  vom  11.  Juni).  Der  Haupttraktat  enthält  die  Bestimmungen,  dass 
Frankreich  in  die  Grenzen  vom  1.  Januar  1792  zurückkehrt  (Art.  II)  mit 
etwelchen  Modifikationen,  die  in  den  folgenden  Artikeln  genannt  sind. 
Die  Schweiz  betrifft  namentlich  der  Artikel  III.  welcher  u.  A.  die  westliche 
und  südwestliche  Grenze  festsetzt  und  zwar :  ,1m  Doubsdepartement  wird 
die  (irenze  so  berichtigt,  dass  sie  oberhalb  Rangonnie-re  bei  Locle  anfangt 
and  dem  Rücken  des  Jura  nach  zwischen  Cerneux-Ptfquignot  und  dem  Dorfe 
l-'onteneiles  bis  zu  einem  etwa  7—9000  Fuss  im  Nordosten  des  Dorfes  Brövine 
gelegenen  Berggipfels  des  Jura  folgt,  wo  sie  sich  wieder  an  die  alte  fran- 
zösische (irenze  anschliesst.  Im  Leman-Departement  bleiben  die  Grenzen 
zwischen  dem  französischen  Gebiete,  dem  Waadtlande  und  den  verschiedenen 
UehietMheilen  der  Republik  Genf  (die  zur  Schweiz  gehören  soll)  die  näm- 
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Anerkennung  der  Unabhängigkeit  der  Schweiz  enthalte 
und  dass  im  Monat  Juli  ein  Kongreae  zur  Bereinigung 
der  europäischen  Angelegenheiten  in  Wien  zusammen- 
treten werde,  zu  welchem  aueh1  ein  Gesandter  der  Eid- 
genossenschaft zugelassen,  werden  solle,  vorausge- 
setzt, das»  derselbe  die  Urkunde  einer  schweizerischen 
Verfassung  mitbringen  und  vorlegen  könne. 

Am  18.  Juli  wurde  die  Tagsatzung  wieder  eröffnet 
Schon  vorher  wusste  man,  dass  trotz  der  Notwendig- 
keit einer  Einigung  aus  obigen  und  andern  Gründen, 
die  Verfassung  nicht  zu  Stande  kommen  werde  und 
dass  wiederum  der  Kanton  Bern  das  Signal  dazu 
gegeben  habe,  indem  er  schon  zwei  Tage  nach  der 
Vertagung  in  seinem  souveränen  Grossen  Käthe  mit 
108  gegen  85  Stimmen  die  Verfassung  verworfen 
hatte.  Auch  diese  85  wollten  bloss  die  Antwort  in 
verschiedenem  Sinne  ertheilen,  nicht  etwa  annehmen. 

liehen.  wie  sie  vor  Genfs  ElnverlelHuiuj  In  Prunk reich  waren.'  Hier  foigea 
sodann  einige  kleiner«  Ausnahmen  zu  Gunsten  Frankreich«.  Im  Departe- 
ment Mont-Blttnc  behält  Frankreich  den  grUssern  Thell  der  Unterpräfektu 
ChamWrr  undAnneoy  nach  einer  näher  deflnlrten  Grcnie.  Die  »yanladM 
Grenze  bleibt  die  am  1.  Januar  1791  bestehende  ohne  Ausnahmen.  Frank- 
reich behalt  alle  Enrlaven.  die  allfällig  Innert  dieser  allgemeinen  firem- 
linlen  liegen.  Art.  IV  enthält  den  Vorbehalt  einer  freien  Strasse  durch  V«f 
soll  nach  Genf,  Art.  V,  freie  Sehllffahrt  auf  dem  Rhein,  Art.  VI  anerkennt  die 
llnBbhänjrlgfcelt  von  Rolland  und  der  Schwaft  IIa  Sulsae  eontlnner*  k  sc 
gouvemer  par  elle-rn&me).  Deutsehland  soll  aus  unabhängigen,  durch  ein 
föderatives  Band  rereinigten  Staaten  bestehen.  Italien  soll  ans  sonveränr« 
Staaten  »«stehen,  Insoweit  es  nicht  Oeaterrrioh  zutiillt.  VII.  Malta  wird  ata 
englisches  Elgsnthnm  anerkannt.  VIII- XV.  Frankreich  orhillt  seine  weet- 
Uchen  Kolonien  mit  einigen  bestimmten  Ausnahmen  zurück,  ebenso  Klar 
Handelsplätze  In  Brltisch-Osllndien  ohne  BefPstlgnngsrecht  und  mit  be- 
schränktem Beaatziingsreeht  und  seine  Fischerelen  von  Neufundland,  ut 
allen  übrigen  l.snu.-lbellen  dagegen  dürfen  die  vertragsc  hl  [essenden  Mäcbtc 
gegenseltlg  alle  Punkte  befestigen,  die  Ihnen  Uasu  zweckmässig  erscheinen. 
XVII.  Alle  Einwohner  der  gegen« eltl gen  neuen  tishlete  erhalten  sechs- 
jähriges freies  Abzngsrechl.  XXI.  Die  auf  den  abgetretenen  lindern  hal- 
tenden hypnthekar Indien  Schulden  gehen  mit  dem  l-snde.  XXII.  Binnen 
zwei  Monaten  sollen  alle  bisher  kriegführenden  Mächte  Bevollmächtigte  nac« 
Wien  schicken,  um  auf  einein  allgemeinen  Kongresse  die  Punkte,  welche 
der  gegenwärtige  Traktat  enthält,  endgültig  zu  reguliren. 
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Die  Erbitterung  gegen  Bern  war  infolge  dessen  eine 
sehr  grosse.  Der  Schultheiss  v.  Mülinen  wurde  auf 
seiner  Durchreise  an  der  Aargauergrenze  von  den 
Grenzwachen  insultirt  und  auch  in  Zürich  von  den 
fremden  Gesandten  äusserst  schlecht  empfangen.  Bei 
der  Prüfung  der  Instruktionen  zeigte  es  sich,  dass 
bloss  7 '/t  Stände  (von  den  alten  Orten:  Zürich,  Basel, 
Appenzell  A.  Rh.  und  die  5  neuen  Kantone  ausser 
Graubünden)  die  Verfassung  angenommen  hatten.  Nid- 
walden  und  Bern  hatten  sie  unbedingt  verworfen. 
Schwyz,  Zug,  Schaffhausen  und  Appenzell  L  Rh.  er- 
schienen gar  nicht  zur  Tagsatzung. 

Die  Gründe  der  Verwerfung,  welche  die  Stande 
in  ihren  Ansprachen  darlegen,  lauten  u.  A.  in  dem 
Bericht  von  Ob  walden  wie  folgt  (Abschied,  pag.  122): 

«Der  Stand  Unterwaldea  ob  dem  Wald  hält  dafür,  das  einzige  Mittel, 
Frieden  zu  stiften,  bestehe  in  einer  billigen  Ausgleichung  über  Souveranetäts- 
rechte,  Territorium  und  Geld;  wollen  die  neuen  Bundesglieder  sich  durchaus 
in  keinem  Opfer  verstehen,  so  scheint  jede  Annäherung  unmöglich. 

Dem  zufolge  erklärt  die  Gesandtschaft  instruktionsniässig:  „dass  ihre 
Hohen  Kommittenten  den  vorgelegten  Föderalakt  weder  verworfen,  noch 
angenommen  haben;  die  Regierung  von  Obwalden  aber  wäre  geneigt,  dem- 
selben beizutreten,  wenn  sowohl  den  von  ihr,  als  von  allen  Löblichen  Mit- 
ständen  instruktionsniässig  anverlangten  Modifikationen  Rechnung  getragen 
werden  wird;  ansonsten  würde  sie  genöthlgt,  alle  Rechte  ihres  Kantons 
vorzubehalten.14 

Die  Nachbaren  von  Nidwaiden  reden  noch  etwas 
deutlicher : 

„Im  Kreise  der  Eidgenossen  erscheint  auch  der  Gesandte  von  Uuter- 
walden  nid  dein  Wald,  das  Votum  seiner  obersten  Landesbehörde  über  den 
Foderalakt  im  Schosse  der  Tagsatzung  zu  eröffnen. 

Es  hatte  zwar  eine  ansehnliche  Kommission  den  Foderalakt  beson- 
ders geprüft,  verschiedene  Punkte  verworfen,  verschiedene  modifizirt,  ver- 
schiedene hingegen  angenommen ;  —  das  alles  aber  konnte  das  den  10.  Heu- 
monat zu  der  Landsgemeinde  versammelte  Volk  nicht  befriedigen,  und 
selbes  verwarf  den  Föderalakt  im  Ganzen  mit  lautem  Ge jauchze  und  stür- 
mischem Mehr.  Ich  sehe  es,  Tit.  Herren,  Sie  fragen  mich  nun:  was  soll 
aus  diesem  allem  werden?  was  fordert  denn  das  Volk  von  nid  dem  Wald? 
Will  es  etwa  seine  alten  Unterthanen  wieder?  —  Ueber  diese  Frage  hat 
die  Landsgemeinde  nicht  entschieden,  die  öffentliche  Meinung  aber  beant  - 
wertet  sie  hishin  mit  Nein !  —  und  ich  habe  den  Auftrag,  bei  der  Tagsatzung 
der  XIX  Kantone  zu  erscheinen,  in  der  Voraussetzung  jedoch,  dass  unser n 
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früher  gemachten  Reklamationen  gerechte  Rechnung  getragen  werde, 
widrigenfalls,  da  Zeiten  und  Menschen  wechseln,  behält  sich  der  Kanton 
Unterwaiden  nid  dem  Wald  auf  ewige  Zeiten  seine  Rechte  vor. 

Das  Volk  von  nid  dem  Wald  hat  den  Föderalakt  verworfen,  weil  es 
nnr  8inn  hat  für  sein  altes  Recht,  für  seine  alte  Freiheit,  ererbt  von  seinen 
Vätern,  und  für  die  Souveränetät  des  Kantons,  für  die  es  sich  schon  einmal 
hochherzig  opferte:  —  und  es  ist  heute  noch  stolz  auf  seine  Wunden  und 
seine  Ruinen.  Was  es  während  der  ganzen  Revolution  gefordert  hat,  das 
fordert  es  heute  noch :  die  alte  einfache  Freiheit  seiner  Väter  und  die  Sou- 
verän etat  des  Kantons. 

Es  will  hiermit  eine  allgemeine  Bundesverfassung.  — 

1)  wo  keine  Centralgewalt  die  Kantonalsouveränetät  verschlingt  oder 
bedroht ; 

2)  und  wo  keine  Geldbeiträge  In  Hinsicht  auf  Zweck  und  Mass  gefor- 
dert werden,  über  die  sich  ein  armes  Hirtenvolk  beschweren  konnte.  Kurz, 
das  Volk  von  nid  dem  Wald  verlangt  eine  Bundesverfassung,  die  seinen 
alten  Rechten  und  seiner  Armuth  Rechnung  trägt" 

Bern  gibt  folgende  Gründe  der  Verwerfung  an: 

,1)  Well  den  Ansprächen  mehrerer  alter  Stände  auf  abgerissene  Landes- 
theile  nicht  Rechnung  getragen  wird; 

2)  weil  das  Privateigentum  der  Stadt  und  Republik  Bern  gefährdet  ist ; 

3)  weil  die  Vorlegung  der  Kantonalverfassungen  vor  die  Tagsatzung 
zu  Anerkennung  derselben  sich  mit  den  Souveränetätsrechten  der  8tände 
nicht  verträgt,  und  keine  Abänderung  ohne  Einwilligung  der  Tagsatzung 
möglich  wäre; 

4)  weil  die  Grenzen  der  Schweiz  gegen  das  Ausland  noch  nicht  be- 
stimmt sind; 

5)  well  mehrere  Landschaften,  deren  Aufnahme  in  den  Bund  als  Kan- 
tone wirklich  dem  Entschluss  der  Stände  unterlegt  worden,  im  Fall  ihrer 
Aufnahme  billigerweise  an  den  Berathnngen  der  allgemeinen  Bundesver- 
fassung Theil  nehmen  sollen/ 

Den  eigentlichen  Grundgedanken  aller  dieser  Wei- 
gerungen spricht  am  kürzesten  Solothurn  aus: 

„Die  Gesandtschaft  von  Solothurn  hegt  die  gleichen  Ansichten,  wie 
die  soeben  eröffneten  des  Standes  Frelbnrg.  Ohne  elnmüthigen  Willen  lässt 
sich  keine  Eidgenossenschaft  bilden,  und  hiermit  müssen  Souveränetats- 
rechte berücksichtigt  und  gegründete  Ansprachen  auf  freundschaftlichem 
Wege  beseitigt  werden;  dieses  ist  die  nnthwendigste  Bedingung  des  Bun- 
desvereins und  die  erste  Instruktion  des  Gesandten.*4 

Diese  sämmtlichen  Regierungen  verliessen  sich 
darauf,  man  werde  eben,  da  nach  der  voreiligen  Auf- 
hebung der  Mediationsakte  gar  kein  verfassungs- 
mässiger Zustand  existirte  und  eine  Majorisirung  nicht 
möglich  war,  mit  ihnen  unterhandeln  müssen  und  es 
sei   die  Gelegenheit  günstig   und  einzig,   sein  Votum 
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gegen  möglichste  Wiederherstellung  der  alten  Rechte 
and  Vortheile  zu  verkaufen.  Sie  rechneten  auch  in 
der  That  nicht  falsch.  Denn  nun  folgte  vom  18.  Juli 
ab  bis  zum  16.  August  eine  im  Wesentlichen  frucht- 
lose Unterhandlung  seitens  einer  Kommission  mit 
allen  Kantonen  über  die  Bedingungen  ihres  Beitritts, 
die  eben,  trotz  aller  beigemischten  Phrasen  von  Frei- 
heit u.  dgl.,  in  höchst  materiellen  Forderungen  lagen. 
Man  versuchte  es  endlich,  um  nur  fertig  zu  werden,  ehe 
der  Kongress  zusammentrat,  solche  Ansprüche  schieds- 
gerichtlicher Austragung  vorzubehalten  und  in  dem 
Bundesvertrag  selbst  noch  alle  möglichen  Konzessionen 
an  die  Kantonalsouveränetät  anzubringen.  Damit  wurde 
ein  dritter  Entwurf  von  15  Artikeln  zu  Stande  ge- 
bracht, aus  welchem  dann  der  nachmalige  Bundes- 
vertrag von  1815  hervorgegangen  ist.  Dieser  letzte 
Entwurf  nebst  der  als  integrirender  Theil  dazu  ge- 
hörigen Uebereinkunft  lautete  nun  endlich  wie  folgt: 

Uebereinkunft,    beziehungsweise    Erläuterung    der    ersten 
Artikels  der  Bundesverfassung. 

Nachdem  die  eidgenössische  Tagsatzung  in  Betrachtung  gezogen,  dass 
verschiedene  Territorial-  und  andere  Ansprüche  für  Schadloshaltung  und 
Ersatz    ehemals    besessener  Rechte   und   Eigentümlichkeiten,  von  Kan- 
tonen gegen  Kantone,   In   den   Protokollen  der  Tagsatzung  niedergelegt 
worden  sind,  und  dass  es  zur  Erhaltung  der  Ruhe,  der  Eintracht  und  des 
Zutrauens  unter  den  Eidgenossen  unumgänglich  noth wendig  sei,  diese  An- 
sprüche zu  untersuchen  und  zu  beseitigen,  ehe  die  unbedingte  Garantie, 
welche  in  dem  Bundesvertrag  ausgesprochen  ist,  in  volle  Kraft  erwachsen 
kann,  hat  sie  beschlossen :  l.  Es  sollen  in  Betreff  der  obigen  Ansprachen  einiger 
alten  Kantone,  sowohl  auf  einzelne  Landestheile  anderer  Kantone,  als  auf 
Schadtoshaltung  und  Ersatz   für  ehemals  in  denselben  besessene  Rechte 
und  Eigentümlichkeiten,  bis  auf  den  21.  August  eine  genaue  Bestimmung 
und  detailHrte  Angabe  von  Seite  der  ansprechenden  Kantone   eingegeben 
werden.   3.  Es  sollen  sowohl  von  den  Ansprechenden,  als  von  den  Ange- 
sprochenen, von  jedem  Theil  zwei  Vermittler  aus  unparteiischen  Kantonen 
ernannt  und  der  Versuch  zu  gütlicher  Ausgleichung   und  Beseitigung  der 
eingegebenen  Ansprüche  von  denselben  gemacht  werden.    3.  Holitc  gegen 
alles  Vennuthen    diese   freundeidgenössische  Vermittlung   im  Laufe   von 
drei  Monaten  ohne  Erfolg  bleiben,  so  sollen  die  Ansprachen  auf  Entschä- 
digung und  Vergütung,   nach   ehemaliger  Bitte,  durch   die  Vermittler   an 
einen  schiedsrichterlichen  Spruch   überwiesen?,    nnd    nach   Anleitung  des 
Art.  5  des  Bundes  beseitigt  werden.   4.  Was  aber  die  angesprochenen  Lan- 

15 
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destheile  betrifft,  so  sollen  dieselben  von  der  Gewährleistung  des  Gebiets 
so  lange  ausgenommen  sein,  bis  die  darauf  haftenden  Ansprüche  durch 
fernere  Entwicklung  der  diesfälligen  Verhaltnisse  werden  aasgetragen  und 
beseitigt  sein.  Bis  dahin  sollen  sich  die  betreffenden  Kantone  jedes  Unter- 
nehmens, wodurch  die  öffentliche  Ruhe  gestört  werden  könnte,  ganzlich 
enthalten.  5.  Sobald  der  Bundesvertrag  und  die  gegenwärtige  Ueberein- 
kunft  von  der  Mehrheit  der  Stände  ratifizirt  worden  sind,  Ist  der  eid- 
genössische Bund  als  geschlossen  und  konstituirt  erklärt,  und  alle  übrigen 
Bestimmungen  und  Artikel  desselben  treten  in  rolle  Kraft.  6.  Diese  Rati- 
fikationen sollen  bis  den  5.  September  eingebracht  werden/ 

„Entwurf  des  Bundesvertrages  zwischen  den  neunzehn 

Kantonen  der  Schweiz. 

Art.  1.  Die  neunzehn  Souveränen  Stände  der  Schweiz,  als  Zürich. 
Bern.  Luzern,  Uri,  Schwyz.  Unterwaiden,  Olarus.  Zug,  Freiburg,  8o  lotharn. 
Basel,  Schaffhausen,  Appenzell,  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau,  Thurgan. 
Tessin  und  Waadt  vereinigen  sich  durch  den  gegenwärtigen  Bund  zur 
Behauptung  ihrer  Freiheit,  Unabhängigkeit  und  Sicherheitjgegen  alle  Angriffe 
fremder  Mächte,  und  zur  Handhabung  der  Ruhe  and  Ordnung  im  Innern.  Sie 
gewährleisten  sich  gegenseitig  ihre  Verfassungen,  so  wie  dieselben  von  den 
obersten  Behörden  jedes  Kantons,  in  Uebereinstimmung  mit  den  Grundsätzen 
des  Bundesvertrages,  werden  angenommen  worden  sein.  Sie  gewährleisten 
sich  gegenseitig  ihr  Gebiet,  mit  Ausnahme  jedoch  der  angesprochenen 
Landestheile,  so  lange  die  darauf  haftenden  Ansprüche  nicht  ausgetragen 
und  beseitigt  sind.  —  2.  Zu  Handhabung  dieser  Gewährleistung  und  zur  Be- 
hauptung der  Neutralität  der  Schweiz,  wird  aus  der  waffenfähigen  Mann- 
schaft eines  jeden  Kantons  nach  dem  Vcrhältniss  von  2  Mann  auf  hundert 
Seelen  Bevölkerung  ein  Kontingent  gebildet.  Die  Truppen  werden  von 
den  Kantonen  geliefert,  wie  folgt :  (hier  die  Skala  wie  im  Entwurf  vom 
31.  Mai).  Diese  Skala  ist  auf  ein  Jahr  festgesetzt  und  soll  von  der  Tag- 
satzung des  Jahres  1815  durchgesehen  und  nach  obigen  Grundsäzten  be- 
richtigt werden.  3.  Die  Geldbeiträge  zu  Bestreitung  der  Kriegskosten 
und  anderer  Ausgaben  des  Bundes  werden  von  den  Kantonen  nach  folgen- 
dem Verhältnis»  entrichtet  (hier  die  Skala  wie  im  Entwurf  vom  31.  Mai). 
Diese  Vcrtheilung  der  Geldbeiträge  ist  ebenfalls  für  ein  Jahr  gültig,  und 
soll  durch  die  Tagsatzung  vom  Jahr  1815  durchgesehen  und  mit  Rücksieht 
auf  die  Beschwerden  einiger  Kantone  berichtigt  werden.  Eine  ähnliche 
Revision  soll  späterhin,  wie  für  die  Mannschaftskontingente,  von  20  zu  ?» 
Jahren  statt  haben.  Zu  Bestreitung  der  Kriegskosten  soll  überdiess  eine 
gemeineidgenössische  Kriegskasse  errichtet  werden,  deren  Gehalt  bis  auf 
den  Betrag  eines  doppelten  Geldkontingents  anwachsen  soll.  Diese  Krieg»- 
kasse  soll  ausschliesslich  nur  zu  Militärkosten  bei  eidgenössischen  Aus- 
zügen angewendet,  und  in  sich  ergebenden  Fällen  die  eine  Hälfte  der  Auf- 
gaben durch  Einziehen  eines  Geldkontingents  nach  der  Skala  bestritten, 
und  die  andere  Hälfte  aus  der  Kriegskasse  bezahlt  werden.  Zu  Bildung 
dieser  Kriegskasse  soll  eine  Eingangsgebühr  auf  Waaren  gelegt  werden, 
die  nicht  zu  den  notwendigsten  Bedürfnissen  gehören.  Diese  Gebühreu 
werden  die  Grenzkantone  beziehen,  und  der  Tagsatzung  alljährlich  darüber 
Rechnung  ablegen.  Der  Tagsatzung  wird  überlassen,  sowohl  den  Tarif 
dieser  Eingangsgebühr  festzusetzen,  als  auch  die  Art  der  Rechnungs- 
führung darüber  und  die  Massnahmen  zur  Verwahrung  der  bezogenen 
Gelder  zu  bestimmen.  —  i.  Im  Fall  äusserer  oder  innerer  Gefahr  hat  jeder 
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Kanton  das  Recht,  die  Mitstände  zu  getreuem  Aufsehen  aufzufordern.  Wenn 
in  einem  Kanton  Unruhen  ausbrechen,  so  mag  die  Regierung  andere  Kan- 
tone zur  Hülfe  mahnen,  doch  soll  sogleich  der  Vorort  davon  benachrichtigt 
werden ;  bei  fortdauernder  Gefahr  wird  die  Tagsatzung  auf  Ansuchen  der 
Regierung  die  weitern  Massregeln  treffen.    Im  Fall  einer  plötzlichen  (fe  - 
fahr  von  aussen  mag  zwar  der  bedrohte  Kanton  andere  Kantone  zur  Hülfe 
mahnen,  doch  soll  sogleich  der  Vorort  davon  in  Kenntnlss  gesetzt  werden ; 
diesem  liegt  ob.  die  Tagsatzung  zu  versammeln,  welcher  alle  Verfügungen 
iur  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  zustehen.    Der  oder  die  gemahnten 
Kantone  haben  die  Pflicht,  den  Mahnenden  Hülfe  zu  leisten.  Im  Fall  Äusserer 
Gefahr  werden  die  Kosten  von  der  Eidgenossenschaft  getragen;  bei  Innern 
Unruhen  liegen  dieselben  auf  dem  mahnenden  Kanton ;  es  wäre  denn  Sache, 
dam  die  Tagsatzung  wegen  besondern  Umständen  eine  andere  Bestimmung 
treffen  würde.  —  5.  Alle  Ansprüche  und  Streitigkeiten  zwischen  den  Kantonen 
über  Gegenstände,  die  nicht  durch  den  Bundesvertrag  gewährleistet  sind, 
werden  an  das  eidgenössische  Recht  gewiesen.    Der  Gang  und  die  Form 
dieser  Reehtshandlung  sind   folgendermaßen  festgesetzt:  Jeder  der  zwei 
streitenden  Kantone  wählt    aus  den  Magistratspersonen  anderer  Kantone 
zwei,  oder,  wenn  die  Kantone  darüber  einig  fallen,  einen  Schiedsrichter. 
Wenn  die  Streitsache  zwischen  mehr  als  zwei  Kantonen  obwaltet,  so  wird 
die  bestimmte  Zahl  von  jeder  Partei  gewählt.    Diese  Schiedsrichter  vereint, 
trachten  den  Streit  in  Minne  und  auf  dem  Pfad   der  Vermittlung  beizu- 
legen. Kann  diess  nicht  erreicht  werden,  so  wählen  die  Schiedsrichter  einen 
Obmann  aus    den  Magistratspersonen   eines  in  der  Sache  unparteiischen 
Kantons,  und  aus  welchem  nicht  bereits  einer  der  Schiedsrichter  gezogen 
ist.   Sollten  die  Schiedsrichter  über  die  Wahl  des  Obmanns  beharrlich  ver- 
fallen, und  einer  der  Kantone  darüber  Beschwerde    führen,  so  wird  der 
Obmann  von  der  Tagsatzung  gesetzt,  wobei  aber  die  im  Streit  stehenden 
Kantone  kein  Stimmrecht  haben;  der  Obmann  und  die  Schiedsrichter  ver- 
suchen nochmals  den  Streit  durch  Vermittlung  auszugleichen,  oder  ent- 
scheiden im  Fall  allseitiger  Uebergabe  durch  Kompromissspruch.  Geschieht 
aber  keines  von   beiden,  so  sprechen  sie  über  die  Streitsache  nach  den 
Rechten  endlich  ab.    Der  Spruch  kann  nicht  welter  gezogen  werden  und 
wird  erforderliehen  Falls  durch  Verfügung  der  Tagsatzung  in  Vollziehung 
gesetzt.    Zu  gleicher  Zeit  mit  der  Hauptsache  soll  auch  über  die  Kosten 
bestehend  In  den  Auslagen  der  Schiedsrichter  und  des  Obmanns,  entschieden 
werden.    Die    nach  obigen  Bestimmungen  gewählten  Schiedsrichter    und 
Obmänner  werden  von  ihren  Regierungen  des  Eides  für  ihren  Kanton  in 
der  obwaltenden  Streitsache  entlassen.  Bei  allen  vorfallenden  Streitigkeiten 
sollen  die  betreffenden  Kantone  sieh  jeder  gewaltsamen  Massregel,  oder 
sogar  Bewaffnung,  enthalten,  den  in  diesem  Artikel  festgesetzten  Rechts- 
pfad genan  befolgen,  und  dem  Spruch   in   allen  Theilen  statt   thun.    —  6. 
Es  sollen  unter  den  einzelnen  Kantonen  keine  dem  allgemeinen  Bund  oder 
den  Rechten  anderer  Kantone  nachtheilige  Verbindungen  geschlossen  wer- 
den. —  7.  Die  Eidgenossenschaft  huldigt  dem  Grundsatz,  dass,  so  wie  es  nach 
Anerkennung    der    neunzehn  Kantone    keine  Unterthanenläuder    mehr  in 
der  Schweiz  gibt,  so  könne  auch  der  Genuas  der  politischen  Rechte  nie  das 
fttttsehliesslfche  Privilegium  einer  Klasse  der  Kantonsbürger  sein.  —  8.  Die 
Tagsatzung  besorgt,  nach  den  Vorschriften  der  Bundesverfassung,   die  Ihr 
von  den  souveränen  Ständen   übertragenen  Angelegenheiten  des   Bunde». 
Hie  besteht  ans  den  Gesandten  der  neunzehn  Kantone ,  welche  nach  ihren 
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Instruktionen  stimmen.   Jeder  Kanton  hat  eine  Stimme,  welche  von  einem 
Gesandten  eröffnet  wird.    8ie  versammelt  sieh  in  der  Hauptstadt  des  je- 
weiligen Vororts  ordentlloherweise  alle  Jahre  am  ersten  Montag   im  Heo- 
monat;  juisserordentlicherweise,  wenn  der  Vorort  dieselbe  ausschreibt,  oder 
auf  Begehren  von  fünf  Kantonen.    Der  im  Amt  stehende  Bürgermeister 
oder  Schultheis  des  Vororts  führt  den  Vorsitz.    Die  Tagsatsung  erklart 
Krieg  und  schliesst  Frieden ;  sie  allein  errichtet  Bündnisse  mit  auswärtigen 
Staaten;  doch  sind  für  diese  wichtigen  Verhandlungen  drei  Viertel  der 
Kantonsstlmmen  erforderlich ;  in  allen  übrigen  Verfügungen,  die  durch  den 
gegenwärtigen  Bund  der  Tagsatsung  übertragen  sind,  entscheidet  die  abso- 
lute Mehrheit.    Handelsverträge  mit  auswärtigen  Staaten  werden  von  der 
Tagsatsung  geschlossen.    Militärkapitulationen  und  Verträge  über  ökono- 
mische und  Poliseigegenstände  mögen  von   einzelnen  Kantonen  mit  aus- 
wärtigen Staaten  geschlossen  werden.    Sie  sollen  aber  weder  dem  Bundes- 
verein, noch  bestehenden  Bündnissen,  noch  verfassungsmässigen  Rechten 
anderer  Kantone  zuwider  sein,  und  zu  diesem  Ende  zur  Kenntnis«  der  Tag- 
satzung gebracht  werden.    Eidgenössische  Gesandten,  wenn  deren  Abord- 
nung nothwendig  erachtet  wird,  werden  von  der  Tagsatzung  ernaant  und 
abberufen.    Die  Tagsatsung  trifft  alle  erforderlichen  Massregeln  für  die 
äussere    und    innere    Sicherheit    der    Eidgenossenschaft.      Sie    bestimmt 
die  Organisation   der  Kontingentstruppen,  verfügt  über   derselben   Auf- 
stellung  und  Gebrauch,   ernennt  den  General,   den  Generalstab   und  die 
eidgenössischen  Obersten.    Sie  ordnet  im  Einverständnis  mit  den   Kan- 
tonsreglerungen  die  Aufsicht  über  die  Bildung  und  Ausrüstung  des  Militär- 
kontingents  an.  —  9.  Bei  ausserordentlichen  Umständen,  und  wenn  sie  nicht 
fortdauernd  versammelt  bleiben  kann,   hat  die  Tagsatsung  die  Befugniss, 
dem  Vorort  besondere  Vollmachten  zu  ertheilen.    Sie  kann  auch  derjenigen 
Behörde  des  Vororts,  welche  mit  der  eidgenössischen   Geschäftsführung 
beauftragt  ist,  zu  Besorgung  wichtiger  Bundesangelegenheiten  eidgenös- 
sische Repräsentanten  beiordnen;  in  beiden  Fällen  sind  zwei  Drittel  der 
Stimmen   erforderlich.    Die  eidgenössischen   Repräsentanten  werden   von 
den  Kantonen  gewählt,  welche  hiefür  unter  sich  in  folgenden  sechs  Klassen 
wechseln:  Den  ersten  eidgenössischen  Repräsentanten  geben  abwechselnd 
die  zwei  Direktorialorte,  die  nicht  im  Amt  stehen;  den  zweiten,  Uri,  Schwyz, 
Unterwalden ;  den  dritten,  Glarns,  Zug,  Appenzell,  Schaffhausen :  den  vierten: 
Freiburg,  Basel,  Solothurn;  den  fünften,  Bündten,  St.  Gallen,  Aargau;  den 
Höchsten,  Waadt,  Thurgau,  Tessin,    Die  Tagsatzung  ertheilt  den  eidgenös- 
sischen Repräsentanten  die  erforderlichen  Instruktionen  und  bestimmt  die 
Dauer  ihrer  Verrichtungen.  In  jedem  Falle  hören  letztere  mit  dem  Wiedersn- 
KAmmen tritt  der  Tagsatzung  auf.  Sie  werden  aus  der  Bundeskasse  entschä- 
digt. —  lO.Die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten,  wenn  die  Tagsatzung  nicht 
versammelt  ist,  wird  einem  Vorort  mit  den  bis  zum  Jahr  1708  ausgeübten  Befug- 
nissen übertragen.  Das  Vorort  wechselt  unter  den  Kantonen  Zürich,  Bern  und 
Luzern,je  zu  zwei  Jahren  um,  welche  Kehrordnung  mit  dem  1.  Januar  1815 
ihren  Anfaug  nimmt.  Dem  Vorort  ist  eine  eidgenössische  Kanzlei  beigeordnet; 
dieselbe  besteht  ans  einem  Kanzler  und  einem  Staatsschreiber,  die  von  der  Tag- 
satzung   gewählt    werden.    —  11.    Für  Lebensmittel,    Landeserzeugnisse 
und  Kaufmannswaaren  ist  der  freie  Kauf,  und  für  diese  Gegenstände,  sowie 
auch  für  das  Vieh,  die  ungehinderte  Aus-  und  Durchfuhr  von  einem  Kan- 
ton zum  andern  gesichert,  mit  Vorbehalt  der  erforderlichen  PoliseiverfÜg*- 
ungen  gegen  Wucher  und  schädlichen  Fürkauf.    Diese  Polizei  Verfügungen 
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sollen  für  die  eigenen  Kantonsbürger  und  die  Einwohner  anderer  Kantone 
gleich  bestimmt  werden.  Die  dermalen  bestehenden,  von  der  Tagsatzung 
genehmigten  Zölle,  Weg-  and  Brückengelder  verbleiben  in  ihrem  Bestand. 
Ei  können  aber  ohne  Genehmigung  der  Tagsatzung  weder  neue  errichtet, 
noeh  die  bestehenden  erhöht,  noch  ihr  Bezug,  wenn  er  anf  bestimmte  Jahre 
beschrankt  war,  verlängert  werden.  Die  Abzugsrechte  von  Kanton  zu 
Kanton  sind  abgeschafft  —  12.  Der  Fortbestand  der  Klöster  und  Kapitel  und 
die  Sicherheit  ihres  Elgenthums.  soweit  es  von  den  Kantonsregierungen 
abhängt,  sind  gewahrleistet ;  ihr  Vermögen  ist  gleich  anderm  Privatgut  den 
Steuern  und  Abgaben  unterworfen.  —  18.  Die  helvetische  Nationalschuld, 
deren  Betrag  den  1.  November  1804  auf  3,118,35«  Franken  festgesetzt  worden, 
bleibt  anerkannt.  — 14.  Alle  eidgenössischen  Konkordate  und  Verkommnisse 
seit  dem  Jahre  1808«  die  den  Grandsitzen  des  gegenwärtigen  Bundes  nicht 
entgegen  sind,  verbleiben  in  ihrem  bisherigen  Bestand;  die  Sammlung  der 
in  dem  gleichen  Zeitraum  erlassenen  Tagsatzungsbeschlüsse  soll  der  Tag- 
satzung des  Jahres  1815  zur  Revision  vorgelegt  werden,  und  diese  soll 
entscheiden,  welche  von  denselben  ferner  verbindlich  seien.  —  15.  Sowohl 
gegenwärtiger  Bundesvertrag,  als  auch  die  Kantonalverfassnngen,  sollen 
in  das  eidgenössische  Archiv  niedergelegt  werden/  (Abschied  I,  pag.  157  ff.) 

Mit  diesen  beiden  Aktenstücken  vertagte  sich 
dann  die  lange  und  nachgerade  auch  etwas  langweilige 
Tagsatzung  am  16.  August  zum  zweiten  Male  bis  zum 
5.  September  1814. 

In  welcher  traurigen  Lage  die  Eidgenossenschaft 
bei  dieser  Haltung  ihrer  Kantonalregierungen  sich  be- 
fand, sollten  alle  heutigen  Ultra-Föderalisten  in  diesen 
Akten  selber  nachlesen.  Die  Tagsatzung  sagt  darüber 
in  ihrem  zweiten  Kreisschreiben  vom  16.  August  (Ab- 
schied I,  pag.  162): 

»Das  Ganze  ist  ein  Vorschlag  zur  Vereinigung;  die  Tagsatzung  nährt 
die  Hoffnung,  dass  er  wirklich  dahin  führe,  dass  alle  Kantonsregierungen, 
durch  die  Erfahrung  der  letzten  Monate  und  durch  die  gegenwärtige  Lage 
unseres  Vaterlandes  über  desselben  wahres  Interesse  belehrt,  sich  an  diesen 
emsigen  festen  Standpunkt  halten  werden.  Sie  erfüllt  die  letzte,  Ihr  der- 
malen noeh  obliegende  Pflicht,  indem  sie  die  Hohen  Stände  dazu  auf  das 
dringendste  auffordert. 

Eine  Note  der  Minister  von  Oesterreich,  Bussland  und  England,  wovon 
die  Gesandtschaften  in  unserer  heutigen  Sitzung  vertrauliche  Mittheilung 
erhalten  haben,  zeigt  die  Gefahr,  welche  bei  längerer  Verwirrung  und  Zwie- 
tracht unserem  Vaterlande  drohen  würde.  Die  Eröffnung  des  allgemeinen 
Friedenskongresses,  ein,  wie  für  ganz  Europa,  so  auch  insbesondere  für  die 
Schweiz,  wichtiger  Zeitpunkt,  nahet  heran.  Die  Blicke  des  Auslandes  sind 
auf  die  8chweis  gerichtet,  und  die  Aussicht,  dass,  wenn  der  schweizerische 
Bundesverein  dermalen  nicht  zu  Stande  kommt,  die  Konstitulrung  der  Eid- 
genossenschaft kaum  mehr  von  ihr  abhängen,  dass  man  ohne  sie  über  ihr 
Schicksal  entscheiden  werde,  entwickelt  sich  mit  jedem  Tage  mehr. 
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Von  dieser  Ueberzcugung  durchdrungen,  hat  die  Tagsatzung  auf  einige 
Tage  alle  ferneren  Berathangen  eingestellt.  Die  Gesandtschaften  begeben 
sich  zu  ihren  Kommittenten,  um  über  das  Entstehen  der  beiliegenden  Vor- 
schläge, über  die  Lage  der  Sachen  bestimmteren  Aufschlags  zu  geben,  als 
solches  durch  blosse  schriftliche  Mittheilung  möglich  ist.  Ihrem  Versprechen 
zufolge  sollen  dieselben  auf  den  4.  September  wieder  in  Zürich  eintreffen* 
damit  gleich  am  folgenden  Tag,  durch  den  erklärten  Beitritt  der  Stande? 
die  Tagsatzung  sich  förmlich  konstiruiren  und  sofort  die  nothigen  Einleitungen 
treffen  könne,  damit  auf  dem  allgemeinen  Friedenskongress  die  Garantie 
unserer  Unabhängigkeit  und  Neutralität  geleistet  und  auch  andere  wichtige 
politische  Interessen  der  Gesammtheit  oder  einzelner  Kantone  wahrgenommen 
werden." 

In  der  That  hatte  sich  die  Schweiz  von  den  fremden 
Gesandten  in  folgender  Weise  über  ihre  patriotischen 
Pflichten  belehren  lassen  müssen  (pag.  156): 

„De  tous  les  points  du  pacte  föderal,  qul,  eneore  aujonrd'hui,  divisent 
la  Diete,  il  n'cn  est  pas  un  qul  n'eüt  dt£  decidä,  11  y  a  longtemps,  par  la 
grande  majori  t6  des  voix,  si  de  tous  les  cötcs  Ton  s'en  6tait  occupe  avec  un 
egal  devoucment.  Au  lieu  de  conserrer  k  ces  questions  leur  puretc  et 
leur  simplicite*,  une  malheureuse  complication  avec  les  p  raten  tions  terri- 
toriales, formees  par  quelques  cantons,  est  venue  distraire  les  esprits  et 
confondre  les  objets. 

Aucun  canton.  quel  qu'il  soit,  ne  saurait  par  lui-meme  fixer  l'attention 
des  grands  Etats  de  l'Europe;  ce  n'est  et  ce  ne  peutetre  que  sous  la  fignre 
d'un  corps  federatif,  que  la  Suisse  entlcre  les  intcresse.  C'est  pour  affran- 
ehtr  ce  corps  du  joug,  qui  l'opprimait,  c'est  pour  lui  rendre  son  libre  arbitre 
et  la  parole,  que  les  puissances  alltöcs  porterent  leurs  armes  sur  les  fron- 
tieres  de  la  Suisse,  combattirent,  stipulerent  pour  eile.  Et,  le  premier,  le 
seul  usage  qu'elle  ferait  de  son  independance,  reeonquise  et  k  eile  restitaee 
par  ces  magnanimes  souverains,  n'aboutirait  qu'a  faire  scisslon  et  a  rädnire 
ainsi  tout  le  corps  föderal  a  l'inaction,  k  la  nullite  la  plus  absolne? 

Non,  la  Suisse  ne  peut  pas  etre  dechue  k  ce  point  La  Diete,  ä  laquelle 
est  conflöe  la  direction  de  ses  premiers  pas  vers  TEurope  assemble>,  ne 
voudra  pas  que  les  Minis tres  ici  sousslgnes  n'alent  ä  offrlr  k  leurs  tres- 
augustes  maitres,  pour  tout  resultat,  qu'nn  tel  retour.  11s  ne  doutent  plua 
que,  faisant  treve  &  toute  question  qui  n'est  pas  essentiellement  commune  a 
tous,  les  meinbres  jusqu'ici  les  plus  dissidens  retourneront  au  senti- 
ment  de  leur  devoir  envers  leurs Co-Etats et d'une  juste gratitude  en vers 
leurs  gönereux  llberateurs,  rachetant  par  un  redoublement  de  zele  et  de 
loyaute*  dans  räche  vement  du  pacte  föderal  tout  le  temps  perdu.u 

Es  ist  diess  vielleicht  die  insolenteste  Note,  welche 
die  Eidgenossenschaft  jemals  empfangen  hat,  und  man 
kann  leider  nicht  sagen,  dass  sie  unbegründet  war. 
So  weit  hatte  die  glückliche  Restauration  der  alten 
Regierungen  die  Schweiz  im  Laufe  eines  halben  Jahres 
gebracht.  —  Und,  was  das  Schlimmste  war,  das  Alles 
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wurde  dem  eigenen  Volke  gegenüber  mit  dem  grössten 
Geheimniss  umgeben.  Die  Kommissionalberichte,  die 
Verhandlungen  der  Tagsatzung  und  die  Mittheilungen 
der  Gesandten  wurden  den  Vertretern  der  Stände  nur 
unter  dem  feierlichen  Versprechen  striktester  Geheim- 
haltung vor  Jedermann,  ausser  ihren  Regierungen,  mit- 
getheilt,  so  dass  das  schweizerische  Volk  über  die 
Situation  nicht  den  geringsten  offiziellen  Aufschluss 
erhielt,  vielmehr  fortwährend  über  die  Motive  dieses 
beständigen  Zerwürfnisses  der  Kantone  und  über  die 
Absichten  der  europäischen  Mächte  im  Dunkeln  blieb. 
Ein  Tag  Pressfreiheit  und  Oeffentlichkeit  der 
Verhandlungen  würde  dieses  ganze  Gewölk  von  Eigen- 
nutz und  Bornirtheit,  das  über  der  Eidgenossenschaft 
hing  und  sie  auf  immer  zu  vernichten  drohte,  zerstreut 
und  die  wahren  Patrioten,  die  eben  nicht  alle  in 
diesen  Tagsatzungen  und  Grossen  Räthen  sassen,  ge- 
einigt haben.  Wir  wissen  jetzt  gar  nicht  mehr,  wie 
viel  wir  diesen  beiden  grossen  Faktoren  unseres  heu- 
tigen politischen  Lebens  schuldig  sind,  und  es  ist  be- 
zeichnend für  die  damalige  restaurirte  Aristokratie, 
dass  ihre  erste  und  grösste  Sorge  immer  dahin  ge- 
richtet ist,  dass  Niemand  ausser  den  Angehörigen  ihrer 
Klasse  etwas  von  ihren  Verhandlungen  und  besonders 
von  den  dazu  gehörigen  Aktenstücken  erfahre  und 
publiziren  könne.  Jeder  Versuch  einer  grösseren  Theil- 
nahme  des  Volkes  an  der  Bestimmung  seiner  Geschicke 
wurde  als  « Revolution »  mit  der  grössten  Strenge  und 
selbst  Grausamkeit  niedergeschlagen.  Die  nämlichen 
Magistraten,  die  keine  Energie  gegen  Oesterreicher  und 
Russen  entwickelt  hatten,  fanden  sie  sofort  zum  Krieg 
gegen  ihre  eigenen  Landsleute.  Und  so  sehr  hat  die 
damalige  Geheimhaltung  aller  Regierungsmassregeln 
nachgewirkt,    dass    heute   noch    die    alte    Schweizer- 
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geschichte  in  allen  ihren  Einzelheiten  besser  bekannt 
ist,  als  die  moderne  von  1803  bis  1830,  und  es  ver- 
hältnissmässig  sehr  viele  gelehrte  Geschichtsfreunde 
gibt,  die  sich  mit  Geschick  und  Vorliebe  mit  allem 
Detail  dunkler  Urzeiten  beschäftigen,  aber  wenige 
gebildete  Männer,  welche  die  politischen  Erlebnisse 
ihrer  Väter  und  Grossväter  genau  und  in  ihrer  vollen 
Wirklichkeit  kennen,  wie  denn  auch  noch  kein  ein- 
ziges spezielles  und  wirklich  gutes  Buch  über  diese 
moderne  Geschichte    geschrieben  worden  ist. 


V.  Volksstimmung. 

Es  ist  bei  dem  politischen  Jammer  der  Tage  von 
1814  etwas  Tröstliches,  dass  es  nicht  das  schwei- 
zerische Volk  war,  welches  in  der  Tagsatzung  um 
einige  Fragmente  kantonalen  Gebietes  und  sogenannter 
Souveränetät  marktete  und  in  den  Grossen  Käthen 
jeden  Versuch  einer  kräftigen  Bundesverfassung  ver- 
warf. Es  war  diess  vielmehr  eine  durch  den  raschen 
und  in  diesem  Massstabe  ihr  selbst  unerwarteten  Erfolg 
zuversichtlich  gewordene,  engbegrenzte  Regierungs- 
partei, welche  einer  ihrer  eigenen  Angehörigen,  Ferdi- 
nand de  Roverea,  ganz  richtig  schildert,  indem  er 
sagt,  sie  habe  sich  als  eine  Art  legitimer  Fürsten  an- 
gesehen, die  nach  kurzer  Depossedirung  wieder  auf 
den  Thron  gekommen  seien  und  nun  vorläufig  nur  ein 
Interesse  kannten,  nämlich  das,  ihre  Herrschaft  neuer- 
dings zu  befestigen. 

Die  grosse  Frage  über  «  die  beste  Regierungs- 
form »  ist  noch  heute  eine  eben  so  offene,  als  sie  es 
im  Jahre  1814  gewesen  ist,  und  es  scheint  mitunter 
beinahe,  als  wollte  die  Menschheit  überhaupt  niemals 
über  dieselbe  hinauskommen.  Denn  fortwährend  werden 
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bei  dem  geringsten  Misserfolg  die  «Prinzipien»  von 
gestern  unter  dem  Jubel  der  gedankenlosen  Menge1), 
mit  Füssen  getreten  und  neue  aufgestellt,  die  auch 
früher  einmal  schon,  wie  wenigstens  der  Kenner  der 
Geschichte  weiss,  alt  gewesen  sind  und  das  gleiche 
Schicksal  erlitten  haben.  Wenn  nicht  gar,  wie  gerade 
in  der  Zeit,  in  der  wir  leben,  zeitweise  völlige  Prin- 
zipienlosigkeit, Entscheidung  der  politischen  Fragen 
« von  Fall  zu  Fall »,  wie  man  es  euphemistisch  zu 
nennen  pflegt,  an  die  Tagesordnung  kommt  und  für 
nichts  mehr  Sinn  übrig  bleibt,  als  für  Macht  und  Ge- 
walt. Obwohl  gerade  die  Periode,  von  der  wir  sprechen, 
den  Denkenden  zeigen  sollte,  dass  der  blosse  Kultus 
der  Macht  jede  Regierung,  auch  die  geistvollste  und 
kraftigste,  zum  Verderben  leitet,  weil  eben  in  dieser 
Welt  über  jeder  irdischen  Macht  doch  noch  eine  an- 
dere steht,  die  nicht  nach  <  Opportunität »,  sondern 
nach  unbeweglichen  Prinzipien  handelt.  Diese  ein  für 
alle  Male  feststehenden  Prinzipien  heissen  in  der  poli- 
tischen Sphäre :  Gerechtigkeit  für  Alle  und  all- 
mähligeErziehung  der  Völker  zur  Freiheit 
und  Selbstbestimmung.  Jede  Regierung,  die  das 
nicht  anerkennt,  oder  thatsächlich  dagegen  handelt,  ist 
dem  Untergange  geweiht,  den  auch  grosse  Länder- 
massen und  Heere  von  unübertrefflicher  Organisation, 
wie  diejenigen  Napoleon's  L,  nicht  aufhalten,  sondern 
nur  noch  befördern. 

Welches  die  spezielle  Regierungsart  eines  Landes 
sei,  ist  daneben  relativ  sehr  gleichgültig,  insofern  sie 
nur  diese  Prinzipien  ehrlich  befolgt  und  der  historischen 
Erscheinungsform   des  Volkes   nicht   zu    sehr  wider- 

*)  Zu  der  aber,  wohlverstanden,  die  sogenannten  Gebildeten  oft  in  aller- 
erster Linie  gehören.  Die  Treue  für  Menschen  und  Grundsätze  wohnt  weit 
mehr  in  den  Kreisen  des  eigentlichen  Volkes.  Desshalb  ist  auch  eine  gute 
Demokratie  die  allein  wahrhaft  „konservative"  Regierungsform. 


-     234     - 

streitet.  Ehrlichkeit  der  Prinzipien  und  Respekt  für 
die  lebendige  Geschichte  eines  Volkes  —  nicht  die 
blosse  decadence,  die  schon  keine  solche  mehr  ist  — 
wird  namentlich  in  alten  Republiken  stets  die  Quin- 
tessenz der  sogenannten  Regierungskunst  bilden.  — 

Daneben  hat  schon  Johannes  von  Müller  (im  Ein- 
gang zu  seiner  allgemeinen  Geschichte)  die  feine  Be- 
merkung gemacht,  dass  in  Wirklichkeit  die  «bei  weitem 
allgemeinste  Verfassung  die  oligarchische  >  sei.  In 
jedem  Staatswesen,  nicht  am  wenigsten  in  den  demo- 
kratischen Republiken,  sind  es  kleine  Kreise  von  Men- 
schen, welche  die  Macht  und  die  Initiative  in  Händen 
haben.  Je  nachdem  diese  beschaffen  sind,  ob  es  blosse 
Koterieen  von  Egoisten  sind,  die  sich  gegenseitig  ihre 
Existenz  gewährleisten,  oder  hergebrachte  Familien- 
kreise, welche  den  Staat  als  ihre  ererbte  Domäne 
und  «  Familienkiste  >  betrachten,  oder  endlich  Gesell- 
schaften von  Patrioten,  die  den  Staat  in  Ehren  für  die 
nachkommenden  Geschlechter  erhalten  wollen,  steigt 
oder  sinkt  derselbe  in  der  Waage,  die  von  einer  partei- 
losen Hand  gehalten  wird  und  in  deren  einer  Schale 
das  unveränderbare  Normalmass  von  Tüchtigkeit  liegt, 
das  ein  Staat  aufweisen  muss,  um  bestehen  bleiben  zu 
können  ').  —  In  der  That  tendirt  jede  grössere  mensch- 

')  Dieses  Normalmass  hatte  die  alte  Eidgenossenschaft  schon  seit  nahezu 
einem  Jahrhundert  vor  1798  nicht  mehr  gezeigt  und  alle  damaligen  Patrioten, 
auch  die  in  den  regierenden  Kreisen  befindlichen,  wussten  das  wohl  und 
erwarteten  längst  vor  1798  eines  Tages  „zu  leicht  befunden"  zu  werden. 
Es  ist  diess  auch  der  eigentliche,  viel  gesuchte  Grund,  w  esshalb  die  alte 
Eidgenossenschaft  sich  gegen  die  Franzosen  im  Ganzen  schwach  vertbei- 
digte.  Jeder  Arm  war  zum  Voraus  gelähmt  durch  die  Ceberzeugung.  dass 
diess  der  längst  erwartete  und  wohlverdiente  Schicksalsspruch  sei.  So 
stürzen  alle  abgelebten  Regierungen,  wenn  es  Zeit  ist,  beinahe  ohne  Wider- 
stand, durch  ihr  eigenes  schlechtes  Gewissen.  Ein  ähnliches  Gefühl  der 
Furcht  vor  etwas  Drohendem,  das  über  ihrem  Haupte  hängt,  beherrscht 
auch  heute  manche  8taaten.  Freilich  glauben  zuletzt  Viele  immer  wieder 
an  dieses  Verhangniss  nicht,  weil  es  längere  Zelt  zu  zögern  scheint.  Sie 
denken  eben  nicht  an  den  Götheschen  Vers:  „Aber  sie  treiben 's  arg;  ich 
furcht',  es  breche;  nicht  jeden  Wochensehluss  macht  Gott  die  Zeche." 
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liehe  Gesellschaft,  sobald  sie  sich  einigermassen  fest 
gegen  Andere  abgegrenzt  hat,  zu  einer  aristokratischen 
Gliederung  —  das  ist  die  natürliche  Wahrheit,  die  dieser 
Staatsform,  wo  immer  sie  vorhanden  ist,  ursprünglich 
zu  Grunde  lag,  -  jede  bestehende  politische  Aristo- 
kratie  aber  auch  zu  der  sozialen  Kastenbildung, 
woran  sie  zu  Grunde  geht.  Das  Eigenthümliche,  ge- 
wissennassen das  ftpcotov  <|>söSo;  der  Aristokratie,  das 
sich  niemals  auf  die  Dauer  verhüllen  lässt,  ist,  dass 
die  soziale  Stellung  bald  die  politische  vollständig  do- 
minirt.  Nicht  das  Amt  zu  führen,  sondern  zu  der  herr- 
schenden Klasse  zu  gehören,  wird  die  Hauptsache ;  der 
einzelne  Beamte  ist  im  Gegentheil  der  blosse  abhängige 
Geschäftsführer  der  Kaste.  Wenn  er  diese  verlässt, 
oder  von  ihr  mit  Misstrauen  betrachtet  wird,  verliert 
er  alsbald  das  Gefühl,  festen  Boden  unter  seinen 
Füssen  zu  haben,  und  kehrt  früher  oder  später  noth- 
gedrungen,  wenn  auch  wider  besseres  Wissen,  in  den 
Schoss  und  zu  den  Ansichten  seiner  «  Standesgenossen  > 
zurück.  Unter  diesen  selbst  dominirt  nicht  der  Geist 
der  Besten  und  Einsichtsvollsten,  —  gegentheils  es 
werden  dieselben  in  jeder  solchen  Kaste  mit  Vorurtheil, 
gewissermassen  als  « prädestinirte  >  Neuerer,  ange- 
sehen —  sondern  der  Geist  des  normalen  Mittelschlages, 
der  sich  selten  über  einen  gewissen  kollektiven  Egois- 
mus erhebt  und  der  stille  Einfluss  der  Frauenwelt. 
Dieses  letztere  Element  ist  von  nicht  zu  unterschätzen- 
der Bedeutung,  um  so  mehr,  als  die  aristokratische  Frau, 
der  die  soziale  Stellung  Eins  und  Alles  ist,  in  sinken- 
den Aristokratien  sich  länger  geisteskräftig  erhält  als 
der  Mann  *).   Gegen  die  von  ihr  hauptsächlich  geleitete 

')  Es  wäre  sehr  interessant,  von  kundiger  Seite  einmal  eine  Skizze 
aber  den  Elnflnss  der  bernischen  Frauen  auf  die  Politik  in  der 
letzten  Zeit  der  alten  Republik  nnd  In  den  Revolutionen  von  1802,  1818  und 
1*31  zu  erhalten.   Wenn  wir  recht  berichtet  sind,  so  standen  sowohl  v.  Watten- 
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«öffentliche  Meinung»  eines  solchen  kleinen  sozialen 
Kreises,  der  noch  überdiess  durch  tausend  verwandt- 
schaftliche Bande  eng  verknüpft  ist,  hält  nichts  Stand 
und  es  ist  auch  nichts  heilig,  was  derselben  wider- 
spricht, trotz  aller  affichirten,  oder  selbst  wirklich  vor- 
handenen Religiosität. 

Denn  auch  die  Religion  wird  in  solchen  Familien- 
staaten leicht  ein  Monopol  der  Kaste,  und  wer  nicht 
derselben  huldigt,  ist  selbstverständlich  auch  ein 
«  Gottesleugner  ».  Selbst  die  geschworenen  Eide  gelten 
nur,  soweit  es  sich  dabei  um  die  Erhaltung  des  Regi- 
mentes handelt;  wenn  aber,  wie  1798  in  Bern  eidlich 
versprochen  worden  ist,  die  Herrschaft  mit  dem  ge- 
sammten  Lande  zu  theilen  und  eine  neue  Verfassung 
auf  der  Basis  allgemeiner  Rechtsgleichheit  zu  erstellen, 
ja  sogar  das  gesammte  Vermögen  der  Stadt  und  Re- 
publik fortan  als  Landesgut  zu  betrachten '),  oder  wenn 
man  den  nunmehrigen  Kantonen  Waadt  und  Aargau 


wyl,  ein  in  seiner  Art  durchaus  redlicher  Mann,  der  sehr  wohl  wnsste, 
dass  die  Aufhebung  der  Mediationsverfassung  die  grösste  T  hör  hei  t  sei, 
welche  die  bernische  Aristokratie  jemals  beging,  als  der  letzte  Schultheis, 
v.  Fischer,  der  ebenfalls  durch  seine  Natur  und  Bildung  zum  gemässigten 
Liberalismus  angelegt  war,  unter  diesem  Einflüsse. 

In  Frankreich  war  im  Jahre  1814  die  Herzogin  v.  AngoulSme,  Tochter 
Ludwigs  XVI,  mit  ihrem  durch  die  Revolution  erbitterten,  von  Raohauoht 
erfüllten  Geist,  der  böse  Genius  der  Restaurationsregierung  (VgL  „Oeater- 
reichs  Thellnahme",  pag.  688). 

Für  einen  nicht  republikanischen  Lebenskreis  macht  Carl  v.  Moser  in. 
seiner  berühmten  Schrift:  „Der  Herr  und  der  Diener"  von  1750  die  gleiche 
Bemerkung,  indem  er  sagt,  der  leitende  Minister  eines  Fürsten  müsse  stets 
nicht  bloss  denselben  und  das  *T  a  gmlnisterium"  für  seine  Ideen  tu  gewinnen 
suchen,  sonst  werde  er  oft  alle  seine  Bemühungen,  trotz  anscheinendem 
Erfolg,  auf  eine  anfangs  unerklärliche  Weise  seheitern  sehen.  — 

Die  Auffassung  der  Regierung  als  einer  Personenfrage  liegt  in  der 
natürlichen  Denkungsart  der  Frauen.  Sie  wollen  vor  allen  Dingen  Die- 
jenigen regieren  sehen,  die  ihnen  angehören,  das  Andere  Ist  nebensächlich. 
Vielleicht  erklärt  diess  alles  auch  einlgermassen  die  wechselnden  pol i tischen 
Stimmungen  Watten  wyla,  die  bei  Wyss,  II.,  pag.  61  und  78  angeführt,  werden- 

>)  Vgl.  das  Edikt  vom  3.  Februar  und  die  Beschlüsse  vom  1.  und  4.  Mürz 
1708  (theil weise  abgedruckt  in  den  «Vorlesungen  über  die  Helvetik",  pae.ifl*, 
sowie  die  Haller'sche  neue  Verfassung  für  den  Kanton  Bern  vom  Min  1796. 


—     237     — 

Jahr  für  Jahr  Bundestreue  schwor,  so  haben  solche 
Versprechungen  nur  insofern  Werth,  als  sie  dazu  dienen, 
den  augenblicklichen  Sturm  zu  beschwören,  sind  aber 
als  in  einem  Nothstande  gemacht  und  daher  unver- 
bindlich anzusehen. 

Wo  ein  solches  Standesbewusstsein  sich  einmal  im 
höchsten  Grade  ausgebildet  hat,  ist  es  ganz  irreformabel. 
«  Sint  ut  sunt,  aut  non  sint. »  Das  beste  Beispiel 
hiefür  boten  damals  gerade  die  restaurirten  Bourbonen 
in  Frankreich,  die  durch  ihren  ungeheuren  Familien- 
tross,  der  sich  Frankreichs  als  guter  Beute  bemächtigte, 
mit  einem  persönlich  sehr  verständigen  und  ziemlich 
wohlwollenden  König  in  weniger  als  einem  Jahre  schon 
völlig  abgewirtschaftet  hatten1)  und  zum  zweiten  Male 
vor  dem  Emporkömmling  Napoleon  und  seinen  1200 
Mann  Truppen  entfliehen  mussten. 

Für  die  Länder,  die  durch  sie  beherrscht  werden, 
sind  solche  exclusive  Kreise  ein  unnennbares  Unglück : 
für  ihre  eigenen  gebildeteren  Personen  sind  sie  eine 

»)  Die  Allfir.  Zeltung  enthält  hie  und  da  über  diese  restaurirte  fran- 
zösische Adelsgesellschaft  ergötzliche  Besehreibaugen.  Niemand  dachte 
von  dieser  Gesellschaft  daran,  für  das  noch  ans  tausend  Wunden  blutende 
Staatswesen  zu  sorgen,  sondern  Jeder  wollte  nur  so  bald  als  möglich  wieder 
Alles  zurück  haben,  was  er  vor  der  Revolution  besessen  hatte,  und  von  dem 
wiederhergestellten  Königthum  den  grössten  Nutzen  für  die  Bequemlichkeit 
M»lnes  eigenen  Lebens  ziehen,  so  dass  dieser  relativ  unbedeutende  könig- 
liche Hof  Im  ersten  Jahre  seines  Bestehens  weit  mehr  für  sieh  verbrauchte, 
&ls  die  napoleonische  Hofhaltung  zur  Zeit  ihres  grössten  Glanzes.  Be- 
sonders war  diese  in  Hinsicht  auf  die  gewöhnlichsten  Lebensbedürfnisse 
der  Fall.  „In  den  Küchen  des  Schlosses  der  Tuilerien"  —  so  schreibt  eine 
Pariser-Korrespondenz  der  AI  lg.  Ztg.  vom  1.  Oktober  18U— „herrscht  ein  Leben 
und  eine  Thätlgkeit,  die  über  alle  Vorstellung  gehen ;  man  sollte  glauben, 
Oargantna  halte  hier  sein  Hoflager.  Dem  Könige  ist  es  doch  ein  bischen 
zu  arg  geworden;  wenn  die  Tafelgelder  jeden  Monat  1,800,000  Fr.  betrügen, 
wie  wäre  das  zum  Aushalten?"  Sechzigtansend  Franken  täglich  für  Essen 
und  Trinken  einer  Familie  Ist  In  der  That  etwas  viel  und  lässt  sieh,  trotz 
des  sprichwörtlich  guten  Appetits  der  Bourbonen,  von  dem  das  völlig  un- 
beholfen gewordene  Aussehen  des  Königs  sprechendes  Zeugnis«  ablegte, 
nur  dadurch  erklären,  dass  unzahlige,  während  der  langen  Exilszeit  halb- 
verhungerte, vornehme  Bettler  sich  herbeidrängten,  von  denen  viele  aus 
der  königlichen  Küche  auch  in  ihren  Wohnungen  gespeist  wurden. 
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schwere  Last,  die  diese  schmerzlich  empfinden,  ohne 
sich  davon  losmachen  zu  können. ')  Es  bleibt  in  allen 
solchen  Fällen,  so  grausam  es  klingt,  nur  zu  wünschen 
übrig,  dass  regierende  Kasten,  die  einmal  regierungs- 
unfähig  geworden  sind,  aussterben,  und  gewöhnlich  ist 
es  auch  die  Natur,  die  dafür  Sorge  trägt. 

Der  Hauptsitz  dieser  dem  allgemeinen  Interesse 
zuwiderlaufenden  Regierungen  der  Schweiz  wrar  im 
Jahre  1814  die  Stadt  Bern,  und  es  ist  von  mehr 
als  bloss  bernischem  Interesse,  zu  vernehmen,  wie  diese 
Regierung,  welche  bereits  in  der  kurzen  Zeit  ihres  Be- 
stehens mit  Jedermann  ausser  dem  engsten  Kreise 
ihrer  Standesgenossen  (zuletzt  sogar  mit  dem  öster- 
reichischen Gesandten)  in  Widerspruch  gerathen  war 
und  den  bernischen  Namen  allenthalben  verhasst  ge- 
macht hatte,  von  ihrem  eigenen  Volke  angesehen 
worden  ist. 

Ein  Theil  ihrer  Restaurationspolitik  würde  so 
ganz  unpopulär  nicht  gewesen  sein.  Schon  die  Re- 
klamation des  Waadtlandes,  dessen  Bevölke- 
rung damals  den  Altbernern  in  jeder  Beziehung,  nach 
Abstammung,  Sitten  und  Religion  weit  näher  stand, 
als  das  Gebiet  des  ehemaligen  Bisthums  Basel,  das 
neu  mit  ihnen  verbunden  werden  sollte,  hätte  im  Volke 
unter  andern  Umständen  Anklang  gefunden.  Und  noch 
viel  leichter  und  populärer  wäre  eine  Wiedergewin- 
nung des  ehemals  bernischen  A  a  r  g  a  u '  s  gewesen, 
das  schon  400  Jahre  lang  einen  beinahe  naturgemässen 

*)  So  schreibt  Wattenwyl  einmal  sehr  bezeichnend:  „Notre  nialheurense 
revolution  ope>6e  a  Berne  et  cette  fureur  de  crolre  que  la  supreme  böati- 
tude  titait  de  rätablir  l'ancien  gouvernement  avec  tout  son  personnel 
et  tous  sesvices,  plutdt  que  de  corriger  les  vices  de  la  Constitution  de 
la  mddiation,  cette  trfcs  fautlve  Operation  nous  a  inis  et  nous  entretient  dane 
la  plus  mauvaise  position  du  monde."    <v.  Wyss  II,  pag.  61.} 
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Theil  des  bernischen  Gebietes  ausmachte.  In  diesem 
Landestheile  hätte  sich  auch  sicherlich,  ganz  besonders 
in  den  massgebenden  Städten,  eine  zahlreiche  Klasse 
wohlhabender  und  einflussreicher  protestantischer  Be- 
völkerung finden  lassen,  die  eine  Verbindung  mit  Bern 
der  kantonalen  Souveränetät  und  der  damit  zusammen- 
hängenden Vereinigung  mit  ganz  heterogenen,  noch  heute 
nicht  recht  verschmolzenen  Bezirken  vorgezogen  hätte, 
wenn  diess  mit  einiger  Aussicht  auf  Gleichberechtigung 
und  Beibehaltung  der  allgemeinen  Volksfreiheiten  der 
Mediationszeit  hätte  geschehen  können.  Dem  Allem 
machte  aber  die  Natur  der  bernischen  Staatsumwälzung 
und  der  Wortlaut  der  brutalen  Proklamation  vom  24.  De- 
zember 1813  ein  Ende.  Die  augenblicklichen  Macht- 
haber von  Senfft-Pilsachs  Gnaden  betrachteten  eben 
die  Waadtländer  und  Aargauer  einfach  als  ihre  rech  t- 
mässigen  Unterthanen,  auf  die  sie  unverjährbare 
Rechte  hatten  und  mit  denen  sie  jedenfalls  nicht  auf 
dem  Fusse  von  Gleich  zu  Gleich  über  eine  neue  Ver- 
fassung verhandeln  wollten1).  Sie  versprachen  ihnen 
zwar  wohl  in  ihrer  Proklamation  irgendwelche,  vorder- 
hand noch  unbestimmte  Freiheiten;  aber  dieselben 
würden  ihnen,  wie  später  die  sogenannte  «urkund- 
liche Erklärung»  an  das  eigene  Volk  bewies,  niemals 
als  ein  Recht,  sondern  bloss  als  eine  Art  von  Ver- 
günstigung seitens  ihrer  « Herren  und  Obern »  zu 
Theil  geworden  sein.  Und  wie  sehr  man  überhaupt  auf 
Versprechungen  bauen  konnte,  zeigte  ja  das  Schicksal 
der  feierlich  genug  adoptirten  und  öfter  beschworenen 
Mediationsverfassung,  welche  bei  der  ersten  sich  bieten- 
den Gelegenheit  als  eine  blosse  Konzession  des  Augen - 

')  Wir  haben  bereits  eine  Notiz  der  Allg.  Ztg.  erwähnt,  wornach  in 
London  durch  Abgesandte  der  bernischen  Regierungskrelse  geradezu  darauf 
gepocht  wurde,  die  Aargauer  seien  „a  beaux  denlers  comptans"  gekauft 
worden. 
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blickß  beseitigt  worden  war,  wie  auch  die  Rekla- 
mationen, die  nun  plötzlich  selbst  diejenigen  schweize- 
rischen Kantone  auf  ehemalige  Unterthanenländer  er- 
hoben, welche  sie  1798  mittelst  der  bündigsten  Frei- 
heitsbriefe entlassen  hatten1).  —  Den  schweizerischen 
Aristokratien  und  ihren  staatsrechtlichen  Autoritäten, 
Metternich  in  Wien  und  Karl  Ludwig  von  Haller  in 
Bern,  galt  eben  kein  anderes  Recht  als  dauernd  und 
feststehend  ausser  dem  angeblich  göttlichen  Rechte, 
zufolge  dessen  sie  auf  immer  Herrscher  in  gewissen 
Gebieten,  die  übrigen  Volkstheile  aber  Unterthanen 
in  etwas  schrofferer  oder  gelinderer  Regierungsform 
sein  sollten.  —  Bei  solcher  Tendenz  des  ganzen  Re- 
gierungssystems war  auch  die  Zusicherung  gleicher 
Rechte,  wie  sie  das  eigene  Berner- Volk  geniessen 
werde,  kein  sehr  grosses  Anlockungsmittel  für  die 
Waadtländer  und  Aargauer,  ohne  den  vorherigen  Be- 
stand einer  guten  kantonalen  Verfassung,  die  vor  allen 
Dingen  hätte  erstellt  werden  sollen,  statt  dessen  aber 
den  Bernern  erst  im  Jahre  1831  zu  Theil  geworden 
ist,  nachdem  ihre  ehemaligen  Unterthanen  schon 
17  Jahre  lang  im  Besitze  einer  solchen  gestanden 
hatten.    Endlich  zeigten  auch  die  Verhandlungen  der 

*)  Das  Stärkste  leistete  darin  der  Kanton  Schwy  z,  der  mit  Glaras  zu- 
sammen im  Jahre  1798  Beine  ehemaligen  Unterthanen  von  Utznach  und 
Gaste r  förmlich  und  ans  eigenem  Antrieb,  wie  er  wenigstens  damals  be- 
hauptete, mit  Freiheitsbriefen  beschenkt  hatte  und  sie  nun  wieder  rekla- 
mlrte,  mit  der  Behauptung,  dass  „die  Kanflnstrumente  In  Ihrer  vollen  Gültig- 
keit noch  in  unseren  Händen  liegen."  (Vgl.  hierüber,  sowie  über  Glaras 
und  Uri,  Abschied,  Band  II,  pag.  127,  128.)  Die  gelehrte  Denkschrift  von 
Schwyz,  die  dieses  Begehren  unterstützen  sollte,  bezieht  sich  wesentlich 
auf  eine  Verpfändungsarkunde  der  Erben  des  Grafen  Friedrich  von  Toggen  - 
bürg  vom  25.  Mai  1437,  die  beigegeben  ist;  sie  findet  sich  In  der  Beilage  A 
zu  dem  II.  Band  des  Abschieds,  pag.  17.  Im  Namen  und  als  Rechtsnachfolger 
längst  ausgestorbener  Adelsgeschlechter,  von  Toggenburg,  von  Montfort, 
von  Wordenberg,  von  Raron,  von  Rhazfins,  die  in  diesem  ehrwürdigen 
Pergamente  als  erbsweWe  Besitzer  dieser  Landesthelle  kompariren,  wollten 
Eidgenossen  des  19.  Jahrhunderts  gleichberechtigte  Mitbürger  wieder  zn 
ganzen  oder  halben  Unterthanen  stempeln. 
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Tagsatzung  Denjenigen,  die  sie  kannten,  hinreichend, 
dass  man,  einmal  einem  Kanton  inkorporirt,  der  kan- 
tonalen  Willkür  völlig  preisgegeben  sei  und 
an  der  Eidgenossenschaft  keinen  Rückhalt  für  die  Er- 
langung, oder  Erhaltung  verfassungsmässiger  Hechte 
finden  würde. 

Unter  solchen  Umständen,  zu  denen  noch  der 
natürliche  Widerwille  der  massgebenden  Persönlich- 
keiten der  neuen  Kantone  gegen  die  Berner-Aristo- 
kraten kam,  ist  es  äusserst  begreiflich,  dass  alle  Ver- 
handlungen über  die  Wiedererlangung  der  beiden  Kan- 
tone zu  keinem  Resultate  führten.  Selbst  dann  nicht, 
als  die  Berner  Regierung  schliesslich  in  ihren  Instruk- 
tionen an  ihre  Unterhändler  Miene  machte,  sich  mit 
dem  Aargau  begnügen  zu  wollen.  Denn  der  Hinter- 
gedanke,  Waadt  nachmals  auch  noch  zu  bekommen, 
war  stets  vorhanden  und  wurde  auch  von  den 
Waadtländern  sehr  wohl  erkannt,  so  dass  dieselben 
in  der  Freiheit  des  Aargau's  eine  Garantie  für  die 
eigene  sahen,  und  der  waadtländische  Abgeordnete  bei 
den  letzten  Verhandlungen  in  Paris  im  Mai  und  Juni 
1814  erklärte:  Waadt  werde  sich  lieber  begraben 
lassen,  als  die  Vereinigung  von  Aargau  mit  Bern  zu- 
zugeben1). —  Man  darf  sich  der  Vermuthung  hingeben, 
die  durch  ausdrückliche  Erklärungen  seitens  der  extrem- 
stes Parteiführer  des  Waadtlandes  bestätigt  wird,  dass 


')  Die  heroischen  Diplomaten  waren  unklug  genug,  statt  sich  in  eid- 
genössischen Dingen  wenigstens  äusserlich  entgegen kommend  zu  zeigen, 
die  Verwerfung  des  Bundesentwurfes  in  Verbindung  mit  diesen  Gebietsrekla- 
msüonen  zu  setzen  und  deren  Annahme  gewissermassen  erzwingen  zu 
wollen.  Der  Grosse  Rath  verwarf  den  Entwurf  unmittelbar  nach  der  Rück- 
kehr «eine*  Abgesandten  von  Muralt  von  Paris  und  erklärte  öffentlich, 
er  leiste  bloss  auf  Waadt  Verzicht,  auf  Aargau  dagegen  nicht,  worüber  dann 
eine  grosse  Zeltungs-  und  Broschürenpolemik  ausbrach,  durch  welche,  wie 
immer,  Jedermann  noch  völlig  verbittert  und  die  Trennung  unheilbar 
wurde.  Vgl.  hierüber  besonders  Monnard,  pag.  33.r*— 339,  der  auch  ver- 
schiedene Flugschriften  der  damaligen  Zeit  angibt. 

16 
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es  1813  und  1814  möglich  gewesen  wäre,  den  Aargau, 
ja  sogar  die  Waadt  wiederzugewinnen,  wenn  man  in 
Bern  vernünftiger  zu  Werke  gegangen  wäre  und  ein 
konstitutionelles  Regiment  hätte  einführen  wollen.1). 
Der  Eidgenossenschaft  wären  dadurch  viele  Schwierig- 
keiten einer  glücklichen  Organisation  erspart  geblieben. 
Bern  aber  hätte  fast  ein  halbes  Jahrhundert  früher 
seinen  berechtigten  Platz  an  ihrer  Spitze  gewinnen 
und  ein  Misstrauen  beseitigen  können,  das,  aus  dieser 
unglücklichen  Zeit  herstammend,  in  gewissen  schwei- 
zerischen Landestheilen  noch  heute,  unter  ganz  andern 
Verhältnissen,  gegen  Alles  besteht,  was  «aus  Bern» 
kommt. 


•)  Das  interessanteste  Zcugniss,  da*  dafür  besteht,  tat  ein  Brief  La- 
harpe's  an  Monod  vom  35.  März  1814,  worin  er  sagt: 

„Er  habe  dem  Herrn  v.  Gingins-Chevilly,  Mitglied  des  Souveränen 
Rathes  von  Bern,  die  Erklärung  abgegeben,  „que  st  le  Gouvernement  de 
Berne  ätait  vraiment  dfspose*  a  tendre  la  maln  aux  Vaudois  et  aux  Argovien* 
en  leur  p  r  Ösen  tan  t  des  bases  liberales  de  l'union  —  c'ätait  le  cas  d'lcouter 
ftvec  bienveillance . . . .  enfin  que  si  j'avais  un  conseil  ä  donner  ä  leur  Gou- 
vernement, ee  serait  celui  d'adresser  franchement  et  loyalenient  aux  Gou- 
vernements de  Vaud  et  d'Argovie  (Petit  et  Grand  Conseil)  les  propositions, 
qu'ils  croient  pouvoir  amener  une  rennton  sincere  et  permanente. * 

An  den  Herrn  v.  Muralt  schrieb  der  nämliche  eifrigste  Vertreter  des 
Waadtlandes  am  SO.  Mai  1814: 

,11  me  semble  que  les  gens  de  bien  devraient  profitcr  d'un  anssi  rare 
aecident,  mais  il  n'en  scra  rien ;  et  seulement  lorsque  le  moment  propice  sera 
passe1,  on  regrettera  de  n'avoir  pas  tire*  parti  de  ces  circonstances.  Voila, 
Monsieur,  ma  pr^diction.  J'ai  desire*  avee  ardeur  d'etre  utile  ä  ma  patrie, 
c'est-k-dire  ä  la  Suisse  tout  entiere,  et  j'aurois  probablement  r£ussi,  si  mes 
eompatriotes  m'avoient  compris;  mais  „barbarus  hie  ego  snm  quia  non 
intelligor  Ulis."  Les  Bubenberg,  les  d'Erlach,  et  tous  ees  hommee  vene- 
rables,  qui  pr^siderent  dnrant  trois  siecles  au  Gouvernement  de  Berne, 
me  eomprendrotent.  Ces  patriarches  vdneres  de  votre  ville  natale,  qui 
«'exposerent  anx  chances  pcrilleuses  de  la  bataille  de  Laupen  pour  main- 
tentr  le  droit  d'agreger  des  eitoyens,  et  flrent  reposer  la  puissanee  bernoise 
sur  le  droit  de  se  les  associer,  se  reeonnoitroient-ils  dans  ces  apötres  d'un 
patrieiat  exclusif,  qui,  en  dgpit  de  1'esprit  du  siecle,  veulent  relever  la 
banniere  qui  s^parolt,  en  Suisse,  les  gouvernans  des  gouvernds?  —  II  n'y 
a  de  salut  pour  la  Suisse  que  dans  l'etablissement  d'un  Systeme  enticrement 
oppose  k  celui  que  la  proelamation  insensec  du  24  decetnbre  et  eelle  de 
Frlbourg  ont  ose  de>reter.  Janiais,  Monsieur,  je  ne  transigerai  sur  ce  point. 

Votis-meme,  Monsieur,  ne  pouvez  cooperer  au  bien,  parce  que  vom 

eres  He*  par  des  Instructions.  Tout  ee  que  vous  pouvez  repre'senter  au  Conseil 
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Die  für  die  bernische  Usurpationsregierung  mög- 
lichst unglückliche  Illustration  zu  den  von  ihr  zu  er- 
wartenden «  Rechten  und  Freiheiten  »  boten  im  Sommer 
1814,  unmittelbar  nach  der  Verwerfung  des  Bundes- 
verfassungsentwurfes ausbrechende  Unruhen  im  eigenen 
Lande  und  die  Art  ihrer  Unterdrückung.  Es  ist  das 
die  einzige  wirkliche  Bedeutung,  die  diese  sonst  nicht 
sehr  wichtigen  Oberländer-Unruhen  in  der  Ge- 
schichte Berns  und  der  Eidgenossenschaft  gehabt  haben 
und  noch  haben.  Sie  zeigten  die  Krallen  an  der  «  väter- 
lichen» Bärentatze  und  diejenigen,  welche  sich  noch 
nicht  unter  ihr  befanden,  bekreuzten  sich  fortan  sehr 
andächtig  davor. 


seeret  de  Berne  ne  le  convertlra  pas,  il  ne  voit  partout  que  Berne, 
domination,  influencc  et  quiconque  n'est  pas  de  son  avis,  est,  on  im 
f&ux  frere,  ou  im  novatenr,  ou  un  Jacobin. 

En  bonne  fol.  croyez-vous  que  cela  puisse  räussir  et  durer 
longtemps?" 

Gentz  in  der  „Denkschrift  über  die  Schweiz1*  (Ocsterreichs Theilnalime 
pag.  418)  sagt  darüber  folgendes; 

.Die  Häupter  des  Kantons  Bern  sandten  im  Mai  Herrn  M  u  r  a  1 1  nach 
Paris,  einen  der  angesehensten  Männer  ihrer  Partei,  um  die  Gesinnungen 
der  jetzigen  französischen  Regierung  zu  erforschen.  Er  wurde  vom  Fürsten 
von  Benevent  empfangen,  fand  aber  eine  sehr  kühle  Aufnahme.  Man  ver- 
schaffte ihm  dann  eine  Audienz  bei  Monsieur,  dem  Bruder  des  Königs,  der 
ihn  zwar  gütig  empfing,  ihm  aber  zu  verstehen  gab,  Frankreich  könne  sich 
nicht  direkt  in  die  Angelegenheiten  der  Schweiz  einmischen. 

Damit  seine  Reise  nicht  ganz  fruchtlos  verlaufe,  fasste  Herr  Muralt 
den  ziemlich  kühnen  Entschluss,  eine  Zusammenkunft  mit  dem  Oberst 
Laharpe  zu  erlangen,  dessen  Bekanntschaft  er  in  früherer  Zeit  gemacht 
hatte.  Herr  I^aharpe  lehnte  dieselbe  zwar  nicht  ab,  scheint  ihr  aber  mög- 
liehst ausgewichen  zu  sein.  Er  richtete  jedoch  unterm  20.  Mai  an  Herrn 
Muralt  ein  sehr  bemerkenswerthes  Schreiben,  in  das  ich  Einsicht  zu 
nehmen  Gelegenheit  hatte  und  aus  dem  ich  hier  die  wichtigste  Stelle 
mittbeile.- 

Wahrscheinlich  stammte  überhaupt  der  Plan,  Waadt  einstweilen  auf- 
zugeben und  nur  Aargan  festzuhalten,  der  dann  am  Wiener  Kongress  mit 
Hartnäckigkeit  verfolgt  wurde,  und  der  Rath,  im  Aargau  angebliche  „spon- 
tane" Volkserhebungen  für  Bern  hervorzurufen,  von  welchem  die  früher  ab- 
gedruckte Korrespondenz  der  Gebrüder  v.  May  Zeugnis»  gibt,  aus  dein  öster- 
reichischen Kabinette,  mit  welchem  Muralt  nach  obiger  Notiz  damals  in 
Verbindung  stand  und  bei  dem  er  sieh  offenbar  über  diesen  Brief  Laharpe's 
Raths  erholte. 


—    244    — 

Das  bernische  Volk  war  mit  seiner  etwas  bedäch- 
tigen Naturanlage  und  im  Ganzen  konservativen  An- 
schauungsweise bei  der  willkürlichen  Verfassungsän- 
derung, welche  die  städtische  Aristokratie  im  Dezember 
1813  mit  Hülfe  Oesterreichs  vornahm,  ruhig  geblieben. 
Sehr  viel  mochte  dazu  (wie  schon  früher  erwähnt)  auch 
beitragen,  dass  die  Lasten,  welche  die  Mediationsver- 
fassung und  ihre  Anhängsel  dem  Lande  auferlegten, 
besonders  in  der  letzten  Zeit  deutlicher  gefühlt  wurden 
als  ihre  Wohlthaten,  die  in  mehr  theoretischen  Frei- 
heiten bestanden,  welche  man  eigentlich  erst  sieht, 
wenn  sie  nicht  mehr  vorhanden  sind.  Im  eigenen  Lande 
hätte  es  demnach  eine  massvolle  Aristokratie  sehr 
leicht  gehabt,  die  Gemüther  mit  einer  Reaktion  zu  ver- 
söhnen und  ihre  Herrschaft  aufs  Neue  zu  begründen. 
Statt  jedoch  vor  Allem  an  die  Herstellung  eines  er- 
träglichen verfassungsmässigen  Zustandes  zu  denken, 
der  dem  Lande  etwelche  Garantie  für  eine  wenigstens 
theilweise  Freiheit  und  Gleichberechtigung  mit  der 
Stadt  geboten  hätte, f)  beschäftigte  sich  die  Regierung 
hauptsächlich  mit  der  Eroberung  von  Waadt  und 
Aargau  und  bot  zuletzt  sogar  Freiwillige  auf,  um 
nötigenfalls  mit  Gewalt  gegen  diese  Miteidgenossen, 
die  ihre  rechtmässig  erworbene  Freiheit  behalten 
wollten,  vorzugehen.1)   Ferner  wurden  selbst  die  Ver- 

')  Wenn  Bern  für  die  blosse  Revision  der  lCediatkmsvevfaasang  in 
dem  Sinne«  wie  sieh  der  Schultheis«  von  Wattenwyl  selbst  darüber  ausspricht, 
eingestanden  wäre»  so  hätte  sich  das  ganze  Land  damals  herbeigelaase», 
auf  eine  Theilung  der  Gewalt  mit  der  8tadt  (die  sogar  noch  weit  später, 
1*31,  vielfache  Befürwortung  fand)  einzutreten  und  die  lebensfähigeren 
Elemente  der  Aristokratie  wären  auf  immer  organische  Theile  dea  Staats- 
körpers geblieben.  Redlichkeit  ist,  auf  die  Dauer  berechnet,  eben  auch 
in  der  Politik  die  wahre  Klugheit. 

*)  Die  berniscbe  Regierung  gab  zwar  in  der  AUg.  Ztg.  vor,  ea  ge- 
schehe dieses  Aufgebot  zu  ihrer  „Verteidigung*,  indem  sie  fürchte,  von 
den  Waadtländern  in  ihrem  Gebiete  angegriffen  zu  werden; 
das  war  aber  doch,  wie  überhaupt  manche  ihrer  damaligen  Behauptungen. 
auf  einen  etwas  starken  Glauben  berechnet. 
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sprechungen,  das  Land  an  der  Regierung  theilnehmen  zu 
lassen,  welche  in  der  berüchtigten  Proklamation  vom 
24.  Dezember  1813  enthalten  waren,  auf  eine  geringe 
und  möglichst  engherzige  Art  ausgeführt,  indem  statt 
einer  ordentlichen  und  anständigen,  auf  eigener  Wahl 
beruhenden  Vertretung  des  Landes  im  Grossen  Rathe 
zunächst  bloss  43  Abgeordnete,  denen  man  das  per- 
sönliche Bürgerrecht  der  Stadt  schenkte,  zugelassen 
und  willkürlich,  mit  Rücksicht  auf  ihre  bekannten, 
der  Regierung  bequemen  Gesinnungen  ausgesucht 
wurden1).  Diess  Alles  hatte  vielerorts  eine  nicht  un- 
begreifliche Misstimmung  erzeugt,  welche  zuletzt  im 
Amte  Interlaken  durch  ganz  dem  vorigen  Jahrhundert 
angehörige  Massnahmen  des  dortigen  Oberamtmanns 
zu  einem  grösseren  Ausbruche  kam.  Es  hatten  nämlich 
drei  angesehene  und  der  Regierung  keineswegs  ab- 
geneigte Männer  des  Oberlandes,  Hauptmann  Michel 
von  Bönigen,  Christian  Blatter  von  Unterseen  und 
Johann  Kaspar  Brügger  von  Aarmühle  sich  eifrig  ge- 
zeigt, Freiwillige  für  die  Regierung  anzuwerben.  Da 
sie  aber  diess  nicht  hinreichend  angezeigt  zu  haben 
scheinen  und  daneben  im  Verdacht  des  Liberalismus 
standen,  so  wmsste  der  Oberamtmann  von  May,  ein, 
wie  Tillier  sagt,  « im  Grunde  rechtlicher  und  gut- 
müthiger,  aber  etwas  schwacher  Mann  von  nichts 
weniger  als  ausgezeichneten  Geistesgaben,  »  nichts 
Klügeres  zu  thun,  als  alle  drei  in  der  Nacht  vom 
22.  auf  den  23.  August  1814  aufheben  und  ohne  Verhör 
einfach  nach   Bern   transportiren   zu   lassen    (Tillier, 

»)  Auch  das  Bürgerrecht  der  Stadt  wnrde  so  „eröffnet",  das»  bloss 
Personen,  die  schon  seit  6  Jahren  Kantonsbtirger  waren  nnd  20,000  Lv.  Ver- 
mögen oder  ein  Hans  oder  ein  Grundstück  von  10,000  Lv.  Werth  im  Stadt- 
bezirk besassen,  sich  darum  bewerben  konnten.  Ob  Bie  es  dann  er- 
hielten, ohne  weitere  starke  Garantien  für  ihre  Gutg-esinntheit ,  war 
überdies»  noch  eine  andere  Präge.  (Vergl.  Allg.  Ztg.  vom  20.  April  1814). 
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pag.  193).  Das  Gerücht  vergrösserte  unter  der  hie- 
rüber aufgeregten  Bevölkerung  des  Bödeli  das  That- 
sächliche,  man  sprach  von  weiteren  Gewaltmassregeln 
dieser  Art,  die  noch  bevorstünden,  und  der  Oberamt- 
mann seinerseits  Hess  —  ebenfalls  erschrocken  über 
den  Sturm,  den  seine  Handlungsweise  hervorgerufen 
hatte  —  Bewaffnete  aus  Beatenberg,  Leissigen  und 
Habkern  kommen  und  nahm  noch  einen  andern 
angesehenen  Mann,  den  Altrathsherrn  Schilt  aus 
Brienzwyler,  der  in  der  Mediationsperiode  sogar  Re- 
gierungsmitglied gewesen  war,  gefangen1).  Gegenüber 
diesem  Verfahren,  das  auch  keineswegs  von  Bern  aus 
missbilligt   wurde,   wie    es   hätte   geschehen    können, 


')  Vgl.  hierüber  Tillier  pag.  li»8  ff.,  den  man  als  ziemlich  anpartei- 
ischen Berichterstatter  betrachten  kann,  und  Monnard  pag.  342,  sowie  die 
Broschüre  „Urkundliche  Beiträge  zu  der  Geschichte  der  Unruhen  im  be mi- 
schen Oberlande  1814".  Der  erste  Bericht  in  der  Allg.  Ztg.  vom  10.  Sept-, 
ans  der  „Berner  Zeitung",  damaligem  Organe  der  Regierung  lantet : 

„8elt  Anfang  letzter  Woche  wurden  in  einem  Thcil  des  Oberamts 
Interlaken,  vorzüglich  in  den  Gemeinden  Unterseen,  Rfnggenberg.  Bonigen, 
Wildcrswyl  und  («'steig  sehr  anruhige  Bewegungen  unter  dem  Volke 
verspürt.  Man  sah  wieder  Personen  zum  Vorschein  kommen,  welche  schon 
im  Jahre  1798  den  Einmarsch  der  Franzosen  und  aUes  daher  entstandene 
Unglück  begünstigt  hatten,  und  die  nun  durch  ein  rastloses  Herum  treiben 
und  Aufwiegeln  gegen  die  rechtmassige  Obrigkeit,  unter  dem  lügenhaften 
Vorwand  von  Erhöhung  der  Abgaben  etc..  das  Volk  dahin  zn  verleiten 
suchten,  dass  es  sich  an  den  ersten  Beamten  vergreifen  möchte,  wobei 
denn  auch  von  Plünderung  der  Kelchen  die  Rede  war.  In  Unterseen  ward 
ein  Centralbürgerkoniite*  errichtet,  von  da  ans  mit  obigen  Gemeinden 
f rater nisirt,  und  dem  Herrn  Oberamtmann  aller  Gehorsam  verweigert- 
Die  Berggegenden,  wie  Habkem,  Grindel wald,  Beatenberg,  Leissigen  u-s  w~ 
ungeachtet  nicht  minder  bearbeitet,  blieben  alle  getreu  und  sendeten  be- 
waffnete Mannschaft  zur  Bewachung  des  Schlosses  nach  Interlaken.  Sobald 
die  hohe  Regierung  von  diesem  strafbaren  Unfuge  benachrichtigt  worden 
war.  so  wurde  eine  Kompagnie  Infanterie  nach  Interlaken  beordert,  welche 
Sonntag  Morgens  (2S.  Aug.)  ohne  den  mindesten  Widerstand  in  Unterseen 
eingerückt  ist.  Schon  Abends  vorher  hatte  sieh  der  daselbst  versammelt 
gewesene  Jakobinerklub  zerstreut,  und  aUes  war  wieder  in  einen  ruhigen 
Znstand  zurückgekehrt,  indem  die  Nachricht,  dass  eine  grosse  Anzahl 
Oberhasler  zur  Herstellung  der  Rnhe  gegen  Interlaken  im  Anmarsch 
wären,  einen  solchen  Schrecken  unter  dem  verführten  Volke  verursachte, 
dass  sich  also  bald  alles  zerstreute.  Der  Herr  Rathsherr  Thormann  ist  von 
der  Regierung  beauftragt,  als  Regiernngskommissar  die  nöthigen  Unter- 
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wurde  eine  Bittschrift  an  die  Regierung  aufgesetzt, 
welche  sich  zunächst  über  diese  Verhaftungen  be- 
schwerte, sodann  aber  bei  dieser  Gelegenheit  den 
Wunsch  aussprach,  die  Regierung  wolle  lieber  auf 
Aargau  und  Waadt  verzichten,  als  einen  Bürgerkrieg 
anfangen ,  und  endlich  bat,  sie  möchte  dem  Lande 
politische  Rechte  gewähren,  wobei  man  jedoch  bereit 
sei,  der  Stadt  Vorrechte  einzuräumen.1)  Bezeichnend 
für  den  Geist  der  Zeit  ist,  was  ein  Parteigenosse 
der  Regierung,  Tillier,  über  diese  Bittschrift  sagt, 
nämlich  (pag.  194):  «Die  Schreibart  derselben  war  — 
das  konnte  wohl  nicht  geleugnet  werden  —  ge- 
mässigt und  anständig,  allein  der  Umstand,  dass 
man  in  derselben  die  Regierung  so  anredete,  wie  es 
unter  der  Vermittlung  gewöhnlich  gewesen  war  und 
nicht,  wie  sie  es  gegenwärtig  nach  den  alten  Be- 
griffen verlangte,  gab  ihr  allerdings  in  der  äussern 
Form  etwas  Aufständisches. »  Man  sollte  also  mit  an- 
dern Worten  dieser  selbst    aufständischen   Regierung 


sachungen  über  die  Urheber  dieses  ruhestörenden,  strafbaren  Vergehens 
vorzunehmen." 

Ans  der  Aaraaer  Zeitung-  hingegen  entnimmt  die  Allg.  Zeitung  vom 
12.  September  folgende  Korrespondenz : 

„Ein  sehr  ernsthafter  Aasbruch  der  Unruhen  im  Oberland  Ist  grössten- 
teils von  denjenigen  selbst  verhindert  worden,  die  an  der  Spitze  der 
Volkspartei  standen.  Man  verlangte  drei  Punkte  von  der  Regierung  der 
Stadt  und  Republik  Bern:  1.  dass  sie  die  ohne  Grund  anfänglich  einge- 
zogenen Rathsherrn  Schilt,  Hauptmann  Michel  und  Blatter  in  Freiheit 
setze;  1.  dass  sie  endlich  auf  die  grundlosen  Ansprachen  auf  die  Kantone 
Waadt  und  Aargau  Verzicht  leiste;  3.  dass  sie  eine  liberale  Verfassung  für 
den  Kanton  Bern  aufstelle.  Dieses  Alles  soll  mit  Bescheidenheit  und  An- 
stand gefordert,  und  zu  gleicher  Zeit  in  einer  Rathssitzung  zu  Bern  förm- 
lich auf  den  Entwurf  einer  Verfassung,  als  das  einzige  Mittel,  die  Unruhen 
tn  stillen,  angetragen  worden  sein." 

')  Die  Bittschrift  war  verfasst  von  dem  Pfarrhelfer  8amuel  Roschi  in 
Aarmühle.  Sie  wurde  dem  Oberamtmann  v.  May  zur  Legalisation  der 
Unterschriften  vorgelegt  und  hierauf,  nachdem  dies  geschehen  war,  von 
dem  Statthalter  Graf  von  Lauterbrunnen  und  Lieutenant  Mühlemann  von 
Bonigen  dem  8chulthelssen  v.  Wattenwyl  in  Bern  persönlich  übergeben. 
(Tillier  194.) 
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nur  mit  der  Demuth  sich  nahen  dürfen,  die  im  ver- 
gangenen Jahrhundert  gebräuchlich  gewesen  war1). 
Aus  diesem  Gegensatze  in  den  Anschauungen,  der 
sich  neu  manifestirte ,  entstand  —  was  Anfangs  wohl 
kaum  beabsichtigt  war  —  eine  grössere  Volksbewegung 
in  den  nächsten  Kreisen  um  Interlaken  herum.  Die 
Bittschrift  wurde  von  vielen  Dörfern  unterzeichnet, 
selbst  ein  Ausschuss  (das,  was  die  Regierung  einen 
<  Jakobiner-Klub  »  nennt)  bildete  sich,  mit  einem  so- 
genannten Kriegsrath  an  der  Spitze,  der  mit  den  um- 
liegenden Gemeinden  korrespondirte  und  zuletzt  den 
Oberamtmann  aufforderte,  seine  bewaffneten  Wachen 
zu  entlassen.  Auch  in  Thun  und  dem  Niedersimmenthal 
fingen  einzelne  Patrioten  an  sich  zu  rühren  und  mit 
den   Oberländern    in  Verbindung  zu  treten.     Die  Re- 

')  Durch  solche  unterth&nigc  Formen  wollte  man  in  der  letzten  Zeit 
der  herrschenden  Aristokratie  das  Gefühl  der  Ehrerbietung  erhalten,  während 
sie  es  gerade,  weit  mehr  als  die  eigentlichen  Regierungsakte,  waren,  welche 
das  Volk  sowohl  im  eigenen  Lande  als  in  den  Unterthanengebieten  unzu- 
frieden machten.  Man  hört  im  Jahre  1798  in  Waadt,  Aargau  and  Bern 
selbst  meistens  nur  über  den  Hochmuth  der  patrizischen  Angehörigen  klagen, 
viel  weniger  über  eine  eigentliche  Bedrückung  durch  die  Beamten  selber. 
Einzelnes  dieser  Art  hat  sich  noch  in  charakteristischen  Anekdoten  erhalten, 
a.  B.:  Die  Hauslehrer  bei  patrisischen  Familien,  (gewöhnlich  angehende 
Theologen  aus  den  bürgerlichen  Familien  der  Stadt  Bern  oder  der  Munizipal- 
Städte,  mitunter  aber  auch  bedeutende  Männer,  wie  z.  B.  die  Philosophen 
Hegel  und  Herbart)  wurden  noch  in  diesem  Jahrhundert  in  vornehmen 
Kreisen  „Lehr knechte44  genannt.—  Ein  Herr  von Daxelhofer,  der  in  seinem 
(Jetzt  zu  einer  Annenanstalt  umgewandelten)  Schlosse  mit  fürstlicher 
Pracht  residirto,  hatte  an  seiner  Thürkliake  einen  Handschuh  befestigt, 
ia  welchen  die  Bauern,  die  mit  ihm  sprechen  wollten,  zuerst  fahren  musstem 
um  nicht  mit  der  blossen  Hand  beim  Anklopfen  seine  Thüre  an  be- 
rühren; «ein  Haushofmeister  inusste  ihm  seine  Vortrage  mit  gebogenem 
Knie  halten.—  Solche  halbvergessene  Formen  sollten  nun  wiederaufkommen, 
nachdem  die  helvetische  Revolution  sogar  die  Titulaturen  «Monsieur*  «od 
«Madame"  abgeschafft  hatte  und  auch  während  der  Mediationszeit  eine  etwas 
grossere  Standesgleichheit  geherrscht  hatte.  Das  Schreiben  vom  4.  März  1814, 
wodurch  Bern  seine  Betheiligung  an  dem  Verfassungswerk  rücksichtslos 
ablehnte, hat  z.  B.  den  gesuchten  altertümlichen  Eingang:  «Unser  freundlich 
willig  Dienst,  sammt  was  wir  Ehren,  Liebs  und  Guts  vermögen  zuvor, 
fromm,  fürsichtig,  ehrsam,  weis,  insonders  gut  Freund  und  vertraut  lieb  alt 
Eidgenossen."  Den  alten  Ton  verstanden  diese  restaurirten  Berner  zu  finden, 
aber  nicht  den  Geist  der  alten  Eidgenossen.  (Allg.  Ztg.  WM,  Bell.  52.) 
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gierung  liess  nun  am  28.  August  Truppen  unter  dem 
Obersten  Effinger  von  Kiesen  in  Interlaken  einrücken, 
was  ohne  allen  Widerstand  geschah.  Der  Bewegungs- 
ausschuss  löste  sich  auf,  einzelne  Führer  wurden  ver- 
haftet, andere  entflohen  in  den  Kanton  Waadt !). 
Ganze  Gemeinden  —  nicht  bloss  einzelne  Individuen  — 
nahmen  nun  die  Unterschriften  von  der  Bittschrift  zu- 
rück, oder  bekannten  demüthig  ihre  angebliche  Ver- 
leitung zu  einem  solchen  Schritte  (Monnard,  pag.  346, 


')  Aus  diesen  Tagen  wahrscheinlich  stammt  die  1881  allgemeiner  be- 
i  kannt  gewordene  „Oberländer-Marseillaise"  von  Roschi,  die  wir  als  spre- 
|  chendes  Denkmal  in  den  Beilagen  abdrucken.  Ein  Veteran  aus  der  Zeit 
|  von  1881,  in  welcher  das  aristokratische  Regiment  zu  Falle  kam,  der  im 
Jahre  1863  verstorbene  Nationalrath  Friedr.  Seiler  von  Interlaken,  welcher 
als  Knabe  die  Vorgänge  von  1814  mitangesehen  hatte  und  ihren  Eindruck 
lebenslang  bewahrte,  erzählt  In  einer  Rede,  die  er  kurz  vor  seinem  Tode 
Im  Jahre  1881  hielt,  über  diesen  Einmarsch  der  Truppen  In  Interlaken  Fol- 
gendes: «Als  im  Jahre  1813  das  Patriziat  durch  seine  Intrlguen  die  Mediation 
und  die  Helvetik  verdrängt  hatte,  setzten  sich  unsere  gnädigen  Herren  und 
Oberen  wieder  in's  Regiment.  Sie  proklamirten  sich  als  von  Gott  eingesetzt 
und  regierten  mit  Gewalt  bis  zum  Jahre  1880.  Die  Landvögte  zogen  wieder 
auf  ihre  Burgen,  die  Patrizier  umgaben  sich  mit  einem  Beamtenheere,  auf 
Lebenszeit  ernannt.  Sie  organisirten  eine  Standeskompagnie,  bestellten  und 
besoldeten  bei  500  Mann  alter  gedienter  Truppen,  bestehend  aus  einer  Bat- 
terie Artillerie,  einer  Kompagnie  Reiter  und  einer  Kompagnie  Fussvolk, 
immer  bereit,  auszuziehen,  um  das  Volk  zu  unterdrücken,  wo  Einer  Mucks 
machte.  Sie  stellten  ferner  ein  starkes  Landjägerkorps  auf  und  die  soge- 
nannten *Zehnbätzler",  ein  Spionensystem,  das  bis  in  alle  Haushaltungen 
hinein  alle  freien  Männer  ausspionirte.  um,  wenn  Einer  das  Unglück  hatte, 
etwas  über  die  Regierung  zu  sagen,  ihn  gehörig  herzunehmen.  In  allen 
Kirchen  wurde  jeden  Sonntag  von  der  Kanzel  herunter  gepredigt,  die  Re- 
gierung sei  von  Gott  eingesetzt,  und  wer  ihr  widerstrebe,  widerstrebe  Gottes 
Ordnung.  Sie  kamen  und  besetzten  das  Oberland,  mit  einem  glänzenden 
8tabe  Patrizier  voran,  mit  ihren  Landsknechten,  der  Standeskompagnie, 
Kavallerie  und  Artillerie  nach,  mit  einem  Bataillon  aus  dem  Kanton,  das 
lieh  dazu  hergab,  und  einer  8charfschtitzenkompagnie.  Das  war  die  Zeit, 
meine  Freunde,  wo  ich  als  Knabe  zuschaute.  Vor  dem  Hauptquartier,  das 
hei  meinem  Vater  sei.  auf  dem  Höheweg  in  Interlaken  war,  nahmen  Bie,  rnn 
ein  Exempel  zu  statuiren,  mehrere  Männer  her,  legten  sie  auf  die  Bank  und 
Hessen  ledern  fünfundzwanzig,  dreissig,  vierzig  bis  fünfzig  Streiche  geben. 
Und  sie  wurden  gut  gegeben  diese  Streiche,  von  im  Ausland  gedienten 
floaten,  und  bei  jedem  Schmerzensschrei,  den  diese  armen  Männer  aus- 
stiessen,  sah  der  Patrizierstab  zum  Fenster  hinaus  hohnlachend  zu." 

Man  hört  daraus  die  volle  Macht  der  Erbitterung,  die  nach  fast  70  Jahren 
noch  nicht  erloschen  war.  Dass  ein  solches  Regiment  nicht  lange  "bestehen 
konnte,  lag  in  der  göttlichen  Weltordnung,  die  es  herzustellen  vorgab. 
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Tillier,  pag.  216).  Mit  diesem  raschen  und  genügenden 
Erfolge  war  jedoch  die  Regierung  noch  nicht  zufrieden1). 
In  Interlaken  setzte  sie  an  Stelle  des  ordentlichen  Amts- 
gerichts ein  ausserordentliches  Tribunal  zur  Unter- 
suchung und  Bestrafung  des  «  Aufruhrs  »  ein,  bestehend 
aus  dem  Alt-Rathsherrn  v.  Kirchberger  als  Präsidenten 
und  vier  der  Regierung  ergebenen  Personen  vom  Lande,1) 
eine  Massregel,  die,  wie  Tillier  selbst  gesteht,  « etwas 
an  sich  Ungewöhnliches  hatte  und  daher  das  Gepräge 
der  Willkürlichkeit  an  sich  trug.  »  Die  Urtheile 
dieses  Gerichtshofes,  sowie  diejenigen  des  ordent- 
lichen Gerichtes  in  Thun,  das  die  dortigen  Vorfalle 
behandelte,  fielen  auch  ganz  zweckentsprechend  aus. 
Das  letztere  verhängte  Kettenstrafen  und  lebensläng- 
lichen Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  in  so  erhebli- 
chem Massstabe,  dass  das  Appellationsgericht  in  Bern 
die  wesentlichsten  Urtheile  reformiren  musste.  (Vgl. 
ürtheil  vom  20.  Okt.  1814,  Tillier,  pag.  217.)  Dennoch 
blieben  einige  Thuner  (Koch,  Eggimann,  Züricher, 
Kupfer,  Tschaggeni)  bis  zu  einjähriger  Haft  im  hinteren 
Spital  zu  Bern  und  solidarischer  Tragung  von  4800 
alten  Schweizerfranken  Kosten  belastet.  —  Das  ausser- 
ordentliche Gericht  in  Interlaken  verurtheilte  zwei 
Personen,  den  Notar  Christian  Seiler  und  den  Doktor 
Johann  Blatter  zum  Tode.   Das  Appellationsgericht  in 

>)  Sie  wollte  vielmehr  offenbar  deo  Geist  des  Widerstandes  gegen 
ihre  Usurpation  im  ganzen  Lande  durch  das  Mittel  des  Schreckens  gründ- 
lich brechen  und  hatte  dabei  wahrscheinlich  das  Beispiel  des  Schultheissen 
v.  Er  lach  vom  Jahre  1528  vor  Augen,  dessen  Verfahren  im  Oberlande  bei 
Hottinger  (Fortsetzung  von  Müller'«  Schwelzergeschichte)  II,  190  nachzu- 
sehen ist  Tillier  (197)  lobt  den  Schultheissen  v.  Wattenwyl,  welcher,  ob- 
wohl persönlich  für  die  Erhaltung  der  Mediationsverfassung  eingenommen, 
es  dennoch  für  seine  Pflicht  gehalten  habe,  sich  Verbesserungen  nicht  „mit 
Gewalt  von  unten  auf14  entreissen  zu  lassen.  Mit  Gewalt  von  oben  herab 
aber,  wie  im  Jahre  1813,  wohl ;  dieser  stillschweigende  Unterschied  in  der 
Beurtheilung  des  bernischen  Geschichtschreibers  ist  nicht  zu  übersehen. 

*)  Erb  von  Thun.  Bahler  von  Niedersimmenthal,  Rychen  von  Frutigen 
und  Neiger  von  Oberhagle. 
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Bern  bestätigte  das  erste  Urtheil  (das  glücklicherweise 
nicht  ausgeführt  werden  konnte)  und  wandelte  das 
zweite  in  16  jährige  Kettenstrafe  um ').  —  Vierund- 
zwanzig andere  Personen  aus  dem  Amte  Interlaken 
wurden  zu  längerer  Haft  und  bedeutenden  Kosten  ver- 
urtheilt.  Die  drei  Männer,  welche  der  Oberamtmann 
anfänglich  hatte  verhaften  und  nach  Bern  transportiren 
lassen,  mussten  freigesprochen  werden,  da  gar  nichts 
gegen  sie  vorlag.  Von  den  regierungstreuen  Beamten 
erhielten  einige  Belobungen  und  Denkmünzen;  andere 

')  Das  Urtheil  des  Appell  ationsgerlchtes  über  die  Inter- 
lakencr  Angeklagten  lautet  in  seinem  Dispositiv  wie  folgt: 

„Es  sollen  vcrurthellt  sein  Christian  Seiler,  Notar,  per  contumaciam 
und  unter  Vorbehalt  der  Revision  im  Betretungsfall,  zur  Todesstrafe.  Jo- 
hannes Blatter,  Alt-Statthalter,  per  contuin.  und  unter  Vorbehalt  der  Re- 
vision im  Betretungsfall,  zu  lGjUhriger  Kettenstrafe.  Anbei  sollen  beide, 
einer  um  und  für  den  andern,  zu  Bezahlung  eines  Drittentheils  der  Militär- 
kosten, welche  die  Auftritte  von  Interlaken  nach  sich  gezogen,  verfallt 
sein.  Peter  Seiler  zu  zweijähriger  EinSchliessung,  auf  eigene  Kosten,  an 
einem  von  der  Regierung  zu  bestimmenden  Ort;  Ulrich  Grossinann  zu  zwei- 
jähriger etc  (wie  oben);  Melchior  Abplanalp  zu  zweijähriger  etc.  (wie 
oben):  Heinrich  Heim  etc.  (wie  oben);  Jakob  Mühlemann  zu  einjähriger  etc. 
(wie  oben);  Hans  Bahner  zu  6  monatlicher  etc.  (wie  oben);  Peter  Sterchl  zu 
zweijähriger  etc.  (wie  oben);  Herr  Rnd.  König  zu  zweijähriger  etc.  (wie 
oben).  Ueberdiess  sollen  diese  8  Inkulpaten,  einer  um  und  für  den  andern, 
zu  Bezahlung  des  zweiten  Drittheils  der  Militärkosten,  welche  die  Auftritte 
von  Interlaken  nach  sich  gezogen,  verfällt  sein. 

Herr  Helfer  Roschi  soll  von  seiner  Helferstelle  abberufen,  und  auf 
zwei  Jahre  lang  im  geistlichen  Stand  eingestellt  sein. 

Die  hienaoh  vernamseten  16  Inkulpaten  dann,  als:  Ulrich  Graf,  neben 
dem,  dass  er  von  seiner  Statthalterstelle  anmit  entsetzt  sein  soll,  Christian 
Blaser,  Ulrich  Seiler,  Ulrich  Michel,  Abraham  Blatter,  Konrad  Rubi,  Chr. 
Rltschard,  Chr.  Sterchi,  Christen  Haggier,  Jakob  Mühlemann,  Michel  Rit- 
achard, Daniel  Jaggi,  Peter  Schmocker,  Joh.  Sterchi,  Jakob  Jung  und 
Christ.  Wyder,  sollen  einer  um  und  für  den  andern,  zur  Bezahlung  des 
dritten  Drittheils  der  Militärkosten,  welche  die  Auftritte  von  Interlaken  nach 
sich  gezogen,  verfallt  sein. 

Endlich  sollen  sämmtliche  hievor  beurtheilte  Inkulpaten  ihre  Ge- 
fangenschaft- und  Prozedurkosten  zu  bezahlen  haben,  und  alle,  einer  um 
and  für  den  andern,  dafür  haften. 

Alle  übrigen  in  der  Prozedur  vorkommenden  Personen  dann,  welche 
dureh  diese  Urtheile  nicht  beschlagen  werden,  sollen  durch  gegenwärtiges 
gänzlich  losgesprochen  sein,  dennoch  aber  an  den  Staat  von  dieser  Unter- 
suchung wegen  keine  Entschädniss  zu  fordern  haben. 

Gegeben  in  Bern  den  12.  Wintermonat  1814.  Der  Präsident,  in  dessen 
Namen  sein  Statthalter:    J  e  n  n  e  r.    Der  Gerichtschreiber:    B  i  t  z  1  u  s.  * 
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wurden  in  Stille  beseitigt.  Der  Oberamtmann  v.  May, 
der  durch  seine  willkürlichen  und  unbegründeten  Ver- 
haftungen die  ganze  Aufregung  wesentlich  veranlasst 
und  das  eigentlich  corpus  delicti,  die  sog.  aufrührerische 
Bittschrift,  vor  ihrem  Abgang  nach  Bern  gesehen  und 
legalisirt  hatte,  bekam  trotz  dieser  ausdrücklich  als 
«  gesetzwidrig  »  bezeichneten  Handlungen  «  als  ein  im 
Alter  vorgerückter  Mann»  nicht  einmal  die  Entlassung 
(die  er  zwar  bald  darauf  selber  nahm),  sondern  bloss 
einen  Verweis.  Die  einzige  gute  Folge  dieser  Prozedur, 
welche  jeden  Gedanken  an  freiheitliche  Zustände  in 
Bern  auf  lange  Zeit  niederschlug,  war  das  Gefühl,  das 
in  dem  «souveränen  Bathe»  entstand,  man  dürfe  sich 
doch  nicht  gleichzeitig  mit  dem  eigenen  Volke,  der  Eid- 
genossenschaft, und  den  fremden  Mächten  in  Feind- 
schaft befinden.    Diess,  mehr  als  alles  Andere,  bewog 


Es  Ist  noch  heute  Interessant,  in  diesem  Urtheil  zu  sehen,  wegen  «rei- 
cher angeblicher  Thatsachen  Seiler  zum  Tode  vernrtfaeilt  wurde.  Der 
betreffende  faktische  Theil  lautet  wie  folgt: 

„Christian  Seiler,  Notar  von  Bönigen,  weleher  in  der  Prosedirr  bald 
unter  dem  Namen  Notar  ins,  bald  unter  dem  eines  Schreibers  vorkommt 

Auf  diesen  ist  folgendes  eingeklagt: 

Er  sei  einer  der  heftigsten  und  trotzigsten  gewesen. 

Er  habe  die  Verfügung  über  die  am  26.  zusammenzuziehen  erkennte 
Mannschaft  übernommen. 

Habe  die  Vorstellung  nach  Grindelwald  getragen  und  «in  anderes 
Doppel  einem  Althans  zur  Spedition  in  Schangnau  übergeben. 

Sei  Verfasser  des  Mannschaftsaufgebots. 

Habe  bei  einer  Versammlung  den  Antrag  gemacht,  den  Herrn  Ober- 
amtmann, den  Amtsstatthalfter  und  den  Amtsschreiber  auszunehmen  «nd 
auseinander  zu  thon. 

Stellte  die  Wachen  beim  Neuhaus  und  beim  Fiseberstelg,  aneh  In 
Blatters  8töckli  aus. 

Habe  auf  die  Nachricht,  dass  Truppen  von  Bern  kommen,  -racMLrück- 
lich  für  den  Landsturm  gestimmt 

Habe  den  bestimmten  Auftrag  erhalten  und  angenommen.  Bicti  mtt 
den  militärischen  Verfügungen  zu  befassen. 

Habe  endlieh  den  27.  August  die  Aeussersng  gemacht:  „Hatte*  wir 
es  Nftchtf  eins  gehen  lassen,  so  hatte  es  einmal  eine  Musteret«  gegeben* 
und  dann  wäre  es  vorbei  gewesen." 

Dieser Seiler  habe  sieh  Übrigens  flüchtig  gemacht,  und  sei  anch 

auf  die  gegen  ihn  abergangene  Edlktal-Citatto*  nicht  erschienen.* 
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den  Grossen  Rath,  sofort  nach  diesen  Ereignissen  den 
Entwurf  des  Bundesvertrages  mit  127  gegen  54  Stimmen 
abzunehmen,  wovon  den  alten  Ständen  (durch  ein 
Kreisschreiben  vom  2.  September)  und  den  Gesandten 
Kenntniss  gegeben  wurde,  mit  dem  Beifügen  an  die 
letzteren,  dass  man  nunmehr  auf  ihr  Wohlwollen  für 
die  Anforderungen  Berns  zähle  (Tillier,  pag.  200).1} 

Auch  die  Annahme  der  eidgenössischen  Bundes- 
verfassung ist  somit,  wie  man  diesen  Zuschriften,  dem 
Gutachten  des  Geheimen  Raths  an  den  Grossen  Rath 
vom  22.  August  1814,  und  dem  Rathsmanual  noch  heute 
estnehmen  kann,  kein  patriotischer  Aufschwung  ge- 
wesen, sondern  das  Resultat  einer  Berechnung,  um  die 
Gunst  des  Kongresses  in  Wien  zu  gewinnen,  zu  welchem 
Bern  einen  eigenen  Vertreter,  den  Rathsherrn  Zeer- 
leder,  mit  der  ganzen  Liste  seiner  Reklamationen  ab- 
ordnete. 

Die  Situation  von  Bern  und  die  Art,  in  der  es 
damals  von  Europa  beurtheilt  wurde,  geht  sehr  gut 
hervor  aus  einem  intimen  Briefe  dieses  Abgesandten 
au  den  Schultheissen  v.  Wattenwyl  (Wien,  21.  No- 
vember 1814),  den  wir  (nach  Tillier)  in  der  Anmerkung 
wiedergeben*). 

»)  Die  Zahl  184  bei  v.  Wyas  (pag.  77)  ist  zu  berichtigen  Ebenso  das 
Datum  6.  November  (pag.  78)  statt  6.  Dezember  für  die  Beiatiinmungserklärung 
v<m  Tessin  (Vgl.  Abschied  II,  pag.  98).  Die  Allg.  Zeitung  vom  8,  September 
zahlt  sogar  nur  122  gegen  50  Stimmen.  Solche  vorkommende  Differenzen 
zeiget,  wie  wenig  diese  Geschichte  noch  genauer  bekannt  ist.  Warum  der 
Betritt  Berns  nur  den  alten  Ständen  angezeigt  wurde,  ergibt  Hieb  aus  der 
Schrift  des  Verhörrichtera  v.  Wattenwyl  (pag.  256). 

*)  „Puisque  Votre  Excellence  me  tlmoigne  la  eonflance  de  me  parier 
*m  l'article  de  la  Constitution,  Je  ne  dois  pas  vous  cacher,  que  ropinion 
gtaeralt  est  lei,  que  Berne  ne  pourra  se  maintenlr  sur  le  pied  actuel,  qne 
la  majorlte*  de  la  Baisse  et  ineme  de  son  propre  canton  y  sont  contraires ; 
l«a & trouve"  dar,  que  la  Petition  des  gens  de  l'Oberland  ait  öte*  traitee 
preBqne  oonene  un  crime,  puisque  le  ton  en  tHait  respectueux ;  un  nomine 
de  quslque  Unportance  et  d'un  bien  beau  nora  m'a  dit  en  dernier  lieu :  „II 
fandrsit  poavoir  dötrulre  le  prejugö,  votre  gouvernement  est  regardö  comme 
c«lni  du  poi   Ferdinand  d'Espagne."     Monsieur  de  1).  (Dalberg)   m'a  dit: 
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Es  ist  diese  merkwürdige  Mischung  von  verstän- 
diger, patriotischer  Einsicht  in  die  wahre  Sachlage 
und  in  das  Verderbliche  einer  solchen  Politik,  mit 
Aengstlichkeit  gegenüber  dem  gänzlich  bornirten  Theil 
der  eigenen  Standesgenossen  charakteristisch  für  beide 
Korrespondenten,  Zeerleder  und  Wattenwyl.  Solche 
Männer  redlicher  Art,  die  gerne  den  Forderungen  der 


„Vous  etes  avec  votre  Constitution  la  chouette  de  la  Suisse;  ne.  möconnais- 
sez  pas  1'esprit  du  temps,  ce  n'est  que  par  son  moyen,  que  voas  pourrez 
acquerir  da  territoire." 

Aujourd'hui  l'on  pense  que  nous  n'avons  rien  fait,  et  les 

Prätention»  de  Berne  tombent  dans  la  grande  masse  de  Celles ,  auxqnelles 
on  a  ägard  par  une  espece  du  condescendance  ou  de  consfderation.  presque 
de  pitie* ;  lorsque  donc  l'on  dit,  Berne  a  fait  de  grande«  pertes,  eile  a  ton- 
jours  eu  un  bon  esprlt,  Ton  e8t  e>outt\  —  mals  lorsqu'en  vertu  du  droit 
Ton  räclame  l'Argovle,  Ion  vous  dit  a-peu-pres  gäneralcment,  que  cela  ne 
se  peut  pas,  que  Berne  n'y  a  pas  de  droit,  que  c'est  eomme  un  bien  d'ämlgrt 
vendu  pendant  la  revolution,  que  Te*tat  de  posscsaion  reconnu  par  toutes 
les  puissances  continentales  forme  aussl  un  droit,  que  nous  n'avons  pas  de 
raison  de  traiter  autrement  1'  Argovie,  que  nous  traitons  le  pays  de  Vaud, 
auquel  Ton  a  renonee*. 

Je  ne  sais  quel  serait  le  resultat,  si  Ton  prenait  V  Argovie  de  force, 
cela  dlpendrait  des  circonstances,  de  la  provoeation,  que  Ton  pourrait 
mettre  en  avant,  de  l'ötat  des  affaires  ici.  La  France  ne  le  conseille  pas, 
les  autres  encore  moins;  —  mals  serait-on  assez  fort  pour  surmonter  le 
double  obstacle  de  la  Constitution  et  du  territoire  ?  Pourrait-on  assez  bien 
prendre  les  mesures.  pour  que,  8i  le  conp  avait  r£ussl,  ee  soit  autre  chose 
qu'une  contrle  mdeontente  de  plus?  81  l'on  pense  en  arriere  depuis  un 
an  Ton  ne  peut  presque  se  le  persuader;  la  premiere  annde  de  la  me'diation 
le  gouvernement  etait  nni,  actif,  z6\6  pour  le  bonheur  du  pays,  —  quelle 
est  la  parallele?  je  ne  veux  pas  la  faire,  eile  ne  s'etablit  que  trop  parmille 
donnees.  —  Peut-etre  l'avenlr  prtfsentera-t-il  plus  de  ehances;  le  g-ouverne- 
ment  d'Argovie  peut  faire  des  fautes,  nous  pouvons  regagner  Topinion. 
Mais  je  crols  quo  dans  tons  les  eas,  et  quel  parti  que  l'on  prenne,  il  faudra 
pour  bien  eonseiller  a  la  patrie,  e'tablir  une  Constitution ,  qni  pulsse  aatis- 
faire  les  gens  raisonnables;  cela  nous  aidera  pour  la  question  du  territoire. 
et  si  on  la  lalsse  tomber  cela  nous  vaudra  plus  de  foree  dans  l'inte>ieur, 
par  ccnsequent  plus  de  consideration  en  Suisse; 

Permettez-mol  aussi  de  vons  observer,  que  je  crols  qu'il  serait  utile, 
et  qu'on  ne  puisse  reproeber  aueune  vexation  ä  notre  poliee ,  (la  vigilanee 
ne  peut  qu'etre  approuvo>)  et  que  le  ton  de  notre  gazette  pourrait  trouver 
un  mode  plus  utile,  que  celui  de  se  faire  particulierement  Champion  de 
Taneien  regime  en  tont.  Tout  ee  qul  prouvera  le  sentiment  juste,  que 
Berne  doit  avoir  du  tort  qu'on  lui  a  fait,  tout  ce  qui  peut  rappeler  les 
serviees,  qu'elle  a  rendus  a  la  Suisse,  les  6tabli8semens  qu'elle  a  fond^s, 
la  purete*  de  son  administration,  sa  sagesse,  tout  cela  fera  fort  bon  eflfet,  — 
c'est  par-la,   ce  n'est  pa^  par  le  Systeme  des  abbayes  et  des  chapeatix,  — 
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Zeit  durch  eine  wirkliche  Konstitution  entsprochen 
hätten  und  wohl  einsahen,  dass  man  nicht  16  Jahre 
in  der  Erinnerung  eines  Volkes  auslöschen  könne,  son- 
dern damit  nur  früher  oder  später  dazu  gelange,  seine 
Vorrechte  gänzlich  einzubüssen,  gab  es  damals  noch 
manche  unter  der  regierenden  Klasse.  Aber  sie  hüllten 
sich,  ausser  in  solchen  vertrauten  Briefen,  in  vor- 
sichtiges Schweigen,  um  nicht  selbst  als  « Jakobiner » 
bei  ihrer  Kaste  zu  gelten  und  deren  Achtung  zu  ver- 
lieren, an  der  ihnen  eben  doch  am  meisten  gelegen 
war.  Die  Mehrzahl  hingegen  war  unfähig,  etwas  An- 
deres zu  sehen,  als  das  allernächste  handgreifliche 
Interesse,  nicht  einmal  des  Staates,  sondern,  wie 
Kaiser  Alexander  sehr  richtig  bemerkte,  bloss  ihres 
Burgerthums :  « Hs  reviendront  toujours  sur  leur  bour- 
geoisie. >  Das  ist  das  eigentlich  erklärende  Wort  für 
noch  viele,  auch  spätere  Ereignisse.  Es  fanden  daher 
auch  damals,  wie  Tillier  selbst  sagt,  die  Ansichten 
Zeerleders  in  Bern  keinerlei  Anklang.  Man  schrieb 
sie  einfach  der  Befangenheit  der  fremden  Minister 
und  ihrem  Mangel  an  Kenntniss  der  bernischen  Ver- 
hältnisse zu,  stellte  übrigens  noch  einige  Verbesse- 
rungen der  Verfassung  in  Aussicht,  wenn  man  dafür 
die  gewünschte  Vergrösserung  des  Gebiets  erhalten 
würde  (Schreiben  des  Geheimen  Rathes  an  Zeerleder 
vom  3.  Dezember  1814).  Mit  den  fremden  Mächten 
über  die  Landesverfassung  zu  unterhandeln  und  ihnen 

c'est  parce  qu'en  äuisse  Berne  a  £te*  en  avant  du  siecle,  et  non  parce  qu'elle 
resterait  en  arriere  —  qu'elle  a  acquis  la  prdeminenoe. 

Quelqa'un,  qui  peut  le  savoir,  m'a  assure*  qu'a  Paris  la  commission  de 
Monsieur  de  Muralt  aurait  ritassi  saus  la  question  de  la  Constitution,  quo 
letnperenr  Alexandre  avait  dlt:  Vous  verrez  qu'ils  rompront  snr cet  article, 
»ls  reviendront  toujours  sur  leur  bourgeoisie.—  Quelque  fois  Ton 
«t  tente*  de  croire.  que  c'est  un  bien,  que  tout  ne  solt  pas  alK*  tacilement, 
parce  que  Ton  aurait  dlfncilement  su  faire  face  et  avoir  la  superiorite" 
necessaire.*    (Tillier  pag.  270). 
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Verbesserungen  derselben  zu  verkaufen,  hielt  man 
für  schicklich,  während  man  die  eigenen  Bürger,  die 
in  einer  ehrerbietigen  Bittschrift  um  das  Nämliche 
gebeten  hatten,  zu  Tod  und  Zuchthaus  verurtheüen 
liess.  —  Das  war  der  Geist  des  Jahres  1814. ') 

Nach  diesem  Muster  von  Bern  wurden  in  allen 
Kantonen,  die  seinem  Einflüsse  zugänglich  waren,  die 
aristokratischen  Verfassungen  wiederhergestellt  und 
jeder  Widerstand  dagegen  mit  Gewalt  beseitigt. 


»)  In  der  Staatsgeschichte  von  Bern  and  für  dessen  Aristokratie 
war  die  Revolution  von  1813  ein  politischer  Fehler,  der  nie  mehr  gut 
gemacht  werden  konnte.  Wäre  die  Neutralität  und  die  Mediationsverfassung 
ohne  französisches  Protektorat  erbalten  geblieben  und  der  beraisehe 
Schultheis  und  General  mit  dem  Lorbeer  eines  Betters  des  Vaterlandes 
heimgekehrt,  so  hätte  das  bernische  Patriziat  seinen  Platz  an  der  Spitze 
dieses  grossen  und  in  mancher  Hinsicht  von  Natur  aristokratisch  an- 
gelegten Gemeinwesens  innert  vernünftigen  Grenzen  behalten.  Im  Sommer 
und  Herbst  1811  stieg  auweilen  die  leidenschaftliche  Erbitterung  zwischen 
Bern,  Aargau  und  Waadt  bis  auf  einen  Punkt,  auf  welchem,  ohne  die  Furcht 
vor  den  Aufsicht  übenden  fremden  Gesandtschaften,  der  Bürgerkrieg  un- 
vermeidlich gewesen  wäre.  Ein  hoher  berniseher  Beamter,  der  Polizeichef 
und  Verhörrichter  von  Watten wyl,  veröffentlichte  Anfangs  Oktober  1814 
eine  Flugschrift,  durch  welche  die  al  Hirten  Mächte  veranlasst  werden 
sollten,  ihre  schützende  Hand  von  Aargau  und  Waadt  abzuziehen.  Darin 
hiess  es  unter  anderem  wörtlich: 

„Der  Kanton  Bern  hat  mit  fester  Hand  die  ans  revolutionären  An- 
sprüchen entstandenen  Partelungen  in  einem  Theile  des  Oberlandes  unter- 
drückt, aber  vernichten  kann  er  sie  darum  nicht  ganz,  weil  die  Parteh 
häupter  im  Aargau  Schutz  finden,  und  diess  drei  Wochen  nach  der  Annahme 
der  neuen  Bundesakte,  durch  welche  Bern  sich  mit  seinen  Mitständen,  wenn 
schon  noch  nicht  mit  Aargau,  weil  es  sich  bis  jetzt  ausser  dem  Bunde 
befindet,  vereinigt  hat;  sie  werden  wiederholter  Aufforderung  ungeachtet,  und 
wieder  alle  noch  bestehenden  Verträge,  nicht  ausgeliefert;  es  wird  ihnen 
sogar  erlaubt,  eine  gedruckte  Verleuindungsschrift  gegen  Bern  von  dort  aus 
verbreiten  zu  lassen.  Dieses  Betragen  des  Kantons  Aargan  ist  nicht  der 
Weg,  auf  dem  alte  und  neue  Kantone  Hand  in  Hand  schlagen,  Eintracht  rufen 
und  den  Kuss  des  ewigen  Bundes  küssen  werden,  der,  wenn  jener  sein 
Betragen  nicht  ändert,  nur  ein  Judaskuss  sein  wird.*4  Von  der  Voratellongs- 
schrlft  des  bernischen  Oberlandes  wird  hier  völlig  unwahr  gemeldet: 
„Es  enthält  solche  die  Sprache  eines  ami  du  peuple,  eines  Anaeharsis  Clootx, 
eines  Mengaud,  die  jetzt  nach  so  Jahren  einer  vollendeten  und  überall 
verfluchten  Revolution,  nachdem  die  Bourbons  wieder  Frankreichs  Thron 
bestiegen  haben,  im  Herzen  von  Europa  im  wichtigsten  Zeitpunkt  seiner 
Wiederherstellung  laut  zu  werden  wagt,  und  wahrlich  allgemeine  Auf- 
merksamkeit verdient:  denn  es  kann  nicht  gleichgültig  sein,  diese  Sprache 
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In  Solothurn  hatte  die  sehr  anmassende  Haltung 
des  Patriziats,  das  sich  schon  wieder  in  die  guten 
alten  Zeiten  des  bourbonischen  Hofes  in  seiner  Stadt 
hineinträumte,  in  der  Nacht  vom  2.  Juni  1814  eine  be- 
reits in  Kapitel  I  erzählte  Gegenrevolution  zur  Folge 
gehabt.  Einen  Tag  lang  blieb  Stadt  und  Festung  Solo- 
thurn in  den  Händen  einer  sogenannten  Regierungs- 
kommission von  8  Mitgliedern,  grösstenteils  vom 
Lande,  Eder,  Munzinger,  Frei,  Buri,  Wirz,  Zeltner, 
Wyss,  ßemund,  mit  den  Herren  Finanzsekretär  Reinert 

jetzt  eu  hören,  die  noch  an  so  vielen  Orten  gefährlichen  Wiederhall  wecken 
kann.  Hört  ihr  da  wieder  die  Sprache  von  1798,  von  Aristokraten,  Patri- 
ziern, Oügarchen,  sie  sollen  wieder  Mode  werden,  wenigstens  in  der 
Schweiz;  denn  sie  soU  der  Brennpunkt  sein,  von  dem  aus  sich  jene  halb 
erloschene  Flamme  entzünde  und  weiter  verbreite;  sie  soll  der  letzte 
Tummelplatz  des  Jakobinismus  werden,  der  im  Mittelpunkt  von 
Europa  und  unter  so  vielen  Umgebungen,  wie  die  Nähe  Frankreichs  u.  s.  w.t 
wahrscheinlich  auch  der  wirksamste  ist." 

Ein  anderes  derartiges  offiziöses  Berner-Pamphlet  vergleicht  ge- 
schmackvoll die  moderne  Kultur  mit  einem  „faulen  Käs,  in  welchem  nur 
die  Milben  sich  Wohlbefinden**.  Am  15.  August  erliess  der  „Kriegsrath  der 
8tadt  und  Republik  Bern"  einen  förmlichen  Aufruf  an  das  Volk  zur  Bil- 
dung von  Freiwilligenkorps  gegen  die  beiden  Kantone  Waadt  und  Aargau, 
die  als  die  Angreifer  geschildert  werden,  während  sie  doch  nur  ihre  Exi- 
stenz vertheidigten,  wogegen  die  Regierung  von  Waadt  am  18.  ein  scharfes 
GegenmanifeBt  erliess.  (Beide  sind  abgedruckt  in  der  Beilage  der  Allg. 
Zeitung  vom  17.  September).  Die  Regierung  von  Aargau  liess  durch  den  ver- 
dienstvollen, ehemaligen  helvetischen  Minister  Rengger  zwei  Broschüren 
pnbliziren:  („Ueber  den  schweizerischen  Bundesverein  und  die  Ansprüche 
Berns",  Mai  1814,  und  „Antwort  auf  die  urkundliche  Beleuchtung  der  Frage, 
in  welchem  Licht  erscheint  Bern  durch  seine  Reklamationen  auf  das  Aargau 
und  die  Waadt  etc.14  Juli  1814),  in  welchen  der  Standpunkt  zurückgewiesen 
wurde,  als  ob  die  bernische  reglerende  Burgerschaft  diese  Länder  s.  Z.  mit 
ihrem  Gelde  gekauft  habe.  Der  Verfasser  hebt  namentlich  hervor,  das» 
diese  Kaufe,  soweit  solche  stattfanden,  nicht  privatrechtliche,  sondern 
staatsrechtliche  Akte  der  damaligen  Regierungen,  keiner  privatrechtlichen 
Korporation,  waren  und  dass  überhaupt  unmöglich  Alles  wieder  in  Europa 
auf  diesen  ci-devant-Standpunkt  zurückversetzt  werden  könne  (Vgl.  die 
Betlage  zur  Allg.  Ztg.  vom  17.  September).  Der  wissenschaftliche  Vertreter 
dieses  Domanialgesichtspunktes,  der  Professor  der  heroischen  Akademie, 
Karl  Ludwig  von  Haller,  reiste  damals  in  mehreren  Kantonen,  beson- 
ders Luzern.  Obwalden  und  Schwyz,  herum,  „um  die  Gluth  anzuschüren." 
Er  wurde  desshalb  zwar  auf  Klage  der  dortigen  Regierungen  eine  Zeit  lang 
mit  Hausarrest  belegt,  bald  aber  mit  einem  so  gnädigen  Verweis  entlassen, 
„dass  derselbe  eher  einer  Belobung  zu  gleichen  schien**  (Allg.  Ztg.  vom 
24.  Oktober). 

17 
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und  Fürsprech  Amiet  als  Schreibern.  Aber  schon  am 
folgenden  Tag,  dem  3.  Juni,  Morgens  3  Uhr  rückte 
die  von  Seiler  geschilderte  Berner  Standeskompagme 
und  eine  Batterie  Artillerie,  nebst  80  Freiwilligen  aus 
dem  Amte  Fraubrunnen  in  die  Stadt  ein,  wahrend  sich 
die  Bauern,  die  unterdessen  unter  der  kurzen  demo- 
kratischen Aera  vor  allen  Dingen  umsonst  gut  und 
viel  gegessen  hatten,  eiligst  daraus  zurückzogen.  Eine 
Amnestie  wurde  von  den  wiederhergestellten  cBäth 
und  Burgern »  am  4.  Juni,  besonders  auf  Betreiben  der 


Der  Schultheis  von  Wattenwyl  schreibt  darüber  am  24.  September 
1814  vertraulich  an  seinen  Kollegen  von  Hill  Inen:  „la  conduite  de  Haller 
est  tme  vrale  demence ;  eile  est  eoupable  an  plas  baut  degre*  et  je  crois  qa'on 
doit  y  mettre  ordre  d'nne  maniere  deeidee.  J'al  aasemble  le  conseil  secret 
aussitöt  et  j'ai  ecrit  k  Mr.  Zeiger  (in  Nidwaiden)  et  Mr.  Keller  (in  Luxem) 
ponr  les  prier  de  vouloir  prendre  de  softe  tovtes  leg  Information»  d'offiee  an 
sujet  de  la  conduite  de  Haller."  (v.  Wyss  O  pag.  88).  Dennoch  wurde  diesem 
Aufruhrer  kein  Haar  gekrümmt  und  konnte  derselbe  sein  Geschäft  unbe- 
hindert fortsetzen. 

v.  Wyss  veröffentlicht  (II  pag.  78)  einen  Bericht  von  Auf  der- 
ma ur  an  Mülinen,  wornaoh  damals  Konferenzen  von  Reaktionären 
mit  Geistlichen  von  Schwyz  in  den  Bädern  von  Baden  stattfanden,  um  dareh 
dieselben  das  Schwyzervolk  in  seiner  Widersetzlichkeit  an  bestärken. 
Wyss  vermothet,  es  seien  auch  hier  die  gewöhnlichen  Unheilstifter,  Haller 
und  Graf  Balis,  dabei  gewesen.  Offenbar  sind  beide  obigen  Korrespondenten 
anderer  Anschauung,  aber  warum  wagten  sie  es  abermals  nicht,  wie  Ende 
1613,  solchen  aristokratischen  Aufrührern  energisch  entgegenzutreten,  son- 
dern sprachen  ihren  patriotischen  Zorn  nur  in  Privatbriefen  aus.  die  bis 
heute  geheim  geblieben  sind?  — 

im  Januar  des  folgenden  Jahres  1816  wurde  in  Bern  ein  Heft  ange- 
fangener, oder  in  der  Post  geöffneter  Briefe  von  Laharpe,  Monod  und  An- 
deren publizirt,  welche  beweisen  sollten,  das«  diese  Personen  einen  Krieg 
gegen  Bern  vorbereiten.  Diese  „correspondance  seerete"  machte  ein  un- 
geheures Aufsehen,  die  Regierung  von  Bern  verlangte  von  dem  Grossen 
Sathe  einen  Kredit  für  Rüstungen;  die  Regierang  von  Aargan  verstärkte 
dagegen  die  Besatzung  von  Aurburg  und  stellte  Kavallerie  an  ihrer  Grenze 
auf.  Auch  die  fremden  Gesandten  mischten  sich  in  die  Angelegenheit  und 
vergassen  dabei  mitunter  selbst  die  letzten  Sehranken  der  gewöhnlichen 
diplomatischen  Höflichkeit  (Vgl.  Manual  des  Geheimen  Raths  von  Bern 
11.  März  1815,  Monnard,  pag.  377,  v.  Wyss  IT  139).  In  dieser  Stimmung,  an 
diesem  nämlichen  11.  März,  erfahr  man  in'  der  Schweiz  die  Rückkehr  Ne- 
poleou's  von  Elba. 

Noch  im  Jahre  1821  verbreitete  sieh  das  Gerücht,  es  existtre  eia  her- 
risches Reaktlonskomitf,  in  welchem  wieder  K.  L.  v.  Heiler  die  Haupt- 
rolle spiele,  das  dem  Kongress  von  Laibach  Vorschläge  eingegeben  habe. 
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jungen  Patrizier,  die  9ich  am  leidenschaftlichsten  ge- 
berdeten, verweigert  und  es  erfolgten  dann  die  üblichen 
Kriminaluntersuchungen  und  Urtheile,  denen  die  Haupt- 
angeklagten, die  flüchtig  geworden  waren,  nicht  mit 
Unrecht  in  einer  Denkschrift  entgegenhielten,  dass  die 
Regierung  am  8.  Januar  gerade  das  Nämliche  auch 
gethan  habe,  was  ihnen  jetzt  als  Aufruhr  und  Hoch- 
verrath  angerechnet  werde.    Hier  hiess  es  aber  auch, 
wie  in  Bern:  «Ja,  Bauer,  das  ist  ganz  etwas  Anderes» 
—  «  quod  licet  Jovi,  non  licet  bovi. »    Es  folgte  hierauf 
eine  revidirte  Verfassung,  nach  welcher  ein  souveräner 
Grosser  Rath  von  101  Mitgliedern  mit  Selbstergänzung, 
worunter  68  Mitglieder  aus  der  Stadt  und  33  aus  dem 

und  es  sei  in  Bern  neuerdings  von  dem  Durchmarsoh  von  österreichischen 
Truppen  die  Rede,  am  dann  bei  dieser  Gelegenheit  Waadt  und  Aargau  zu  er- 
obern. An  den  Troppauer-Congress  hatte,  wie  es  scheint,  Haller  wirklich  eine 
Denkschrift   über    schweizerische   Verhältnisse    eingereicht.     Zum  Glück 
wurde  Im  nämlichen  Jahre  1821   sein  Uebertritt  zur  katholischen  Kirche 
bekannt  und  er  verlor  in  Folge  dessen  seine  Stellen  und  sein  Ansehen  in 
Bern,  zur  Befriedigung  selbst  der  konservativen  Kreise,  die  damit  endlich 
diesen  unaufhörlichen  Störefried  los  wurden,  der  Ihnen  seit  1798  mehr  ge- 
schadet hatte,  als  ihre  erbittertsten  Gegner  (vgl.  darüber  r.  Wyss  II  pag.  453). 
Damit    möge    der  Vorhang  über  jene   bernische   Restaurationsrcglerung 
fallen,  die  ihre  vielen  politischen  Fehler  später  hinreichend  gebttsst  hat  Es 
Ut  ohnehin,  um  mit  einer  berühmten  Dichterin  zu  sprechen,  „schwer,  solche 
Zeiten  und  Menschen  völlig  unparteiisch  ln's  Auge  zu  fassen,  da  die  Einen 
dureh  theure  Erinnerungen  und  sehr  natürliche  Gefühle  geblendet  werden, 
die  Andern  aber  viel  zu  spät  geboren  sind,  um  sie  überhaupt  zu  verstehen." 
Soviel  sollte    aber  doch   heute,   nach  genug  lrrthum   und  Leiden, 
Allen  klar  sein,  dass  eine  aristokratische  Regierung  sich  nur  an  der 
Spitze  eines  Volkes  halten  kann,  so  lange  sie  w  i  r  k  1  i  e  h  aus  den  besten 
Elementen  desselben  besteht.    In  diesem  Falle   wird  sie  eben,  wie  einer 
ihrer  geistreichen  Vertheidlger  sich  ausdrückt,  „mit  dem  Herzen,  statt  mit 
dem  Munde*,  immerhin  aber  vom  Volke  gewählt.  In  dieser  Art,  durch  still- 
schweigendenConsens,  ist  sie  auch  wirklich  in  Bern  entstanden  und 
dieser  Rechtstitel   mag  unserthalben  als  eben  so  gut  angesehen  werden, 
wie  ein  auf  Wahlzeddeln  basirender,  so  lange  er  that sächlich  be- 
steht.   Darin  liegt  die  „tiefere  Differenz"  nicht.    Sobald  jedoch  diese 
stillschweigende  allgemeine  Billigung  fehlt,  ist  eine  solche  Re- 
gierung ebensowenig  legitim  und  sittlich,  wie  eine  jede  andere  Gewaltherr- 
schaft (Vgl.  die  Verteidigungsschrift:  J)u  gouvernement  de  Berneu  von 
171»,  pag.  114).    Ein  sonderbarer  Schwärmer  meint  in  der  Allg.  Zeitung, 
pag.  154,  es  müssten  zuerst  die  alten  Regierungen  überall  hergestellt  werden, 
dieselben  dann  aber  freiwillig  das  Regiment  an  das  Volk  übergeben. 
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Kanton,  und  ein  kleiner  Rath  von  21  Mitgliedern, 
worunter  bloss  4  Landbewohner,  die  höchste  Gewalt 
erhielten.  Ein  abermaliger  Aufstand  des  Landes  vom 
12.  November  hatte  dann  den  nochmaligen  Einmarsch 
von  bernischen  Freiwilligen  zur  Folge  und  die  bernische 
Regierung  schickte  nun  sogar  einen  Kommissär,  von 
Mutach,  mit  der  Instruktion,  strenge  Strafen  anzu- 
rathen.    (Monnard,  pag.  318.) 

In  Freiburg  war  durch  eine  neue  Verfassung 
vom  Mai  1814  die  Gewalt  ebenfalls  wieder  ganz  in  die 
Hände  des  stadtbürgerlichen  Patriziates  gekommen. 
Hier  verbanden  sich  nun  aber  mit  dem  Landvolk  einige 
adelige  Geschlechter,  Aflfry,  Diessbach,  Praroman,  die 
nicht  zum  städtischen  Patriziat  gehörten,  und  diese 
Vereinigung  reichte  direkt  bei  den  fremden  Ministem 
durch  eine  Deputation  eine  Denkschrift  gegen  die 
Verfassung  ein.  Die  Deputation,  bestehend  aus  den 
Herreh  v.  Praroman,  Blanc  und  Chappuis  Hess  sich 
durch  den  österreichischen  Gesandten  in  Bern  einen 
förmlichen  Geleitsbrief  nach  Zürich  ausstellen,  was  die 
bernische  Regierung  —  mit  Recht  —  als  eine  sonder- 
bare, völkerrechtswidrige  Anmassung  eines,  fremden 
Gesandten  bezeichnete  und  nicht  respektirte,  sondern 
diese  Freiburger  bei  ihrer  Rückreise  durch  Bern  er- 
greifen und  der  freiburgischen  Regierung  zustellen 
Hess,  welche  sie  streng  bestrafte.1)    Der  österreichische 


«)  Bezeichnend  für  den  Geist  dieser  reaktionären  Kantone  ist  auch  die 
Thatsache,  dass  in  Frei  borg1  im  November  1814  ein  reformirter  Bauer  au« 
Neuenegg  wegen  eines  Pferdediebstahls  nach  den  Vorschriften  der  „Caro- 
lina", als  des  im  Kanton  Freiburg  geltenden  Kriminalgesetze«,  zum  Tod* 
verurtheilt  und  nach  Abweisung  seines  Begnadigungsgesuches  hingerichtet 
wurde.  Die  Hinrichtung  musste  an  dem  ersten  dazu  bestimmten  Ta^re  auf- 
geschoben werden,  weil  der  Bischof  von  Freiburg,  Maximus  Gnisol&n, 
gegen  die  Begleitung  des  Verurtheilten  durch  einen  rcformirten  Geist- 
liehen protestirte  (Allg.  Ztg.  vom  23.  November  1H14).  Alle  diese  Verhält- 
nisse  wurden  damals  in  der  Allg.  Ztg..  die  sehr  viele  schweizerische  Be- 
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Minister  von  Schraut  verliess  infolge  dessen  Bern  und 
siedelte  nach  Zürich  über  (Vgl.  Abschied  II  20),  so 
dass  die  bernische  Regierung  zuletzt  auch  noch  mit 
ihren  besten  Freunden,  denen  sie  ihre  Wiederher- 
stellung verdankte,  in  Zerwürfniss  gerieth. 

Sehr  unruhig  war  der  Sommer  und  Herbst  1814 
namentlich  noch  in  den  Kantonen  Tessin  und  St. 
Gallen,  während  in  den  Nachbarkantonen  des  letz- 
teren, Zürich,  Schaffhausen  und  Thurgau,  ohne 
Schwierigkeiten  aristokratische  Kantonsverfassungen 
eingerichtet  wurden. 

Die  tessinischen  Verhältnisse  von  1814  bilden 
nur  ein  grosses  und  wirres  Konglomerat  von  durch 
einander  laufenden  Unruhen,  aus  denen  bloss  ein  ein- 
ziger Gedanke  klar  hervorleuchtet,  der  nämlich,  dass 
dieses  talentvolle,  aber  an  den  Gebrauch  der  Freiheit 
noch  zu  wenig  gewöhnte  Volk  damals  in  keiner  Weise 
im  Stande  war,  sich  selbst  zu  regieren.  Die  südlichen, 
an  Italien  angrenzenden  Bezirke,  besonders  der  Bezirk 
Mendrisio,  befanden  sich  in  einer  geradezu  permanenten, 
fieberhaften  Aufregung,  die  man  zum  Theil  österrei- 
chischen Annexionsagenten  zuschrieb  und  die  den  seit- 
her öfters  wiederkehrenden  Gedanken  damals  zum 
ersten  Male  laut  werden  Hess,  den  Kanton  in  zwei 
Halbkantone,  Sotto-  und  Sopracenere  zu  trennen,  von 
denen  der  erstere  dann  in  Bälde  Italien  zufallen  müsste. 
Im  nördlichen  Theile,  besonders  im  Livinenthal,  unter- 
hielten ebenfalls  die  Annexionsideen  Uri's  eine  be- 
gründete Aufregung.  —  Eine  neue  Verfassung  des 
Kantons  wollte  gar  nicht  zu  Stande  kommen.  Eine 
grosse  Volksversammlung  in  Giubiasco  bei  Beilenz  vom 

richte  aas  den  verschiedenen  Lagern  enthält,  vor  ganz  Europa  znr  Schau 
gestellt,  und  man  darf  sich  daher  nicht  wundern,  wenn  die  Eidgenossen- 
schaft an  dem  Wlener-Kongress  ohne  grosse  Achtung  fttr  ihre  Begehren 
behandelt  ward. 
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29.  August  1814  erzwang  zuletzt  die  Abdankung  aller 
Behörden,  und  eine  provisorische  Regentschaft  (Airoldi, 
Stoppani,  Rusconi,  Monti  und  Degiorgi)  verwaltete 
einstweilen  (wenn  man  dieses  Wort  überhaupt  ge- 
brauchen darf)  den  Kanton,  bis  am  12.  September 
ein  eidgenössischer  Kommissär,  von  Sonnenberg,  ein- 
traf und  die  alte  Regierung  wiederherzustellen  ver- 
suchte. Derselbe  führte  nun  mit  einer  Kompagnie  Lu- 
zerner (Göldlin)  und  einigen  Bündner  Scharfschützen 
unter  dem  Kommando  von  Hptm.  Michel  von  Seewisf 
einen  förmlichen  Krieg  gegen  die  Regentschaft,  die  ihn 
schliesslich  zum  Rückzug  zwang  und  in  dem  Bellenzer 
Schloss  «Altorf»  belagerte,  bis  er  von  Graubünden  und 
über  den  Gotthard  her  Ersatz  bekam.  —  Ein  ausfuhr- 
licher Bericht  Sonnenbergs  über  diesen  Feldzug  ist  im 
IL  Bd.  des  Abschiedes  der  eidgenössischen  Tagsatzung, 
Beilage  S.  zu  finden.  —  In  Lugano  fand  ein  Strassen- 
kämpf  zwischen  aargauischen  Exekutionstruppen  und 
einem  Haufen  Insurgenten,  unter  persönlicher  Anführung 
von  Airoldi,  statt,  wobei  sich  die  Aargauer  nicht  sehr 
tapfer  bewiesen,  sondern  in  Schiffen  über  den  See  re- 
tirirten.  Airoldi  besetzte  infolge  dessen  die  Stadt,  brand- 
schatzte die  Einwohner  um  20,000  Lire ;  die  Insassen  des 
Zuchthauses  ergriffen  auch  die  gute  Gelegenheit,  ihre 
Wärter  zu  tödten  und  zu  entfliehen,  und  die  Anarchie 
erreichte  hier  den  höchstmöglichen  Grad.  Die  Tag- 
satzung musste  schliesslich  den  Kanton  geradezu  als 
eine  Art  von  eidg.  Unterthanenland  behandeln  und 
zwang  ihm  demgemäss  am  17.  Dezember  eine  Verfassung 
auf,  die  auswärts,  in  Zürich,  von  einer  eidgenössischen 
Kommission,  unter  Beizug  der  tessinischen  Gesandten 
und  des  österreichischen  Ministers  von  Schraut  ge- 
macht und  von  dem  letztern  förmlich  gebilligt  worden 
war,  —  übrigens  eine  der  schlechtesten  Verfassungen, 
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die  je  in  diesem  Lande  existirten,  welche  eine  poli- 
tische und  finanzielle  Korruption  auf  lange  Jahre 
hinaus  an  das  Ruder  brachte,  deren  Folgen  noch  heute 
nicht  ganz  verwunden  sind.  Gleichzeitig  mit  dieser 
Verfassung  stellte  die  Tagsatzung  ein  Spezial- 
gericht von  4  Mitgliedern  aus  4  Kantonen  mit  einem 
eidgenössischen  Kommissär  (Hirzel)  als  Präsidenten 
an  der  Spitze  auf,  das  nun  Airoldi  und  zehn  Andere 
in  Kontumaz  zu  schweren  Strafen  (Airoldi  zum  Tode) 
und  grossartigen  Kosten  verurtheilte.  Ein  Mitglied 
der  Regentschaft,  der  Advokat  Angelo  Stoppani,  er- 
mordete sich  selbst  im  Gefängniss '). 

Der  1803  neugebildete,  d.  h.  aus  allerlei  Bruch- 
stücken ehemaliger  zugewandter  Orte  und  Unterthanen- 
länder  willkürlich  komponirte  Kanton  St.  Gallen 
drohte  ebenfalls  auseinanderzufallen.  Fast  kein  ein- 
ziger Landestheil  wollte  bei  diesem  Kantonsgebilde 
bleiben,  wobei  der  egoistische  Ortsgeist  gegenüber  dem 
Staatsgedanken  die  edleren  Bezeichnungen  Freiheit 
und  Demokratie  annahm,  um  damit  um  so  eher  das 


')  Ueber  diese  eidgenössisch-oktroyirte  Tesslner- Verfassung  vgl.  Ab- 
schied der  langen  Tagsatzung,  II.  Bd.,  Beilagen  R-,  T.  und  V.,  über  die 
militärischen  Verhältnisse  Beilage  8.,  über  den  Spezialgerichtahof,  HI.  Bd. 
Beilage  L.  Es  sind  diess  ausführliche  Berichterstattungen  an  die  Tag- 
satzung, welche  ganz  genauen  Aufschloß»  über  Alles  geben.  Der  Spezial- 
gerichtahof nrthellte  auch  hier  nach  der  Carolina;  die  Kontumazortheile 
gegen  die  11  landesflüchtigen  Hauptangeklagten  selbst  sind  nicht  in  dem 
Abschiede  enthalten,  sondern  in  einer  besonderen  Beilage  B  zu  der  Be- 
richterstattung. In  Bezug  auf  das  Urtheil  gegen  den  „Hauptchef,  Airoldi, 
sagt  der  Bericht  wörtlich:  Man  hätte  vielleicht  noch  die  Bestimmung  bei- 
fügen können,  dass,  „Insofern  seine  Auslieferung  njcht  erhältlich  sei,  sein 
Name  an  dae  Hochgericht  geschlagen  werden  solle,"  da  indess  wahrschein- 
lich durch  eine  Amnestieerklärung  alle  eigentlichen  Kriminalstrafen  weg- 
fallen werden,  sei  diese  „sonst  zweckmässige*  Verschärfung  unterblieben.  (I) 
So  dachten  damals  die  gebildetsten  Männer  der  Eidgenossenschaft.  —  Die 
Kosten  der  eidgenössischen  Intervention.  218,000  Schweizerfranken  alte 
Währung  betragend,  waren  natürlich  von  den  Individuen,  die  zum  Ersatz 
derselben  verurtheilt  worden  waren,  nur  zum  geringsten  Theil  erhältlich, 
die  Hauptsache  musste  die  Eidgenossenschaft  selbst  und  die  betheiligten 
Tetsiner  Gemeinden  bezahlen. 
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Volk  verwirren  zu  können.  Zuerst  stand  das  Rhein- 
thal schon  Ende  1813  auf;  dann  beschloss  der  Bezirk 
Sarg  ans,  unter  der  Leitung  eines  gewaltthätigen 
Gemeindeammanns,  Namens  Gallati,  den  Anschluss  an 
Glarus,  ihm  folgte  Gaster  mit  dem  gleichen  Be- 
gehren; hierauf  erliessen  7  utznachische  Gemeinden 
am  1.  Mai  1814  ein  förmliches  Kriegsmanifest  zu 
Gunsten  eines  Anschlusses  an  Schwyz.  In  der  Stadt 
St.  Gallen  verlangte  die  Bürgerschaft  städtische 
Vorrechte,  wie  sie  damals  an  der  Tagesordnung  waren; 
der  ehemalige  Fürstabt  wollte  wieder  Herrscher  über 
sein  Gebiet  werden  und  erfüllte  dasselbe  mit  seinen 
Agenten.  Man  bot  ihm  damals  Seitens  des  katholischen 
Administrationsrathes  an,  ihm  das  Kloster  St.  Gallen 
als  solches,  ungefähr  in  der  Art  zu  überlassen,  wie 
jetzt  der  Papst  den  Vatikan  inmitten  einer  fremden 
Stadt  inne  hat,  was  er  aber  glücklicherweise  nicht 
acceptirte  (Monnard  pag.  331).  Auch  hier  musste  zu- 
letzt der  allgemeinen  Anarchie,  welcher  der  St.  Gallische 
«  Staatsmann  »  Müller-Friedberg  selber  nicht  Herr  zu 
werden  vermochte,  durch  Sendung  von  drei  Bataillonen 
Tagsatzungstruppen  ein  Ende  gemacht  werden,  die  am 
17.  Oktober  in  Sargans  und  Mels  einrückten  und  unter 
deren  Kosten  der  Kanton  noch  lange  seufzte.  Noch 
im  folgenden  Jahre  1815  protestirte  Schwyz  gegen  die 
definitive  Zutheilung  Utznachs  an  St.  Gallen.  Die 
St.  Gallische  Staatsverfassung  wurde  ebenfalls  am 
31.  August  1814  von  der  Tagsatzung  unter  Beizug  der 
fremden  Gesandten  gemacht,  welche  nachgerade  in 
allen  diesen  Verfassungsangelegenheiten  der  «sou- 
veränen» Kantone  als  regelmässige  Konfidenten  und 
Stimmberechtigte  angesehen  wurden,  weil  eben  ohne 
ihre  Unterstützung  und  Garantie  die  Eidgenossenschaft, 
die    ein    blosser    Name    ohne    Autorität    war,    nichts 
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durchzusetzen  vermochte.  Es  war  noch  weit  ärger 
als  bei  der  Errichtung  der  Mediati  ons Verfassung,  nur 
sind  diese  Verhältnisse  eben  viel  weniger  bekannt  *). 

So  bewährten  sich  zum  dritten  Male  in  unserer 
neueren  Geschichte  Verfassungen,  die  mit  fremder 
Hülfe,  nicht  aus  dem  eigenen  Volksgeiste  heraus  ge- 
schaffen wurden,  und  sie  fuhren  fort  sich  zu  bewähren, 
bis  ein  anderes  Geschlecht  aufgewachsen  war, 
welches  nun  unter  unseren  Augen  wiederum  zu  Grabe 
geht,  nachdem  es  seine  Pflicht  redlich  erfüllt  hat. 

Die  Wahrheit,  ganz  besonders  in  staatlichen 
Dingen,  hat  zwei  unfehlbare  Schicksale:  erstens  hat 
sie  stets   einen  schweren  Stand  in  einer  Welt,  deren 


')  Vgl.  z.  B.  die  Note  des  österreichischen  Ministers  v.  Schraut  an  die 
Regierung  von  St.  Gallen  vom  24.  Jnni  1814  (Allg.  Ztg.,  pag.  688  und  701), 
von  welcher  dieselbe  sagt,  sie  enthalte  eine  scharfe  Ermahnung  dahin 
gehend: 

„Dass  man  allen  Angehörigen  des  Kantons,  ohne  Ausnahme,  Achtung 
und  Unterwürfigkeit  für  die  bestellten  Behörden  anbefehle  —  dass  man  jede 
Handlang,  jeden  Versuch,  jeden  Beschluss  unterdrücke,  welche,  was  immer 
für  eine  Anzahl  von  Bürgern,  ohne  Mitwirkung  der  Regierung  unternehmen 
würde  — dass  man  dieselbe  für  null,  nichtig  und  an  der  öffentlichen  Ruhe  und 
Ordnung  ver  grein  ich  erkläre  —  dass  man  endlich  den  gegenwärtigen  Zustand 
im  Innern  des  Kantons  genau,  strenge  und  ohne  mindeste  Abweichung  auf 
dem  gleichen  Fuss,  als  er  bisdahin  war,  erhalte,  so  dass  die  Magistrats- 
Personen,  welchen  das  wichtige  Werk  der  Verfassungsherstellung  zukommt, 
sich  mit  Würde  und  Ruhe  ihrer  Berufspflicht  widmen  können." 

Ueber  diese  8t.  Galler  Unruhen  vgl.  Abschied  der  langen  Tagsatzung, 
Bd.  n,  Beilagen  P.  und  Q.  Müller-Friedberg,  Annale n  III,  170,  177.  Henne: 
Die  schweizerische  Revolution,  pag.  64.  Dierauer'*  Leben  Müller- Friedberg's, 
ptg-39»— 34H. 

Der  Kanton  Graubünden  hätte  damals  die  obern,  rhätischen  Thelle 
des  Kantons  8t.  Gallen  bis  zu  den  Grenzmarchen  des  alten  Rhätiens,  in 
denen  noch  heute  beinahe  alle  Ortsnamen  romanisch  sind,  und  deren  Be- 
wohner noch  lange  Zeit  Chur  als  ihre  natürliche  Hauptstadt  betrachteten 
und  ihre  Söhne  auf  die  dortige  Kantonsschule  schickten,  an  sich  ziehen 
können  und  sollen.  Er  hatte  aber,  ähnlich  wie  Bern,  8inn  und  Auge  nur 
auf  die  Wiedererwerbung  der  ehemaligen  Unterthanen  im  Veltlin  und 
namentlich  der  dortigen  grossen  Güter  der  aristokratischen  Familien  ge- 
richtet, an  denen  diesen  mehr  gelegen  war,  als  an  einer  gehörigen  Aus- 
bildung des  eigenen  Staatswesens. 

Ueber  die  weniger  bedeutenden  Volksbewegungen  in  Schaffhausen 
Laiern  vgl.  den  Bericht  in  der  Allg.  Ztg.  vom  22.  Juni.  In  Luzern  wurde 
damals  Troxler  durch  eine  Adresse  zum  ersten  Male  öffentlich  bekannt. 
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Zustände  und  natürliche  Neigungen  sie  nicht  vertragen 
können;  sie  kämpft  daher,  oft  lange,  gegen  allerlei 
Halbwahrheiten  und  ganze  Lügen,  bis  sie  endlich,  wenig- 
stens in  ihren  Hauptumrissen,  deutlich  zu  Tage  tritt. 
Zweitens  siegt  sie  unzweifelhaft  und  sicher.  Das 
letztere  bezweifelt  eigentlich  beinahe  Niemand  unter 
den  Staatsmännern.  Selbst  die  weltförmigsten  Diplo- 
maten trösten  sich  damit,  so  oft  sie  Unrecht  er- 
leiden, ohne  sich  selbst  helfen  und  rächen  zu  können.1) 
Warum  handeln  sie  denn  nicht  darnach  ?  Die  Meisten, 
das  ist  das  Tröstliche  dabei  —  aus  Irrthum,  der  ja  mit 
dem  komplizirten,  aus  tausend  Faktoren  zusammen- 
gesetzten Getriebe,  das  man  Staatswesen  nennt,  fast  un- 
ausweichlich verbunden  ist,  so  dass  selbst  Menschen  von 
reinem  Wollen  in  Sachen,  die  sie  selbst  nahe  betreffen, 
selten  ganz  unbefangen  handeln  und  noch  seltener 
rechtzeitig  und  energisch  opponiren,  wo  immer  es 
Pflicht  und  Stellung  erfordert.  Das  war  der  Fall  un- 
serer hervorragenderen  Staatsmänner  und  sie  mögen 
ihren  Typus  in  Metternich  gefunden  haben,  der  damals 
eine  ähnliche  dominirende  Stellung  in  Europa  inne 
hatte,  wie  sie  heute  wieder  ein  anderer  deutscher 
Staatsmann  besitzt.  Allerdings  gab  es  aber  daneben  am 
Schlüsse  der  Revolutionszeit  auch  eine  andere  Gattung 
mehr  oder  weniger  einflussreicher  Menschen,  denen 
die  Natur  scharfen  Verstand  genug  verliehen  hatte,  um 
einzusehen,  dass  ihr  Handeln  weder  förderlich  für  das 
allgemeine  Wohl,  noch  dauerhaft  sein  könne,  und  die 
dennoch  die  Verblendung  ihrer  Mitlebenden  ausbeuteten, 
in  der  oft  sehr  richtigen  Voraussetzung,  dass  die  Lang- 
muth  der  Vorsehung  nicht  nach  menschlichen  Lebens- 


l)  Alle  ihre  Memoiren  (auch  die  neaeeten  von  Metternich  and  Beut) 
sind  voll  davon.  Keiner  will  der  Unwahrheit  gedient  haben,  xn  welcher 
Partei  er  auch  gehört  haben  mag,  und  jeder  der  Freiheit  und  dein  Volke. 
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jahren  ßich  bemesse  und  der  unfehlbare  Rückstoss 
wahrscheinlich  nicht  mehr  sie  selbst,  sondern  Andere 
treffen  werde.  Solche  Menschen  belassen  damals  auch 
ein  unübertreffliches  Vorbild  in  dem  französischen  Mi- 
nister Talleyrand1),  und  sie  verdienen  seitens  der  histo- 
rischen Betrachtung  niemals  Schonung,  sondern  müssen 
<  immer  wieder  auf  die  Galeeren  der  Geschichte  zurück- 
geführt werden»,  so  oft  sie,  vermöge  unserer  heutigen, 
aller  moralischen  Beurtheilung  abholden  Objektivität 
der  Geschichtschreibung,  denselben  entfliehen  wollen. 


VI.  Die  Schweiz  am  Wiener  Kongress. 

Der  zweite  Theil  der  langen  Tagsatzung  be- 
ginnt am  6.  September  1814  mit  der  52sten  Sitzung 
und  geht  bis  zur  lllten  am  1.  März  1815.  Während 
des  grössten  Theils  dieser  Periode  wurden  jedoch  unsere 
Geschicke  nicht  auf  der  Tagsatzung  in  Zürich,  sondern 
auf  dem  Kongress  in  Wien  entschieden  und  es  ist  diese 
auch  in  diesen  Reliquien  sehr  bemerkbar.  Der  dritte 
Theil  beginnt  dann  mit  dem  denkwürdigen  11.  März 
1815,  an  welchem  die  Rückkehr  Napoleon's  von  Elba 
in  Zürich  bekannt  wurde,  und  geht  bis  zum  31.  August 
des  gleichen  Jahres,  an  welchem  Tage  sich  dieses  lange 
Parlament  der  Eidgenossenschaft  endlich  auflöste. 

Den  Abschied  der  zweiten  Periode  der  langen  Tag- 
satzung eröffnet  die  Notiz,  dass  bei  der  Wieder- 
beeammlung  der  Tagsatzung  am  obgenannten  Tage  die 

l)  Dieser  Ex-Bischof  ist  da»  Prototyp  des  anter  angenehmen  äussern 
Formen  rerhüHten,  für  alle  Prinzipien  gleichgültigen  Egoismus,  wie  er  in 
den  höheren  Gesellschaftsschichten  stets  seine  starke  Vertretung  bat  und 
▼itl  »eelen verderblicher  wirkt,  als  der  Fanatismus  irgend  einer  barocken 
Ueberseugung.  Napoleon  nannte  Talleyrand  in  seiner  derben  Ausdrucks" 
weise,  die  den  Dingen  auf  den  Grand  ging:  „Un  bas  de  soie  rempll  de  merde." 
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Gesandtschaften  von  Schwyz,  Zug,  Tessin.  Nidwaiden 
und  Appenzell  I./Rh.  fehlten  und  dass  während  der 
ganzen  Sitzungsperiode  Schwyz  und  Nidwaiden  keinen 
Antheil  an  den  Berathungen  nahmen.  Schwyz  erschien 
bloss  am  26.  Oktober,  um  seine  Ansprachen  auf  ütz- 
nach  und  Gaster  zu  wiederholen,  und  zog  sich  nach 
gehaltenem  Vortrag  sofort  wieder  zurück.  Obwalden 
entfernte  sich  am  15.  September  ebenfalls  gänzlich. 
Von  Appenzell  I./Rh.,  welches  nebst  Zug  am  8.  Sept. 
erschien,  sei  nicht  mehr  auszumitteln ,  ob  es  vom 
6.  Oktober  ab  bei  der  Tagsatzung  noch  vertreten 
war.  Appenzell  A./Rh.  fehlte  zeitweise,  vom  26.  Sept. 
bis  5.  Oktober  und  wieder  vom  15.  bis  22.  Oktober. 
Die  Gesandtschaft  von  Tessin  trat,  in  Folge  der  dor- 
tigen Wirren,  erst  am  7.  Oktober  (mit  den  Herren 
Appellationsrichter  Maggi  und  Staatsrath  Caglioni)  in 
die  Versammlung  ein1).  Zeitweise  fehlen  auch  andere 
Stände.  Die  ganze  Versammlung  macht  überhaupt 
während  der  Periode  des  Wienerkongresses  den  Ein- 
druck einer  Konferenz,  in  welcher  bloss  gelegentlich 
Gegenstände  verhandelt,  oder  Berichte  angehört  werden, 
nicht  den  einer  regelmässigen  Tagsatzung.  Es  wurde 
auch  wiederholt  eine  Vertagung  beantragt,  aber  von  der 
Mehrheit  stets  abgelehnt,  offenbar  in  der  Furcht,  dass 
daraus  eine  Auflösung  hervorgehen  könnte  (Abschied  IL 
pag.  6—9).  Die  konstitutionelle  Frage  über  das  Präsi- 
dium, welches  am  29.  Dezember  1813  eigentlich  dem 
Bürgermeister  Reinhard  persönlich  übertragen  war, 
stellte  sich  zu  Gunsten  des  Standes  Zürich  da- 
durch fest,  dass  Reinhard  im  Laufe  des  Monats  Sep- 
tember zum   Wiener-Kongresse  abging,  worauf  ohne 

»)  Vgl.  darüber,  sowie  über  die  weniger  bedeutenden  zeitweisen  Ab- 
wesenheiten einzelner  Kantone  Abschied  II  pag.  1—5.  Ebenso  sind  dort  die 
personellen  Veränderungen  in  der  Vertretung  der  einzelnen  Stünde  an- 
gegeben. 


■ 

i 
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Beanstandung  am  23.  September  der  zweite  Bürger- 
meister Hans  Conrad  v.  Escher  und  nach  seinem  Tode, 
welcher  am  12.  Dezember  erfolgte,  der  neue  Bürger- 
meister David  v.  Wyss  den  Vorsitz  übernahm  (Ab- 
schied II,  pag.  4 — 6).  In  der  sogenannten  diploma- 
tischen Kommission,  welche  die  Geschäfte  vorbereitete 
und  die  Korrespondenz  mit  den  auswärtigen  Mächten, 
sowie  den  Kongressabgeordneten  führte,  wurden  die  in 
Wien  befindlichen  Herren  Reinhard  und  Wieland  durch 
Bürgermeister  Pfister  von  Schaffhausen  und  Land- 
schreiber Lusser  von  Uri  ersetzt.  (Absch.  n  11). 

Die  Erklärungen  der  einzelnen  Stände  über  die 
Annahme  des  neuen  Bundesvertrages  füllen  eine  lange 
Reihe  von  Seiten  des  Abschiedes  (II  pag.  85  flf.).  Zu- 
nächst bestreiten  St.  Gallen,  Aargau  und  Waadt,  dass 
die  Gesandtschaften  sich  jemals  verpflichtet  hätten, 
den  Bundesvertragsentwurf  ihren  Ständen  zur  Geneh- 
migung zu  empfehlen,  sondern  sie  seien  lediglich  be- 
reit gewesen,  «den  neuen  Entwurf  ihren  resp.  Regie- 
rangen vor  Augen  zu  legen,  —  welches  hierauf  zur 
Beruhigung  gedachter  Gesandtschaften  zu  Protokoll 
bemerkt  wurde».  Sodann  theilt  der  Präsident  mit, 
«das  freie  souveräne  Volk  von  Schwyz  habe  am 
28.  August  auf  seiner  Landsgemeinde  beschlossen,  den 
Bundesvereinsentwurf  zu  verwerfen  und  seine  alten 
Bundesgenossen  Uri  und  Unterwaiden  einzuladen,  wieder 
in  den  alten  Bund  von  1315  einzutreten.» 

Hierauf  eröffnen  die  anwesenden  Tagsatzungs- 
gesandten ihre  Instruktionen:  Uri  erklärt,  dass  die 
Landsgemeinde  nach  Einsicht  der  Note  der  fremden 
Minister  vom  13.  August  (pag.  230)  die  ihr  vorgelegt 
worden,  beide  Entwürfe  ratifizire. 

Obwalden,  Luzern,  Bern,  Freiburg  und  Solothurn 
ratifiziren,  Glarus  ebenfalls,  mit  einer  blosvsen  Benier- 
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kung  zu  Protokoll  gegen  die  Garantie  der  Kantons- 
verfassungen durch  den  Bund.  Basel  hingegen  ver- 
langt, dass  in  Art.  1  des  Bundesvertrages  der  Vor- 
behalt wegen  der  Gebietsgarantie  wegfalle  und  der 
Art.  5  dahin  erläutert  werde,  dass  die  erhobenen  Ge- 
bietsansprachen niemals  einem  eidgenössischen  Schieds- 
verfahren unterliegen  können.  Ihm  schliessen  sich 
Schaffhausen,  Appenzell  A./Rh.  und  8t.  Gallen  an, 
letzteres  mit  dem  Beifügen,  dass  auch  die  «Ueberein- 
kunft »  dahin  fallen  solle.  Graubünden  will  sich  an- 
schliessen,  wenn  */■  der  Stände  den  Vertrag  und  die 
Uebereinkunft  annehmen.  Aargau,  Thurgau  und  Waadt 
erklären  sich  gegen  den  Nachsatz  des  ersten  Artikels 
des  Bundesentwurfes  betreifend  die  von  der  Garantie 
ausgenommenen  Landestheile  und  gegen  die  begleitende 
Uebereinkunft.  Waadt  will  eine  förmliche  Erklärung 
in  Art.  5  des  Vertrages,  dahin  gehend,  dass  keinerlei 
territoriale  oder  sonstige  Reklamationen  der  Kantone 
gegen  einander  den  dort  genannten  eidgenössischen 
Schiedsgerichten  unterliegen  und  einen  Zusatz  in  Art.  6, 
dass  besondere  Verträge  der  Kantone  unter  sich  nicht 
bloss  für  die  Zukunft,  sondern  auch  rückwirkend  ver- 
boten seien.  Zürich  endlich  will  den  Vorbehalt  in  Art.  1 
des  Bundesvertrages  auslassen  und  lediglich  durch  die 
Uebereinkunft  ersetzen.  Zug  und  Appenzell  I./Rh.  er- 
theilten,  als  sie  am  8.  September  eintrafen,  die  Ratifi- 
kation. 

Dennoch  war  eine  Mehrheit  dafür  nicht  vorhanden 
und  der  Präsident  der  Tagsatzung  sah  sich  zu  der 
Aeusserung  veranlasst,  dass  man  sich  im  Falle  der 
NichtVereinbarung  über  die  Verfassung  «  einem  fremden 
Machtspruch  unterwerfen  müsse»  und  nicht  in  der 
Lage  sein  werde,  sich  an  dem  Wiener  Kongress  ver- 
treten zu  lassen,  dass  gegentheils  «  alle  diplomatischen 
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Verbindungen  der  Minister  der  alliirten  Mächte  mit 
der  Tagsatzung  aufhören  würden  und  die  Schweiz  ledig- 
lich zu  gewärtigen  habe,  was  diese  Mächte  über  sie 
verfügen,  welche  Rücksicht  sie  noch  auf  ihre  Frei- 
heit und  Selbständigkeit  nehmen  würden»  (Abschied  II, 
pag.  90).  Um  dieses  traurige  Resultat  zu  vermeiden, 
wurde  nun  zuerst  am  8.  September  darüber  abgestimmt, 
ob  der  Nachsatz  in  Art.  I  des  Bundesvertrages  stehen 
bleiben  solle  oder  nicht.  Darüber  ergab  sich  keine 
Mehrheit,  dagegen  nahm  nun  die  Mehrheit  die  beiden 
Anträge,  die  Basel  gestellt  hatte,  in  dem  Sinne  an, 
dass  der  Beisatz  in  Art.  1  des  Bundesvertrages  selbst 
zwar  wegfallen,  jedoch  als  durch  die  Uebereinkunft 
ersetzt  angesehen  werden  solle,  die  als  «unzertrenn- 
licher Zusatzartikel»  des  Bundes  erklärt  werde,  und 
dass  die  in  All.  5  des  Bundesvertrages  enthaltenen 
Bestimmungen  « in  keinem  Falle  auf  die  von  einigen 
alten  Standen  angesprochenen  Landestheile  angewendet 
werden»  sollen  (Abschied  II,  pag.  92).  Bern  und  Frei- 
barg behielten  allein  die  Erklärung  ihrer  Regierungen 
vor,  Waadt  machte  den  Vorbehalt,  seine  weitergehenden 
Begehren  zu  Protokoll  geben  zu  dürfen. 

Hierauf  wurde  über  die  «  Uebereinkunft  vom  16.  Au- 
gust» separat  abgestimmt  und  dieselbe,  unter  ver- 
schiedenen Protokollerklärungen,  m  dem  Sinne  von 
der  Mehrheit  genehmigt,  dass  die  Annahme  des  Bundes- 
vertrages und  diejenige  der  Uebereinkunft  « unzer- 
trennlich und  von  gleicher  Kraft  und  Wirkung  sein 
solle  und  dass,  wenn  das  Eine  oder  Andere  von  einem 
Kantoae  unterlassen  würde,  derselbe  als  in  dem  Bund 
weht  begriffen  angesehen  werden  müsste. »  Es  stimmten 
nicht  hiezu  St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau;  Graubünden 
behielt  die  Ratifikation  vor,  und  Waadt  «  reserva  for- 
mellement   Ies    droits   de    son   canton»    (Abschied  II, 


-     272     - 

pag.  93).  Endlich  beschloss  die  Tagsatzung,  die  Ratifi- 
kation der  f  Uebereinkunft »  müsse  von  den  dissentiren- 
den  Ständen  noch  vor  der  Beschwörung  des  Bundes  er- 
klärt werden,  es  solle  ferner  die  Bundesurkunde  nun 
mit  der  Modifikation  in  Art.  1  und  mit  Datum  vom 
9.  September  ausgefertigt  und  von  der  diplomatischen 
Kommission  auch  eine  Eidesformel  entworfen  werden. 
In  dieser  Weise  entstand  die  neue  «schwei- 
zerische Eidgenossenschaft»1). 

Es  folgten  zwar  diesen   Beschlüssen   vom  8.  Sept. 
noch  eine  ganze  Reihe  von  nachträglichen  Protokoll- 

'}  Dem  entsprechend  Ist  der  Bundesiertrng  In  der  Beilage  I*  in  den 

Art.  1,  von  Reinhard  und  dem  eldgenöss Ischen  KanrJer  Monnson  auagefertigl 
worden,  mit  der  Erklärung,  dnss  er  .von  der  grossen  Mehrheit  der  eidgenössi- 
schen Htände  im  8.  Herbstmonat  1814  feierlich  angenommen  worden"  ael.  ihm 
folgt  die  „licbereinknnrt"  mit  der  Bemerkung,  dass   dieselbe  als  .Zusaa- 
artikel    des   Bundes  Vertrages  beigerückt  und  mit  demaelben  ausgefertigt 
werde*  und  unter  der  gleichen  Erklärung,  dus  sie  .von  der  entschiedenes 
Mehrheil  <ler  oidgenössi sehen  Stünde  am  8.  Herbstmonat  1814  feierlich  an- 
genommen und  ratifliirl  worden*  sei.   Der  Sehluu  dea  ganten  Aktenstflekes 
lantet:  .Die  heilretenden  Kantone  konstltuirtn  eich  als  nchwei -er  lache  Eid- 
genossen sehaft:   ale   erklären,  dass  sie  frei  und  ungeiwnngen    In  dleseu 
Bund  treten,  denselben  im  ('lack   wie  Im  Unglück  als   Brüder  und  Eid- 
genossen getreulich  halten,  Insonders  aber,  dam  ale  von  nun  an  Alte  daran) 
entstehenden  Pflichten  nnd  Verbindlichkeiten  gegenseitig  erfüllen   iroüen; 
und  damit  eine  für  das  Wohl  des  gesanunten  Vaterlandes  so  wichtige  Hand- 
lung nach  der  Sitte  der  Väler  eine  hellige  tiewährachaft  erhalte,   so  ver- 
sprechen  die   beitretenden  Kantone,   dass   sie   noch    im  Laufe   der  gegen- 
wärtigen Tagsatinng  diesen    Ihren    Bund   nieht  allein   durch    die  bevoll- 
mächtigten Gesandten    eines  jeden    Standes    unterzeichnen    und    besiegeln 
lassen,  sondern  noch   dnreh  einen  theuern  Eid  su  Gott  dem  Allmächtigen 
beschworen  und  bekräftigen  werden.  Also  geschehen  Zürich  den  8.  Sepl.  1SU." 
Üti-ss   war  nun  einstweilen  die  neugeborene,  aber  schwach  atbmende 
Eidgenossen -cheft  von  l!'/i  Kantonen.  Hätte  die  „rebereinknnft"  vom  16-Aug. 
ausgeführt  werde»  sollen,  oder  bitte  man   am  8.  September  181»  gewnest 
dnss  nie  eine  leere  Formel  bleiben  würfle,   so  wäre  auch  diese  Verbindung 
nicht  -um  t.eben  gelangt.  Zmn  Olück  lag  dless  im  Schosse  der  Zeiten  ver- 
rgen    und    entging    die   Eidgenossenschaft  dadurch   dem  Ihr   drohenden 
liieksal.  In  Wien  rekonstituirt  werden  nt  müssen.  AUe  t"".  Stände  ratio- 
■ton  «rliliesslich  diese  Beschlüsse  unter  allerlei  Protokollerklärnngen,  in- 
zt  Tcssln  am  6.  Dezember.    Schwys  und  Nldwalden  allein   hielten 
h  dem  Hundes  vertrag,  tu  dem  auch  sie  von  der  Tagsfttzung  In  dringendem 
hreltien  eingeladen  wurden,  beharrlieh  fern. 
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erklärungen  und  Schreiben  der  einzelnen  Stände,  welche 
den  unter  sich  entgegengesetzten  Zweck  hatten,  ent- 
weder die  Bedeutung  der  «  Uebereinkunft  »  zu  er- 
klären, oder  sich  gegen  die  Folgen  derselben  zu  ver- 
wahren. Immerhin  aber  konnte  den  Ständen  und 
fremden  Ministern  nun  die  förmliche  Errichtung  eines 
neuen  Bundesvereins  angezeigt  werden  und  diese 
Uebereinkunft,  die  zu  so  vielen  Auslegungen  Anlass 
geboten  hatte,  fiel  dann  im  folgenden  Jahre  durch  die 
Kongresserklärung  vom  20.  März  1815,  welche  alle 
diese  Ansprachen  autoritativ  regelte,  einfach  von  selbst 
dahin. 

Am  21.  September  legte  die  diplomatische  Kom- 
mission ihre  Eidesformel  vor  und  dieselbe  wurde  am 
24.  den  Ständen,  zur  Vernehmlassung  darüber  bis 
17.  Oktober,  mitgetheilt.  Am  18.  Oktober  wurde  sie, 
zunächst  von    11   Ständen,   ratifizirt.     lieber  die   ße- 


Die  Allg.  Zeitung  vom  21.  September  enthält  darüber  folgende  Notiz : 
.Alle  Bemühungen,  die  Kantone  Schwyz  und  Nidwaiden  zum  Beitritt  zur 
allgemeinen  Föderation  der  übrigen  Schweiz  zu  vermögen,  sind  fruchtlos 
geblieben,  sie  haben  am  17.  (Sept.)  zu  Schwyz  nach  einem  Hochamte  und 
Tedeum  feierlich  den  alten  Bund  von  1315  beschworen."  Am  3.  Oktober 
setzten  sie  dann  aber  doch,  Im  Gefühl,  dass  dieses  ehrwürdige  Dokument 
nicht  ganz  genügen  möchte,  noch  eine  Kommission  von  je  drei  Mitgliedern 
aus  jedem  Kanton  unter  Vorsitz  des  Landammanns  Weher  von  Schwyz 
nieder,  mit  dem  Auftrage,  eine  Bundesverfassung  zu  entwerfen.  Die  Grund- 
linien einer  solchen  finden  sich  in  der  Allg.  Ztg.  vom  24.  Oktober.  Diesen 
Sonderbund  suchte  nun,  wie  wir  bereits  oben  (pag.  2.">7.)  erwähnten,  der 
bernische  Professor  v.  Haller  auch  in  den  Kantonen  Luzern  und  Ob  wählen, 
entgegen  den  von  seinem  eigenen  Grossen  Rath  angenommenen  eidgen.  Ver- 
fassongsgrundlagen  in  Aufnahme  zu  bringen.  In  einem  Artikel,  den  er 
damals  bei  Anlass  des  ihm  dafür  diktirteu  Hausarrests  in  die  Lausanner 
Zeitung  schrieb,  gibt  er  diese  sonderbündische  Agitation  gegen  den  eid- 
genössischen Bund  zu  und  beklagt  sich,  das  „erste  Opfer4*  des  letzteren  zu 
sein. 

Die  eidgenössische  Geschichte,  wie  sie  gewöhnlich  gelehrt  wird,  ist 
eigentlich  nicht  ganz  richtig,  sondern  uiüsste,  ganz  genau,  wie  folgt  lauten: 
Vom  19.  Februar  1803  bis  zum  29.  Dezember  1»18  war  die  Schweiz  kein 
selbständiges  Staatswesen,  sondern  eine  Schutzherrschaft.  wie  es 
späterhin  z.  B.  die  jonischen  Inseln  unter  England  wareu  und  etwa  der- 
malen Andorra  und  Tunis  unter  Frankreich,  Aegypten  unter  Kugland, 
Bosnien  und  thatsächlich  auch  Liechtenstein  unter  < Österreich,  San  Marino 

1« 
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schwörung  des  Bundes,  durch  die  derselbe  erst 
in  eigentliche  Kraft  und  Wirksamkeit  treten  sollte, 
entstanden  noch  lange  Verhandlungen,  wobei  sich  na- 
mentlich Uri  tief  gekränkt  fühlte,  dieselbe  wiederholt 
hinausgeschoben  zu  sehen,  und  mit  Rückzug  seiner 
Gesandtschaft  von  der  Tagsatzung  drohte  (Schreiben 
vom  2.  November  1814,  Abschied  II  pag.  108);  zuletzt 
wurde,  am  15.  November,  der  5.  Januar  1815  dazu  be- 
stimmt. Hierauf  mischten  sich  aber  auch  in  diese  rein 
formale  Sache  die  Minister  der  fremden  Mächte  und 
Hessen  durch  die  Gesandten  der  Eidgenossenschaft  von 
Wien  aus  berichten,  es  müsse  der  Eidesschwur  ver- 
schoben werden,  bis  der  Kongress  Zeit  gefunden  habe, 
sich  über  die  Begehren  der  Schweiz  auszusprechen. 
(Schreiben  der  Gesandten  vom  20.  Dezember  1814,  Ab- 
schied II,  pag.  122). 

In  Folge  dessen  wurde    am  4.  Januar   1815  mit 

unter  Italien  sind.  Es  ist  wohl  möglich,  dass  eine  solche  Staatenform 
in  unserer  Periode  neuerdings  solchen  kleinen  Staaten  Europa's  bevor- 
steht, die  es  nicht  verstehen  sollten,  ihre  Selbständigkeit  und  Neutra- 
lität anders  als  durch  blosse  papierene  Verträge  in  den  Konflikten  ihrer 
grösseren  Nachbaren  aufrecht  zu  erhalten.  Das  neuere  Völkerrecht  wird  in 
Bälde  deutlich  zwischen  einer  „neutral itö  sur  papferu  und  einer  „neu- 
tral ite  eff  ecti  ve*  unterscheiden,  wie  diess  seinerzeit  bei  den  Blokaden  der 
Fall  gewesen  ist,  und  nur  die  letztere  anerkennen.  —  Vom  29.  Dezember 
181»  bis  zum  8.  September  1814  bestand  gar  keine  Eidgenossenschaft 
Der  staatsrechtliche  Nexus  zwischen  den  Kautonen  war  völlig  zerrissen, 
wie  es  in  ihrer  Geschichte  schon  einmal,  vom  März  bis  12.  April  17SK 
der  Fall  gewesen  war.  —  Vom  l«.  April  1814  ab  beginnt  die  Formation 
des  neuen  Bundes  der  modernen  Eidgenossenschaft,  der  aber  auch  nicht 
in  einem  Male  zustande  gekommen  ist,  sondern  durch  einzelne  successive 
Vorkommnisse,  die  nach  und  nach  erst  zu  dem  geführt  haben,  was  man  eine 
Bundesverfassung  nennen  kann.  Es  ist  wohl  begreiflich,  dass  wir  uns  anf 
diese  urkundliche  Entstehungsweise  der  neuen  Eidgenossenschaft  nicht  gerne 
einlassen,  sondern  lieber  den  Akt  vom  7.  August  1815  allein  citiren,  der  nach 
einer  gewissen  militärischen  Aufraffung  und  —  rein  äusserlich  genommen  — 
spontan,  ohne  fremde  Einwirkung  zu  Stande  kam.  Derselbe  war  aber 
im  Grunde  nur  das  Schlussprotokoll  von  Verhandlungen,  die  im  Laufe  der 
Jahre  1811  und  1S15  theils  in  Zürich,  theils  auch  in  Wien  stattgefunden 
hatten,  und  Viele«  in  unserer  späteren  politischen  Geschichte  erklärt  sich 
nur,  wenn  man  die  Entstehungsweise  des  Bundes  im  Auge  behält. 
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Mehrheit  von  11  Ständen  beschlossen:  «In  Erwartung 
der  bevorstehenden  weitern  Entwicklung  der  allge- 
meinen Angelegenheiten  der  Schweiz  soll  kein  be- 
stimmter Termin  für  die  Beschwörung  des  Bundes- 
vertrages dermalen  festgesetzt  werden,  sondern  die 
Tagsatzung  behält  sich  vor,  nach  Massgabe  der  Um- 
stände den  Gegenstand  neuerdings  in  Berathung  zu 
ziehen  und  einerseits  den  schicklichsten  Tag  so  nahe 
als  möglich,  anderseits  die  Form  und  die  Feierlichkeit 
der  Handlung  zu  bestimmen.»  Dieser  Beschluss,  zu 
dem  Luzern,  Zug,  Freiburg,  Schaffhausen,  Glarus  und 
Bern  nicht  gestimmt  hatten,  und  wobei  Schwyz  und 
Nidwaiden,  wie  immer,  fehlten,  wurde  dem  Kongress 
in  Wien  am  9.  Januar  1815  mitgetheilt. 

Die  nächste  Arbeit,  nachdem  auf  diese  Weise  eine 
Eidgenossenschaft  zunächst  provisorisch,  unter  Vor- 
behalt gewissermassen  der  definitiven  Ratifikation  ent- 
stand, war  die  Aufnahme  von  drei  neuen  Bundes- 
gliedern :  Wallis,  Neuenburg  und  Genf.  —  Es  waren 
diess  drei  alte  «zugewandte  Orte»  der  Eidgenossen- 
schaft, welche  nun  ebenfalls,  nach  dem  Vorübergang 
der  Revolutionsperiode,  wieder  in  ihre  früheren  Ver- 
hältnisse zurückfielen.  Wallis  war  im  Jahre  1801 
von  der  helvetischen  Republik  wider  seinen  und  ihren 
Willen  losgerissen  und  als  eigene  «  rhodanische  Re- 
publik »  unter  französischem,  cisalpinischem  und  hel- 
vetischem Schutze  konstituirt,  zuletzt  aber,  wie  schon 
damals  vorauszusehen  war,  von  seinem  sogenannten 
«Beschützer»  im  Jahre  1810  unter  dem  Vorwand,  dass 
es  die  auf  gemeinsame  Kosten  erbaute  Simplonstrasse 
nicht  recht  erhalte,  inkorporirt  worden1).  —  Neuen- 
burg wurde  1798  mit  Vorbedacht  nicht  in  die  in  Paris 
zugeschnittene  helvetische  Konstitution  aufgenommen 

M  Viel,  hierüber  unser  letztjährigcs  Jiihrbuob  auf  pajr-  S58  f. 
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und  führte  von  da  ab  bis  1806  ein  von  der  Eidgenossen- 
schaft getrenntes  Dasein,  bis  es  dann  im  genannten 
Jahre  von  Preussen  gegen  Hannover  an  Frankreich 
abgetreten  und  zu  einem  französischen  Lehensstaat 
gemacht  worden  war.  —  Genf  war  nach  lange  dauern- 
den innern  Wirren  zwischen  Alt-  und  Neubürgern  im 
Jahre  1798  die  Hauptstadt  eines  französischen  Departe- 
ments geworden,  das  noch  andere  Landestheile  als  den 
heutigen  Kanton  umfasste. 

Alle  diese  ehemaligen  Verbündeten  wünschten, 
nachdem  sie  einstweilen  seit  Ende  1813  von  den 
alliirten  Truppen  besetzt  worden  waren,  Aufnahme  in 
die  neu  gegründete  Eidgenossenschaft.  Immerhin  ge- 
schah diess  jedoch  auf  bemerklich  verschiedene  Weise. 
Die  Walliser  waren  die  Ersten,  welche  selbst  die 
Initiative  ergriffen,  indem  sie  durch  ein  Schreiben 
eines  «  provisorischen  Regierungsrathes  des  Freistaates 
Wallis»  der  Tagsatzung  eine  Abordnung  zum  Zwecke 
der  Eröffnung  von  Unterhandlungen  ankündigten, 
welche  Deputation  dann  auch  in  den  Personen  des 
Präsidenten  dieses  Raths,  Leopold  de  Sepibus,  des 
Altlandeshauptmanns  Eugen  Liberat  von  Courten. 
Grosskastellans  des  Zehntens  Sitten,  und  des  Gross- 
kastellans des  Zehntens  Monthey,  Peter  Maria  de  La- 
vallaz  im  Juni  1814  in  Zürich  eintraf  und  einstweilen 
dort  einige  gute  Worte  erhielt.  —  Bezüglich  Neuen- 
bürgs hatten  die  fremden  Minister  den  Antrag 
auf  Feststellung  neuer  Verhältnisse  zur  Eidgenossen- 
schaft gemacht,  die  Tagsatzung  handelte  hier  ganz  und 
gar  nicht  mit  der  nöthigen  eigenen  EntSchliessung 
(Prot.  17.  Mai  1814).  Zwei  Vertreter  von  Neuenburg, 
der  Generalprokurator  von  Kougemont  und  der  Staats- 
rath  von  Montmollin  kamen  nach  Zürich,  um  die  Er- 
klärung der  Hereitwilligkeit  Neuenbürgs,  in  den  Bund 
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einzutreten,  abzugeben.  Der  Vertreter  des  Königs  von 
Preussen,  Freiherr  von  Chambrier,  erklärte  sich  damit 
einverstanden  und  der  König  selbst  deklarirte  von 
London  aus,  wo  er  sich  damals  befand,  am  8.  Mai  1814 
der  Tagsatzung  seinen  Willen  über  die  Verfassung 
von  Neuenburg  und  ermächtigte  den  dortigen  Staats- 
rath,  über  den  Anschluss  an  die  Eidgenossenschaft 
unter  diesen,  also  zum  Voraus  feststehenden  Be- 
dingungen zu  verhandeln1).  Alexander  Berthier  ent- 
sagte ebenfalls  seinen  Rechten  nicht  zu  Gunsten  der 
Eidgenossenschaft,  sondern  des  Königs  von  Preussen 
allein,  und  Neuenburg  huldigte  der  Krone  Preussen, 
bevor  es  Glied  der  Eidgenossenschaft  ward.  Dadurch 
wurde  die  Stellung  dieses  Kantons  von  1814  ab  eine 
unrichtige.  Denn,  während  es  ursprünglich  früher 
eidgenössisch  als  preussisch  gewesen  war  und  nur  unter 
Vorbehalt  seiner  eidgenössischen  Zugehörigkeit  im 
Jahre  1707  preussisch  wurde,  wurde  es  nunmehr  zuerst 
preussisch,  und  als  preussisches  Fürstenthum  auch  noch 
eidgenössischer  Kanton.  Einzig  das  wurde  festgehalten, 
dass  das  Land  von  der  übrigen  preussischen  Monarchie 
getrennt,  untheilbar  und  unveräusserlich  bleiben  müsse, 
nie  in  Apanage  gegeben  werden  dürfe  und  dass  die 
Eidgenossenschaft  nur  mit  der  in  Neuenburg  residiren- 
den  Regierung  zu  verkehren  haben  werde.  Diese  Ver- 
hältnisse wurden  später  durch  das  königliche  «  Or- 
ganisationsedikt für  das  Fürstenthum  Neuenburg  »  vom 
26.  Dezember  1814  und  die  eidg.  Aufnahmsurkunde  vom 
19.  Mai  1815  geregelt.  —  Die  Genfer  hatten  eine  noch 
seltsamere  Uebergangsperiode.  Nach  dem  Einmarsch 
der  Alliirten  in  die  Schweiz  hatten  sie  zuerst  am 
31.  Dezember  1813  eine  provisorische  Regierung  unter 
dem  Syndic  Lullin,  an  Stelle  der  französischen  Depar- 

')  Die  von  dem  König  oktroyirte  Verfassung  siehe  paff.  212. 
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tementsregierung,  errichtet1).  Als  aber  der  Krieg  im 
Frühjahr  1814  etwas  länger  dauerte,  zum  Theil  sogar 
mit  wechselnden  Chancen,  und  namentlich,  als  die 
Nachricht  von  der  Wiedereinnahme  Hamburgs  durch 
Davoust  und  der  etwas  rauhen  Handlungsweise  des- 
selben gegen  die  abgefallene  Stadt  nach  Genf  gelangte, 
setzten  die  Genfer  den  französischen  Maire  wieder  ein 
und  warteten  in  derartig  gedeckter  Stellung  abt  wie 
der  Feldzug  ausfallen  werde.  Nicht  eher  als  14  Tage 
nach  der  Einnahme  von  Paris  und  der  Abdankung 
Napoleons,  am  22.  April  1814,  traten  dann  6000  Bürger 
mittelst  einer  Adresse  an  die  bei  Seite  gestellten 
« Syndics  und  den  provisorischen  Rath  der  Republik 
Genf  »  wieder  hervor  und  richteten  an  dieselben 
das  Gesuch,  bei  den  alliirten  Monarchen  den 
Wunsch  eines  Anschlusses  von  Genf  an  die  Eidge- 
nossenschaft zu  verlautbaren.  Infolge  dessen  begaben 
sich  nun  die  zwei  Staatsräthe  Saladin  und  Schmidt- 
meyer zu  derenMinistern  nach  Zürich,  und  erst, 
als   diese   ihre  Zustimmung   in    einer   förmlichen   Zu- 

M  Genf  wurde  von  den  österreichischen  Truppen  unter  Bubna,  welche 
am  20.  Dezember  den  Boden  der  Schweiz  bei  Basel  betraten,  am  80.  De- 
zember durch  Kapitulation  eingenommen.  Der  französische  Präfekt,  Baron 
Capellc,  wurde  desshalb  nachmals  suspendirt  und  vor  eine  Untersitchnngs- 
kommission  gestellt. 

Der  Tagesbefehl  von  Bubna  über  die  Organisation  von 
Genf  lautet  wio  folgt:  „Es  sind  zwei  Kommissionen,  die  Bürger-  und  An- 
sassenkommisslon,  aufgestellt  worden.  Innerhalb  24  Stunden  soll  sich  jeder 
Bürger  von  Genf  vor  der  erstem  stellen,  um  eine  Karte  mit  weissem  Grund 
zu  empfangen;  ein  gleiches  sollen  alle  Ansassen  vor  der  zweiten  thun,  wo 
sie  eine  Karte  mit  rothem  Grund  erhalten  werden.  Die  letztere  Kommission 
wird  ihre  Karten  übrigens  nur  an  solche  Personen  abgeben,  die  durch  Beruf 
und  Vermögen  sowohl,  als  durch  Aufenthalt  und  Aufführung  für  empfehlens- 
wert» anerkannt  sind ;  andere  müssen  ungesäumt  die  Stadt  verlassen.  Kein 
Bürger  oder  Ansass  soll,  ohne  die  erhaltene  Karte  bei  sich  zu  tragen,  sein 
Hans  verlassen.  Wer  immer  In  Geschäften  nach  Genf  kommt,  um  daselbst 
zu  übernachten,  ist  gehalten,  sich  beim  Polizeibureau  zu  stellen,  wo  er 
eine  Karte  auf  grünem  Grund  zu  empfangen  hat,  in  Ermanglung  welcher 
er  dem  Platzkommandant  zugeführt  werden  soll  und  dessen  Befehle  zu 
erwarten  hat.14    (Allg.  Zeitung,  1814,  pag.  842.) 
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schrift  vom  l.  Mai  1814  gegeben  hatten,  stellten 
« Syndic8  und  provisorischer  Rath  von  Genf »  am 
10.  beziehungsweise  20.  Mai  das  Gesuch  an  die  eid- 
genössische Tagsatzung  um  Aufnahme  in  die  Eid- 
genossenschaft und  um  vorläufige  Besetzung  durch 
eidgenössische  Truppen  (Abschied  I,  pag.  247  und  248). 
Am  1.  Juni  zogen  drei  Kompagnien  Freiburger  zu 
Schiff  von  Nyon  aus1)  in  die  Stadt  Genf  ein,  und  schon 
am  18.  Mai,  Abends  81/*  Uhr  war  —  wie  berichtet 
wird,  zur  grossen  Freude  der  alten  Genfer  -  nach 
sechzehnjähriger  Unterbrechung  wieder  die  alte  Feier- 
abendglocke geläutet  worden.  —  Schwierig  erschien 
es,  in  diesem  neuen  Kanton  eine  Verfassung  herzu- 
stellen, welche  zugleich  dem  regen  Freiheits-  und 
Gleichheitsgefühl  der  Bürger  und  dennoch  der  aristo- 
kratischen Restaurationstendenz  des  Tages  entsprechen 
sollte.  Dieselbe  enthielt  denn  auch  schliesslich  Vor- 
zugsrechte der  alten  Genfer  vor  den  neueingebürgerten, 
einen  erheblichen  Wahlcensus  und  besonders  die  schlaue 
Bestimmung,  dass  alle  Staatsrathsstellen  lebenslänglich 
und  zugleich  sehr  gering  bezahlt  sein  sollten,  Dinge, 
die  dann  erst  durch  die  Aera  Fazy  gründlich  beseitigt 
worden  sind  (Abschied  L,  pag.  254).  Trotz  dieser  konser- 
vativen Sicherheitsventile  hatten  übrigens  einige  Kan- 
tone der  Eidgenossenschaft  Bedenken,  das  bewegliche 
Genfervölkchen  in  den  Bund  aufzunehmen  (vgl.  Manual 
des  Geh.  Bathes  von  Bern,  28.  Juni  1814),  wobei  auch 
die  Abneigung  der  Katholiken  gegen  die  Brutstätte 
des  Calvinismus  mitwirkte,  und  es   waren  eigentlich 

*)  Versoix  war  damals  noch  französisch.  Längere  Verhandlungen  über 
den  Durchmarsch  mit  dem  französischen  Gesandten  und  dem  dort  stehen- 
den General  Bourmont  finden  sich  in  Abschied  II  161  nnd  ff.  -  Ein  eigen- 
thmnlicher  Znfall  war  es,  dass  Freibarg,  welches  den  ersten  Schutz  vertrag 
mit  Genf  im  Jahre  1519  geschlossen,  das  Bündniss  aber  nachher  in  Folge 
der  Reformation  aufgekündet  hatte,  nunmehr  die  Verbindung  Genfs  mit 
der  Eidgenossenschaft  neuerdings  anknüpfte.    • 
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bloss  die  neuen  Kantone,  die  in  der  Aufnahme  von 
Genf  eine  Verstärkung  ihrer  eigenen,  noch  immer  be- 
drohten Existenz  in  der  Eidgenossenschaft  erblickten 
und  diesen  Anschluss  aufrichtig  begrüssten.1)  Auch  in 
dem  heutigen  Gebiete  von  Genf  selber  war  der  Wunsch, 
mit  der  Schweiz  vereinigt  zu  werden,  nicht  einstimmig. 
Andererseits  wünschten  Theile  des  benachbarten  Sa- 
voyens  die  gleichzeitige  Einverleibung  mit  ihrer  natür- 
lichen Hauptstadt.  Am  20.  Juli  langte  bei  der  Tag- 
satzung ein  Memorial  ein,  wornach  Abgeordnete  vod 
Wahlkollegien,  öffentliche  Beamte  und  Landeigentümer 
der  Provinzen  Chablais  und  Faucigny  und  der  Provinz 
Carouge  unter  Beilage  mehrerer  Hefte  Unterschriften 
diese  Einverleibung  begehrten,  wogegen  dann  wieder  der 
Advokat  Roget  de  Chölex,  der  comte  d' Antioche  und  der 
Herr  von  Lemontet  Namens  des  «Volkes  von Savoyen» 
protestirten  und  behaupteten,  der  allgemeine  Wunsch 
sei,  sardinisch  zu  werden.  Und  um  die  Verwirrung 
voll  zu  machen,  erschien  noch  am  30.  Juli  ein  Schreiben 
der  Vorgesetzten  der  Stadt  und  Landschaft  Carouge, 
worin  dieselben  erklärten,  Carouge  wolle  bei  Frank- 
reich bleiben  und  habe  diesen  Wunsch  auch  bereits 
in  einer  Bittschrift  an  S.  Majestät  den  König  Lud- 
wig XVEI.  ausgesprochen  und  jede  andere  Erklärung, 
wornach  man  vorgebe,  eine  Vereinigung  sowohl  mit 
Genf  und  der  Schweiz,  als  mit  Sardinien,  liege  im 
Wunsche  der  dortigen  Bevölkerung,  beruhe  auf  gänz- 
licher Verkennung  der  Absichten  derselben.  Die 
Tagsatzung    beschloss     auf    solche    so    sehr    wider- 


>)  Bei  der  Abstimmung  vom  12.  September  1814  über  die  Aufnahme 
der  drei  neuen  Kantone  erklärten  Uli  und  Zug,  sieh  ihr  Votum  vorbehalten 
zu  müssen,  ob  Genf  und  Neuenbürg  als  Kantone,  oder  als  „zugewandte  Orte' 
aufzunehmen  seien.  Obwalden  beantragte  direkt  das  letztere  für  alle  drei 
Länder,  Glarus  behielt  Ratifikation  vor,  Graubünden  erklärte  sich  erst  an 
17.  November  definitiv  nnd  bloss  für  Wallis  and  Genf.  Schwyi,  Nidwaiden 
und  Tessin  waren  bei  der  Abstimmung  nicht  gegenwärtig.  Abschied  II 100. 
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sprechende  Erklärungen  hin,  Annexionen  von  savoyi- 
schen  Landestheilen  weder  zu  begünstigen,  noch  zu 
provoziren,  sondern  abzuwarten,  was  seitens  der  alliirten 
Mächte  über  das  Schicksal  «  der  diesseits  der  grossen 
Alpenketten  gelegenen  savoyischen  Provinzen  in  Hin- 
sicht auf  eine  allfällige  Anordnung  des  Gebietes  von 
Genf  beschlossen  werde.»1)  —  Einzig  Thurgau,  Waadt 
und  Appenzell  A.  Rh.  stimmten  dafür,  dass  diese  Akten 
an  die  diplomatische  Kommission  überwiesen  würden 
und  dass  im  Falle  einer  Abreissung  jener  Provinzen 
von  dem  Mutterlande  darüber  neuerdings  Bericht  er- 
stattet werde  (Abschied  I,  pag.  257).  Ueber  das 
Schicksal  dieser  Grenzgebiete  und  die  allfälligen  Genfer- 
Vergrösserungen  durch  Theile  derselben,  sowie  über 
Biel,  das  Bisthum  Basel  und  die  noch  weiter  abliegenden 
Wünsche,  welche  das  Veltlin,  Konstanz  und  einiges 
Andere  betrafen,  musste  nunmehr  sammt  und  sonders 
auf  dem  Wiener  Kongresse  die  Entscheidung  geholt 
werden,  der  in  dieser  nämlichen  Zeit  seinen  Anfang 
nahm. 


Dieser  auch  in  unserer  Landesgeschichte  berühmte 
Kongress  der  europäischen  Staaten  hatte  folgenden 
Zweck  und  Ursprung:  Der  erste  Pariser  Friede,  in 
33  Artikeln,  welcher  am  30.  Mai  1814  unterzeichnet 
und  am  14.  Juni  veröffentlicht  wurde,  war  das,  was 
man  jetzt  einen  «  Präliminarfriedensvertrag  »  nennen 
würde;  er  sollte  nach  einem  Ausdrucke  von  Gentz  vor- 
läufig nur  c  die  direkten  Beziehungen  zwischen  Frank- 
reich und  den  mit  demselben  im  Kriege  befindlichen 
Mächten  wiederherstellen. »    Dieser  Zweck  wurde  nach 

')  Einstweilen  waren  daher  die  französischen  Donanen  in  8t.  Julien 
wie  im  Pay«  de  Gex  {ranz  unmittelbar  auf  der  Grenze  postirt.  Vgl.  Allg 
Ztg.  vom  19.  Juli  1814. 
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der  schliesslich  vorwiegenden  Ansicht  der  siegreichen 
Alliirten  dadurch  erreicht,  dass  in  dem  besiegten  Staate 
ein  Thronwechsel  stattfand  und  dass  derselbe  in  die 
Grenzen  zurückversetzt  wurde,  welche  er  am  I.  Januar 
1792  besessen  hatte,  bevor  der  ausschweifende  Traum 
eines  Kaiserreiches,  das  nur  noch  dem  Namen  nach 
ein  französisches,  der  Intention  nach  aber  ein  Welt- 
reich war,  diese  Grenzen  zu  Ungunsten  aller  Nachbar- 
länder in's  Ungemessene  hinausgerückt  hatte.  Die 
Theilung  der  ungeheuren  Nachlassenschaft  dieses 
Reiches  sollte  erst  nachträglich  auf  einem  Kongresse 
stattfinden,  welcher  binnen  zwei  Monaten  nach  dem 
Friedensschlüsse  von  allen  kriegführenden  Mächten 
behufs  Vervollständigung  des  Friedenstraktates  be- 
schickt werden  sollte. ') 

Von  vorneherein  war  es  klar,  dass  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  auf  demselben  weder  Sitz 
noch  Stimme  haben  werde,  gehörte  sie  ja  doch  nicht 
zu   den    kriegführenden   Staaten,    sondern    nach   den 

»)  Vgl.  den  Artikel  22  des  Pariser  Vertrages,  welcher  folgendermaßen 
lautete:  „Innerhalb  einer  Frist  von  ä  Monaten  werden  alle  Mächte,  welche 
von  beiden  Seiten  in  dem  gegenwärtigen  Krieg  verwickelt  waren,  Bevoll- 
mächtigte nach  Wien  schicken,  um  auf  einem  Generalkongresse  die  Anord- 
nungen zu  treffen,  welche  die  Verfügungen  des  gegenwärtigen  Traktates 
vervollständigen  müssen."  —  Als  Ort  des  Kongresses  war  ursprünglich 
Brüssel  in  Aussicht  genommen  gewesen,  später  einigte  man  sich  auf  Wien- 
Vorangehend  hatten  Besuche  der  allirten  Herrscher  und  ihrer  Minister  in 
London  stattgehabt.  —  Die  Literatur  des  Wiener  Kongresses  ist  eine  sehr 
bedeutende.  Das  Beste,  um  sich  kurz  über  die  Hauptsachen  zu  Orientiren, 
ist  die  Denkschrift  von  Gentz  vom  10.  Februar  1815  datirt.  welche  in  den 
Memoiren  Metternlchs  (II,  473),  und  noch  vollständiger  in  „Oesterrelcns 
Theilnahme  an  den  Befreiungskriegen"  (pag.  496)  abgedruckt  und  durch 
weitere  Briefe  an  den  Hospodar  Caradja  in  Bukarest  (pag.  428—570)  er- 
gänzt ist.  Zahlreiche  Nachrichten  enthält  natürlich  auch  hier  die  Allg« 
Ztg.  vom  September  1811  bis  März  1815  und  der  offiziöse  „Oesterreichische 
Beobachter",  redigirt  von  Filat.  Unsere  schweizerischen  Angelegenheiten 
sind  nachzulesen  in  dem  Abschied  der  langen  Tagsatzung,  Band  II,  und 
in  den  Beilagen  A— Q  und  X— Z,  die  längere  Aktenstücke  enthalten.  Ausser- 
dem in  K  I  ii  b  e  r  .  Akten  des  Wiener  Kongresses.  Die  Berichte  in  Rein- 
hardt Leben  von  Muralt  (pag.  28>>  ff.)  sind  aus  einem  Tagebuch  geschöpft; 
das  der  zürcherische  Bürgermeister  nach  seiner  Gewohnheit  auch  bei  dieser 
Mission  geführt  hat. 
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Aeusserungen  der  Kongressmächte  vielmehr  zu  denen, 
I  die  mit  dem  französischen  Reiche  in  einer  staatsrecht- 
lichen Verbindung  gestanden  hatten,  welche  nun  de- 
finitiv zu  lösen,1)  und  wobei  unser  seit  1798  in  einer 
beständigen  Krisis  befindliches  Staatswesen  innerlich 
und  nach  Aussen  neu  zu.  organisiren  war. 

Die  äussere  Reorganisation  dieses  Staatswesens 
mittelst  neuer  zweckmässiger  Grenzen  konnte  wesent- 
lich nur  auf  Kosten  des  besiegten  französisch-italieni- 
schen Reiches  geschehen ;  es  war  leicht  vorauszusehen, 
dass  andere,  ebenfalls  nothwendige  oder  wünschens- 
werthe  Grenzverbesserungen,  die  zum  Nachtheil  der 
am  Kongress  vertretenen  Sieger  stattzufinden  hatten, 
geringere  Aussicht  auf  Verwirklichung  haben  würden. 
An  einzelnen  Punkten,  namentlich  im  Veltlin,  war  sogar 
eine  Mitbewerbung  einflussreicher  Kongressmitglieder 
um  diesen  Theil  der  Erbschaft  in  ziemlich  sicherer 
Aussicht. 

Dazu  kam,  um  den  schweizerischen  Unterhändlern 
die  Aufgabe  schwierig  zu  machen,  dass  man  von  Seite 
der  tonangebenden  Mächte  nicht  einmal  geneigt  war, 
Frankreich  mehr,  als  durchaus  nothwendig,  in  seinem 
Besitzstande  zu  alteriren. 


*)  Die  Schweiz  war  eigentlich  genau  genommen  in  den  Augen  der  lei- 
tenden Personen  ein  mitbesiegter  Vasallenstaat  Frankreichs,  der  nur 
durch  den  guten  Willen  der  Sieger,  und  weil  dieselben  mit  ihr  nicht  viel 
Anderes  anzufangen  wussten,  als  selbständiges  Staatswesen  fortbestand, 
aber  der  Intention  der  grossen  Staaten  nach  nun  unter  eine  gemeinsame 
Oberaufsicht  genommen  werden  sollte.  Diess  besagte  ein  geheimer 
Artikel  des  ersten  Pariser-Friedens,  welcher  wie  folgt  lautete: 
»Art.  2.  La  France  reconnaitra  et  garantira  conjointement  avec  les  puis- 
sances  allieea  et  coinme  elles  l'organisation  politique  que  la  Suisse  se  donne 
sous  ies  anspices  des  dites  puissances  alliöes  et  d'aprfes  les  bases  arret^es 
avec  elles".  Frankreich  musste  also  auf  seinen  vorwiegenden  Einfluss 
auf  die  Schweiz  verzichten,  den  zu  erwerben  und  behaupten  seine  kon- 
stante Politik  unter  allen  Regierungen  seit  Ludwig  XI.  gewesen  war  und 
der  sich  zeitweise,  namentlich  in  dem  zweiten  Vertrag  von  1715  mit  Lud- 
wig XIV.,  dem  Schutz-  und  TrutzbündniBs  der  helvetischen  Republik  von 
1«9S  nnd  der  Mediationsactc  bis  zu  einem  wahren  Protektorat  gesteigert 
hatte. 
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Die  Franzosen  waren  schon  in  dem  Friedensvertrag 
möglichst  geschont  worden;  man  hatte  sie  bloss  auf 
die  Grenzen  vom  1.  Januar  1792  reduzirt,  ja  sogar 
ihnen  600,000  Seelen  mehr,  als  sie  damals  besessen 
hatten,  gelassen;  ebenso  hatte  man  auf  eine  Kriegs- 
kontribution verzichtet  und  sie  in  dem  32.  Artikel 
des  Vertrages  bei  der  Vertheilung  der  von  ihnen  ab- 
zutretenden Ländennassen  mit  Sitz  und  Stimme  theil- 
nehmen  lassen,  obwohl  Gentz  sagt,  es  sei  diess  lediglich 
eine  artige  Form  und  nicht  eigentlich  ernst  gemeint 
gewesen.1)  Der  Kaiser  von  Russland,  der  ganz  unter 
dem  Zauber  der  ihn  vergötternden  Pariser  standr  hatte 
sogar  das  Möglichste  gethan,  um  ihnen  die  Rückgabe 
der  aus  ganz  Europa  zusammengeraubten  Kunstwerke 
zu  ersparen,  mit  der  wohlwollenden  Begründung,  «  es 
sei  ihm  schon  der  Gedanke  zuwider,  diese  schöne 
Hauptstadt  irgend  einer  Zierde  zu  berauben,  in  deren 
Besitz  sie  sei. »  (Oesterreichs  Theilnahme  an  den  Be- 
freiungskriegen, pag.  360  ff.)  Die  anderen  Mächte, 
namentlich  Oesterreich,  waren  von  dem  Gedanken  be- 
fangen, man  müsse  dem  halbvergessenen  Bourbonen- 
geschlecht,  das  nach  fünfundzwanzigjähriger  Abwesen- 
heit in  einem  für  den  Beginn  eines  Systemwechsels  so 
ungünstigen  Momente  die  Regierung  antrat,  dieselbe 
möglich  machen,  indem  man  ihm  seitens  Europa's  Ver- 
trauen und  freundliches  Entgegenkommen  beweise  und 
die  Schuld  der  Missverständnisse  gewissennassen  gänz- 
lich auf  die  Schultern  Napoleons  lege.  Diesen  Gesichts- 
punkt verstanden  dann  auch  die  Vertreter  Frankreichs 


M  Bald  nach  Eröffnung-  des  Kongresses,  die  am  3.  November  statt- 
fand, nahm  daher  der  französische  Bevollmächtigte  (anfangs  der  Hersog 
von  Dalberg)  namentlich  an  den  Sitzungen  Über  die  schweizerischen  Ver- 
hältnisse theil  und  der  Minister  des  Auswärtigen  (Talleyrand)  beeilte  sich 
auch,  diess  dem  Bürgermeister  Reinhard  in  einem  Schreiben  vom  5.  No- 
vember iönnlich  anzuzeigen  (AUg.  Ztg.  vom  2.  Dezember). 
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bei  jeder  Gelegenheit  trefflich  zu  benutzen  und  er- 
reichten damit  mehr,  als  zweckmässig  und  gerecht 
war. 

Vor  Allem  aber  erschienen  die  Ansprüche  der 
Schweiz,  so  wichtig  sie  in  unseren  eigenen  Augen 
waren,  geringfügig  gegenüber  der  ungeheuren  Aufgabe, 
die  dem  Kongresse  oblag,  eine  ganz  neue  und  haltbare 
europäische  Staatenordnung  herzustellen  und  dabei 
sowohl  ein  gewisses  Gleichgewicht  der  Kräfte  zu  er- 
reichen, in  dem  man  die  Bürgschaft  für  einen  künftigen 
Friedenszustand  suchte,  als  auch  Differenzen  unter  den 
Alliirten  selbst  auszugleichen,  die  in  einigen  Fragen 
(ganz  besonders  das  Schicksal  von  Sachsen  und  Polen 
betreffend)  den  Keim  zu  einem  ernstlichen  Streit  der 
Sieger  über  die  Beute  enthielten.  Man  darf  sich  da- 
her nicht  wundern,  wenn  die  Schweizer  Verhältnisse 
in  der  klassischen  Darstellung  von  Gentz  über  den 
Kongress  einen  nur  bescheidenen  Raum  einnehmen. 
Die  Zeiten  waren  vorbei,  in  denen  die  Eidgenossen- 
schaft als  ein  kriegerisches  Staatswesen  ersten  Ranges 
galt  und  keine  Grenzverschiebungen  zwischen  Deutsch- 
land, Frankreich  und  Italien  ohne  ihr  Zuthun  geschehen 
konnten. 

Ebensowenig  ist,  wenn  man  die  Verhältnisse  genau 
studirt,  das  geringfügige,  ja  in  einzelnen  Punkten 
sogar  schlechte  Resultat  erstaunlich,  das  die  lange 
und  äusserlich  glänzende  Zusammenkunft  aller  Diplo- 
maten Europa's  in  diesem  ersten  Theile  ihrer  Ar- 
beiten zu  Tage  förderte,  den  man  den  «  Wiener 
Kongress»  nennt.  Ohne  das  Wiedererscheinen  Napo- 
leons auf  der  Weltbühne,  welches  im  letzten  Momente 
verschiedene  Entschlüsse  zeitigte  und  getrennte  Ge- 
müther und  Interessen  wieder  verband,  wäre  das- 
selbe wohl  noch  geringer  gewesen  und  hätte  den  Aus- 
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spruch  von  Gentz  gerechtfertigt,  dass  « der  schlecht 
entworfene,  schlecht  berechnete  und  schlecht  vorbe- 
reitete Kongress  »  nicht  den  Vortheil  bringen  werde, 
« den  Europa  von  dieser  Versammlung  zu  erwarten 
die  Gutmüthigkeit  hatte».  « Die  hochtönenden  Redens- 
arten »  —  so  fahrt  er  fort  —  «  von  Wiederaufrichtung 
der  gesellschaftlichen  Ordnung,  von  Neugestaltung  des 
politischen  Systems  Europa's,  von  dauerhaftem,  auf 
eine  gerechte  Vertheilung  der  Kräfte  begründetem 
Frieden  wurden  zum  Besten  gegeben,  um  die  Völker 
zu  beruhigen  und  dieser  feierlichen  Versammlung  ein 
würdevolles  und  grossartiges  Aussehen  zu  verleihen, 
der  wahre  Zweck  des  Kongresses  bestand  jedoch  in 
der  Vertheilung  der  dem  Besiegten  abgenommenen 
Beute  unter  die  Sieger  ».') 

Natürlich  wurden  damals  solche  Ansichten  nur 
in  den  vertrautesten  diplomatischen  Kreisen  geäussert, 
für  die  Völker  Europa's  galten  «  die  hochtönenden 
Phrasen  »  einer  berühmten  Erklärung  aus  der  Feder 
des  nämlichen  Gentz,  die  am  Schlüsse  des  Kongresses 
erlassen  wurde.  (Vgl.  «  Oesterreich's  Theilnahme 
u.  s.  w. »,  pag.  530  und  531). 

Die  Organisation  des  Kongresses  war  fol- 
gende: Die  Geschäfte  lagen  eigentlich  in  den  Händen 
eines  Achterausschusses  derjenigen  Mächte,  die  den 
Krieg  zuletzt  geführt  hatten.2)    Derselbe  gerieth  aber 

l)  Metternich  selbst,  welcher  in  der  That  an  seine  Arbeit  noch  etwa** 
mehr  glaubte  als  sein  Werkzeug  Gentz,  sagt  dagegen  in  seinen  Memoiren 
(pag.  209),  der  Tadel  des  Kongresses  sei  bloss  „befangenen  und  oberfläch- 
lichen Geistern  möglich*. 

')  Es  waren  dies  die  Uli.  Metternich  für  Oest erreich,  Hardenberg 
und  Humboldt  für  Preussen,  Nesselrode  für  Russland,  Castlereagh  für 
England,  Talleyrand  (zeltweise  Dalberg)  für  Frankreich,  Labrador 
für  Spanien,  Palmello  für  Portugal,  Löwenhjelm  für  Schweden. 
Eigentlich  sollte  jede  Macht  nur  einen  Vertreter  haben;  Prenssen  allein 
hatte    deren    immer  zwei,    weil    der  eigentliche   Vertreter,    Staatskanzler 
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bald  in  Vergessenheit  gegenüber  einem  engeren  Aus- 
schuss  der  «  Signatarmächte  des  Pariservertrags»,  be- 
stehend aus  Metternich ,  Nesselrode ,  Castlereagh, 
Hardenberg  und  Humboldt,  wozu  dann  später  noch 
Talleyrand  sich  Eingang  zu  verschaffen  wusste.  Seit 
Ende  des  Jahres  1814  war  dieser  Ausschuss  eigentlich 
allein  der  arbeitende  Kongress,  er  versammelte 
sich  während  der  letzten  drei  Monate  jeden  Abend  in 
dem  Arbeitszimmer  Metternich's.  Daraus  ist,  nament- 
lich seit  dem  späteren  Aachener  Kongresse  von  1818, 
das  sogenannte  «  europäische  Konzert  der  fünf  Gross- 
mächte »  hervorgegangen,  die  sich  als  die  Vormünder 
Europa's  und  Garanten  der  öffentlichen  Ordnung  be- 
trachteten. Ausserdem  gab  es  noch  ein  besonderes 
Komite  der  deutschen  Staaten  für  die  Regelung  ihrer 
neuen  Verhältnisse.  Die  Angelegenheiten  der  Schweiz 
wurden  von  dem  Ausschusse  der  vier  alliirten  Gross- 
raächte,  später  mit  Hinzutritt  Frankreichs,  behandelt.1) 


t.  Hardenberg,  an  schwerem  Gehör  litt.  Ständiger  Sekretär  war  Gentz.  — 
Dieser  Achterausschuss  unterzeichnete  aber  nachmals  bloss  die  zwei  Mani- 
feste gegen  Napoleon  vom  13.  März  und  12.  Mai  1815,  die  auf  die  Schweiz 
bezüglichen  Erklärungen  vom  20.  und  29.  März  1815  und  das  Schlussresimio 
des  Wiener-Kongresses,  die  sog.  Kongress-Akte  vom  9.  Juni  1815.  Die  letz- 
tere wurde  am  19.  Juni  formell  von  den  acht  Kongressmächten  angenommen 
und  alle  übrigen  bloss  zum  Beitritte  eingeladen,  Gentz  entwirft  ein  sehr 
seltsames  Bild  von  diesem  Unterzeichnungsakt  („Oesterreiehs  Theilnahme", 
pag.  o37  und  549.  Vgl.  auch  Metternich's  Memoiren  I,  208). 

f)  Zu  diesem  Comite!  in  Bezug  auf  die  Angelegenheiten  der  Schweiz 
speziell,  gehörten  der  Graf  Capo  d' Istria,  der,  von  Russland  zu  dem 
Kongresse  einberufen,  am  27.  September  Zürich  verlless  und  daselbst  durch 
Krüdener  ersetzt  wurde,  sowie  Stratford-Cannlng  (später  als  Vertreter 
Englands  in  Konstantinopel  berühmt  geworden),  welcher  als  englischer 
Bevollmächtigter  in  der  Schweiz  seit  dem  20.  Juli  1814  fungirt  und  daher 
ihre  Verhältnisse  auch  cinigermassen  kennen  gelernt  hatte.  —  Beide  waren 
im  Ganzen  wohlwollend  gesinnt. 

Eine  sehr  wichtige  Persönlichkeit,  schwerlich  aber  günstig  für  die 
Schweiz  (ausser  etwa  für  die  Berner  Separatansprüche),  war  der  General- 
sekretär des  Kongresses,  Hofrath  Friedrich  v.  Gentz  (geb.  1764  zu  Bres- 
lau), der  Redaktor  der  Kongressakte .  der  beiden  Pariser-Frieden  und 
überhaupt  der  wichtigsten  Staatsschriften  dieses  und  späterer  Kongresse 
ein  unübertrefflicher   Stvlist ,    daneben    aber    nach    dem    Ausdrucke   de 
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Eine  ganze  Reihe  von  Staaten  (nicht  bloss  die 
Schweiz),  solche  sogar,  die  durch  ihre  Fürsten  in  Wien 
persönlich  vertreten  waren,  vor  allem  alle  deutschen 
Staaten  ausser  Oesterreich  und  Preussen,  hatten  keine 


Freiherrn  v.  Stein  ein  Mensch  mit  durch  niedrig?  Genusssacht  „verfaultem 
Merzen" ;  auch  ein  politischer  Renegat  wie  der  bernische  Haller,  der  zu  den 
begeistertsten  Anhängern  der  französischen  Revolutionsideen  gehört  und 
von  dem  König  von  Preussen,  dem  er  damals  diente,  „die  Freiheit  als  In- 
begriff alles  staatlichen  Heils"  gefordert  hatte,  später  aber  unter  den  Fit- 
tichen Metternichs  und  als  politischer  Berichterstatter  verschiedener  Hofe, 
worunter  namentlich  des  Hospodars  der  Wal  lachet,  ein  besser  bezahltes  Da- 
sein führte,  als  es  die  Freiheit  gewähren  kann.  Der  Vertreter  von  Genf  und 
spätere  Vertreter  der  Eidgenossenschaft  am  Pariser-Kongress  des  Jahres 
1815  lässt  in  seinen  vertrauten  Briefen,  die  noch  nicht  veröffentlicht  sind, 
an  mehreren  Stellen  durchblicken,  wie  unzuverlässig  Gentz  selbst  bei  der 
Schlussabfassung  von  Urkunden  war,  wenn  er  nicht  in  das  Interesse  (sehr 
wörtlich  genommen)  gezogen  wurde.  Wenn  noch  irgend  Etwas  an  seinem 
Rufe  zu  verderben  wäre,  so  würde  es  übrigens  die  jetzige  Publikation 
seiner  Briefe  an  Mette  mich  und  Carad.ia  in  „Oesterreichs  Theilnahme*  thun, 
in  welchen  er  dem  Ersteren  oft  in  der  unwürdigsten  Weise  schmeichelt,  dem 
Hospodar  gegenüber  dagegen  recht  bissige  Bemerkungen  über  die  politische 
Begabung  desselben  macht.  Metternich  kannte  ihn  wohl,  las  auch  später  diese 
Kritiken,  zu  denen  er  zuweilen  Frage-  oder  Ausrufungszeichen  macht,  er- 
wartete aber  eben  von  ihm  nichts  weiter  alR  Gefügigkeit  und  eine  gute 
Feder,  die  auch  in  der  That  nicht  besser  hätte  gefunden  werden  könnea. 
Wunderbar  und  was  für  ein  Zeugniss  für  die  Macht  der  Wahrheit  ist  es,  dass 
Gentz  überall,  wo  er  nicht  ein  „greifbares"  Interesse  hat.  Menschen  und 
Dinge  sehr  richtig  beurtheilt  und  sogar  das  Bedürfniss  fühlt  übersieh  selbst 
irgendwo  die  Wahrheit  zu  schreiben.  Seinem  Gesinnungsgenossen,  Adam 
Müller  von  Berlin,  der  ebenfalls  in  Metternich's  Dienst  als  österreichischer 
Generalkonsul  in  Leipzig  den  deutschen  Buchhandel  zu  überwachen  hatte. 
schreibt  er  gelegentlieh  am  8.  Oktober  Wäo  ganz  im  Sinne  heutiger  «Real- 
politiker44: die  Frage,  wie  die  „Gesellschaft  der  Zukunft"  zu  bilden  sei, 
müsse  man  lieber  ganz  bei  Seite  lassen  und  nur  die  augenblicklichen  Ge- 
fahren beschwören.  Er  sehe  mit  geheimem  Granen,  dass  dem  Frennde 
(Müller)  auch  au  all'  dem  „alten  Wustu  nichts  gelegen  sei  nnd  er  davon  so 
verächtlich  spreche,  wie  nur  irgend  «'in  Jakobiner.  .Dass  Sie  nicht  unend- 
lichen Schaden  gestiftet  haben,  liegt  einzig  und  allein  in  dem  Umstände, 
dass  wenige  Ihrer  Hörer  und  Leser  zu  fassen  vermochten,  was  Sie  eigent- 
lich meinten."  So  waren  zum  Theil  die  Ritter  der  „göttlichen  Weltordnung" 
beschaffen,  welche  in  Europa  durch  den  Wiener- Kongress.  in  der  Schweiz 
durch  Haller,  Graf  Johann  v.  Salis  u.  A.  wiederhergestellt  werden  sollte. 

Am  Schluss  des  denkwürdigen  Jahres  WU  trägt  ttentz  iu 
sein  geheimes  (jetzt  gedrucktes)  Tagebuch  folgendes  ein: 

„La  tin  de  cette  annee  a  ete  brillante.  De  puls  inon  sejour  ä  Baden,  je 
me  portais  a  merveille,  mieux  qne  je  crols  enoore  avoir  6t6  depnis  bien 
des  annees.  Ma  eonsideration  dans  le  monde.  si  eile  ne  s'est  pas  aecrae. 
a  au    inoins   rec,u    de   nouveaux   reliefs   par   le  Congrcs   et  la  prese-nee  de 
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direkte  Betheiligung  am  Kongress  und  eine  Versamm- 
lung in  diesem  Sinne,  wornach  alle  Betheiligteil ,  um 
deren  staatliches  Schicksal  es  sich  handelte,  sich  irgend 
einmal    vereinigt  hätten,  hat   nie    stattgefunden.     Bei 


tant  dVtrangers  illustres.  J'ai  eu  dans  les  deux  dernicrs  mois,  outre  los 
äommes  que  j'al  reejies  par  mes  rapports  avec  Bouearest,  des  ben^fices  extra- 
ordinaires  de  48,000  florins.  La  totalite  de  ma  recette  dans  l'annce  1811  «'est 
raontee  a  l7,öo<»  ducats  au  moins.  Par  conscquent  toutes  les  partleH  de  mon 
economie  ont  et«'*  florissantes;  j'ai  paye  beaucoup  de  dettes;  j'ai  complete 
et  embelli  mon  etablissement :  et  j'ai  pu  faire  beaucoup  de  bien  ä  mes  gens. 

L'aspect  des  affaires  publique*  est  lugubre;  mais  il  uc  Test  pas, 
comme  autrefois,  par  le  poids  imposant  et  ecrasant  suspendu  sur  nos  tetes, 
mais  par  la  lnödiocrlte  et  l'ineptie  de  presque  tous  les  ac- 
te nrs;  or,  coinme  je  n'ai  rien  ä  me  reproeher,  la  eonnaissance  intime  de 
cctte  pitoyabie  marehe  et  de  tous  ces  etres  mesquins  qni  gou- 
vernent  le  mon  de,  loin  de  m'afflfger,  me  sert  d'amusement,  et  je  jouis 
de  ee  spectacle  comme  si  on  le  donnait  expres  pour  mes  uieniis  plaisirs. 
Je  n'ai  perdu  cette  ann(3e  en  personnes  interessantes  que  le  prinee  de  Ligne. 

I/ann£e  181/>  eominence  sous  d'assez  bons  ausplees  pour  moi;  quant  a 
la  chose  publique,  je  vois  qu'il  est  inutile  de  eroire  qu'elle  remplira  jamais 
les  vaines  esperances  dont  se  bereent  les  enthousiastes,  et  auxquelles  j'ai 
renonce  ponr  tonjours.  Rrgo  slt  felix  et  faustum." 

Dies«  waren  die  hinter  der  Seene  „arbeitenden*4  Kräfte  des  Kon- 
gresses. Auf  der  Scene  stand,  seit  mit  dem  25.  September  die  fürstlichen 
Personen  in  Wien  eingezogen  waren,  eine  ununterbrochene  Serie  von  Festlich- 
keiten, welche  die  damaligen  Zeitungen  spaltenlang  erfüllen,  und  neben 
denen  Anfangs,  bis  in  den  November  und  Dezember  hinein,  von  ernstlichem 
Arbeiten  wenig  die  Kede  ist.  Erst  am  27.  November  beispielsweise  brachte 
ein  Kourier  eine  Note  nach  Zürich,  wornach  „die  in  Wien  versammelten 
Mächte  sich  jetzt  wirklich  mit  den  Angelegenheiten  der  Schweiz  beschäf- 
tigen" und  ihr  Vertrauen  und  Ruhe  empfehlen  (Allg.  Zeitung  vom  7.  De- 
zember). Die  geringe  Arbeitsamkeit  des  ersten  Kongresses,  die  theilweise 
der  Unlust  entsprang,  explosive  Fragen  anzugreifen,  gab  damals  bekannt- 
lich einem  witzigen  Mltgliede  der  österreichischen  Aristokratie,  dem 
Prinzen  von  Ligne,  den  Gentz  oben  erwähnt,  den  Anlas«  zu  seinem  berühmten 
Bonmot:  „Le  eongres  danse,  mais  il  ne  marebe  pas",  worauf  die  Dame,  zu 
welcher  es  gesagt  wurde,  ergänzend  beifügte :  „bientot  il  sautera."  Der 
nämliche  geistreiche  Mann,  der  am  19.  Dezember  während  des  Kongresses 
starb,  versäumte  es  sogar  nicht,  diesen  letzten  Anlass  zu  einem  solchen 
auf  Verbreitung  berechneten  Ausspruche  zu  benützen,  indem  er  sagte:  „er 
*H  zu  arm,  um  den  erhabenen  Gästen  seines  Kaisers  ein  anderes  Fest  zu 
bieten,  daher  wolle  er  ihnen  wenigstens  das  Schauspiel  des  Begräbnisses 
tünes  Feldmarschalls  verschaffen"  (Allg.  Ztg.  vom  26.  Dez.)  —  Aus  den 
sowtigen  Zeitungsberichten  heben  wir  als  charakteristische  Einzelheiten 
nur  folgende  hervor:  Küche  und  Keller  des  Hofes  kosteten  während  der 
Anwesenheit  der  Fürstliehkelten  täglich  100.000  Gulden  (Allg.  Ztg.  vom 
&•  Oktober).  Am  IS.  Oktober  fand  zur  Erinnerung  an  die  glorreiche 
Kehlacht  von  Leipzig  eine  Parade  statt,  bei  welcher  der  Kaiser  Alexander 

19 


—     290    — 

einem  Konferenzprotokoll  vom  12.  Mai  1815  allein, 
welches  eine  Art  von  Manifest  gegenüber  Frankreich 
enthält,  sind  ausser  den  acht  Staaten  auch  noch  Baiern, 
Sachsen,  Würtemberg,  Hannover,  Holland,  Dänemark 
und  Neapel  mitunterzeichnet  (Allg.  Ztg.  vom  24.  Mai 
1815).  Nicht  einmal  die  Vollmachten  wurden,  wie  diess 
sonst  üblich  ist,  in  einer  allgemeinen  Versammlung 
geprüft  und  ausgewechselt  (Vgl.  «  Oesterreichs  Theil- 
nahme  »,  pag.  544  und  545). 

Es  ist  daher  auch,  wie  Metteraich  in  seinen  Me- 
moiren (pag.  140)  selbst  sagt,  sehr  Vieles  und  Wichtiges 
nicht  in  den  Akten  des  Kongresses  enthalten,  son- 
dern ohne  eine  eigentliche  Beschlussfassung,  durch  di- 
rekte Verabredung  der  leitenden  Minister  zu  Stande 
gekommen.    Anderes  muss  aus  den  Denkschriften  ent- 

ein  ihm  kürzlich  verliehenes  Regiment  dem  Kaiser  Franz  persönlich  vor- 
führte, der  hinwieder  ihn  dafür  umarmte.  „Die  Rührung,  welche  diese  in 
der  Weltgeschichte  vielleicht  einzige  8cene  in  den  Herzen  der  vielen 
Fürsten,  Minister.  Generale  u.  s.  w. ,  aller  europäischen  Nationen  ver- 
breitete, der  aus  dein  Innersten  aller  Herzen  sich  erhebende  .lubelrnf  des 
Entzückens  kann  nicht  mit  Worten  beschrieben  werden."  (Allg.  Ztg.  vom 
27.  Oktober).  —  Als  der  Kaiser  von  Russland  und  die  Könige  von  Prcnssen 
und  Bayern  Österreichische  Regimenter  verlieben  erhielten,  reichten  »if 
bei  dem  Kaiser  von  Oesterreich  ein  gemeinsames  Gesuch  um  VerlangerunR 
ihres  Urlaubs  „auf  8tempelpapieru  ein,  worüber  natürlich  unter  den  Völkern 
Europa'«  wieder  eine  allgemeine  Rührung  ausbrach  (Allg.  Ztg.  vom  8.  Nov.t. 
—  Neben  diesen  Berichten  über  Vergnügungen  aller  Art  war  es  den  Bericht- 
erstattern am  Kongress  auch  daran  gelegen,  die  Völker  von  der  tiefen 
Religiosität  der  hohen  Herrschaften  zu  überzeugen.  Darüber  enthalt  u.  A. 
die  Allg.  Zeitung  vom  10.  März  181!)  folgende  Notiz:  .Am  Feste  Mari» 
Empfängnlss  hielt  Herr  Werner  zu  Wien  eine  Predigt  über  das  Geheim- 
niss  der  unbefleckten  Empfängnis*  Maria,  als  das  Geheimniss  der  gotte*- 
erfUllten,  reinen  menschlichen  Liebe.  Im  ersten  Theile  munterte  er  seine 
Zuhörer  auf,  das  Geheimniss  anzubeten,  im  zweiten  bemühte  er  sich.  sie  das- 
selbe ahnen  zu  lassen."  —  Neben  allem  dem  her  gingen  nun  die  Streitig- 
keiten und  gegenseitigen  Intrlguen  unter  den  zahlreichen  Anwesenden, 
von  denen  Jeder  nach  Wien  gekommen  war  in  der  Hoffnung,  etwas  zu 
gewinnen,  und  Niemand  etwas  hergeben  wollte,  auf  was  er  bereits  sein 
Auge  gerichtet  hatte.  In  der  Allg.  Ztg.  vom  12.  Dez.  liest  man  sogar  eine 
feierliche  Proklamation  von  „Wir,  Wilhelm,  Gustav  Friedrich,  Graf  von 
Bentinck,  Graf  und  Souverän  von  In-  und  Kniphaust'u"  etc.  an  „seine  getreuen 
Unterthanen."  —  Ein  solches  seltsames  Gemisch  von  Prunk,  Gennss.  Schein 
und  Begehrlichkeit  aller  Art  —  das  war  der  Wiener  Kongress. 
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nomnien  werden,  die  (auch  in  unseren  Angelegenheiten) 
zahlreich  verfasst  und  zur  Instruktion  der  Minister 
oder  ihrer  untergeordneten  Beamten,  welche  die 
Sachen  zu  studiren  und  vorzubereiten  hatten,  über- 
geben wurden. 

Um  so  mehr  kam  es  natürlich  unter  so  bewandten 
Umständen  auf  einflussreiche  Persönlichkeiten  an  '), 
durch  die  jeder  Staat  die  Entschliessungen  des  mass- 
gebenden Ausschusses  vorzubereiten  und  seinen  In- 
teressen bei  den  einzelnen  Mitgliedern  desselben  auf 
jede  mögliche  Weise  Gehör  zu  verschaffen  suchte.2) 

»)  Auf  solche  Personen,  die  sich  gut  an  der  richtigen  Stelle  zu  insi- 
nuiren  wussten,  kam  sehr  viel  an;  daher  war  z.  B.  für  Waadt  wieder 
I«ahar pe  in  Wien.  Ein  Genfer  Abgeordneter,  Charles  Plctet  de  Roche- 
mont,  machte  sich  durch  seine  Gewandtheit  im  Umgänge  und  durch  seine 
Fähigkeit  die  Geschäfte  richtig  zu  behandeln,  damals  rasch  einen  solchen 
Xauien,  dass  er  sodann  bei  der  Fortsetzung  des  Kongresses  in  Paris  im 
Herbste  1815-  und  bei  den  Nachtragsverhandlungen  in  Turin  1816  von  der 
Eidgenossenschaft  selbst  als  Unterhändler  gebraucht  wurde.  Seine  Berichte 
nach  Genf  gehören  zu  dem  Interessantesten  und  Anschaulichsten,  was 
man  lesen  kann,  und  sind  die  wesentlichsten  schweizerischen  Gcsohichts- 
qnellen  für  den  zweiten  Pariser-  und  Turiner-Vertrag.  Es  wäre  dringend 
zu  wünschen,  dass  dieselben  von  seinen  Nachkommen,  in  deren  Besitze  sie 
sieh  befinden,  vollständig  publizirt  würden.  —  Gentz  erzählt  als  ein  Bei- 
spiel, wie  viel  es  auf  persönliche  Eigenschaften  der  Vertreter  einzelner 
Staaten  ankam,  dass  u.  A.  als  Bevollmächtigter  eines  Fürsten  Ludovisi, 
der  auf  Piombino  und  Elba  Ansprüche  erhob,  ein  einfacher  Herr  Vera  er- 
schienen sei,  den  man  Anfangs  nicht  ernsthaft  genommen  habe,  wie  denn 
anch  die  Ansprüche  seines  Herrn  eher  zum  Spotte  reizten;  derselbe  habe 
sich  aber  so  allgemein  beliebt  zu  machen  gewusst,  dass  sein  Erfolg  zuletzt 
der  vollständigste  des  Kongresses  war.  (Vgl.  Österreichs  Theilnahme  an 
den  Befreiungskriegen  pag.  66a). 

')  Die  Dukaten,  welche  Gentz  (siehe  pag.  289)  am  Ende  seines  Rech- 
nungsjahres besass,  werden  wohl  auch  zum  Theil  zu  diesen  Insinuations- 
mittein  gehört  haben.  Anderseits  mussten  auch  Präkautionen  getroffen 
werden.  Pictet  sagt  in  einem  spätem  Briefe  von  1816  (16.  Februar),  dass  in 
Wien  die  Briefe,  die  durch  die  Post  abgesendet  wurden,  gelesen  worden 
seien  und  man  zu  diesem  Zwecke  sogar  Uebersetzer  auf  der  Post  hielt. 
Xoch  in  Turin,  wo  er  diess  sehreibt,  Hess  er  daher  wichtigere  Briefe  stets, 
mitten  im  Winter,  durch  einen  eigenen  Kourier  über  den  Mont  Ccnis  nach 
Genf  befördern. 

Schweizerische  Den  ksch  riften  sind  damals  eine  ganze  Reihe 
dem  Kongresse  eingereicht  worden.  Die  wichtigsten  finden  sich  alle  in  den 
Beilagen  zu  dem  IL  Bande  des  Abschiedes,  nämlich: 
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An  den  Kongress  wurden  Seitens  der  Tag- 
satzung abgeordnet  die  HH.  Bürgermeister  Rein- 
hard von  Zürich,  bisheriger  Präsident  derselben,  Staats- 
rath  v.  Montenach  von  Freiburg  und  Bürgermeister 
Wieland  von  Basel,  welche  mit  zwei  Sekretären,  Wie- 
land und  Edlibach,  am  25.  September  in  Wien  ein- 
trafen. 

Neben  dieser  offiziellen  schweizerischen  Gesandt- 
schaft fanden  sich  aber  gleichzeitig  noch  mehrere 
Separatbotschaften  ein,  die  nicht  selten  das  müh- 
sam  angezettelte   Gewebe    der   Ersteren   wieder   zer- 

Lit.  A.,    Beilagen  zu  der  Instruktion  der  Gesandten. 

Memoire  statistique  et  geographique  relativement  au  Chablai*.  ai 
Faucigny  et  au  d  istriet  de  Caronge. 

Note  von  Tessin  betreffend  den  Distrikt  von  Campione. 

Denkschrift  von  Thnrgau  die  Erwerbung  der  Stadt  Konstanz  be- 
treffend. 

Denkschrift  von  Schaffhausen  betreffend  die  Erwerbung  der  Ort- 
schaften Büsingen,  Gailingen  etc. 

Lit.  C  Apercu  sur  la  position  politique  et  topographique  de  lancien 
äveene  de  BiUe. 

Lit.  D.  Memoire  relatif  a  la  restitution  et  l'amälioration  des  front  leres 
de  la  Suissc. 

Lit.  H.  Akten  betreffend  die  Angelegenheiten  von  Veltlin,  Cleven  und 
Worms. 

Lit.  K.  Korrespondenz  der  Regierung  des  Standes  Graubündeii  und 
der  schweizerischen  Gesandtschaft  auf  dem  Wiener  Kongress  bezüglich 
der  Angelegenheiten  von  Veltlin,  Cleven  und  Worms. 

Lit.  L.  Eingabe  der  Abgeordneten  Grauhündens  auf  dem  Kongress  iu 
Wien  an  seine  k.  k.  apostolische  Majestät  in  Bezug  auf  die  Landschaften 
Veltlin,  Cleven  und  Worms  und  die  Konnskation  graubündnerischen  Eigen- 
thums  in  denselben. 

Lit.  M.  Eingabe  des  Bevollmächtigten  der  Stünde  Tessin  und  Waadi 
auf  dem  Kongress  in  Wien,  Hrn.  C.  F.  de  Laharpe. 

Lit.  X.  Aktenstücke  betreffend  die  Herstellung  des  Bist  h  ums  Basel 
und  die  Wiedervereinigung  der  ehemaligen  bischöflich  basel  scheu,  eine 
Zeit  lang  dem  Bisthum  Strussburg  zugetheilten  Lande. 

Lit.  Y.  Geographisch-statistische  Darstellung  der  Lage.  Beschaffen- 
heit und  Verhältnisse  der  Landschaften  Veltlin,  Cleven  und  Worms. 

Lit.  Z.  Denkschrift  der  Gesandtschaft  des  Kantons  Granbünden  auf 
der  ei  dg.  Tagsatzung  in  Betreff  dieser  Landschaften. 

Lit.  AA.  Erklärung  und  Verwahrung  des  Domkapitels  von  Konstanz. 

Die  Protokolle  des  K o m i t e s  für  die  schweizerischen  An- 
gelegenheiten liegen  dem  Abschiede  II  unter  den  Lit.  B.  E.  F.  G.  I.O. 
bei.  Eine  .Allgemeine  Sitzung*4  der  Bevollmächtigten  aller  acht  Kou- 
gressmächte  vom  <i.  Februar  lMö  ist  unter  Lit.  N.  zu  finden. 
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"Störten,  oder  doch  sehr  beeinträchtigten.  Es  waren 
diess  für  Waadt  und  Aargau  Laharpe  und  Rengger, 
denen  auch  St.  Gallen  und  Tessin  ihre  Angelegen- 
heiten anvertrauten,  für  Bern  Zeerleder,  für  Grau- 
bünden Salis-Sils  und  Daniel  Salis,  später  Albertini 
und  Toggenburg,  für  Genf  Pictet,  Eynard  und  d'Iver- 
nois,  für  Pruntrut  Bilieux  und  Delefils,  für  Biel 
Heilmann  und  für  V  e  1 1 1  i  n  sogar  verschiedene  Ab- 
geordnete mit  verschiedener  Tendenz,  unter  denen  be- 
sonders der  Graf  Diego  Guicciardi  einen  für  die  schwei- 
zerischen Interessen  sehr  verderblichen  Einfluss  aus- 
übte. Auch  der  Abt  Pankraz  Forster  von  St.  Gallen 
kam  selbst  nach  Wien,  um  dort,  unterstützt  von  einem 
päpstlichen  Nuntius  Severoli,  seine  speziellen  landes- 
herrlichen Ansprüche  geltend  zu  machen1). 

i)  Die  ganze  schweizerische  Abordnung-  spielte  natürlich  in  dem 
grossen  Heerlager  von  Fürsten  und  Staatsmännern ,  die  diesen  Kongress 
bildeten,  eine  untergeordnete  Rolle  und  musste  sieh  vielfach  an  Nebcn- 
per**onen  wenden,  oder  mit  banalen  Höflichkeiten  und  (Tenuithlichkeiten, 
hinter  denen  namentlich  der  sehr  schlaue  Kaiser  Franz  von  Oesterreich 
seine  Pläne  zu  verstecken  wusste,  statt  reellerZusicherungen,  vorlieh  nehmen. 
Kehr  bezeichnend  ist  dafür  beispielsweise  folgender  Brief  von  Heinhard 
über  eine  Audienz  bei  dein  geistig  ganz  beschränkten  damaligen  Kron- 
prinzen Ferdinand  und  anderen  österreichischen. Erzherzogen: 

.Dienstag,  den  2.">.  Weinmonat,  hatten  wir  unsere  Vorstellungen  bei 
dorn  Erzherzog  Karl ,  und  bei  dem  Erzherzog ,  Kronprinz  Ferdinand,  in 
Sehönbrunn.  Bei  der  ersten  derselben  knüpften  sich  allzuwichtige  Erin- 
nerungen an,  als  dass  es  der  Unterredung  an  Stoff  gemangelt  hätte;  —  da 
sie  jedoch  nur  allgemein  war,  so  bedarf  sie  keiner  nähern  Erwähnung. 
Diejenige  bei  dem  letztern  überraschte  uns  um  so  mehr,  da  wir  seiner 
Jugend  wegen  nur  einige  banale  Phrasen  erwarteten.  Weit  davon  ent- 
fernt häufte  er  Fragen  auf  Fragen,  und  sagte  jedem  von  uns  etwas  Ver- 
bindliches über  seinen  Kanton,  sowie  allen  zusammen  über  unsere  Nation. 
Er  war  allein  im  Zimmer,  unser  wartend;  sein  Ajo  und  sein  dienstthuender 
Kammerherr  blieben  im  Vorzimmer.  Die  Unterredung  dauerte  mehr  als 
eine  Viertelstunde.  Der  Kronprinz  erwähnte  dabei  ohne  alle  Verlegenheit 
der  schweizerischen  Gelehrten,  der  schweizerischen  Literatur,  und  sprach 
bestimmte  statistische  und  geographische  Daten  aus. 

Den  90.  Weinmonat  vollendeten  wir  den  Kehr  unserer  Vorstellungen 
bei  den  Erzherzogen  Johann,  Kainer  und  Ludwig.  Der  erstere  zeigte  eine 
sehr  genaue  Kenntnis»  der  Schweiz  in  geographischer,  geschichtlicher  und 
persönlicher  Beziehung,  äusserte  grosses  Wohlwollen  gegen  unsere  Nation, 
und  heisse  Wünsche  zur  Beseitigung  unserer  Anstände,  durch  gegenseitige 
Aufopferung  und  Verschmelzung  unserer  Interessen  " 
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Die  Instruktion  der  schweizerischen  Abord- 
nung, die  in  Beilage  Lit.  A.  zum  II.  Abschiedband 
enthalten  ist,  zeigt  ein  seltsames,  allerdings  durch  die 
Natur  der  damaligen  schweizerischen  Verhältnisse  her- 
beigeführtes Gemisch  von  richtigen  und  unrichtigen 
Gedanken.  Zunächst  soll  auf  nichts  eingetreten  werden, 
was  ausschliesslich  der  Schweiz  als  solcher  zu  be- 
stimmen zustehe.  Das  bezog  sich  auf  den  Inhalt  des 
Bundesvertrages,  der  nebst  der  Uebereinkunft  vom 
16.  August  also  bloss  vorgelegt  werden  sollte,  ohne  in 
irgend  eine  Berathung  darüber  einzutreten.  Es  war 
diess  ein  richtiger  Gedanke,  der  jedoch  nicht  völlig  zur 
Ausführung  gelangte,  indem  später  doch  die  Konzes- 
sionen der  Mächte,  besonders  die  Zusage  ewiger  Neu- 
tralität und  die  Territorialverbesserungen,  an  die  An- 
nahme der  innern  Verhältnisse,  wie  sie  von  dem  Kon- 
gresse selbst  geregelt  werden,  gebunden  und  auch 
von  der  Tagsatzung  in  dieser  Weise  acceptirt  worden 
sind.  Die  künftige  politische  Stellung  der  Eidgenossen- 
schaft soll  gegen  Aussen  klar  normirt,  ihr  zu  diesem 
Zwecke  sichere  und  natürliche  Grenzen  zurückgestellt 
und  dadurch  auch  ein  Entschädigungsmittel  gefunden 
werden,  um  damit  den  innern  Frieden  und  den  Auf- 
richtigen Verband  aller  Glieder  der  Eidgenossenschaft 
herzustellen.  Hier  war  der  erste  Theil  der  Instruktion 
richtig,  dagegen  unrichtig  die  Anknüpfung  der  inneren 
Entschädigungsfragen,  die  damit  also  von  uns  selber 
in  die  Kognition  der  Mächte  gestellt  wurden.  —  Die 
Gesandten  sollen  sich  des  Wohlwollens  der  vier 
gegen  Frankreich  verbündeten  Hauptmächte  möglichst 
versichern,  dabei  aber  doch  auch  Frankreich,  als 
den  mächtigsten  und  nächsten  Nachbar  der  Schweiz, 
nicht  feindselig  stimmen,  sondern  im  Gegentheil  in 
Bezug   auf  die  westlichen  Grenzverhältnisse  stets  die 
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Zustimmung  des  Fürsten  Talleyrand,  des  Haupt  Ver- 
treters Frankreichs  auf  dem  Kongress,  zuvor  nach- 
suchen. Ueber  die  gegenseitigen  Territorialajisprüche 
der  Kantone  sollen  sie  alle  verlangte  Auskunft  treu 
und  vollständig,  ohne  Beisatz  ihrer  eigenen  Ansichten, 
ertheilen  und  dabei  strengste  Unparteilichkeit  sich 
zur  Pflicht  machen.  Endlich  sollen  sie  die  Anerken- 
nung der  Eidgenossenschaft  als  eines  vollkommen 
unabhängigen,  durch  eigene  Gesetzt  und  Verfassung 
regierten  Staates  nachsuchen,  daneben  aber  dennoch 
die  Zuerkennung  einer  ewigen  schweizerischen  Neu- 
tralität verlangen.  —  Die  Liste  der  speziellen  Rekla- 
mationen, wie  sie  dann  später  am  5.  Dezember  1814 
in  einer  Denkschrift  dem  preussischen  Minister  von 
Humboldt  und  durch  denselben  dem  Komite  für  schwei- 
zerische Angelegenheiten  eingereicht  wurde ,  hatte 
folgenden  Wortlaut : 

MEMOIRE 

prlsentö  par  la  Lögati on  suisse,  relatif  a  larestitutlonetä 

l'amelioration  des  frontieres  de  la  8uis»e. 

La  Ltfgation  suisse  tftant  appele>  a  emettre  ses  voeux,  sur  la  restltutlon 
de  ses  anciennes  frontieres  et  sur  l'amelioration  de  quelques  points  trop 
fälble«,  eile  donne  &  sa  demande  le  de*veloppcment  sutvant: 

Apres  la  rennion  de  Xeuchätel,  du  Valais  et  de  Geneve,  la  Suisse  doit 
dt%lrer  d'avoir  des  limites  contigues,  non  interrompues  et  susceptibles  d'nne 
defense  simple  et  facile.  Elle  ne  vise  pas  a  s'^tendre  anx  depens  de  ses 
voistns,  mals  ä  obtcnir  le  retour  des  partles  detachles  d'elle  et  ä  acqulrir 
quelques  points  ne*cessaires  au  but  pröcitc,  dans  une  voie  lt'gitime  et  approuvee 
par  les  hautes  palssances  mßmes. 

Du  cötö  de'la  France. 

1.  La  Suisse  reclame  la  ville  de  Bienne,  les  villages  de  sa  banlleue  et 
de  sa  bannlere  —  56000  ämes;  l'Erguel  et  St.  Imier  —  14,000  ames;  Neuve- 
viUe  —  1300  ämes;  Tessenberg  —  1500  ames;  Moutlers-Grandval  au-desans 
et  au-dessons  les  Roche»  — 10,000  Arnes ;  l'abbaye  et  la  Courtine  de  Bellelay 

—  looo  ämes, 

D'apres  les  ouyertures  faites  par  les  Ministres  des  hautes  puissances, 
eile  est  autorise'e  ä  espe>er,  qne  tont  le  reste  du  pays  connu  sons  la  deno- 
mination  d'eveche*  de  Bale  lui  scra  re"uni,  e*tant  pour  la  plus  grande  partie, 
sitne  dans  les  gorges  du  Jura  et  par  consequent  necessaire  a  la  defense. 

Ces  partie«  consistent  en  Montagnes  Franches  —  6400  ämes.  8t.  Ursanne 

—  3000  ämes,  Dele'mont— 9000  ämes,  Lauffen  et  Birsegg  —  7000 ämeR,  Porrentruy 
et  Ajoye  (Eisgau)  -  15,000  ämes:  Total  73,800  ämes. 


L  _ 
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2.  Le  Val  des  Dappes  est  im  terraiii  de  5  a  6000  arpens,  montagnenx. 
non  habite*  et  sltue"  au-delä  de  la  Dole.  En  Tan  1805  le  eanton  de  Vaud  le 
ceda  par  Convention  au  gouvernement  francais.  La  Convention  promit  une 
indcmnite*,  qui  n'eut  jamais  lieu.  La  Convention  n'ayant  point  ea  son  plein 
effet,  la  Suisse  se  eroit  en  droit  de  la  resilier  et  de  reclaiuer  ee  terraln. 

3.  Lorsquo  le»  haute.s  puissances  voulaient  rtiunir  Geneve  ä  la  Suisse. 
celle-ci  demanda  la  contiguite  de  son  terrltoire  k  celui  de  Geneve.  Cette 
liaison  peut  s'cffectner  do  deux  inanieres.  La  plus  avantageuse  pour  eile 
serait  la  reunion  du  pays  de  Gex,  ou  au  moins  de  cette  partie  qui  inter- 
rompt,  aupres  de  Coppet,  son  terrltoire  et  eelui  de  Geneve,  tont  eomine  la 
libre  eominunieation  de  celui-ei  entre  ses  parties  eparses  et  avec  cette  ville. 

l'ne  liaison  directe^  de  Geneve  avec  le  Valais  snr  la  rive  jauche  do 
lac.  qui  serait  de  nature  a  assurer  irne  frontiere  convenable  pour  eourrir 
les  issues  du  Valais,  serait  l'autre  moyen.  La  Suisse  doit  le  soumettre  ä  la 
sagesse  et  a  la  bienveillence  des  hautes  puissances.  Au  cas  que  Geneve 
obtint  des  avautagcs  territoriaux,  le  eanton  de  Vaud  dcmande  a  Geneve 
la  cession  du  village  Celigny,  enclave*  dans  son  terrltoire. 

Du  cot  e  de  1'  I  talie. 

1.  La  Legat ion  suisse  est  chargec  de  demander  la  restitution  de  la 
Valteliue,  de  Chiavenne  et  Bormio,  corame  parties  anciennement  integrantes 
du  eanton  des  Grisons.  Le  sort  de  ee  pays  et  la  mauicre  par  laquelle  ii 
en  a  ete  detache  est  suffisammcnt  eonnu.  On  a  la  plus  parfaite  confiance 
dans  la  bicnveillunte  Intention  des  hautes  puissances  pour  qu'on  doive 
esperer  qu'il  lui  soit  rendu. 

2.  La  Suisse  desire  d'acqucrir  le  morceau  de  terraln  occupd  ei-devant 
par  le  fort  de  Fuentes.  II  n'existe  plus  que  le  roc  sur  leqnel  il  e"tait  place 
et  a  ses  pieds  sont  bäties  quelques  maisons  appelees  Ste.  Agathe. 

3.  Dans  le  eanton  de  Tessin  il  existe  un  village  nommt5  Campioue, 
qui  £tait  anciennement  un  doniaine  de  larcheveque  de  Milan.  Suceessive- 
nient  il  a  ete  change  en  territoire  et  il  forme  ac-tuel lernen t  une  enclave  dans 
ledit  eanton.  La  Suisse  ddsire,  que  cette  enclave  lui  soit  reuuic  ä  un  titre 
<*qui  table. 

Du  cote"  de  rAllemagne. 

1.  La  Suisse  n'a  rien  a  demander  ä  titre  de  droit  k  TAllemagne.  Klle 
est  a  cet  egard  parfaitement  en  regle  avec  ses  voisins.  Cependant  k  titre 
de  sa  future  destinde,  11  existe  un  interet  mfljeur,  quela  ville  de  Constance. 
qui  fait  une  tete  de  pont  dans  son  territoire,  puisse  lui  revenir  et  rendre 
possible  la  defense  de  ses  frontieres.  L'Autriche  lui  en  avait  deja  fait  la 
proposition,  mais  toute  la  Souahe  anterieure  ayant  change  de  forme,  le 
Graud-due  de  Bade  n'a  pas  suivi  les  negociations  ouvertes.  Au  contraire 
saus  qu'il  en  ait  retire*  un  grand  avantage.  11  a  inflniment  entrave"  les  in- 
terets  de  la  Suisse.  Le  cantou  de  Thurgovie  est  dans  une  grande  Präten- 
tion economique  vis-a-vis  de  lui  et  il  y  aurait  moyen  a  compensation,  si  on 
n'nsait  pas  de  trop  de  rigueur  de  l'autre  cöte. 

2.  II  existe  une  autre  complication  du  cöte"  de  Schaffhouse: 

a.  Le  village  de  Buesingen  est  aux  portes  de  cette  ville,  et  enclave 
dans  son  territoire :  toute  la  Jurisdiction  (sauf  la  souverainete*)  et 
tous  les  interet*  economiques  lui  reviennent  deja  a  titre  de  pro- 
priete. 

b.  Une  niaison  unique,  appelee  Schlauch,  forme  une  langne  de  terre 
vi  coupe  les  deux  villages  schaft'housois  Merishausen  et  Bargen. 
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c.  Par  la  rttanion  da  villagc  GaUinfrcn  sur  la  rive  droite  du  Rhin  la 
eommunication  directe  de  Sehaffhouse  avec  la  villc  et  le  distrlct 
de  Stein  serait  retablle. 

d.  Quelques  droits  que  le  gTand-due  a  ä  ext-rcer  sur  uu  terrain  in- 
si£iiifiant  situe*  le  long1  de  la  petitc  riviere  de  Wuttach,  pourraient 
et  devraieut  etre  e'ehanse's  contre  des  droits  pareils.  que  Schaff- 
house  exerce  dans  le  vi  Hage  Epfenhofen,  territoire  de  Bade. 

e.  Une  meine  Operation  devrait  avoir  lieu  sur  quelques  raoreeaux 
de  terrain.  appeles  Compromiss  Stetten;  afin  que  ehacun  exerc/it 
sur  son  domaiue  la  pleine  et  entiere  juridiction. 

3.  Le  bailliage  de  Jestetten  et  les  villages  d'ilerderen  et  Theugeu 
fonuent  un  demicercle  saillant  dans  la  Suisse  et  interrompent  la  eommuni- 
cation du  eanton  de  Zurieh  par  la  route  d'Eglisau  et  du  champ  de  Rfifz, 
avec  le  territoire  de  Sehaffhouse  sur  la  ligiie  la  plus  courte.  S'il  y  avait 
moyen  d'acqnerir  ce  terrain  garni  de  quelques  viilages  peu  ais«\s,  montant 
a  peu  pres  a  trois  mille  habitants,  on  rendrait,  a  ceux-ei  un  anefen  titre. 
dont  ils  ont  joui  jusqu'cn  1798.  savoir  celul  d'etre  compris  dans  la  neutralitc" 
helvdtiquc ,  dans  les  jruerres,  qui  pourraient  s'elever,  formant  ä  leur  tour 
pour  la  Suisse  une  li&ne,  qui  assnrerait  a  eelle-ei  la  garantie  de  cette  neu- 
traliti?. 

Les  trois  artieles  ei-dessus  se  rapportent  ä  des  questions  territoriales 
vis-a-vis  le  Grand-duche  de  Bade,  e'est  ici  que  doit  trouver  sa  plaee  une 
reclamntion  eoutre  ee  gouvernement,  de  la  part  des  eantons  de  Sehaffhouse 
et  de  Thurjrovie,  qui  jusqn'iei  n'a  pas  trouve  eneore  d'issue  malgre  de  fre- 
quentes  ndgociations-  I'lusieurs  de  leurs  corporatlons  pieuses  et  religieuses 
»e  trouvent  dans  une  deeadc.nce  extreme,  de  ee  que  ledit  gouvernement  «le 
Bade  en  de*pit  des  assuranees  les  plus  positives  a  conservd  le  sdquestre 
que  la  eour  d'Autriche  avait  impose  par  son  e"dlt  de  1803  sur  les  proprietes 
et  les  revenus  desdites  corporaiions.  Lo  eanton  de  Sehaffhouse  eValue  sa 
Prätention  en  titre  de  capital  a  la  somme  de  &10,503  florins  et  la  Thurjrovie  la 
sienne  a  312,6^6  ilorins ;  Zürich  est  implique*  pour  une  petite  part  dans  le 
ineme  sequestre. 

(Vgl.  auch  Reinhard's  Leben  pag.  282  und  283). 

Ueber  die  Erfordernisse  einer  richtigen  schweize- 
rischen Grenze  hatte  der  Oberstquartiermeister  Fins- 
ler  eine  Denkschrift  für  die  Tagsatzung  aus- 
gearbeitet, welche  wir,  da  sie  das  Gutachten  unseres 
besten  damaligen  Stabsoffiziers  und  noch  heute  von 
aktuellem  Interesse  ist,  in  den  Beilagen  vollständig 
zum  Abdruck  bringen. 

Die  Tagsatzung  empfand  hiebei  zum  Voraus,  wie 
schwierig  es  sein  werde,  alle  diese  Vortheile  zu  er- 
langen, und  setzte  daher  die  Ablehnung  eines  Theiles 
ihrer  Reklamationen  schon  in  der  Instruktion  voraus, 
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indem  sie  dieselben  in  drei  Kategorien  eintheilte, 
je  nach  ihrer  Wichtigkeit.  In  die  erste  Kategorie  der 
Forderungen  kam  das  Bisthum  Basel  und  die  Erstellung 
eines  Zusammenhanges  des  neuen  Kantons  Genf  mit 
der  Eidgenossenschaft  am  rechten  Ufer  des  Genfer 
Sees,  wo  Frankreich  damals  noch  Versoix  besass;  in 
die  zweite  die  Vereinigung  der  Stadt  Konstanz  mit  der 
Schweiz;  in  die  dritte  alles  Uebrige,  also  namentlich 
auch  das  Veltlin  und  die  ganze  italienische  Grenzlinie 
überhaupt.  In  eine  allerletzte  Klasse  fielen  die  Ent- 
schädigungsansprüche für  Inkameration  des  Eigenthums 
frommer  Stiftungen  in  Oesterreich  und  Baden,  welche 
schon  in  der  Mediationsperiode  zu  vielen  vergeblichen 
Verhandlungen  geführt  hatten1). 

Die  Tagsatzung  hatte  sich  in  dieser  ihrer  Ein- 
theilung  nicht  getäuscht:  Die  Ansprüche  der  ersten 
Kategorie  allein  sind  erreicht  worden,  alle  übrigen 
nicht. 

Die  drei  eidgenössischen  Gesandten  suchten  sich 
zuerst  durch  Audienzen  und  Besprechungen  mit  ein- 
zelnen Ministern  und  hervorragenden  Personen  des 
Kongresses  über  ihre  Stellung  und  Aussichten  zu 
orientiren  und  fanden  dabei  im  Ganzen  wohl  die  Nei- 
gung, die  Schweiz  als  selbständigen  Staat  anzuer- 
kennen und  sogar  ihre  schwankend  gewordene  Neu- 
tralität dauernd  zu  befestigen.  Dagegen  stiess  das 
eigentliche  Mittel  hiezu,  die  Gewährung  sicherer 
Grenzen,  sofort  auf  Hindernisse  seitens  der  dabei 
betheiligten  Mächte,  die  in  dieser  Hinsicht  Partei  und 
Richter  zugleich  waren,  namentlich  seitdem  (von  der 
dritten  Sitzung  ab)  ein  französischer  Bevollmächtigter 


*)  Ein  interessantes  Beispiel  einer  solchen  noch  immer  nicht  snr  Rabe 
gekommen  Reklamation    enthält  der  Aufsatz  von  Dr.  P.  C.  von  Plant*  im. 

gegenwärtigen  Jährliche. 
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mit  in  dem  Komite  für  schweizerische  Angelegenheiten 
:  sass1). 

Die  Verhandlungen  des  Kongresses,  oder  besser 
gesagt,  dieses  Komites  für  die  schweizerischen  An- 
gelegenheiten, welches  in  Wirklichkeit  für  die  Schweiz 
der  Kongress  war.  werden  am  besten  anschaulich 
durch  eine  kurze  Uebersicht  aus  den  Protokollen  des- 
selben. 

Die  erste  Sitzung  fand  statt  am  U.November 
1814  und  drehte  sich  seltsamer  Weise  nicht  um  die 
Interessen  der  Schweiz,  sondern  um  die  «  reclamations 
territoriales  du  canton  de  Berne».  Darüber  hatten 
zwei  Bevollmächtigte  bereits  ihre  Meinung  schriftlich 

i  eingegeben  und  erst  nachträglich  wird  die  «  deputation 
helvetique»    eingeladen,    ihre   Mission    an    den    Kon- 

;  gress  zu  eröffnen.  Oester reich  ist  der  Ansicht, 
die  intervenirenden  Mächte  seien  durch  ihre  früheren 
Voten  gebunden,  die  politische  Existenz  der  19  Kantone 
aufrecht  zu  erhalten,  die  Ansprüche  Bern's  müssen 
daher  durch  einen  Theil  des  eroberten  Bisthums  Basel, 
über  das  die  Mächte  verfügen  können,  befriedigt  wer- 
den. Preussen  stimmt  hiezu  ebenfalls,  jedoch  nicht 
ohne  die  Andeutung,  dass  vielleicht  doch  ein  kleinerer 
Theil  des  Kantons  Aargau  an  Bern  abgetreten  werden 
könnte,  wenn  das  letztere  daraus  eine  conditio  sine 
qua  non  seiner  Befriedigung  mache. 

In  der  zweiten  Sitzung  vom  15.  November 
liegen  die  Ansichten  der  beiden  übrigen  Mächte  eben- 

*)  Dieses  Komite*  bestand  aus  den  Herren:  Freiherr  von  Wesseu- 
*>erg  für  Oester  reich,  Freiherr  von  8tein  und  Graf  Capo  (Tis  tritt 
für  Rwsland,  Lord  Stewart  und  Sir  Stratford  Canning  für  England, 
Freiherr  von  Humboldt  für  Preussen  und  seit  der  dritten  Sitzung  Herzog 
von  Dalberg  für  Frankreich;  über  seine  Einsetzung  besteht  kein  Proto- 
koll, wahrscheinlich  war  es  in  der  am  2.  November  abgehaltenen  Konferenz 
der  acht  Mächte  so  bestimmt  worden. 
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falls  in  besondern  Noten  vor.  Der  englische  Be- 
vollmächtigte ist  den  bernischen  Reklamationen  wo 
möglich  noch  günstiger  gestimmt  als  seine  Kollegen, 
kommt  jedoch  zuletzt  ebenfalls  zu  dem  Schlüsse,  es 
sei  eine  « legere  modification  de  la  frontiere  argo- 
viennea,  eventuell  eine  andere  Ausgleichung  vorzu- 
schlagen. Die  russischen  Bevollmächtigten  gehen 
allein  der  Sache  staatsrechtlich  auf  den  Grund,  indem 
sie  sagen: 

„L'aete  de  mcdlation  nc  peut  pas  etre  considere  comme  originairement 
et  essentiellement  nul.  II  a  ete  fait  sous  une  influenae  preponderante,  inai* 
point  d'une  nature  qui  rend  le  consentement  dos  d<$piites  qui  l'ont  sign«.\ 
des  gouvernemens  qui  Font  aeeepto*,  illusoire.  II  a  ete"  fait  par  le  media- 
tewr,  avec  eonnaissanoe  des  intorets  de  la  Suisse.  Hon  inflnence  u  £tt\  de 
l'aveu  de  la  presqne-totalite  des  habitans,  bienfaisante  pour  la  nation  et  ü 
a  eu  force  de  lol  pendant  onze  annees. 

Si  l'aete  de  mediation  n'a  point  ete"  nul  dans  aon  origine.  oü  est  K* 
ti  re  sur  lequel  se  fondeut  eeux  qui  reclament  les  institutions  aristoerariqaei». 
los  monopoles,  la  suj/tion  de  leurs  compatriotesV  11  est  vrai,  l'aete  de  me- 
diation a  ete  ahuli  par  la  dcolaration  de  la  Diete  du  29  deeembre  1*1?. 
Mais  eertainement  point  avee  un  efl'et  rdtroaetlf  et  illimite!  eile  eonHervait, 
bien  au  contraire.  expresseinent  les  eantons  existans  ete. 

Los  puissances  tftrangeres  inviterent  ees  memes  eantons  ä  faire  nn<? 
Constitution  (3  jauvier),  et  önoncerent  plus  tard  leur  volonte  (m&rs)  de 
eonserver  l'inti'grite  absolue  des  eantons.  Les  droits  des  reclamans  ne 
sont  donc  fondes  ni  sur  la  nullite  absolue  et  originaire  de  l'aete  de  media- 
tion. ni  sur  son  abolition  illimit  t\  ni  sur  la  volonte  des  puissances.  Borne 
et  les  eantons  räclamans  n'ayant  point  pris  p.irt  a  la  guerre.  il  ne  peat 
Gtre  question  du  jure  postliniinü. 

11  est  question  de  proposer  comme  moyen  de  conciliation  la  rennion 
de  l'eveehe  de  Bale  au  eanton  de  Herne,  et  meine  de  faire  de  la  cession 
d'une  portion  de  l'Argovie  un  objet  de  negociation. 

Kien  n'einpechera  de  disposer  de  TävechtS  de  Bale  au  (en  favenr  da) 
eanton  de  Berne:  mais  quant  a  la  cession  de  l'Argovie,  eile  presente  de 
plus  grandes  difficulttfs,  eelle  d'etre  en  contradiction  avec  la  deelaration 
des  puissances  (mars)  et  de  demander  le  consentement  de  l'Arjjovie.  La 
Situation  presente  de  la  Suis.se  nous  parait,  en  gene>al,  exiger  plus  de  inena- 
gement  des  nouveaux  eantons  que  des  eantons  aristoeratiques.  IIa  formen! 
la  moitie  de  la  population  de  In  Suisse,  une  grau de  Union  subsiste  entrenx 
et  leur  interieur,  tandis  que  eelui  de  leurs  adversaires  est  agite"  et  que  la 
tran  [uilllto  n'y  peut  etre  conserve"e  que  par  des  moyens  re*pressifs  et 
odleux. 

Ce  ne  sera  donc  qu'a  la  derniere  extr^mite*  et  de  la  maniere  la  ph» 
restreintc.  quant  a  l'e'tendue  du  terrltoire  et  aux  fonnes  de  l'union.  que, 
d'apres  notre  opinlon,  on  pourra  et  devra  tr alter  sur  la  cession  d'une  portion 
■de  l'Argovie." 
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Am  Schlüsse  deuten  sie  das  Mittel  an,  um  alle 
schweizerischen  Parteien  zur  Annahme  der  schliess- 
lichen  Entscheidungen  des  Kongresses  zu  bewegen, 
welches  dann  in  der  That  bei  der  Erklärung  desselben 
vom  20.  März  des  folgenden  Jahres  angewendet  worden 
ist,  nämlich: 

«L'arbitrage,  d'apres  des  principe»  regulateurs  fixes  par  les  puissances;  ou 

la  decision  par  les  puissances.  dans  une  forme  qni  me*.nagcrait  l'amour- 

propre  national,  c'est-ä-dire,  qne  les  puissances  ejionceraient  leurs  volontrfs 

et  attacheraient  leur  reconnnissance  de   l'inddpendance  et  de  la  neutralitc 

i  l'assentiment  des  Suisses.- 

Für  die  eidgenössischen  Gesandten,  die  hierauf  in 
die  Sitzung  eingeführt  wurden,  nahm  Reinhard  das 
Wort  und  verlangte  seltsamer  Weise  Namens  der 
«nation  suisse»  in  allererster  Linie:  «la  reconnaissance 
.solenneile  de  la  liberte  et  de  Tindependance  de  cet 
etat  et  Tinsertion1)  de  Tacte  qui  servirait  ä  la  constater 
dans  l'instrument  de  la  pacification  generale  de  l'Eu- 
rope »,  sodann  die  Anerkennung  der  Neutralität  und 
eine  geeignete  militärische  Grenze.  —  Wenn  irgend 
etwas  Zweifel  an  der  staatsmännischen  Begabung  Rein- 
hards zu  erwecken  geeignet  ist,  so  wräre  es  dieser  Vor- 
trag, in  welchem  er  die  schweizerische  Freiheit,  «dieses 
Haus,  das  uns  Gott  gegründet»  und  das  wir  mit  seiner 
Hülfe  selbst  erhalten  werden,  auf  die  Wiener  Kongress- 
akte neu  fundiren  wollte.2)     Mit  Recht  machte  später 

')  Der  Abschied  hat  „de  rinsertion"  ohne  Zweifel  fehlerhaft,  es  sei 
denn  da&s  man  reeonnaissanee  das  eine  Mal  im  Sinne  von  «Anerkennung" 
und  das  andere  Mal  von  „Ge Währung-  „Bestätigung*  nehmen  wollte. 

')  Von  den  drei  schweizerischen  Gesandten  nahm  einzig  v.  Monte- 
nach eine  etwas  andere  Stellung  ein.  Dieselbe  ergibt  sieh  am  besten  aus 
einem  Briefe  des  Geheimen  Rathcs  von  Bern  an  Zeerleder  vom  17.  Nov. 
1M1  (Beilage  Nr.  «  zu  lit.  £.  des  Abschiedes  II). 

.Wir  sehen  aus  Ihrem  letzten  vom  h.  November,  dass  die  eidgenös- 
sischen Herren  Gesandten  von  Reinhard  und  Wieland  wünschen,  es  möchte 
über  alle  streitigen  Gegenstände  zu  Wien  entschieden  werden ;  dass  abe  r 
ihr  Kollege,  Herr  von  Montenach.  sich  mit  allem  Nachdruck  dagegensetzt 
und  diese  (regenstände  durch  die  Tagsatzung  oder  das  eidgenössische  Recht 
entschieden  wissen  will.  Wohl  mag  Herr  von  Montenach  in  seiner  edlen 
Denknngsart  und  in  seinem  Gefühl  für  Nationalehre  die  Gründe  seiner  An- 
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eine  fremde  Stimme  am  Kongress  darauf  aufmerk- 
sam, welche  staatsrechtlichen  Konsequenzen  diess  haben 
würde,  mit  den  Worten:  «On  ne  peut  pas  attacher  le 
principe  de  l'independance  de  la  Suisse  ä  Tacceptation 
de  l'acte.  On  ne  peut  donc  parier  que  de  neutralite. 
L'independance  en  elle-meme  est  la  consequence  neces- 
saire  de  l'existence  de  tout  Etat  politique. > 

In  der  dritten  Sitzung  vom  30.  November,  an 
welcher  zum  ersten  Male  ein  französischer  Bevollmäch- 
tigter Theil  nimmt,  tritt  der  Deputirte  von  Bern  auf. 
um  die  Prätensionen  seiner  Regierung  zu  begründen. 

sichten  finden;  allein  er  scheint  dabei  nicht  nur  die  Erklärung  der  Hohen 
Mächte  für  die  Integrität  der  XIX  Kantone,  sondern  auch  den  Umstand 
zu  vergessen,  das 8  bei  Annahme  des  Bundes  vom  16.  August  (1811)  die  Nicht- 
amvendbarkcit  des  eidgenössischen  Rechtes  auf  die  vorliegenden  Terri- 
torialfragen ausdrücklich  vorbehalten  wurde ;  auch  scheint  er  auf  die  in 
der  Tagsatzung  immer  zunehmende  Gährung  und  Misstrauen  nicht  gehört*«? 
Rücksicht  zu  nehmen.  ludessen  machen  alle  diese  Umstände  zusammen- 
genommen die  Entscheidung  in  der  Schweiz  selbst,  leider,  schlecbterdinfr* 
unmöglich.  Diese  Ueberzeugung  bewegt  uns,  Euer  Tit.  die  "Weisnnj?  in 
geben,  den  Abspruch  in  Wien  über  die  streitigen  Gegenstände  von  Ihnen 
aus  zwar  nicht  bestimmt  zu  provoziren;  allein  da  nur  auf  diese  Weis« 
die  Ruhe  hergestellt  werden  kann,  so  werdet  Ihr  Euch  einein  solchen  Aus- 
spruch nicht  nur  nicht  widersetzen,  sondern  auch  in  Euren  Unterredungen 
die  bestimmte  Ueberzeugung  äussern,  dass  gedachte  Gegenstande  in  Wien 
werden  entschieden  werden  müssen." 

Ein  früheres  Schreiben  lautete: 

„Ansehend  hingegen  den  Entscheid  über  die  Territorialfragen.  t"> 
wiire  es  freilich  der  Ehre  der  Schweiz  am  angemessensten  und  auch  unser 
Wunsch,  dass  darüber  keine  fremde  Einmischung  Statt  habe,  und  Korr 
Tit.  werden  dieselbe  von  Ihnen  aus  nicht  anrufen;  da  aber  ohne  alton 
Zweifel  von  andern  Seiten  her  der  Ausspruch  der  Mächte  über  diesen  Punkt 
anbegehrt  werden  wird,  und  nach  der  ministeriellen  Note  vom  IS.  Angnrf 
lsii,  sowie  nach  der  positiven  Erklärung  vom  28.  März  IHM  über  die  Inte- 
grität der  Kantone,  die  Hohen  Mächte,  auf  den  Vortrag  ihrer  Minister  in 
der  Schweiz,  über  die  Territorialansprachen  auch  unaufgefordert  werden 
absprechen  müssen,  so  bleibt  denn  wohl,  da  der  Bundesvertrag  und  dir 
Uebereinkunft  zu  Beseitigung  derselben  keinen  Weg  vorzeigen,  nlebt? 
anders  übrig,  als  diesen  Entschluss  der  Mächte  zu  gewärtigen;  in  dieson 
Falle  aber  wünschten  wir  sehr,  dass  Frankreich  auch  init- 
handelnde  Partei  sein  mochte,  und  ersuchen  Euer  Tit.  darauf  ein- 
zuwirken.'*   Die  Bedeutung  dieses  Wunsches  wird  die  fünfte  Sitzung  zfigrn. 

Sowohl  Reinhard  und  Wieland,  wie  auch  die  bernische  Reglern«: 
wünschten  also,  da«s  intervenirt  und  alle  schweizerischen  Streitigkeiten 
von  den  fremden  Mächten  entschieden  werden  sollten. 
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Derselbe  verliest  ein  «Memoire»,  das  dem  Protokolle 
beigelegt  ist.  Dieses  begrüsst  zunächst  die  Mächte  als 
<  Befreier  >  der  Schweiz  und  verschmäht  auch  nicht, 
denselben  in  Erinnerung  zu  rufen,  dass  Bern  nie  gegen 
das  Haus  Oesterreich  agirt  und  seine  Besitzungen  an- 
getastet ,  dass  es  England  seine  « Ersparnisse  anver- 
traut >  und  dem  Hause  Brandenburg  Neuchätel  ver- 
schafft habe.  Ueber  das  Verhältniss  Berns  zu  der 
Eidgenossenschaft  enthält  die  Schrift  folgenden  Passus 
von  erstaunlicher  Offenheit: 

„Je  saia  qu'on  nous  reproe.he  de  ne  pas  assez  eonsiderer  Fensenible, 
de  ne  songer  qu'a  des  avantages  particuliers.  Mai»  nous  n'avons 
tacaa  serment,  aucun  devoir  direct  enver«  la  communautti 
»uisse.  Les  cantons  sont  des  Etat»  souvera'uiH,  liös  ensemble  par  den 
traue*.  En  cst-il  qui  soient  plus  g^nereux,  qui  aient  le  droit  de  uoua  re- 
proeher  de  l'egoisme?  N'y  a-t-il  point  d'inte>6t  et  d'ambition  chez  le«  gou- 
-tcrnans  de  l'Argovie,  s'ils  rejettent  l'idde  de  sc  retrouver  dans  un  ordre 
de  ehoses  sous  lequel  leurs  peres  ont  vtfeu  heureux,  auquel  leur  pays  doit 
&a  proeperite? 

„Je  ne  parlerai  pas  du  canton  de  Vaud.  Sou  independance  est  reeon- 
nue.  Cependant  ayant  herite"  d'immenses  proprietete  de  son  aneien  souverain. 
y  ayant  trouve*  le  inoyen  de  lib6rer  son  territoire  de  tonte  sorte  de  redc- 
vances  foneieres,  il  refuse  jusqu'a  present  tont  hommage  a  cette  verite.  Y 
«-t-U  du  döslntäressement  ä  rejeter  le  titre  d'une  eession  legitime  au  prlx 
d1un  sacriflee  que  des  arbitres  doivent  fixer? 

.II  est  d'autres  aneiens  eantons  qui  ne  peuvent  supporter  de  tenir 
<aompte  d'aneiens  droits,  que  parce  qu'eux-menies  n'en  ont  pas  a  re'clauier." 

Das  Memoire  schliesst  mit  der  Reklamation  des 
Aargau's,  und  dem  Verzicht  auf  Waadt  gegen  Ent- 
schädigungen, über  die  ein  Verzeichniss  eingelegt  wird. 
Zu  gleicher  Zeit  überreichte  der  bernische  Abgesandte 
Denkschriften  von  Uri  und  Zug  über  ihre  Forderungen 
und  ein  Memorial  der  Gemeinden  des  Münsterthaies, 
welche  die  Vereinigung  mit  Bern  wünschen.  Auf  die 
Frage,  welche  Ansprüche  Aargau  und  Waadt  an  die 
bernischen  Fonds  stellen  und  ob  Bern  die  Entscheidung 
des  ehemaligen  Liquidationsausschusses  über  die  Ver- 
wendung der  bernischen  Gelder  als  «  non  avenue  »  an- 
sehe, gab  Zeerleder  «  point  de  reponse  positive. » 


In  der  vierten  Sitzung  vom  2.  Dezember  er- 
schienen Laharpe  und  Itengger  Namens  der  Kantone 
Waadt,  Aargan,  St.  Gallen  und  Tessin,  welche 
letzteren  ihnen  die  Wahrung  ihrer  Integrität  ebenfalls 
anvertraut  hatten.  Es  ist  aus  dem  Protokolle  selbst 
ersichtlich,  dass  die  Sprache  dieser  Abgeordneten 
einen  etwas  festeren  nationalen  Ton  gehabt  haben 
muss,  als  die  der  bisher  angehörten  Eidgenossen,  denn 
ein  bezeichnender  Passus  desselben  lautet1): 

')  Auch  da*  dein  PrwIi.kf.Ll  beigelegte  Mi"m«lre  vom  •„  Dezember  bat 
diese  cdte  um)  »lulie  Rengger'sehe  Npr»ehe.  die  der  Kongreas  weniir- 

noaaennehan.  huren  munale  und  wiilelie  die  Ohren  de»  englischen  Lord«» 
empfindlich  berührt«: 

„t.e  Clinton  d'Aruovip.  en  re|ion««nt  les  prtitentionB  qne  Herne  a  for- 
mte, mir  nne  parlie  de  »on  lerrltolr«,  «'est  fondö  snr  nne  ponsewion  de  sei« 
ans.  rrvi-tuc  de  Inntes  les  formet  legales,  rar  le  vten  nnanlme  et  l'ürteraral 

IMf«  allli'e«  «in  innnlf.-Kl.ii'B  h  sun  eganl.  l/»rtf  iii:  nii-.listio».  qui  ■  emJ- 
stltne  1'Argovle  cn  Etat  Independant,  »  ete'  ultfrif-  pur  le  depnte  ile  Bernr. 
anssi  blen  qiie  |i«r  (es  depntel  de  Vitud  et  d'Argovir;  a  cbaqne  seaalon  dl 
Olete,  In  ddpnti's  de  Herne.  anssi  bien  qne  m«  de«  antre*  eantuns.  odi  in« 

membr*  de  la  Cunfederallon,  eomme  eil«  en  n  rempll  ton»  In  detoira.  KU' 
a  entn'teiin  avec  le  eanton  de  Herne  den  relallon»  plan  partlcnlierea  qn'aver 
ailfiiu  aulre  de  la  Snisae.  Lea  troia  cantona  r|iil  enmpoaaienl  autrefni«  le 
eanton  de  Herne,  mit  liquide  ensemt.le  el   partage  des  ehargw  el  de»  beur- 

ehuaes  a  öte  reci.nnii  par  la  plnpart  des  puKiauces  de  1'Europi'.  et  daos 
«nenn  temps  de  l'uucieinie  L'iiiiIYlKtsiIlji]  helvetique  II  n'y  ent  Kutan!  de 
miniatres  aeeredite*  en  iSuisse  Mmi  [irudnnt  le  regime  de  la  mddialio». 

I,e  eanton  d'Argovie  devait-11,  d'aprea  eela,  s'Mtendre  »  ee  qne  son 
exlalrnce  viendralt  enrore  alul  etre  dlnplitee? 

Les  gi.uve.mann  aetiiel«  de  Herne,  qu  i  l'etaient  aus»)  suiis  l'acl«  de 
nivdiiitlon,  ].rrtendent  aujimrd'hui  n'itvoir  ei'dii  cjn'h  In  force  loraqu'lla  oni 
m.uaerit  a  eel  aete  et  qn'ils  l'oi.t  eiiiciite;  mala  dana  tont  traiti!  de  patl  «ä 
Ion  perd,  mi  110  ceile  1111*11  1«  fore.e,  et  Ion  est  saus  duuie  en  droit  de  n- 
lirendre  rr>  qn'on  h  periln  Ivrsqii'une  mnivelle  gnerre  en  offre  le  nioytn; 
Ait-ee  le  cits  de  Herne?  l.es  Bernols  »nralcnt-lls  rwonqnis  l'Arg»Yle?  11* 

ie  de  emiqnerlr  la  Tille  de  Herne,  qli'il  ne  le  rterall  1111  llerniil»  d'uttaqneT 
e  kuvi'L-s  le  eanton  d'Argnvle. 

II   fandrait  done.  qne  le«  puissances  alllee«  eunsent  fait  la  cftnqrirte  d. 
fKi.vie  piinr  1»  rendre  nui  Hernola. 

ne  qne  pelle,  qui  alti-üte   les  ili'piiaitiiu.s  de.«  hnbltaria  de   l'Arirovie,   Li 
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„Lord  8te wart  ayant  temoigne  de  la  surprise  de  ce  que  le  dcpute* 
d' Argovie  venait  de  faire  entendre  an  Comite\  que  son  canton  ne  se  sou- 
mettrait  qne  par  la  force  a  une  decision  qui  devalt  porter  atteinte  a  son 
integrit£  territoriale,  celui-ci  s'explique  et  s'en  rapporte  ä  la  disposition 
du  peaple  argovlen  et  ä  la  forme  populaire  de  sa  Constitution,  d'apres  les- 
qaclles,  dit-il,  le  gonvernement  seul  ue  serait  pas  a  meme  de  mettre  ä  ex<5- 
ention  nne  pareille  döclsion." 

Das  Protokoll  der  fünften  Sitzung  vom  10.  De- 
zember enthält  als  sichtbares  Resultat  hievon  zunächst 
die  inhaltsschweren  Worte:    «On  est  convenu  de 


Proklamation  de  Berne  dn  24  decembre  y  a  exclte*  nne  Indignation  generale, 
et  chaqoe  renouvelleniönt  de  ses  prätentions  a  etd  auivi  de  vceux  toujours 
»Ins  fortement  prononees  pour  la  conservation  et  l'intögritö  du  canton. 
Loraqne  la  declaratlon  que  le  gonvernement  de  Berne  a  fait  publier  au  mois 
de  jaulet,  fut  eonnue  en  Argovie,  tonte  la  population,  capable  de  porter 
le«  armes  et  qui  n'etatt  pas  inscrite  dana  les  müices,  a  demande  au  gouver- 
nemeat  de  ponvoir  former  nn  corps  de  volontaires ;  les  dlstricts  limltrophes 
dn  canton  de  Berne  ont  eie*  les  Premiers  a  döployer  cet  esprit  public ;  les 
ci-devant  comte  de  Baden  et  baillages  libres,  ainsi  qne  le  Frickthal,  ont 
rivalis£  de  zele  avec  l'anclenne  Argovie. 

Et  comment  le  peaple  de  l'Argovie  serait-il  autrement  dispose?  II  a 
joni  de  l'lndependaaoe  pendant  onze  ans  et  U  sait  l'apprecler.  II  pale 
moins  dlmpdt  qne  sons  le  regime  bernois,  et  tout  ce  qu'll  paie  est  employe* 
pour  InL  Les  meUleures  places  en  Argovie  ne  rapportent  maintenant  que 
9090  fraaes,  taadis  qu'un  baillage  rapportalt  jusqu'a  40,000  francs  et  qu'll  en 
exlstait  nenf  en  Argovie.  Malgrd  les  imperfections  de  sa  Constitution,  malgre* 
les  difficultes  qui  accompagnent  tont  nonvean  regime,  l'Argovie  a  dans  ce 
eonrt  espaee  de  onze  ans  cröe"  des  etabllssemens  d'instruction,  de  aecours, 
d'ntillte  publique  de  tout  genre,  dont  eile  Statt  completement  privce  sous 
Taneien  gonvernement,  oü  la  capitale  absorbait  tous  les  revenus  du  pays. 
Enftn  les  habitans  de  l'Argovie,  et  avec  eux  la  grande  majorite*  de  la  nation 
snisse,  sentent  qne  c'est  ici  nne  lutte  entre  l'lntärät  de  tont  un  peaple  et 
eelnl  de  quelques  famllles. 

An  reste  le  canton  d1  Argovie  ne  demande  pas  l'acte  d'emanclpation  au 
gonvernement  de  Berne,  il  ne  l'accepterait  pas  meme  s'il  lui  6talt  offert,  par 
la  double  raison  que  l'Argovie,  qui  depuis  onze  ans  est  en  possession,  et  en 
possession  legale  de  l'independanee,  n'a  nullement  besoin  d'ätre  emanciple, 
et  qne,  d'apres  l'explrience  qu'elle  vient  de  faire,  un  tel  acte  serait  inutile.*1 

Neben  Rengger  verschwindet  Laharpe  vollständig;  er  erklärt  sich 
Hamens  des  Kantons  Waadt  bereit,  den  Theil  der  ehemaligen  englischen 
Fonds  des  Kantons  Bern,  welche  bei  einer  Thetlnng  auf  Waadt  treffen 
würden,  für  die  Entschädigung  ehemaliger  Besitzer  von  Feudalrechten 
and  den  allfalllgen  Rest  für  fromme  Stiftungen  nnd  Schulen  zu  verwenden, 
In  der  Absicht  „de  satisfaire  le  gonvernement  anglais  qui  ne  voulait  point 
payer  an  canton  de  Vand  sa  part  des  fonds  places  en  Angleterre.1* 

Man  sieht  daraus,  dass  England  sich  damals  noch  als  Schuldner  der 
alten  Berner-Regierung  fühlte.  Um  so  nöthlger  war  die  feste  Sprache  des 
betten  Eidgenossen  der  damaligen  Zeit,  der  noch  lange  nicht  hin- 
reichend bekannt  und  gewürdigt  ist. 

20 
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prendre  l'integrite  des  XIX  cantons  pour 
principe  fondamental.»  Ein  Manneswort  hat  mit- 
unter doch  noch  seine  Wirkung,  auch  an  Konferenz- 
tischen. Sodann  folgen  zwei  merkwürdige  Erklä- 
rungen, von  Frankreich  über  das  Pays  de  Gex 
und  von  Oesterreich  über  das  Veit  1  in,  welche  in  den 
beigelegten  Verbalnoten  des  französischen  und  öster- 
reichischen Bevollmächtigten  folgenden  Wortlaut  haben. 
In  der  französischen  Note: 

„Le  Roi,  dösirant  donner  a  la  ConfMgration  suisse  une  nouvelle  prenve 
de  ses  sentimens  bienveillans  et  vonlant  de  son  cötc*  faciliter  rexecution  da 
susdit  article,  consent  qu'on  traite  de  l'^change  d'une  portion 
du  pays  de  Gex.  qui  est  la  plus  voißine  dn  lac  et  qui  laisserait  la  route 
de  Versoix  sous  la  souverainete*  de  la  Confäderation  suisse.  Le  Roi  ne  se  dis- 
simule  point  que  cet  behänge  porte,  en  quelqtie  sorte,  atteinte  ans  principe« 
de  rimmutabUitö  des  frontieres  de  la  monarchie,  et  que  ee  sacrifice  ne  doit 
se  faire  qu'en  vertu  d'autres  avantages  qui  en  rtfsultent  pour  le  royanme. 

La  Franee  fait  un  sacrifice  de  commerce,  en  quittant  les  bords  du  lae 
de  Geueve.  La  communication  avec  le  midi  de  la  Suisse,  le  Valaiß  et  la  8a- 
voie,  est  singnlierement  protögtfe  par  lVtablissement  de  Versoix.  Aueone 
partie  de  Fi-vech^  de  Bale  ne  compense  un  tel  avantagc. 

La  France  inslste,  a  cette  occaslon,  sur  la  cession  de  la  vallee  des 
Dappes,  renfermant  tout  au  plus  une  population  de  300  a  350  individus.  mais 
qui  lui  est  necesaairc  pour  construirc  nne  nouvelle  route  de  commerce  sur 
sa  frontierc. 

Cette  vallee  appartient  au  pays  de  Vaud.  qui  ponrrait  acqnerir  en 
echange  Celigny,  petite  enclave  situec  sur  les  bords  du  lae  entre  Xyon  et 
la  frontierc  du  pays  de  Gex. 

La  France  recevra  en  echange  la  partie  de  l'eVcche*  de  B&le,  sar  la 
gauche  du  Doubs,  et  le  pays  sur  la  gauche  d'une  ligne  tire*e  de  la  courbure 
du  Doubs  pres  de  8t.  Ursanue  jusqu'a  Lucelle  passant  entre  I^oseabourg 
(Hasenbourg?)  et  Azuel. 

De  plus  le  Roi  insiste  pour  que: 

1.  II  ne  soit  rien  demandc  de  plus  au  roi  de  Sardaigne; 

*.  Que  le  canton  de  Berne  reeouvre  la  partie  de  lArporie 
qu'il  possc'dait  jadis,  et  que  des  actes  de  violence  lui  ont  enlevee;1) 

».  Que  le  libre  exercice  de  la  religlon  catholique  soll  accorde  daos  la 
portion  ce'de'e  du  pays  de  Gex; 

4.  Que  la  France  et  ses  sujets  conservent  la  liberte  entiere  de  navi- 
gner,  comme  par  le  passe,  sur  le  lac  de  Geneve,  «ans  que  les  Communica- 
tions suient  entravees  par  aucune  gfcne  et  par  aucun  iinpdt." 


»)  Die  Bemühungen  der  Regierung  von  Bern,  mit  Hülfe  de«  bourboni- 
schen  Hofes  die  aargauische  Frage  mit  einer  andern  zu  verquicken,  hatten 
nun  allerdings  keinen  Erfolg  mehr.   (Vgl.  den  Brief  an  Zeerleder,  pag.  3QS.) 
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In  der  österreichischen  Note: 

„8a  Majeste*  Importal*  et  Royale  Apostolique,  loln  de  vouloir  ugran- 
dir  ses  Etats  aux  depens  de  la  Suisse,  et  de  faire  valoir  les  droits 
qu'elle  pent  avoir  sur  des  pays  qui,  pendant  des  siecles,  ont  fait  partie  des 
Etats  qu'Elle  possfede  anjourd'bui  en  Italie,  ne  s'opposera  pas  a  la  r<Mnt6- 
gration  de  la  Suisse  dan*  ses  anciennes  limites,  des  que  la  reconstruetion 
politique  offrira  une  Garantie  de  son  repos,  de  son  ind6pendanee  et  de  Ha 
neutralite. 

Quant  ä  la  Valteline,  la  Situation  particuliere  de  ce  pays,  la  (16- 
tresse  de  ses  habitans,  la  haine  nationale  qui  existe  entr'etix  et  leurs  aneieus 
concitoyens,  leur  voeu  trfes-prononeß  ponr  ne  plus  retonrner  k  leurs  anciennes 
relations  arec  eux,  enfin  les  chaugeinents  politiques  qui  ont  eu  lien  en  Suisse 
depnis  que  la  Valteline  en  a  et£  dätachee,  mriritent  de  grandes  eonsidera- 
tions  de  la  part  des  Puissances.  eomme  de  celle  de  la  Confede'ratlon  helve- 
tique;  et  SaMajeste*  se  trouve  de  son  cötc  spc'cialement  eng&güe  par  le  traite 
de  1639  avec  les  (irisons,  dont  Elle  est  garante  en  sa  qualite  de  due  de  Mi- 
lan, &  mettre  ä  larestitution  de  la  Valteline  laeondition  que 
ses  habitans  jouis^ent  a  l'avenir  des  inemes  droits,  de  la  meine  liberte  et  de 
la  meme  independanee  que  eeux  des  XIX  cantons. 

La  cour  de  Vienne  doit  encore  mettre  a  la  restitution  de  la  Valteline 
la  reserve:  qu'elle  doit  r  est  er  charge?  de  sa  quote-part  a  la 
&  e  1 1  e  liquidec  et  coiintituee  du  r  o  y  amne  d T 1 1  a  I  i  e  ,  dont  eile  a  fait 
partie." 

Eine  englische  Note  enthält  die  ersten  Keimö 
zu  Vorschlägen,  welche  später  Gestalt  gewonnen  haben 
und  die  Grundlagen  der  jetzigen  Verhältnisse  geworden 
sind.  Frankreich  soll  einen  Theil  des  Pavs  de  Gex, 
zwischen  dem  rechten  Ufer  des  Genfersee's  und  einer 
näher  bestimmten  oberen  Linie,  die  etwas  mehr  ein- 
schneidet als  die  heutige  Grenze,  cediren  und  dafür 
den  Theil  des  Bisthums  Basel  erhalten,  der  links  vom 
Doubs  und  einer  von  dessen  Krümmung  weiter  gezo- 
genen Linie  liegt.  Es  soll  ferner  an  Genf  einen  Theil 
seines  noch  behaltenen  Savoyens  links  der  Rhone  ab- 
treten und  den  König  von  Sardinien  bewegen,  auch 
seinerseits  eine  solche  Abtretung,  namentlich  des 
«Dorfes»  Carouge  zu  machen.  Dagegen  soll  Frank- 
reich das  Dappenthal  erhalten  und  Genf  an  Waadt  da- 
für den  Distrikt  von  Oeligny  abtreten.  Die  französi- 
schen Douanen  sollen  an  der  Genfer  Grenze  günstig 
placirt   werden.     Frankreich   soll   endlich   über   seine 
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Schifffahrtsrechte  auf  dem  Genfersse,  die  es  vorbehalten 
will,  näheren  Aufschluss  geben  und  von  seinem  Be- 
gehren der  Rückerstattung  des  Aargau's  an  Bern  ab- 
stehen.   (Vgl.  Abschied  II,  Lit.  F.,  pag.  3.) 

In  der  sechsten  Sitzung  vom  13.  Dezember 
zog  jedoch  Frankreich  bereits  sein  Tauschanerbieten 
zurück,  als  « singulierement  contraire  ä  l'opinion  en 
France  d'apres  les  informations  qu'on  a  re<jues  >  und 
verlangte,  man  solle  das  ganze  Bisthum  Basel  an  Bern 
übergeben,  wobei  der  Bevollmächtigte  gleichzeitig  seine 
Opposition  gegen  den  Bestand  des  Kantons  Aargau 
aufgibt,  da  derselbe  erklärt  habe,  «  que  la  force  seule 
pourrait  le  faire  consentir  ä  des  cessions. »  (Abschied  II, 
Lit.  F,  pag.  6.)  —  Man  kann  sich  bei  Durchlesung 
dieser  Verbalnote  dem  Eindruck  kaum  verschliessen, 
dass  ohne  Verhandlungen,  die  wahrscheinlich  neben  den 
Konferenzen  herliefen  und  bei  denen  die  eidgenössische 
Botschaft  höchstens  eine  Nebenrolle  spielte,  das  Pays 
de  Gex  für  die  Eidgenossenschaft  hätte  gewonnen 
werden  können.1) 

Noch  weit  vollständiger  wird  der  Eindruck  von 
der  Unwirksamkeit  der  eidgenössischen  Abordnung 
neben  den  SpezialVertretungen  der  einzelnen  Kantone 
und  sonstigen  Interessenten  durch  die  Veltliner 
Angelegenheiten,  die  nun  in  der  nämlichen  sechsten 
Sitzung  mittelst  Vorträgen  der  Graubündner  und  der 
Veltliner  Deputirten  an  die  Reihe  kommen. 

Die  letzteren  eröffneten  den  diplomatischen  Feldzug 
mit  folgender  Erklärung,  von  der  man  annehmen  darf, 

>)  Dm  englische  Mitglied  des  Komite*  machte  allein  noch  den  Ver- 
sach, sein  Tauschprojekt  aufrecht  zu  halten,  mit  dem  Beisatz,  dass  even- 
tuell das  Pruntruter  Gebiet  drei  Jahre  lang  unter  einer  Spezialadmbü- 
stration  su  erhalten  sei,  so  dass  Frankreich  so  lange  noch  Bedenkzeit  habe, 
(Abschied  11,  Lit.  F.  pag.  7).  Zeerleder  hatte  sich  am  Ende  mit  dem  einzigen 
Bezirk  Zo fingen  begnügen  wollen. 
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sie  sei  den  österreichischen  leitenden  Persönlichkeiten 
nicht  unbekannt  gewesen: 

„Kota  dei  deputati  di  Valtellina,  presentata  agil  Eccellentis- 
simi  Ministrl  delle  cinqne  auguste  Potenze  alleate  nella 
eonferenza  del  giorno  13  Dicenibre  lbU. 

Li  sottoscrlttl  Deputati  della  Valtellina  et  dei  due  Contadi  di  Bormio  e 
Chiavenna,  prevenuti  dalla  Legazione  Elvctica  de  11'  oggetto,  per  eui  furono 
inritati  a  questa  eonferenza,  sl  recano  a  dovere  di  dichiarare  alle  Loro  Eo- 
eellenze  i  Signori  Ministrl  delle  auguste  Potenze  Alleate,  che  11  voto  una- 
nime  del  Rappresentanti  e  del  Consiglio  Generale  di  quelle  Provineie  e  di 
essere  eonservatl  uniti  ai  felicissimi  Stati  della  Lombardia  Austriaca.  La 
politica,  la  tranquill  Uä  publica,  la  geograflea  posizione,  la  lingua,  i  costuml, 
i  rapporti  commercialt,  I  blsogni  primari  per  l'esistenza  di  quali  abitanti, 
che  in  neasun'  tempo  feeero  parte  della  Svizzera,  appoggiano  11  loro  voto, 
che  con  uinllisslmo  in  dir  Uro  fli  gla  presentato  a  Sua  Maesta  l'linperadore 
Francesco  1 ;  ripetono  quindi  anche  innanzi  a  questo  illustre  Consesso  le  loro 
piü  fervide  istanze  pol  tale  oggetto,  e  rispettosaniente  dichiarano,  che  la  loro 
coscienza,  11  loro  dovere,  et  la  rlsponsabilitä,  di  cui  sono  contabili  verso  le 
loro  Provineie,  non  li  pennettera  giammai  di  entrare  in  trattat Ivo  per  una 
diversa  destinazione,  a  meno  che  il  volero  assoluto  delle  auguste  Potenze 
coalizzate  non  condanni  ad  una  pericolosa  liberta  una  piecola  populazione, 
che  sente  il  blsogno  di  moderata  suddltanza.  Ferml  In  questo  fientimento, 
suppllcano  col  masslmo  ossequio,  che  la  presente  loro  dichiarazione  venga 
accettata,  e  ritenuta  nel  protocollo  di  questo  Comltato 

Vienna,  11  18  Dicembre  1814. 

II  Conte  Diego  Giucclardi.    Btauipa." 

Damit  beginnt  ein  interessantes  Schachspiel,  in 
welchem  die  Graubündner  Deputirten  und  Guicciardi  als 
Parteien  auftreten;  die  ersteren  mit  dem  ihre  Aktion 
von  vorneherein  beeinträchtigenden  Gefühl,  im  Lande 
selbst  keine  Anhänglichkeit,  an  der  Eidgenossenschaft 
keine  Unterstützung  und  in  der  Heimat  Uneinigkeit 
zu  finden,  der  letztere  angeregt  von  dem  tiefen  Groll 
misshandelter  Unterthanen  und  italienischem  National- 
bewusstsein,  sowie  gestärkt  durch  die  Zuversicht, 
Oesterreich  mit  seinem  ganzen  Einflüsse  im  Rücken 
zu  haben. 

Die  ersten  Verhandlungen  füllen  die  ganze  sie- 
bente Sitzung  vom  15.  Dezember  aus.  Die  eidge- 
nössische Gesandtschaft  spricht  sich  zunächst  für  ein 
unhaltbares  Mittelding  von  Annexion  an  Graubünden 
(als  vierter  Bund)  und  halber  Selbständigkeit  des  Veit- 
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lins  aus,  wobei  Montenach,  wie  öfter,  nicht  völlig  mit 
seinen  beiden  Kollegen  einig  geht.  Die  Ausdrucks- 
weise des  tonangebenden  Bürgermeisters  Reinhard  ist 
folgende: 

„La  ContVderation  envisage  oettc  reuuion  comnie  tres-importante  k  *es 
inte'rets,  et  si  les  Grisons  cux-memes  montraient  moins  de  chaleur  qn'on 
n'aurait  pu  attendre  pour  cet  objet,  eVtait  parce  qu'lls  craignaient  que  Tin- 
flnenee  des  catholiques  dans  leur  canton  ne  ffit,  par  la,  trop  augmentlr.  t»i 
parce  qu'ils  avaient  cru  avoir  plus  de  facillte  pour  l'arrangement  de  lenrs 
preteutions  peeunlaires  dans  la  Separation  que  dans  la  rönnion  de  leur1«  an- 
clens  sujets.  Quant  a  la  maniere  d'effectucr  la  reunion,  Monsieur  de  Rein- 
hard proposc  d'anncxer  le  territoire  en  (jnestion  au  eanton  des  Grimms,  on, 
eonime  une  quatrinne  llgue  suparec,  quoiqne  pas  entierement  independante 
so us  los  rapports  de  Tudministration  eivile  et  judiciaire,  mais  participant, 
dans  une  Proportion  equitable,  a  In  representation  generale  dn  canton,  pour 
toute  matiere  conoernant  les  relations  föderales;  ou  eomine  un  eorps  pidi- 
tique  independant,  mais  ayant  la  meine  cspeee  de  liaison  avec  les  Grhons 
qui  subsiste  respectivement  entre.  les  deux  partlcs  du  canton  d'Untcrwalden 
et  de  eelui  d'Appenzell,  de  manlfcre  eependant  que  les  Grisons  gardassent 
toujours  une  supmorite  marquee." 

Gleichzeitig  wird  aber  bereits  die  Frage  der  Ent- 
schädigung der  ehemals  herrschenden  Graubündner  Fa- 
milien für  ihre  konfiszirten  Güter  im  Veltlin  besprochen 
und  das  Minister-Komite  tritt  hierauf  nur  in  diese 
letztere  Frage  ein,  ohne  diejenige  über  die  Zuge- 
hörigkeit des  Landes  zu  berühren. 

Hier  ist  die  erste  Abweichung  von  der  korrekten 
Handlungsweise,  die  in  dieser  Sache  deutlich  vorge- 
zeichnet war  und  darin  bestanden  hätte,  in  erster 
Linie  eine  definitive  Erklärung  des  Kongresses  über 
die  Zugehörigkeit  des  Veitlins  zur  Schweiz,  even- 
tuell auch  über  die  Zulässigkeit  einer  Besetzung  des- 
selben durch  schweizerische  Truppen,  zu  provoziren. 
seine  staatsrechtliche  Stellung  hingegen  und  vor  Allem 
diese  Geldfragen,  an  denen  leider  auch  den  damaligen 
Graubündner  Abgeordneten  mehr  gelegen  zu  haben 
scheint  als  an  dem  Lande  selbst,  als  Fragen  zweiter 
Ordnung  zu  behandeln.1) 

')  Es  hätte  diess  um  so  naher  gelegen,  als  auch  das  Bisthum  Basel 
zuerst  eidgenössisch  übernommen  und  besetzt  nnd  dann  erst  den  einzelnen 
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Von  nun  an  ist  das  falsche  Geleise  betreten, 
welches  die  Veltliner  in  die  Arme  des  sie  mit  kluger 
Zurückhaltung  erwartenden  Oesterreichs  führen  wird. 

Dieselben  nahmen  sofort  Akt  von  der  allzu  kate- 
gorischen Erklärung  Reinhards,  dass  die  Schweiz  das 


Kantonen  zugethcilt  wurde.  Man  konnte  sich  daher  auf  dieses  Beispiel  be- 
rufen. 

Noch  heute  liest  mau  nicht  ohne  Befremden  die  Note,  mit  welcher 
die  eidgenössische  Abordnung  ihren  Vortrag  vom  15.  Dezember  ergänzte. 
Sie  hebt  eigentlich  nur  alle  möglichen  Schwierigkeiten  eines  An- 
schlusses des  Veltlins  an  die  Schweiz  hervor: 

„Cette  contrex*  ne  peut  pas  etre  agregöe  comme  canton  ä  la  Confede- 
ration, qui,  dcja  coniposee  de  XXII  Etats  souverains  et  ind£pendans,  trou- 
vera  difficileraent  dans  1a  central  ite*  les  moyens  d'unir  par  un  lien  vraiment 
federal  des  parties  aussi  noinbreuses,  aussi  heterogenes  par  la  locallte*,  le 
genie,  les  moeurs,  les  besoins  et  les  ressources  de  ces  differentes  peuplades. 

Le  canton  des  trois  ligues  craint  de  se  l'associer  comme  quatrifeme 
ligue,  il  ne  peut  pas  lui  accorder  les  memes  droits  dont  jouissent  ses  divi- 
8ions  cantonales.  La  majoritc  de  ce  canton  professe  la  religion  ^vangeUique, 
et  les  trois  vallees  la  catholique.  La  reminiscence  de  quelques  discussions 
qui  se  sont  autrefois  elevdes  entre  le  souverain  et  les  sujets,  presente  un 
obstacle  ä  unc  franche  et  veritable  nnion.  La  crainte  de  ceux-ci,  de  ne  pas 
trouvcr  dans  leurs  anciehs  maitres  des  dispösltions  assez  bienveillantes,  les 
amenerait  dans  ce  canton  avec  le  sentlment  de  la  defiance  et  de  TinquiCtude. 

Toutes  ces  considerations  forcent  h  penser  k  un  moyen  qui  concilierait 
le  bonheur  et  Tindependance  de  ces  vallees  avec  le  voeu  et  les  droits  des 
trois  ligues,  avec  l'inter£t  et  les  besoins  de  tonte  la  Suisse. 

Nous  avons  dans  le  sein  de  la  Confederation  des  anciens  cantons  qui 
sont  divises  en  deux  souverainetds  entierement  distinctes;  tels  sont  ceux 
d' Appenzell  et  d' Unterwaiden.  Chaque  partie  a  sa  llgislation.  ses  autorites 
judiciaires  et  executives,  parfaitement  inde'pendantes  de  l'autre;  chacune 
envoie  sa  deputation  ä  la  Diete;  mais  les  deux  parties  n'ont  qu'une  seule 
representation  et  un  sufTrage.  81  les  Instructions  des  deux  dcputations  sont 
divergentes,  le  canton  cesse  d'avolr  une  voix  dcliberative  dans  la  dlseusslon 
qui  les  a  divisees.  C'est  d'apres  ce  modele  qu'on  pourrait  orgauiser  les  trois 
vallees  et  fixer  les  rapports  qui  les  lleront  au  canton  des  C4risons  et  ä  la 
Confederation. 

Les  principes  sulvans  formeraient  la  base  de  cette  Organisation: 

1.  La  Valtelinc,  Chiavenne  et  Bormio  sont  r6unies  au  canton  des  Gri- 
sons  pour  la  representation  cantonale  dans  la  Confddöration  suisse. 

2.  Les  trois  ligues  enverront  un  de*pute  ä  la  Diete,  et  les  trois  valle'es 
en  enverront  un  autre. 

8.  Les  deux  parties  projeteront  de  concert,  par  une  Conference  com- 
missartale,  et  determineront  les  Instructions  ä  donner  a  leurs  deputös. 

4.  Comme  dans  le  sein  de  la  Diete  11  n'y  a  qu'nn  dripute  par  canton, 
qui  siege  et  vote  dans  les  de"l i berat ions  föderales,  le  ddputä  des  ligues  grises 
tiegera  et  votera  deux  annees  de  suite,  et  le  döpute  de  l'autre  partie  ne 
siegera  que  la  trolsieme  annde.   Teile  est  Topinion  d'un  des  envoyes  de  la 
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Land  als  selbständigen  Kanton  nicht  brauchen  könne, 
und  verlangten  nun  in  einer  Eingabe  vom  24.  De- 
zember gerade  diess,  und  zur  Einleitung  dieses 
Verhältnisses  einen  österreichischen  Kommissär 
nebst  österreichischer  Besatzung.1) 


Confcjderation ;  cleux  autres  envoyes  pensent  qne  le  depute  des  trois  rallees 
ne  doit  siäger  quo  la  quatrifeme  annde. 

5.  Si  les  deux  parties  ne  peuvent  pas  s'accorder  sur  an  oa  plusiears 
points  des  Instructions,  chaque  depute  pourra  presenter  a  l'assemblee  fede- 
rale  son  mandat;  mais  le  mandat  du  depute  slegeant  döterminera  le  rote 
du  canton. 

(j.  Dans  le  cas  oü  des  difflcultes  s'dleveralent  entre  les  deux  parties 
du  canton  des  Grisons,  elles  seront  terminees  d'apres  les  formes  et  les  lois 
etablies  dans  le  pacte  et  le  code  federal  pour  les  difficultes  existantes  entre 
deux  cantons.u 

„Projet  pour  liquider  les  conf iscations  dans  la  Valteline, 
präsente  par  la  legation  snisse. 

1.  L'arrete"  pris  par  le  comite  yaltelinois,  date"  du  28  octobre  1797,  et  les 
actes  posterieurs  y  relatifs,  sont  abolis. 

2.  On  restituera  aux  proprietaires  grisons  tous  les  blens  et  tous  les 
effets  existans  sous  sequestre  public  et  non  alienes  des  ce  moment,  et  ils 
seront  mis  a  la  disposition  de  la  masse  desdits  proprietaires. 

S.  n  8c ra  aecorde  un  terme  de  deux  ans,  a  dater  des  ä  präsent,  aux 
proprietaires  grisons,  pendant  lequel  ils  peuvent  poursulvre  jnridiquement 
tous  les  biens,  tous  les  effets  et  toutes  les  creances  qu'lls  croient  etre  leur 
propridttf,  et  qui  a  l'cpoque  de  la  confiscation  n'ayant  pas  tHe  deiionces  et 
declares  comme    propriete"  grisonne,  ont  6t6  soustraits  a  cette  confiscation. 

4.  Pour  tous  les  biens,  effets  et  toutes  les  creances  allen ^s  ou  vendns 
a  titre  de  cette  confiscation,  on  aecordera  aux  proprietaires  une  jnste  indem- 
nite.  Jusqu'a  ce  qne  cette  indemnite  solt  trouvee  et  allouee,  lesdits  blens, 
effets  et  creances  resteront  affectes  et  serviront  d'hypotheque  pour  les  pr&- 
teutions  des  re'clamans. 

5.  La  8omme  de  cette  indemnite  pour  les  objets  eontenus  dans  l'article 
prdc^dent.  est  nxee  ä 

6.  En  a  compte  de  cette  sonime,  on  alloue  aux  proprietaires  grisons  le 
montant  de  la  part  de  la  dette  nationale  du  ci-devant  royaume  d'Italie.  qnL 
ä  la  Separation  de  la  Valteline,  Cbiavenne  et  Bormio,  sera  assise  sur  les- 
dits  pays. 

7.  Le  surphis  de  ce  qn'il  fandra  pour  attelndre  ä  la  somme  enoncee 
daiis  l'article  5,  sera  constitue  comme  suit 

8.  L'application  des  bases  de  cette  liquidation  sera  falte  par  In  Diete 
de  la  Suisse.  Elle  nommera  une  coinmission  qui  prononcera  ddflnitivement 
sur  tous  les  differends  qui  pourraient  s'elever  entre  les  proprietaires  grisoos 
et  les  habitans  de  la  Valteline,  de  Chiavenne  et  de  Bormio  sur  Tobjet  de 
cette  liquidation. 

La  Diete  delegnera  ä  ladite  eommission  les  Instructions  necessafres/ 
')  Dieser  Schachzug  ist  zu  charakteristisch,  um  nicht  ebenfalls  dem 
Leser  vor  die  Au^en  gestellt  zu  werden: 


^ 
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Inzwischen  and  bevor  diese  Komödie  ihren  weiteren 
Verlauf  nahm,  fanden  die  achte  und  neunte  Sitzung 
vom  17.  und  19.  Dezember  statt.  In  der  ersteren 
wurden  zunächst  einige,  die  bedeutenderen  Angelegen- 
heiten oft  auf  störende  Art  durchkreuzende  Geld- 
fragen erledigt,  in  welchen  namentlich  England  gänz- 
lich auf  der  Seite  der  bernischen  Ansprüche  stand. 
Die  aus  der  Zeit  der  alten  Eidgenossenschaft  her- 
rührenden, namentlich  in  England  placirten  Kapitalien 
der   ehemaligen    Regierungen    von    Bern   und   Zürich 


.Les  sousaigne«  ont  ätö  informea  par  diverses  voies  que  Leurs  Excel- 
lences  les  Ministres  des  cinq  g ran  des  pulssances  alliees  out  etabli  en  prin- 
cipe, que  la  Valteline  et  les  tcrritoires  de  Chiavenne  et  de  Bormio  devaient 
etre  reunis  ä  la  Confäderation  suisse. 

Comme  nne  teile  disposition  dctruirait  les  cspdrances  des  peuples  de 
ces  pays,  exprlmees  dans  la  note  du  13  du  courant,  les  soussignes  croieut 
qn'il  est  de  leur  devoir  de  soumcttre  ä  la  sage  impart laute"  des  Ministres 
respectifs  les  demandes  suivantes: 

1.  Que  lesdites  provinces  formcnt  par  elles-meincs  im  canton,  ainsi 
qoe  Fexige  l'etendue  de  leur  territoire,  leur  population,  limite"  de  langage, 
de  religio n,  de  mceurs  et  d'habitudes,  et  leur  Separation  des  autres  cantons 
saisses  par  une  partie  tres-escarpee  des  Alpes. 

2.  Que  le  canton  continue  a  jonir  de  la  haute  protection  du  duc  de 
Milan  pro  tempore,  tant  a  cause  de  droits  fondös  sur  d'anciens  traites 
qu'ä  cause  du  besoin  absolu  oü  se  trouvent  ses  habitants  de  pouvoir  tirer 
Übrement  de  la  Lombard  ie,  les  denrees  de  preiniere  nccessite"  pour  leur 
propre  oxistence. 

3.  Qne  tant  pour  däterminer  les  attributions  de  cette  protection,  que 
pour  preparer  la  Separation  räelle  de  la  Valteline  et  des  pays  y  rdunls  de 
la  Lombardie.  dont  ils  fönt  partie  depuls  17  ans,  et  pour  regier  rgtabllsse- 
ment  respectif  des  confins,  concerter  la  Constitution  et  l'organlsation  can- 
tonales,  tont  se  traito  entre  la  Lokation  suisse  et  les  deputes  soussignes, 
avec  1'intervention  et  la  mediation  d'un  comniissaire  autriehien  sous  la  re- 
•erve  des  sanetions  prescrltes  par  l'acte  föderal. 

5.  Que  pour  assnrer  la  tranquillite  publique  et  particuliere  et  pour 
prevenir  tout  desordre  dans  les  premiers  comices  populaires,  un  corps  de 
tronpes  aatrlchlennes  reste  dans  ces  provinces,  jusqu'a  ce  que  la  nouvelle 
forme  de  gouvernement  soit  mise  en  activitö,  et  que  la  milice  cantonale  solt 
organisce. 

Les  soussignes  osent  se  flatter  que  la  präsente  note  sera  consideree 
comme  ane  preuve  de  leur  soumission  k  la  volonte  des  hautes  puissances 
et  de  leur  extreme  desir  de  conciller  avec  l'intention  des  souverains  la  tran- 
quillitt  et  la  sürete*  individuelle  de  leurs  concitoyens. 

81  cependant  les  demandes  raisonnables,  sus-änonedes  n'obtenaient  pas 
entlerement  l'etfet  deslre\  les  soussignäs  seraient  dans  la  dösagreable  neces- 
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sollen  bloss  diesen  zukommen1),  ohne  Betheiligung  von 
Waadt  und  Aargau.  Lediglich  die  Zinsen  bis  Ende 
1814  müssen  zur  Tilgung  der  noch  immer  vorhandenen 
helvetischen  Schuld  verwendet  werden,  deren  Rest 
dann  von  den  sämmtlichen  Kantonen,  ausser  Bern  und 

9 

Zürich,  abzutragen  ist.  Die  Entschädigung  der  ehe- 
maligen Besitzer  von  Feudalrechten  (lods)  in  Waadt 
und  Aargau  soll  schiedsgerichtlich  festgestellt  werden. 
Sodann  erörterten  die  Abgeordneten  von  Genf, 
Pictet  und  d'Ivernois,  ihre  Ansichten  über  die  terri- 
toriale Dotation  dieses  neuen  Kantons,  die  ihm,  wie 
sie  in  einem  beigelegten  Memoire  ausführlich  darthun, 
schon  Ende  1813  von  den  alliirten  Souveränen  in  Basel 
und  sodann  durch  eine  Note  ihrer  Minister  in  Zürich 
vom  1.  Mai  1814  versprochen  worden  war,  ohne  dass 
der  Pariser  Friedensvertrag  dann  näher  darauf  ein- 
getreten wäre;  diese  Versprechungen  seien  also  jetzt 
zu  erfüllen.    In  allen  diesen  Genfer  Verhandlungen  sind 


sito  de  döclarer  que  leurs  pleins  pouvoirs  nc  s'etcndent  pas  an-delk  de  *e* 
demaudes  et  par  conse'quent  de  protester  contre  tonte  autre  disposition  op- 
posee  au  droit  et  a  rinteret  des  provinces  qui  les  ont  conimis. 

Lc  comte  Guicciardi.    Stampa." 

DasH  die  Veltliner  Abgeordneten  dabei  mit  Metternich  und  dem  Ver- 
treter Oesterreichs  im  Komlte,  Wessenberg,  gänzlich  unter  Einer  Decke 
spielten,  ergibt  sich  weit  besser  noch,  als  aus  unseren  Geschichtsquellen 
aus  ihren  eigenen,  die  bei  uns  viel  zu  wenig  bekannt  sind.  Wir  ver- 
weisen auf  den  in  den  Beilagen  abgedruckten  Auszug  aus  der  Velt- 
liner-Geschichte  von  Romegialli,  welcher  jedem  Geschichtsfreunde 
willkommen  sein  wird. 

>)  Ueber  diese  englischen  Fonds  und  diese  Feudalrechte, 
welche  eine  übermässige  Rolle  am  Kongresse  spielen,  gibt  genaue  historische 
Auskunft  eine  Denkschrift  von  Laharpe  (Abschied  II,  Lit.  M).  Die  Ueber- 
gang8bestimmungen  der  Mediationsakte  hatten  in  Artikel  ö  dieKlansel  ent- 
halten: „la  dette  nationale  sera  liquidee  et  les  creances  eonstituees  8ur 
l'etranger  au  protit  de  quelques  cantons  serviront  d'abord  au  marc  la  livre 
ft  son  extinetion."  Das  wurde  nun  rückwirkend  zu  Gunsten  der  restau- 
rirten  Regierungen  von  Bern  und  Zürich  umgestossen.  Die  helvetische 
Schuld  betrug  8,118,336  Schweizerfranken  und  sollte  nach  dem  Endbeschlnss 
der  helv.  Liquidationskommission  vom  1.  November  1804  an  die  Gläubiger 
ausbezahlt  werden,  sobald  die  englischen  Fonds  eingingen.  Ganslich  er- 
ledigt wurden  diese  Verhältnisse  erst  1839.  (Repert.  I.  pag.  1182.) 
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es  immer  zwei  Punkte,  auf  welche  die  Abgeordneten 
von  Genf  Gewicht  legen :  eine  «  frontiere  militaire » 
und  das  «desenclavement».  also  ein  zusammenhängen- 
des, nicht  durch  fremdes  Gebiet  unterbrochenes  Ter- 
ritorium und  Verteidigungsfähigkeit  desselben.  Die 
Wichtigkeit  dieser  Gesichtspunkte,  auch  für  die  Eid- 
genossenschaft, und  die  Geschicklichkeit  dieser  Genfer 
Diplomaten,  namentlich  Pictet's,  führte  dahin,  dass 
schon  in  Wien,  besonders  aber  in  Paris  und  Turin, 
eher  Genf  die  Eidgenossenschaft  vertrat,  als  umgekehrt, 
wovon  auch  deutliche  Spuren  zurückgeblieben  sind. 
Eine  alte  Erdbeschreibung  sagt  über  Genf: 

« Den  eingeschränkten  Raum  bewohnen  grosse  Seelen, 
Die,  ohne  Thron  und  Reich,  doch  fähig  zum  Befehlen.  » 

Diess  war  damals  wahr  und  darauf  kommt  es  in 
solchen  historisch  entscheidenden  Augenblicken,  mehr 
als  auf  alles  Andere,  an.1) 


»)  Das  alte  Genfer  Gebiet  vor  der  Besitznahme  durch  die  Fran- 
zosen am  26.  April  1798  bestand  aus  dem  kleinen  eigentlichen  Stadt- 
bezirk, wozu  die  Dörfer  St-Jean,  Petlt-Sacconex,  Saceonex,  Morillon,  Ma- 
lagnon,  les  Vernete,  la  Paumier,  Cologny,  ein  Theil  von  Chene,  Frontenex, 
Chatelaine,  le  Bouchet,  Beaulieu,  Conche,  la  Hotasiere,  Capite,  la  Grangc 
gehörten.  Sodann  besass  die  Republik  noch  fünf  unter  sieh  getrennte  En- 
elaven,  das  Mandement  de  Peney,  begrenzt  durch  die  Rhone  und  auf 
allen  sonstigen  8eiten  eingeschlossen  vom  Pays  de  Gex;  das  Mandement  de 
Jussy,  umgeben  von  Chablais  und  Faucigny;  die  ehemalige  Priorei 
8t-Victor  et  Chapitre,  bestehend  aus  zerstreuten  Dörfern  und  Höfen 
innerhalb  der  savoyi sehen  Landvogteien  Ternier  und  Gaillard;  ein  Stück 
Land  am  rechten  Seeufer  bei  Versoix  mit  den  Ortschaften  Malagny, 
Genton,  Crenx  de  Genton,  Valavran,  das  durch  einen  Vertrag  mit  Frank- 
reich von  1749  vom  Pays  de  Gex  abgelöst  worden  war;  endlich  die  En- 
elave  Cellgny  zwischen  Coppet  und  Nyon  im  damaligen  Berncr  Gebiet. 

Gegenüber  den  Staaten  Frankreich  und  Savoyen,  in  welchen  diese 
Genfer  Enclaven  wesentlich  lagen,  hatten  zwei  Verträge,  von  1749  mit  Frank- 
reich uod  17M  mit  Savoyen,  die  Rechtsverhältnisse  festgestellt  (Vgl.  Fäsi, 
8taats-  und  Erdbeschreibung  der  helvetischen  Eidgenossenschaft  von  I7ß8, 
IV.  118).  Die* es  Gebiet  sollte  nun  nach  dem  Versprechen  der  Alliirten  (Allg. 
Zeitung  vom  23.  Mai  181-1)  durch  Abtretungen  von  Frankreich  und  8avoyen 
womöglich  zu  einem  einzigen  Stücke  ausgerundet  und  mit  haltbaren  Grenzen 
versehen  werden,  und  dieser  Zweck  ist  auch,  bei  vielen  anfänglich  vor- 
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In  der  neunten  Sitzung  wird  zum  ersten  Male 
der  neue  eidgenössische  Verfassungsentwurf 
und  der  Bundesschwur  besprochen.  Das  Komit« 
ist  der  Meinung,  der  Entwurf  sei  «  imparfait  sous  plo- 
sieurs  rapports»  und  die  Beschwörung  desselben,  die 
schon  auf  den  5.  Januar  angesetzt  war,  müsse  einer- 
seits noch  verschoben ,  andrerseits  « mit  aller  mög- 
lichen Feierlichkeit  umgeben  werden».  Die  eidgenös- 
sische Gesandtschaft,   die  hierauf  vorbeschieden  wird, 

handenen  Schwierigkeiten,  durch  die  Geschicklichkeit  and  Zähigkeit  der 
Genfer  Abgeordneten,  die  darin  den  eidgenössischen  nnd  bündnerischen  zum 
Vorbild  hätten  dienen  können,  in  höherem  Grade  erreicht  worden,  als  an- 
fänglich, namentlich  in  Bezng  auf  den  Besitz  des  linken  Seeufers,  er- 
wartet werden  konnte.  Doch  sind  diese  Verhältnisse  vollständig  erst  ia 
Paris  im  Herbst  1815  und  in  Turin  1816  geordnet  worden. 

Als  Ans gangsp unkt  aller  dieser  Stipulationen  ist  aus  dem  Genfer- 
Metuoire  vom  18.  Dezember  1814  (Abschied  II,  Lit.  G.,  pag.  2)  zu  citiren  die 
Notiz,  dass  die  Souveräne  im  Dezember  1813  den  an  sie  nach  Basel  abgeord- 
neten Genfern  erklärten,  Genf  sei  bestimmt,  ein  Kanton  der  Schweiz  mit 
vergrössertem  Territorium  zu  werden,  „um  zu  dem  System  der  schweize- 
rischen Neutralität  damit  beizutragen.* 

Von  sehr  aktueller  Wichtigkeit  ist  eine  andere  Stelle  diese* 
Aktenstückes,  die  folgendermassen  wörtlich  lautet:  „Nous  devons  porter 
l'attention  des  ministres  plenipotentiaires  au  Congres  sur  im  article  da 
traite  de  Paris,  contre  lequel  nous  avons  une  räclamation  ä 
präsenter.  Cet  article  est  couqu  en  ees  termes:  „Los  Puissances  se  reservent 
reeiproquement  la  facultß  entiere  de  fortifier  tcl  point  de  leure  Etat« 
qu'ellcs  jugeront  convenable  pour  leur  sürete*" 

Or,  le  traite  de  8t.  Julien  du  11  Jnlllet  1603,  entre  le  duc  de  Savoie 
et  la  republique  de  Geneve,  statue  expressement  ce  qui  suit,  article  XIX: 
„Se  contente  Son  Altesse  de  ne  faire  assemblee  de  gens  de  guerre  ni  forti- 
ücations,  ni  tenir  garnison  ä  quatre  Heues  pres  ladite  rille  de  Geneve.* 

Le  droit  des  gens  nous  assure  que  la  conditlon  de  la  ville  de  Geneve 
ne  peut  empirer.  a  cet  t'gard,  par  le  t'ait  de  la  cession  a  la  France  d'une 
partie  de  la  Savoie.  La  puissance  qui  acquiert,  ne  peut  entrer  que 
dans  les  droits  de  la  puissance  qui  cede.  Au  besoin,  nous  Proteste- 
rions  respectueusement  contre  l'application  abusive  qu'on  pourrait  faire. 
au  prejudice  de  Geneve  et  de  la  Suisse,  d«  l'article  du  traite*  de  Paris  dt* 
ci-dessus." 

Endlich  beruft  sich  Genf  noch  auf  die  oben  erwähnten  Grenzverträge 
mit  Frankreich  und  Sardinien  vom  15.  August  1749  und  S.  Juni  1754,  welche 
sich  u.  A.  auf  den  freien  Verkehr  der  Grenzbezirke  mit  Genf  bezieh«« 
und  deren  Aufrechthaltung  daher  gewünscht  wird.  Daraus  sind  dann  die 
„freien  Zonen",  beziehungsweise  die  jetzigen  Verträge  mit  Frankreich  über 
die  Zollverhältnisse  in  der  Landschaft  Gex  und  in  Hochsavoyen  entstände». 
worüber  unsere  diesjährige  „Uebersieht*  das  Nähere  enthält. 
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wagt  zwar  einige  sehr  bescheidene  Einwendungen,  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  aus  solchen  Verschiebungen 
auf  eine  weitere  Modifikation  der  eidgenössischen  Ver- 
fassung durch  die  Mächte  geschlossen  werden  könnte, 
sie  empfängt  hiegegen  die  Zusicherung,  dass  diess  nicht 
in  der  Absicht  liege,  nebst  dem  Vorschlag,  den  Bundes- 
schwur  auf  Mitte  Februar  anzusetzen.1) 

Hierauf  folgen  die  weiteren  Veltliner  Verhand- 
lungen mittelst  einer  Reihe  schriftlicher  Eingaben  an 
das  Ministerkomite.  Zunächst  eine  solche  der  schwei- 
zerischen Gesandtschaft  vom  27.  Dezember,  welche  mgi, 
.  abgehend  von  dem  früheren  Standpunkte,  auch  die 
Veltliner  selber  nicht  mehr  gleich  behandeln  will: 

^A.n  lieu  de  reunir  ces  trols  comtäs,  comme  llgue  säparee,  11  paraitrait 
plus  convenable  et  plus  conforme  a  leurs  sltuations  topographiques  de  les 
»eparer  et  de  jolndre  le  comt6  de  Chiavenne  avec  13,000  äraes,  et  celui  de 
Bormio  avec  5000  ämes  au  canton  des  Grlsons,  sous  la  condltion  qu'lls  au- 
nüent  une  partie  ddterminöe  a  la  souverainetä,  une  representation  au  Gfand- 
Conseil,  de  quatre  membres  pour  Chiavenne  et  de  deux  membres  pour  Bormio 
et  une  justice  säparäe  de  Hochgericht 

La  Valteline  par  contre,  avec  64,000  ämes  formerait  de  la  manicre 
proposee  une  quatrieme  llgue  lndäpendante." 

Sodann  eine  Denkschrift  des  ersten  Oraubündner 
Deputirten,  v.  Salis-Sils,  vom  28.  Dezember,  welche, 
nachdem  vorerst  das  Recht  des  Kantons  auf  diese 
Landschaften  durch  allerlei  ältere  Vertrage  bewiesen 
wird,  mit  Berufung  auf  die  Verhältnisse  von  Neuchfttel 
eine  Art  von  gemilderter  Unterthänigkeit  der  Veltliner 
zu  proponiren  beabsichtigt  (Abschied,  Lit.  H,  pag.  2). 
In  einer  zweiten  Eingabe  vom  nämlichen  Tage  kommt 
dann  dieser  Vertreter  Graubündens  ebenfalls  auf  den 
unglücklichen  Gedanken,  bloss  die  Grafschaft  Ghiavenna 
mit  13,000  Einwohnern  und  die  Grafschaft  Bormio  mit 


')  Bei  diesem  Anlasse  erst  reichte  die  eidgenössische  Abordnung-  ihre 
Denkschrift  über  die  Verbesserung  der  schweizerischen  Grenzen 
(Abschied  II,  Lit.  D.)  ein,  welche  auch  schon  vorher  am  Platze  gewesen 
wäre. 
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5000  Einwohnern,  als  zwei  bündnerische  Hochgerichte, 
das  erstere  mit  4,  das  zweite  mit  2  Grossrathsstimmen, 
inkorporiren  zu  wollen  (unter  Vorbehalt  näherer  Orga- 
nisation); das  eigentliche  Veltlin  mit  64,000  Ein- 
wohnern aber  abzulehnen,  da  dasselbe  ein  ganz  anderes, 
schlecht  geartetes  Volk  enthalte,  welches  sich  mit  den 
Graubündnern  nicht  assimiliren  lasse  und  ihre  freie 
Konstitution  nicht  vertragen  könne.  Der  eigentliche 
Gedanke  dieser  Note  scheint  in  ihrem  Schlusssatze 
enthalten  zu  sein,  welcher  folgendermassen  lautet: 

#  „Les  (Jrlsons  ne  peuveut  etre  gouvernes que  par  desGri- 
80ns.  L'ineorporation  de  la  Valteline  (sur  le  pied  dune  union  cantoiiale 
eo-regnante)  appel  lcrait  au  gouverncmciit  du  canton  des  ctran- 
gers,  qucJijn'en  pourralt  etre  le  nembre.  et  eette  reunion  menstrneuse  de 
parties  aunsi  disparates  poserait  indnbitablement  le  gerine  de  la  möfiance 
et  d'eternelle*  dissensions. 

Les  deux  p rem i eres  autorites  eonstltuecs  du  canton  ont  puise  dans  ces 
raisons  la  eonvietion  intime,  que  l'interet  commun,  tant  des  denx  parties 
dont.il  «'Agit,  quc  de  eolui  de  la  Confedöration  generale,  exige,  de  n"«d- 
mettre.  dansaueun  eas,  la  reunion  de  la  Valteline  aux  Gri- 
Hon«  comme  particcantonale,  mais  bleu  de  la  eonstituer  en  un  etat 
partlculler  et  agrege'  a  la  republique  fedönSe  des  Suisses." 

Der  österreichische  Bevollmächtigte  im  Komite, 
v.  Wessenberg,  beeilte  sich  nun  (ebenfalls  schon  am 
28.  Dezember)  die  Früchte  dieses  Mangels  an  politi- 
schem Verständniss  einzuheimsen,  indem  er  sich  sofort 
in  einem  Briefe  an  den  russischen  Bevollmächtigten 
v.  Stein  gegen  die  von  beiden  Erklärungen  befürwortete 
Th eilung  des  Veitlins  aussprach1)  und  die  Veltliner 

»)  Dieser  Brief  lautet: 

„Monsieur  ie  Raron  de  Humboldt  m'a  prevenu  qu'ou  se  reamtrait  au- 
jourd'hui  ehez  Votre  Exeellence  pour  entendre  le  rapport  de  Monsieur  le 
Comte  de  tapodi  Stria.  Etant  einpeche"  de  profiter  de  cette  entrevue,  je  ne 
veux  pas  tarder  a  Vous  faire  pari  de  la  Note  que  Monsieur  le  Landammann 
Reinhard  vient  de  m'adresser  pour  la  remettre  au  comitö,  et  dans  laqueUr 
11  propose  une  nouvelle  subdivision  de  la  Valteline.  Je  ne  erois  pas  qoe 
cette  proposition  soit  confonne  aux  voeux  et  aux  interets  de  la  grande  mass* 
den  ValteliuoiH,  et  il  nie  parait  qu'un  deoieinbrement  de  la  Valteline  n* 
rendrait  que  plus  difficile  tont  Arrangement  pour  les  eonflscations.  I/Empe- 
reur  mon  Maitre  est  de  l'avis  qu'une  agregation   de  la   Valteline  an  Corps 
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als  ein  Volk  in  Schutz  nahm,  das  mindestens  auf  der 
Stufe  der  Walliser,  Genfer  und  Neuenburger  stehe. 

Wir  können  es  wirklich  begreifen,  dass  dieselben 
einen  grossen  Herrn  vorzogen,  der  sie  mit  seinen 
übrigen  Landeskindern  gleichzuhalten  versprach, 
statt  einer  unbestimmten  Unterthänigkeit  unter  kleinen 
republikanischen  Gebietern  neuerdings  entgegenzu- 
gehen. 

Es  folgten  nun  noch  Denkschriften  der  sämmtlichen 
Graubündner  Deputirten.  v.  Salis-Sils,  v.  Albertini 
und  v.  Toggenburg,  welche  in  der  zehnten  Sitzung 
des  Kongresses  vom  16.  Januar  1815  verlesen  wurden, 
ohne  Eindruck  hervorzubringen,  und  zum  Schlüsse 
kamen  diese  Abgeordneten  noch  auf  den  unglaub- 
lichen Gedanken,  sich  mit  einer  Eingabe  vom  Februar 
1815  an  ihren  eigentlichen  Gegner,  den  Kaiser  von 
Oesterreich,  zu  wenden  und  ihm  gewissermassen  die 


helv&ique  ne  säur  alt  s'effectuer  d'une  manlerc  solide  et  convenable  pour 
tous  les  partis,  qn'en  accordant  a  ce  pays  la  in£me  faveur  qu'on  a  assurec 
ä  eeux  qui  ont  6U  nouvellement  räunis  ä  la  8ulsse.  II  n'y  a  pas  de  doute 
qae  la  Valteline  mc"rite  sous  tous  les  rapports  d'etre  an  moins  assimilec  an 
Valals,  a  Gene.ve,  a  Neufhatel." 

Umgekehrt  hatte  Reinhard,  wie  es  scheint,  durch  Capo  d'Istria  und 
Canning  einen  Wink  erhalten,  dasH  sein  Theilungsprojekt  keine  günstige 
Aufnahme  finden  werde,  und  erlässt  nun  infolge  dessen  aueh  noch  eine  er- 
läuternde Note  vom  6.  Januar  1815  (Abschied  Llt.  H.  pag.  7),  worin  er  nun 
das  Veltlin  zu  einem  eidgenössischen  Untcrthanenland  machen  will.  Diese 
völlig  aussichtslose  Erklärung  lautet  in  ihrem  Hauptpassus: 

„Celle-ct  (la  legation  sulsse)  reste  persuadee  que  la  division  proposee 
dans  la  seconde  notc,  convient  aux  deux  vallles  de  Chlavenne  et  Bormio, 
convient  ä  la  Confedtiratiou  et  au  c  an  ton  des  Orisons  qui  a  droit  et  voca- 
iion  de  reclamer. 

Jamals  la  Suisse  ne  pourrait  eonsentir  a  ce  que  les  trois 
vallees  ou  nne  partle,  soient  erigdes  en  canton;  les  motifs  en  sont  döveloppes 
dans  la  premiere  note.  L'esprit  et  le  caractere  qui  dominent  dans  la  Valte- 
line, sa  eon  dufte  des  le  premier  moment  de  la  revolution,  les  dispositions, 
qn'elle  manifeste  aujourd'hui,  placent  la  Confdderation  dans  la  näcessitö 
de  sobordonner  rinflnence  de  cette  vallde  dans  les  däliberations  föderales. 
II  faut  lui  aecorder  une  liberte*  ätendue  et  süffisante  et  tous  les  moyens  d'etre 
hrareuse  et  tranquille,  mals  on  ne  vent  pas  que  son  Intervention  direete 
putsse  compromettre  les  interets  de  la  commune  patrle.u 
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Entscheidung  anzuvertrauen.1)  Damit  war  die  Sache, 
von  dieser  Seite  wenigstens,  auf  das  Gründlichste  ver- 
fahren und  die  Mitglieder  des  Minister-Komitee  be- 
trachteten sie  fortan  lediglich  noch  als  eine  Angelegen- 
heit,  welche   zwischen    Graubünden    und   Oesterreich 


*)  Diese  entscheidenden  Eingaben  der  Graubiindner-Deputlrten  haben 
folgenden  Inhalt:  In  der  ersten  vom  13.  Januar  beantragen  sie  nur  noch 
die  Vereinigung  von  Chlavenna,  immer  die  Entschädigungs  frage  vor- 
anstellend : 

„1.  Qu'il  soit  accordö  an  canton  des  Grisons  le  droit  d'exiger  nne 
Indemnität  ponr  la  perte  de  ses  revenns  qni  resultera  de  l'einaneipation 
Eventuelle  de  ces  trois  provinccs,  suivant  le  meme  principe  qni  ponrrait 
6tre  dtabli  ä  l'egard  d'autres  cantons  envers  ieurs  cl-devant  snjets; 

2.  Que  le  comte  de  Chlavenne  soit  nni  an  canton  des  Grisons 
Sons  la  qualite*  de  Hochgericht  (Judlcatnre)  Hbrc  et  sons  les  eonditioas 
contennes  dans  les  notes  precädentes.  Cette  nnion  est  rendne  indispensable 
par  la  Situation  geographlque  de  ce  pays,  qni  l'identifle  avec  le  canton,  tant 
sous  le  rapport  poUtique  que  sons  celui  de  l'eeonomie; 

3.  Que  dans  le  cas  que  l'incorporation  de  Bormio  anx  Grisons 
renconträt  des  dl  fflcultes  trop  grandest  les  dlsposltione  definitives, 
relatives  aux  rapport»  de  ce  pays  avec  la  Valteiine,  soient  ajourneet 
jusqu'h  ce  qu'on  alt  entendu  les  vaeux  des  habitans  de  cette  valHe, 
si  dlfferens  des  V altelins  en  richesses,  habltudes,  earacteres  et  mceurs." 

In  der  zweiten  Note  vom  gleichen  Datum  geben  sie  geradeso  die 
Hauptsache  auf  und  beschränken  sich  nur  noch  auf  die  Entochadlgnngs- 
frage: 

„Les  soussignes,  convaincus  que  Leurs  ExceUences  Messieurs  los  IC- 
nlstres  auront  reconnu  la  justice  des  reclamations  des  partienliers 
grisons,  depoullles  de  leurs  proprietes  en  Valteiine,  Chia- 
venne  et  Bormio,  par  im  acte  de  violence,  se  pennettent  d'ajonter  aa 
contenn  des  mlmoires  präsentes  a  ce  suJet: 

1.  Que  si  Leurs  ExceUences  trouvaient  trop  dlfficile  une  restitutio n 
effective  et  qu'eües  Jugeassent  mieux  que  les  pertes  sooffertes  fassen* 
compensdes  par  un  äquivalent,  Ton  venille  ne  pas  oonsidärer 
comme  sanctionndes  les  ventes  et  transactions  des  effets  confiaqnes, 
jusqu'h  ce  que  cet  äquivalent  soit  fixe  et  dument  assurd. 

2.  Que  la  ddcisionde  toutes  les  questions  qui  ponriaient  naitre  an 
sujet  de  cet  äquivalent,  soit  remise  ä  une  Commission  helvdtiqne 
impartiale,  sans  admission  de  membres  nl  du  canton  des  Grisons,  ni  de  la 
Valteiine,  Chlavenne  et  Bormio. 

Vienne,  le  13  janvier  1815. 

de  Salis-Sils.    d'Albertini.    de  Toggen  bürg.* 
Die  Eingabe  an  den  Kaiser  von  Oesterreich  —  ein  förm- 
liches Gnadengesuch,  —  dessen  genaues  Datum  nicht  ausgemittelt  werden 
kann,  hat  folgenden,  beim  ersten  Lesen  geradean  frappirenden  Inhalt: 
.Euer  Majestät! 
Durch  die  ungerechte  Gewalt,  welche  seit  etwa  swansig  Jahren   bei- 
nahe jedes  rechtliche  Verhältnis«  in  Europa  au  zerstören  bemüht  war,  wurde 
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direkt  zu  bereinigen  sei.  In  dem  Generalrapport  des 
Komitee  (Abschied  II,  Lit.  J,  pag.  4  und  9)  und  in  dem 
«projet  de  declaration  pour  etre  remise  ä  la  Diete 
de  la  part  des  puissances  intervenantes»  (pag.  12)  ist 
zwar  immer  noch  insofern  vom  Veltlin  die  Rede,  als 


dea  Graubündnern  im  Jahre  1797  der  Besitz  der  ihnen  untergebenen  und 
Ton  Enerer  Kaiserlichen  Majestät  durchlauchtigsten  Vorfahren,  als  Her- 
zogen von  Mailand,  gewährleisteten  ljandschaften  Veltlin,  Cleven  und  Bor- 
mio entrissen  und  bei  dieser  Gelegenheit  180  graubündnerische  Familien 
ihres  in  diesen  Thälern  gelegenen  Prlvatvermögens  unter  den  nichtigsten 
Vorwänden  beraubt. 

Alle  gegen  diese  doppelte  Gewaltthat  gemachten  Vorstellungen  waren 
wahrend  der  Zeit,  wo  nur  das  eiserne  Recht  des  ßtärkern  entschied,  frucht- 
los. In  dem  gegenwärtigen,  der  Wiederherstellung  einer  dauernden  Ruhe 
gewidmeten  Augenblick  aber,  wo  die  erhabensten  Monarchen  sich  mit 
dauernder  Begründung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  Europens  beschäftigen, 
hat  der  Kanton  Graubünden  geglaubt,  seine  gerechten  Beschwerden  wieder 
laut  werden  lassen  und  hülfreiche  Abhülfe  derselben  hoffen  zu  dürfen,  so- 
wie Festsetzung  von  billigen  und  gegenseitig  vorteilhaften  Verhältnissen 
zwischen  ihm  und  seinen  ehemaligen  Unterthanen. 

Die  Unterzeichneten  wurden  mit  dem  Auftrag  beehrt,  das  Ansuchen 
ihres  Standes  dem  Hohen  Kongress  vorzutragen,  und  haben  sich  desselben 
gegen  das  mit  Berathung  der  schweizerischen  Angelegenheiten  beauftragte 
Komtte  ehrerbietigst  entledigt.  Dieses  wird,  wie  sie  hoffen,  wohlwollend© 
Rücksichten  auf  ihre  Vorstellungen  genommen  haben.  Der  Bericht  des- 
selben soll  nun  dem  Hohen  Kongress  zur  Prüfung  vorgelegt  werden,  und 
also  wagen  es  Unterzeichnete,  noch  Insbesondere  Euerer  Kaiserlichen  Ma- 
jestät huldvollste  Unterstützung  ehrerbietigst  anzurufen. 

Zutrauensvoll  sowohl  in  Hinsicht  auf  Euerer  Kaiserlichen  Majestät 
milde  und  gerechte  Denkungsart,  als  auf  die  zwischen  Allerhöchstderoselben 
durchlauchtigstem  Hause  und  Ihrem  Vaterland  so  lange  Zeit  bestandenen 
Verhältnisse,  unternehmen  wir  diesen  Schritt.  Jahrhunderte  lang  genossen 
die  GraubÜndner  das  Glück,  Erbvereinte  und  Bundesgenossen  des  aller- 
höchsten Erzhauses,  als  Fürsten  von  Tyrol  und  Herzoge  von  Malland,  zu 
sein,  und  können  sich  rühmen,  ihre  Verpflichtungen  stets  mit  der  grössten 
Gewissenhaftigkeit  erfüllt  zu  haben. 

Getreu  ihrem  von  ihren  Vorvätern  ererbten  Grundsatz,  weigerten  sie 
sieh  im  Jahr  1797  Verbindungen  einzugehen,  welche  jenen  altern  Vernält- 
oisten  zuwiderliefen;  dieses  standhafte  Beharren  in  ihrer  Pflicht  zog  ihnen 
den  Haas  der  damaligen  Gewalthaber  in  Frankreich  und  Italien  zu,  und 
hatte  die  obenangeführten  Beraubungen  zur  Folge. 

Ein  Jahr  später  vereinigten  sie  ihre  Kräfte  mit  den  Waffen  Euerer 
Kaiserliehen  Majestät,  um  die  feindlichen  Heere  aufzuhalten,  welche  durch 
die  graobündneriseken  Pässe  in  das  Tyrol  einzudringen  suchten;  letzteres 
wurde  grösstenthells  gerettet,  während  ersteren,  und  besonders  diejenigen 
Individuen,  welche  sich  für  die  Verbindung  mit  dem  Allerhöchsten  Hause 
erklärt  hatten,  allem  Ungemach  des  Kriegs,  allen  Verfolgtingen  der  Partel- 
woth  ausgesetzt  waren.  Als  bald  darauf  Euerer  Kaiserlichen  Majestät  glor- 
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in  zwei  besondern  Annexen  E1  und  E*  die  Ansichten 
des  Komites  und  diejenigen  Oesterreicbs  auseinander- 
gesetzt sind,  aber  das  Deklarationsprojekt  selbst  ent- 
hält bereits  keinen  bezüglichen  Artikel  mehr.  Einzig 
die  «  observations  du  plenipotentiaire  fran^ais  sur  le 
nouveau  projet  d'arrangement  des  affaires  suisses » 
(Abschied  II,  Lit.  0,  pag.  2),  versuchten  es  noch, 
Bormio  und  Chiavenna  zu  retten,  indem  sie  mit  dem 
Satze  beginnen :  «  On  pense  que  Taffaire  de  la  Valteline 
peut  etre  passee  sous  silence.  Mais  les  Suisses  croient 


reiche  Waffen  einen  grossen  Theil  von  Italien  befreiten,  konnten  die  Gran- 
bündner  hoffen,  und  erhielten  wirklich  die  tröstliche  Versicherung,  in  ihr 
rechtmässiges  Eigen thnm  wieder  eingesetzt  zu  werden.  Aus  uns  unbe- 
kannten Gründen  verzog  sich  die  Erfüllung  und  die  Wandelbarkeit  des 
Kriegsglückes  vereitelte  unsere  Hoffnung.  Seither  wechselten  die  Umstände 
vielseitig;  unverändert  aber  erhielt  sich  die  aufrichtige  Ergebenheit  des 
weitaus  grossem  Mehrtheils  unserer  Nation  gegen  Euerer  Kaiserlichen 
Majestät  geheiligte  Person  und  durchlauchtigstes  Haus.  Die  Ruhe  und 
Wohlfahrt  dieses  Euerer  Kaiserlichen  Majestät  ergebenen  Nachbarvolkes 
hängt  grossentheils  von  der  Art  ab,  wie  nun  die  Verhältnisse  zwischen  ihm 
und  seinen  ehemaligen  Unterthanen  bestimmt  werden;  daher  wagen  wir  es 
im  Vertrauen  auf  die  so  viele  Jahre  zwischen  Euerer  Kaiserlichen  Majestät 
und  unserem  Vaterlande  bestandenen  glücklichen  Verbindungen,  anf  die 
vielfältigen  Beweise  nachbarschaftlicher  Theilnahme,  welche  wir  von  Aller- 
höchstdenselben  erhalten  haben,  Euerer  Kaiserlichen  Majestät  gnädigste 
Unterstützung  auch  in  den  gegenwärtigen,  für  uns  so  wichtigen  Verhand- 
lungen anzusprechen ;  wir  wagen  es  um  so  mehr,  da,  nach  unserer  innigsten 
Ueberzeugung.  die  Ansprachen  unseres  Standes  in  Rücksicht  der  drei  I Land- 
schaften Veltlin,  Cleven  und  Bormio  nicht  nur  höchst  gerecht,  sondern  auch 
höchst  massig  und  auf  den  wahren  Vorthell  beider  Theile  berechnet  sind. 
Wir  verlangen  keineswegs  die  unbedingte  Wiederherstellung  der  alten  Ver- 
hältnisse zwischen  uns  und  jenen  Landschaften ;  wir  sind  erbietig,  ihnen  (m 
viel  von  uns  abhängt)  auf  immer  den  Geuuss  der  vollkommenen  bürgerlichen 
Freiheit,  deren  wir  uns  erfreuen,  zuzusichern;  allein  eine  Entschädigung 
für  die  Rechtsamen,  denen  wir  zu  ihren  Guusten  entsagen,  für  die  ITtiUtä- 
ten,  welche  wir  dadurch  einbüssen,  glauben  wir  mit  desto  grösserem  Recht 
ansprechen  zu  können,  als  wir  alle  selbst  auf  diesem  rechtmässigen  Wege 
erlangt  haben.  Unter  solchen  Bedingungen  ent  Hessen  Euerer  Kaiserlichen 
Majestät  Vorfahren  glorreicheu  Andenkens  in  den  Jahren  1649,  1652  und  175t» 
verschiedene  Theile  unseres  Landes  Ihrer  Unterthänigkeitsverhäitnisse ;  eine 
»wiche  Ausgleichung  wurde  uns  1699  selbst  von  den  zu  Gunsten  unserer 
Unterthanen  unterhandelnden  mailändischen  Ministern  angetragen.  Wir 
verlangen  ferner  die  Erstattung  oder  Vergütung  des  unsern  Mitbürgern 
geraubten  Privatvermögens,  weil  diese  Forderung  gerecht,  weil  ohne  Gut- 
machung  de.s  begangenen  Unrechte*  die  Herstellung  des  zwischen  Bürgern 
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que  Bormio  et  Chiavenna  doivent  leur  etre  donnes.  Ce 
sont  les  clefs  du  midi  de  la  Suisse.» 

Offenbar  hätten  die  eidgenössischen  Deputirten  um 
der  grossen  Wichtigkeit  eines  Theiles  dieser  Land- 
schaften willen  noch  selbst  in  dieser  letzten  Stunde, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Schritte  der  Graubündner,  die 
ohne  ihre  Zustimmung  geschehen  waren,  den  Versuch 
machen  müssen,  sich  der  Entscheidung  des  Kongresses, 
in  welcher  Form  das  Veltlin  der  Schweiz  ange- 
schlossen werden  wolle,  unbedingt  zu  unterwerfen. 

Denn  auch  zugegeben,  dass  die  Veltliner  vermöge 
ihrer  früheren  Beherrschung  (die  sich  damit  übrigens 
selbst  ein  Zeugniss  ausstellt)  ein  zurückgebliebenes 
Volk  waren,  so  waren  sie  doch  an  die  Seite  einzelner 
Theile  des  Bisthums  Basel  zu  stellen  und  die  beid- 
seitigen Abgeordneten,   eidgenössische  und  graubünd- 


elnes  Staates  so  notwendigen  guten  Einverständnisses  nicht  denkbar  ist. 
An  diese  Ansprachen  schliesst  sich  das  Verlangen  an,  dass  Cleven  als  ein 
freies  Hochgericht  unserem  Stand  einverleibt,  dem  Veltlin  hingegen  eine 
besondere,  seinen  Verhältnissen  angemessene  Einrichtung  gegeben  werden 
»oll.  Dieses  Gesuch  ist  auf  gegenseitige  wahrhafte  Konvenienz  gegründet, 
(leren,  eigentlich  bloss  die  Ausmündung  eines  unserer  Thäler  gegen  den 
l'oinersee,  der  Stapelplatz  unseres  Handels  mit  Italien,  der  Markt,  auf 
welchem  ein  grosser  Theil  unseres  Landes  sich  mit  den  nothwendigsteu 
Bedürfnissen  versieht,  hat  mit  uns  manche  gemeinsame,  dauernde,  die  nä- 
here Verbindung  für  beide  Theile  vortheilhaft  machende  Interessen,  wäh- 
renddem diejenigen,  welche  es  in  diesem  Augenblick  an  Veltlin  zu  knüpfen 
«eheinen,  bloss  vorübergehend  sind,  bloss  vorübergcheud  sein  müssen,  weil 
der  Umstand,  welcher  sie  in  neuerer  Zelt  hervorgebracht  hat,  sich  ändern, 
die  geographische  Lage  hingegen  bleiben  wird,  wodurch  diese  Landschaften 
beinahe  ausser  Zusammenhang  und  ihr  merkantilischer  Vortheil  in  den  di- 
rektesten Widerspruch  gesetzt  würde.  Ueberdem  wurde  schon  früher  ein 
grosser  Theil  der  zu  Cleven  gehörenden  Gemeinden  wegen  der  ihrem 
Landesherrn  bewiesenen  Treue  frei  erklärt  und  in  unsern  Hund  aufgenom- 
men. Die  usurpirte  Gewalt,  welche  Italien  einige  Zeit  drückte,  verhinderte 
sie,  diese  Belohnung  zu  geniessen;  wir  wünschten  jetzt  sie  ihnen  zuzuwen- 
den. Solche  Rücksichten  für  getreue  Unterthanen  sind  dem  Herzen  Euerer 
Kaiserliehen  Majestät  nicht  fremd,  und  haben  AllerhÖchstdero  Missbllligung 
nicht  zn  befürchten.  Veltlin  könnte  wegen  seiner  Ausdehnung  und  Bevöl- 
kerung Anspruch  machen,  ein  eigener  Kanton  zu  werden;  auf  jeden  Fall 
aber  erfordern  der  Charakter  und  die  bisherigen  Verhältnisse  seiner  Be- 
wohner eine  von   der  graubündnerischen   ganz   verschiedene  Verfassung; 
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nerische,  hätten  ein  Gefühl  für  die  Verpflichtung 
haben  sollen,  ehemalige  Unterthanen,  die  sie  300  Jahre 
lang  bloss  als  Einkommensquelle  benutzt  hatten,  nun- 
mehr endlich  zu  Bürgern  eines  freien  Staatswesens 
zu  erziehen.  Und,  abgesehen  hievon,  hätte  ihnen 
Oesterreich  nachher  das  Veltlin  gerne  abgenommen, 
Chiavenna  hingegen  und  das  St.  Jakobsthal  gelassen, 
an  dem  ihm  weniger  gelegen  war. 

Die  weitere  Geschichte  dieser  Sache,  die  so  recht 
deutlich  die  Gesinnungen  und  die  Fähigkeiten  der 
restaurirten  schweizerischen  Regierungen  zeigte,  lässt 
sich  mit  wenigen  Worten  erzählen. 

In  der  Kongresssitzung  vom  9.  Februar,  von 
der  später  die  Rede  sein  wird,  und  in  der  elften 
Sitzung  des  Komites  vom  20.  Februar  reichte  Oester- 
reich ein  neues,  seinem  Wortlaute  nach  unbekanntes 
Projekt  der  allgemeinen  Deklaration  über  die  schwei- 
zerischen Verhältnisse  ein,  worin  auch  von  dem  Veltlin 
die  Rede  war,  muthmasslich  wieder  in  dem  Sinne,  dass 
daraus  ein  eigener  Kanton  gebildet  werden  solle.   Die 


jede  Art  von  Verschmelzung  wird  wahrscheinlich  für  die  Rohe  und  Wohl- 
fahrt beider  Landschaften  und,  je  nachdem  Umstände  eintreten,  vielleicht 
für  die  ganze  Schweiz  von  nachtheiligen  Folgen  sein. 

Dieses,  Aller  gnädigster  Kaiser,  sind  in  Kürze  die  Gründe,  welche  den 
Kanton  Graubünden  bewogen  haben,  obige  Wunsche  dem  Hohen  Kongress 
ehrfurchtsvoll  vorzulegen.  Die  Gewährung  derselben  wird,  ohne  irgend 
Jemanden  zu  benachtheiligen,  für  die  kleinen  Völkerschaften,  um  deren 
künftige  Verhältnisse  es  sich  handelt,  wohlthätig  und  ein  Grund  mehr  für 
sie  sein,  ihre  Stimme  mit  derjenigen  so  vieler  andern  Nationen  zu  vereini- 
gen, um  Allerhöchstdero  gehelligte  Person  zu  segnen. 

Wien,  den  . . .  Hornung  1815. 

Die  graubündnerischen  Abgeordneten: 
V.  v.  Salis-Sils.    C.  v.  Albertini.    L.  v.  Toggenburg. 

Ausserdem  finden  sich  noch  bei  den  Akten  unter  Lit.  T  und  Z  eine 
„geographisch-statistische  Darstellung"  des  V eltlins  von  Planta  und  eine 
Denkschrift  über  die  graubündnerischen  Vorschläge  von  Sprecher, Tscharner 
und  Riedi,  beide  an  die  Tagsatzung  gerichtet,  um  dieselbe  geneigter  zu 
machen. 
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Frage  wurde  «  reservirt»  und  das  elfte  Protokoll  ist 
von  dem  österreichischen  Bevollmächtigten  nicht  unter- 
schrieben.1) In  der  zwölften  Sitzung  des  Komites 
für  die  schweizerischen  Angelegenheiten  vom  5.  März 
schlägt  der  österreichische  Bevollmächtigte  (der  zwar 
wieder  nicht  mitunterschrieben  ist)  nur  noch  folgenden 
Veltliner  Artikel  vor: 

„8a  Majestä  Imperiale  et  Royale  Apostolique  s'engage  ä  faire  fournir 
aux  Grisons  une  indemnite'  pour  les  pertes  essuyles  par  les  conflscations 
dans  le  de*partement  de  l'Adda. 

Le  montant  de  eette  indemnite  sera  rdgl6  par  une  commission  mixte 
nommle  par  Sa  Majeste*  Imperiale  et  Royale  Apostolique  et  la  ConftMeration 
belvetique." 

In  der  dreizehnten  vom  13.  März  wurde  der 
österreichische  Vorschlag  bereits  von  Preussen,  Russ- 
land und  England  angenommen.2) 

An  den  französischen  Bevollmächtigten,  Talleyrand, 
der  allein  noch  in  einem  gewissen  Sinne,  um  des  eigenen 
Interesses  willen,  widerstrebte,  richtete  Metternich  eine 
besondere  begütigende  Note  und  hierauf  wurde  nun  am 
18.  März  in  einer  Sitzung  aller  acht  Vertreter  der 
fünf  grossen  Mächte  (nicht  bloss  des  comite  suisse) 
die  Sache  noch  vor  der  allgemeinen  Deklaration  über 


»)  Das  Protokoll  (Abschied  II,  Litt,  O)  sagt  darüber:  „sur  la  Propor- 
tion du  plenipotentiaire  autrichien  la  question  de  la  Valteline  fut  r&erväe, 
les  membres  de  la  commission  n'e'tant  pas  a  meine  d'cnoncer  les  intentions 
definitives  de  leurs  eabinets  ä  ce  sujet." 

»)  Projet  d'articles  additionnels. 

Article  2. 

Apres  les  mots:  lui  est  rendue,  011  propose  d'ajouter:  „Les  valläes  de 
la  Valteline.  de  Bormio  et  de  Cbiavenne  resteront  röunies  au  dache*  de 
Milan." 

Article  8. 

Sa  Majestä  Imperiale  et  Royale  Apostolique  cede  au  canton  des  Grisons 
la  selgneurle  de  Räzüns,  avec  toos  les  droits  et  Prärogatives  y  affectes. 
File  promet  Igalement  de  faire  fournir  aux  Grisons  une  indemnite*  pour 
les  pertes  qu'ils  ont  essuyöes  par  la  conftscation  de  leurs  biens  dans  les 
▼tüfcs  de  Valteline,  de  Bormio  et  de  Chiavenne.  Oette  indemnite'  sera 
rtglee  par  une  Commission  nomm^e  par  Sa  Majestä  Imperiale  et  Royale 
Apostolique  et  par  la  Confedäration  helvetiqne. 
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die  Schweiz  erledigt,  die  erst  am  19.  beschlossen  wurde. 
Das  Protokoll  vom  18.  März  lautet  wie  folgt: 

„Präsens  Messieurs  le  Comte  de  Rasoumoffsky,  le  prince  de  Metternich, 
le  Prince  de  Talleyrand,  le  Duc  de  Wellington,  le  Prince  de  Hardenberg, 
le  Baron  de  Humboldt,  le  Comte  de  Capodistria,  le  Baron  de  Wessenberg. 
Le  Prince  de  Metternich  ouvre  la  seance  en  communiqaant  le  protocole  da 
Gönnte*  sulsse  rödigä  dans  la  se'ance  du  13  mars,  dans  laquelle  Messieurs 
les  Plentpotentiaires  de  la  Russie,  de  la  Grande-Bretagne  et  de  la  Pros« 
ont  adhere*  a  la  re*union  definitive  de  la  Valteline  aux  Etats 
antrichiens  en  Italie. 

Lc  Pktalpotentiaire  de  Sa  Maieste  Tres-Chrtstienne  ayant  dc;elare  qne 
son  gouvernement  desirait  que  eette  reunion  füt  lie>  aux  autres  arrangeme«!3 
dltinitifs  en  Italie,  Monsieur  le  Prince  de  Metternich  proposa  de  donner  an 
ministere  francais  une  declaratiou  en  forme,  portant  que  la  dite  re*nnion 
commandöe  dans  le  moment  present  par  des  eirconstances  trop  impe'rieuses 
ponr  pouvoir  £tre  encore  diffdrtfe,  ne  de>ogeait  en  rien  aux  diu  arrangemens- 

Le  projet  de  cette  ddelaration  ayant  e*tC  agree  par  Monsieur  le  Prince 
de  Talleyrand,  il  est  donne*  au  protocole,  et  il  a  ett1  convenu  que  la  reunion 
des  valldes  formant  aujourd'hui  le  döpartement  de  l'Adda  pouvait  avoir 
Heu  incessamment."    (Abschied  III,  Lit.  B.) 

Die  schweizerische  Gesandtschaft  erhielt  nicht 
einmal  eine  offizielle  Mittheilung  von  diesem  Be- 
schlüsse, sondern  musste  desselben  bloss  ausseramt- 
lich  inne  werden. 

Die  geduldige  Schlauheit  der  Oesterreicher ,  der 
angeborne  Hass  der  Veltliner  und  —  wir  wollen  sagen  — 
der  Mangel  an  Weisheit  der  Schweizer  und  Graubündner 
hatten  es  gemeinsam  bewirkt,  dass  Veltlin,  Cleven  und 
Worms,  trotz  allen  vorausgegangenen  Versprechungen, 
für  uns  verloren  ging. ') 

Fortan  neigen  sich  die  Kongressverhandlungen 
über  die  schweizerischen  Angelegenheiten  rasch  ihrem 


>)  Die  schweizerische  offizielle  G e s c h i c h t e  betreffend  den 
Verlust  des  Veitlins  schliesst  im  Abscbied  mit  folgenden  Worten: 

„Die  ausserordentliche  schweizerische  Gesandtschaft  auf  dem  Wiener- 
Kongress  hat  dem  Herrn  Tagsatzungspräsidenten  in  ihrem  Bericht.  Nr.  XL, 
vom  2*.  März,  die  Note  mitgetheilt,  welche  sie  dem  Fürsten  von  Metternich 
wegen  der  unterlassenen  Rückerstattung  der  verheissenen  vollständigen 
alteidgenössischen  Grenze  eingegeben  hat,  und  dabei  bemerkt,  sie  habe 
nicht  für  angemessen  gefunden,  die  Beendigung  der  ihr  aufgetragenen 
Unterhandlung  durch  eine  bestimmte  Forderung  einem  neuen  Aufschab 
auszusetzen,  um  so  mehr,  weil  ihr  nicht  unbekannt  geblieben  sei. 
dass  bei  der  8itzung  des  Kongresses  wegen  des  Veltlin  die  Ansichten  der 


j 
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Ende  entgegen.  Bereits  in  der  zehnten  Sitzung 
vom  16.  Januar  1815  wurde  der  (von  Capo  d'Istria  ver- 
fasste)  Generalrapport  des  Komites  über  seine 
gesammte  Thätigkeit,  welcher  dessen  Sitzungsprotokoll 


sammtlichen  Mächte  sich  so  ausgesprochen  haben,  dass  wenig  Hoffnung 
eines  günstigen  Erfolges  übrig  bleibe.  Auf  diese  Note  habe  die  Gesandt- 
schaft zwar  keine  Antwort,  wohl  aber  die  vermittelst  einer  Note  des  Fürsten 
Staatskanzlers  von  Metternich  vom  23.  März  einbegleitete  Mittheilung  eines 
Entschlusses  Seiner  Majestät  des  österreichischen  Kaisers  erhalten,  welcher 
der  Regierung  des  Kantons  Graubünden  unmittelbar  zuge- 
sendet worden  sei,  und  woraus  sich  der  Gang,  den  dieses  Geschäft  nehmen 
werde,  vermuthen  lasse.  Von  den  letztem  zwei  Aktenstücken  waren 
dem  Gesandtschaftsbericht  ebenfalls  vidimirte  Abschriften  beigelegt." 

Die  citirte  letzte  Note  der  schweizerischen  Gesandten  an  den  Kongress 
ist  auf  Seite  343  abgedruckt.  Die  Mittheilung  einer  Abschrift  des  Schrei- 
bens, welches  Metternich,  mit  Umgehung  der  schweizerischen  Gesandtschaft 
und  der  Tagsatzung  in  Zürich,  direkt  an  die  Regierung  von  Graubünden 
gerichtet  hatte,  verdankt  diese,  doch  äusserst  höfliche,  Gesandtschaft  mit 
folgenden  Worten:  „La  Lögation  suisse  a  re^u  la  note  quc  Son  Altesse  le 
Prince  de  Metternich  a  bien  voulu  lui  adresser  en  date  du  23  mars  sur  les 
reclamatioDs du  oanton  des  Grisons.  Elle  le  remercie  de  cettenouvellc 
prenve  de  la  haute  bienvei llance  de  Sa  Majeste  l'Empereur  et  s'em- 
pressera  dVn  donner  connaissance  a  la  Diete.  Elle  saisit  cette  occasion  pour 
offrir  a  Son  Altesse  Fassurance  de  sa  consideration  respectueuse.  Vienne, 
ce  25  mars  1815." 

Das  Schreiben  des  österreichischen  Kabinets  an  Graubünden  ist  abge- 
druckt bei  unserer  Beilage  IV,  sowie  im  letztjährigen  Jahr  buche,  pag.  248 
woselbst  auch  auf  pag.  246  über  die  Verhältnisse  von  Rhäzüns  Näheres 
sich  findet.  Die  Korrespondenz  der  Graubündner  Regierung  mit 
der  eidgenössischen  Abordnung  in  Wien  findet  sich  in  LH.  K.  zum  Ab- 
schied n. 

Die  Gesandtschaft  meldete  ferner,  dass  sie  nunmehr  bei  sämmtlichen 
Kongressgesandten  ihre  Danksagungsbesuche  abstatten,  und  ihren 
Majestäten  den  Kaisern  von  Oesterreich  und  Russland  ihre  Aufwartung 
machen  werde,  um  diesen  beiden  Monarchen  nochmals  das  Wohl  der  Schweiz 
bestens  zu  empfehlen;  worauf  sie  ihre  Rückreise  ungesäumt  antreten  werde." 

Das  Tagsatzungsprotokoll  setzt  hinzu: 

„Der  Herr  Präsident  hat  dar  vorstehenden  Mittheilung  am  5.  April 
die  Anzeige  beigefügt,  dass,  nach  erhaltenen  Partikularnachrichten,  die 
schweizerische  Gesandtschaft  auf  dem  Wiener  Kongress  ihre  Rückreise 
bereits  angetreten  habe  und  wahrscheinlich  in  wenig  Tagen  in  Zürich 
eintreffen  werde." 

Monnard  In  seiner  Geschichte  der  helvetischen  Revolution  behauptet, 
von  F.  C.  Laharpe  gehört  zu  haben,  dass  Veltlin,  Cleven  und  Bormio  in 
letzter  Stunde  noch  durch  eine  energische  Erklärung  des  allzu  fügsamen 
Beinhard  hätten  gerettet  werden  können;  der  Kongress  sei  mit  den  raschen 
militärischen  Massregeln,  welche  die  Schweiz  gegen  Napoleon  ergriff,  zu- 
frieden gewesen,  und   die  Länder  wurden  in   der  That  Oesterreich  erst 
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(sub  Litt.  1,  pag.  4)  angeschlossen  ist,  verlesen  und 
sodann  die  Deputation  des  Bisthums  Basel  (speziell 
eigentlich  nur  der  «  principaute  de  Porrentruy  >)  de  Bil- 
lieux  und  Delefils  angehört,  die  ebenfalls  ein  Memoire 


durch  die  Artikel  94  and  95  der  Wiener  Schlüssakt©  vom  13.  Juni  definitiv 
zugesprochen.  Reinhard  sei  aber,  trotzdem  Laharpe  ihm  seine  Mitwirkung 
zugesichert  habe,  nicht  zu  bewegen  gewesen,  neue  Schritte  za  thun,  habe 
sich  vielmehr  förmlich  geweigert,  ein  solches  Begehren  in  diesem  rasen 
vorübergehenden  Moment  zu  stellen,  weil  er  keine  Instruktion  von  der 
Tagsatzung  auf  einen  solchen  unerwarteten  Fall,  wie  die  Rückkehr  Na- 
poleon^, habe  und  weil  er  nicht  einen  solchen  katholischen 
Kanton  der  Schweiz  wolle  (Monnard  III,  pag.  889).  Vgl.  hingegen 
Reinhards  Leben  von  Muralt,  pag.  541,  und  einen  Brief  desselben  bei  Wvss  n. 
pag.  89.  In  Graubünden  hat  steh  die  Tradition  erhalten,  er  habe 
mündlich  bei  Metternich  und  dem  Kaiser  von  Oesterreich  noch  zu  re- 
klamiren  versucht,  von  dem  Ersteren  aber  die  gleichmüthige  Antwort  er- 
halten: „Man  werde  wohl  Oesterreich  nicht  den  Krieg  erklären",  und  von 
dem  Letzteren  die  weise  Sentenz:  „Was  man  hat,  mein  Lieber,  das  behalt 
man  gern.1* 

Aus  allen  Umständen  ergibt  sich,  dass  Reinhard  für  die  Erhaltung 
des  Veltlins  wenig  Verständnis»  hatte  und  den  Verlust  desselben  mit  Gleich- 
muth  ertrug.  Auch  die  Erzählung  bei  v.  Wyss  II,  pag.  86,  wornach  der« 
selbe  schon  im  Heptember  eine  Eingabe  der  Graubündner  Regierung  der 
Tagsatzung  nicht  vorgelegt  hätte,  würde  damit  zusammenstimmen. 
Jedenfalls  handelten  sowohl  er,  als  die  Graubündner  ohne  alle  gehörige 
Berathung  mit  einander,  jeder  Thetl  gewissermassen  auf  eigene  Faust, 
und  waren  daher  den  verabredeten  Schachzügen  Guicciardi's  und  Wessen- 
bergs  nicht  gewachsen.  Der  Hauptgrund  des  Übeln  Ausgangs  lag  in- 
dessen allerdings  in  der  Situation  des  Veltlin's,  das  zu  den  österreichischen 
Staaten  als  Verbindung  der  Lombardei  mit  dem  Tyrol  allzu  gut  passte. 
wesshalb  (wie  in  der  Beilage  gezeigt  wird)  Unterhandlungen  über  dessen 
Erwerb  schon  vor  1797  stattgefunden  hatten  und  Graubünden  diesen  Besitz 
mutmasslich  auch  ohne  die  Revolution  verloren  hätte.  Das  8t  Jakobathal 
aber  und  Chiavenna  hätten  im  Jahre  1814  bei  besserer  Politik  erhalten  werden 
können.    (Der  Leser  wolle  hier  unsere  Beilage  IV  vergleichen.) 

Der  Veltliner  Geschichtschreiber  schllesst  seine  Darstellung 
des  Kongresses  (vide  Beilage  IV)  mit  folgendem  berechtigten  Trinmph- 
geschrei :  % 

„La  maravigliosa  stupenda  awedutezza  dei  nostrl  deputati  nel  V  avere 
saputo  addurre  e  impegnarc  nei  nostrl  interessl  i  mlnlstri  dei  prineipi 
italiani;  rindifferenza  dei  Castlereagh  manifestata  riguardo  agli  elvetici 
affari,  Wmpegno  dei  mini.stri  austriaci  perche  la  provlncia,  an  che  dl  diritto 
divenisse  loinbarda;  l'annucnza  dell1  imperatore  Francesco,  e  i  patti  senza 
i  quali,  nun  avrebbe  consentlta  svizzera  la  provincia  o  Quarta  Lega,  erano 
altrettanti  argomenti  a  indurre  una  quasi  certezza  della  definitiva  e  com- 
piuta  felice  riuscita  delle  mene  e  dei  voti  dei  deputati." 

Am  19.  April  wurde  dieses  Resultat  der  Bevölkerung  des  Veltlins  in 
einer  Proklamation  kundgethan  und  am  23.  April  übernahm  der  conte  Fran- 
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hinterliessen  (Abschied  II,  Litt.  I,  pag.  1),  worin  sie, 
mit  Bezugnahme  auf  ihren  alten  Vertrag  mit  den  sieben 
katholischen  Orten  vom  29.  September  1579  (erneuert 
1655,  1675  und  1695)  entweder  die  Erneuerung  dieses 

cesco  Per  egal  11  im  Auftrage  des  österreichischen  Feldmarschalls  Grafen 
Bellegarde,  der  in  Mailand  kominandirte,  zu  Sondrio  die  Regierung  des 
Landes  unter  zahlreichen  feierlichen  Reden  und  „trasporti  di  gloja"  der 
ganzen  Bevölkerung. 

„Vi  fu  la  sera  illtuninazlone  generale :  anche  dai  meno  content!  polche 
la  vedevan  finita,  useivan  le  grida:  „Viva  Francesco  I;  viva  la  Casa  d'Au- 
stria ;  viva  11  conte  Francesco  Peregalli*.  Nemmeno  a  parole  v'ebbe  la 
pin  lieve  e  piecola  collisione ;  e  se  stampato  o  mauoscritto  si  e  veduto  alcun 
poetlco  sfogo,  toceava  questo  i  soll  grigloni,  ma  non  valtellini,  chiavennati 
o  bormiesi.  Pare  che  in  Tlrano  siansi,  per  cagioni  totalmente  private, 
nsati  da  aleuni  modi  poco  civili  %  meno  prudenti  a  riguardo  di  qnalche 
Grigione  a  quella  gtoja  presente.  Fu  scritto  alla  Dlrezlone  Generale  di 
Polizia  essersl  stampati  e  diffusl  libelli  ingiuriosi  al  Reto  governo,  ma  si 
credette  scolparai  mostrando  tatto  essere  puramente  „in  qualche  immagine 
ed  espressione  poetle*  allusiva  ai  grigloni,  ai  qnali  se  non 
foase  gradita  abbastanza,  non  doveva  costltuire  argomento  dl  censnra  per 
Findole  stessa  delle  prodnzionl,  e  per  la  specialita  delle  cireofltanze". 

„II  timore  di  ricadere  negll  antichi  vincoli  con  quella  nazione,  tene- 
tsno  in  angustla  ed  inquietudine  gll  animi  di  questi  abitanti.  La  di  versa 
a  wen  tu  rosa  destinazione  assegnata  dal  Congresso,  sbandi  la  tema,  e  riempi 
di  pnro  giubilo  i  cuori  e  di  vero  entusiasmo  le  mentl.  E  adunque  naturale 
e  seuaabile  una  specie  di  reazione  piü  scusabile  ancora  ne'  concetti  poetiei, 
A  questi  hanno  dato  luogo  gli  stessi  grigioni  colla  tentata  ostile  oecupa- 
zione,  colle  loro  millanterie,  colle  stamme,  colle  publiche  proclamazioni 
e  colle  predieazioni  ecclcsiastiche,  nelle  quali  non  parlavasi  che  di  sud- 
ditaozA  o  quarta  lega  di  ricupera  dei  beni  loro  confiscati,  di  privilegi ,  di 
oppre&sioni  o  cosö  simili". 

Das  oben  angeführte  poetische  Produkt  des  „chiarlssimo  professore 
P.  M.  Rusconi,  ora  professore  e  segretario  dcll1  I.  R.  Academla  dt  Belle 
Arti  in  Milano"  mag  als  Scbluss  für  diese  Geschichte  von  800  Jahren  (seit 
1M2)  dienen,  in  welcher  dieses  schöne  Land  weder  den  Staat  Graubünden 
bereichert,  noch  Vertrauen  und  Zuneigung  zu  demselben  gewonnen  hatte: 
„Le  campane,  i  trlptidj  e  degli  abeti 

l  rami  urchitettati  e  i  simulacrl, 

Lc  ornate  chiosc,  e  i  salmeggianti  preti, 

Uli  sparl.  le  fontane  ed  i  lavacri 
Annunziano  ehe  omai  sono  completl 

Nostrl  voti  che  all'  Austria  erano  sacri ; 

Ma  in  tanta  festa  i  partlgian  dei  Reti 

8e  pria  non  eran  grassi  or  son  ben  magri. 
E  ciö  diadice  assai  che  gioja  tale 

Dovria  per  esser  grande  i  suol  vestigl 

Lasciar  dovunque  e  in  tuttl  esser  eguale. 
Or  dunque  per  troncar  questi  litigi 

Fanne,  o  Signore.  se  di  noi  ti  cale 

Vivcr  Iniperiali  e  morir  Grlgi." 
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Bundesverhältnisses  unter  einer  fürstbischöflichen  Re- 
gierung oder  den  Anschluss  an  die  Eidgenossenschaft 
als  besonderer  Kanton,  wie  Genf  und  Neuchätel,  be- 
gehren, denen  sie  an  Volkszahl  bei  weitem  voran- 
stehen. !) 


Die  Angelegenheit  der  sogenannten  „confisca"  d.  h.  der  Entschädigung 
an  die  Granbündner  Familien  für  ihre  am  S8.  Oktober  1797  konfiscirten  Güter 
und  Rechte  zog  sich  noch  bis  in  die  vierziger  Jahre  dieses  Jahrhunderts 
hinein  und  wurde  zuletzt  mit  einer  ungenügenden  Abfindung  erledigt. 

>)  Besonders  deutlich  wehren  sie  sich  gegen  die  Inkorporation  in  das 
bernische  Staatswesen  mit  folgendem  Passus : 

„US  osent  eu  ineme  temps  rdclamer,  avec  une  respektable  franchise, 
contre  tout  projet  qui  tendrait  &  leur  ravir  ou  a  morceler  leux  patrie. 
Ils  ne  peuvent  pus  croire  qu'ä  eux  seuls  soit  räserve*  le  sort  malheureux  de 
perdreleur  indepen  dance  et  d'etre  sacrifitSs  k  laconveninee 
mal  entendue  de  certains  cantons,  qui  n'ont  pas,  comme  le  Porren- 
truy,  apporte  tant  de  sacrifices,  ni  montrö  tant  de  devouement  ä  la  cause  de 
rhumanite."   (Abschied  II,  Lit.  J.,  |>ag.  2.) 

Umgekehrt  wandte  sich  auch  der  dnrch  eine  päpstliche  Bulle  vom 
17.  September  1811  in  seine  geistlichen  Rechte  wieder  eingesetzte  Fürst- 
bischof von  Basel,  Franz  Xaver  von  Neven,  mit  einer  Denkschrift  von 
12.  März  1814  an  den  Kongress,  worin  er  darstellt,  dass  er  seine  Staaten 
nie  rechtlich  verloren  habe  und  sich  daher  selbstverständlich  auch  als 
restituirt  betrachte: 

„Cette  souverainete*  n'a  Jamals  et*  cedäe  non  plus,  ni  par  rempereur, 
ni  par  l'empire  d'Allemagne.  Ni  le  traite  de  paix  de  Luneville,  ni  le  reees 
de  l'Empire  de  180»  ne  ddcouvrent  le  moindre  vestige  d'une  pareille  cessiou; 
mais  11  est  notolre  que  ces  traltes  n'ont  eu  uniquemcnt  pour  objct,  que  les 
pays  situes  aar  le  territolre  de  l1  Empire. 

Enfln  le  Prlnce-Evcque  de  BÄle  lui-memc  n'a  Jamals  c&ie  en  aucune 
maniere  ses  dites  possessions. 

II  est  donc  evident  que  depuis  le  15  d£cembre  1797,  ces  pays  ne  soat 
demeures  sous  la  domination  francaise  que  par  Usurpation,  Jusqu'a  ce  que, 
par  la  bi'nädiction  du  Ciel,  les  armes  triomphantes  des  haute»  puiasances 
alliees  pour  Taffranchissement  de  l'Europe,  les  ont  delivres  en  Decembre 
dernier  du  Joug  francais,  alnsi  que  d'autres  partles  de  la  Sulsse  que  la  France 
s'ätalt  approprices.-    (Abschied  II.  Lit.  X.,  pag.  8.) 

Beigelegt  ist  die  päpstliche  Bulle  und  eine  Proklamation  ans  Offen- 
burg vom  9.  Januar,  worin  der  Bischof  einstweilen  wieder  Besitz  von 
seinen  geistlichen  Rechten  ergreift  (mit  den  Schlussworten :  Latssea  main- 
tenant,  Seigneur,  mourir  en  palx  votre  serviteur,  parce  que  mes  yeux  ont 
vu  le  salut  de  votre  peuple)  und  ein  allgemeines  Tedenm  in  allen  Rirchea 
des  Landes  anbefiehlt. 

In  dem  Lande  herrschte  während  des  Kongresses  eine  provisorische  Ver- 
waltung der  alliirten  Mächte  durch  einen  Herrn  von  Andlau,  neben  welchem 
ein   eidgenössischer  Kommissär   Oberst  v.  Hauser  und  im   untern  Theile 
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Gegen  diesen  Generalrapport  gab  nun  F.  C.  La- 
harpe,  als  Bevollmächtigter  der  Kantone  Tessin  und 
Waadt,  durch  Vermittlung  des  Freiherrn  v.  Stein  eine 
ausführliche  Denkschrift  vom  23.  Januar :  «  observations 
adressees  au  congres  relativement  au  rapport  du  co- 
mite  »,  mit  einem  Nachtrag  vom  8.  Februar,  ein,  welcher 
letztere  namentlich  ganz  in  seiner  leidenschaftlichen 
Weise  gehalten  ist  und  die  heftigsten  Vorwürfe,  haupt- 
sächlich gegen  Bern,  enthält.  Der  grössere  Theil  be- 
zieht sich  auf  die  Geldfragen  und  ist  dermalen  nur 
noch  für  Diejenigen  interessant,  welche  sich  in  diesen 
etwas  verwickelten  Angelegenheiten  mehr  Licht  ver- 
schaffen wollen.  Historischer  Werth  liegt  dagegen  in 
den  Bemerkungen  gegen  den  Bundesver- 
fassungsentwurf vom  16.  August,  wie  ihn  der 
Rapport,  obwohl  mit  einigen  Bedenken,  zur  Genehmi- 

eine  eidg.  Besatzung  stand,  somit  eine  bessere  Regulirung  der  Verhaltnisse 
als  im  Veltlln.  (Abschied  II,  pag.  398.) 

Die  Bevölkerung  selbst  war  über  ihr  Schicksal  verschiedener  An- 
sicht. Die  Bieler  wünschten,  ein  eigener  eidg.  Stand  zu  werden,  und 
lebten  in  beständigem  Krieg  mit  dem  provisorischen  Gouvernement,  da  sie 
befürchteten,  durch  die  gemeinsame  Verwaltung  in  ihren  Ansprüchen  beein- 
trächtigt zu  werden.  Sie  wollten  daher  dem  Herrn  von  Andlau  nicht  ge- 
horche^, wogegen  dann  der  österreichische  Gesandte  v.  Schraut  sehr  heftig 
remonstrirte.  (Abschied  II,  pag.  896.)  Auch  die  Antwort  der  Tagsatzung 
an  Ihre  Abgesandten  Heilmann  und  KÖhli  fiel  so  aus,  dass  eine  künftige 
Selbständigkeit  von  vornherein  nicht  als  wahrscheinlich  gelten  konnte.  (Ab- 
schied 11,  pag.  397  und  404.)  lieber  die  zweijährigen  provisorischen  Zustände 
In  Biel   vgl.  Helvetia  V1U,  259. 

Die  andern  von  der  Eidgenossenschaft  besetzten  Landestheile  ver- 
hielten sich  passiver,  aber  auch  verschieden.  Einzig  die  Stadt  Neuen- 
stadt sprach  sich  unumwunden  für  die  Vereinigung  mit  Bern  aus.  (Ab- 
schied II,  pag.  40*.)  Das  Co  mite  d'Erguel  wünschte  entweder  einen 
eigenen  Kanton,  oder  Vereinigung  mit  Bern.  (Abschied  II,  pag.  103  und  110.) 
Auf  daa  Münster thal  schien  der  provisorische  Gouverneur  selbst  Ab- 
sichten zu  haben,  in  dem  Sinne,  es  von  der  Schweiz  zu  treunen  und  zum 
deutschen  Reiche  zu  schlagen.  (Abschied  II,  pag.  402.)  Ja,  die  Bieler  provi- 
sorische Regierung  verdächtigte  ihn  sogar,  er  wolle  aus  dem  Blsthum  ein 
Fürstenthum  mit  der  Hauptstadt  Delsberg  machen  und  Biel  mit  österreichi- 
schen Truppen  besetzen.  (Abschied  II,  pag.  407.) 

Glücklicherweise  war  hier  kein  solcher  Coinpetitor,  wie  Oesterreich 
im  Vcltlin,  vorhanden. 
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gung    empfahl.    Dieser   Passus  lautet    (Abschied   D« 
Lit.  M.,  pag.  6): 

„1.  Plosieurs  articles  du  pacte  federal  renferment  des  elemens  de  ia 
guerre  civile  (§§  IV.  VI,  VII,  XII,  XIV  sont  particulierement  dans  ce 
cas).  On  dtralt  qu'ils  ont  6t6  dictes  par  le  mauvais  genie,  pour  le  moment 
oü  de  nouvelles  circonstances  foarniraient  aux  tribus  des  corps  de  mu- 
tier h  des  villes  de  Berne,  Lueerne,  Frlbourg,  Soleare,  des  chances  favo- 
rables  pour  depouiller  completement  le  peuple  et  eonsolider  ä  Jamals  les 
Usurpation*  da  £2  decembre  1818,  8  et  U  janvler,  16  fevrler  et  16  raars 
1814.  (Gemeint  sind  die  Restaurationen  In  Bern,  Solothurn,  Freiburg:.  Luzern). 

2.  Le  pouvoir  central,  qui  devralt  ätre  assez  fort  pour  maintenir 
l'union  entre  les  confedöres  et  inspirer  la  confiance  aux  pui&sances  etran- 
gferes,  est  au  contraire  saus  consistance,  er  l'attributien  da  dire ctorat  a 
trois  cantons  seulement,  dont  deux,  ceax  de  Berne  et  de  Lueerne,  ont  l'opi- 
nion  publique  contre  eux,  engagera  tous  les  nouveaux  cantons,  et  peut- 
etre  quelques  autres,  a  s'opposer  a  une  centralisation  plus  forte,  dont  ils  au- 
raient  le  plus  a  redouter. 

L'organisation  de  ce  pouvoir,  resultat  neeessaire  des  Constitution«  na- 
tionales, est  teile  en  un  mot,  qu'il  n'aura  jamais  la  confiance  du 
peuple,  seule  base  sur  laquellc  un  gouvernement  sulsse  puisse  se  reposer. 
On  entend  ici  par  peuple  tous  ceux  qui  ne  sont  pas  bourgeois  de  cinq  ou  six 
vil les  dont  les  corps  de  mt'tiers  preiendent  aux  honneurs  de  dynasties 
souveraines. 

La  denomination  de  peuple  dans  un  pays  tel  que  la  Suisse,  ou  la 
portion  la  plus  respeetable  des  habitans  reside  au  railieu  de  ses  terres,  de*- 
signe  vraiment  la  nation.  II  n'y  a  de  popnlace  que  dans  les  grandes  villes, 
oh  eile  ee  compose  souvent  des  individus  de  la  classe  inferieure  et  pares- 
sense  des  dynasties  ci-dessus,  qui  vivent  dans  l'oisivet^  aax  depens  de  leurs 
corporations. 

Entin  les  promenades  bisannnelles  qu'on  falt  faire  a  ee  pouvoir  centrat 
de  Zürich  a  Berne,  et  de  Berne  ä  Lueerne,  acheveront  de  le  priver  de  la 
consistance  qu'il  ent  acqulse  pent-etre  en  demeurant  stationnaire  a  Zuriefe, 
v6ritable  chef-lieu  de  la  Suisse  par  les  lumieres,  l'esprit  public  er^es  res- 
sources  qn'on  y  tronve. 

(Voyez  les  contradictions  et  Tobscurite"  des  artlclcs  VIII,  IX  et  X  du 
pacte  fddOal.) 

S.  Les  e" Immens  d'union,  que  I'acte  de  raädiation  paraissait 
avoir  prepare"  pour  des  temps  plus  heureux,  ont  disparu  et  la  comp&raison 
a  faire  entre  ces  deux  produetions,  n'echappera  ni  au  temps  preaent  ni  a  la 
postexite\ 

L'article  III,  cbapitre  20  de  Tacte  de  im*dlation,  qui  consacrait  les  droits 
de  chaque  Suisse,  en  tennes  clairs  et  prtfcls,  a  fait  place  dans  le  nonveaa 
pacte  fe'de'ral  a  un  article  diffus,  entortille*,  dans  lequel  on  reconnait  bien  la 
maniere  des  rsbnlistes,  et  millement  les  intentions  d'hommes  d'Etat.  s*61c- 
vant  ä  la  hauteur  de  leur  mission. ») 


M  Die  Eidgenossenschaft  huldiget  dem  Grundsatz,  daas,  60  wie  es,  nach 
Anerkennung  der  XIX  Kantone,  keine  Unter thanenlande  mehr  in  der  Schwell 
gibt,  so  könne  auch  der  Genuss  der  politischen  Rechte  nie  das  ausschliess- 
liche Privilegium  einer  Klasse  der  Kantonsbürger  sein.  Voici  r article  de 
m&iiation:  ,11  n'y  a  plus  en  Suisse  ni  pays  sujet,  ni  Privileges 
de  lieux,  de  naissance,  de  personnes  ou  de  familles." 
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L'article  IV  da  meme  puste  föderal  permet  k  an  gouverneraent  ean- 
tonal  d'appeler  k  son  seconrs  1«  force  armee  contre  ses  reseortlssans,  avant 
qae  la  Diete  alt  eu  connaiasance  de  leurs  ddmglds,  et  corome  des  gouvernans 
senls  de  Lucerne  et  de  Berne  seront  preeldens  de  la  Diete  pendant  q  untre 
annees  sur  six,  il  est  permiß  de  croire  qae  les  horreurs  commises  jadis  en 
Baisse,  ponr  dtablir  la  dominatlon  de«  Corps  de  mutiere,  horreurs  dont  les 
gouvernemens  de  Boleure,  Fribonrg  et  Berne  ont  foarni  depaisan  am 
de  nouveaux  exemples,  seront  repdtees  dösormais  hnpunement,  jusqu'k  ce 
qa'one  noavelle  räYolution  y  mette  fln. 

8*11  y  a  ea  une  revolution  snisse,  c'est  paree  qae  la  Diete  n'ltalt  plus 
ose  aatorite*  »upcYleare  oa  impartlale,  par  devant  laquelle  passent  dtre  por- 
tees  lea  reelamatlons  des  sojets;  c'est  paree  qae  cette  Diete  ätalt  devenue 
an  areugle  Instrument  d'oppression  entre  les  mains  des  familles  gourer- 
nantes;  c'est  paree  qae  recoarir  k  la  Diete  ponr  se  plalndre,  etalt  derenu 
an  acte  de  haute  trahlson,  ponr  la  pnnition  dnqnel  les  gouvernans  de 
ehaqae  canton  avatent  le  droit  de  mettre  a  lenr  dlsposltlon  (mahnen)  les 
contingena  des  antres  cantons  et  d'en  aser  selon  leur  bon  platslr,  a  la 
Charge  ponr  eux  6t re  complaisans  k  lenr  tour.  Zarich  en  offrlt  en  1796, 
ponr  la  dernlere  fois,  an  eponvantable  exemple.  Ce  droit  public  de  sanvages 
est  celul  qne  rdtabllt  lo  pacte  föderal.  C'est  pour  avoir  porte  k  la  Diete  ac- 
tuelle  les  plaintes  de  leurs  eoncitoyena,  reolame*  les  bons  offlces  des  envoyds 
des  pniasances  meaiatricea,  qne  les  gouvernans  de  Fiibourg,  er&s  insurree- 
Üonnellement  en  Jan  vier  1814,  vlennent  de  condamner  plosienrs  notables 
k  des  peines  fletrlssantes,  dont  les  papiers  pnblics  ont  rendn  eompte  en  der- 
nier  llen. 

Enfin  les  artides  Xu  et  XIV  tolerent  implicitement  les  llgues  secretes 
qae  des  cantons  aaralent  pu  oonclnre  entre  eux,  en  ne  les  obligeant  pas  k 
les  eoumettre  au  contröle  de  la  Diete,  en  les  antorisant  au  contraire  k 
tenir  secrets  des  engagemens  qul  ne  peuvent  tendre  qu'k  dissoudre  Funion, 
k  couvrir  des  complots  et  k  rdtablir  la  dominatlon  ddsastreuse  des  trlbua 
de  Berne,  Lucerne,  Fribonrg  et  Boleure.  La  natlon  snisse  doit  avoi  r 
les  moyens  de  s'assurer  qa'un  petitnombre  de  familles  am- 
bitleuses  ne  la  troubleront  plus  comme  en  1777. 

A  cette  epoque  11  fut  stipule secretement lors du  traite  d'alllance, 
qae  les  gouvernans  de  la  Snisse  auraient,  en  oas  de  troubles,  le  droit  de 
soiliciter  les  secours  de  la  France  qul  les  lenr  accorderait  k  ses  propres 
frais. 

Les  aneieos  gouvernans  ont  denonee*  k  l'Europe,  comme  des  trattres. 
les  hommes  qne  leurs  denis  de  justice  forcalent  k  reclamer  aupres  de  la 
France,  en  1797,  l'exdcution  d'un  traite  de  garantie  de  rannte  1585, 
raalntenn  par  l'alllance  de  1777.  Les  vrais  coupables  sont  les  gouvernements 
qui,  k  Tinsu  de  la  nation,  induisirent  en  erreur  une  puissance  Pran- 
gere amie  de  celle-cl,  en  faisant  d'elle  nn  Instrument  k  leur  usage.  On  voit 
par  Ik  combien  les  actions  de  nos  dynasties  de  corps  de  metiers  ont 
besoln  d'etre  eclairees. 

Les  avocats  des  anciens  gouvernans  ont  nie"  de  la  manlere  la  plus  au- 
daciease  l'existcnce  du  traite  de  garantie  de  1505;  ils  s'etaient  flatus  qu'on 
ne  le  retrouverait  pas.  Par  la  möme  raison  ils  n'ont  pas  dit  le  mot  de  celui 
de  1777,  par  lequel  ils  avaient  vendu  leur  nation.  A  la  rln  tout  se  retrouve. 

II  Berait  superflu  de  pousser  plus  loln  cet  examen,  tnais  on  ne  pent  es- 
perer  qae  les  meines  hommes  qui  ont  assocl^  k  leur  parti  une  pr<5pond£- 
ranee  dectsive  venilJent  y  renoncer  par  un  amour  äpnre  de  la  patrie.   Ils 
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feront,  au  eontraire,  les  derniers  efforts  pour  la  consolider.  Ce  serait  «g 
moins  un  grand  niiracle  que  celui  d'une  räpubllque,  gouvernee  par  de  vieux 
prejugäs,  se  reformant  elle-meme  sans  produire  ces  seeousses  revolntion- 
naires  qu'on  regardait  jusqu'ici  comme  les  seuls  remedes  qni  possent  gaerir 
des  r6publiques. 

Ce  qal  prccede  n'est  pas  applicable  aux  constitutione  de  Berne,  Lu- 
cerne,  Fribourg  et  Öoleure,  produits  de  la  sciile  violence,  qui  portent 
toutes  le  caractere  de  la  reprobation  et  ne  peuvent  sc  soutenir  que  par  le* 
inemes  moyens  qui  les  ont  cräes.  Par  exemple  ce  qu'on  appelle,  depuis  Fr- 
vrier  1814,  la  Constitution  de  Fribourg,  forme  des  70.000  habitaos  da 
pays  deux  castes.  La  premiere  qni  consiste  en  nne  soixantaine  de  familles 
appartenantes  aux  corps  de  mtitiers,  s'est  donnä  le  titre  de  caate  ps t ri- 
efen ne.  Elle  a  les  trois  quarts  de  toutes  les  plaees,  nomme  aux  place»  de 
l'autre  quart  et  peut  meine  les  oceuper.  A  Berne  la  Constitution  actuelle  est 
tout  ce  qui  convtentaux  meneurs:  cVst  l'arbitralre  dans  tonte  sa  foree.  De- 
puis  longtemps  le  peuple  en  eut  fait  justice  s'll  n'eüt  pas  eompte  sur  les 
assurances  positives,  donnees  par  les  envoyes  des  puissances  meVUatrices 
d'interposer  lenrs  bona  Offices  en  sa  faveur. 

Depuis  dix  mois  le  peuple  de  ces  quatre  cantons  attend  sa  delivrance 
des  moyens  de  douceur  qu'on  lui  avait  fait  entrevoir,  et  depuis  dix  mois  il 
gemit  sou8  une  oppression  intoldrable  que  l'Europe  connait  deja,  roslgre"  les 
efforts  faits  pour  ötouffer  toutes  les  plaintes,  donner  le  onange  k  ropioioo 
publique.  Ce  serait  un  grand  malheur  si  cette  attente  n'etait  pas  remplie, 
et  b'ü  en  r&ultait  quelques  desordres,  on  ne  pourrait  les  impnter  a  cenx 
qu'une  oppression  non  mtritäe  et  une  longue  et  inutile  resignation  auraient 
räduits  au  desespoir. 

Les  Puissances  ont  a  leur  disposition  tout  ce  qu'il  faut  pour  terminei 
nos  demeles.  Le  peuple  entier  de  la  Suisse  a  place*  en  elles  nne  confiance 
qui  facilltera  beaueoup  l'ouvrage  qu'elles  ont  entrepria. 

Elles  seraient  au  moins  blen  autorisees  a  faire  connaitre  a  la  Diete: 

A.  Les  points  du  pacte  föderal  qu'elles  regardent  comme  susceptible* 
de  modifications,  en  IM  n  vi  tan  t  a  s'en  oceuper  sans  retard.  Par  exemple:  1.  An 
Heu  de  faire  voyager  le  gouvernement,  de  le  fixer  ä  Zürich,  ancien  chef-lieo 
depuis  plusieurs  siecles,  depdt  des  archives  nationales,  2.  Crcer  pour  le« 
intervalles  de  sessions  de  la  Diete,  une  commission  temporaire  compo»e> 
e*quitablementt  laquelle  exercerait  provisoirement  les  pouvoirs  de  cette  as* 
semblee. 

B.  L'urgenee  de  faire  droit  aux  justes  reclamations  du  peuple  daas 
les  cantons  de  Lueerne,  Fribourg,  Berne  et  Solcure,  par  une  re"vision  de 
leurs  eonstitutions  cantonales,  bien  entendu  que  de  vrals  representans  da 
peuple  (c'est-k- dire  de  tous  ceux  qui  ne  sont  pas  membres  du  corps  de 
inetiers  des  villes)  seront  entendus  et  consultes." 

Laharpe  schliesst  sein  «  Supplement »  vom  8.  Fe- 
bruar mit  den  Worten,  den  Bevölkerungen  der  Schweiz 
seien  die  beiden  künftigen  Vororte,  Bern  und  Zürich, 
gründlich  verhasst  und  es  würden,  da  einmal  die  Me- 
diationsverfassung aufgehört  habe,  neun  Zehntheile  der- 
selben am  liebsten  das  Wiederaufleben  der  helvetischen 
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Republik  mit  ihren  liberalen  Einrichtungen  und  ihrer 
energischen  Regierung  sehen.  «Alors»  —  so  spricht 
der  Waadtländer  von  damals  —  «  les  fleaux  du  fed6- 
ralisme  auraient  cesse  et  la  nation  serait  en  mesure 
d'user  de  ses  moyens.  >  Diese,  von  Russland  offenbar 
unterstützte  Denkschrift  veranlasste  eine  Sitzung 
der  sämmtlichen  acht  Kongressmächte  vom 
9.  Februar,  in  welcher  der  Rapport  verlesen  und  nebst 
einem  Gegenprojekt  von  Metternich1)  an  das  Konnte 
zurückgewiesen  wurde,  welches  sich  nun  neuerdings  in 
»einer  elften  Sitzung  vom  20.  Februar  1815  damit 
beschäftigte.  Dalberg  und  Canning  erhielten  den  Auf- 
trag, unter  Vergleichung  des  österreichischen  Projektes 
für  die  nächste  Sitzung  eine  neue  Redaktion  der  « De- 
klaration» des  Kongresses  über  die  Angelegenheiten 
der  Schweiz  bereit  zu  stellen.  Diesem  Konferenz-Pro- 
tokolle sind  die  «  observations  du  plenipotentiaire  fran- 
?ais  >  beigefügt,  deren  wesentlichsten  staatsrechtlichen 
Passus  wir  bereits  citirt  haben.2)  (Abschied  II,  Lit.  0., 
Pag.  2.) 

In  der  zwölften  Sitzung  des  Komites  vom 
5.  März  1815  eröffnete  Russland,  dass  es  bereit  sei,  das 
ganze  Gebiet  von  Pruntrut  an  Bern  übergehen  zu  las- 
sen, wobei  der  Bevollmächtigte 'sich  mit  dem  Depu- 
taten von  Bern  über  einige  Verbesserungen  der  Berner  . 
Verfassung  verständigt  habe,  welche  der  Kaiser  in  die- 
selbe einzuführen  wünsche  : 

Rnw  l?  IMvi8eS  Ö8terreich,»che  Gegenprojekt  fehlt  bei  den  Akten.  Dieselben 
loT*  l  •  VennnthunKen  aii8,  was  es  enthalten  haben  möge,  auf  Grund- 
^aes  Kemhard'schen  Tagebuches.    Vgl.  Abschied  II,  Lit.  6  paff.  1  An- 

ßuissi?; "v*  ^  PeUt  Pa8  attacher  le  Principe  de  l'indöpendaucr  de  la 
nnd<Le  i  CCept4tion  de  racte.  II  ne  faut  douc  parier  que  de  ueutralite\ 
toutEt  t  l6  ^  el,e'mölne  e8t  la  couse'qucuce  necessaire  de  l'existencc  de 
von  vJt  i  .  tJque,u  Die»e  Belehrung  mussten  schweizerische  Staatsmänner 
Von  "Mkreldi  empfangen. 
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„Ce  resultat  est  compris  dans  les  quatre  article«  snivans,  q«Tl  rat 
convenu  d'inserer  aa  protocole: 

Article  1. 
Que  le  principe  representatif  soit  admis  dans  le  goavernement  de 
Berne. 

Artlele  2. 
Que  le  tlers  da  Grand-Oonseil  soit  compose  des  repreaentan*  des  villcs 
et  communes. 

Article  8. 
Que  le  gouverneinent  de  Beroe  flxe  les  formes  de«  electtona. 

Article  4. 
Que  la  bourgeoisle  soit  oaverte  aa  pays  ä  des  eondltions  equitablet.* 

Es  wird  beschlossen :  der  Deputirte  von  Bern  solle 
von  Metternich  aufgefordert  werden,  sich  persönlich 
nach  Bern  zu  begeben,  um  dieselben  durchzusetzen. 
Derselbe  reiste  hierauf  ab. ') # 

Die  dreizehnte  Sitzung  vom  13.  März  1815  ent- 
hält die  Veltliner  Entscheidung,  wovon  bereits  auf 
pag.  325  die  Rede  gewesen  ist. 

Damit  schliessen  diese  denkwürdigen  Sitzungen 
des  <  comitä  pour  les  affaires  suisses  >  und  es  folgen 
nun  nur  noch  Verhandlungen  der  acht,  oder  der  fünf 
Mächte,  welche  auf  unsere  Angelegenheiten  Bezug 
haben,  wobei  wir  die  Veltliner  Sachen  nicht  mehr  be- 
rühren. 

Das  Protokoll  der  acht  Kongressmächte 
vom  19.  März  1815  enthält  folgenden  Passus  in  Bezug 
auf  die  Deklaration,  die  an  die  Schweiz  zu  richten  sei: 

„Lecture  a  ete"  falte  de  la  Deklaration  relative  a  rarrangement  des 
affaires  de  la  8uis8e.  teile  que  la  Commlssion  l'avait  deflnJtivement  reVligee. 

Messieurs  les  Plenlpotentialres  Tont  adoptee  sans  modlfication. 

Lord  Clancarty,  Plenipotentialre  de  8a  Majeste*  Britanniqne,  a  propose* 
an  nom  de  Monsieur  le  Duo  Wellington  absent,  une  piece  exprlmant  Hd- 
tention  des  Puissances,  de  conserver  par  tous  les  moyens  compatibles  avee 
l'independance  de  la  Suisse.  la  tranquülite  future  de  ce  pays  et  l'etat  des 
choses  consacre  par  la  susdite  Deklaration-  Cette  piece  est  jointe  au 
proces-verbal.*) 

»)  Zeerleder  verfiel  später  In  Melancholie  und  stürzte  sich  aus 
seinem  Hause  In  Bern  auf  das  Pflaster,  genas  aber  wieder  von  dem  Falle. 

')  Die  hier  erwähnte  englische  Beilage  wurde  der  Schweiz  niemals 
mitgetheilt.  Auch  die  vorgesehenen  Spezfalbriefe  der  acht  Machte  wurden 
nicht  erlassen,  sondern  bloss  der  nachstehende  des  Fürsten  Metternich  Na- 
mens Aller. 


—     337     — 

Monsieur  le  Prinee  de  Talleyrand.  premler  Plenipotentiaire  de  France, 
a  propose*  de  commoniquer  cetts  piece  confldentiellement  par  forme 
d'extrait  du  protocole  &  la  Diete  de  Zürich,  en  ajontant  qne,  comme  on  ne 
doatait  dm  qne  la  Sniase  n'acceptät  les  arrangemens  conoertos  ä  Vienne 
avec  ses  dcpntes,  on  se  reservait  de  lni  en  faire  nno  communlcation  for- 
melle, lorsque  son  acceptation  aerait  connne. 

Cette  propositlon  a  dte  approuvee. 

II  a  äte  en  outre  convenu  que  la  Deklaration  aerait  accompagnee 
d'une  lettre  des  Plenipotentlatres  de  chacune  des  holt  Puiasanoes ,  et  que 
Monsieur  le  Prinee  de  Metternieh  en  ecrirait  nne  an  nom  de  tous  lee 
Plenipotentiaire*."    (Abschied  III,  Llt.  B.,  pag.  2). 

Drei  Tage  später,  am  22.  März,  liess  der  Fürst 
Metternieh  die  schweizerische  Gesandtschaft  zu  sich 
einladen ,  um  ihr  «  die  Erklärung  der  vereinten  acht 
Mächte  >  zu  eröffnen.  In  dieser  « kurzen »  Audienz, 
wie  die  Gesandten  in  ihrem  Schreiben  an  die  Tag- 
satzung berichten  (Abschied  III,  pag.  39),  wurde  ihnen 
mit  einigen  verbindlichen  Worten  die  folgende  Note 
und  die  berühmte  «Deklaration»  zugestellt,  welche 
nun  allem  Streit  in  der  Schweiz  ein  Ende  machen 
sollte  und  die  eigentlich  die  Grundlage  der  schweizeri- 
schen Staatsverfassung  bis  zum  Jahre  1848  gewesen 
ist.1)    Diese  beiden  Aktenstücke  lauten: 


')  Dieselbe  kam  der  Tagsatzung  am  81.  März  zu  (Allg.  Ztg.  vom 
11  April).  8ie  ist  In  das  Kongressprotokoll  vom  19.  März  eingerückt  (Allg. 
Ztg.  Vom  9.  April».  In  der  „W I ener-S Chinas akte"  lauten  diese  Artikel 
im  Wesentlichen  gleich,  nur  ist  im  Art.  78  die  Abtretung  der  Herrschaft 
Rhäzflns  in  Granbflnden  an  diesen  Kanton  besonders  erwähnt  und  in  den 
Artikeln  94  and  95  sind  Veltlin,  Cleven  und  Bormio  nun  ohne  Weiteres  unter 
den  Ländern  der  österreichischen  Monarchie  aufgeführt,  ohne  dass  die  Kid- 
genossenschaft davon  weitere  Notiz  erhielt.  Das  Aktenstück  selbst  wurde 
ihr  (wahrscheinlich  um  Antworten  darauf  zu  vermeiden)  nicht  mitgelheilt, 
sondern  der  Fürst  Metternieh  hatte  bloss  angezeigt,  es  liege  ein  solches  aut 
der  8taatskanzlei  zu  ihrer  Einsicht  offen.  Der  schweizerische  Geschäfts- 
träger schickte  sodann  eine  Kopie  davon  ein  (Abschied  iH.  pag.  11). 

In  dem  Artikel  108  sind  „la  declaration  des  puissances  sur  les  affaires 
de  la  Confedäration  helvetique  du  20  mars  et  l'acte  d'aecession  de  la  Diete 
dn  27  mal  1815"  als  Annexe  zu  diesem  Schlussvertrage  aufgeführt.  Offenbar 
wollte  man  damit  die  Zustimmung  zu  dem  Verluste  des  Volt  lins  dokumen- 
tlren.  da  die  Tagsatzung  dagegen  keinen  ausdrücklichen  Protest  eingelegt 
hatte. 

Dieselbe  hat  auch  in  ihr  Protokoll  (Abschied  HI,  pag.  11  und  folgende) 
diesen  Ihr  am  26.  Juli  In  einer  Abschrift  vorliegenden  Vertrag  einfach  auf- 

22 
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„A  Messieurs  les  Envoyes  de  la  Confedtiration  helv6tlqoe. 

Les  Pmssances  signataires  du  Tratte  de  Paris  da  SO  Mal  1814  ont 
Charge*  le  soussigne*  de  remettre  a  Messieurs  les  Envoyds  de  Im  Confedc- 
ratlon  helveUque  la  Deklaration  ci-jolnte.  Elle  contient  la  däciston  des 
qttestions  sonmises  a  ] 'Intervention  du  Congres. 

Les  Pnlssances  invitent  Messieurs  les  Envoye«  de  se  rendre  ineessam- 
ment  en  Suisse  pour  la  communiquer  eux-memes  ä  la  Diete.  Intim  ment 
pcrsaadös  que  la  Btiisse  no  pourra  qne  reconuaitre  dans  cette  declaratiou 
la  blenvelllanee  et  l'inipartialite*  qni  seules  I'out  dictäe,  le»  Puiasances 
destrent  ne-anmolns  que  Messieurs  les  Envoyes  solent  a  meme  d'y  ajouter 
ruutorlte  de  leur  temoignage  personne  l  et  de  contrlbuer  sur  les  lieux  a  la 
tranquillitc*  et  au  bonheur  de  le  patrie.  Elles  adresseut  sana  de*lai  ä  learf 
Ministres  accr^dlte*  aupres  de  la  Diete  les  Instructions  et  pouvoirs  neees- 
saires  pour  donner  sulte  aux  dispositions  de  la  Deklaration  et  poar  remplir 
avee  promptitude  et  de  la  manifere  la  plus  a  van  tage  use  ä  la  Suisse  les  enga- 
gemens  contractu«  par  les  Pui*sances. 

Le  soussigne  prie  Messieurs  les  Envoyfo  de  la  Confederation  helve- 
tique  de  recevoir  ä  cette  occasion  l'assurance  de  sa  consideration  tres- 
distingude. 

Le  President  des  Conferences  des  Pltiniputentiaires  des  huit  Puissanee> 

signataires  du  tralttf  de  Pari»: 
Le  Prinee  de  Metternich." 

DECLARATION. 

„Los  Puissances  appeldes  a  intervenir  dans  l'arrangeinent  des  affaires 
de  la  Suisse  pour  l'execntion  de  l'article  VI  du  Traite*  de  Paris  da  90  mal 
1814,  ayant  reconnu  que  l'inte>et  gäneral  rexlame  en  faveur  du  Corps  tael- 
vctique  l'avantage  d'une  neutralite  perpltuelle.  et  voulant  par  des  resti- 
tutions  territoriales  et  des  cessions  lui  foumir  les  woyens  d'aasurer  son 
imbipendance  et  maintenir  sa  neutralite*; 

Apres  avoir  reeueilli  toutes  les  informationH  sur  les  Intercts  de> 
differens  cantons,  et  pris  en  consideration  les  demandes  qni  leur  ont  Ire 
adresslcs  par  la  Le*gation  helvetique, 

Declarent: 

Que,  des  que  la  Diete  helvetique  aura  donne*  son  aeeession  en  bonne 
et  dite  forme  aux  stipulation»  renfermtfes  dans  la  presente  transaetion.  il 
sera  fait  un  acte,  portant  la  reeonnaissance  et  la  garantte  de  la  part  de 
toutes  les  Puissances  de  la  neutralite*  perpetuelle  de  la  Baisse  dan 
«es  noavelles  frontieres,  lequel  acte  fera  partie  de  celal  qni,  en  execntion  de 
l'urtiole  XXXII  du  susdit  Traite  de  Paris  du  80  mal.  dolt  Computer  les 
dispositions  de  ce  traite*. 

Transaetion. 
Art.  I. 

L'integritc*  des  XIX  cantons,  tols  quMls  existalent  en  corps  pe- 
ll tique  a  lYpoque  de  la  Convention  du  29  Decembre  1813,  est  reeonnne  poar 
Imse  du  syateme  helvetique. 

genommen,  und  nur  die  Gesandtschaft  vou  Graubünden  Bah  sieh  veranlagt 
dagegen  noch  einen  unfruchtbaren  Protest  abzugeben  (Abschied  in,  pag.  iii. 
Der  (iesaudte  von  l'nterwalden  faud  das  richtige  Wort  in  der  Tag- 
batzung.  indem  er  die  Deklaration  vom  30.  März  „die  neue  Media  tion^ 
akte"  nannte  (Allg.  Ztg.  vom  ää.  April). 
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Art.  n. 

Le  V  a  1  a  1  s ,  le  territoire  de  G e  n e  v e ,  la  prinGipaute  de  Neuchätel 
sont  reanis  ä  la  Suisse.  et  formeront  trois  nouveaux  eantons.  La  vallee 
de«  Dappes,  ayant  fait  partie  du  canton  de  Vaud,  lul  est  rendue. 

Art.  in. 

La,  Conföderation  helv&ique  ayant  te*moignc  le  desir,  que  l'ävechd 
de  Bale  lui  fut  rduni,  et  les  Puissances  intervenantes  voulant  regier  de- 
finitivement  le  sort  de  ce  pays,  le  dit  eveche*  et  la  Tille  et  territoire  de  Bieune 
feront  k  l'avenir  partie  du  canton  de  Berne. 

On  n'excepte  qne  les  districts  suivans: 

1)  Un  district  denviron  trois  Heues  carrees  d'£tendue,  renfermant 
les  commune»  d'Allschweiler,  Schönbuch,  Oberweiler,  Terweiler,  Ettingen, 
Füratenstein,  Platten,  Pfef fingen,  Aescb,  Brück,  Reinach,  Arlcshelm,  lequel 
district  sera  re*uni  au  canton  de  Bäle. 

2)  Une  petite  enclave  situee  pres  du  vi  Hage  neuchätelois  de  Lignieres, 
et  laquelle  etant  aujourd'hui  quant  ä  la  juridlction  civlle,  sous  la  depen- 
dance  du  canton  de  Neuchätel,  et  quant  ä  la  juridiction  criminelle,  sous 
celle  de  Tcvechc  de  Bäle,  appartiendra  en  toute  souverainete  ä  la  princi- 
paute  de  Neuchätel. 

Art.  IV. 
1)  Les  habitans  de  T  e*  v  e  c  h  e  de  Bäle  et  ceux  de  Bienne,  reunis 
anx  eantons  de  Berne  et  de  Bäle,  jouiront  a  tous  egards,  sans  difference  de 
rellgion  (qni  sera  conscrvee  dans  Tctat  present),  des  meines  droits  pcliti- 
ques  et  civil«  dont  jouissent  et  pourront  jouir  les  habitans  des  anciennes 
parties  desdits  eantons.  En  consöquence  ils  concourront  avec  eux  aux 
places  de  representans  et  aux  au t res  fonetions  suivant  les  Constitution» 
cantonales.  11  sera  conserve*  k  la  ville  de  Bienne,  et  aux  villages  ayant 
forme*  sa  juridiction,  les  Privileges  munieipaux  compatibles  avec  la  Consti- 
tution et  les  reglemens  gändraux  du  canton  de  Berne. 

3)  La  vente  des  domaines  nationaux  sera  maintenue  et  les  rentes  feu- 
dales et  les  dimes  ne  pourront  point  Gtre  re*tablies. 

S)  Les  actes  respeetifs  de  reunion  seront  dressäs ,  conforme'ment  aux 
prineipes  cl-dessus  dnonces,  par  des  coinmissions  composdes  d'un  nombre 
£gal  de  deput^s  de  chaque  partie  Interesse«.  Ceux  de  revöche*  de  Bäle 
seront  choisfs  par  le  canton  directeur  parmi  les  citoyens  les  plus  notables 
da  pays. 

Lesdits  actes  seront  garantis  par  la  Confäderation  suisse.  Tous  les 
points  aar  lesquels  les  parties  ne  pourront  s'entendre,  seront  d^cldes  par 
un  arbitre  nomine"  par  la  Diete. 

4)  Les  revenus  ordinaires  du  pays  seront  per<;us  pour  le  compte  de 
radministration  actuelle  jusqu'au  jour  de  l'accession  de  la  Diete  helvrtique 
ä  la  presente  transaction.  11  en  sera  de  meine  pour  Tarnere*  desdits  reve- 
nus; ceux  leves  extraordinairement  et  qui  ne  seraient  point  encore  entres 
en  caisse,  cesseront  d'etre  perqus. 

5)  Le  ci-devant  Prlnee-Eveque  de  Bäle  n'ayant  reeu  ni  indemnite  ni 
Pension  pour  la  quote-part  de  l^vecne*  qui  autrefois  faisait  partie  de  la 
Suisse,  le  reces  de  l'Empire  germanlque  de  1808  n'ayant  stipule  qu'en  raison 
des  pays  qui  ont  fait  partie  inte'grante  du  dit  Empire,  les  eantons  de  Berne 
et  de  Bäle  se  chargent  de  lui  payer,  en  augmentation  du  ladite  pension 
viagere,  la  somme  de  douze  mille  iiorins  d'Empire,  ä  dater  de  la  reunion 
de  T^veche*  de  Bäle  aux  eantons  de  Berne  et  de  Bäle.  La  cinquieme  partie 
de  cette  somme  sera  employee  et  restera    afl'ectee  a  la  sustentation  des 
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chanoines  de  l'anclenne  cathädrale  de  Bale  pour  completer  la  rente  viagere 
qnf  a  ete*  stipulee  par  ledit  reces  de  F  Empire  germaniqae. 

6)  La  Dfete  helv<$tiqne  decidera,  sMl  est  besoin  de  conserver  un  eveehe 
dans  cette  partie  de  la  Snisse,  on  si  ce  diocese  pent  etre  reoni  ä  celai  qni, 
par  suite  des  notivelles  dlspositions,  sera  forme  des  territolres  suisses  qni 
avalent  fait  partie  du  diocese  de  Constance. 

En  cas  que  l'lve'che'  de  Bale  dut  etre  conserve,  le  canton  de  Berne 
fourntra  dans  la  proportion  des  au t res  pays  qni  ä  l'avenir  neront  sovs 
r  Administration  spirituelle  de  lEveque,  los  sommes  neceasaires  k  rentretien 
de  ce  prelat,  de  son  chapitre  et  de  son  so  m  Inaire. 

Art.  V. 

Pour  assurer  les  Communications  commerclales  et  milltaires  de  G  e n  e  v  e 
avec  le  canton  de  Vand  et  le  reste  de  la  Suisse,  et  pour  completer  a  cet 
egard  l'article  IV  du  Tratte  de  Paris,  Sa  Majeste  Trfes-Chre*tienne  consent 
k  faire  placer  la  ligne  de  douanes  de  maniere  a  ce  que  la  ronte  qui  con- 
duit  de  Geneve  par  Versoix  en  Suisse,  soit  en  tout  temps  llbre.  et  que  ni 
les  postes,  nl  les  voyageurs,  ni  les  transports  de  marchandi&es  n'y  soient 
inqnletes  par  aucune  visite  de  douanes,  ni  soumis  a  aucun  droit. 

II  est  egalement  entendu  que  le  passag«  des  troupes  suisses  ne  pourra 
y  etre  aucunement  entrav£. 

Daus  les  reglemens  additionnels  ä  faire  ä  ce  suJet,  on  a&surera  de  la 
maniere  la  plus  avantageuse  aux  Genevois  l'execution  des  traites  relatifs 
k  leurs  libres  Communications  entre  la  ville  de  Geneve  et  le  mandement 
de  Peney.  8a  Majeste  Tres-Chrrätienne  consent  en  outre  a  ce  que  la  geo- 
darmerie  et  les  milices  du  canton  de  Geneve  passent  par  la  grande  rontr 
du  Meyriu  dudit  mandement  k  la  ville  de  Geneve,  et  reciproquement,  apres 
en  avoir  pruvenu  le  poste  militaire  de  la  gendarmerie  francaise  le  plus 
voisin. 

Les  Puissances  intervenantes  interposeront  de  plus  leurs  bona  Offices 
pour  faire  obtenir  k  la  ville  de  Geneve  un  arrondissement  convenable  da 
cöte*  de  la  Savoie. 

Art.  VI. 

Pour  ötablir  des  compensations  mutuelles,  les  canton»  d'Ar- 
govle,  de  Vaud,  du  Tessin  et  de  8t.  Gall  fourniront  aux  anciens  cantans  de 
Schwyz,  Unterwaiden,  Uri.  Glaris,  Zug  et  Appenzell  (Rhodes  intericures) 
une  somme  qui  scra  appliquee  k  Instruction  publique  et  aux  frais  d'ad- 
ministration  generale  (mais  principalement  au  premier  objet)  dans  les  dits 
cantons.  La  quotitc,  le  mode  de  payement  et  la  repartltion  de  cettc  com- 
pensation  peeuniaire  sont  tixea  ainsi  qu'il  suit: 

1)  Les  cantons  d'Argovie,  de  Vaud  et  de  8t.  Gall  fourniront 
aux  cantons  de  Hchwyz,  Unterwaiden.  Uri,  Zug,  Glaris  et  Appenzell  (Rhodes 
intcrieures)  un  fonds  de  cinq  cent  mllle  livres  de  8uisse. 

2)  Chacun  des  premiers  payera  l'interet  de  sa  quote-part  k  raison  de 
cinq  pour  cent  par  an,  ou  remboursera  le  capital ,  soit  en  argent,  soit  en 
biens-fonds  k  son  choix. 

3)  La  repartltion,  soit  pour  le  payement,  soit  pour  la  recette  de  ces 
fonds,  se  fera  dans  les  proportions  de  1'öchelle  de  contrlbution,  reglee  pour 
subvenir  aux  ddpenses  föderales. 

4)  Le  canton  du  Tessin  paiera  chaque  annöe  au  canton  d'Uri  la 
moltiä  du  produit  des  p£ages  dans  la  valläe  Leventlne. 
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Une  eomralssion  nomine«  par  la  Diete  veillera  k  l'executlon  des  dla- 
positioas  preeödentes. 

Art.  VII. 

Pour  mettre  im  terme  aux  discussions  qui  se  sont  elevdes  par  rapport 
aux  fonds  placäs  en  Angleterre  par  les  cantons  de  Zürich  et  de  Berne, 
U  est  Statut: 

1)  Que  les  cantons  de  Berne  et  de  Zürich  conserveront  la  proprlete 
du  fonds  capital,  tel  qn'il  existait  en  1803  a  l'epoque  de  la  dissolutlon  dn 
gouvernement  helvätique,  et  joulront,  a  dater  dn  1  Janvier  1315,  des  inter&ts 
ä  echolr. 

2)  Que  les  lnterets  e*chus  et  accumulcs  depuls  l'annäe  1798  jusques  et 
y  comprts  l'annee  1814,  seront  affectees  an  payement  du  capital  restant  de 
la  dette  nationale,  deslgnäe  sous  la  de*nomination  de  dette  helvdtlque. 

3)  Que  le  surplus  de  la  dette  helvetique  restera  k  la  Charge  des 
autres  cantons.  ceux  de  Berne  et  de  Zürich  etant  exoneräs  par  la  dispo- 
Sltlon  ci-dessus.  La  quote-part  de  chacun  des  cantons  qui  restent  charges 
de  ce  surplus,  sera  calculde  et  fonrnie  dans  la  proportion  flxäe  pour  les 
eontributions  destinäes  au  payement  des  ddpenses  fdddrales.  Les  pays  in- 
corpores  a  la  Suisse  depuis  1813  ne  pourront  pas  dtre  imposäs  en  raison  de 
rancienne  dette  helvetique. 

8'il  arrivait  apres  le  payement  de  la  dette  susdlte,  qu'il  y  eüt  un 
cxcädant  d'intäröts,  cet  excldant  sera  räparti  entre  les  cantons  de  Berne 
et  de  Zürich  dans  la  proportion  de  leurs  capitaux  respectifs. 

4)  Les  meines  dispositions  seront  suivies  k  l'ägard  de  quelques  autres 
creance?,  dont  les  titres  sont  däposäs  sous  la  garde  du  Präsident  de  la 
Biete. 

Art.  V1U. 

Les  Puissances  intervenantes,  voulant  conclller  les  contestations  älevees 
h  Fe'gard  des  „lauds"  abolis  sans  indemniic,  statuent  qu'une  indemnitti 
sera  payee  aux  particoliers  propriötaires  de  lauds. 

Afin  d'eviter  tout  difförend  ultärieur  k  ce  sujet  entre  les  cantons  de 
Berne  et  de  Vaud,  ce  de  ml  er  payera  au  gouvernement  de  Berne  la  somme 
de  trois  cent  mille  livres  de  Suisse,  pour  etre  ensuite  rtSpartie  entre  les 
ressortissans  bernols  propriOtaires  de  lauds. 

Les  payemens  se  feront  k  raison  d'un  cinquieme  par  an,  k  commencer 
du  premier  Janvier  1816. 

Art.  IX. 

Les  Puissances  intervenantes,  reconnalssant  qu'il  est  juste  d'assurer 
an  Prince-Abbe"  de  St- G all  une  existence  honorable  et  independante, 
statuent.  que  le  canton  de  St.  Gall  lni  fournira  une  pension  viagere  de  six 
mille  florins  d'Empire,  et  k  ses  employe*s  une  pension  viagere  de  deux  mille. 
Ces  pensions  seront  vers£es,  k  dater  du  premier  .Tanvier  1815,  par  trimestre, 
dans  lee  mains  dn  canton  directeur.  qui  les  remettra  respectivement  k  la 
dispositlon  du  Prince-Abbo  de  St.  Gall  et  de  ses  employes. 

Les  Puissances  intervenantes  dans  les  affaires  de  la  Suisse  donnent, 
par  la  Deklaration  ci-dessus,  une  preuve  manifeste  de  leur  d^sir  d'assurer 
la  palx  Interieure  de  la  Confäderation.  Elles  se  fönt  egalement  un  devoir 
de  ne  rien  negllger  qui  pnisse  en  hater  l'accomplissement. 

En  consäquence  eil  es  s'attendent  k  ce  que  les  cantons,  sacrinant  au 
bien  general  toute  consideration  secondaire.  ne  tarderont  plus  k  adhdrer 
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an  pacte  föderal  llbrement  arrete"  par  la  grande  majorlte"  de  leurs  Co- Etats, 
l'lntlret  commun  exigeant  imperieusement  que#  toutes  les  parties  de  la 
8iilsse  se  reunlssent  le  plus  tot  possible  sous  la  meme  Constitution  föde- 
rative. 

La  Convention  du  16  Aoüt  1814,  annexee  au  pacte  federal.  ne 
saurait  plus  retarder  cette  röunion.  8on  bot  &ant  deja  rem p  11  par  la  I>£- 
claration  des  Puissances,  eile  devient  par  le  fait  comme  non  avenue. 

Pour  consolider  de  plus  en  plus  le  repos  de  la  8uisse,  les  Puisaances. 
deslrent  qu'nne  amnistie  g£n£rale  soit  aecordee  a  tous  les  individns  qai 
induits  en  erreur  par  une  äpoque  d'incertitude  et  d'lrritation ,  ont  pu-  agir 
de  quelqne  maniere  que  ce  soit  contre  r ordre  existant;  loin  d'affaihlir 
l'autoritö  legitime  des  gouvernemens,  cet  acte  de  clemence  leur  donnerm 
de  nouveaux  titres  a  exercer  cette  sc'vörite'  salutalre  contre  quiconque  oserait 
ä  l'avenir  snsclter  des  troubles  dans  le  pays. 

Enfin  les  Puissances  tntervenantes  alment  ä  se  persnader  que  le 
patriotfsme  et  le  bon  jugement  des  Suisses  leur  prescriront  la  eonvenance, 
ainsi  que  la  necessite\  de  se  sacrifier  mutuellement  le  Souvenir  des  diffe- 
rends  qui  les  ont  divtsta,  et  de  consolider  l'oeuvre  de  leur  reorganisation. 
en  travaillant  h  la  perfectionner  dans  un  esprlt  conforme  au  bien  de  tous 
sans  aueun  retour  sur  le  passe*. 

La  präsente  Deklaration  a  ete  insenSc  an  protocole  da  congres  reani 
a  Vienne  dans  la  seance  du  19  Mars  lsl5. 

Fait  et  certifle  verl table  par  les  Plenlpotentiaires  des  huit  Puissanees 
signataires  du  Traite  de  Paris. 

A  Vienne,  le  20  Mars  1815. 
(Suivent  les  signatures  dans  l'ordre  alphabetique  des  cours). 

Autriche:  Le  Prlnce  de  Metternich;  Le  Baron  de  Wessenberg.  Es- 
pagne:  P.  Gomez  Labrador.  France:  Le  Prince  de  Talleyrand;  Le  Dnc  de 
Dalberg;  Le  Oointe  de  Latour  du  Pin;  Le  Comte  Alexis  de  XoaiUes. 
Grande-Bretagne:  Wellington,  Clancarty,  Cathcart,  Stewart.  Portugal: 
Palmella,  Saldanha,  Lobo.  Prnase:  Le  Prlnce  de  Hardenberg;  Le  Baron 
de  Humboldt.  Russie:  Le  Comte  de  Stackeiberg ;  Le  Comte  de  Rasoumoffsky; 
Le  Comte  de  Nesselrode.    Suede:  Le  Comte  de  LoBwenhjelm." 

Da  in  dieser  Deklaration  weder  vom  Veltlin  etwas 
erwähnt,  noch  die  übrigen  Gebietsansprüche  der  Schweiz 
in  Bezug  auf  die  Grenzen  gegenüber  Frankreich  und 
Baden  Berücksichtigung  gefunden  hatten,  so  sahen  sich 
die  eidgenössischen  Gesandten  veranlasst,  noch  pro 
forma  eine  Note  als  Antwort  einzureichen.  Welchen 
praktischen  Werth  sie  selbst  diesem  Aktenstücke  bei- 
massen,  ergibt  sich  aus  ihrer  Anzeige  von  dem  Empfang 
der  Deklaration  an  die  Tagsatzimg,   worin  sie  sagen: 

„Von  diesen  beiden  wichtigen  Aktenstücken  erhalten  Euer  Excellenz 
in  der  Anlage  Abschriften,  und  da  sich  bei  der  Durchlesung  ergeben,  das* 
von  Veltlin,  Worms  und  Cleven  keine  Meldung  gemacht  worden,  so  halten 
wir  uns  durch  unsere  Instruktion  verpflichtet,   diese  Lücke 
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in  einer  Note  Anzuzeigen1),  in  der  Hoffnung,  dass  die  ehemaligen 
Rechte  und  der  Besitzstand  des  Kantons  Graubünden  nicht  ausser  Acht 
werden  gelassen  werden. 

Wenn  nun  durch  diese  Erklärung  und  die  Anzeige ,  dass  die 
gemachten  Zusagen  durch  die  in  der  Schweiz  residirenden  Herren  Minister 
werden  in  Vollziehung  gebracht  werden,  unsere  Absendung  als  beendigt 
anzusehen  ist,  so  werden  wir  ungesäumt  unsere  Abschiedsbesuche  vor- 
nehmen und  nach  abgestatteten  Danksagungen  unsere  Rückreise  antreten. 

Wir  hoffen,  dass  Euer  Excellenz  und  die  H.  Tagsatzung  alles  bei- 
tragen werden,  damit  nach  nunmehriger  Erörterung  der  gegenseitigen 
Ansprachen  die  bestandenen  MissverRtändnisse  beseitigt  werden,  und  in 
den  bevorstehenden  gefahrvollen  Zelten  Einigkeit,  Zutrauen  und  Eintracht 
unsern  Bund  beglücken  und  die  3chwelz  unter  Gottes  gnadenreichem 
Beistand  erhalten  mögen."    (Abschied  III,  pag.  39.) 

Das  Tagsatzungsprotokoll  setzt  hinzu: 

„Der  Herr  Präsident  hat  der  vorstehenden  Mittheilung  am  5.  April  die 
Anzeige  beigefugt,  dass,  nach  erhaltenen  Partikularnachrichten,  die  schwei- 
zerische Gesandtschaft  auf  dem  Wienerkongress  ihre  Rückreise  bereits  an- 
getreten habe  und  wahrscheinlich  in  einigen  Tagen  in  Zürich  eintreffen 
werde. 

So  sehr  die  Tagsatzung  mit  lebhaftem  Bedauern  vernahm,  welche  un- 
günstige Wendung  die  wichtige  Angelegenheit  wegen  der  Landschaften 
Veltlin,  Cleven  und  Worms  genommen  zu  haben  scheint,  so  glaubte  sie 
dennoch  unter  den  gegenwärtigen  Umständen,  da  die  Gesandtschaft  einer- 
seits bereits  die  nöthigen  Vorstellungen  bei  dem  Fürsten  von  Metternich 


*)  Diese  letzte  Note  der  schweizerischen  Gesandtschaft  lautet  (Ab- 
schied III,  pag.  48) : 

„La  Le*gatlon  suisse  a  examine*  avec  attention  l'acte  du  trafte*  que  pro- 
posent  les  hautes  Puissances  a  la  Co n Föderation.  Elle  y  a  reconnn  ces 
marques  d'intergt  et  de  bienveillance  que  les  augustes  monarques  ont  con- 
stamment  donnies  au  peuple  suisse,  qui  les  prie  par  l'organe  de  ces  envoyes 
d'agre'er  le  tribut  de  sa  vive  reconnaissance. 

Les  soussignCs  ont  comparc  le  resultat  avec  leurs  Instructions.  Ils  ont 
vn  avec  regret  que  le  but  de  leur  mission  n'dtait  pas  entierement  atteint. 
Les  frontieres  de  leur  pays  ne  sont  pas  completement  determin^es.  l'ne 
partie  essentielle  est  omise.  Us  pourraient  et  devraient  reclamer.  La  Lega- 
tion, sans  renoncer  ponr  la  Suisse  a  ses  anciennes  frontieres.  n'insistera  ce- 
pendant  pas  a  faire  valoir  ses  droits  dans  ce  moment.  Elle  cede  a  Tempi re 
des  circonstances.  L'attention  de  la  Suisse  doit  se  porter  aujourd'hui  sur  les 
dangers  communs,  et  Ton  peut  se  persuader  que  les  efforts  et  les  sacrlfices 
qu'elle  se  propose  pour  le  bien  genöral,  ne  la  priveront  pas  dans  unc  6poque 
convenable  de  revenir  sur  ce  que  la  Justice  et  les  proclamations  des  hautes 
Puissances  lui  ont  assure. 

La  Diete  va  de  suite  recevoir  la  communication  que  son  Altesse  le 
Prince  de  Metternich  a  faite  aux  sonssignes.  Ils  La  prient  de  faire  inserer 
la  präsente  note  au  protocole  du  Congres  et  agreer  l'hommage  de  leur  con- 
aideration  respectueuse. 

Vienne,  ce  24  Mars  1815. 

de  Reinhard.    J.  de  Montenach.    Wieland. u 
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eingegeben  bat,  andererseits  wirklich  auf  der  Helmreise  begriffen  Ist,  der- 
selben keine  weitere  Weisung  erthellen  zu  sollen.  Die  Bundesversammlung 
behielt  sich  aber  vor,  nach  Zeit  and  Umständen  das  ferner  Erfordernd* 
hierüber  zu  beraihen. 

Sodann  wurde  obiges  Berichteehreiben  dermalen  lediglich  ad  acta 
gelegt"    (Abschied  III,  pag.  47.) 

Den  fünf  Grossmächten  wurde  in  einer  Sitzung 
vom  26.  März  diese  Reklamation  mitgetheilt  und  sie 
gingen  darüber  mit  folgender,  beinahe  beleidigenden 
Erklärung  zur  Tagesordnung  über,  welche  die  Miss- 
achtung der  Eidgenossenschaft  und  den  geringen  Ein- 
fluss  ihrer  Gesandten  kaum  mit  dem  allernothwendig- 
sten  diplomatischen  Anstand  umhüllt: 

„Monsieur  le  Prince  de  Metternich  a  mis  sous  les  yeux  de  Messieurs 
les  Plenlpotentiaires  la  reponse  en  date  du  84  mars,  que  les  Envoye*  de  la 
Confed6ration  suisse  lui  ont  adressee,  sur  la  communicatlon  qul  leor  avait 
6te  faite  au  nom  des  huit  Puissances,  de  la  Deklaration  du  20  de  ee  mois. 

II  a  6t6  observe*  que  la  response  des  Envoyes  suisses  renferme  pluaieurs 
expressions  inexactes,  surtout  en  ee  que  lesdits  Envoyes  semblent  ne  pas 
en  visager  dans  la  communicatlon  qul  leur  a  ete*  faite  pour  etre  tranamise 
a  la  Diete,  une  Deklaration,  mais  (dtsent  ils)  „l'aete  du  traite  que  pro- 
posent  les  hautes  Puissances  ä  la  Confäderation",  tandis  qu'li  resulte,  non- 
seulement  de  toute  la  marche  de  l'intervention  des  Puissances  dans  les 
affaires  de  la  Suisse,  mais  au&si  des  ouvertures  officielles  des  Mini&tres 
suisses  eux-memes.  qu'on  n'a  pu  reconnaitre  en  eux  la  qualite  de 
pouvolr  adberer  ou  ne  pas  adherer  a  ladite  Declaration. 

D'aprcs  cette  explication  Messieurs  les  Ple*nipotenUaires  ont  jage*  qu1il 
n'y  avait  pas  lieu  ä  entrer  en  discussion  avec  lesdits  döputös,  et  qu'il  failait 
8e  borner  a  de  poser  cette  reponse  aux  actes,  sauf  a  la  reprendre  en  examen 
lorsque  la  Diete  elle-mcme  se  sera  expliquee."1)  (Abschied  III,  Lit.  B..  pag.  3.) 

Die  Schwäche  in  der  Behauptung  des  Veitlins  hatte 
offenbar  ihre  ungünstige  Wirkung  auch  in  Bezug  auf 
die  andern  Grenzgebiete  geäussert,  indem  nun  Niemand 
etwas  abtreten  wollte,  nachdem  Oesterreich  im  Gegen- 
theil  noch  auf  Kosten  der  Schweiz  sich  vergrösserte. 
Es  war  diess  namentlich  bei  Frankreich  der  Fall  und 


»)  Erst  bei  Anlass  des  Aachener  Kongresses  wurde  durch  ein 
Protokoll  vom  15.  November  1818  festgestellt,  „que  dans  le  cas  od  ces  re- 
tmions  auraient  pour  objet  des  affaires  spdclaleinent  lie*es  aux  inter£ts  des 
autres  e*tats  de  l'Europe,  elles  n'anront  lieu  qu'a  la  sulte  d'une  invitatJon 
formelle  de  la  part  de  ceux  de  ces  etats,  que  les  dites  affaires  concerneraient 
et  sous  la  röserve  expresse  de  leur  droit  d'y  partieiper  direeteinent,  ou 
par  leurs  plenlpotentialres." 
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Reinhard  berichtet  darüber  folgende  Aeusserung  des 
französischen  Botschafters  anlässlich  einer  Audienz 
bei  demselben: 

„Was  die  Landschaft  Gex  anbetrifft,  so  werdet  ihr  nichts  davon 
erhalten,  weder  Boden  noch  Oberherrlichkeit;  Frankreich  wird  nie  auf  die 
Verbindung  mit  dem  Genfersee  verzichten.  Die  allirten  Monarchen  hatten, 
am  Genf  auf  ihre  Seite  zu  bringen,  dieser  Stadt  Vergrößerungen  ver- 
sprochen. Eben  darum  aber  wollen  wir  es  nicht;  wir  wollen  es  weder  ans 
Liebe  zu  Genf,  noch  um  die  gegen  uns  gerichteten  Versprechungen  der 
Verbündeten  zu  verwirklichen.  Die  Notwendigkeit  der  Vereinigung  dieses 
Landstriches  mit  der  Schweiz  Hegt  bloss  allein  in  der  Einbildung ;  die  l.«and- 
strasse  bleibt  euch  unverschlossen;  euere  Kontingente  können  auf  der- 
lelben  nach  Genf,  die  genferschen  nach  der  Schweiz  ziehen;  wir  werden 
die  Mauth  hinter  dieselbe  zurücklegen.  Habt  ihr  uns  über  die  freie  Be- 
nutzung der  Heerstrasse  etwas  Näheres  anzutragen,  so  thut  es  direkte 
und  ohne  Zuzug  der  Uebrigen."    (Leben  Reinhards,  pag.  810.) 

Ebenso  erzählt  er,  Talleyrand  habe  ihm  den  Trost 
mitgegeben,  es  sei  besser  für  die  Schweizer  selbst, 
wenn  bei  ihnen  eigentlich  Jedermann  über  den  Aus- 
gang ihrer  Angelegenheiten  ein  wenig  unzufrieden  sei, 
worauf  er  (Reinhard)  erwiedert  habe,  über  diesen  Punkt 
brauche  man  sich  keine  Sorge  zu  machen. 

Das  Pays  de  Gex,  bis  an  das  rechte  Ufer  des 
Genfersee's  hinunter,  blieb  also  französisch,  die  Jura- 
grenze blieb  unverändert,  die  Forts  de  TEcluse  und  de 
Joux  blieben  ungeschleift  und  keine  Klausel  verhin- 
derte Frankreich,  noch  beliebige  weitere  an  der  Grenze 
zu  errichten.  Die  sonderbaren  Enclaven  von  Campione 
und  Büsingen  blieben  bestehen,  die  mangelhafte  Grenze 
von  Schaffhausen  bis  Basel  wurde  nicht  korrigirt  und 
die  Stadt  Eonstanz,  die  natürliche  Hauptstadt  des 
Thurgau,  blieb  deutsches  Gebiet  bis  auf  den  heutigen 
Tag.  *)    Einzig  das  Bisthum  Basel   wurde    in   seinem 


')  Diese  Grenzverhältnisse  bestehen  mit  Ausnahme  der  Grenze  bei 
Versoix  und  des  Dappenthals  noch  heute.  In  der  politischen  Uebersieht 
dieses  Jahres  wird  davon  auf  dem  heutigen  Standpunkt  weiter  die  Rede 
sein.  Bezüglich  Ronstanz  war  der  Umstand  hinderlich,  dass  der  sonst 
der  Schweiz  geneigte  Kaiser  von  Russland,  durch  seine  Frau  mit  dem 
Grossherzog  von  Baden  nahe  verwandt,  denselhen  nicht  veranlassen  wollte. 
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weitaus  grössten  Theile  mit  der  Schweiz  vereinigt, 
um  Bern  einigermassen  über  den  Verlust  von  Waadt 
und  Aargau  zu  trösten. 

Die  schweizerische  Gesandtschaft  reiste  mit  diesen 
mittelmässigen  Erfolgen  ihrer  Mission,  nach  sieben- 
monatlichem Aufenthalte  in  Wien,  am  31.  März,  resp. 
3.  April  ab  und  traf  am  7.  und  8.  April  in  Zürich  ein. 
Am  10.  erstattete  sie  der  Tagsatzung  mündlichen  Be- 
richt und  erhielt  den  Dank  des  Vaterlandes  mit  fol- 
gendem einmüthigem  Beschlüsse: 

„Dass  der  Zweck,  der  den  Tit.  Herren  von  Reinhard,  von  Montenaeb 
und  Wieland  anvertrauten  Sendung  erreicht  worden  sei  (!),  dass  die  Herren 
Gesandten  die  erhaltenen  Aufträge  mit  eben  so  viel  Würde  und  Geschick- 
lichkeit als  mit  Treue  und  Eifer  erfüllt,  den  Instruktionen  der  Tagsatxnng 
Genüge  geleistet  und  Rieh  dadurch  die  gerechten  Ansprüche  auf  den  Dank 
des  gemeinsamen  Vaterlandes  erworben  haben:  welche  Dankesaussernng 
ihnen  auf  angemessene  Weise  bezeigt  werden  soll,  mit  der  Einladung,  ihren 
schriftlichen  Bericht  seiner  Zeit  in  das  eidgenössische  Archiv  nieder- 
zulegen."   {Abschied  III,  pag.  ftO.) 

Das  Protokoll  fügt  bei: 

„Der  der  schweizerischen  Gesandtschaft  auf  dem  Wlener-Kongress  durch 
die  Tagsatzung  am  10.  April  aufgetragene  Schlussbericht  wurde  der 
Bundesbehörde  niemals  eingereicht,  und  dürfte  wahrscheinlich  nie  ab- 
gefasst  worden  sein." 

Es  war  auch  besser  so. 

Glücklicher,  vielleicht  auch  geschickter  waren  die 
Abgeordneten  von  Genf.  Dieselben  erlangten,  nachdem 
die  Deklaration  vom  20.  März  bereits  erfolgt  war,  in 
zwei  nachträglichen  Kongresssitzungen ,  nämlich  in 
einer  Konferenz  vom  26.  März,  bei  welcher  nebst  dem 
sardinischen  Abgeordneten,  Grafen  von  St.  Marsan. 
Vertreter   von    England,    Oesterreich,    Russland    un«i 

diese  Stadt  abzutreten,  bevor  eine  Entschädigung  für  dieselbe  gefunden 
s«'i.  und  da  diese  Niemand  geben  wollte,  fiel  die  Sache  nach  nnd  nach 
ausser  Diskussion  und  wurde  bei  Seite  geschoben.  In  neuester  Zeit  hat  dit* 
Schweiz  dort  noch  Gebiet,  das  ihr  gehörte,  cedirt.  —  Von  allen  diesen 
Reklamationen  sind  nur  die  Denkschriften  an  den  Rongress  übriggeblieben, 
die  sich  im  Abschied  II.  Lit.  A.  13  (Thurgau),  15  (SchafThausen),  17  (Zürich 
und  13  (Tessin)  vorfinden  und  die  Zweckmässigkeit  dieser  anbegehrten 
Rektifikationen  noch  heute  klar  darthun. 
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Preussen  anwesend  waren,  und  in  einer  förmlichen 
Sitzung  der  fünf  grossen  Mächte  vom  28.  März  eine 
Zusatzerklärung,  wonach  ihnen  wenigstens  ein 
Theil  ihrer  Wünsche  in  Bezug  auf  die  Abrundung 
ihres  Gebietes  und  die  Neutralisirung  einer  Zone  der 
benachbarten  sardinischen  Staaten  zugestanden  wurde. ') 


»)  Die  hierauf  bezüglichen  noch  heute  Interessanten  Verbalnoten  der 
Abgeordneten  von  Genf  an  die  schweizerische  Gesandtschaft  vom  14.  Fe- 
bruar 1815  lauten  (Abschied  III,  Llt.  C): 

„Le  TraitS  de  Paris  a  laiss£  en  Savoie  au  Roi  de  Sardaigne  un  terri- 
toire  qui  reste  sans  Communications  militaires  avec  Turin,  et  qui  est  tra- 
verse*  par  la  nouvelle  route  du  Simplon  et  du  Grand  St.  Bernard.  Le  Roi 
de  Sardalgne  est  donc  sans  moyen  de  di'fendre  ees  deux  avenues  de  ses 
Etats  au  midi  des  Alpes. 

Geneve  est  la  clef  de  cette  route  du  Simplon,  comme  celle  de  la 
Sulsse  au  sud-ouest.  11  aurait  ete  ä  desirer  pour  la  tranquillitä  de  la  Suisse, 
du  Piemont  et  de  l'Autriche,  qu'un  bon  Systeme  de  frontieres  militaires  au 
sod-ouest  de  1'HelvStie  eüt  6t6  adopte*.  Ce  plan  ayant  dte"  ecarte,  qne  reste- 
t-il  a  faire  pour  eloigner  toute  tentativc  d'agression  sur  ce  point,  lorsqu'U 
s'elerera  des  differends  entre  la  France  et  l'une  des  trois  Puissances  que 
la  sur  ete*  de  Geneve  interesse? 

De  la  maniere  dont  la  frontiere  a  3te  flxee  ä  Paris,  une  seule  marche 
snfttt  k  un  corps  d'armäe  francaise  pour  couper  Geneve  du  Valais,  laisser 
sans  retraite  lcs  troupes  pie*montaises  qui  se  tronveraient  dans  ce  pays.  et 
pour  s'ätablir  sur  la  rive  meridlonale  dn  lac.  Supposons  que  cela  eut  lieu  avec 
des  vues  sur  l'ltalie.  La  France  protesterait  de  son  respect  pour  la  neu- 
traHtö  helvötique,  jusqu'au  moment  oü  il  lui  conviendrait  de  pretexter  la 
necessite*  ponr  faire  contre  le  Valais  un  effort  rapide  que  la  Sulsse  ne 
serait  point  &  temps  de  prevenir.  Geneve  tomberait  alors  par  famine,  et  la 
retraite  de  Tarnte  francaise  seralt  assure>.  Mais  si  le  Piemont  et  la  Suisse 
confondaient  leurs  interetg  pour  la  defense  commune,  une  teile  entreprife 
deviendrait  sl  dlfflclle  et  d'un  succes  si  douteux,  qu'll  n'est  point  probable 
que  la  France  s'y  engagöat,  au  risque  de  se  brouiller  avec  tont  es  les  Puis- 
sances garantes  de  la  neutral itö  helvätique. 

11  pourralt  etre  convenu  entre  le  Roi  de  Sardaigne  et  la  ConfädCration, 
sous  la  garantie  des  Puissances,  que  toutes  les  fois  qu'une  apparenoe  de 
danger  exterieur  menaceralt  la  Sulsse  et  appellerait  les  millces  aux  fron- 
tiere*. la  province  de  Carouge,  le  Chablats  et  le  Faucigny  seraicnt  oceu- 
pes  par  les  troupes  sulsses  et  protlgds  par  la  neutral  ite-  helvdtique  aux 
frais  de  ces  provinees.  Et  comme  l'avantage  de  faire  defendre  son  pays 
par  la  8nisse  serait  tres-grand  pour  le  Roi  de  Sardaigne,  il  serait  naturel 
que  cet  avantage  fftt  achete*  par  la  cession  d'une  petite  portion  de  terri- 
tolre  de  cinq  a  six  milie  habitans,  dont  Geneve  a  besoin  pour  Her  entre 
eUes  les  parcelles  de  son  domaine  en  Savoie. 

Le  tont  sans  prejudiee  a  la  route  militaire  a  travers  le  Chablais, 
aecordee  excluslvement  et  en  tout  temps  aux  troupes  Miisscs. 
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Dieses  auch  von  allen  acht  Kongressmächten  unter- 
zeichnete Protokoll,  welches  das  Datum  des  29.  März 
1815  trägt,  lautet: 

PROTOCOLE. 
„Les  Puissances  alllees  ayant  temoigne  le  vif  desir  qu'il  füt  aecorde 
quelques  facllites  au  canton  de  Geneve,  soit  pour  on  däsenclarement 
d'une  partie  de  ses  possessions,  soit  pour  ses  Communications  avee  la 
Suisse,  8a  Majeste*  le  Roi  de  Sardaigne  etant  empress^e  d'autre  part  de 
tlmoigner  a  Ses  hauta  et  puissans  Allie"s  toute  la  satlsfaction  qu'Elle  eprouve 


Enfln  11  est  k  desirer  que  le  Roi  de  Sardaigne  soit  U6  k  ne  cöder  ni 
echanger  aucune  portion  de  son  terrltolre  ci-dessus  design6.  ä  aucun  aatr? 
Etat  qu'a  la  Suisse. 

Avantages  que  recueillerait  la  Suisse  de  la  neut  rallsatio* 

du  Faucigny,  du  Chablais  et  du  district  de  Carouge. 

Selon  toute  apparence  les  dangers  qui  a  l'avenir  menaceront  Im  Suisse, 
prendront  leur  source  dans  deux  circonstances  nouveüea,  la  döcouverte 
toute  re*eente  que  le  Grand  8t.  Bernard  est  praticable  pour  une  armee  munie 
d'artillerie,  et  Touverture  de  la  route  du  8implon. 

Ce  sera,  non  pour  conqnerir  la  Suisse,  niais  pour  se  frayer  un  acces 
en  Italie  par  le  Simplon,  que  le  Valais  sera  desormais  envahi  et  la  Saisae 
menacee. 

Aus8i  etalt-ce  pour  6 Carter  un  danger  sl  Immlnent  et  si  nouveaa.  qa'uu 
excellent  memoire  de  Monsieur  Finsler  avait  propose  de  faire  entrer  dans 
le  Systeme  helv*Hique  le  Chablais  et  le  Faucigny,  qui  sont  les  olefs  du 
Valais,  comme  celui-ci  est  la  clef  de  la  Suisse  et  de  l'ltalie. 

Trols  moyens  se  pr&entaient  alors: 

D'ineorporer  au  canton  de  Geneve  ces  provinees  qui  en  avaient  sol- 
licitö  la  Diete, 

D'en  faire  deux  canton s  separes,  ou 

D'en  lai*ser  la  souveralnete  au  Roi  de  Sardaigne  en  les  alliant  &  la 
Suisse  par  les  meines  rapports  que  ci-devant  la  principaute'  de  Keuch  aiel. 
Ces  trois  moyens  qni,  k  la  veritö,  nVtaient  pas  sans  quelques  inconvlniens 
paraissant  aujourd'hui  ticartäs,  il  reste  k  examiner  si  les  interäts  de  Tltalie. 
du  Roi  de  Sardaigne  et  de  la  Suisse  ne  peuvent  pas  se  combiner  tont  aossi 
blen  et  mieux  peut-etre  en  se  bornant  a  placer  le  territoire  savoyard  au 
nord  de  Meyere  sous  la  sau ve gar de  delaneutralite'  des  Suisse  s 
qui  seraient  autorisds  a  Toccuper  militairement  toutes  le» 
fois  que  le  thtSatre  de  la  guerre  s'approchera  de  leurs  fron- 
tleres et  leur  paraitra  menacer  Geneve  et  le  Valais. 

Ce  droit  d'occupation  militaire  dounerait  au  Valais  une  pleine  secnrite' 
en  assurant  aux  ßuisses  la  prise  de  possession  des  passages  de  la  Valorsine 
et  de  Melllerie,  si  importans  et  si  faciles  k  däfendre;  Geneve  se  trouverait 
couverte.  Avant  de  l'asstäger,  de  la  bloqner  ou  de  la  cerner,  il  faudrait 
däsormais  violer  le  territoire  neutre. 

La  Confttderation  helvetlque  y  trouverait  l'avantage  de  convrir  Geneve 
et  le  Valais  avee  moins  de  frais  et  selon  toute  apparence  en  mettant  moins 
dhommes  Bmr  pied. 

Avec  moins  de  frais,  parce  que  les  troupes  necessaires  pour  oceuper 
la  Valorsine  et  Melllerie,  ainsi  que  pour  occuper  la  valtee  de  l'Arve,  seraient 
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k  faire  quelque  chose  qni  puisae  le-ur  ötre  agreable,  —  les  Plenipotentlaires 
sou&signes  sont  eonvenus  de  ce  qai  suit: 

Art.  L 
8»  Majeste*  le  Roi  de  Sardatgne  met  k  1a  disposttion  des  hAutes  Puis- 
sances  Alllees  1a  partie  de  la  Savoie  qul  se  trouve  entre  la  rl vifere  de  l'Arve, 
le  Rhone,  les  limites  de  la  partie  de  la  Savoie  occupee  par  la  France  et 
la  montagne  du  Saleve  jusqu'k  Veiry  incluslvement ;  plus  celle  qul  se  trouve 
eomprise  entre  la  grande  route  dite  du  Simplon,  le  lac  de  Genese  et  le 
ferritolre  actuel  du  oanton  de  Geneve,  depuis  Venezas  jusqu'au  point  ou 
la  riviere  d'Hermance  traverse  la  susdite  route;  et  de  lk  continuant  le 
cours  de  eette  riviere  jusqu'k  son  embouchure  dans  le  lac  de  Geneve  an 
levant  du  vi  Hage  d'Hermance  (la  total! t6  de  la  ronte  dite  du  8iraplon  con- 
tinuant k  etre  possldue  par  8a  Majeste*  le  Hol  de  8ardaigne),  pour  que  ces 
pays  soient  reunis  au  canton  de  Geneve,  sauf  k  determiiier  plus   präolsö- 


de'fraye'es  par  les  Savoyards,  trop  heureax  d'ächapper  k  ce  prix  aux 
»equestres  militaires  qu'ils  ont  e*prouves  pendant  147  ans,  durant  les  trois 
derniers  siecles. 

En  mettant  moins  d'homraes  snr  pied,  parce  que  la  Conf£deration 
e'tant  appelee  en  cas  de  danger  k  envoyer  des  troupes  k  Geneve  et  dans 
le  Valais,  11  est  evident  qu'il  en  faudra  davantage  si  1'ennemi  est  en  droit 
de  les  gagner  de  vitesse  en  e'emparant  des  hauteurs  et  des  avenues  de 
Geneve,  ainsi  que  des  passages  qul  ouvrent  l'acces  du  Valais. 

En  outre  la  guerre  de  chioane  que  pourraient  faire  les  troupes  hel- 
vötiques  postees  dans  la  vallee  de  l'Arve,  avant  de  se  repller  sur  Geneve 
et  sur  le  Valais,  donneralt  k  la  Suisse  tout  le  temps  de  s'armer,  oircon- 
stauce  qul  suffirait  pour  dötourner  du  projet  de  violer  la  neu  traute"  d'un 
pays  qul  participeralt    k  la  sienne. 

Meme  Observation  pour  Geneve  qui,  par  cela  seul  qu'elle  ne  ponrralt 
plus  snecomber  que  par  un  siege  en  regle  et  qu'elle  aurait  le  temps  de  s'y 
preparer,  serait  vraisemblablement  k  l'abri  d'une  pareille  entreprlse. 

Et  comme  le  droit  qu'auraient  les  Suisses  k  oectiper  militairement  le 
territolre  neutre  ne  les  lierait  point  k  en  prolonger  le  defense  au-delk  de 
leurs  propres  convenances,  l'avantage  d'un  pareil  arrangement  pour  enx 
serait  pour  ainsi  dire  sans  mtilange  de  risques. 

Quant  aux  avantages  qn'y  trouveralt  le  Roi  de  Sardalgne  et  ses  sujets, 
ils  paraissent  trop  evidens  pour  avoir  besoin  d'etre  deVeloppes. 

Selon  toute  apparence,  pour  protäger  efficacement  tout  le  pays  qu'en- 
celnt  la  vallee  de  l'Arve,  11  suffirait  d'y  planter  des  poteaux  oh  seraient  ins- 
crits  cesmots:  „Neutrali  1 4  hei  vtSti que"  et  d'y  envoyer  quelques  piquets 
poor  y  faire  flotter  les  bannieres  de  la  Confederation. 

Jusqu'k  la  rdvolution  francaise  tous  les  heiliger  ans  avaient  scrupu- 
leusement  respecte*  les  petites  enclaves  de  Souabe  associees  k  la  neutralite* 
helvetiquc.  N'est-on  pas  bien  plus  en  droit  de  se  tiatter  qu'ils  respecteront 
k  Tavenir  celle  du  Fauclgny  et  du  Chablals  lorsqu'clle  aura  ete  sanctlonnue 
et  que  de  cette  neutralite*  dlpend  la  leur?" 

Die  Note  des  Grafen  St.  Marsan  an  die  vier  Mächte,  England, 
Oesterrelch,  Russland  und  Preussen  vom  26.  März  1815  lautet: 

„A  Leurs  Excellences  Messieurs  les  P 1  e"  nlpo  ten  tiai  res 
d'Angleterre,  d'Autriche,  de  Prusse  et  de  Russie  au  con- 
gres  de  Vienne. 

Le  sousslgnö,  Ministre  d'Etat  et  Plenipotentiaire  de  8a  Majeste  le  Roi 
de  Sardaigne,  a  rendu  compte  k  son  auguste  maitre   du  de*sir  des  hautes 
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mont  1a  limlte  par  des  commigsairea  respectlfs,  surtout  pour  cc  qui  eoncerne 
la  ddlimltation  en  dessus  de  Veiry  et  sur  la  raontagne  du  Salfeve.  Dans 
toas  les  lieux  et  territoires  comprls  dans  cette  dömarcation,  8a  Majeste* 
renonce  pour  Elle  et  Ses  successeurs  k  perpötuite*  ä  tous  droits  de  w>u- 
veratnetä  et  au t res  qui  peuvent  Lnl  appartenir.  sans  exceptio!»  ni  reaerve*. 

Art.  II. 
8a  Majeste*  aceorde  la  commui.icatton  entre  le  canton  de  Geneve  et  le 
Valais  par  la  route  dite  da  Simplon,  de  la  meine  maalere  que  la  France 
l'a  accordee  entre  Geneve  et  le  pays  de  Vaad,  par  la  route  qui  passe  par 
Versoix.  Sa  Majeste*  accorde  de  m&me  en  tont  temps  ane  coramunieatlon 
libre  ponr  les  millces  genevolses  entre  le  tcrritoire  de  Geneve  et  le  man- 
dement  de  Jussy,  et  les  facultas  qui  pourraient  etre  nlcessaires  ä  Tocca- 
sion  pour  arriver  par  le  lac  a  la  susdite  route  dite  da  Simplon. 


Puissances  all  lies,  qu'il  fut  fait  quelques  concessions  territoriales  au  canton 
de  Geneve  du  cöte*  de  la  Savoie,  et  lui  a  soutnis  le  projct  qui  avait  £te 
formt1  ä  ce  sujet. 

Sa  Majestä,  toujours  empressee  de  temoigner  ä  Ses  hants  et  puissans 
Allie*s  toutc  sa  rcconnaissance  et  son  deslr  de  leur  £tre  agreahle,  a  snr- 
monte*  Sa  rdpugnancc  blen  naturelle  ä  se  se*parer  de  bons,  anciens  et  Adele» 
sujets,  et  a  autorise*  le  soussigne*  a  consentir  a  une  cession  de  territoire  en 
faveur  da  canton  de  Geneve,  teile  qu'elle  est  proposce  par  le  protocole 
ci-joint  et  aux  conditions  ci  apres: 

1)  Que  les  provlnces  du  Chablais  et  du  Fauclgny  et  tont  le  territoire 
an  nord  d'Ugine,  appartenant  a  Sa  Majeste.  fassent  partie  de  la  nentralitf 
de  la  Suisse  garantie  par  toutes  les  Puissances,  c'est-ä-dire,  que  toutes  le* 
fols  que  les  puissances  voisines  de  la  Suisse  se  trouveront  en  »5tat  d'hosti- 
lites  ouvertes  ou  iinminentes,  les  troupes  de  Sa  Majeste"  le  Koi  de  Sardaigne., 
qui  pourraient  se  trouver  dans  ces  provlnces,  se  retlreront  et  poarront  a 
cet  effet  passer  par  le  Valais,  si  cela  devlent  neccssalre.  qu'aucunes  autres 
troupes  armeVs  d'aucune  pulssance  ne  pourront  y  stationner,  ni  les  traver- 
ser, sauf  Celles  que  la  Confede>ation  suisse  jugerait  k  propos  d'y  placer. 
Bien  entenda  que  cet  «'•tat  de  choses  uc  gene  en  rien  Tadministration  de  ces 
provinces,  ou  les  agens  civils  de  Sa  Majeste  le  Roi  pourront  aussi  employer 
In  garde  munieipalc  pour  le  maintien  du  bon  ordre. 

2)  QuMl  soit  aeeor<I6  exemption  de  tout  droit  de  translt  h  toutes  les 
marchandises,  dcnre!es  etc.  qui,  en  venant  des  Atats  de  Sa  Majeste  et  da 
pnrt  franc  de  Genes,  traverseraient  la  route  dite  du  Simplem  dans  toute  son 
e"tcnduc  par  le  Valais  et  l'Etat  de  Geneve. 

II  serait  entendu  que  cette  exemption  ne.  regarderait  que  le  translt  et 
ne  s'tHendralt  pas,  nl  aux  droits  Ctablis  pour  le  maintien  de  la  route.  ni  aux 
marchandises  et  denrOs  destinees  a  etre  vendues  ou  consominecs  dan» 
VintOicur.  Cette  reserve  s'upplique  egalement  k  la  communication  accordee 
aux  Suisses  entre  le  Valais  et  le  canton  de  Genfcve,  et  les  gouvememens 
prendraient  a  cet  eftet ,  de  coinmun  aecord.  les  mesurcs  qu'iis  jugeraient 
neeessaires,  soit  pour  la  taxe,  soit  pour  empOcher  la  contrebande,  chaeun 
sur  leur  territoire. 

3)  Que  les  pays  nommt5»  tiefs  impfriaux,  qui  avalent  tfte*  re*unis  a  la 
ri'publique  lijruriennc,  et  qui  se  trouvent  maintenant  administrds  provisoi- 
reiiHMit  par  Sa  Majeste*  le  Roi  de  Sardaigne.  soient  rCunis  detinitivement 
aux  Etats  de  Sa  Majeste  de  la  meine  maniere  et  ainsi  que  le  reste  des 
Etats  de  Genes. 
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Art.  III. 
D'autre  part,  Sa  Majestä  ne  pouvant  se  rlsondre  ä  consentir  qu'une 
partie  de  Bon  lerritoire  soit  reunie  a  un  Etat,  oti  la  rellgion  dominante 
est  differente.  sans  procurer  auz  habitans  da  pays  qu'Elle  cede.  la  certitude 
qu'lls  joniront  dn  libre  exercice  de  leur  religion,  qu'Ils  contlnueront  k  avoir 
les  moyena  de  fournir  aux  frais  de  leur  culte,  et  ä  jouir  eux-memes  de  la 
plenitude  des  droits  de  citoyens, 

11  est  convenu  qne: 

1)  La  rellgion  catholique  sera  maintenue  et  protegee  de  la  meine  maniere, 
qu'elle  Pest  malntenant  dans  tuutes  les  commune»  cädees  par  Sa  Majeste* 
le  Roi  de  Sardaigne  et  qui  seront  räunles  au  canton  de  Geneve. 

2)  Les  paroisses  actuelles  qui  ne  se  trouveront  ni  dlmembrecs,  ni 
separees  par  la  ddlimitation  des  nouvelles  frontieres  conserveront  leurs 
ctrconscriptions  actuelles.  et  seront  desservies  par  le  raeme  nombre  d'ec- 
clesiastiques,  et  quant  aux  portions  demembrees  qui  seraient  trop  faibles 
pour  constltner  une  paroisse,  on  s'adressera  a  riveque  diocesain  pour 
obtenir  qu'elles  soient  annexees  ä  quelque  autre  paroissc  du  canton  de 
Geneve. 

Dans  les  meines  communes  cldöes  par  Sa  Majeste*.  si  les  habitans  pro- 
testans n'egalent  polnt  en  nombre  les  habitans  catholiques.  les  maitres 
d'ecole  seront  toujonrs  catholiques.  II  ne  sera  etabli  aucun  temple  Protestant, 
a  l'exception  de  la  ville  de  Carouge,  qui  pourra  en  avoir  un. 

3)  Los  offieiers  municipaux  seront  toujours,  au  moins  pour  les  deux  tiers, 
catholiques,  et  spdcialement  sur  les  trois  individus  qui  oecuperont  les 
places  de  maire  et  des  deux  adjoints,  11  y  en  aura  toiijours  deux  catholiques. 
En  cas  que  le  nombre  des  protestans  vint  en  quelques  communes  a  egaler 
eelui  des  catholiques,  l'dgalitd  et  l'alteruative  sera  etablie,  tant  pour  la 
formation  du  conseil  inunicipal,  que  pour  celle  de  la  mairie.  En  ce  cas 
cependant  11  y  aura  toujonrs  un  maitre  d'dcole  catholique,  quand  meine  on 
en  dtablirait  un  Protestant. 

On  n'entend  pas  par  cet  articlc  einpecher  que  des  individus  protestans, 
habitant  une  commune  catholique,  ne  puissent  pas,  sMls  le  jugcnt  a  propos, 
y  avoir  une  chapelle  particulierc  pour  Texercie  de  leur  culte,  etablie  ä 
leurs  frais,  et  y  avoir  ägalement  a  leurs  frais  un  maitre  d'ecole  Protestant 
pour  Tinstruction  particulierc  de  leurs  enfans. 

4)  II  ne  sera  polnt  touche,  soit  pour  les  fonds  et  rcvenus,  soit  pour 
l'administration,  aux  donations  et  fondations  pieuses  existantcs ,  et  on 
n'empdchera  pas  les  particuliers  d'en  faire  de  nouvelles. 


4)  Que  ces  condltions  fassent  partie  des  delib  rations  du  Congres  et 
soient  garantier  par  toutes  les  Puissannes. 

5)  Que  les  hautes  Puissances  allides  sengagent  ä  employer  encore 
leurs  bons  Offices,  et  a  se  preter  ä  ndopter  les  moyens  qu'il  pourrait  y 
avoir  pour  en  gager  la  France  a  rendre  a  Sa  Maje>te  le  Roi  de  Sardaigne 
au  moins  une  partie  de  la  Savole  qu'elle  occupe,  »avoir  les  Bauges,  la  ville 
d'Annecy  et  le  grand  ehemin  qui  conduit  de  cette  derniere  ville  a  Geneve, 
sous  rdserve  de  fixer  les  limites  prdcises  d'une  maniere  convenahlfe. 

Cette  partie  du  pays  qui  vient  d'etre  designee  ötant  ndcessalre  pour 
completer  la  defense  des  Alpes  et  pour  faciliter  l'adniinistration  du  pays 
dont  Sa  Majeste*  le  Roi  de  Sardaigne  est  reste>  en  possessiou. 

Vienne,  le  ä>  mars  18i:>.  De  St.  Marsan." 
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5)  Le  gonvernement  fournira  aux  meines  frais  qae  fonrnit  le  goaverne- 
ment  actuel  pour  l'entretien  des  ecclesiastlqaes  et  da  culte. 

6)  L'äglise  catholiqae  actaellement  existante  a  Geneve  y  sera  mals- 
tenne,  teile  qu'elle  exlste  a  la  Charge  de  l'Etat,  ainsi  qae  les  lois  Eventuell« 
de  la  Constitution  de  Geneve  l'avaient  deja  döcr£tee;  le  coro  sera  Jog6  ei 
dote  convenablement. 

7)  Les  cominunes  cathollqaes  et  la  paroisse  de  Geneve  continueront  k 
faire  partie  du  dlocese  qui  reglra  les  provinces  du  Chablais  et  du  Fancigny, 
»auf  qu'll  en  soit  regle  autrement  par  l'autorite  da  Saint-Siege* 

8)  Dans  tons  les  cas  l'eveque  ne  sera  Jamals  troublö  dans  les  visttes 
pastorales. 

9)  Les  habitans  du  territoire  cede*  sont  pleinement  assimiles,  poor  les 
droits  civils  et  polltiques,  anx  Genevois  de  la  ville,  ils  les  exerceront  con- 
currenunent  avec  eux,  sauf  la  rt'serve  du  droit  de  propriete  de  cite  ou  de 
commune. 

10)  Les  enfans  cathollqaes  seront  admis  dans  les  malsons  d'edocatton 
publique;  l'cnseignemcnt  de  la  religion  n'y  aara  pas  llen  en  common,  mais 
separement,  et  on  emploiera  ä  cet  effet  pour  les  catholiqnes  des  edesiasti» 
ques  de  leur  communion. 

11)  Les  biens  communaux,  ou  proprietes  appartenantes  anx  nonvelles 
cominunes,  leur  seront  conserve*  et  elles  continueront  a  les  administrer 
comme  par  le  passe*  et  ä  employer  les  revenus  ä  leur  profit. 

lü)  Ces  meines  communes  ne  seront  point  sujettes  ä  des  charges  plw 
considerables  que  les  anoiennes  communes. 

13)  8a  Majeste"  le  Roi  de  Sardaigne  se  räserve  de  porter  a  la  eoa- 
naissance  de  la  Diete  helvätlque  et  d'appuyer  par  le  canal  de  Ses  agens 
diplomatiques  au  p  res  (Teile,  tonte  reclamation  a  laqaelle  Tinexecution  des 
articles  ci-dessus  pourrait  donner  lieu. 

Art.  IV. 

Tous  les  titres.  terriers  et  documens  concernant  les  choses  cädees, 
seront  remis  par  Sa  Majeste  le  Roi  de  Sardaigne  au  canton  de  Geneve  le 
plus  tot  qae  faire  se  pourra. 

Art.  V. 

Le  tralte  conclu  a  Turin  le  3  du  mois  de  Juin  1754  entre  8a  Majeste 
le  Roi  de  Sardaigne  et  la  republique  de  Geneve,  est  maintenn  pour  tons 
les  articles  auxquels  il  n'est  point  deroge  par  la  presentetransactlon;  mais 
Sa  Majeste  voulant  donner  au  canton  de  Geneve  une  preuve  partienlicre 
de  Sa  blenveillance,  consent  neanmoius  ä  annaler  la  partie  de  1'article  13 
du  susdit  tralte,  qui  interdisait  aux  cltoyens  de  Geneve  qui  se  trouvaient 
des  lors  avoir  des  maisons  et  biens  sitnes  en  ßavole,  la  faculte  d"y  faire 
leur  habitation  prlncipale. 

Art.  VI. 

Sa  Majeste*  consent  par  les  memes  motifs  ä  prendre  des  arrangemens 
avec  le  canton  de  Geneve  pour  faciliter  la  sortle  de  ses  Etats  des  denrees 
destlnees  ä  la  consommation  de  la  ville  et  du  canton. 

Vienne,  26  Mars  1815. 

De  St.  Marsan." 

„Approuve"  dans  la  siance  du  29  Mars  1815  par  Messieurs  les  Pleni- 
potentiaires  des  Poissances  signataires  du  tralte"  de  Paris,  dont  les  Signa- 
tur es  suivent  dans  1 'ordre  alphabetique  des  cours," 
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Diese  beiden  Beschlüsse  des  Wiener  Kongresses 
vom  20.  und  29.  März  1815  wurden  dann  nachmals  in 
die  Kongressakte  vom  9.  Juni  1815  aufgenommen. 
In  derselben  ist  die  Zutheilung  von  Rhäzüns  an  Grau- 
bünden und  diejenige  von  Veltlin,  Cleven  und  Worms 
an  Oesterreich  ausdrücklich  erwähnt  (Art.  78,  94,  95). 
In  Art.  108  sind  die  Deklaration  vom  20.  März  und 
ihre  Annahme  durch  die  Tagsatzung  vom  27.  Mai  als 
Annexe  zu  diesem  Vertrage  angeführt.1) 

Dieser  Wiener  Schlussvertrag  wurde  der  Eid- 
genossenschaft   nicht    förmlich    mitgetheilt ,    sondern 


l)  Die  Kongressakte  von  121  Artikeln  wurde  von  Gcntz  redlgirt,  der 
Eingang  und  die  oben  angeführten  Bestimmungen  lauten  wie  folgt: 

,An  nom  de  la  tres-sainte  et  indivisible  Trinitö. 
1-es  Puissances  qui  ont  sign6  le  traite  conclu  ä  Paris  le  30  Mai  1811 
ft'£tant  reunies  k  Vienne,  en  conformitö*  de  l'art.  XXXII  de  cet  acte,  avec  les 
Princes  et  Etats  Leurs  Allies,  pour  compldter  les  dispositions  dudit  Traitä, 
et  pour  y  ajouter  les  arrangemens  rendus  näcessaires  par  Tötat  dans  lequel 
1  Knrope  tStait  restee  k  la  Suite  de  la  derniere  guerre;  desirant  maintenant 
»le  comprendre  dans  une  transaction  commune  les  differens  rdsultats  de 
Lenrs  neffociatlons,  aftn  de  les  revetir  de  Leurs  ratifications  reciproqnes, 
ont  autorisö  Leurs  Plön Ipotentlai res  k  reunir  dans  un  instrument  gc*neral 
les  dispositions  d'un  interöt  majeur  et  permanent,  et  k  joindre  a  cet  acte, 
conmie  parties  intdgrantes  des  arrangemens  du  Congres,  Traites.  Conven- 
tions. IX'clarations  et  Reglemens  et  autres  actes  particullers,  tels  qu'lls  se 
trouvent  cites  dans  le  present  traite".4* 

,Article  LXXVHI. 
La  cession  qui  avait  6te  faite  par  l'art.  III  du  Traite  de  Vienne  du 
14  oetobre  1809  de  la8eigneuric  de  Räzüns,  enclave*e  dans  le  pays  desöri- 
sons,  etant  venue  k  cesser,  et  sa  Majeste  l'Empereur  d'Antriehe  se  trouvant 
retabli  dans  tous  les  droits  attaehe*  k  ladite  possession,  conflrmc  la  dis- 
position  qu'il  ena  faite  par  dedaration  du  »Omars  1*15  en  faveur  du  canton 
des  Griaons." 

„Article  XCIV. 
Sa  Majestö  Imperiale  et  Royale  Apostolique  rdnnira  k  Sa  Monarchie 
pour  etre  posse*d6s  par  Elle  et  ses  successeurs  en  toute  proprio  et  souve- 
rainete:  etc.  etc.  etc. 

3f.  Les  valldes  de  la  Valteiine,  de  Bormio    et   de   Chiavenne, 
*-tc,  etc. 

Article  XCV. 
En  consäquence  des  stipulation*  arretees  dans  les  articles  prec&lens, 
lea  frontieres  des  Etats  de  8a  Majeste"  Imperiale  et  Royale  Apostolique  en 
Italie  seront:  etc.  etc.  ete. 

23 
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Fürst  Metternich  hatte  bloss  berichtet,  es  liege  ein 
solcher  Vertrag  auf  der  Hof-  und  Staatskanzlei  zu 
ihrer  Einsicht  offen  und  der  schweizerische  Geschäfts- 
träger hatte  hierauf  eine  Kopie  davon  genommen  und 
eingeschickt.  Das  Protokoll  der  Tagsatzung  sagt  da- 
rüber folgendes: 

„Bereits  am  38.  Brachmonat  hatte  die  Tagsatzung  aus  einem  Schreiben 
des  Fürsten  von  Metternich  vom  13.  desselben  Monats  vernommen,  da»  die 
wichtigsten  Verhandlungen  des  Wienerkongresses  in  einem  allgemeinen 
Vertrag  vereinigt  worden  seien,  wovon  die  Urkunde  bei  der  K.  K.  Hof-  und 
Staatskanzlei  in  Wien  deponirt  liegen  werde,  damit  die  interessirten  Staaten 
durch  Bevollmächtigte  nähere  Einsicht  desselben  und  gutfindenden  Falls 
authentische  Abschriften  nehmen  lassen  möchten.  Die  diplomatische  Kom- 
mission, welche  eine  Abschrift  dieses  wichtigen  Instruments,  d.  d.  Wien  den 
9.  Brachmonat  1815.  von  dem  schweizerischen  Geschäftsträger  in  Wien  er- 
halten hatte,  legte  dieselbe  der  Tagsatzung  am  26.  Heumonat  vor. 

Die  Artikel,  welche  die  Schweiz  besonders  angehen,  stimmen  wörtlich 
mit  den  Kongressakten  vom  20.  und  29.  März  1815  überein,  denen  auch  aus- 
drücklich gerufen  wird,  so  dass  dieselben  als  in  dem  Hauptvertrag  selbst 
einbegriffen  angesehen  werden  sollen.  Die  Abtretung  der  Herrschaft  Rhä- 
züns  an  den  Kanton  Graubünden  macht  einen  eigenen  Artikel  aus.  Unter  den 
Ländern  Italiens,  welche  an  Seine  Majestät  den  Kaiser  von  Oesterreich  auf 


5.  Du  cöt6  de  la  Suisse,  l'ancienne  frontiere  de  la  Lombardie,  et  celle 
qui  separe  les  vallees  de  la  Valteline,  de  Bormio  et  de  Chiavenne,  des  can- 
tons  des  Grisons  et  du  Tessin.    etc.  etc.  etc." 

„Article  CXVIII. 

Les  Traitds,  Conventions,  Dcclarations,  Reglemens  et  autres  actes  par- 
ticuliers,  qul  se  trouvent  annexe's  au  present  acte,  et  nommement:   etc.  etc. 

11.  La  Deklaration  des  Puissances  sur  les  affaires  de  la  Confede'ration 
helvetique,  du  20  Mars,  et  Tacte  d'aeecssion  de  la  Diete  du  27  mal  l.Sl.V 

Der  Artikel  betreffend  das  cigenthüinliche  Verhältnis»  der  Neu- 
tralität öavoyens  lautet: 

„Article  XCII. 

Les  provinces  du  Chablais  et  du  Faucigny,  et  tout  le  territoire  de  Sa- 
voie  au  nord  d'Ugine,  appartenant  ä  8a  Majeete  le  Roi  de  Sardaigne,  feront 
partie  de  la  neutralite'  de  la  Suisse  teile  qu'elle  est  reconnue  et  garantie 
par  les  Puissances. 

£n  consequence,  toutes  les  fois  que  les  Puissances  voisines  de  la  Suisse 
se  trouveront  en  <5tat  d'hostilitä  ouverte  ou  imminente,  les  tronpes  de  8a 
Majcste  le  Roi  de  Sardaigne  qui  pourraient  se  trouver  dans  ces  provinces. 
so  nStireront,  et  pourront  ä  cet  effet  passer  par  le  Valais,  si  cela  devieni 
m'-eessairo;  aueunes  autres  troupes  arm6es  d'aucune  autre  Puissance  ne 
pourront  traverser  ni  stationner  dans  les  provinces  et  territoire*  ausditv 
sauf  celles  que  la  Coufeddration  suisse  jugerait  k  propos  d'y  placer;  Dien 
entendu  que  cet  e"tat  de  choses  ne  genc  en  rien  radministration  de  ces  pays. 
oü  les  agens  civils  de  Sa  Majcstä  le  Roi  de  Sardaigne  pourront  anssl  cm- 
ployer  la  garde  lminicipale  pour  le  maintien  du  bon  ordre." 
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ewig'  und  mit  voller  Souveränetät  übersehen,  werden  (§  XCIV)  die  Pro- 
vinzen Veltlin.  Cleven  und  Worms  gezählt,  und  die  Grenzen  der  österrei- 
chischen Lombardei  und  der  Schweiz  nach  dieser  von  den  Mächten  ver- 
fügten Abtretung  bestimmt 

Die  Tagsatzung  hat  gefunden,  dass,  wenn  dieses  allgemeine  Vertrags- 
instrument nicht  bald  im  Druck  erseheinen  sollte,  es  der  Fall  wäre,  sämmt- 
lichen  Ständen  vidimirte  Abschriften  von  obigen  Artikeln  mitzutheilen;  die 
eidgenössische  Kanzlei  erhielt  daher  den  Auftrag,  diese  Abschriften  zu  be- 
sorgen. 

Die  Gesandtschaft  von  Grau  bänden  erblickte  mit  tiefer  Wehmuth  in 
dem  vorgelegten  allgemeinen  Vertrag  den  urkundlichen  Beweis,  dass  die 
Landschaften  Veltlin,  Cleven  und  Worms,  die  früher  von  den  europäischen 
Mächten  als  Bestandteile  des  Kantons  Graubünden  anerkannt  und  deren 
BnckerHtAttung  so  feierlich  zugesichert  worden  war,  durch  eine  Verfügung 
des  Kongresses  gegen  alles  Völkerrecht  und  sogar  ohne  einen  scheinbaren 
Verwand  an  Oesterreieh  abgetreten  worden  seien.  Die  Gesandtschaft  hielt 
es  in  ihrer  Pflicht,  die  frühern  Verwahrungen  gegen  einen  so  empfindlichen 
Eingriff  in  das  Eigenthum  und  die  Souveränetät  des  Kantons  Graubünden 
zu  erneuern  und  ihrer  Regierung  alle  guttindendeii  fernem  Erklärungen 
und  Schritte  vorzubehalten  "  (Abschied  III.  pag.  11  und  17.) 

Diese  Beschlüsse  des  Kongresses  waren  unter  dem 
Eindrucke  der  wie  ein  Donnerschlag  wirkenden  Nach- 
richt erfolgt,  dass  Napoleon  Elba  verlassen  habe.  Diese 
Kunde,  welche  am  7.  März  durch  einen  Brief  des 
österreichischen  Konsuls  von  Genua  in  Wien,1)  bei  der 
Tagsatzung  in  Zürich  am  1 1 .,  durcli  einen  Eilboten  von 
Genf,  eintraf  und  der  nun  Schlag  auf  Schlag  weitere 
Berichte  über  die  Landung  an  der  französischen  Küste 
und  den  beinahe  fabelhaften  Triumphzug  nach  Paris 
folgten,  Hess  natürlich  alles  Andere  in  den  Hintergrund 
treten. 

Auch  alle  andern  Geschäfte  des  Kongresses  wurden 
nun  rasch,  soweit  möglich,  erledigt  und  sodann  der- 
selbe am  26.  März  aufgelöst. 

Nach  dem  Kriege  versammelte  sich  der  Kongress 
nicht   wieder   in  Wien,   sondern  die   noch   pendenten 

')  Fürst  Metternich  erzählt  sehr  anschaulich  in  seinen  Memoiren,  wie 
vt  Morgens  von  einer  Soiree  helmkehrend,  den  Brief  des  Konsuls  in  Genua 
auf  seinem  Nachttische  fand  und  ihn,  als  vermuthlieh  bedeutungslos,  un- 
eröffnet  liegen  Hess.  —  Talleyrand  glaubte,  Napoleon  werde  sich  in  die 
Schweiz  begeben,  und  dort  den  Krieg  gegen  Europa  beginnen. 


ff: 
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Fragen  wurden  im  November  1815  zu  Paris  erledigt. 
Daher  treten  dann  zu  den  zwei  Wiener  Aktenstücken 
vom  20.  und  29.  März  noch  Bestimmungen  des  zweiten 
Pariserfriedens  vom  20.  November  1815  und  voran- 
gehender Minister -Protokolle,  und  ein  ausführender 
Vertrag  mit  Sardinien  vom  16.  März  des  folgenden 
Jahres  1816,  der  sog.  Turincr,  Vertrag.  Diese  Akten- 
stücke sind  noch  heute  von  Bedeutung,  während  der 
Bundesvertrag  von  1815,  der  auf  dieser  europäisch 
gegebenen  Basis  sich  vollzog,  längst  keinen  andern 
als  einen  historischen  Werth  mehr  hat.1) 

Die  Vertheilung  der  in  Artikel  6  der  Deklaration 
ausgeworfenen  500,000  Schweizer-Franken,  welche  die 
neuen  Kantone  Aargau,  Waadt,  St.  Gallen  und  Tessin 
gewissermassen  als  Lösegeld  ihrer  Freiheit,  für  die 
verlorenen  Vogteirechte  an  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden, 


»)  Im  Grunde  war  diess  alles  zusammengenommen  in  der  That  nichts 
anderes  als  eine  neue  „Vermittlung"  und  ein  neues  „Protektorat*.    Nor 
»ler  Form  nach  unterschied  es  aich    glücklich   in   den   zwei   Punkten 
von  dem  Napoleonischen,  dass  es  von  8  Mächten  (später  gewissermassen  in 
ihrem   Namen   von  den   .'»  sogenannten  Grossmächten)  übernommen  wurde, 
und  dass  der  Bundesvertrag,  obwohl  er  von   dieser  uns  oktroyirten  Basis 
sich  nicht  entfernen  durfte,  dennoch  in  seinem   Ausdruck  nicht  ein   von 
fremder  Seite  gegebenes  Aktenstück  war,  wie  die  Mediationsakte,  sondern 
ein  Vertrag  der  eidgenössischen  Stände  allein.    Dieser  glückliche  Umstand 
und  die  Vermeidung  der  ursprünglichen  Intention  der  „Erklärung",  wornarh 
auch  die  Unabhängigkeit  darin  stipulirt  sein  sollte,  hat  dann  im  Jahre  l*4S 
der  Eidgenossenschaft  die  Aufgabe  ihrer  Emancipation  von  dieser  Vormund- 
schaft  erleichtert.     Die   Frage,    ob  und  inwieweit    die   Schweiz   in   ihrem 
Selbstkonstitulrungsrecht    durch    diese   Wiener-   und   Pariser-Aktenstücke 
dauernd  beschränkt  worden  sei,  ist  öfter  besprochen  worden;  der  Heidel- 
berger Stautsrechtslehrer  Zacharia?  schrieb  s.  Z.  darüber  eine  eigene  Ab- 
handlung  (Vgl.   Helvetia,   VIII,  öbl).    Die   Pariser  und  Turiner   Verhand- 
lungen, die   im  Ganzen   noch   ein  grösseres   aktuelles   Interesse   besitzen, 
als   die   Wiener,   werden   wir   im  nächsten  Jahrbuch  von  18S8  behandeln. 
Die  Zollverhältuisse  in  den  beiden  sogenannten  „freien  Zonen*  nördlich  und 
südlich  von  Genf  haben  sich  durch  die  Annexion  von  Savoyen  «in  Frank- 
reich und  durch    neue  Verträge  mit  Frankreich  geändert  (Siehe  darüber 
die  politische  Ucbersicht  dieses  Jahres).    Ebenso  sind  die  Verhältnisse  de» 
Dappenthals  erst  durch  einen  Vertrag  mit  Frankreich  vom  8.  Dezember  1&;* 
festgestellt  worden.    Die   kirchlichen   Verhältnisse   sind   noch    heute    nicht 
ganz  geregelt. 
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Glarus,  Zug  und  Appenzell  I.-ßh.  zu  bezahlen  hatten, 
wurde  von  der  Tagsatzung  am  18.  Juli  1815  vorge- 
nommen, üri  erhielt  Fr.  38,520,  Sehwyz  Fr.  97,992, 
Unterwaiden  Fr.62,042,  Zug  Fr.  81,237,  Glarus  Fr.  15,910, 
Appenzell  L-Rh.  Fr.  63,297,  mit  der  speziellen  Ver- 
fügung, dass  Obwalden  nicht  bloss  die  Hälfte  der 
für  Unterwaiden  bestimmten  Summe,  sondern  für  Engel- 
berg, das  sich  von  Nidwaiden  getrennt  hatte,  Fr.  4872 
mehr  erhalten,  und  dass  der  Nidwaldner  Antheil  (wegen 
Renitenz  dieses  Halbkantons,  dem  Bundesvertrag  bei- 
zutreten) einstweilen  in  die  eidg.  Kriegskasse  gelegt 
werden  solle.  Auch  Appenzell  I.-Rh.  solle  sein  Geld 
erst  bekommen,  wenn  es  dem  Bundesvertrag  unbedingt 
beigetreten  sei,  und  unter  Abzug  seiner  Schuld  an  die 
Kriegskasse  und  die  gewöhnliche  eidgenössische  Kasse 
(Abschied  in,  p.  84). 

Der  Artikel  7  der  Kongresserklärung  über  die 
Gelder,  welche  die  alten  Stände  Zürich  und  Bern  in 
englischen  Fonds  angelegt  hatten  und  die  komplizirten 
Rechnungen,  die  darüber  bestanden,  beschäftigten  die 
Tagsatzung  noch  längere  Zeit  und  sind  im  Abschied  III, 
pag.  91  ff.  enthalten.*) 

Im  Ganzen  brachten  die  Artikel  7  und  8  der  De- 
klaration diese  Geldfragen  zu  einer  Ruhe,  die  sonst 
muthmasslich  noch  lange  nicht  eingetreten  wäre,  und 


•)  Mit  diesen  Geldern  hatte  namentlich  ein  heroischer  Agent  v.  Haller 
ein  Mann  von  etwas  abenteuerlichem  Wesen  und  von  der  politischen  An- 
schauung seines  Bruders  Carl  Ludwig,  zu  thun  gehabt.  Man  kann  sich, 
wenn  man  diese  Berichte  liest,  der  Vermuthung  nicht  entziehen,  dass  hier 
vielleicht  Aufschlnss  über  die  Verwendung  englischer  Gelder  bei 
der  Restauration  der  bernischen  Regierung  im  Jahre  1818 
gefunden  werden  könnte,  indem  die  seit  1798  seqnestrlrten  Zinsen  aus  diesen 
bedeutenden  Fonds,  welche,  nach  der  Auffassung  der  englischen  Regierang, 
der  alten  Berner-Regierung  gehörten,  vielleicht  damals  augenblicklich 
ausgezahlt  und  benutzt  worden  sind.  8ollte  das  vielleicht  der  Schlüssel  zu 
den  doch  etwas  räthselhaften  Aeusserungen  des  Generals  Wilson  sein? 
<Vgl.  pag.  81.) 
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sie  sind  nebst  den  Bestimmungen  über  die  definitive 
Aufhebung  der  beiden  ehemaligen  geistlichen  Fürsten- 
thümer  der  Schweiz  (Art.  3,  4  und  9)  die  verdankens- 
werthesten  Resultate  des  Wiener  Kongresses.1) 


Diese  Wiener  Erklärungen  brachten  nun  die  drei 
schweizerischen  Gesandten  am  8.  und  9.  April  1815  als 
einen  fertigen  Entscheid  der  dortigen  Götter  an  die 
Tagsatzung,  nachdem  derselbe  schon  vorher  konfiden- 
tiell  mitgetheilt  worden  war.  Es  verstand  sich  nach 
seinem  Inhalte  von  selbst  und  war  auch  bei  den  ge- 
fährlichen politischen  Verhältnissen  geboten,  ihn  nicht 
mehr  der  gewöhnlichen,  langen  und  verworrenen  Dis- 
kussion unseres  damaligen  polnischen  Reichstages  zu 
unterwerfen.  Zur  Warnung  gegen  eine  andere  als  eine 
rein  formelle  Besprechung,  erliessen  die  in  der  Schweiz 
residirenden  Gesandten  folgende  identische  Note: 

„La  dcclaratlon  quo  les  soussignes  ont  lhonneur  de  remettre  k  Soo 
Excellence  Monsieur  le  President  et  a  la  Diete,  leur  est  dejä  connue  par  1» 
commimication  qul  en  a  ete  faite  ä  la  Legation  soisae  au  Congres,  le  29  de 
ce  mois. 

La  grande  difficulte*  de  concilier  les  interets  des  difTerens  cantons  et 
d'asseoir  par  consequent  les  determinations  des  Paissances  signataires  dn 
Traitc  de  Paris  sur  des  bases  justes  et  solides,  a  seul  retarde  raccomplis>e- 
ment  de  leurs  vueux  bienveillans.  S'il  a  et6  Impossible  de  satisfaire  entiene- 
ment  tous  les  partis,  les  Puissances  ont  par  devers  elles  ce  t£moignage. 
d'avoir  adoptü  les  bases  qui  conviennent  le  mieux  a  la  Situation  actuelle  de 
la  Snisse,  et  qul  sont  les  plus  propres  ä  consolider  son  existence  polltique 
et  sa  tranquillitä  Interieure. 


•)  Durch  die  Schi uBsk lausei  wurden  auch  die  Zusatzartikel  m 
dem  Bundesverfasfcungsentwurfe  aufgehoben  und  dieser  selbst  indirekt  ge- 
nehmigt. Ueber  die  Amnestie,  die  empfohlen  wird,  fanden  noch  längere 
Verhandlungen  statt,  namentlich  zwischen  Glarus,  das  seinen  patentirtco 
Sarganser  Aufruhrer  Gallati  gegen  den  rachsüchtigen  Kanton  St-  Gallen 
schützen  wollte.  Die  Mehrheit  der  Stände  empfahl  dem  St.  Gallen  reuräsen- 
tirenden  Staatsmann,  eine  Amnestie  zu  erlassen;  ein  eigentlicher  Beschluß 
kam  aber  bei  dem  Souveränetätsdünkel ,  der  in  diesem  neuen  Kantone 
so  gut  wie  in  den  alten  vorhanden  war  und  sich  überall  (ausser  am  Kon* 
gress,  wo  er  relativ  am  Platze  gewesen  wäre),  geltend  machte,  nicht  za 
Stande.  (Abschied  DI,  91). 
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Attachant  le  plus  haut  interet  ä  ce  que  l'une  et  l'antre  soient  desor- 
nmis  a  l'abri  de  tonte  atteinte,  et  resolues  ä  concourir  de  tous  leurs  moyens 
pour  assurer  ce  but,  elles  n'ont  plus  d'autre  deslr  que  de  volr  acceptäes  et 
executees  les  diverses  stipulation*  contenues  dans  leur  Deklaration  avec 
cette  loyaute  et  cet  accord  parfalt  qui,  faisant  l'essenee  et  La  force  de  la 
Confederation ,  doivent  aujourd'hui  l'animer  plus  que  Jamals.  II  Importe 
surtont  que  la  conclusion  en  soit  acc£lere>,  et  qu'on  adopte  a  cet  effet  les 
forme»  les  plus  cxpeditives  que  la  Constitution  de  chaque  canton  ponrra 
admettre. 

L'energie  et  l'harmonie  vraiment  dignes  du  nom  snisse  qui  ont  distin- 
gue"  la  conduite  de  la  Conf£d£ration  dans  ces  derniers  jours,  ne  permettent 
pas  de  douter  que  tous  les  cantons  ne  s'empressent  des  ä  präsent  de  con- 
tribuer  ä  cet  objet  essentiel,  comme  le  moyen  le  plus  efflcaee  de  garantir 
leur  union  en  lui  donnant  une  assiette  et  une  force  proportionne*e  k  la 
crise  actuelle. 

Les  soussignes,  ayant  les  ordres  les  plus  preeis  de  leurs  augustes 
maitres  de  n'omettre  rien  de  tont  ce  qui  peut  häter  la  consommation  de 
cette  oeuvre,  la  plus  interessante  assurement  dont  la  Suisse  se  soit  jamais 
ocenpee,  seront  toujours  prets  ä  s'employer  de  la  maniere  la  plus  avan- 
tageuse  a  la  Confederation,  pour  donner  suite  aux  dispositions  de  la  Decla- 
ration et  pour  remplir  les  engagemens  contractu  par  les  Puissances. 

n  s&isissent  cette  occasion  pour  prier  Son  Excellence  et  la  Diete 
d'agreer  les  assurances  de  leur  haute  consideration. 

Zürich,  31  mars  1815. 

(Signatures  dans  l'ordre  alphabe'tlque  des  Cours.) 

Aatriche:  Sehr  aut.  Espagne:  Comte  Auguste  de  Talleyr  an  d, 
(a  ceci  specialement  autorise  par  8.  M.  le  Roi  d'Espagne  et  des  Indes). 
France:  Comte  Auguste  de  Talleyrand.  Grande- Bretagne :  Strat- 
ford  Canning.  Portugal:  Schraut,  (a  ceci  specialement  autorise*  par 
S.  A.  R.  le  Prince-Regent  du  Portugal).  Russie:  Le  Baron  de  Krudener." 

Cnd  ebenso  erliess  die  Tagsatzung  ein  feierliches 
Kreisschreiben  an  alle  Stände,  in  welchem  viel  von 
Freiheit  und  Nationalgefühl  die  Rede  ist  (Abschied  III, 
pag.  60).  *) 


»)  Bezeichnend  für  die  bescheidenen  Ansprüche  der  Verfasser  in 
dieser  Hinsicht  ist  darin  folgender  Passus : 

«Es  gereicht  der  Tagsatzung  zur  wesentlichen  Beruhigung,  in  der  vor- 
liegenden Urkunde  neue  unwidersprechliche  Beweise  wahrzunehmen,  dass 
die  Hohen  Mächte  der  gesammten  Schweiz  wohl  wollen,  dass  sie  aus  edlen, 
aneigennützigen  Absichten  unser  wahres  Nationalinteresse  zu  befördern 
machen.  Jene  Bundesverfassung,  die  wir  frei  berathen  und  beschlossen  ha- 
ben, ist  als  solche  von  ganz  Europa  respektlrt.  Die  Schweiz  wird  überhaupt 
mit  einer  Achtung  ihrer  Unabhängigkeit  behandelt,  welche  dem  National- 
ehrgefühl vollkommen  genügt.  Was  von  uns  zu  unserem  eigenen  Vortheil 
gewünscht  wird,  erscheint  in  der  Form  eines  Vergleichs,  den  die  Mächte 
unserer  Genehmigung  vorlegen,  und  zwar  Über  solche  Gegenstände,  deren 
Gewährung  die  Verhältnisse  der  Schweiz  gegen  diese  Mächte  fest  und  vor- 
teilhaft begründet,  oder  aber  Über  Streitigkeiten,  die  wir  selbst  (davon 
sind  wir  alle  Innig  überzeugt)  nie  unter  uns  im  Frieden  hätten  austragen 
können.** 


V,  .11* 


«  » 

■3.   < 
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Dennoch  würde  man  unsere  damaligen  kantonal- 
souveränen Eidgenossen  schlecht  kennen,  wenn  man 
annehmen  wollte,  sie  seien  selbst  unter  den  damaligen 
Umständen,  wo  der  Krieg  neuerdings  ausgebrochen 
war  und  sich  tagtäglich  über  unsere  Grenzen  wälzen 
konnte,  bereit  gewesen,  sich  ohne  weiteres  Hin-  und 
Herreden  in  das  Unvermeidliche  zu  fügen. 

Schwyz  und  Appenzell  I.-Rh.  gaben  sofort  bei  der 
ersten  Berathung  über  den  Gegenstand  folgende  Er- 
klärungen ab: 

„Wenn  der  Stand  Schwyz  im  Gefühl  der  heiligen  Pflicht,  die  von  den 
Vätern  ererbte  Freiheit  und  Unabhängigkeit  bei  jeder  drohenden  Gefahr  in 
schützen  und  zu  retten,  eine  Gesandtschaft  in  die  Mitte  der  TagSAtzung  ab- 
geordnet hat,  so  erscheint  dieselbe  einerseits  in  der  Absicht  und  mit  dem 
Auftrag,  die  Bereitwilligkeit  ihres  Standes  auszusprechen,  nach  seines 
Kräften  an  der  Vertheidigung  des  Vaterlandes  mitwirken  zu  wollen,  and 
anderseits  an  den  Berathnngen  der  Tagsatzung,  insoweit  selbe  Mass- 
regeln zur  allgemeinen  Vertheidigung  zum  Gegenstande  haben  mögen,  ge- 
bührenden Antheil  zu  nehmen,  jedoch  immer  unter  dem  feierlichen  Vorbe- 
halte, dass  dieser  durch  den  Sinn  und  Geist  der  alten  Bünde  und  durch  da« 
eigene  vaterländische  Gefühl  gebotene  und  unternommene  Schritt  nie  dahin 
angesehen  oder  ausgedeutet  werden  solle,  als  hätte  der  Stand  Schwyz  sich 
dem  ihm  früherhln  mitgethellten  und  von  der  Landsgemeinde  verworfenen 
neuen  Bundesverein  annähern ,  oder  sich  gar  an  denselben  anschliessen 
wollen,  sondern  nur  darum  geschehe,  um  den  übrigen  Hohen  Ständen  einen 
Beweis  seiner  aufrichtigen  Theilnahrae  an  der  Sache  und  den  Gefahren  des 
Vaterlandes  zu  erkennen  zu  geben;  wesswegen  sie  sich  des  Deutlichen  ver- 
wahre, dass  dieser  Schritt  gar  keine  Folgerung  gegen  die  von  dem  Stande 
Schwyz  jetzt  angenommene  Stellung  in  Hinsicht  des  Bundes  haben  solle, 
und  derselbe  sich  das  Recht  der  freien  Auswahl  seiner  künftigen  Stellung 
feierlich  und  ohne  den  mindesten  Abbruch  vorbehalte. 

Hinwieder  erklärte  der  Herr  Dcpntlrte  von  Appenzell  Inn er- 
Rhode n:  weil  seine  Regierung  der  gegenwärtigen  Bundesverfassung  uieht 
beigetreten  sei,  auch  ohne  Präjudiz  Ihrer  Stellung  zu  den  übrigen  Eidge- 
nossen einen  Gesandten  einzig  zu  Mitwirkung  an  den  Defensionsanstalten 
des  Vaterlandes  nach  Zürich  gesendet  habe,  so  könne  er  an  keiner  Be- 
rathung über  einen  mit  gedachter  Bundesverfassung  in  Verbindung  ste- 
henden Gegenstand  Thell  nehmen,  sondern  müsse  sish  dabei  ganz  passiv 
verhalten." 

Es  ist  fast  trostlos,  die  lange  Korrespondenz  nach- 
zulesen, welche  noch  über  diese  schon  entschiedenen 
Angelegenheiten  zwischen  der  Tagsatzung  und  den 
Kantonen  entstand  (Abschied  III,  pag.  62—80).   Zwölf 
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Kantone,  zehn  ganze  und  zwei  halbe :  Zürich,  Bern, 
Luzern,  Obwalden,  Freiburg,  Basel,  Schaffhausen,  Appen- 
zell A.-Rh.,  St.  Gallen,  Aargau,  Schwyz  und  Waadt  ge- 
nehmigten sie  endlich,  wobei  Waadt  in  seinem  Schreiben 
ausdrücklich  hervorhob,  dass  diese  Stipulationen  durch 
die  h.  Mächte  garantirt  seien,  was  ihm  Befriedigung 
und  einige  Kompensation  für  die  grossen  Geldopfer 
gewähre,  die  es  erdulden  müsse. 

Einige  andere:  Schwyz,  Glarus,  Zug,  Uri  und  Tessin, 
hätten  gerne  allerlei  Klauseln  und  Bedingungen  bei- 
gefügt; Solothurn  und  Graubünden  gaben  gar  keine 
Antwort,  Nidwaiden  und  Appenzell  I.-Kh.  waren  über- 
haupt nicht  zu  bewegen,  weder  dem  Bundesvertrag, 
noch  dieser  Erklärung  beizutreten. 

Die  Tagsatzung  beschloss  nun  zunächst  am  16.  Mai 
Folgendes : 

„Die  diplomatische  Kominission  wird  beauftragt,  den  Wortinhalt  der 
eingelangten  Erklärungen  der  Stande  näher  zu  prüfen  und  dann  der  Tag- 
anTznng  über  die  Lage  des  wichtigsten  Gegenstandes  einen  Bericht  vorzu- 
legen, begleitet  mit  Ihrem  Gutachten  über  nachstehende  Punkte: 

1)  welche  Einladungen  allenfalls  an  die  im  Bunde  stehenden,  aber  der 
Erklärung  des  Kongresses  noch  nicht  beigetretenen  Kantone  Solothurn 
und  Granbünden  zu  richten  wären;  ob  sodann  — 

2)  in  Hinsicht  des  Standes  Appenzell  Inner-Rhoden.  der  sich 
weder  über  den  einen  noch  den  andern  Gegenstand  erklärt  hat,  ein  Schritt 
von  Seite  der  Bundesbehörde  erforderlich  sei;  und  — 

3)  wie  der  8tand  Nldwaldcn  insbesondere,  der  sich  auf  eine  so  auf- 
fallende Art  vom  Bunde  der  Eidgenossen  trennt,  von  der  Eidgenossenschaft 
»ngesehen  und  behandelt  werden  solle. 

DIe  Kommt8slon  wlrd  ferner  der  Tagsatzung  über  den  Gegenstand  im 
Allgemeinen  und  in  Beziehung  auf  ein  diesfalls  Namens  der  ganzen  Eid- 
genossenschaft zu  fassendes  Konklusum  und  eine  angemessene  Erklärung 
Segen  die  Hohen  Mächte  ihren  gutachtlichen  Bericht  eingeben." 

Das  Kommissionsgutachten  vom  1 9.  Mai  theilt  die 
Stände  in  folgende  5  Kategorien  ein : 

„A.  Diejenigen  8tände ,  welche  die  Wiener  Kongresserklärung  ohne 
jwwgnngen  und  mit  dem  Ausdruck  ihres  gebührenden  Dankes  gegen  die 
tlrn  iTn*  *nSenommen  haoen,  als:  l)  Zürich.  2)  Bern,  8)Lu- 
7)  Seh  /f.ünterw»lden  ob  dem  Wald,  5)  Freiburg,  6)  Basel. 
U)Thn rriiai18en*8>  Appenzell  A.-Rh.,  9)  St.  Gallen,  10)  Aargau. 

nurgau,  und  12)  Waadt,  mithin  zehn  ganze  und  zwei  halbe  Stände. 


i 
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B.  Die  Kantone,  welche  zwar  damit  einige  Erwartungen  und  Voraus- 
setzungen ausgesprochen  haben,  denen  aber  von  der  Hohen  Tagsatzang 
nach  den  Grundsätzen  des  Bundes  vertrag»  diesfalls  hinreichende  und  ge- 
nügende Beruhigung  und  Zusicherung  gegeben  werden  kann,  und  deren 
Beitritt  dessnab.cn  als  bestimmt  anzusehen  ist:  1)  Schwyz,  2)  Glarus. 
3)  Z  n  g. 

C.  Solche  Stände,  welche  theiis  durch  besondere  Verhältnisse,  theils 
durch  Verfassungsfonnen  noch  nicht  im  Fall  waren,  ihre  Erklärungen  ab- 
zugeben, von  denen  aber  solche  binnen  kurzem  zu  gewärtigen  sind: 
1)  Solothurn,  ä)  Graubünden. 

D.  Kantone,  welche  zwar  bestimmte  Reservate  gemacht  haben,  die 
aber  nach  den  Grundsätzen  und  Formen,  welche  der  Bundesvertrag  ent- 
hält, durch  eidgenössische  Ausgleichung  und  Ausscheidung  zu  beseitigen 
sind:  1)  Uri;  2)  Tessin;  und  endlich  — 

E.  Kantone,  die  bisanhin  weder  dem  Bund,  noch  der  Wiener  Kongress- 
erklärung  beigetreten  sind,  als:  Unterwaiden  nid  dein  Wald,  und 
Appenzell  l.-Rh.  —  zwei  halbe  Stände.* 

und  fügt  bei: 

„Ueber  die  beiden  ersten  Klassen  (A  und  B)  findet  die  Kommission  keine* 
Verfügung  nothwendig. 

In  Bezug  auf  die  vierte  (D)  glaubt  sie  uiivorgreiflich,  es  sei  von  Hoher 
Tagsatzung  auszusprechen,  dass,  da  der  Wlenerkongress  seine  Verrichtungen 
beendigt  und  die  unser  Vaterland  betreffende  Erklärung  zur  unbedingten 
Annahme  als  conditio  sine  qua  non  vorgelegt  habe,  auch  keine  bedingte 
Annahme  stattfinden  könne,  und  dass  die  respektiven  löblichen  Stände  zu 
ersuchen  seien,  derselben  beförderlich  ohne  Reservate  beizutreten ,  gegen 
die  hierseitige  Versicherung,  dass  hinwieder  ihren  Wünschen  und  Befrehren 
billige  Rechnung  getragen  und  getrachtet  werden  würde,  die  noch  ob- 
waltenden Anstände,  den  Grundsätzen  der  von  ihnen  angenommenen  Bun- 
desverfassung gemäss,  auf  eidgenössischem  Wege  angemessen  zu  beseitigen. 

Was  die  dritte  (C)  Klasse  anbetrifft,  so  scheint  es  der  Kommission, 
es  dürften  die  respektiven  Kantone  eingeladen  werden,  ihre  zu  Vervoll- 
ständigung dieser  für  unser  Vaterland  so  wichtigen  Angelegenheit  man- 
gelnden Aeusserungen  ehestens  und  spätestens  bis  auf  den  ersten  Montag 
im  Brachmonat  einzusenden. 

Gegen  die  letzte  (E)  Klasse  ist,  nach  den  Ansichten  der  Kommission, 
nunmehr  ein  bestimmter  Schritt  zu  thun  und  den  betreffenden  Regierungen 
unumwunden  zu  verdeuten:  die  Bundesbehörde  erwarte,  bis  auf  obbeuael- 
deten  Termin  ihren  bestimmten  Entschluss,  sowohl  über  den  Beitritt  zu 
dem  eidgenössischen  Verband  als  zu  der  Wiener  Kongress-Erklarnng, 
zu  vernehmen ,  und  fordere  sie  nochmals  feierlieh  auf,  ihren  heiligen 
Pflichten  gegen  sich  selbst  und  gegen  ihre  alten  Miteidgenossen  endlich 
eiu  Genügen  zu  thun.  widrigenfalls  die  Tagsatzung,  ohne  weitere  Rück- 
sichten auf  sie,  über  den  Bundesabschluss  und  die  Wiener  Kongresserklärung 
in  allen  ihren  Verhältnissen,  besonders  auch  in  Ansehung  der  aus  derselben 
hertliessenden  Vortheile ,  nach  Umständen  verfügen  werde.  Gegen  den 
Stand  Nidwaiden  wäre  noch  besonders  beizufügen,  es  habe  die  Tagsat  je  an« 
auf  seine  Erklärung  vom  30.  April  und  die  dadurch  ausgesprochene  Ab- 
sonderung vom  eidgenössischen  Verband,  wegen  der  daraus  entspringenden 
zweideutigen  Stellung,  ganz  natürlich  gefunden,  dass  von  seinem  Truppen- 
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kontingent  keineswegs  Gebrauch  gemacht  werden  könne,  daher  das  eid- 
genössische Generalkommando  die  Anweisung  erhalten  habe,  dasselbe  nicht 
zur  Armee  einzuberufen.** 

Darüber  erfolgten  nun  wieder  zahlreiche  Rückäus- 
serungen  (besonders  interessante  von  Solothurn  und 
Graubünden,  Abschied  III,  pag.  69). 

Sodaim  wurde  mit  17  Stimmen  beschlossen: 

„Der  Stand  Glarus  wird  in  die  Klasse  derjenigen  Stände  gestellt,  deren 
Beitrittserklärung  zu  der  Wiener  Kongresserklärung  an  sich  in  seinem  ganzen 
Inhalt  und  in  allen  Punkten  ohne  Ausnahme  als  bestimmt  und  entschieden 
anzusehen  ist. 

Ueber  die  dritte  Frage,  nämlich:  ob  die  durch  das  Gutachten  vorge- 
schlagenen Zuschriften  an  die  Stände  Uri  und  Tcssin  erlassen  werden  sollen 
oder  nicht,  waren  die  Stimmen  getheilt,  und  es  blieb  also  nach  Aufnahme 
der  gegenwärtigen  Erklärungen  in  das  Protokoll  die  Sache  wegen  Mangels 
einer  entscheidenden  Mehrheit  nach  dem  Reglement  für  einmal  auf  sich  be- 
ruhen. 

Endlich  wurde  einmüthig  beschlossen: 

Die  Zuschriften  an  die  Regierungen  von  Appenzell  Inncr-Rhoden  und 
Unterwaiden  nid  dem  Wald  sollen,  nach  dem  Vorschlag  der  Kommission 
mit  einer  besonders  verstärkten  Erklärung  für  den  letztern  Stand  überlassen 
werden." 

Das  Schreiben  an  Nidwaiden  war  ziemlich  deutlich 
abgefasst,  wie  folgt: 

„Wir  sind  uns  gewohnt,  in  allen  Handlungen  nach  alteidgeuössischen 
Grundsätzen  mit  gerader  Offenheit  zu  Werke  zu  gehen  und  auf  der  einen 
Seite  der  Würde,  welche  die  Bundesbehörde  des  schweizerischen  Freistaates 
zu  beobachten  hat.  nichts  zu  vergeben,  auf  der  andern  aber,  so  lange  es 
immer  mit  derselben  verträglich  ist,  zu  thun,  was  auch  ehemaligen  Bundes- 
gliedern frommen  kann.  Daher  fordern  wir  Sie.  Tit.!  zu  Händen  Ihres 
Standes  nochmals,  bei  Ihren  l  fliehten  gegen  sich  selbst  und  gegen  die  alten 
Miteidgenossen,  auf,  nach  ihrem  Beispiel  dem  eidgenössischen  Bund  und  der 
Erklärung  der  Hohen  alliirten  Mächte,  d.  d.  :0.  März,  über  die  schweizeri- 
schen Angelegenheiten  beizutreten,  mit  der  weitern  Anzeige,  dass,  wenn 
bis  auf  den  5.  Brachmonat  diessfalls  keine  entsprechende  Erklärung  von 
Ihnen  einlangt,  danuzumal  ohne  weitere  Rücksichten  auf  den  Kanton  Unter- 
waiden nid  dem  Wald  hierseits  über  den  Bnndesabschluss,  sowie  Über  den 
Wienerrecess,  besonders  auch  in  Ansehung  auf  die  aus  demselben  herflies- 
senden  ökonomischen  Vorthelle,  verfügt  werden  wird,  was  den  Umständen 
angemessen  ist. 

Koch  fügen  wir  die  Anzeige  bei,  dass  wir  auf  den  uns  zugesandten 
zweideutigen  Beschluss  Ihrer  Landsgemeinde  vom  SO.  April,  welcher  die 
Sonderung  vom  eidgenössischen  Verbände  ausspricht,  erkannt  haben:  es 
könne  wegen  der  daraus  entspringenden  zweideutigen  Stellung  von  dem 
nidwaldnischen  Kontingente  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  kein  Ge- 
brauch gemacht  werden,  daher  das  Generalkommando  die  Anweisung  er- 
halten hat,  solches  nicht  zur  Armee  zu  berufen." 
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Am  12.  Mai  traten  die  Zuger  mit  einer  langen 
Abhandlung  bei,  am  26.  die  Solothurner,  und  am 
27.  Mai  wurde  nun  folgende  Erklärung  an  die 
Mächte  beschlossen: 

„Acte  d'accession  de  la  Confederation  suisse  ä  la  Deklaration 

du  congrfes  de  Vienue. 

La  Diete  de  la  Confriddration  suisse,  reunle  k  Zarich  en 
session  extraordtnair  e,  ayant  recu  dans  sa  Session  du  S  Avril  l$V\  par 
rinterm6diaire  des  Minist  res  accredites  aupres  de  la  Confederation.  savoir: 

Monsieur  de  Scbraut,  Minist re  d'Autrlche,  au  nom  de  sä  Majesu' Im- 
periale Apostolique,  comme  aussi  en  vertu  d'un  pouvoir  special  au  nom  de 
8.  A.  R.  le  Prince-Regent  de  Portugal; 

Monsieur  Stratford  Canning,  au  nom  de  Sa  Majeste*  le  Roi  do 
Royaume-rni  de  la  (irande-Bretagne  et  dlrlande; 

Monsieur  le  Comte  Auguste  de  Talleyrand,  au  nom  de  Sa  Majeste" 
Tres-Chretlenne  le  Roi  de  France,  conune  aussi  en  vertu  d'un  pouvoir  spe- 
cial au  nom  dt»  Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagnc  et  les  Indes. 

Monsieur  le  Baron  de  C h  a  m  b  r  i  e  r  d '  0 1  e  y  r  e s ,  au  nom  de  Sa  Maje>tc 
le  Roi  de  Prusse; 

Monsieur  le  Baron  de  Krudener,  Charge*  d'aflfaires,  au  nom  de  8a 
Majeste  l'Empereur  de  Russie; 

—  la  Dcclaration  relative  aux  affaires  de  la  Suisse  iuseree  au  protocole  de 
congres  de  Vienne  le  10  et  signe*e  le  20  mars  1815  par  les  Pl£nipotentiairc> 
des  huit  Puissances  signataires  du  Tratte  de  Paris  du  30  Mai  1814: 

S'est  empressee  de  comrauniquer  cet  acte  aux  XIX  cantons  contederr*. 
en  les  invltant  ii  mettre,  par  leur  suffrage,  la  Diete  en  etat  de  declarer  en 
bonne  et  due  forme  l'accession  generale  de  la  Snisse  aux  stipulation»  ren- 
fermees  dans  ladite  Transaction; 

Les  autorites  souveraines  de  chaque  canton  ayant  pris  en  raüre  dellbe"- 
rntion  Pobjet  de  ce  re'fe'rö  et  fait  connaitre  successivement  a  l'autorite  fede- 
rale  leur  resolution  definitive; 

La  Diete  de  la  Confdderation  suisse,  en  vertu  des  actes  dtpose*  dans 
son  archive  et  des  declarations  lnserees  dans  son  protocole,  d'oft  il  re'sulte 
qu'nn  nombre  de  cantons  exc£dant  celui  que  le  Pacte  föderal  prescrit  pour 
racceptatlon  des  re*solutions  les  plus  importantes  du  Corps  helveilque  a 
prononce  un  vote  afflrmatif,  lequel  aux  termes  de  la  Constitution  derient 
par  lä  meine  celui  de  la  Confederation  entiere. 

a  pris  l'arrcte  dont  la  tenenr  suit: 

1)  La  Diete  aceöde  au  nom  de  la  Confederation  suisse  a  la  Declaration 
des  Puissances  röunies  au  congres  de  Vienne,  en  date  du  20  Mars  1815.  et 
promet  que  les  stipulation  de  la  Transaction  inseröe  dans  cet  acte  seront 
fidelement  et  religieusement  observees. 

2)  La  Diete  exprime  la  gratltude  eternelle  de  la  nation  suisse  envers 
les  hautes  Puissances  qul,  par  la  Declaration  susdite,  lui  rendent,  avec  une 
d^marcation  plus  favorable,  d'anclennes  frontleres  importantes.  reunissent 
trois  nouveaux  cantons  ä  son  alliance  et  promettent  solennellement  de  re- 
connaitre  et  de  garantir  la  neutralite*  perpetuelle,  que  l'inte>£t  genäral  de 
l'Europe  rdclame  en  faveur  du  Corps  helvetlque.  Elle  temolgne  les  meines 
sentfmens  de  reconnaissance  pour  la  bienveillance  soutenue  avec  laquelle  les 
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augnstes  souveralns  se  sont  occupes  de  la  conuiliatlon  des  dlfferends  qni 
s'etaient  Kleves  entre  les  cantons. 

S)  Ensulte  du  präsent  acte  d'aecession  et  de  la  note  adressöe  aux  En- 
voy£s  snisses  ä  VIenne,  le  30  Mars  1815,  par  le  Prince  de  Mette  r  n  i  c  h 
President  des  Conferences  des  hult  Puissances,  la  Diete  exprime  le  vcen,  que 
les  Ministres  de  Leurs  Majest^s  residant  en  Suisse  vcuillent,  en  vertu  des 
Instructions  et  des  pouvoirs  qu'ils  ont  re^us,  donner  suite  aux  disposltions 
de  la  Deelaration  du  20  Mars  et  complcter  l'exöcution  des  engagemens  qui 
y  sont  Gnonces. 

En  toi  de  quoi  les  präsentes  ont  6t6  signties  et  scelläes  ä  Zürich, 
le  27  Mai  1815. 

Au  nom  de  la  Diete  de  la  Con Föderation  sulsse, 
Le  Bourgmestre  en  Charge  du  canton  de  Zürich,  Präsident: 

de  WYS8. 

Le  Chanceller  de  la  Conftideratlon : 

MOUSSON."') 


l)  Das  Begleitschreiben  lautet: 

„A  Leurs  Excel lences  les  Ministres  d'Autriche,  de  la 
Grande- Bretagne,  de  Russie,  de  France  et  de  Prusse. 

La  Diete  transmet  ä  Leurs  Excellences  les  Ministres  des  Puissances 
signataires  du  Traite  de  Paris  l'acte  rendu  ce  jour  ineme,  au  sujet  de  la 
Deklaration  du  congres  de  Vienne  du  20  Mars  1815.  Elle  prie  Leurs  Excel- 
lences de  vouloir  blen  le  porter  ä  la  connaissance  des  augustes  souverains 
et  de  faire  agreer  a  Leurs  Majestes  les  resolutlons  et  les  sentimens  qu'il 
exprime. 

LMnteret  avel  leqnel  Leurs  Excellences  se  sont  oecupöes  des  affaires 
de  la  8ulsse,  l'actlvite*  et  la  constance  de  leurs  bons  Offices  imposent  k  la 
Diete  l'obligation  de  consigner  ici  Vexpression  de  sa  reconnalssance  envers 
des  Ministres  dont  le  nom  demeurera  instfparable  des  souvenlrs  de  Töpoque 
actuelle,  et  des  destindes  plus  heureuses  que  l'estlme  et  la  bienveillance  des 
Puissances  garantissent  a  ce  pays. 

En  s'acqnittant  de  ce  devoir  agreable,  il  en  reste  un  encore,  que  la 
Diete  ne  peut  se  dispenser  de  reinplir.  Tandis  que  la  Deklaration  du  20  Mars 
garde  le  silence  ä  l'egard  des  pays  detache*s  du  canton  des  Grisons,  d'autres 
aetes  en  ont  dispose*  d'une  man  lere  prejudiciahle  aux  droits  de  ce  canton  et 
de  la  Sulsse.  La  Diete  croit  pouvoir  attendre  avec  connance,  que  8a  Majeste* 
Imperiale  Royale  Apostolique,  guidee  par  la  justice  et  la  magnanimite  que 
PEurope  admire  en  Elle,  attachera  du  prix  a  redresser  un  grief  aussi  ira- 
portant,  et  que  des  arrangemens  (Squitables.  propres  ä  satisfaire  les  con- 
venances  reeiproques,  ne  tarderont  pas  d'avolr  Heu  dans  ce  bnt.  La  Dlete 
en  reitere  expressthnent  la  demande,  en  se  reWrant  du  reste  a  la  note  qu'elle 
a  adressec  le  6  de  Mai  ä  la  Lägation  Imperiale  d'Autriche,  et  dont  les  autres 
L£gations  ont  aussl  re<ju  communication. 

Les  D£pute\s  k  la  Diete  prient  Les  Excellences  de  recevoir  les  as^u- 
rances  de  leur  haute  consideration. 

Zürich,  le  27  Mai  1815. 

Au  nom  de  la  Düte  fe"  ddral  e, 
Le  Bourgmestre  du  canton  de  Zürich,  President. 
(Suivent  les  signatures.) 

Teber  die  vorstehende  Verhandlung  hat  sich  die  Gesandtschaft  von 
Solothurn  das  Protokoll  offen  behalten  und  diejenige  von  Graubiinden 
keinen  Theil  an  der  Abstimmung  genommen." 
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Am  29.  Mai  berichtet  endlich  auch  Graubünden. 
es  sei  Hoffnung  vorhanden,  dass  seine  freiherrlichen 
Gemeinden  annehmen,  und  am  3.  Juni  langte  wirklich 
eine  derartige  Zuschrift  ein,  die  dabei  wieder  unnützer 
Weise  auf  das  Veltlin  zurückkommt,  das  der  Kanton 
zwei  Male  durch  sein  eigenes  Verhalten  verloren  hatte. 
Die  Erklärung  der  Tagsatzung  war  inzwischen  schon 
an  die  Wiener  Kongressmächte  abgegeben  worden. 

Den  Ministem  der  Mächte  in  der  Schweiz  wurde 
dieselbe  schon  am  Tage  ihrer  Ausstellung  mitgetheilt 
(Abschied  III,  pag.  77)  und  am  15.  Juli  wird  in  einer 
weiteren  Note  auf  die  noch  ausstehende  Anerkennung 
der  schweizerischen  Neutralität  gedrungen  (Abschied  III, 
pag.  81.)  Die  Gesandten  antworteten  darauf  am  18.  Juli 
(Abschied  III,  pag.  82)  und  die  diplomatische  Kommis- 
sion berichtet  am  26.  Juli  Folgendes: 

„Die  Erklärung  des  Kongresses  vom  20.  März  enthalte  die  bestimmte 
Zusicherung:  „dass,  sobald  die  schweizerische  Tagsatznng  den  darin  fest- 
gesetzten Bedingungen  ihre  Zustimmung  in  guter  und  gehöriger  Forin 
werde  ertheilt  haben  (was  bekanntermassen  durch  den  Akt  vom  27.  Mai 
geschehen  ist),  eine  Urkunde  ausgefertigt  werden  solle,  welche  von  Seite 
aller  Mächte  die  Anerkennung  und  Gewährleistung  der  immerwährenden 
Neutralität  der  Schweiz  innerhalb  ihrer  neuen  Grenzen  enthalten  und  einen 
Bestandthcil  derjenigen  Urkunde  bilden  wird ,  die  in  Vollziehung  des 
Artikels  XXXII  des  Pariserfriedensschlusses  vom  SO.  Mai  1*11  die  Anord- 
nungen dieses  Vertrags  vervollständigen  soll. 

Die  Ausstellung  eines  solchen  feierlichen  Aktes  sei  allerdings  für  die 
Eidgenossenschaft  von  grosser  Wichtigkeit,  und  die  Tagsatzung  habe  die 
heilige  Pflicht,  darauf  zu  dringen.  Die  Minister  seien  in  der  Erwartung 
gestanden,  der  allgemeine  Frieden^traktat  werde  denselben  enthalten.  Die** 
sei  aber  nicht  der  Fall ;  es  befinde  sieh  in  jenem  Vertrag  kein  besonderer 
Artikel  über  die  schweizerische  Neutralität,  uud  die  Note  d»*r  vier  Minister 
mache  es  sehr  begreiflich,  warum  die  Ausstellung  einer  dlessfäliigen  Ur- 
kunde bei  den  seither  eingetretenen  Ereignissen,  welche  die  Reisen  der 
Monarchen,  die  Entfernung  der  Kanzleien,  die  Unterbrechung  der  Friedens- 
iinterhandluugen  und  die  Notwendigkeit,  diesen  Frieden  noch  einmal  mit 
den  Waft'eu  zu  erkämpfen ,  herbeigeführt  haben ,  nicht  erfolgen  konnte. 
Indessen  sei  kein  Grund,  zu  besorgen,  dass  das  wichtige  Nationalinteresv 
der  Schweiz  bei  künftigen  Kriegen  in  Europa,  ihre  Neutralität,  von  den 
Mächten  nicht  anerkannt  werde.  Der  Artikel  LXXXIV  des  allgemeinen 
Vertrage*  sage  bestimmt:  Die  Erklärung  vom  20.  März  sei  in  ihrem  ganzen 
Inhalt  bestätigt,  und  alle  Grundsätze  und  Kestimmnngen,  welche  dieselbe 
enthalte,  sollen  unabänderlich  in   Kraft  verbleiben     Der  Grundsatz  also: 
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„dass  das  allgemeine  Interesse  von  Europa  zu  Gunsten  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  die  Anerkennung  einer 
immerwährenden  Neutralität  erheische,  die  Bestimmung:  das» 
diese  Neutralität  durch  eine  förmliche  Urkunde  von  allen 
Mächten  gewährleistet  werden  solle,"  stehen  unter  der  nämlichen 
Sanktion,  wie  alle  andern  wesentlichen  Anordnungen  des  Kongresses,  unter 
der  Sanktion  einer  formliehen  Einwilligung  und  des  feierlichen  Wortes  der 
europäischen  Mächte,  und  dies  unterliege  um  so  weniger  einigem  Zweifel, 
da  sogar  In  dem  Artikel  XCII  des  Hauptvertragsiustruments  den  Land- 
schaften Chahlais  und  Faucigny  die  Aufnahme  in  die  Neutralität  der 
8chweiz  zugesichert  werde,  so  wie  alle  Staaten  (heisst  es  wörtlich 
darin)  dieselbe  anerkannt  und  gewährleistet  haben. 

Nach  allem  dem,  scheint  es  der  Kommission,  könne  die  Schweiz  mit 
voller  Beruhigung  die  versprochene  feierliche  Urkunde  abwarten,  und  da 
die  Note  der  vier  Minister  eine  neue  Bestätigung  dieses  Versprechens  ent- 
hält, gedachte  Note  auch  ohne  fernere  Einwendung  annehmen,  wonach  in- 
dessen bei  gunstiger  Gelegenheit  auf  die  Erfüllung  der  wichtigen  Forma- 
lität zu  dringen  sein  wird. 

Nach  Anhörung  des  vorstehenden  vertraulichen  Berichtes  hat  sich  in 
der  Umfrage  die  allgemeine  Ueberzeugung  ausgesprochen,  dass,  was  den 
in  Berathung  liegenden  Gegenstand,  nämlich  die  Beurkundung  der  schwei- 
zerischen Neutralität  anbelangt,  die  Tagsatzung  bei  den  getroffenen  Vor- 
kehrungen für  einmal  wohl  beruhigt  sein  könne,  und  die  von  der  Kom- 
mission der  Sache  gegebene  Einleitung  lediglich  zu  befolgen  sei."  (Ab- 
schied, pag.  82.) 

Schliesslich  wurde  von  der  langen  Tagsatzung  am 
12.  August,  und  ebenso  bei  ihrem  Auseinandergehen 
am  31.  August,  dem  Vorort  die  Instruktion  ertheilt, 
auf  die  Beibringung  einer  solchen  förmlichen  Urkunde 
Bedacht  zu  nehmen  und  es  ist  dieselbe  am  20.  No- 
vember 1815  auch  ausgestellt  worden. 

Die  Verhandlungen  über  den  Zusatzvertrag 
vom  29.  März  1815,  die  separat  statt  hatten,  finden 
sich  in  dem  Abschied  der  langen  Tagsatzung  Band  III, 
auf  Seite  101,  102  und  107—113. 

Die  diplomatische  Kommission  äusserte  sich  zu- 
nächst darüber  wie  folgt: 

„Die  Anerkennung  der  Neutralität  zu  Gunsten  der  Provinzen  Chnblals 
und  Faucigny  ist  als  bestimmte  Verpflichtung  für  die  europäischen  Mächte 
Btipulirt,  deren  Truppen  im  Fall  eines  Krieges  In  diesen  Provinzen  weder 
Posto  fassen,  noch  durch  dieselben  ziehen  dürfen;  nach  dem  deutlichen  Sinn 
dieses  Artikels  hingegen  würde  die  militärische  Verteidigung  der  näm- 
lichen Provinzen  gänzlich  von  dem  freien  Willen  der  Schweiz  abhangen 
(sauf  les  troupes  que  la  Confcderation  jugeralt  convenable  d'y  placer).  Die 
einzigen  förmlichen  Bedingungen,  denen  sich  die  Schweiz  in  Hinsicht  dieser 
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Neutralität  zu  unterziehen  hätte,  betreffen  einerseits  den  Gebrauch  der 
Simplonstrasse  für  den  Abzug  der  Königlich-Sardinischen  Truppen,  ander- 
seits den  Vorbehalt,  dass,  im  Falle  eine  solche  schweizerische  Besetzung 
stattfinden  würde,  die  Verwaltung  dieser  Provinzen  dadurch  auf  keine 
Weise  gehindert  werden  solle. 

Fragt  man,  welcher  Vortheil  für  die  Schweiz  aus  der  Neutralitat  de» 
Chablais  und  des  Faucigny  entsteht,  so  wird  man  sich  bald  überzeugen, 
dass  dieser  Vortheil  in  der  That  sehr  wichtig  ist,  indem  diese  Provinzen 
die  grosse  Strasse  des  Simplon  und  das  Wallis  decken,  deren  Verteidigung 
im  entgegengesetzten  Fall,  wenn  Chablais  und  Faucigny  von  den  Truppen 
der  Krieg  fuhrenden  Mächte  besetzt  oder  durchzogen  werden  könnten, 
ungemein  schwieriger  sein  würde.  Nach  der  Ansicht  aller  Sachkundigen 
würde  die  Aufstellung  einiger  Kompagnien  jenseits  der  Bergpässe  von 
Valorsine,  Trient  und  Meillcrie  grössere  Sicherheit  gewähren,  als  ein  Armee- 
Corps  im  Wallis  selbst.  Die  Kommission  bezieht  sich  über  diesen  Punkt 
auf  das  vortreffliche  Memorial,  welches  der  eidgenössische  Herr  Oberst* 
qnartiermeister  Finaler  unter'm  2.  Mai  1814  der  Hohen  Tagsatsnng  ein- 
gereicht hat.    (Unsere  Beilage  V.) 

Im  Ganzen  genommen,  da  das  Wallis  einen  Thell  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  ausmacht  und  daher  auch  in  ihr  Neutralitätssystem  ein- 
begriffen werden  soll,  hält  die  Kommission  dafür,  dass  der  erste  Artikel, 
wovon  jetzt  die  Rede  ist,  weit  entfernt,  für  die  Schweiz  einigen  Anstand  zu 
haben,  ihr  vielmehr  wirkliche  Vortheile  darbietet,  und  dass  demnach,  wenn 
die  Verlegung  eidgenössischer  Truppen  in  das  Chablais  und  das  Faucigny 
als  facultativ  angesehen  und  beibehalten  wird,  die  Tagsatzung  ohne  Be- 
denken bei  den  Kantonen  darauf  antragen  könne,  in  die  oben  bemerkten 
zwei  Vorbehalte,  als  die  einzigen  Verpflichtungen,  welche  für  sie  aus  diesem 
Artikel  entstehen  würden,  einzuwilligen." 

Von  den  Ständen  äusserte  sich  Waadt  ausweichend 
und  St.  Gallen  ganz  ablehnend ;  seine  mit  unserer  heuti- 
gen Anschauung  zum  Theil  kontrastirende  Erklärung 
war  folgende: 

„Die  Gesandtschaft  des  Standes  Glarus  erklärte  am  1.  üeuuionat  die 
Ratifikation  der  nachträglichen  Erklärung  des  Wiener  Kongresses  vom 
29.  März,  betreffend  einerseits  die  Abtretung  einiger  savoyischcr  Laudes- 
theile  zu  Gunsten  des  Kantons  Genf,  anderseits  die  fakultative  Erweiterung 
der  schweizerischen  Neutralitätslinie  auf  die  Landschaften  Chablais  und 
Faucigny. 

Hingegen  wurden  von  Seite  des  Standes  St  Gallen,  mittelst  Zuschrift 
vom  3o.  Braehinonat ,  mancherlei  Bedenken  gegen  die  unbedingte  Annahme 
des  zweiten  Punktes  (die  Neutralisation  von  Chablais  und  Faucigny)  ge- 
äussert. Ohne  den  beträchtlichen  Aufwand  an  Truppen,  Kriegsmaterialien 
und  Geld  in  Rechnung  zu  bringen,  den  die  Verteidigung  dieser  Land- 
schaften erfordern  würde,  glaubt  der  Stand  St.  Gallen,  dass  der  Gcnferse* 
eine  weit  vor th eilhafter  zu  behauptende  Grenze  wäre,  als  jene  neu  zu  schaf- 
fende, da  durch  die  Besetzung  der  Bergpässe  von  Valorsine,  Meillcrie 
u.  s.  w.  mir  Wallis  gedeckt,  hingegen  die  Neutralität  von  Chablais  and 
Faucigny  in  militärischer  Beziehung  noch  nicht  gewährleistet  sein  würde. 
Nach  der  Meinung  St.  Gallens  sollte  die  Besetzung  und  Beschützung  dieser 
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Landschaften  ganz  abgelehnt  oder  doch  das  Fakultative  derselben  noch 
ausdrücklicher  bedungen  werden,  als  es  durch  den  zweiten  Artikel  des  Er- 
klärnngseiitwurfes  der  Tagsatzung  geschehe.  Ferner  sollte  deutlich  be- 
stimmt werden,  dass  ein  anfälliger  Rückzug  der  sardinischen  Truppen  über 
das  Schweizergebiet  nicht  an  sich  selbst  schon  als  Nentralitätsbruch  ange- 
sehen werde.  Endlich  wäre  noch  die  vorläufige  Zustimmung  der  Krone 
Frankreich  zu  diesen  Neutralitätsgrundsätzen  erforderlich.  Nach  diesen  zn 
erläuternden  Bestimmungen  werde  8t.  Gallen  weiter  kein  Bedenken  tragen, 
die  nachträglichen  Kongressakten  vom  29.  März  1815  zu  ratifiziren." 

Zürich  begleitete  seine  Genehmigung  ebenfalls  mit 
folgender  Einleitung: 

„Dass  die  Besetzung  oder  Nichtbesetzung  der  Landschaften  Chablais 
and  Faucigny  durch  die  Eidgenossenschaft  für  die  letztere  (nach  dem  Tenor 
der  Erklärung  vom  29.  März)  lediglich  fakultativ  sein  solle  und  ihr 
niemals  gegen  ihre  Konvenienz  zugemuthet  werden  könne." 

Demgemäss  wurde  dann  wirklich  die  Redaktion 
der  Antwortserklärung  in  Artikel  2,  so  wie  sie  jetzt 
lautet,  mit  zwei  ausdrücklichen  Vorbehalten,  festge- 
stellt und  dann  das  Aktenstück  am  12.  August  1815, 
unter  Zustimmung  aller  Kantone  mit  Ausnahme  von 
Zug,  Graubünden  und  Thurgau,  deren  Kommit- 
tenten sich  noch  nicht  geäussert  hatten,  an  die  Minister 
von  Oesterreich,  England,  Russland,  Frankreich  und 
Preussen  mit  Note  vom  gleichen  Tag  übergeben.  Das- 
selbe lautete: 

ACTE. 

„Les  Pnissances  re*nnies  au  Congres  ayant  fait  remettre  ä  1a  Diete, 
par  leurs  Minlstres  rcsidans  a  Zürich,  deux  actes  orlginaux,  approuves  et 
slgnes  par  lc  Congres  dans  la  si-ance  du  29  Mars  1815,  dont  le  premier, 
lntitule'  Protocole,  re*unit  an  canton  de  Geneve  une  partie  du  territoire  de 
la  Savoie,  mis  a  la  dlsposition  des  hautes  l'ulssances  alliees  par  Sa  Majestä 
le  Roi  de  Sardalgne,  et  dont  le  second,  qui  est  un  appendice  du  premier, 
contient:  1)  la  stipulation  que  les  provlnces  de  Chablais  et  de  Faucigny 
et  le  territoire  au  nord  d'Ugine,  appartenant  a  Sa  Majestc*  Sarde,  feront 
partie  de  la  neutral  ite*  de  la  Suisse,  garantie  par  toutes  les  Puissances,  en 
sorte  que  toutes  les  fols  que  les  Etats  voisins  de  la  Suisse  seront  en  etat 
d'hostilites  onvertes  ou  imminentes,  les  troupes  de  Sa  Majest6  le  Roi  de 
Sardaigne  qui  se  trouveraient  dans  ces  provinces,  pourront  s'en  retirer  en 
passant  par  le  Valais,  si  cela  est  necessaire,  et  qu'aucunes  troupes  arme*es 
d'auenne  puissanee  ne  pourront  y  stationer  ni  les  traverser,  sauf  celles  que 
la  Conföde>ation  suisse  jugerait  convenable  d'y  placer;  2)  la  proposltion 
d'aecorder  exemption  de  droits  de  transit  pour  les  marchandises  qui.  venant 
des  Etats  de  Sa  Majestö1  Sarde  et  du  port  franc  de  Genes,  traverseraient 
Ich  cantons  de  Valais  et  de  Geneve,  et,  reciproquoment,  lameme  exemption 
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pour  les  marchandises  qui  passent  en  transit  par  la  partie  du  Chablais 
situee  entre  ces  deux  cantons. 

La  Diete  de  la  Conf4d6ration  sutsse,  ensuite  de  racquiesee- 
ment  donne*  par  les  gouvernemens  des  republlques  du  Valals  et  de  Ge- 
neve  aux  conditlons  dnoncees  dans  les  deux  actes  susdtts,  et  de  l'autorisatton 
formelle  des  cantons,  qul  ont  reconnu  dans  ces  dispositions  duCongre*  une 
nouvelle  preuve  de  la  bienveillance  des  hautes  Puissances  envera  la  Saisse. 

Döclare: 

1)  Les  actes  dn  congres  de  Vieune  du  29  Mars  1815,  en  ce  qui  regarde 
le  canton  de  Geneve  et  la  neutral  isation  du  Chablais  et  du  Fancigny,  aont 
acceptes  avec  reconnaisance  par  la  Confädäration  sui&se,  et  le  territoire 
d£signe*  comme  devaut  faire  partie  du  canton  de  Geneve,  est  place"  sous 
la  garantie,  dnoncde  a  l'article  1  du  paete  föderal. 

2)  Eu  egard  ä  la  stipulation  de  neutralite*  perpltuelle  consentie  par 
toutes  les  Puissances  en  faveur  des  provinces  de  Chablais  et  de  Fancigny. 
la  8ui8se  accordera,  si  cela  est  necessaire,  sous  la  reserve  qu'il  n'en  resnlte 
aiicun  prejudice  pour  sa  neutralite*  le  passage  pour  la  retraite  des  tronpes 
de  8a  Majeste  Sarde  de  ces  provinces,  et  si  la  Confedäration  falnsi  que  Vnc\t 
du  Congres  lui  en  laisse  la  faculte)  jugeait  alors  convenable  d'y  plaeer  des 
troupee,  de  la  maniere  et  aux  conditlons  qul  pourraient  6tre  dätermioees 
par  des  Conventions  particul leres,  la  Suisse  promet  en  outre  qu'une  teile 
oeeupation  militaire  momentance  ne  portera  aucun  prejudiee  a  ladmini- 
stration  ctablie  par  8a  Majeste*  Sarde  dans  lesdites  provinces. 

8)  La  Sutsse  accordera  l'exemption  de  droits  de  transit  reserv£e  dans 
le  sccond  article  du  meine  acte  pour  les  marchandises  provenant  den  Etat* 
de  Sa  Majeste  le  Hol  de  Sardaigne,  qui  traversent  par  la  route  da  8  Implan 
le  Valals  et  le  canton  de  Geneve.  Toutefois  U  est  expressenaent  entendu 
que  sous  cette  dlnomination  ne  sont  pas  oompris  les  droits  de  route.  de 
ptfage  et  de  barriere,  et  que  les  arrangemens  ulterieurs  relativement  a  cet 
objet,  seron t  reglos  entre  Sa  Majeste*  Sarde  et  les  cantons  Interesse«  par  de» 
Conventions  particul  leres. 

0  Le  präsent  acte  d'aecession  aux  actes  du  Congres  du  29  Mars  «13 
sera  remis  aux  Mlnlstres  des  augustes  eours  alllces  räsidans  en  Suisse. 

En  foi  de  quoi  les  presentes  ont  ete*  signe*es  et  scelle*es.  u  Zürich  le 
12  Aoftt  181ö. 

Au  n  o  in  de  la  biete  de  la  Conföderation  suisse 
Le  Bourgmestre  du  cauton  de  Zürich,  President  de  la  Diete : 

de  Wyss. 
Le  Chancelier  de  la  Confädcratlon : 

M  o  u  s  s  o  n.     (Abschied  III,  pag.  113  und  114.) 

Damit  sind  wir  aber  bereits  weit  in  eine  Zeit 
vorgerückt,  welche  unterdessen  noch  eine  Reihe  für 
die  Eidgenossenschaft  auf  alle  Zeiten  wichtig  ge- 
bliebener Ereignisse  gesehen  hatte,  deren  Erzählung 
einer  ferneren  eidgenössischen  Geschichte  vorbehalten 
bleibt.  Die  langwierigen  Kongressverhandlungen,  die 
anders  als  aus  den  Akten  dem  Leser  gar  nicht  klar 
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werden,  hatten  den  Behörden  der  Eidgenossenschaft 
und  der  Kantone  doch,  bei  aller  offiziellen  Beschöni- 
gung, den  Dienst  einer  öffentlichen  Kritik  ge- 
leistet, wie  sie  damals  im  eigenen  Lande  ausgeschlossen 
war.  Von  den  fremden  Ministern  mussten  die 
damaligen  Regenten  der  Schweiz  in  so  unverblümter 
Sprache,  als  es  bei  Diplomaten  überhaupt  möglich  ist, 
Dinge  hören,  die  das  eigene  Volk  bei  Strafe  des  Auf- 
ruhrs und  Hochverraths  nicht  mehr  zu  sagen  wagte. 
Die  alten  Helvetiker  von  1798  hörten,  dass  man  die 
ganze  Geschichte  eines  Landes  nicht  ungestraft  als 
eine  blosse  Kollektion  von  sinnlosen  Missbräuchen  be- 
handeln dürfe  ,  wenn  man  nicht  riskiren  wolle,  auf 
dieselben  doch  wieder  zurückkommen  zu  müssen;  die 
Aristokraten  vernahmen  vielleicht  zum  ersten  Male 
deutlich,  dass  17  Jahre  im  Leben  einer  Nation  und 
Verfassungsänderungen,  die  durch  den  unzweifelhaften 
Willen  derselben  herbeigeführt  worden  sind,  etwas 
zu  bedeuten  haben  und  dass  es  in  einer  Republik  kein 
Geburtsrecht  für  eine  allein  regierende  Klasse  geben 
kann,  sondern  eine  jede  solche  sich  durch  stete  und 
wohlbegründete  Beliebtheit  bei  der  grossen  Masse  des 
Volkes  legitimiren  muss. 

Alle  vernahmen,  wenn  sie  wollten,  die  grosse 
Wahrheit,  dass  man  in  einem  Staate  die  ausgeschie- 
denen Elemente  der  Nation,  die  mit  ihrem  gesunden 
Leben  und  Denken  gar  nicht  mehr  in  einem  organischen 
Zusammenhange  stehen,  niemals  zu  Einfluss  gelangen 
lassen  darf,  und  zwar  gleichviel,  ob  diese  disharmoni- 
schen Theile,  äusserlich  angesehen,  eine  Art  von 
oberster  Schicht,  oder  die  sogenannte  Hefe,  den  Boden- 
satz des  Volkes  bilden. 
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VII.  Die  Schweiz  in  Elba. 

Während  der  Kongress  in  Wien  tanzte  und  daneben 
das  französische  Weltreich  vertheilte,  brütete  der  ehe- 
malige Herr  desselben  auf  einer  damals  ziemlich  ein- 
samen Insel  des  mittelländischen  Meeres  über  der 
Portsetzung  einer  abenteuerlichen  Lebensgeschichte, 
die  er  noch  nicht  für  abgeschlossen  ansah.  Zwar  in 
der  allerersten  Zeit  nach  seiner  definitiven  Besiegung 
durch  den  Feldzug  von  1814,  erscheint  er  in  eine 
Traurigkeit  versunken,  welche  in  einzelnen  Momenten 
der  Höhe  seines  früheren  Uebermuthes  gleichkam.  Im 
Ganzen  aber,  und  wenn  wir  von  einigen  übertriebenen 
Beschreibungen  absehen,  welche  die  stets  zahlreichen 
Anbeter  des  Erfolges  in  den  damaligen  Zeitungen  über 
ihn  publizirten1)  und  die  zum  Theil  auch  in  die  ernstere 


»)  Die  Berichte  der  damaligen  Blätter  über  Napoleon  in  Fontaineblean 
und  über  seine  Reise  nach  St.  Raphean  und  die  dortige  Einschiffung  nach 
Elba  sind  widerlich  und  zeigen  das  fruchtlose  Bestreben,  neben  diesem  rö- 
mischen Imperator,  der  einsam  und  düster,  wie  ihn  ein  berühmtes  Gemälde 
zeigt,  während  vollen  drei  Wochen  in  Fontaineblean  dem  Sturze  seiner 
Herrschaft  zuschaut,  die  beinahe  komischen  Figuren  der  aus  der  langfrD 
Verbannung  wiedergekehrten  Bourbonen,  den  unbehül  flieh  dicken,  kamn 
des  Gehens  mehr  fähigen  Ludwig  XVIII.  und  den  abgelebten  Grafen  ron 
Artois  nebst  ihrem  vergilbten  Anhange  zur  Geltung  zu  bringen. 

Solche  ausführliche  Berichte  enthält  u.  A.  die  Allg.  Zeltung  vom 
SO.  Mai  1811  und  die  Beilage  vom  0.  Februar  1815.  Dieselben  stehen  in 
manchen  Einzelnheiten  mit  den  verschönernden  Berichten  der  Generalin 
Durand  von  neuestem  Datum  in  starkem  Widerspruch.  Heber  die  Pariser 
Journale  vgl.  die  Anmerkung  auf  pag.  lrti  f. 

Napoleon  ist  noch  immer  ein  Räthsel,  wie  Gentz  (Oesterreichs 
Thei Inahme.  pag.  »86)  ihn  bereits  richtig  nennt;  er  bleibt  stets  interessant 
Von  Zeit  zu  Zeit  kommen  daher  immer  wieder  neue  und  zwar  die  aller- 
verschiedensten  Beurthei langen  über  ihn  zu  Tage,  die  immer  noch  an  Ueber- 
treibung  nach  der  einen  oder  andern  Seite  hin  leiden  (vgl.  z.  B.  gegenwärtig 
Taine  in  der  Revue  des  deux  mondes),  während  über  alle  seine  Gegner, 
Ludwig  XVIII.,  Alexander,  Friedrich  Wilhelm,  Franz  I.,  Bernadotte,  den 
Prinz-Regenten  von  England,  Metternich  u.  k.  w.  die  Geschichte  längst  ihr 
definitives  Urthell  gesprochen  hat  und  sie  eigentlich  als  Menschen  kaum 
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Geschichtsschreibung  übergegangen  sind ,  zeigt  sich 
dieser  Mann  in  seinem  Unglück,  von  Allem  verlassen, 
was  nicht  er  selber  war,  als  eine  bedeutend  sympathi- 
schere Persönlichkeit,  als  er  es  jemals  auf  der  Höhe 
seiner  Erfolge  war,  und  allen  seinen  Besiegern  erst 
jetzt  recht  überlegen.  Es  ist  dem  Menschen  selten  be- 
schieden, lauter  Erfolge  in  seinem  Leben  zu  haben,  und 
wenn  es  so  ist,  oder  so  scheint,  so  ist  es  noch  seltener 
ein  gutes  Zeichen  für  ihn.  Der  edelste  Anblick,  den 
diese  Welt  bietet,  ist  ein  grosser  Mann  im  selbstver- 
schuldeten Missgeschick,  wenn  er  sich  aus  einer  kolos- 
salen Verirrung  sammelt  und  seinen  bessern  Menschen 
wieder  in  sich  findet  und  herstellt.  Es  kann  auch  kein 
bedeutender  Mensch  derartige  Zeiten  in  seinem  Leben 
entbehren,  in  denen  alles  ihm  innerlich  Fremde,  was 
sich  in  den  Zeiten  des  Glückes  mit  unwiderstehlicher 
Gewalt  an  ihn  herandrängte,  von  ihm  abfallt  und  der 
Zweck  des  Daseins  in  seiner  ernsten  und  wahren  Ge- 
stalt vor  dem  nicht  länger  geblendeten  Auge  wieder 
aufsteigt. 

So  etwas  muss  in  Napoleon  in  den  drei  Wochen 
vom  31.  März  bis  21.  April  1814  vorgegangen  sein,  in 
welchen  er  einsam,  umgeben  bloss  noch  von  wenigen 
Gardetruppen  in  Fontainebleau  sass,  während  seine 
Marschälle,  einer  nach  dem  andern,  ja  sogar  sein  Stief- 


noch  irgend  Jemanden  intercssiren.  Es  ist  einigermassen  schwer,  das 
biblische  Wort,  das»  der  Gerechte  fällt  und  wieder  aufsteht,  die  Gottlosen 
aber  im  Unglück  versinken,  auf  Napoleon  anzuwenden,  der  neben  Keinen 
grösseren  Eigenschaften  etwas  von  einem  achten  italienischen  eondottiere. 
in  der  Art  der  Sforza  oder  Medici.  an  sich  gehabt  hat  und  jedenfalls  ein 
vollendeter  Schüler  seines  Landsmannes  Macchiavelli  war;  doch  liegt  ja 
der  allgemeine  Gedanke  darin,  dass  diejenigen,  welche  in  sieh  selbst  ein 
Stück  wahren  Seins  tragen,  das  ihnen  bleibt,  wenn  auch  alles  Scheinwesen 
von  ihnen  abfallt  und  sie  der  bittersten  Kritik  ausgesetzt  sind,  damit  eben 
die  Welt  überwinden,  während  das  Bewusstsein.  nur  auf  Glück  oder  Men- 
schenjrunst  gebaut  zu  sein,  den  Menschen  unsicher  macht  und,  bei  dem  un- 
vermeidlichen Wechsel  dieser  Umstände,  unglücklich  machen  muss. 
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söhn,  Eugen  Beauharnais,  der  doch  als  ritterlicher 
Charakter1)  in  der  Geschichte  gilt,  und  sein  Stabschef 
Berthier,  dem  neuen  Hofe  in  Paris  ihre  Aufwartung 
machten.  —  Insofern  war  auch  für  ihn  diese  Ruhe- 
pause in  Elba  nach  einem  rastlosen  Leben,  wie  er  es 
seit  zwanzig  Jahren  führte,  eine  unschätzbare  Erholungs- 
zeit, in  der  er  neue  Kraft  schöpfte,  eine  Zeit,  ohne 
welche  sich  die  napoleonische  Legende  vielleicht  gar 
nicht  mehr  erneuert  und  bis  zur  heutigen  Stunde  er- 
halten hätte.  Um  so  thörichter  war  dieses  Kaiserthum 
von  Elba  vom  Standpunkte  der  alliirten  Mächte  aus 
angesehen,  und  es  wollte  sich  auch  schon  kurze  Zeit 
nachher  Niemand  mehr  zu  dieser  politischen  Schöpfung 
bekennen.2) 

')  Dieser  Charakter  ist  ihm  von  den  Deutschen  Kegeben  worden, 
die  für  seine  persönliche  Liebenswürdigkeit  allzu  empfänglich  waren.  Rit- 
terlich hat  im  Deutschen  einen  andern  Sinn  als  „chevalcresque-  oder  „brave* 
im  Französischen.  Wir  würden  z.  lt.  den  Marschall  Ney.  der  in  kurzer  Zeit 
zwei  Mal  vom  Kaiser  zu  den  Bonrbonen  und  von  diesen  wieder  zu  Napoleon 
überging,  niemals  einen  ritterlichen  Mann  nennen  können,  während  er  bei 
den  Franzosen  jene  obigen  Eigenschaften  nicht  eingebüsst  hat.  Ein  Offizier 
der  Festung  Hüningen  zeigte  während  der  hundert  Tage  in  Basel  ohne  Scheu 
eine  weisse  Kokarde,  die  er,  für  alle  eintretenden  Fälle,  verborgen  auf  der 
Brust  trug,  während  er  die  dreifarbige  an  der  Kopfbedeckung  hatte.  (Allg. 
Zeitung  vom  10.  April  1815.)  Napoleon  selbst  würde  darin  vielleicht  nichts 
Unbegreifliches  gefunden  haben.  Sein  erster  Kammerdiener,  Constant,  ver- 
lless  ihn  bei  seiner  Reise  nach  Elba  vor  der  Einschiffung  mit  80.000  Fr-, 
die  ihm  übergeben  waren,  sein  Leibmameluk  Roustan  wollte  ihm  nicht  folgen. 
Diese  beiden  Menschen  meldeten  sich  bei  seiner  Rückkehr  nach  Paris  zur 
Wiederaufnahme  ihrer  Dienste,  wie  wenn  nichts  vorgefallen  wäre  (Allg.  Ztg. 
vom  11.  April  1815).  Sic  thaten  auch  wirklich  nichts  Anderes  als  alle  Mar- 
schälle und  sonstigen  grossen  Herren;  nur  setzt  man  unwillkürlich  bei  der 
geringeren  Klasse,  zu  ihrer  grossen  Ehre,  Treue  und  Gewissenhaftigkeit 
als  selbstverständlich  voraus  und  sie  ist  dort  auch  nicht  zu  entbehren,  wenn 
nicht  das  ganze  Leben  in  der  Gemeinschaft  unmöglich  werden  soll. 

*)  Der  Vertrag  mit  Napoleon  vom  12.  April  wurde  längere  Zeit  ziem- 
lich geheim  gehalten,  er  steht  z.  B.  erst  in  der  Allg.  Zeitung  vom  2*.  Jnoi. 
Man  wusste  bloss,  dass  er  Elba  und  eine  beträchtliche  Pension  bekam,  and 
den  Kaisertitel  sowie  eine  kleine  Garde  behalten  durfte.  Später  wollte 
Niemand  von  den  Ministern  der  Alliirten  das  Dokument  unterzeichnet  haben 
(Allg.  Ztg.  vom  7.  Juli).  Die  Sache  kam  am  28.  Juni  im  englischen  Parla- 
ment ernstlich  zur  Sprache,  und  schon  im  September  1814  erklärten  englische 
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Ob  Napoleon  schon  von  Anfang  an  an  eine  Wen- 
dung des  Schicksals  und  eine  Rückkehr  auf  seinen  Thron 
dachte,  muss  zum  mindesten  zweifelhaft  erscheinen  und 
wäre  auch  bei  der  grossen  Gemüthsdepression,  in  welcher 
er  sich  anfänglich  offenbar  befand,  kaum  glaublich.  Von 
seiner  Reise  nach  Elba,  die  er  am  21.  April,  nach  dem 
berühmten  Abschied  von  der  Garde  in  Fontainebleau, 
antrat,  wird  in  den  damaligen  Zeitungen  erzählt,  dass 


Zeitungen,  man  müsse  Bonaparte  einen  andern  Aufenthaltsort  anweisen, 
Elba  sei  zu  gefährlich  (Allg.  Ztg.  vom  8.  September  1814). 

In  der  ganzen  Zeit  vom  4.  Juni  1814  bis  äfi.  Februar  1815,  während 
welcher  Napoleon  in  Elba  war,  beunruhigte  dieser  grosse  Schatten  die  Fürsten 
und  Minister  in  Wien  und  die  Bonrbonenregierung  in  Paris,  die  sich  bald 
in  ihrer  ganzen  Geistlosigkeit  blosstellte,  beständig.  Es  ist  kläglich  zu 
sehen,  wie  die  letztere  durch  Reisen  ihrer  Prinzen  und  Prinzessinnen  in  ganz 
Frankreich  herum  die  Loyalität  der  Unterthanen  für  die  „Nachkommen  des 
guten  Königs  Heinrich  IV.**,  der  jedem  Bauer  Sonntags  sein  Huhn  im  Topfe 
gönnen  wollte,  wieder  aufzufrischen  und  den  Tyrannen  in  Elba  durch  allerlei 
lächerliche  Anekdoten  in  ihren  Sold  blättern  zu  diskreditiren  versucht. 
Ein  Schweizerblatt  rief  damals  den  Pariser  Journalisten,  welche  stets  das 
Unglück  Frankreichs  gewesen  sind,  die  bittern  Worte  zu :  nVos  mains  souil- 
lent  de  fange  les  däbris  de  l'autel,  oh  fuma  votre  encens."  Ernsthaftere 
Beobachter,  wie  der  „Kheinisohe  Merkur-  von  Görres,  sagten  schon  im 
April  1814,  man  rechne  in  Frankreich  auf  Zwietracht  unter  den  Alliirten 
und  eine  Wendung  des  Schicksals,  der  gemeine  Mann  in  Frankreich  nenne 
Napoleon  noch  ganz  wie  bisher  „den  Kaiser".  Eine  Schilderung  der  politi- 
schen Situation  in  Frankreich  aus  der  gleichen  geistreichen  Feder,  die  noch 
heute  von  Interesse  ist,  lautet  wie  folgt: 

„Die  wüthendste  aller  Parteien,  die  gegenwärtig  sich  in  Frankreich 
regen.  Ist  ohne  Zweifel  die  Soldatenpartei.  Man  gibt  sich  alle  Mühe  sie  zu 
stillen,  die  Zeitungen  arbeiten  unaufhörlich,  über  die  Veränderung  der 
Dinge  und  den  Abschluss  des  Friedens,  sie  zu  beschwichtigen,  damit  sie 
nicht  vor  der  Zeit  losbricht;  aber  Alles  will  nur  schlecht  gelingen,  und  sie 
macht  kein  Qeheimniss  daraus,  dass  sie  nach  kurzer  Frist  ihre  Genngthuung 
sich  zu  nehmen  wissen  werde.  Ehrend  Ist  es  dabei  für  die  Preussen,  dass 
sie  der  Gegenstand  ihres  stärksten  Hasses  sind.  Sie  werden  nur  die  Ent- 
fernung der  Heere  abwarten,  um  ihrem  Zorn  Luft  zu  machen,  und  wahr« 
scheinlich  wird  der  Senat,  der  das  Gehelmniss  gefunden,  bei  allen  Partelen 
sich  verächtlich  zu  machen,  als  das  erste  Opfer  einer  Rückwirkung  fallen, 
die  sich  vor  der  Hand  die  Miene  geben  wird,  als  ehre  sie  den  wieder  in  die 
Mitte  der  Nation  verpflanzten  Fürsten  stamm.  Ein  gross  Geschrei  wird  sich 
erheben,  dass  man  ihre  fünfundzwanzigjährigen  8iege  In  also  feigem  Kleln- 
muth  hingegeben;  dass  man,  was  sie  mit  ihrem  Blute  Frankreich  erworben, 
ohne  sie  zu  fragen,  dem  Feinde  überlassen.  Da  sie  Unterwerfung  vor  der 
Majestät  des  Königs  heucheln,  so  werden  natürlich  jene  als  die  ersten  Opfer 
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er  in  Lyon  eine  Bibel,  eine  Pflanzensammlung  und 
alle  seit  seiner  Absetzung  erschienenen  Pamphlete, 
Adressen,  Karrikaturen  etc.  gekauft,  und  sich  öfter 
dahin  ausgesprochen  habe,  er  wolle  sein  noch  übriges 
Leben  mit  der  Beschreibung  seiner  Thaten  zubringen. 
Ein  solcher  Gedanke  lag  ihm,  der  seine  im  Ganzen  ge- 
ringe Bildung  fast  ausschliesslich  aus  einigen  Schrift- 
stellern des  klassischen  Alterthums  geschöpft  hatte, 
ziemlich  nahe,  doch  war  sein  Geist  zu  unruhig  dazu, 
und  bald  beschäftigten  ihn  offenbar  die  Beobachtung 


fallen,  die  sich  bemühen,  die  gegenwärtige  Ordnung  der  Dinge  zu  erhalten. 
Später  wird  sichs  auch  mit  den  Andern  geben.  Ganz  und  gar  sind  die  Zeiten 
jetzt  gekommen,  wo  nachdem  in  Rom  Tlber-ius  und  Claudias  and  die  Nero 
die  kaiserliche  Würde  geschändet,  das  Heer  sich  aufgemacht,  und  nun  ans 
seiner  Mitte  seine  Herren  und  Kaiser  dem  Volk  gegeben.  Das  ist  das  ein- 
zige unselige  Verhältniss,  das  die  Revolution  aus  der  altern  Geschichte  noch 
nicht  in  die  gegenwärtige  Zeit  verpflanzt  hat;  nun  ist  auch  dazu  der  Augen- 
blick gekommen.  Napoleon  wusste  sie  durch  Kraft  und  Lüge  wohl  zu  halten 
und  zu  binden  im  Gehorsam;  nun  ist  das  Band  gesprengt,  was  wird  herr- 
schen  als  die  Gewalt?  Ewig  wird  der  Ohnmacht  gegenüber  die  Macht  ihr 
Uebergewicht  missbrauchen.  Indem  man  Napoleon  aus  der  Mitte  dieser 
trotzigen,  gewaltthätigen,  blutgierigen  Generale,  Offiziere  und  Soldaten 
weggenommen,  und  an  seine  Stelle  einen  gutmtithlgen  Stamm,  der  grössten- 
teils im  Unglück  sogar  die  Repräsentation  vergessen,  auf  die  das  eitle  Volk 
Alles  hält,  gesetzt,  ist  sogleich  die  Wagschale  auf  die  Seite  der  Bosheit  um- 
geschlagen. Nicht  andern  Rath  hat  die  gemeinste  Klugheit  vom  Anfang  an 
geboten,  als  zum  mindesten  ein  gleichgewogenes  Pfund  aus  der  andern 
Schale  wegzunehmen,  dann  war  mit  Vernunft  auf  einiges  Gleichgewicht  zu 
rechnen.  Jetzt  haben  allein  die  fremden  Heere  auf  die  eine  Seite  sich  ge- 
hängt, ist  diese  Last  erst  weggenommen,  schnell  wird  die  leere  Schale  in 
die  Hohe  schnellen.  Jeder  hat  für  sich  selber  seinen  Frieden  abgeschlossen; 
er  ist  Herr  ihn  zu  brechen  nach  eigenem  Wohlgefallen.  Unter  Prinzen  in 
dienen,  deren  Namen  sie  kaum  gekannt,  wird  sie  unerträglich  drucke«. 
Alle  Pfiffigkeit  der  Politik  und  Regierungskunst  muss  an  denen  verloren 
wein,  die  sie  selbst  erschöpft  und  von  je  geübt.  Jeder  Tag,  der  ihnen  an« 
der  Gefangenschaft  Entlassene  zuführt,  wird  ihnen  neue  Hülfe  bringen- 
Diese  Heere  sind  im  Kriege  aufgewachsen  und  auf  den  Krieg  angewiesen, 
im  Frieden  sehen  sie  ihr  Verderben.  Nur  eine  Hoffnung  ist,  dass  sie  sich 
in  sich  selbst  entzweien  und  verderben ;  aber  das  wird  ganz  allein  nur  dann 
erfolgen,  wenn  sie  die  Grenzen  wohl  bewahrt,  und  die  Nachbarn  in  solcher 
Fassung  sehen,  dass  es  ihnen  unmöglich  dünkt,  mit  ihrer  Wuth  sie  zu  durch- 
brechen. Darum  sei  Deutschland  wohl  auf  seiner  Hut  und  schirme  seine 
Grenzen  weniger  mit  stehenden  Heercu,  die  uns  auffressen  und  verderben, 
sondern  indem  es  sein  Volk  wehrhaft  macht  und  ihnen  furchtbar  bleibt. 
Immer  sind  in  alten  Zeiten  die   deutschen  Wälder  den  Römern  ein  («ran» 
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der  Gegenwart,  die  wachsende  Zwietracht  in  Wien,  die 
Unzufriedenheit  in  Frankreich  und  eine  zahlreiche  Kor- 
respondenz zu  sehr,  als  dass  er  dieser  Idee  hätte  einen 
weiteren  Spielraum  gestatten  können. f)  Vielleicht 
hielt    ihn  auch,   bei  näherer  Ueberlegung  der  Sache, 

gewesen;  so  werde  denn  Deutschlands  Volk  ein  Lanzenwald  nnd  eine 
Schwerteraue,  damit  sie  den  sichern  Tod  erblicken,  wenn  sie  in  denselben 
einzudringen  wagen.  Kur  wenn  sie  also  unizäumt  nnd  umhegt  sich  fühlen, 
werden  sie  auf  sich  selbst  zurückgeworf en ;  die  Rache,  die  das  gutmüthige 
Ausland  nicht  üben  mochte,  werden  sie  an  sich  selbst  vollbringen,  und  das 
schwefellichte  Höllenfeuer  in  ihnen  wird  nach  und  nach  verglühen.  Dann 
erst  wird  der  wahre  Frieden  kommen,  den  uns  der  Abschluss  vom 
30.  Mai,  der  den  guten  Willen  der  Fürsten  nur  bezeugt,  schwerlich  geben 
wird.  Schon  dass  der  Mund  der  Kanonen,  die  immer  Krieg  gesprochen, 
ihn  von  Paris  aus  zuerst  der  Welt  verkündigt,  ist  ein  bedenklich  Zeichen; 
nur  die  Glocken  zu  Herolden  des  Blutvergiessens  so  oft  entweiht,  sind  die 
wahren  Friedensboten." 

*)  Die  nachher  zu  erwähnenden  Memoiren  der  Frau  Oberst  Engel  er- 
zählen, dass  mehrere  grosse  Kisten  voll  solcher  Korrespondenzen  von  Elba 
nach  Frankreich  mitgenommen  worden  seien.  Spuren  von  schriftstelle- 
rischer Thätigkelt  sind  unseres  Wissens  nicht  vorhanden.  Eine  Nachricht  vom 
8.  Mai  aus  Elba  sagt,  man  habe  Ihn  mit  der  Lektüre  von  Robinson  Crusoe 
beschäftigt  gefanden.  Dagegen  baute  und  administrirte  Napoleon  daselbst 
nelsslg  ( Alig.  Ztg.  vom  28.  Mai).  Ueber  die  Regierung ,  die  er  auf  der  Insel 
führte,  sagen  damalige  Berichte: 

„Unser  Souverän  beschäftigt  sich  fortwährend  mit  Regiernngs-Ange- 
legenheiten.  Der  von  ihm  ernannte  Rath  besteht  aus  12  Räthen  und  1  Se- 
kretär; an  der  Spitze  steht  der  General  und  Palastmarsc.hnll  Bertrand  als 
Präsident.  Kommandant  der  Insel  ist  General  Denot,  Intendant  Hr.  Balblanl. 
Vier  Rathe,  worunter  der  Kommandant  der  National garden.  Herr  Lapi, 
wurden  zu  Kammerherren  mit  einem  Gehalt  von  1200  Franken  ernannt. 
Ueberdies  wurden  3  Ordonnanzoffiziere  und  4  Pagen  mit  100')  Franken  an- 
gestellt. Am  22..  als  am  Fest  des  Patrons  der  Insel  Elba,  fand  sich  der 
Souverän  bei  dem  feierlichen  Gottesdienste  ein.  Der  vom  Bischof  von 
Ajaccio  auf  der  Insel  Elba  und  zu  Piombino  aufgestellte  Vikar  gab  einen 
Hirtenbrief  heraus,  worin  er  die  Bewohner  der  Insel  Elba  zum  Gehorsam 
gegen  ihren  neuen  I^andesvater  ermahnt.  Der  Vizepräfekt,  funktionirender 
Präfekt  der  Insel  Elba,  hat  an  die  Insulaner  eine  Proklamation  erlassen, 
io  welcher  er  sie  zum  Jubel  und  zur  Freude  über  die  Ankunft  ihres  erha- 
benen Souveräns  aufmuntert,  und  Bonaparte's  Worte  zu  den  dortigen  Be- 
amten: „Ich  werde  Euer  guter  Vater  sein,  seid  meine  guten  Kinder*/  ihren 
Herzen  einzuprägen  trachtet  Der  Grossmarschall  Bertrand  hat  unter'm 
11.  Msi  „im  Namen  des  Kaisers  Napoleon1*  ein  Dekret  erlassen,  durch 
welches  verschiedene  Abgaben  aufgehoben,  andere  bestätigt  und  Kommis- 
sorien und  Kontrolleurs  für  die  Häfen  Portoferrajo,  Longone  und  Rio  er- 
nannt werden."  Eine  Beschreibuug  des  damaligen  Zustandes  der  Insel  int  in 
der„AUg.  Ztg."  von  1811,  Beilage  Nr.  55.  zu  finden. 
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der  Gedanke  ab,  dass  nicht  Jeder  die  Geschichte  seiner 
Zeit  schreiben  kann,  sondern  nur  Derjenige,  dessen 
Leben,  bei  allen  unvermeidlichen  Schwächen  und 
Fehlern,  doch  dem  wesentlichen  Theile  nach  einem 
grossen  und  edeln  Zwecke  gewidmet  war.  Das  Wort 
«  gross  »  hat  dabei  eine  ganz  andere  Bedeutung,  wenn 
es  sich  um  geschichtliche  Grösse,  als  wenn  es  sich 
um  die  Grösse  lebender  Staatsmänner  handelt.  Der 
edle  Rost  der  Jahrhunderte,  der  die  Denkmäler  der 
Vergangenheit  verschönt,  setzt  sich  auf  gemeinem  Me- 
tall nicht  ab  und  keine  Kunst  der  Geschichtschreibung 
vermag  es,  die  Triebfeder  des  Egoismus  in  den  Hand- 
lungen der  Menschen  zu  verdecken,  welche  die  Ge- 
schichte gemacht  haben.  — 

Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  war 
ihrem  gestürzten  und  seiner  Zeit  so  unaufhörlich  ver- 
herrlichten Protektor  nicht  in  das  Unglück  gefolgt. 
Die  Landammänner  der  Schweiz,  welche  in  ihren  Reden 
und  Schriften  von  1803  bis  1813  nicht  Worte  der  Dank- 
barkeit und  Hochachtung  genug  finden  konnten,  um 
ihre  Anhänglichkeit  an  ihn  zu  bezeugen,  befanden  sich 
jetzt  in  den  Vorzimmern  der  gegen  ihn  alliirten  Mo- 
narchen in  Wien,  oder  sie  schwiegen  wenigstens  be- 
harrlich. Kein  Zeichen  der  Sympathie,  oder  auch 
nur  des  Mitgefühls  aus  diesen  offiziellen  Kreisen  ist 
bekannt.  Die  Schweizertreue,  die  Eigenschaft,  auf  die 
unser  Volk  am  stolzesten  ist,  musste  sich  in  andern 
Lebenskreisen  bewähren,  in  denen  sie  auch  seit  jeher 
vorzugsweise  ihren  Aufenthalt  gehabt  hat. 

In  Zeiten  grosser  Veränderungen  im  Staatsleben 
ist  es  eine  gewisse  kluge  Untreue,  welche  wie 
eine  epidemische  Krankheit  um  sich  greift  und  unter 
allerlei  zweckmässigen  Namen,  wie  Realpolitik.  Macht 
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der  Verhältnisse,  Forderung  der  Zeit  u.  dgl.  an  der 
moralischen  Gesundheit  des  Volkes  frisst.  Wir  wollen 
dabei  zugeben,  dass  die  an  der  Spitze  desselben  ste- 
henden und  handelnden  Personen  sich  dieser  Oppor- 
tunitätspolitik  nicht  gänzlich  entziehen,  und  sich  von 
ihren  Prinzipien,  wenn  sie  überhaupt  welche  besitzen, 
nicht  unbedingt  beherrschen  lassen  können,  —  desshalb 
ist  die  aktive  Politik  ein  für  jeden  Charakter  gefähr- 
liches Handwerk  und  es  braucht  viel  dazu,  um  daraus 
ungeschädigt  hervorzugehen.  Das  eigentlich  Verderb- 
liche liegt  auch  nicht  darin,  dass  s  i  e  es  sind ,  die  den 
Mantel  nach  dem  augenblicklich  herrschenden  Winde 
kehren,  sondern  darin,  dass  dieses  Thun  nicht  als 
Notwendigkeit  entschuldigt,  sondern  als  recht  ge- 
priesen und  desshalb  von  Vielen  nachgeahmt  wird, 
die  es  durchaus  nicht  nothwendig  hätten.  In  solchen 
Zeiten  ist  es  eine  Erquickung,  Herzenstreue  zu 
sehen,  das  Höchste,  was  der  Mensch  fassen  kann,  was 
seinen  eigentlichen  sittlichen  Adel  ausmacht  und  was 
namentlich  das  edelste  historische  Erbgut  der  Völker 
deutscher  Abstammung  ist,  das  sie  um  keinen  «Preis 
von  Macht  und  äusserer  Grösse  jemals  hingeben  dürfen.1) 


>>  Nichts  ergreift  das  deutsche  Gemüth  so  tief,  wie  das  Wort  „Treue14. 
Dieses  Gefühl  veredelt  selbst  den  grauenhaften  Hagen  der  Nibelungen,  nnd 
es  hat  dem  rohen  Germanen  seiner  Zeit  im  Heliand  das  Christentum  ver- 
standlich machen  müssen,  (denn  auch  das  Verhältnlss  des  Menschen  zu 
abersinnlichen  Gewalten  ist  nichts  anderes  als  ein  Bund  auf  gegenseitige 
Trenc  gegründet  und  diese  Machte  können  sich  in  anderer  Weise  ihm  nicht 
nahen,  II.  Mos.  34,  fi).  Es  erhalt  die  deutsche  Volkskraft  durch  die  deutschen 
Ehen  und  ist  das  eigentliche  Geheimnis«  der  deutschen  Wehrkraft,  wie  der 
deutschen  Loyalität  und  der  deutschen  Ueberlegenheit  über  die  romanischen 
Völker.  In  hoc  signo  vincit  Wenn  dieser  Eine  Punkt  an  Stärke  verliert, 
so  fällt  aUe  germanische  Macht,  wie  es  die  Geschichte  zeigt,  oft  plötzlich, 
wie  mit  Einem  8ohlage,  in  sich  zusammen. 

Die  sprichwörtliche  „Schweizer treue*  ist  keine  separate  Eigen- 
schaft des  schweizerischen  Volkes,  als  politisch-historischer  Nationalität, 
sondern  ein  Stück  aus  diesem  gemeinsamen  Erbe  des  germanischen  Volk- 
stammes, das  sich  hier  vermöge  der  eigenthümliehen  Geschichte  dieses 
Landes  (wie    noch    manche    andere    urgermanische   Eigcnthünilichkelteii) 
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Die  schweizerische  Treue  gehört«  1813,  durch 
eine  unglückliche  historische  Entwicklung  dem  Kaiser 
Napoleon,  und  so  sehr  wir  es  begreifen,  dass  der  Staat 
als  solcher  sie  ihm  nicht  gänzlich  (wenn  auch  vielleicht 
ein  wenig  länger)  bewahren  konnte,  so  ungern  würden 
wir  in  unserer  damaligen  Geschichte  das  Zeugniss  ent- 
behren, dass  sie  überhaupt  gehalten  worden  sei. 

Die  Schweiz  war  in  Fontainebleau  und  Elba  ver- 
treten durch  einige  tapfere  Kriegsgesellen,  welche  ganz 
in  der  Weise  altgermanischer  Vasallen  nun  das  Schicksal 
des  gestürzten  und  verbannten  Kriegsherrn  theilten. 
dessen  Glücksstern  sie  sich  in  bessern  Tagen  ange- 
schlossen hatten.  Wir  haben  leider  von  allen  unsern 
so  zahlreichen  Schweizeizerregimentern  in  fremden 
Diensten  keine  recht  lebensvolle  und  populäre  Dar- 
stellung ihres  thatenreichen  Lebens,  wie  sie  nur  aus 
der  Feder  eines  untergeordneten  Theilnehmers  an 
diesen  Schicksalen  stammen  kann.  Aus  dieser  Periode 
der  napoleonischen  Kriege  allein  ist  ein  kleines  ver- 
schollenes Büchlein  dieser  Art  vorhanden,  die  mili- 
tärische Lebensgeschichte  einer  Frau  Oberstin  Re- 
gula Engel  von  Lang  wies  (Graubünden),  geborne 
Egli  von  Fluntern  bei  Zürich,  die  es  im  Jahre  1821 
am  Schlüsse  ihres  thatenreichen  Lebens  aus  ökonomi- 
schen Gründen  herausgab. ') 


reiner  erhalten  hat  als  im  Mutterlande  selbst,  (ranz  sicher  ist  Auch  hier, 
dass  wo  die  Treue  fohlt,  immer  die  Kraft,  die  aus  derselben  stammt,  zu- 
gleich sich  verliert.  D esshalb  sind  die  schweizerischen  Bürgerkriege  stets 
verhältnissmässig  wen l ff  ruhmvolle  Aktionen  gewesen ,  und  die  gleichen 
Schweizer,  welche  in  der  Zeit,  von  der  wir  sprechen,  an  der  Beresina  bis 
auf  den  letzten  Mann  einiger  Regimenter  starben,  und  Polotsk  and  Pnebli 
gegen  eine  ungeheuere  Uebermacht  hielten,  Hessen  unter  unentschlosseneren 
Anführern  Basel  und  Schalfhausen  im  Stiche. 

*)  Es  fehlt  uns  namentlich  eine  solche  Darstellung  des  Soldatenlebens 
wie  etwa  die  des  aus  dem  Soldatcnstande  emporgekommenen  Capitaroe 
Coignet  von  der  alten  Garde.  Es  sind  bloss  Lebensbeschreibungen  und 
Aufzeichnungen  von  Offizieren  der  Schweizertruppen  vorhanden,  worunter 
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Diese  schweizerische  Amazone  stammte  schon  von 
vornherein  aus  gutem  Soldatenblute.  Ihr  Vater  war 
als  wohlgewachsener  Jüngling  preussischen  Werbern 
in  die  Hände  gefallen  und  Leibgardist  in  Berlin  ge- 
worden. Er  war  7  Schuh  3  Zoll  französisches  Mass 
hoch  und  seine  Tochter  erzählt,  auch  die  Kaiserin  Maria 
Theresia  habe  ihr  Herrscherauge  auf  ihn  geworfen  und 
ihm  sogar  eine  Offiziersstelle  in  ihrer  Garde  angeboten, 
deren  Annahme  aber  die  Mutter  aus  religiösen  Be- 
denken verhindert  habe.  Er  machte  als  Leibgardist 
die  schlesischen  Kriege  mit  und  wurde  bei  Collin  schwer 
verwundet.  Die  Tochter  kam  später  mit  ihrer  Mutter, 
die  von  ihrem  Manne  geschieden  wurde,  nach  Grau- 
bünden, und  lernte  dort  siebenzehnjährig  einen  fran- 
zösischen Werber,  Florian  Engel  von  Langwies,  Ser- 
geant-Major im  Regiment  von  Diessbach  kennen.  Sie 
sagt  über  die  rasche  Heirath,  die  aus  der  Bekanntschaft 
sich  ergab,  folgendes  klassische  Wort: 

„Herr  Florian  Engel  von  Langwies,  Sergeant -Major  unter  dem 
Schweizer-Regiment  von  Diessbach  In  französischen  Diensten,  war  damals 
mit  Urlaub  im  Lande,  und  stand  in  Zlzers  auf  Werbung.  Wir  lernten  ihn  im 
Hanse  der  Frau  O brist  .Tost  kennen,  und  wenn  ich  meinen  Lesern  sage,  dass 
er  ein  sehr  schöner  Mann  war,  den  seine  Uniform  sehr  wohl  kleidete,  so 
werden  sie  mir  leicht  glauben,  dass  diese  Erscheinung  mir  nicht  halb  so 
schrecklich  sein  inusste,  als  jene  des  Capuziners  bei  Ragatz.  Es  ist  aber 
»ach  zwischen  einer  Capuzinerkutte  und  einer  französischen  Uniform  ein 
sehr  merklicher  Unterschied,  und  was  in  beiden  stecken  mag,  das  kann  ein 
junges  Mädchen  nicht  bekümmern,  es  greift  bloss  nach  der  Schale ,  den 
Kern  lernt  es  hernach  kosten.14 

Die  jungen  Eheleute  kamen  zuerst  in  Garnison 
nach  Strassburg,  dann  nach  Schlettstadt,  dann  nach 
Korsika,  dann  wieder  zurück  nach  Arras  und  Lille 
und  im  Jahre  1792,  nach  Abdankung  der  Schweizer- 
namentlich die  neueren  Biographien  des  Obersten  l'fyffer  von  Segesser 
«ml  des  Generals  von  Er  lach  von  Gonzenbach  zn  nennen  sind.  In  der 
»heu  Zeit  ersetzen  den  Mangel,  den  wir  meinen,  einige rinassen  die  histo- 
rischen Kriegslieder,  die  bei  Rochholz,  Tobler  und  Liliencron  zn  finden 
sind. 
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truppen,  trat  Engel  mit  einer  Empfehlung  Robespierre's, 
die  ihm  seine  Trau  verschafft  hatte,  als  Hauptmann 
in  das  vierte  französische  Infanterieregiment  ein.  Von 
da  ab  bis  Waterloo  machte  Frau  Engel  alle  französi- 
schen Feldzüge, .  mit  Ausnahme  desjenigen  von  1812. 
an  der  Seite  ihres  Mannes,  und  zwar,  wie  man  dann 
und  wann  sieht,  meist  in  Uniform  und  aktiv  mit. 
Zunächst  zog  sie  1794  und  1795  nach  Holland,  dann 
mit  Bonaparte  in  die  italienischen  Feldzüge  und  endlich 
1798  nach  Aegypten.  Bei  diesem  Anlasse  machte  sie 
die  persönliche  Bekanntschaft  des  nachmaligen  Kaisers, 
die  sie,  wie  folgt,  erzählt: 

„Nun  hatte  Ich  wohl  keine  andere  Wahl,  als  diese  Kinder  in  Frank- 
reich zurückzulassen,  wo  ich  hoffen  durfte,  dass  sie  wohl  versorgt  waren, 
und  auch  im  schlimmsten  Falle  unter  dem  Schutze  des  Staate«  stehen 
würden,  —  waren  es  doch  7  Knaben,  deren  Laufbahn  wahrscheinlich  aneb 
die  militärische  sein  würde,  —  oder  bei  ihnen  zu  bleiben,  und  meinen  Mann 
allen  Gefahren  einer  kriegerischen  Expedition  zur  See  ausgesetzt  zu  wis«c. 
von  deren  Dauer  und  Entfernung  wir  nicht  die  leiseste  Ahnung  hatten, 
und  wobei  zu  befürchten  war,  dass  ich  Jahr  und  Tag  nichts  von  ihm  hören, 
ihn  leicht  gar  nicht  mehr  zu  sehen  bekommen  würde.  Man  muss  wahrlich 
selbst  Gattin  und  Mutter  gewesen  sein  und  geliebet  haben,  wie  ieh  liebte, 
um  sieh  von  einer  solchen  Wahl  einen  Begriff  machen  zu  können.  Dean 
so  gross  auch  meine  Liebe  für  meinen  Mann  war,  und  obgleich  ich  aoen 
schon  auf  dem  Meere  gewesen  war,  so  war  ich  doch  nicht  ganz  ohne  Furcht, 
denn  die  Anstalten  waren  so,  dass  sie  auch  Männern.  Nachdenken  erregen 
mussten.  Endlich  aber  ward  der  Entschlnss  leicht,  denn  meinem  iiebeo 
Mann  kam  nicht  einen  Augenblick  der  8inn  daran,  dass  ich  ihn  verlassen 
sollte.  Nur  muthlg,  sagte  er,  du  kommst  mit,  wir  theilen  Freude  und  Leid 
mit  einander,  nur  der  Tod  soll  uns  trennen,  sonst  nichts !  Die  Offliiers- 
Frauen,  welche  ihre  Männer  begleiten  wollten,  mussten  sich  unterschreiben, 
worauf  wir  dem  General  vorgestellt  wurden.  Ich  war  die  erste.  Ist  sie 
nicht  schwanger?  fragte  der  General  meinen  Mann.  Ich  weiss  es  nicht, 
war  die  Antwort  Fragt  sie,  versetzte  der  General.  Mein  Mann  kam  mich 
leise  zu  fragen,  ich  antwortete  laut :  quoi  faire,  qu'est-cequeeelaleregarde? 
was  thute  denn,  was  geht  das  ihn  an?  der  General  warf  mir  einen  scharfen 
Blick  zu,  und  schwieg. 

Ich  konnte  mich  nicht  einschiffen,  ohne  im  Herzen  recht  inbrünstig 
um  den  Segen  des  Himmels  für  diese  Reise  zu  beten,  und  mein  Mann  theilte 
diese  frommen  Empfindungen  recht  herzlich  mit  mir.  Es  ist  auch  nicht  zu 
zweifeln,  dass  noch  viele  gute  Herzen  mit  uns  eingestimmt  haben,  allein 
einen  solchen  Gedanken  auszusprechen,  möchte  ich  wohl  dazumal  keinen 
noch  gcrathen  haben;  alles  religiöse  Gefühl  mnsste  bei  sich  verschlossen 
bleiben,  wenn  man  seines  Lebens  sicher  sein  wollte." 
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Aus   dem   ägyptischen    Feldzug    sind    namentlich 
interessant  folgende  Stellen: 

„Während  unseres  Aufenthaltes  in  Alexandrlen  kam  wahrscheinlich 
zum  erstenmal  eine  Schweizerin  in  Egypten  ins  Kindbett.  Frau  Schmid  ge- 
bar   eine  schöne  junge    Tochter,    und    nun  fühlten  wir  sehr  stark    den 
Mangel  geistlicher  Fürsorge.    Die  guten  Eltern  hätten  das  liebe  Rind  gerne 
taufen  lassen,  allein  da  war  kein  christlicher  Seelsorger  zu  finden.    Das 
that  uns  sehr  wehe,  denn  weil  ich  auch  In  der  Hoffnung  war,   so  nahmen 
mein  Mann  und  ich  sehr  warmen  Anthcil  an  der  Sache.  Wir  beratschlagten 
also,    was  da  wohl  zu   thun  sein  möchte  und  fanden,  ftass  unser  inbrün- 
stiges Gebet  dem  lieben  Gott  so  angenehm  sein  könne,  als  die  Weihe  eines 
Priesters,  wir  wollen  also  unsere  Kinder  provisorisch  selbst  taufen,  und 
wenn    wir  mit  ihnen  glücklich  zurück  kämen,  so  wollen  wir  sie  alsdann 
durch  die  Hand  eines  geweihten  Priesters  noch  einmal  taufen  lassen.    So 
gesehah  es   denn  auch.    Wir   schlössen  uns  zum  stillen  Gebete  ein,  dann 
hielt  ich  das  Kind  zur  Taufe,  und  der  Vater  begoss  es  mit  Wasser  in  den 
drei  Namen  der  heil.  Dreyeinigkeit.    Diese  Seene  hatte  unter  unsern  Um- 
ständen sehr  viel  feierliches  für  uns,  und  wir  empfanden  es,  wie  erst  der 
Mangel  freier  Religionsübung  dem  Menschen  die  Religion  theuer  und  wich- 
tig machen  kann. 

Das  Jahr  1799  war  reich  an  den  wichtigsten  Begebenheiten  für  uns. 
Wir  marschierten  nach  Syrien,  und  rückten  den  25.  Februar  in  Gaza  ein. 
Hierauf  gelangten  wir  den  8.  März  nach  Jaffa,  das  mit  Hturm  genommen 
wurde.  Die  zahlreiche,  aus  Mameluken  bestehende  Besatzung  wurde 
niedergeschossen.  Zu  dieser  strengen  Massnahme  ward  der  General  durch 
Selbsterhaltung  gezwungen.  Wir  hatten  nicht  Lebensmittel,  um  sie  zu  er- 
halten, und  ihre  Anzahl  hätte  uns  selbst  gefahrlich  werden  können.  8o 
gebietet  der  Krieg  oft  Grausamkelten,  wovor  das  menschliche  Gefühl  zu- 
rück bebt.  Mein  Mann  blieb  hier  einige  Zeit  in  Besatzung,  und  der  Krieg 
hatte  angefangen  ernsthaft  zu  werden.  Die  Dörfer  um  uns  her  waren  fast 
alle  aufrührerisch,  und  näher  gelegene  einzelne  Meyerhöfe  mussten  wir 
durch  abwechselnde  IMketer  von  50,  60  bis  100  Mann  besetzt  halten.  Der 
Dienst  war  sehr  fatigant,  besonders  für  die  Offiziere.  Da  kleidete  ich  mich 
in  Uniform  und  commaudirte  einmal  einen  dieser  Posten  als  Lieutenant. 
Da  ich  nicht  französisch  schreiben  konnte,  so  brauchte  ich  die  Vorsicht, 
einen  Unteroffizier  von  meines  Mannes  Compagnie  mitzunehmen,  der  ein 
geborener  Elsässer  war.  diesem  diktlrte  ich  meine  Rapporte  deutsch ,  und 
er  schrieb  sie  französisch.  Wir  hatten  17  Mann  von  einem  andern  Regiment 
bei  uns,  die  ihren  Dienst  sehr  schlecht  versahen  und  immer  besoffen  waren, 
ich  liess  sie  desarmiren  und  für  zwei  Tage  in  Arrest  setzen,  Die  Offiziere 
unseres  Regiments  rühmten  meine  militärische  Haltung  und  meine  vollen 
Schweizerwaden  gar  sehr-  Selbst  Bonaparte  und  Kleber  sollen  gewünscht 
haben,  dass  sie  mich  gesehen  hätten,  ersterer  hatte  diese  Freude  noch  mehr- 
mals. 

Inzwischen  hatte  die  Belagerung  von  St.  Jean  d'Acre  angefangen, 
und  auch  wir  mussten  noch  zu  derselben  abgehen.  Sie  ist  durch  die  tapfere 
Verteidigung  des  bekannten  Engländers  Sir  Sidney  Smith  berühmt,  und 
musste,  nachdem  sie  völlige  8  Wochen  gedauert  hatte,  wieder  aufgehoben 
werden.  Aber  nicht  Smiths  geschickte  Gegenwehr  oder  türkische  Tapfer- 
keit  schlug  uns  zurück,  wir  hatten  einen   mächtigeren  Feind  unter  uns 
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selbst.  Ausser  den  freilich  zahlreichen  Todten  und  Blessirten,  welche 
die  Belagerung  gekostet  hatte,  grassierten  sehr  gefährliche  Krankheiten 
bei  der  Armee,  ganz  besonders  aber  hatten  die  beschwerlichen  Marsche 
durch  die  sandigen  Wüsten  fast  den  grössern  Theil  der  Leute  mit  schmerz- 
haften Augenkrankheiten  befallen,  die  den  Felddienst  unendlich  erschwerten. 
Die  Lage  der  Armee  war  nichts  weniger  als  glänzend,  and  die  Lazarethe 
zeigten  das  erschütterndste  Schauspiel,  das  man  sich  nur  denken  kann. 
Da  lag  noch  eine  Menge  unglücklich  verstümmelter  elender  Mensehen, 
die  nichts  als  einen  gewissen  langsam-qualvollen  Tod  vor  sich  sahen,  und 
alle  Augenblicke  baten,  dass  man  sie  doch  todtseh lagen  mochte.  Fort- 
schaffen konnte  man  sie  nicht,  und  eben  so  schrecklich  war  es,  sie  der 
VVuth  der  nachsetzenden  Feinde  preiszugeben,  deren  Rache  sich  noch  an 
diesen  Unglücklichen  auf  die  grausamste  Weise  gesättigt  haben  wurde. 
Man  ergriff  also  gewiss  das  für  sie  heilsamste  und  wohlthätigste  Mittel,  gab 
ihnen  Opium  und  schläferte  sie  ein.  Ich  weiss,  dass  diese  Handlang  als 
die  unmenschlichste  Barbarei  ansgeschrieen  worden  ist,  man  mos«  aber 
Augenzeuge  gewesen  sein,  um  davon  urtheilen  zu  können 

Nun  erfuhren  noch  die  um  Jaffa  herumgelegenen  aufrührerischen 
Dorfsehaften  unsere  Züchtigung,  wir  trieben  ihr  Vieh  mit  ans  fort  and 
zerstörten  sie  meistenteils.  In  Gaza  zogen  wir  die  Garnison  an  uns  und 
sprengten  das  Fort,  und  so  kamen  wir  endlich,  aber  eben  nicht  mehr  alle, 
wieder  auf  Cairo  zu  unser n  Depots  zurück.  Ich  wollte  diese  kriegerisches 
Vorfälle  nicht  unterbrechen  ,  und  lieber  nach  einander  erzählen.  Jetzt 
aber  muss  ich  doch  meinen  Lesern  auch  sagen,  dass  mein  Gemfi th  mehr 
als  von  allen  kriegerischen  Auftritten  von  den  vielen  heiligen  Oertern  er- 
griffen ward,  durch  welche  wir  kamen :  Nazareth,  Josephs  Vaterstadt,  wo 
unser  Heiland  seine  Jugendjahre  verlebte ;  Jerusalem,  dahinein  aber  ging 
nur  der  Generalstab,  ich  besah  in  der  Kachbarschaft  davon  das  heilige 
Grab  und  Golgatha;  Bethlehem,  die  Geburtsstadt  ansers  Herrn;  Samaria 
(aber  nicht  mehr  das  alte  grosse)  und  mehrere  andere  in  der  heil.  Geschichte 
vorkommenden  Oerter  und  Gegenden ,  die  uns  an  so  manche  wichtige  Be- 
gebenheit erinnern  und  den  Glauben  an  die  heil.  Bücher  mächtig  be- 
stärkten  

Hier  muss  ich  doch  auch  unsrer  12  französischen  Reisegefahrtinen  er- 
wähnen, von  denen  ich  noch  nichts  gesagt  habe.  Die  Hälfte  von  ihnen 
fand  in  Egypten  ihr  Grab.  Sie  wurden  Opfer  ihrer  Ausschweifungen,  and 
besonders  hatte  eine  Pariserin,  die  eine  wahre  Menschenfreundin  war,  and 
weder  Copten,  noch  Türken,  noch  Mameluken,  noch  Franzosen  verachtete, 
ein  sehr  tragisches  Ende.  Als  ihre  Galanterien  bekannt  wurden,  ward  sie 
nieder  gesäbelt,  ihr  Körper  in  lange  Riemen  zerschnitten  und  ins  Wasser 
geschmissen." 

Das  Ende  des  ägyptischen  Feldzuges  und  die 
Schlacht  von  Marengo  beschreibt  sie  wie  folgt: 

„Desaix  hatte  nun  den  Oberbefehl  übernommen,  und  da  es  den  Augen- 
schein gewann,  als  ob  man  in  Paris  vergessen  hätte,  dass  es  noch  ein 
Egypten  in  der  Welt  gebe,  so  entschloss  sich  der  brave  Mann,  wenigstens 
den  gesunden  und  noch  brauchbaren  Ueberrest  der  Armee  zu  retten,  ehe 
wir  Alle  durch  epidemische  Krankheiten  und  die  Uebermacht  der  Feinde 
aufgerieben  würden.  Er  überliess  also  dem  auf  ihn  folgenden  General 
Menou,  der  in  Egypten  Muselmann  geworden  war,  die  meist  kranken,  halb 
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and  ganz  blinden  Ueberbleibsel  unsrer  Armee,  mit  dem  Befehl,  durch  die 
bestmöglichste   Kapitulation  wenigstens    noch   das  Leben   dieses  elenden 
Restes  zn  retten.      —      _______  __     —     — 

Die  Schlacht  bei  Marengo  begann  and  Desaix  eilte,  so  viel  er  eilen 
konnte,  Bonaparte  zu  Hilfe.  Beinahe  war  die  Schlacht  verloren,  er  kam 
au,  warf  sich  auf  die  Feinde ,  gab  dem  Siege  für  die  Franzosen  den  Aus- 
schlag, und  starb  als  Sieger  und  Held.  Muret,  einer  seiner  Adjutanten, 
unser  Tochtermann,  und  unsere  zwei  ältesten  Söhne,  welche  von  Frank- 
reich aus  zur  Armee  gekommen  waren,  blieben  mit  ihm.  Mein  Mann 
brauchte  die  Vorsicht,  mich  diese  Schreckensbotschaft  nicht  auf  einmal 
wissen  zu  lassen,  als  aber  unsere  Tochter,  die  damals  in  Mailand  war, 
von  dem  Tod  ihres  Gatten  und  der  zwei  lieben  Brüder  Nachricht  erhielt, 
bekam  sie  vor  Schrecken  einen  Schlagfluss  und  starb  14  Tage  nachher, 
und  so  kostete  uns  die  Schlacht  von  Marengo  vier  liebe  Kinder." 

Bald  darauf  ist  sie  wieder  bei  Austerlitz  aktiv  im 
Gefechte: 

„An  diesem  Tage  spielte  ich  nun  wieder  eine  Rolle,  die  mir  nicht  auf- 
getragen war,  mir  aber  durch  einen  artigen  Säbelhieb  über  den  Kopf  be- 
Mhlt  wurde,  den  ich  zwar  selbst  kurirte,  der  aber  jetzt  noch  fühlbar  ist, 
and  mir  znm  bleibenden  Denkmal  von  der  Schlacht  bei  Austerlitz  dient." 

Von  dort  wurde  sie  nach  Neapel  versetzt  und  im 
Jahre  1806  ist  sie  mit  ihrem  Mann,  der  nun  Komman- 
dant des  vierten  Jägerregimentes  wurde,  wieder  bei 
Jena  und  Eylau,  wo  sie  unbeschädigt  davon  kam.  Von 
dort  führt  sie  der  Dienst  nach  Portugal  und  Spanien. 
Aus  Spanien  erzählt  sie  u.  A.: 

„Wie  unartige  Kinder  oft  die  nützlichen  Geschenke  ihrer  Eltern  nicht 
zu  schätzen  wissen,  weil  sie  entweder  ihren  Nutzen  nicht  einsehen,  oder 
weil  sie  gern  etwas  anders  gehabt  hätten,  gerade  so  wollten  jetzt  auch  die 
Spanier  ihr  neues  Glück  gar  nicht  erkennen,  und  sie  fingen  an  sich  zu 
empören  und  mit  bewaffneter  Hand  gegen  die  französischen  Truppen  auf- 
zutreten. Es  entstand  darüber  ein  grausamer  Krieg,  den  mein  Mann  mit- 
znschmecken  verpflichtet  war,  und  ich  blieb  auch  diesmal  nicht  bei  Hanse. 
Doch  musste  ich  dermal  von  meinem  lieben  Manne  wieder  umkehren,  wo- 
zu mich  theils  das  Fieber,  das  mich  ergriffen  hatte,  theils  die  barbarische 
Art,  wie  dieser  Krieg  geführt  wurde,  vermochten.  Denn  da  die  Spanier, 
die  sich  nicht  unterwerfen  wollten  ,  immer  in  kleinen  Haufen  umher- 
schwärmten, und  wer  ihnen  von  unsera  Leuten  in  die  Hände  fiel,  auf  eine 
gotteserbärmliche  Weise  umzubringen  pflegten,  so  betraf  dieses  traurige 
Leos  auch  einen  unserer  Söhne,  der  an  einem  Baume  aufgespiesst,  un- 
menschlich zu  Tod  gemartert  wurde.  Er  war  ein  hoffnungsvoller  Jung- 
ling, erst  17  Jahre  alt,  und  bereits  Oberlieutenant  bei  der  27.  Halbbrigade. 
Der  Kaiser  hielt  viel  auf  ihn,  und  sagte  ihm  selbst  vor  der  Abreise  nach 
Spanien:  Halt  er  sich  wohl,  Engel,  er  soll  dann  bald  Hauptmann  werden. 
Dieser  traurige  Verlust,  und  dann  die  Gefahren,  denen  mein  Mann  aus- 
gesetzt war,  ergriffen  diesmal  mein  weibliches  Herz  strenger,  als  es  noch 
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nie  angegriffen  worden  war,  und  Ich  war  froh,  als  Ich  wieder  auf  fran- 
zösischem Boden  war." 

In  dem  Krieg  von  1809,  der  nun  folgte,  wurde  ihr 
Mann  mit  ihr  bei  Regensburg  gefangen  und  beide  wurden 
als  Kriegsgefangene  nach  Semlin  geschickt.  Nach  der 
Rückkehr  von  dort  wurde  Engel  Oberst  und  seine 
Frau,  die  den  Kaiser  persönlich  aus  Aegypten  her 
kannte,  eine  untergeordnete  Begleiterin  der  Erz- 
herzogin von  Oesterreich,  seiner  Braut,  nach  Paris. 
deren  Reise  sie  ausführlich  beschreibt;  von  sich 
sagt  sie: 

„Auf  der  Hin-  und  Herreise  hatte  ich  in  München  das  Glück,  meinen 
ersten  Herren  Gevatter,  S.  M.  den  König  von  Bayern,  zu  sehen.  Er  war 
vor  30  Jahren  französischer  General  und  Herzog  von  Zwelbrucken,  ward 
dann  Churfürst  von  Pfalz-Bayern  und  endlich  König.  Ich  war  dazumal 
Frau  Sergeantmajor,  und  stieg,  well  nämlich  mein  Mann  stieg,  durch  alle 
Grade  bis  zur  Frau  Oberst.  Das  zeigt,  dass  wir  Weiber  ohne  die  Manner 
nicht«  sind,  und  darum   sollten   wir  sie  billig  mehr  in  Ehren  halten.* 

Im  Jahre  1811  wurde  sie  sogar  die  Gevatterin 
der  französischen  Majestäten  und  stand  auf  der  höch- 
sten Stufe    ihres    irdischen  Glücks  (pag.  63  und  64). 

Nach  Russland  kam  sie  nicht,  da  ihr  Mann  nach 
Spanien  zu  König  Joseph  geschickt  wurde,  dagegen  be- 
fand sie  sich  im  Oktober  1813  in  Leipzig. 

„In  den  entscheidenden  Tagen  vom  16.  bis  17.  Oktober  war  ich  mit 
meiner  kleinen  Marie  Louise  in  Leipzig,  in  was  für  einer  Lage  kann  man 
sich  denken,  nein!  sie  ist  ungedenkbar  und  unbegreiflich!  Schon  ehe  die 
allgemeine  Flucht  unserer  Armee  noch  in  Leipzig  bekannt  war,  ward  ieh 
durch  eine  Schreckensbotschaft  niedergeschmettert,  die  mich  beinahe  aller 
Sinne  beraubte.  Der  General  Perricr,  unser  Tochtermann,  war  In  der 
Schlacht  geblieben  und  hinterlless  unsere  Hebe  Katharina  als  Mutler  von 
drei  kleinen  Kindern,  von  deren  Schicksal  ich  bis  heute  nichts  weiss.  —  Dir 
Flucht  von  Leipzig  war  beinahe  ohne  alle  Ordnung,  und  um  so  weniger 
konnte  man,  wie  man  an  zwei  Orten  versuchte,  wieder  Posto  fassea,  weil 
durch  die  Desertion  aller  deutschen  Bundcstruppen  wir  immer  weni&er,  dir 
Feinde  aber  täglich  zahlreicher  wurden.  So  ist  es  mir  jetzt  bloss  noch  eis 
halber  Traum,  wie  ich  von  Leipzig  bis  Frankfurt  gekommen  bin,  wo  ick 
endlich  mit  meiner  Kleinen  ein  paar  Tage  ausruhen  konnte,  bis  es  vollends 
bei  Mainz  über  den  Rhein  ging,  und  ich  nur  für  einige  Zeit  meinen  Auf- 
enthalt wieder  in  Strassburg  aufschlagen  musste." 

In  Strassburg  machte  sie  noch  die  Belagerung  der 
Festung  durch  und  ging  dann  nach  dem  ersten  Pariser- 
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frieden,  nebst  ihrem  Manne  und  den  Wenigen,  die  der 
Kaiser  dahin  mitnehmen  durfte,  nach  Elba. 

Den  Aufenthalt  Napoleon's  daselbst  und  die  Um- 
stände seiner  Rückkehr  nach  Frankreich  erzählt  sie 
nun  als  nächste  Augenzeugin  wie  folgt : 

„Sobald  die  Thore  von  Strassburg  aufgingen,  reiste  ich  nach  Paris  ab, 
allein  ich  fand  keine  Spur  mehr  von  Napoleon,  säumte  mich  also  nicht  und 
•eilte  über  Lyon  seiner  Eskorte  nach,  die  ich  auch  noch  vor  ihrer  Ankunft 
bei  Fre'jus  erreichte,  um  mich  mit  einschiffen  zu  können.  Wie  verschieden 
war  diese  Einschiffung  von  jener  im  Hafen  von  Toulon  im  Jahr  1798,  und 
welche  Zwischenräume  von  Macht,  Ansehen  und  Gewalt  waren  durch- 
gelaufen und  hatten  das  Schicksal  von  MUlionen  Menschen  entschieden,  die 
sich  jetzt  in  dem  Schatten  einer  nicht  bedeutenden  Souverftnetät  über  etwa 
4000  Seelen  verlieren  sollten!  Welch  ein  Abstand!  Es  bedurfte  wahrhaftig 
mehr  als  eine  gewöhnliche  Seele  dazu,  um  nur  denselben  erträglich  zu 
finden. 

Wir  schifften  uns  den  28.  April  im  Hafen  St.  llapheau  auf  einer  eng- 
lischen Fregatte  ein,  die  zu  diesem  Behufe  nebst  noch  einer  französischen 
bereit  stand.  Der  Kaiser  wählte  sich  sogleich  die  erstere,  und  war  mit  den 
Engländern,  seinen  bisherigen  Erb-  und  Erzfeinden,  sehr  freundlich.  Den 
3.  Mai  liefen  wir  in  den  Hafen  von  Porto  Ferrajo  ein  und  wurden  mit 
grossem  Jubel  empfangen.  Die  Stadt  wurde  erleuchtet,  und  das  Volk  be- 
zeugte ungemeine  Freude,  den  grössten  Feldherrn  Europa'»,  der  so  ausser- 
ordentliche Thaten  gethan  hatte,  zum  Beherrscher  ihrer  kleinen  Insel  em- 
pfangen zu  haben.  Den  4.  wurde  sodann  unter  gehöriger  Begleitung  Na- 
poleon'* Fahne  nach  der  Stadt  gebracht  und  auf  der  Sternschanze  aufge- 
pflanzt, Nun  stieg  Napoleon  mit  seinem  ganzen  Gefolge  an's  Land  und  ward 
von  der  Festung  mit  101  Kanonenschüssen  begrtisst,  welche  man  von  der 
Fregatte  mit  24  erwiederte.  Der  Maire  an  der  Spitze  des  Magistrats 
harangnirte  ihn  und  überreichte  ihm  die  Schlüssel  der  Stadt.  Das  Militär 
paradirte  und  der  Kaiser  verfügte  sich  mit  dem  feierlichen  Zuge  in  die 
Hauptkirche,  wo  ein  Herr  Gott,  dich  loben  wir!  abgesungen  ward. 

So  nahm  nun  der  grosse  Napoleon,  der  noch  vor  wenigen  Monaten 
allen  Mächten  Europa1»  Trotz  geboten  hatte,  Besitz  von  der  kleinsten  Sou- 
veräne tat.  die  es,  ausser  meinem  lieben  Vaterlande,  je  in  unserem  Welttheil 
gegeben  hatte,  und,  wer  ihn  da  sah,  musste  ihn  bewundern.  Mit  der  grössten 
Unbefangenheit  und  als  ob  er  noch  nie  etwas  Grösseres  gethan  hätte,  ord- 
nete er  seinen  kleinen  Hofstaat,  ganz  nach  dem  Modell  jenes  in  St.  Cloud 
nur  in  sehr  verjüngtem  Massstabe,  hielt  Revue  über  die  Truppen  und  liess 
sie  manövriren.  Er  ordnete  Bauten  an,  liess  die  Festungswerke  ausbessern 
und  neue  anlegen,  kurz,  er  handelte  gerade  so,  als  wenn  er  sein  Lebtag  da 
zu  bleiben  gedächte.  Anderthalb  Meilen  von  der  Hauptstadt  führte  er  eine 
recht  schone  Campagne  auf,  wo  man  eine  der  prächtigsten  Aussichten  hatte, 
und  die  durch  seine  schöpferischen  Anstalten  so  geschwind  da  stand,  als 
wenn  sie  hergezaubert  worden  wäre.  —  Gleich  in  den  ersten  Tagen  richtete 
er  sein  Augenmerk  auf  die  Verbesserung  der  Polizei.  Alle  nicht  eingebornen 
Insulaner  mussten  sich  mit  ihren  Heimatscheinen  ausweisen,  und  die  solche 
nicht  hatten,  wurden  angewiesen,  selbige  in  eluer  bestimmten  Zeitfrist  kom- 
men zu  lassen,  bei  Strafe,  ab  der  Insel  weggewiesen  zu  werden.    Es  waren 
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mehrere  Schweizer  darunter,  wovon  ich  unter  Andern  auch  einen  geschickten1 
Hutmacher  von  Unter-Hallau  im  Kanton  Schaffhansen  kennen  lernte.  Hier- 
über frühe  Massregeln  zu  treffen,  war  um  so  nöthiger,  als  sieh  die  Zahl  der 
Einwohner  mit  jedem  Tag  vermehrte ;  besonders  trafen  viele  Militärs  ein, 
die  gerne  das  Schicksal  ihres  alten  Feldherrn  theilen  wollten,  Napoleon 
konnte  aber  keine  Truppen  anwerben,  und  desswegen  muaste  Jeder,  der 
sich  hier  aufhalten  wollte,  irgend  einen  Beruf  treiben,  wo  dann  Handwerks- 
leute, der  angefangenen  Bauten  wegen,  vorzüglich  willkommen  waren.  Er 
wandte  besonders  viel  auf  die  Ausbesserung  der  Festungswerke,  als  ob  ihm 
eine  Belagerung  bevorstünde,  und  liexs  an  dem  Berg  Magnet  (wenn  ich  mich 
des  Namens  noch  recht  erinnere),  künstliche  Batterien  in  Felsen  einbauen, 
von  denen  das  Meer  auf  eine  weite  Strecke  bestrichen  werden  konnte.  An 
diesem  Gebirge  sah  man  ihn  oft  einsam  und  tief  nachdenkend  umher  spa- 
zieren, ob  seine  bisherigen  Schicksale  Überlegend,  oder  neue  Pläne  für  die 
Zukunft  schaffend,  das  wusste  Niemand:  er  war  da,  wie  vorher,  allenthalben 
sein  eigener  geheimer  Rath.  Freilich  hätte  kein  Ort  in  der  Welt  geschickter 
für  ihn  sein  können,  ihn  zum  ernsten  Nachdenken  über  sieh  selbst  zu  ver- 
mögen, als  Elba,  wo  er  Italien,  den  grossen  Schauplatz  seiner  ersten  Helden- 
taten, nahe  vor  sich  im  Auge  hatte,  das  ihm  manchen  Stoff  zur  Verglei- 
chung  seiner  dort  gespielten  Rolle  mit  der,  in  welche  er  jetzt  eingeengt  sein 
sollte,  an  die  Hand  geben  konnte.  —  —  —  ___  _  _  —  _ 
Der  Kaiser  schien  sich  ganz  in  seinem  kleinen  Reiche  zu  gefallen, 
war  immer  munter,  ass  und  trank,  musterte  seine  wenigen  Soldaten,  als  ob 
er  eine  ganze  Armee  gehabt  hätte,  arbeitete  zu  gewohnten  Stunden,  wie  er 
in  St.  Cloud  oder  Paris  gethan  hatte,  nnd  da  er  hier  keinen  fremden  Ge- 
sandten Audienzen  zu  geben,  auch  keine  diplomatische  Korrespondenzen  za 
führen  hatte,  so  lag  er  seiner  Privat- Korrespondenz  desto  mehr  ob.  Er  war 
Souverän,  Minister  der  äussern  Angelegenheiten,  Redakteur,  kurz  Alles  in 
Allem.  Diesem  thätigen  Ministerium  verdankten  wir  auf  Elba  alle  politi- 
schen Neuigkeiten,  alle  Zeitungen,  Journale,  Privatberlchtc  nnd  so  weiter. 
Was  auf  dem  Kongresse  zu  Wien,  in  den  Kabinetten  von  St.  James,  Peters- 
burg, Berlin,  Versailles  etc.,  was  in  Nord-  und  Südamerika  vorging,  das 
wussten  wir  Alles  so  geschwind  und  so  richtig,  als  es  die  grossen  Mächte 
nur  selbst  erfahren  konnten,  unterdessen  sich  diese  um  den  Hof  von  Elba 
gar  nicht  bekümmerten.  Wir  hatten  auch  alle  die  englischen  KarrUtataren 
von  erster  Hand,  mit  denen  der  sinnreiche  Witz  dieser  bösen  Insulaner  oft 
selbst  ihre  Könige  und  Minister  zu  geissein  pflegt,  und  Napoleon  mosste 
selbst  herzlich  lachen,  als  er  sich  auf  einem  dieser  Blätter  als  einen  an  einer 
schweren  Kette  angeschlossenen  schlafenden  grossen  Doggen,  auf  dem  fol- 
genden aber  vorgestellt  sah,  wie  nun  der  erwachende  Dogge  seine  Kette 
zersprengt  und  in  fürchterlichem  Grimme  sich  auf  seine  Feinde  stürzt  nnd 
Alles  niederreitst,  was  thm  in  den  Weg  kommt.  Dergleichen  Vorstellungen 
waren  ihm  nicht  zuwider.  Er  übte  nun  auch  sein  Souveränetätsrecht  ans 
und  schlug  eine  goldene  Münze,  auf  der  eine  umgestürzte  Krone  anf  dem 
Boden  liegt,  die  von  einem  herabstürzenden  Adler  ergriffen  und  festgehalten 
wird,  das  Thier  aber  scheint  durch  den  starken  Fall  ermüdet,  hat  die  Flügel 
ganz  zusammengeschlagen  und  schläft;  auf  dem  Rande  steht  der  Name  Na- 
poleon und  auf  dem  Revers  liest  man  die  Worte:  „Ne  l'eveillez  pae*,  was 
wir  Deutsche  durch  das  Reimlein  übersetzten: 

Nehmt  Euch  wohl  in  Acht. 
Da*s  der  Adler  nicht  erwacht. 
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Sehr  begreiflich  hatte  diese  Münze  nur  am  Hofe  Napoleon's  Kurs,  denn  wäre 
sie  weiter  gekommen,  so  würde  sie  wahrscheinlich  ungeachtet  ihres  guten 
Gehaltes  von  den  europäischen  Mächten  verrufen  worden  sein.  —  Am  aller- 
meisten  aber  beschäftigte  sich  Napoleon  mit  einem  gewissen  Gewebe,  dessen 
Zettel  und  Einsehlag  ganz  von  seiner  eigenen  Erfindung  waren,  und  welches 
er  besonders  für  die  grossen  Mächte  Europa's  bestimmte.  Es  war  ein  ge- 
wisser, fein  gewobener  Zeug,  Nebel  genannt,  der  aus  Verstellung  und 
heiterem  Gleichmuth  gemacht  und  fein  mit  Bestechung  gestickt  war. 
Dieser  Nebel  hatte  die  besondere  Wirkung,  dass  die,  so  ihn  trugen,  da- 
darch  zu  sehen  glaubten,  und  doch  nichts  sahen,  hingegen  ein  wunderbarer 
Rückschein  davon  bis  zu  Napoleon's  Palast  hindrang  und  denselben  oft 
«ehr  erhellte.  Er  versuchte  das  Zeug  zuerst  an  dem  englischen  Kommissär, 
der  Napoleon  (wie  man  glaubte)  beobachten  oder  gar  bewachen  sollte,  und 
er  that  vortreffliche  Wirkung.  Der  Herr  Kommissär  war  für  das  schöne 
Präsent  sehr  dankbar  und  beurlaubte  sich  für  einige  Tage,  just  um  die  Zeit, 
da  auch  der  Kaiser  eine  kleine  Spazierfahrt  machen  wollte.    —    —    —    — 

Wer  in  der  scheinbaren  Ruhe  und  Zufriedenheit  Napoleon's  eine  wirk- 
liche und  freiwillige  Ergebung  in  sein  Schicksal  zu  sehen  glaubte,  der  be- 
trog sieh  sehr  gewaltig.  Wir  wussten  es  am  Hofe  (er  war  so  klein,  dass 
ich  meine  Wenigkeit  jetzt  wohl  dazu  rechnen  konnte)  und  seine  alten  Gre- 
nadiere hofften  es,  dass  er  bald  die  Pantomime  weglegen  und  auf  dem 
grossen  Schauplatze  wieder  auftreten  würde;  das  wann?  wie  und  wo? 
aber  konnte  Niemand  erratben,  und  wenn  nicht  Bertrand  und  seine  Frau 
darum  wussten,  so  mag  der  ganze  Entwurf  in  seinem  Kopfe  gekocht  worden 
sein.  Dass  aber  dabei  heimliche  Einverständnisse  gewaltet  haben  müssen, 
das  hat  der  Erfolg  bewiesen,  wie  hätte  sich  sonst  ein  Einfall  in  Frankreich 
mit  ungefähr  1100  Mann  nur  denken  lassen  können?  Das  Weltumfassende 
.seiner  geheimen  vielfältigen  Verbindungen  zeigte  sich  uns  erst,  als  wir 
unter  den  Anstalten  zur  Abfahrt  die  grösste  Kaufmannskiste,  die  man  nur 
Auftreiben  konnte,  vollgepfropft  mit  Briefen,  die  nach  Elba  gekommen,  zu 
verpacken  hatten.  Diese  Anstalten  dauerten  ungefähr  10  Tage  und  konnten 
doch  nicht  so  ganz  unbemerkt  vor  sich  gehen,  aber  der  nämliche  Nebel, 
den  Ich  oben  beschrieben  habe,  bedeckte  auch  hier  Aller  Augen,  und  die 
kreuzenden  Engländer  bekreuzten  sich  selber  vor  den  Schwingen  des  er- 
wachenden, sich  wieder  emporhebenden  Adlers,  und  hatten,  so  lange  sie 
vor  Elba  kreuzten,  noch  nichts  dergleichen  gesehen  und  noch  viel  weniger 
vermuthet.    Die  närrischen  Engländer  1 

Den  26.  Februar  1815,  also  ungefähr  11  Monate  nach  seiner  Ankunft, 
verliess  Napoleon  die  Insel  Elba,  mitten  in  einer  Menge  angefangener  Bauten 
und  Anlagen,  die  alle  auf  seinen  lebenslänglichen  Aufenthalt  berechnet  zu 
sein  schienen,  und  wagte  es,  mit  einer  Handvoll  Leute  sein  altes  Reich  wieder 
-zu  betreten,  auf  welches  er  in  jenem  Zeltpunkte  auf  ewig  Versiebt  gethan 
hatte.  Man  hatte  an  mehreren  Orten  das  Märchen  verbreitet,  Napoleon  habe 
sich  vor  seiner  Abreise  von  Elba  als  Kapuziner  verkleidet,  um  unbekannt 
ron  Elba  wegkommen  zu  können.  Nur  eine  einfältige  Bosheit  kann  derglei- 
chen erdenken.  Das  wäre  seiner  höchst  unwürdig  gewesen.  Er  trug  bei 
-seiner  Abreise  den  nämlichen  grünen  Ueberrock,  den  er  auf  seiner  Ueber* 
/ahrt  aus  Frankreich  getragen  hatte,  und  den  nämlichen  Mantel,  den  er 
schon  in  der  Schlacht  bei  Marengo  getragen  und  den  man  ihm  naeh  den 
4en  neuesten  .Zeitungsnachrichten  noch  mit  tn's  Grab  mitgegeben  haben 
doli.  Den  1.  März  landeten  wir  zu  Cannes,  nahe  bei  Frejus,  und  marsehlrten 
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ohne  Hindernisse  bis  auf  Grenoble.  Wo  wir  durchzogen,  zeigten  sich  alle 
Soldaten,  denen  Napoleon  eine  frohe  Erscheinung  war,  and'  die  sieh  frei- 
willig zu  seinen  Fahnen  rangirten.  Grenoble  machte  zwar  einige  Demon- 
strationen, als  wollte  man  ihm  die  Thore  verschliessen,  aber  kaum  sahen 
die  Soldaten  den  Kaiser,  so  erklärten  sie  sich  laut  für  ihn,  und  bekanntlieh 
war  Oberst  Labödoyere  der  erste  Chef,  der  mit  seinem  ganzen  Regimente 
zu  ihm  überging.  So  nahm  Napoleon,  ohne  einen  Schuss  zu  thun,  von  einer 
wichtigen  Festung  Besitz,  und  schaarenweise  strömten  die  Franzosen  herbei 
und  vermehrten  von  Tag  zu  Tag  den  kleinen  Haufen,  der  mit  ihm  von  Elba 
herüber  gekommen  war.  Dass  dieser  Zulauf  lauter  personliches  Attaehe- 
ment  an  den  Kaiser  gewesen,  das  muss  Niemand  glauben.  Franzosischer 
Ehrgeiz  hatte  sehr  vielen  Aotheü  daran,  die  Nation  hatte  es  noeh  nicht 
verschmerzt,  dass  fremde  Truppen  auf  französischen  Boden  gekommen  und 
sogar  ihre  Hauptstadt  eingenommen  hatten.  Der  gekränkte  Nationalstola 
kochte  blutige  Rache  und  Napoleon  verstand  es,  diese  Stimmung  trefflich 
zu  benutzen. 

Ich  hatte  diesen  Triumph zug  von  Cannes  bis  Lyon  nicht  mitgemacht 
sondern  war  mit  Madame  Bertrand  nach  Marseille  übergeschifft,  wo  wir 
für  verdächtig  angesehen  und  34  Stunden  lang  verwahrt  worden.  Man 
sah  mich  hier,  wie  später  in  Nismes  für  Napoleon's  Mutter,  die  Prinzessin 
Lfttitia  an,  ein  Beweis,  dass  ich  in  Frauenzimmerkleidung  älter  aussah, 
als  wenn  ich  als  Offizier  gekleidet  gleng.  Insofern  sie's  nun  in  Marseille 
ernstlich  mit  dem  König  gehalten  hätten,  so  hatten  sie  Recht,  uns  ein  wenig 
für  verdachtig  zu  halten;  allein  sie  hatten  auch  nicht  Lust,  sich  für  die 
Arroganz  der  Emigrirten  und  die  Anmassungen  der  katholischen  Geist- 
lichkeit die  Hälse  brechen  zu  lassen,  schauten  dem  Spiel  stillschweigend 
zu,  und  Hessen  also  auch  uns  im  Frieden  weiter  ziehen,  und  so  kamen  wir 
bei  unserer  verstärkten  Armee  gesund  und  glücklich  in  Lyon  an. 

Oleich  nach  seiner  Ankunft  in  Lyon  Hess  der  Kaiser  einige  Schweizer 
Kaufieute  zu  sich  kommen  und  verlangte  von  ihnen  einen  kleinen  Vor* 
schuss,  bis  er  in  Paris  augekommen  sein  würde.  Die  Kaufleute  traten  so- 
fort zusammen,  um  die  Wünsche  seiner  Majestät  zu  befriedigen .  nnd  Na- 
poleon war  mit  dieser  Aufmerksamkeit  sehr  zufrieden. 

Hier  schon  waren  drei  Generäle  und  mehrere  andere  Offiziere  zu  ihm 
gekommen,  von  denen  man  in  Paris  glaubte,  dass  sie  sich  mit  ihm  sehlügen. 
Diese  Herren  aber  waren  alle  mit  der  Zurücksetzung,  die  sie  von  dem 
zurückgekehrten  alten  Adel  erfahren  mussten,  höchst  anzufrieden,  sowie 
die  Soldaten  keine  Achtung  und  kein  Zutrauen  zu  den  jungen  unbärtigen 
Offizieren  hatten,  die  noch  nie  im  Feuer  gewesen  waren.  So  kam  ea,  data 
die  Truppen  bald  aller  Orten  dem  Kaiser  zuvorkamen  und  die  königlichen 
Fahnen  verllessen.  Nicht  im  mindesten  war  er  über  die  Dekrete  betroffen, 
die  man  von  Paris  aus  gegen  ihn  ergehen  Hess.  Diese  machen  den  Krieg 
nicht  aus,  sagte  er,  lasst  sehen,  was  sie  sprechen,  wann  wir  näher  kommen. 
Nichts  freute  ihn  mehr,  als  da  er  hörte,  dass  man  Ney  das  Kommando  über 
die  gegen  ihn  marschirenden  Truppen  gregeben  habe.  Er  sagte  darüber:  ich 
kenne  den  wankelmüthigen  Helden,  vor  einem  Jahre  hat  er  mich  ver- 
rathen,  diese  Jahr  wird  er  Ludwig  XVIII.  verrathen. 

Einen  andern  Anstand  fand  Napoleon  mit  den  Schweizer  trappen, 
die  sich  durchaus  nicht  für  ihn  erklären  wollten.  Er  Hess  den  Grafen  d'Affry, 
ihren  General- Oberst,  rufen,  und  glaubte  ihn  zu  seinen  Gunsten  stimmen 
zu  können.    Dieser   aber  erklärte,  dass  die  Treue,  welche  die  Schweizer 
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ihrem  Vater  lande  schuldig  seien,  ihnen  nicht  erlaube,  einem  andern  Herrn 
zu  dienen,  als  sie  kapitulationsmässig  geschworen  hätten.  Der  Kaiser  Hess 
sie  hierauf  in  ihre  Kasernen  einsperren  und  als  Gefangene  bewachen.  Der 
Herr  von  Aflry  musste  hierauf  die  Offiziere  versammeln,  und  ihnen  die 
Wünsche  des  Kaisers  vortragen ;  sie  schwuren  aber  alle,  die  Befehle  ihrer 
Obern  abwarten  und  denselben  gehorchen  zu  wollen.  Der  Kaiser,  diese 
Standhaftigkelt  ehrend,  befahl,  die  Kasernen  zu  Öffnen,  Hess  seinen  Truppen 
ansagen,  keinem  Schweizer  etwas  zu  Leide  zu  thun,  und  schickte  sie  dann 
nach  Hause.  Vorher  aber  wurden  Unteroffiziere  und  Soldaten  jeder  beson- 
ders gefragt,  ob  er  nicht  bei  dem  Kaiser  Dienste  nehmen  wolle,  und  so 
formirte  sich  dann  noch  ein  Bataillon  von  500  bis  600  Mann  zu  dem  Dienste 
Napoleon's,  das  denn  auch  die  Ehre  hatte,  sich  bei  Waterloo  zusammen- 
schiessen  zu  lassen,  und  folglich  eine  kurze  Zeit  existirte.  Der  Chef  dieses 
Bataillons  war  auch  ein  Schweizer-Offizier,  dem  aber  sein  Vaterland  wenig 
Dank  dafür  wusste,  dass  er  sich  gegen  den  Beschluss  des  ganzen  Offiziers- 
Korps  dazu  anwerben  Hess." 

Was  in  dieser  Erzählung  besonders  bemerkens- 
werth  erscheint,  ist  die  positive  Behauptung,  dass  die 
Entweichung  Napoleons  von  Elba,  wo  er  von  einem 
englischen  Kommissär  bewacht  war,  durch  Bestechung 
gelungen  sei.  Dass  derselbe  gerade  zur  Zeit,  als  Na- 
poleon von  Elba  abfuhr,  nach  Livorno  gegangen  war, 
wird  durch  die  dermalen  publizirten  Mittheilungen  von 
Gentz  bestätigt. !) 

Nun  folgt  in  der  Lebensgeschichte  der  Frau  Engel 
der  Schluss  ihrer  Feldzüge  mit  der  tragischen  Schlacht 
von  Waterloo,  in  der  sie  ihren  Mann  nebst  zwei  Söhnen 
verlor  und  selbst  schwer  verwundet  auf  dem  Schlacht- 
felde liegen  blieb.  Der  Bericht  der  Allg.  Ztg.  über  die 
Schlacht  enthält  die  Notiz,  dass  das  «Bataillon  von 
Elba  >  bei  der  Vertheidigung  der  kaiserlichen  Schatz- 
wagen vernichtet  worden  sei. 


*)  Vgl.  „Oesterreichs  Thellnahmeu,  Brief  an  Caradja  vom  7.  März, 
pag.  574.  Gentz  erzählt  darin,  der  englische  Oberst  Campbell,  der  mit  Napo- 
leon's Ueberwachnng  betraut  war,  habe  zwar  seit  mehreren  Tagen  ver- 
dachtige Bewegungen  wahrgenommen,  ohne  jedoch  in  das  Geheimnis«  der- 
selben eindringen  zu  können.  „Er  begab  sich  für  einen  Tag  nach  Livorno 
und  als  er  am  37.  Februar  auf  die  Insel  zurückkehrte,  erfuhr  er,  Napoleon 
habe  eich  am  26.  Abends  auf  7  Transportschiffen  mit  ungefähr  1200  Mann 
Truppen  eingeschifft."  Die  erste  Nachricht  davon  kam  erst,  wie  bereits  er- 
wähnt, am  7.  März  in  Wien  an  und  zwar  auch  nicht  durch  diesen  Kommissär, 
sondern  durch  einen  Brief  des  österreichischen  Konsuls  in  Genua. 


_    i 
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Von  hier  ab  hatte  die  nunmehr  54jährige  Frau, 
welche  von  ihren  Wunden  in  Brüssel  wieder  genas, 
ein  trauriges  Schicksal ;  ohne  Einkünfte  und  Vermögen 
(da  eine  Forderung  von  136,000  Franken,  die  sie  an 
die  kaiserliche  Regierung  hatte,  werthlos  geworden 
war),  reiste  sie  in  den  folgenden  fünf  Jahren,  zum 
Theil  mit  Unterstützung  von  Schweizer  Landsleuten, 
oder  von  Mitgliedern  der  bonapartischen  Familie,  die 
sie  alle  gut  kannte,  in  der  ganzen  Welt  herum,  um 
die  Kinder  zu  finden,  die  ihr  aus  so  vielen  Schlachten 
noch  übrig  geblieben  waren,  ohne  irgendwo  eine  dauernde 
Ruhestätte  finden  zu  können. 

Ein  Sohn,  der  mit  König  Joseph  von  Spanien  nach 
Amerika  gegangen  war,  starb,  selbst  mittellos,  als  sie 
bei  ihm  in  New-Orleans  ankam.  Zwei  andere  Söhne 
waren  unter  den  wenigen  Begleitern  des  Kaisers  in 
St.  Helena,  sie  erhielt  jedoch  von  der  englischen  Re- 
gierung nicht  die  Erlaubniss,  dieselben  dort  aufzu- 
suchen. Alle  Kinder,  die  sie  im  Laufe  so  vieler  Feldzüge 
in  allen  möglichen  Ländern  geboren  und  fast  sämmt- 
lich  zu  Offizieren  oder  Offiziersfrauen  erzogen  hatte1), 


')  Wie  sie  das  anfing,  erzählt  sie  auf  paff.  82  ihrer  Lebensbeschrei- 
bung mit  folgenden  Worten: 

„Meine  Leser  werden  aber  wahrscheinlich  fragen:  Ob  ieh  denn  meine 
Kinder  alle  immer  bei  mir  gehabt  habe?  Nein!  Ich  behielt  Immer  das 
jüngste  bei  mir,  die  andern  waren  bei  gnten  Freunden,  gewöhnlich  Sefiwelxer- 
Familien,  verkostet,  und  sowie  ein  neues  kam,  brachten  wir  das  vorige 
wieder  en  depdt,  und  so  gieng's  fort* 

Von  diesen  21  Kindern  (worunter  drei  Paare  von  Zwillingen)  erreichten 
9  Söhne  den  Offiziersgrad,  der  jüngste  schon  in  seinem  elften  AltersjaJire. 
Dieser  und  noeh  ein  anderer  fielen  mit  dem  Vater  bei  Waterloo,  zwei  bei 
Marengo,  einer  in  Spanien,  einer  in  dem  Treffen  bei  Toulouse  1815,  einer 
ging,  wie  oben  erzählt,  mit  König  Joseph  nach  Amerika  und  starb  in 
New-Orleans,  zwei  begaben  sich  mit  dem  Kaiser  nach  St.  Helena,  seit 
welcher  Zeit  sie  verschollen.  Die  drei  erwachsenen  Töchter  heiratheften, 
die  eine  den  Generaladjutanten  Muret,  der  bei  Marengo  fiel,  die  zweite  den 
General  Perrier,  der  bei  Leipzig  blieb,  die  dritte  den  8ekret£r  des  Generals 
Mouton,  Prame.  Die  übrigen  Kinder  starben  in  zartem  Alter.  Das  Büchlein 
bricht  im  Jahre  1821  ab.  Eine  Petition  der  Verfasserin  an  die  Tagsatzung 
am  Unterstützung  liegt  noch  dermalen  im  eidgenössischen  Archiv. 
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waren  gefallen  oder  verschollen.  Sie  selber  starb  kurze 
Zeit  nach  der  Abfassung  ihrer  Lebensbeschreibung  im 
Spital  zu  Zürich.  Von  der  ganzen  kriegerischen  Familie 
ist  in  ihrer  Heimath  Graubünden  niemals  mehr  eine 
Spur  aufgetaucht. 

Diess  war  also  auch  ein  Stück  damaligen  schweize- 
rischen Lebens  und  die  Frage  ist  noch  offen,  welches 
die  wahre  Eidgenossenschaft  war,  die  in  Wien,  oder 
die  in  Elba.  Gibt  es  überhaupt  heute  noch  solche 
Menschen,  die  damals  nicht  ungewöhnlich  waren,  son- 
dern einen  bestimmten,  weit  verbreiteten  Typus  des 
schweizerischen  Volkscharakters  repräsentirten  ?  Und 
wenn  nicht,  liegt  darin  nicht  auch  ein  gewisser  Mangel 
und  ein  Grund,  warum  eine  einst  thatenreiche  und  thaten- 
lustige  Nation  sich  in  den  dermaligen  weit  bessern 
materiellen  Verhältnissen  zuweilen  nicht  recht  be- 
friedigt fühlt?  Der  Mensch,  der  keine  grossen  Lebens- 
schicksale hat,  will  dafür  um  so  mehr  Bequemlichkeiten 
des  alltäglichen  Daseins  geniessen.  Die  grossenZiele 
und  wichtigen  Begebenheiten,  die  unser  Leben  erfüllen, 
machen  dagegen  nach  jeder  anderen  Richtung  hin 
merkwürdig  genügsam  und  zufrieden.  Die 
Völker  kränkeln  auch  mitunter  an  dem  blossen  Privat- 
leben und  vermissen  das  Erziehungsmittel  grosser 
Schicksale,  dessen  sie  nicht  gänzlich  entbehren  können. ') 

Was  für  Impulsen  Napoleon  bei  seiner  allzu  früh- 
zeitigen Rückkehr  gehorchte,  ob  einfach  dem  unruhigen 
Temperament,  das  sein  Verhängniss  war,  oder  irgend- 
welchen bestimmteren  Hoffnungen  und  Zusicherungen, 

<)  Daher  wird  auch  die  soziale  Frage  niemals  bloss  mit  besserer 
Versorgung  der  Bedürftigen  gelöst  werden.  Der  Mensch  braucht  zu  seiner 
gedeihlichen  Existenz  nicht  allein  Brod,  sondern  auch  noch  Erhebung  des 
Geistes  über  das  gewöhnliche  materielle  Dasein. 
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wird  wohl  niemals  ganz  aufgeklärt  werden.  Man  sieht 
einfach  aus  dem  citirten  Büchlein  der  Frau  Oberst 
Engel,  dass  fortwährend  eine  bedeutende  Korrespon- 
denz zwischen  der  Insel  Elba  und  dem  Festlande  statt- 
fand, die  dann  in  einer  grossen  Kiste  mitgenommen 
wurde  und  seither  nie  mehr  zum  Vorschein  gekom- 
men ist. 

Unter  allen  Umständen  hatte  der  Kaiser  genaue 
Kenntniss  von  den  Zerwürfnissen  seiner  Gegner  auf 
dem  Wiener-Kongress,  welche  in  der  Denkschrift  von 
Grentz  sehr  anschaulich  beschrieben  sind,  und  besorgte 
vielleicht  auch,  nicht  ohne  Grund,  von  Elba  weg  in 
engeren  oder  entfernteren  Gewahrsam  gebracht  zu 
werden. ') 

Sein  Triumphzug  nach  Paris  rief  eine  ungeheure 
Bestürzung  hervor.  «Le  roi  est  parti.  Bouleversement 
et  poltronnerie  universelle»,  so  lautet  eine  bezeichnende 
Notiz  in  dem  vor  Kurzem  veröffentlichten  geheimen 
Tagebuch  eines  Schweizers,  Benjamin  Gonstant,  der 
selber  auch  nicht  zu  den  Tapfersten  gehörte.*)    Der 


>)  Solche  Pläne  wurden  schon  in  der  allerersten  Sitzung  des  Kon- 
gresses am  18.  September  1814  zur  Sprache  gebracht.  Vgl.  den  Brief  von 
Gentz  an  Caradja  vom  1.  Dezember  in  „Oesterrelchs  Thellnahme",  worin 
dieser  kluge  Diplomat  es  sonderbar  findet,  so  gegen  einen  Mann  verfahren 
zu  wollen,  „der  Niemand  mehr  gefährlich  werden  kann  nnd  nur  daran 
denkt,  den  Rest  seiner  Tage  In  Ruhe  zu  beschliessen*.  Er  bedachte  eben 
nicht,  dass  das  Unglück  für  Menschen  eines  andern  8chlages,  als  er  selber, 
ein  Bad  ist,  das  die  Kräfte  wieder  herstellt.  Eine  Rede  von  Graf  Grey  im 
englischen  Oberhaus  gibt  ausdrücklich  zu,  dass  Napoleon  seine  Pension 
nicht  ausgezahlt  worden  sei  und  dass  Talleyrand  seine  Wegführung;  von 
Elba  „eingeflüstert"  habe  (Allg.  Ztg.  vom  18.  Juni  1816).  Napoleon  selbst  be- 
klagte sich  sogar,  man  habe  Mörder  gegen  Ihn  gedungen  (Allg.  Ztg.  vom 
25.  April  1815). 

3)  Am  20.  Mlrz  8Va  Uhr  Abends,  bei  starkem  Regenwetter,  zog  Napoleon 
wieder  in  Paris  ein.  Die  Bourbons  waren  in  alle  Winde  zerstoben,  nachdem 
sie  zuerst  in  ihren  Zeitungen  sehr  muthig  gesprochen  hatten,  als  die  Gefahr 
noch  fern  war.  In  der  gleichen  Allg.  Zeitung,  die  den  Einzug  Napoleon1* 
in  die  Tuilerien  meldet,  wird  aus  französischen  Zeitungen  abgedruckt,  der 
König  habe  erklärt,  die  Tuilerien  würden  sein  Thron  oder  sein  Grab  sein» 
Er  zog  es  aber  doch  vor,  am  Leben  zu  bleiben,  und  kam  am  80.  März  in  Gent 
an,  wo  er  ruhig  blieb,  bis  Fremde  Ihm  seinen  Thron  wieder  erobert  hatten- 
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König  musste  nach  den  Mittheilungen  von  Gentz  so 
rasch  als  möglich  ausser  Landes  gebracht  werden,  weil 
es  kein  Mittel  gab,  «für  die  Treue  irgend  einer  Per- 
sönlichkeit zu  bürgen»,  und  die  Pariser,  welche  ein 
Jahr  zuvor  dem  Einzug  der  alliirten  Monarchen  zu- 
gejubelt hatten,  empfingen  jetzt  mit  dem  gleichen  ge- 
dankenlosen, stets  schaulustigen  Enthusiasmus  von 
Grossstädtern  Denjenigen,  den  sie  damals  nicht  genug 
hatten  verspotten  können.1) 

Für  die  Schweiz  im  Dienste  derBourbonen 
war  nun  auch  die  Stunde  gekommen,  ihre  Treue  zu 
beweisen.  Die  Tagsatzung  selbst  war  durch  den  Abfall 
vom  Dezember  1813  und  die  seitherigen  Kapitulationen 
mit  dem  alten  Frankreich  hinreichend  gebunden.  Da- 
gegen waltete  grosse  Besorgniss  in  diesen  politischen 
Kreisen   über    die  Haltung  der   vier    Regimenter   im 


')  „Es  Ist  ein  Eidbrüchiges  Volk",  schreibt  der  brave  alte  Blücher  in 
einem  Briefe,  dessen  Facsimilc  in  „Oesterreich's  Theilnahme"  auf  pag.  648 
zu  sehen  ist,  „bringen  die  Pariser  den  Thlran  nicht  um,  bevor  wir  nach 
Paria  kommen,  so  wollen  wir  die  Pariser  umbringen."  Das  war  die  Stun- 
nung  der  Prenssen  bei  diesem  Ereigniss.  Eine  etwas  andere  herrschte, 
wenigstens  in  einem  Theil  des  österreichischen  Hoflagers.  Gentz,  der 
ans  mit  seiner  höchst  beweglichen  Seele,  wie  Benjamin  Constant,  als  Spiegel 
dienen  kann,  meint  in  seinem  ersten  Bericht  an  Caradja,  diese  Rückkehr 
sei  ein  „von  der  Verzweiflung  eingegebener  Narrenstreich*,  der  ein  schnelles 
Ende  haben  werde.  8chon  drei  Tage  später  (10.  März)  ist  er  geneigt,  an 
einen  „ernsten  und  gefährlichen  Charakter4*  des  Abenteuers  zu  glauben 
and  am  89.  März  hat  «die  Geschichte  nichts  Aehnliches  aufzuweisen"  und 
die  Umwälzung  vom  vorigen  Jahre  ist  im  Vergleich  mit  der  heutigen  „nur 
eine  unbedeutende  und  abgeschmackte  Erscheinung." 

Von  dem  Kongress  wusste  man  anfänglich  nicht,  ob  er  aufgelöst  oder 
bloss  verlegt  werden  soUe  (pag.  580),  ja  Gentz  Ist  schliesslich  der  Meinung, 
man  solle  gar  nicht  mehr  Krieg  gegen  Napoleon  beginnen,  der  ja  doch 
kein  «Rebell"  mehr  sei,  die  Bourbons  seien  „nach  aller  menschlichen  Wahr- 
scheinlichkeit fdr  immer  aus  dem  Lande  vertrieben".  Einzig  England  und 
Prenssen  seien  eigentlich  an  dem  Kriege  interessirt,  der  ein  „unbedachtes, 
unnützes  und  zielloses  Unternehmen"  sei.  Obwohl  Metternich,  der  diese  Kor- 
respondenzen erst  nach  dem  Tode  von  Gentz  zu  Gesichte  bekam,  an  solchen 
ßtellen  seine  Fragezeichen  an  den  Rand  macht,  so  ist  doch  wohl  kaum  zu 
bezweifeln,  dass  die  Energie  der  preusslschen  Diplomaten  und  Heerführer 
das  Hauptgewicht  für  den  Krieg  In  die  Wagschale  legte. 
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königlichen  Dienst  *),  da  dieselben  grossentheils  aus 
ehemaligen  Soldaten  Napoleon's  bestanden,  welche  die 
Gefühle  der  Armee  für  ihren  ruhmreichen  Anfuhrer 
wahrscheinlich  theilten  und  damit  die  Schweiz  sehr  zu 
kompromittiren  im  Stande  waren.  Dennoch  täuschte 
man  sich  glücklicherweise  in  diesen  Befürchtungen,  und 
es  ist*  ein  sehr  schönes  Blatt  der  schweizerischen  Ge- 
schichte in  jenen  daran  nicht  allzureichen  Tagen,  dass 
diese  Truppen  unter  der  allgemeinen  Treulosigkeit  fast 
ganz  allein  mit  bemerkenswerthem  Muthe  ihren  Ver- 
pflichtungen treu  blieben,  sogar  noch,  ehe  sie  wissen 
konnten,  welche  Haltung  die  heimischen  Behörden 
selber  einnehmen  würden. 

Das  zweite  und  vierte  Regiment,  die  beide  bei  der 
Nachricht  von  Napoleon's  Bückkehr  in  Paris  standen, 
rückten  mit  der  ganzen  Division  Lobau  gegen  den- 
selben auf  der  Strasse  nach  Fontainebleau  aus.  Bald 
jedoch  begann  in  ihrer  Umgebung  ein  allgemeiner  Ab- 
fall. Viele  Franzosen  kehrten  einfach  um,  Kouriere,  die 
von  Paris  her  kamen,  ritten  an  den  Schweizern  vorbei 
mit  dem  lauten  Zuruf:  «Vive  TEmpereur!»  und  end- 
lich erhielt  der  Oberst  d'Affry  von  Freiburg,  der  sie  be- 
fehligte, von  keiner  Seite  mehr  irgend  eine  Ordre,  so 
dass  er  sich  am  18.  März  bei  Corbeil  entschloss,  nach 
Paris  zurückzugehen.  In  Villejuif,  in  einer  langen 
und  engen  Strasse  des  Dorfes  stiess  er  dabei  auf  seinen 
Obern,  den  in  der  Armee  höchst  angesehenen  und  be- 


M  Die  neuen  Kapitulationen  für  denselben  hatten  schon  im  Sept.  1814 
wieder  begonnen,  nachdem  die  Soldaten  durch  Dekret  der  Tagsatzung  vom 
15.  April  ihres  Eides  gegen  Kapoleon  entbunden  worden  waren;  der  Graf 
von  Artols  war  jetzt  wieder,  wie  vor  der  Revolution,  der  Generaloberst 
der  Schweizer.  Der  frühere  Generaloberst,  Alexander  Bertliier,  brachte 
sich  am  l.  Juni  1815  durch  einen  freiwilligen  8turz  aus  einem  Fenster  des 
Schlosses  von  Bamberg  um  das  Leben,  weil  er  sich  In  dem  Konflikt  von 
Pflichten  nicht  mehr  zu  helfen  wusste.  Eine  Beschreibung  der  neuen 
Garden  findet  sich  in  der  Allg.  Ztg.  vom  13.  Febr.  1815. 
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liebten  General  Mouton,  comte  de  Lobau,  an  der  Spitze 
von  fünf  Bataillonen,  der  sofort  auf  ihn  zuritt  mit 
den  Worten:  <  Allons,  d'Affry,  vive  l'Empereur!»  und 
als  der  Offizier  nicht  entsprechen  zu  wollen  schien,  sich 
mit  diesem  verführerischen  und  nur  zu  wohlbekannten 
Rufe  direkt  an  den  ersten  Zug  der  Schweizer  wendete. 
Der  Freiburger  Hauptmann  Bumann,  der  an  der  Spitze 
desselben  stand,  drehte  sich  zu  seinen  Leuten  um  und 
rief:  c  Vive  Thonneur!  En  avant,  marche!»  und  das 
ganze  Korps,  ohne  Ausnahme,  zog  mitten  durch  die 
lärmenden  Bataillone  der  Franzosen  schweigend,  Gewehr 
in  Arm,  hindurch  und  rückte  in  dem  allgemeinen 
Taumel  der  Revolution,  an  dem  nämlichen  Tage,  an 
welchem  Napoleon  ankam,  mit  weissen  Fahnen  in 
die  erregte  Stadt  Paris  ein. 

Das  ist,  wenn  man  den  moralischen  Muth  und  die 
Selbstüberwindung  um  der  einfachen  Pflicht  willen  be- 
rücksichtigt, eine  grössere  That  gewesen,  als  die  Ver- 
teidigung der  Tuilerieen  am  10.  August  1792,  und  so 
etwas  mitten  in  der  allgemeinen  Misere  jener  Zeit  zu 
lesen,  erhebt  wieder  das  Herz,  indem  es  zeigt,  was 
ein  solches  Volk  ist  und  sein  kann,  sobald  es  ent- 
schlossene Führer  besitzt.  Eine  That  einfacher  Pflicht- 
erfüllung in  Zeiten,  wo  alle  sittlichen  Begriffe  in  Ver- 
wirrung gerathen  sind,  klärt  für  ganze  Völker  gewisser- 
massen  den  moralischen  Horizont.  Man  sieht  doch 
wieder  Leute,  die  richtig  denken  und  handeln.  Diese 
Söldner,  nicht  die  Diplomaten  in  Wien,  haben  damals 
der  Schweiz  die  Achtung  Europa's  erhalten. 

Die  sämmtlichen  vier  Regimenter  wurden  sodann 
am  28.  März  von  der  Tagsatzung  heimberufen;  Na- 
poleon, der  sie  durchaus  behalten  wollte,  gebrauchte 
die  List,  sie  auf  drei  verschiedenen  Strassen,  in  Ab- 
theilungen von  je  100  Mann   und  getrennt  von  ihren 
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Offizieren  abziehen  zu  lassen.  Gleichwohl  und  trotz 
aller  möglichen  Verführungskünste,  die  gegen  sie  noch 
unterwegs  angewendet  wurden,  kamen  sie  mit  Aus- 
nahme einer  kleinen  Schaar  sämmtlich  in  der  Schweiz 
an  J)  und  wurden  zuerst  in  Solothurn,  Freiburg,  Burg- 


l)  Ein  Bericht  der  Offiziere  in  Paris  an  den  schweizerischen  General 
der  Grenzbesetzung  vom  11.  April  (Abschied  III,  713)  hat  folgenden  Inhalt: 

„Monsieur  le  Göneral, 

II  est  de  notre  devoir  de  vous  rendre  compte  de  la  position  des  choses: 
vous  la  connaissiez  k  yotre  d£part,  mais  eile  a  bien  chang£. 

Nous  avions  obtenu,  sur  la  rcclamation  falte  par  les  officiers  des  quatre 
regimens,  de  conserver  Ici  un  certain  nombre  d'offlclers  par  regiment,  des- 
tine's  ä  conduire  dans  leur  patrie  les  detachemens  an  fnr  et  a  mesure  qn'ils 
partlraient.  Le  lendemain  de  votre  depart  cette  disposition  a  dte  annale* 
par  Monsieur  le  General  Fririon,  sous  le  prötexte  que  Son  ExceUence  le 
Minlstre  de  la  Guerre  ne  s'etait  pas  prononc6.  ou  n'avait  pas  encore  räpondn 
a  la  rcclamation  des  officiers;  et  pour  que  cette  maniere  evasive  de  traiter 
une  affaire  aussl  importante  lui  re*ussisse,  il  a  fait  connaitre  le  7,  ä  dix  heures 
du  soir,  par  la  voie  du  commandant  d'armes,  que  les  officiers,  destlnes  a 
conduire  les  detacheinene,  devaient  partir  le  lendemin  matin,  avec  la  menace 
que  ceux  qui  ne  seraient  pas  partis  k  huit  heures,  seraient  conduits  par  la 
gendarmerie  jusqirä  la  frontiere.  Un  plquct  de  gendarmer ie  est  effectivement 
arrive"  k  St,  Denis  ce  raeme  soir  a  dix  heures  et  demie,  an  bataiUon  du 
11  regiment  de  ligne  y  est  ggaleinent  arrivfe  k  la  meme  heure.  Ces  dispoat- 
tions  ne  laissaient  aux  officiers  ni  le  temps,  ni  la  possibilite*  de  faire  des  re- 
presentatlons,  et  ils  ont  pris  la  resolntlon  de  partir.  A  hult  heures  il  nc 
rcstait  pas  un  officier  k  St.  Denis,  a  l'exception  du  colonel  du  ler  regiment 
du  major  du  2me,  des  quartiers-maitres  et  des  capitaines  d'habillement.  A 
huit  heures  la  gendarmerie  a  visite*  les  logemens  des  officiers,  pour  s'assnrer 
de  leur  döpart;  une  demie  heure  apres  Monsieur  Stoffel  et  des  officiers  de 
rätat-major-g6neral  sont  arrives  ä  8t.  Denis,  ont  assemble  la  tronpe.  Font 
haranguäe,  ont  fait  des  promesses  d'avancement  aux  sons-officlers  et  des 
offres  pdcunialres  k  la  troupe;  personne  n'a  voulu  sortir  de  ses  rang«;  blen 
au  contraire,  un  grenadier  du  Sme  regiment  a  apostrophe*  Monsieur  Stoffel 
en  le  tutoyant,  et  lui  a  dit  que  pas  un  honnSte  nomine  ne  voudrait  serrir 
sous  ses  ordres. 

Le  meine  jour,  un  chef  de  bataiUon,  attache1  a  l'ötat-major,  nomine 
Pol  rot,  est  venu  e*tablir  son  domicile  k  St.  Denis  et  a  fait  connaitre  qn*il 
allalt  prendre  le  commandement  des  trois  regimens  saisses:  il  a  signifiö  an 
major  du  2me  et  aux  quartiers-maitres  et  capitaines  d'habillement  de  ne  plus 
se  meler  en  rien  de  la  troupe,  de  ne  plus  mettre  les  pieds  an  quartier  et  de 
cesser  toute  espece  de  rapports  avec  les  sous-officiers  et  soldats,  sous  peine 
d'etre  arr@t£s.  Les  quartiers-maitres  ont  rec,u  Vordre  de  remettre  dans  la 
journee  h  Monsieur  Poirot  l'argent  destine  pour  le  pret:  cette  remlse  a'est 
faite  contre  rdcöpissd,  delivrö  par  Monsieur  Polrot.  Meme  defense  a  e*te  falte 
ä  Monsieur  le  Major,  aux  quartiers-maitres  et  officiers  d'habillement  et  de 
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dorf  und  Bern  untergebracht,  sodann  unter  dem  Kom- 
mando von  Affry  in  die  schweizerische  Grenzbesetzungs- 
armee  eingestellt.  Drei  Feldweibel  des  zweiten  Regi- 
ments, zwei  Freiburger  und  ein  Waadtländer  Namens 
Mändli,  Müsslin  und  Ducoster,  hatten  den  unter  den 
damaligen  Verhältnissen  ausserordentlichen  Muth  ge- 


easen&ement  du  4me  röglment  a  Paris.  Avant-hier  les  quartiers-maitres  des 
regimens  suisses  casernäs  a  St.  Denis  ont  recu  l'ordre  d'elablir  leur  domicile 
ä  Paris  et  de  ne  plus  paraitre  a8t.  Denis,  sous  quelque  pretexte  qae  ce  soit. 
Un  article  du  iicenciement  des  troupes  suisses  portait  que  les  hommes 
rentreraient  par  detachement  de  100  hommes,  et  que  le  mouvement  commen- 
cerait  ä  avoir  Heu  le  9  du  courant,  en  suivant  les  numeros  des  rägimens. 
L'on  fit  semblant  de  s'en  conformer  a  cette  diaposition,  et  le  8  dans  l'apres- 
midi,  Monsieur  Raboud,  souB-lnspectcur  aux  revues,  s'est  transporte*  a 
8t  Denis,  a  organise*  et  passe*  en  revue  le  deiaohement  du  1er  rägiment,  qni 
devait  partir  le  lendemain.  Cependant  aujourd'hui,  11  Avril,  aucun  detache- 
ment n'a  recu  l'ordre  de  se  mettre  en  route,  et  il  est  facile  a  comprendre 
que  Von  retarde  le  de*part  pour  avofr  le  temps  de  säduire  la  troupe. 

Nous  devons,  Monsieur  le  General,  faire  le  plus  grand  eloge  de  la  con- 
dulte  des  sous-officiers  des  quatre  rdgimens ;  ils  meritent  des  räcompenses 
et  de  l'avancement.  Abandonnes  a  eux-memes,  separes  de  leurs  officiers  et 
livres  aux  seductions  de  toute  espece,  ils  ont  spontanement  etabli  entre  eux 
une  Hierarchie  de  pouvoirs,  dans  le  dessin  de  maintenir  la  discipline.  Les 
sdjudans  sous-officiers  sont  devenus  colonels,  les  sergents-majors  capitaines, 
et  ainsi  de  suite.  Chaque  jour  l'on  fait  connaitre  a  l'ordre  le  capitaine  de 
police;  11  regne  la  plus  grande  tranquillite*,  et  toute  la  troupe  estanime'e  du 
meilleur  esprit  et  du  desir  de  rentrer  dans  sa  patrie. 

Cependant  on  est  parvenu  par  les  manoeuvres  les  plus  odleuses  ä  se- 
duire  quelques  soldats.  Ils  ne  sont  pas  nombreux,  et  nous  devons  dlre  que 
ce  sont  pour  la  plupart  des  ätrangers  ou  de  mauvais  sujets. 

Ce  tableau  seralt  rassurant  et  la  conduite  excellente  des  sous-officierH 
devralt  nous  öter  la  crainte  sur  une  nombreuse  desertlon,  mals  le  man  que 
de  parole  au  sujet  du  depart  annonce  des  dötachemens,  l'ac  harn  erneut  que 
Von  met  journellement  k  faire  tomber  les  soldats  dans  des  pieges  les  mieux 
concertes  nous  donnent  les  inquiötudes  les  mieux  fondees  sur  le  sort  de  ces 
braves  gens. 

Monsieur  Raboud,  sous-lnspecteur  aux  revues,  a  annonce  comme  cer- 
taine  l'adhesion  des  officiers,  sous-officiers  et  soldats  des  döpöts  d'Arras. 
Nous  ignorons  si  ce  fait  est  vöritable,  mals  si  une  dömarche  aussi  ätonnante 
a  eu  lieu,  cela  ne  peut  etre  qu'en  ayant  trompe*  les  officiers  de  ces  depöts, 
et  il  n'est  pas  douteux  que  l'on  aura  assure  ä  ces  officiers,  que  les  troupes 
suisses  a  Paris  et  a  St.  Denis  avaient  adhäre*  au  gou  verneine  nt  actuel. 
Nous  sommes  etc.  etc.  (Suivent  les  signatures.) 

Pour  copie  conforme  d'apres  le  rapport  entre  nos  mains, 

Le  marechal  de  camp:  Co  rate  de  C  aste  IIa." 
Am  14.  April  langten  die  ersten  Abteilungen  in  Basel  an;   im  Eisaas 
namentlich  herrschte  eine  grosse  Erbitterung  gegen  sie  bei  ihrem  Durch- 
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habt,  persönlich  Napoleon  auf  dem  Carousselplatze 
anzureden  und  ihm  eine  Bittschrift  des  Regimentes  um 
Entlassung  zu  überreichen.  «Napoleon,  en  recevant 
la  petition  avec  etonnement,  repondit  qu'il  y  serait 
fait  droit»  (Abschied  III,  pag.  745). 

Eine  der  merkwürdigsten  Scenen  fand  am  4.  April, 
vor  der  Kaserne  der  Schweizer  in  St.  Denis  statt. 

Nachdem  der  Kaiser  selbst  es  vergeblich  versucht 
hatte,  den  Obersten  d'Aflfry  umzustimmen,  schickte  der 
Kriegsminister  den  General  Fririon  nach  den  Kasernen 
in  der  grünen  Strasse  und  in  St.  Denis,  angeblich  um 
diese  Truppen  zu  mustern.  In  der  ersteren  Kaserne 
gelang  es  dem  General,  zwei  Soldaten  des  vierten 
Regimentes  zum  Uebertritt  zu  bewegen.  In  St.  Denis, 
wo  die  andern  drei  Regimenter  standen,  liess  er  sie 
im  Hof  antreten  und  forderte  sie  in  einer  Anrede  auf, 
sich,  statt  heimzukehren,  in  ein  für  den  Kaiser  neu  zu 

manche  (Allg.  Ztg.  vom  24.  April  und  17.  Mai).  Ein  solcher  Bericht  lautet  • 
„Seit  vorgestern  trafen  hier  mehrere  der  gewesenen  Hundert-Schwejser, 
sowie  die  ersten  Abtheilnngen  der  zurückkehrenden  Schweizer  Regimenter 
ein.  Auch  das  zu  Hüningen  befindlich  gewesene  Rekrutirnngsdepot  ist  hier 
angekommen.  Die  erstem  beschwerten  sich  sehr  über  die  auf  dem  Wege 
von  Paris  erlittene  Behandlung;  sie  erhielten  nur  5  Sons  den  Tag  und  keine 
Verpflegung:  dabei  wurden  sie  an  vielen  Orten  von  dem  exaltirten  Volke 
misshandelt.  Ueberhaupt  herrscht  in  den  benachbarten  Gegenden  Frank- 
reichs eine  grosse  Erbitterung  gegen  die  Schweizer;  man  traut  sich  nicht 
leicht  mehr  hinüber ;  erst  vor  wenigen  Tagen  wurde  ein  Mann  von  hier, 
der  Im  Ober-Elsass  Vieh  einkaufen  wollte,  von  den  Bauern  grausam  ge- 
prügelt, und  sie  standen  im  Begriff,  ihn  an  einem  Baume  aufzuhängen,  als 
er  durch  drei  hinzukommende  Soldaten,  die  er  in  französischer  Sprache  am 
Hülfe  anrief,  gerettet  wurde.  Indess  verlor  er  Pferd  und  Geld.  Die  nie- 
dern  Volksklassen  sind  hier  und  da  fast  schon  wieder  gestimmt  wie  1796,* 
Ohne  die  musterhafte  Disclplin  der  Unteroffi ziere,  welche Castell* 
besehreibt,  wäre  ein  solcher  Durchzug  durch  ein  feindlich  gesinntes  Land. 
ohne  jeden  Excess  seitens  dieser  Truppen,  gar  nicht  möglich  gewesen. 
Die  Tagsatzung  hatte  unter  dem  15.  März  an  die  vier  Obersten  Real, 
Abyberg,  Buecher  und  Affry  ein  Ermahnungsschreiben  zu  Händen  der 
Truppen  erlassen,  das  uns  weit  weniger  gefallen  kann,  in  welchem  sie  nicht 
sowohl  die  sittliche  Pflicht  der  Treue,  als  die  „relations  anciennes  et  doq- 
velles  avec  l'auguste  maison  de  Bonrbon"  und  die  „belle  cause",  einen  KÖni£ 
zu  vertheidigen,  hervorhebt,  der  „1'ami  de  votre  patrie  et  le  pere  de  son 
peuplett  sei!  (Abschied  III,  pag.  729). 
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werbendes  Regiment  einschreiben  zu  lassen.  Da  sich 
unter  den  Soldaten  viele  befanden,  die  nicht  französisch 
verstanden,  so  musste  ihnen  diese  Ansprache  durch 
ihre  eigenen  Offiziere  wiederholt  werden.  Ein  Lieute- 
nant Pfänder  wird  hiebei  besonders  erwähnt,  welcher 
eine  berndeutsche  Uebersetzung  gab,  an  deren  Schluss 
er  aber  aus  eigenen  Mitteln  (trotzdem  er  wusste,  dass 
der  zuhörende  General  deutsch  verstand)  beifügte: 
«Ein  Schurke  ist,  wer  geht»  (Tillier  pag.  324). 

Die  wenig  zahlreichen  Soldaten,  die  sich  hier  und 
besonders  auf  dem  Heimmarsche,  wo  sie  ohne  Offiziere 
waren,  verleiten  liessen  *),  wurden  in  Vitry  in  ein  einziges 
Bataillon  zusammengestellt  und  fielen  nachmals  (wie 
Frau  Engel  erzählt)  grossentheils  in  der  Schlacht  von 
Waterloo. 

Der  Oberst  dieses  Bataillons,  das  ein  Regiment 
hätte  werden  sollen,  Christian  Stoffel,  ursprünglich 
aus  dem  Kanton  Thurgau  aber  in  Spanien  geboren, 
sein  Bruder,  Major  August  Stoffel  und  noch  acht  an- 
dere Schweizeroffiziere  wurden  durch  einen  besondern 
Beschluss  der  Tagsatzung  vom  24.  August  1815  wegen 
ihres  Verhaltens  des  Schweizernamens  und  Indigenats 
unwürdig  erklärt*),  den  heimgekehrten  Kriegern  hin- 


»)  Die  Allg.  Zeitung  vom  80.  April  sagt,  es  habe  der  General  Frlrion 
noch  die  Troppen  in  einzelne  Kompagnien  auflöten  lasten  und  jede  der- 
selben besonders  harangntrt.  Trotzdem  habe  er  bloss  6  Mann,  die  nicht  ein- 
mal geborne  Sehwelser  gewesen  seien,  bekommen.  Der  tapfere  Lieutenant 
Pfander  wurde  später  Gastwlrth  sum  Wilden  Mann  In  Basel. 

*)  Dieser  merkwürdige  Beschluss,  die  einzige  eidgenössische 
Bflrgerrechtsentzlehung,  die  in  unserer  Geschichte  vorkommt,  lautet : 

«Diejenigen  Individuen  aus  den  vier  im  Dienste  8r.  K.  Majestät  von 
Frankreich  gestandenen  Schweizer-Regimentern,  welche  die  Pflicht  gegen 
den  König  und  gegen  ihr  Vaterland  so  weit  verletzt  haben,  dass  sie  ent- 
weder selbst  bewaffnete  Korps  für  den  Usurpator  zu  errichten,  oder  Andere, 
darin  Dienste  zu  nehmen,  durch  Ueberrednng,  Zwang  und  Verffihrungs- 
mlttel  zu  verleiten  gesucht  haben,  werden  von  der  Tagsatzung  als  des 
8chwelzer-Namens  und  Indigenats  unwürdig  erklärt  (Die  Offiziere  sind : 
Christian  Stoffel  und  August  Stoffel  von  Thurgau,  Louis  Martin  von  Rolle, 

26 
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gegen  wurde  am  12.  Juni  ein  Ehrenzeichen  mit  der 
Inschrift  « Treue  und  Ehre »  zuerkannt  (Off.  S.  I, 
pag.  247). 

Die  grosse  Mehrzahl  der  Soldaten  und  Offiziere 
der  Soldtruppen  hatte  in  dieser  Zeit,  in  welcher  Alles 
wankte,  wo  die  Pflichten  und  Gefühle  sich  oft  seltsam 
gegenüber  standen,  der  gedemtithigten  Eidgenossen- 
schaft den  Weg  gezeigt,  auf  dem  sie  sich  aus  allen 
Gefahren  des  Augenblicks  retten  und  in  den  Augen 

des  misstrauisch  gewordenen  Europa's  rehabilitiren 
konnte. 

Es  war  der  Weg,  der  auch  jetzt,  unter  Verhält- 
nissen, die  in  mancher  Hinsicht  an  diejenigen  von 
1813  bis  1815  erinnern  können,  noch  immer  der  richtige 
ist,  der  gerade  Weg  der  Entschlossenheit  zu  der 
nächstliegenden  Pflicht. 


Pierre  Messonier  von  Neuenburg,  Joseph  Huber  von  Aargau,  Jean  Manthe 
von  Nyon,  Joh.  Stettier  von  Bern,  Nikiaus  Gerber  von  Bern,  Herkule* 
Raguettli  von  Flims  und  Regimentsnrzt  Fischlin  von  Thurgau ;  das  Ver- 
zeichnis» der  im  Kleichen  Fall  befindlichen  Unteroffiziere  und  Soldaten 
boll  den  Ständen  mitgetheilt  werden,  welche  eingeladen  sind,  von  sich 
ans  auf  Individuen,  die  Mich  nicht  gehörig  rechtfertigen  können,  den  obigen 
Grundsatz  anzuwenden.)  3)  Diejenigen  Offiziere  der  kapf tulirten  Schweizer- 
Regimenter,  die  nach  dem  20.  März  1H15  bei  dem  Regiment  Stoffel  für  Napo- 
leon Bonaparte  Dienst  genommen  haben,  werden  als  unfähig  erklärt, 
schweizerische  Truppen  im  eidgenössischen  Dienste  zu  kommandiren.  nnd 
die  Tagsatzung  äussert  den  Wunsch,  dass  keinem  derselben  in  kapital  irten 
Schweizer-Regimentern  eine  Offiziersstelle  jemals  übertragen  werde.  Der- 
gleichen sollen  Unteroffiziere  und  Soldaten  der  kapitulirten  Schweizer- 
Regimeuter,  welche  bei  dein  Korps  unter  Anführung  von  Stoffel  Dienst 
genommen,  zu  Offizierssteilen  nicht  befördert  werden  können.  Auch  von 
diesen  Offizieren  und  Soldaten  werden  die  betreffenden  Kantonsregierungen 
die  nöthigen  Verzeichnisse  aus  den  von  den  Regimentschefs  eingegebenen 
Etats  zu  beliebiger  Verfügung  erhalten.  3)  Endlich  bezeigt  die  Tagsatznng 
ihr  ernstliches  Missfallen  »äinmtlichen  Offizieren,  Unteroffizieren  und  Ge- 
meinen, die,  ohne  auf  den  Ruf  des  Vaterlandes  zu  achten,  unter  willkür- 
lichen, unstatthaften  Vorwänden  in  Frankreich  währeud  der  letzten  Revo- 
lution zurückgeblieben  sind,  und  überlädst  den  Kantonsregierungen,  gegen 
dieselben  bei  allfälliger  Rückkehr  nach  Massgabe  der  Umstände  die  an- 
gemesMcnen  Verfügungen  zu  treffen.  Davon  sind  diejenigen  Offiziere.  Unter- 
offiziere und  Soldaten   ausgenommen,   von  denen  es  bereit«   bekannt   in. 
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Wäre  sie  denselben  immer  gegangen,  so  würden 
wir  in  unseren  eidgenössischen  Geschichten  keine  demo- 
kratischen und  aristokratischen  Revolutionen,  keine 
Kapitulationen  von  Bern  und  Basel,  keine  Helvetik, 
kein  Protektorat,  keine  lange  Tagsatzung  und  keine 
Bevormundung  durch  Kongressmächte  zu  erzählen 
haben,  sondern  eine  allmählig  fortschreitende  Regene- 
ration durch  die  eigene  Einsicht.  Die  sogenannten  Kon- 
flikte der  Pflichten  und  Ueberzeugungen,  aus  denen 
die  grossen  Beunruhigungen  der  Völker  erklärt  zu 
werden  pflegen,  stammen  aber,  wenn  man  sie  etwas 
genauer,  ohne  irgendwelche  vorgefasste  Meinung,  be- 
trachtet, nicht  so  sehr  aus  mangelnder  Einsicht  in 
das,  was  jeweilen  die  .einfache,  nächste  Pflicht  und 
Wahrheit  ist,  als  aus  dem  Mangel  an  geradem  und 
rechtem  Willen  derselben  auch  unter  allen  Umständen 
zu  gehorchen,  welchem  Mangel  das   trügerische  Herz 


oder  die  noch  beweisen  werden,  dass  sie  zur  Regulirung  der  Komptabllität 
auf  besondern  Befehl  in  Frankreich  bleiben  mussten,  und  Andere,  die 
wegen  Krankheitszustand  oder  sonstiger  erheblicher  Gründe  ausser  Stand 
waren,  mit  ihren  Regimentern  in  ihre  Heimat  zurückzukehren".  (Abschied 
III,  pag.  788.) 

Die  Brüder  Stoffel  blieben  in  Frankreich,  wo  sie  sich  naturalisirten.  Aus 
einer  solchen  Familie  stammt  der  in  der  Geschichte  des  Jahres  1870  bekannt 
gewordene  „Baron  Stoffel",  damaliger  französischer  Bevollmächtigter  bei 
den  süddeutschen  Höfen.  Eine  Kollektiverklärung  der  Schwelzeroffiziere 
gegen  Stoffel,  die  in  der  Allg.  Zeitung  vom  21.  April  abgedruckt  ist,  lautet: 

„Oberst  Stoffel,  in  Spanien  geboren,  Sohn  eines  vormaligen  Schweizer 
Offiziers,  hat  sich  vorzüglich  als  Werkzeug  brauchen  lassen,  um  den  Abfall 
der  Schweizer  Regimenter  zu  bewirken.  Am  7.  (April)  hatte  er  seinen  Zweck 
noch  nicht  erreicht,  ob  er  gleich  gegen  Offiziere  und  Soldaten  alle  möglichen 
Ycrfuhrungsmittel  anwendete.  Dieser  Mann,  der  gegen  das  Reglement, 
bloss  auf  Befehl  eines  französischen  Ministers,  das  Kommando  des  3.  Regi- 
ment« übernahm,  das  doch,  nach  der  Entscheidung  der  Tagsatzung,  nicht 
mehr  in  französischen  Diensten  stand,  hatte  kaum  zu  dienen  angefangen, 
als  er  zum  Range  eines  Obersten  emporstieg,  weil  er  in  dem  Kriege,  der 
gegen  sein  Geburtsland  geführt  wurde,  als  Dollmetsehcr  gebraucht  worden 
war.  Als  er  1814  ohne  Stütze  war,  suchte  er  um  die  Gunst  des  Königs  und 
mn  ein  Schweizer  Regiment  au,  und  endete  mit  der  Erklärung,  dass  ihn 
als  In  Spanien  geboren,  obgleich  von  Schweizer  Eltern  abstammend,  die 
Schweiz  nichts  anginge/ 
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gerne  den   beschönigenden   Mantel   einer   politischen 
oder  religiösen  Ueberzeugung  umhängt. 

Was  an  den  Völkern  vor  allen  Dingen  zu  erziehen 
ist,  ist  dieser  einfache,  redliche  Wille.  Am  besten  ge- 
schieht diess  vielleicht  durch  die  möglichst  verbreitete 
Kenntniss  ihrer  wahren  Geschichte. 


j 


Beilagen. 


I. 

Unterredung  dreier  graubUndtnerischer  Landleute  Über  die 
öffentlichen  Angelegenheiten  ihres  Vaterlandes.  1814. 

(Verfasser  unbekannt) 

Antworte  dem  Narren  nicht  nach  seiner 
Narrheit,  dass  du  ihm  gleich  werdest. 

Antworte  dem  Narren  aber  nach  seiner 
Narrheit,  dass  er  sich  nicht  weise  dünken 
lasse. 

Sprüche  Salomons  Kap.  26,  4.  5. 

An  einem  Sonntag  Nachmittag  kamen  zu  dem  alten 
Landammann  Michel  sein  Schwiegersohn,  der  Geschworne 
Peter  und  sein  Enkel,  der  Schreiber  Heiri;  (er  ist  seit  der 
letzten  Besatzung  Gerichteschreiber).  Der  Alte  legte  seine 
Brille  zum  Zeichen  in  die  Bibel,  in  der  er  eben  gelesen, 
machte  sie  zu;  und  es  erhob  sich  nach  und  nach  folgendes 
Gespräch,  das  wir  hier  mit  einigen  Sprachänderungen,  im 
übrigen  aber  getreu  wiedergeben: 

Geschw.  Peter.  Ich  war  gestern  zu  Chur.  Da  hört 
man  jetzt  in  allen  Weinschenken  und  Kaffeeläden  so  ver- 
schiedenartig und  widersprechend  über  die  Frage  reden  und 
urtheilen,  ob  es  besser  für  uns  sei,  bei  der  Schweiz  zu 
bleiben,  oder  einen  eigenen  Freistaat  auszumachen,  und  ob 
wir  die  neue  Verfassung  behalten,  oder  die  alte  wieder  an- 
nehmen sollen?  dass  man  bald  nicht  mehr  weiss,  was  man 
glauben  und  thun  solL 

Sehr.  Heiri.  Hm!  ich  meinte,  die  Frage  wäre  bald 
entschieden.  Es  kommt  darauf  an,  ob  man  lieber  frei  sein, 
oder  sich  von  Andern  befehlen  lassen  will.  Ich  für  meinen 
Theil  wäre  lieber  frei. 
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• 

Gesch w.  Peter,  Ich  auch.  Frei  sind  wir  geboren 
und  frei  wollen  wir  sterben;  darüber  sind  Alle  der  gleichen 
Meinung.  Aber  es  ist  auch  nicht  die  Rede  davon,  dass  wir 
Unterthanen  der  übrigen  Schweizer  werden,  sondern  dass 
wir  ihre  Bundesgenossen  bleiben  sollen. 

Sehr.  Heiri.  Mit  der  Bundesgenossenschaft!  Haben 
wir  die  vergangenen  Jahre  nicht  auch  Bundesgenossen  sein 
sollen  ?  und  haben  wir  da  nicht  alles  dasjenige  thun  müssen, 
was  der  Landammann  der  Schweiz  befohlen  hat  ?  —  Haben 
wir  nicht  Rekruten  stellen,  Schweizer-Soldaten  ernähren, 
selbst  in  die  Miliz  eintreten  müssen  u.  s.  w.v  so  gut,  als 
wenn  wir  Unterthanen  gewesen  wären?  Darum  sagt  auch 
die  gedruckte  Schrift,  die  man  letzthin  dem  Grossvater  in's 
Haus  geschickt  hat:  es  sei  besser  einem  grossen  Monarchen, 
als  dem  Landammann  der  Schweiz  gehorchen. 

Ammann  Michel.  Von  der  Schrift  rede  du  in  meiner 
Gegenwart  kein  Wort  mehr.  Ein  Geschmiere,  worin  man 
uns  den  Verlust  der  Freiheit  als  gleichgültig  oder  gar 
wünschbar  vorstellt,  hätte  eigentlich  durch  den  Henker  ver- 
brannt werden  sollen,  wenn  auch  nur  eine  Spur  von  Ord- 
nung und  Vaterlandsliebe  bei  uns  zu  finden  wäre.  Es  ist 
eine  Schande  für  das  ganze  Land,  dass  so  etwas  ungeahndet 
hingeht.  Doch  ganz  ungeahndet  ist  es  nicht  geblieben; 
denn,  wie  ich  gehört  habe,  so  hat  einer  von  den  Bundstags- 
herren dem  Verfasser  öffentlich  und  deutsch  gesagt,  dass  er 
ein  infamer  Lügner  und  Verleumder  sei.  Das  zeigt  doch, 
dass  wir  Gottlob  noch  Leute  haben,  denen  das  Herz  am 
rechten  Orte  sitzt,  und  die  sich  nicht  scheuen,  einem  Böse- 
wicht, sei  er,  wer  er  will,  die  Meinung  zu  sagen. 

Gesch w.  Peter.  Ja,  ja,  die  Schrift  hat  mir  auch 
niemals  gefallen,  wie  ihr  wisst.  Was  aber  Heiri  da  von 
Rekruten  stellen  und  Einquartierung  gesagt  bat,  ist  freilich- 
richtig ;  ich  selbst  habe  es  nur  zu  sehr  erfahren,  als  ich  ver- 
wichenes  Jahr  am  Rekrutenschnitz  fast  einen  Thaler  habe 
bezahlen  müssen. 

Sehr.  Heiri.  Gelt!  und  noch  dazu  das  Salz  theurer 
kaufen,  und  alle  Augenblicke  das  Haus  voll  Schweizer-Sol- 
daten haben!  Hat  nicht  der  Grossvater  dieses  Jahr  noch 
14  Tage  lang  zwei  Mann  im  Quartier  gehabt,  und  wir  einen 
und  du  einen.  Und  dann  noch  da  die  Regierung  in  Chur 
erhalten  und  bezahlen   müssen,    die,  wie  mir  glaubwürdige- 
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und  brave  Herren  gesagt  haben,  alle  Jahre  viele  hundert- 
tausend Gulden  kostet  und  gar  nichts  thut,  als  links  und 
rechts  Befehle  geben,  was  man  zu  thun  und  zu  lassen  habe, 
so  dass  man  bald  keinen  Schritt  mehr  thun  darf,  ohne  um 
Erlaubniss  zu  fragen.  Haben  wir  nicht  ihretwegen  den  alten 
Kalender  abschaffen  müssen  ?  und  hat  sie  nicht  gemacht,  dass 
da  den  Erbschaftsprozess,  den  du  bei  uns  gewonnen  hättest, 
verloren  und  nichts  bekommen  hast? 

Geschw.  Peter.  Das  hat  eigentlich  nicht  die  Re- 
gierung, sondern  das  Kantonsgericht  gethan;  dank's  ihm 
der  Teufel. 

Sehr.  Heiri.  Das  ist  alles  gleich,  Regierung  oder 
Kantonsgericht.  Wer  hat  uns  aber  hernach  gezwungen,  dass 
wir  das  Urtheil  des  Kantonsgerichts  haben  vollstrecken 
müssen?  und  wer  hat  den  Ammann  letzthin  angehalten,  dem 
fremden  Krämer,  von  dem  der  Weibel  ein  Brautkleid  ge- 
kauft hatte,  und  den  er  nicht  bezahlen  wollte,  die  Schätzung 
einzugeben?  War  das  nicht  die  Regierung?  und  ist  das 
nicht  himmelschreiend  und  ärger,  als  wenn  wir  Unterthanen 
wären,  wenn  man  so  einen  fremden  Lumpenhund  gegen 
seine  eigenen  Landsleute  und  Verwandte  unterstützen  muss  ? 
Wenn  wir  den  Herren  da  in  Chur  hätten  Folge  leisten 
wollen,  so  hätten  wir  den  Weibel  noch  sogar  strafen  müssen, 
weil  er  dem  Krämer  Anfangs  ein  paar  Ohrfeigen  auf  Rech- 
nung hin  gegeben  hatte.  Nein,  da  muss  es  bei  der  alten 
Verfassung,  ehe  wir  zur  Schweiz  gehörten,  ganz  anders  ge- 
wesen sein.  Anstatt  dass  man  jetzt  bezahlen  muss,  wurden 
damals  noch  von  Zeit  zu  Zeit  Aemtergelder  und  anderes 
Geld  auf  die  Gemeinden  ausgetheilt,  wie  mir  der  Vater  sei. 
erzählt  hat.  Und  wenn  die  Herren  Parteien  gegen  einander 
führten,  was  wurde  da  nicht  für  Geld  und  Wein  gespendet! 
Aber  da  ging's  dann  auch  auf  den  Landsgemeinden  anders 
zu;  da  wussten  die  obrigkeitlichen  Mitglieder,  wenn  sie 
nicht  recht  handfest  waren,  oft  nicht,  wie  sie  sich  aus  dem 
Ring  retten  sollten,  und  mussten,  wenn  man  sie  endlich 
laufen  Hess,  froh  sein,  den  Bauern  unter  den  Armen  durch- 
zuschlüpfen und  sich  zu  flüchten;  das  hat  mir  der  Vater 
sei.  oft  erzählt.  Das  war  ein  Mann  in  eine  Obrigkeit;  der 
brauchte,  wenn  es  auf  die  Fäuste  ankam,  ihrer  Sechse  nicht 
zu  furchten,  und  wusste  ein  Mehren  zu  führen!  Wann  es 
nicht  nach  seinem  Sinne  ging,   so   warf  er  den  Mantel  weg 
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and  war  der  Erste,   der  darein  schlag,  ob   er  gleich  Oe- 
schworner  war.   Desswegen  hat  er  aber  auch,  als  der  Streit 
wegen  den  Zöllen  war  and   jede  Stimme  in   anserm  Dorf 
einen  Mailänder-Thaler  bekam,  eine  Schiltliduplone  erhalten, 
weil  er  ein  so  starker  Mann  war  and  viele  Verwandte  hatte ; 
und  wie  lange  Zeit  hat  er  nicht  anno  1794  and  97  za  Chor 
einen    Thaler   zum    Tag   bezogen  und   nichts   weiter   dafür 
thun  müssen,  als  seine  Stimme  zu  geben,   wie  es   ihm  alle 
Tage  vorgeschrieben   wurde.     Nein,  da   lass1   ich  mir  nichts 
sagen;   damals   waren   bessere  Zeiten   als  jetzt;   aber  wenn 
wir  uns  von  der  Schweiz  trennen,  kann  es  wieder  so  werden; 
denn  es  gibt  noch  immer  gute  Vaterländer,  and  auch  unter 
den  Herren,  die  den   Bauern    sagen,    in   was  ihre    Freiheit 
eigentlich  besteht,  und  ihnen  zur  Wiedererlangung  derselben 
behülflich  sind;    das  haben  wir  am  4.  Jänner  gesehen.     So 
einen  lustigen  Tag  hab'   ich  mein  Lebenlang  nicht  gehabt, 
als   damals,    wo  alle    die   grossen   Herren,    die    nicht    recht 
vaterländisch    gesinnt    waren,   sich  vor   uns   furchten   and 
unsern    Willen    blindlings    erfüllen   mussten;    und  hingegen 
die   vaterländisch   Gesinnten  uns  die  Hände   drückten   und 
unsern  Eifer  belobten.    Wenn   nur  die  Fremden  sich  nicht 
darein  mischen,   so   muss   die  gute  alte  Zeit  und  die  wahre 
Freiheit  wieder  kommen,   oder  wir  wollen  sehen,   bei  Gott! 
Geschw.    Peter.      Die    Rekrutenstellungen   and   das 
Appellationsgericht,  das   mich  um  meinen  Prozess  gebracht 
hat,   sollte   man   abschaffen  und   den  Salzhandel  frei  geben, 
damit  dieses    unentbehrliche    Bedürfniss    wohlfeiler    wurde; 
da  hast  du   Recht.     Aber  in   Ansehung  der  Parteien  und 
Prügeleien  auf  den  Landsgemeinden   kann  ich  nicht  deiner 
Meinung  sein,  denn  dabei  war  nichts  zu  gewinnen.  Ich  habe 
zwar  auch  beim  Zollappalto  einen  Mailänder-Thaler  bekommen; 
hingegen   hat  man  mir  wegen  dem  verdammten  Handel  an 
der  Landsgemeinde  ein  nagelneues  Brusttuch,  das  vier  Golden 
kostete,   zerrissen   und  ein  Auge  beinahe   ausgeschlagen,   so 
dass   ich   dorn    Doktor    einen    Thaler   für   Medizinen    geben 
musste.     Und  von  den  Thalern  von  1794  und  97  ist  einem 
auch  nicht  viel  geblieben;  die  haben  hernach  die  Franzosen 
und    Kaiserlichen   geholt,    als    sie   in's   Land   kamen.    Und 
gerade  deinem  Vater  selig  sind  die  Prügeleien  zuletzt  auch 
nicht   wohl    bekommen;    er   ist  sicher  an  den  Folgen  der 
Schläge  gestorben,   die  er  bei  der  letzten  ordnungsm&ssigen 


—     409     - 

Landsgemeinde  Anno  1798  bekam,  wo  er  Landammann  wer- 
den wollte.  Der  Starke  findet  halt  immer  einen  Starkem. 

Sehr.  Heiri.  Der  Mensch  stirbt,  wenn  sein  Stündlein 
da  ist,  und  früher  nicht,  und  wenn  er  gleich  zehnmal  todt- 
geschlagen  würde. 

Geschw.  Peter.  Die  neue  und  die  alte  Verfassung 
haben  jede  ihr  Gutes  und  ihr  Böses.  Nun  was  sagt  ihr  dazu, 
Grossvater? 

Ammann  Michel.  Ja,  was  soll  man  sagen?  Jeder 
Mensch  hält  dasjenige  für  das  Beste,  was  ihm  in  seinen 
Kram  dient,  und  wünscht,  dass  alles  nach  seinem  Kopf  ein- 
gerichtet werde,  wenn  man  ihm  schon  klar  und  deutlich 
beweist,  dass  dabei  keine  Ordnung  bestehen  kann,  weil  Jeder 
nur  an  sich  und  seinen  Vortheil  denkt.  Ihr  wisst,  ich  bin 
weit  in  der  Welt  herum  gekommen,  und  habe  in  Holland 
und  in  Frankreich,  und  sogar  bei  den  Preussen  und  Hano- 
veranera  gedient,  und  da  habe  ich  überall  gesehen,  dass 
Ordnung  sein  muss,  wenn  es  einem  Volke  gut  gehen  soll. 
Allein  ich  habe  kein  Land  gefunden,  wo  Jedermann  mit  der 
bestehenden  Ordnung  zufrieden  gewesen  wäre.  Ueberall 
waren  Leute,  die  theils  aus  guten,  theils  aus  schlimmen  Ab- 
sichten Veränderungen  wünschten;  diese  suchten  sich  bei 
ihren  Landsleuten  Anhang  zu  verschaffen  und  brachten  es 
so  weit,  dass  die  Franzosen  gegen  ihren  König  und  die 
Holländer  gegen  den  Statthalter  rebellirten.  Da  wurden 
dann  verschiedene  andere  Ordnungen  probirt,  und  keine  war 
die  rechte.  Jetzt  sind  die  Holländer,  wie  ich  höre,  froh, 
wieder  den  Prinzen,  und  zwar  nicht  als  Statthalter,  sondern 
als  unumschränkten  Fürsten  zu  bekommen,  und  aus  den 
Franzosen  weiss  Gott,  was  noch  werden  wird.  Und  so  ist 
es  auch  bei  uns  gegangen.  Von  Anno  1794  bis  98  waren 
Viele  oder  vielleicht  die  Mehrheit  mit  der  damals  bestehen- 
den alten  Ordnung  unzufrieden;  es  entstanden  Unruhen  und 
Strafgerichte,  wo  man  mit  Recht  oder  Unrecht  manche  Leute 
um  Hab  und  Gut  brachte.  Dadurch  wurden  die  Franzosen 
und  Kaiserlichen  in's  Land  gezogen;  diese  gaben  uns  aller- 
hand Ordnungen;  keine  war  uns  recht.  Jetzt  wünschen 
wir  die  alte  zurück,  über  die  wir  Anno  1794  und  97  ge- 
schimpft haben.  —  Es  ist  halt  eine  Strafe  Gottes,  wenn  ein 
Volk  auf  solche  Abwege  kommt;  schon  der  weise  Salomo 
sagt:    tum  des  Landes   Sünde  willen  werden  viele  Aende- 
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« rungen  der  Fürstenthümer  (Verfassungen) :  aber  um  der 
« Leute  willen,  die  verständig  und  vernünftig  sind,  bleiben 
«  sie  lange. »  Was  mir  aber  deutlich  beweist,  dass  ein  Straf- 
gericht Gottes  über  uns  verhängt  sei,  ist  der  Umstand,  dass 
unter  den  jetzigen  Lärmmachern  viele  von  1794  und  1797 
wieder  erschienen,  die  sich  damals  wie  jetzt  Vaterländer 
nannten,  und  diejenigen,  die  jetzt  an  der  Spitze  stehen, 
führen  die  gleiche  Sprache  und  bedienen  sich  der  gleichen 
Mittel,  wie  die  Rädelsführer  von  94  und  97.  Ob  wir  nun 
gleich  damals  durch  das  Parteiwesen  in  grosses  Unglück  ge- 
bracht wurden  und  jetzt  gewitzigt  sein  und  bedenken  sollten, 
dass,  wer  Hader  anfangt,  gleich  Einem  ist,  der  dem  Wasser 
den  Damm  aufreisst,  wie  in  der  Schrift  steht,  so  finden  doch 
alle  diese  Unruhe-  und  Zwietrachtstifter  Glauben  und  An- 
hänger; was  kann  das  anders  als  eine  Strafe  und  Verblen- 
dung Gottes  sein?  —  Doch  du  hast  da  manche  Beschwerden 
über  die  sogenannte  neue  Ordnung  vorgebracht,  Heiri.  Wir 
wollen  sie  einzeln  untersuchen  und  sehen,  ob  sie  gegründet 
sind,  und  ob  die  Einrichtung,  die  du  wünschtest,  besser  sein 
würde.  Du  hast  gesagt:  die  wahre  Freiheit  müsse  wieder 
kommen.     Was  verstehst  du  darunter? 

Sehr.  Heiri.  Ei!  dass  wir  thun  können,  was  wir 
wollen,  und  uns  weder  der  Landammann  der  Schweiz,  noch 
die   Regierung  etwas  zu  befehlen  habe. 

Ammann  Michel.  Wer  soll  aber  thun  können,  was 
ihm  beliebt,  jeder  Einzelne  oder  jede  Gemeinde?  Wenn 
jeder  Einzelne,  so  müssen  wir  auch  die  Obrigkeiten  abschaffen. 

Sehr.  Heiri.     Jede  Gemeinde,  das  versteht  sich. 

Ammann  Michel.  Wenn  nun  eine  Gemeinde  sich 
gegen  eine  andere  Gemeinde  oder  Partikularen  Ungerechtig- 
keiten und  Gewalttätigkeiten  erlaubt,  wie  von  jeher  oft 
der  Fall  war,  und  bei  dem  überhandnehmenden  Geiste  des 
Eigennutzes  und  der  Zügellosigkeit  leider  immer  mehr  der 
Fall  sein  wird,  so  muss  doch,  wenn  es  nicht  zu  einem  inner- 
lichen Kriege  kommen,  und  immer  der  Stärkere  Recht  haben 
soll,  Jemand  da  sein,  der  entscheidet  und  den  unrechthaben- 
den Theil  zur  Ordnung  weist,  und  wenn  er  sich  dann  nicht 
fügen  will,  so  muss  er  mit  Gewalt  dazu  angehalten  werden. 
Daher  sind  auch  in  dem  Bundesbrief  auf  solche  Fälle  hin 
Verfügungen  getroffen  und  bestimmt,  dass  man  mit  Lyb 
und  G  u  o  t  die  Ungehorsamen  gehorsam  machen  soll.  Du  siehst 
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also,  dass  auch  nach  unsrer  alten  Verfassung  nicht  jede 
Gemeinde  thun  kann,  was  sie  will,  sondern  sich  in  streitigen 
Fällen  dem  Ausspruch  unparteiischer  Behörden  entweder 
gutwillig  unterziehen   oder   dazu   gezwungen  werden  sollte. 

Sehr.  Heiri.  Das  ist  schon  richtig;  allein  ihr  habt 
mir  selbst  gesagt,  als  ihr  mir  vergangenes  Jahr  die  alten 
und  die  neuen  Gesetze  erklärtet,  bei  der  alten  Verfassung 
habe  die  Bundessession  oder  der  Bundstag  die  unparteiischen 
Gerichte  zwischen  den  Gemeinden  angewiesen ;  das  habe  die 
Sache  dann  immer  in  die  Länge  gezogen,  und  wenn  auch 
endlich  so  ein  Gericht  gesprochen  habe,  so  sei  das  Urtheil 
selten  befolgt  worden,  sondern  man  habe  auch  beim  klarsten 
Recht  endlich  froh  sein  müssen,  sich  mit  seinem  Gegner  so 
gut  als  möglich  abzufinden,  weil  selten  oder  niemals  weder 
der  Bundstag  noch  die  Bundessession  die  Exekution  eines 
ürtheils  mit  Strenge  betrieben  habe.  Damals  also  konnte 
doch  jede  Gemeinde  so  ziemlich  thun,  was  sie  wollte,  wenn 
es  schon  nicht  verfassungsmässig  war;  und  jetzt  würde  es 
in  diesem  Stück  noch  viel  besser  sein,  wenn  wir  die  alte 
Verfassung  hätten,  denn  die  Jahr-  und  Eammergelder  könnte 
man  uns  nicht  einbehalten,  weil  wir  keine  haben,  und  ob 
man  aus  Gem.  Landen  Käthen  ausgeschlossen  würde  oder 
nicht,  das  wäre  vermuthlich  Jedem  ziemlich  gleichgültig,  weil 
keine  Veltlinersachen  mehr  vor  den  Bundstag  kommen.  Bei 
der  neuen  Verfassung  aber  ist  es  ganz  anders;  da  gibt  die 
Regierung  in  Chur  entweder  selbst  den  Ausspruch  oder  weist 
ein  anparteiisches  Gericht  an,  und  wenn  man  sich  dann 
nicht  unterzieht,  so  wird  man  von  einem  Spezialgerichte 
wacker  gestraft.  Man  hat  ja  sogar  Beispiele,  dass  solchen 
Gemeinden,  die  sich  gar  nicht  fügen  wollten,  Exekutions- 
Mannschaft  geschickt  wurde. 

Ammann  Michel.  Nu,  man  kann  eben  nicht  sagen, 
dass  die  Regierung  weder  mit  Spezialgerichten  noch  mit 
Exekution  gar  zu  bereit  gewesen  wäre;  es  musste  doch 
ziemlich  arg  sein,  bis  so  ein  Mittel  ergriffen  wurde,  denn 
den  meisten  von  unsern  Herren  war  zu  viel  an  ihrem  Ein- 
frass  beim  grossen  Rath  und  auf  den  Gemeinden  gelegen, 
als  dass  sie  wegen  ein  wenig  besserer  Ordnung  es  leicht 
hätten  wagen  sollen,  auch  nur  eine  Stimme  zu  verlieren. 
Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  die  Herren  sich  mehr 
nach   dem    Spruch    Sirachs   gerichtet  hätten:    «  Ein  weiser 
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<  Regent  ist  strenge,  und  wo  eine  verständige  Obrigkeit  ist, 

<  da  geht  es  ordentlich  zu.  >  —  Doch  im  Vergleich  mit  der 
alten  Verfassung  war  die  Exekution  immer  schleunig,  und 
die  Beispiele  häufig;  allein  diess  scheint  mir  kein  Fehler, 
sondern  ein  Vorzug  der  neuen  Einrichtung,  zumal  da,  wie 
du  richtig  bemerkt  hast,  die  in  den  alten  Gesetzen  vorge- 
schriebenen Exekutionsmittel  gar  keine  oder  eine  sehr  geringe 
Wirkung  mehr  haben  konnten.  Denn  wenn  doch  sowohl 
die  alte,  als  die  neue  Verfassung  Ordnung  haben  wollen, 
so  muss  nothwendig  diejenige  die  bessere  sein,  wo  die  Ord- 
nung leichter  gehandhabt  werden  kann.  —  Und  glaub  mir, 
Hein,  Ordnung  muss  in  jedem  Land  sein,  wenn  es  gut 
gehen  soll. 

Sehr.  Heiri.  Das  mag  schon  sein,  aber  die  Regierung 
hat  doch  zu  viel  befohlen  und  sich  in  Sachen  gemischt,  die 
sie  nichts  angingen. 

Ammann  Michel.  Dass  die  Regierung  manchmal 
zu  meistergeschäftig  gewesen  sei,  kann  wohl  sein ;  die  Herren 
waren  Menschen,  und  alle  Menschen  können  fehlen.  Doch 
das  ist  bei  der  alten  Verfassung  auch  geschehen.  Ich  weiss 
oft,  dass  der  Bundstag  und  die  Kongresse  sich  in  Angelegen- 
heiten mischten,  welche  nach  dem  Urtheil  braver  und  gut- 
gesinnter Herren  gar  nicht  vor  sie  gehörten,  und  weiss 
auch,  dass  zwei  und  dreierlei  widersprechende  Dekrete  in 
der  gleichen  Sache  gegeben  wurden.  Also  solche  Missbräuche 
haben  immer  statt  gehabt,  und  werden  nicht  aufhören,  so 
lange  Menschen  Menschen  sind.  Aber  so  viel  ich  mich  er- 
innere, brachtest  du  vorhin  drei  bestimmte  Hauptbeschwerden 
Über  diesen  Punkt  vor,  nämlich  dass  die  Regierung  das 
kantonsgerichtliche  Urtheil  gegen  den  Peter  habe  vollstrecken, 
dem  fremden  Krämer  die  Schätzung  habe  eingeben,  und  den 
alten  Kalender  habe  abschaffen  lassen.  Diese  Beschwerden 
wollen  wir  einmal  untersuchen.  Was  den  Kalender  anbe- 
trifft, so  wisst  ihr,  ich  war  immer  der  Meinung,  dass  alle 
den  gleichen  haben  sollten,  denn  der  Kalender  sei  kein 
Religionsartikel;  in  Holland  und  andern  gut  reformirten 
Ländern,  wo  ich  gewesen,  hat  man  den  neuen  Kalender, 
und  also  können  auch  wir  ihn  ohne  Gewissensskrupel  an- 
nehmen ;  hingegen  sei  es  unanständig,  dass  in  einer  Gemeinde 
Feiertag  gehalten  und  eine  Viertelstunde  davon  gearbeitet 
werde;  auch  sei  es  ärgerlich  und  störe  die  Andacht,   wenn 


-     413     - 

an  einem  Feiertag  Fuhr-  und  Saumfahrt  wie  am  Werktag 
gehe.  Dieses  könne  man  aber  mit  Recht  nicht  verhindern; 
denn  erstlich  sei  es  Sünde  (gewiss  eine  grössere,  als  den 
neuen  Kalender  annehmen ),  wenn  man  wegen  blossem  Eigen» 
sinn  seinen  Nebenmenschen  im  Handel  und  Wandel  und 
Gewerb  stören  wolle,  und  zweitens  habe  die  Mehrheit  der 
reformirten  Gemeinden  den  neuen  Kalender  angenommen, 
and  also  müsste  die  Minderheit  nachgeben.  Das  wollten 
aber  die  alten  Weiber  mit  und  ohne  Bösen  nicht  begreifen ; 
endlich  machte  der  grosse  und  kleine  Rath  dem  Unwesen 
ein  Ende,  und  jetzt  untersuche  ich  nicht,  ob  es  in  ihrer  Be- 
fagniss  gelegen  habe  oder  nicht,  sondern  bin  froh,  dass  die 
Tage  des  Herrn  mit  mehr  Ruhe  und  Anstand,  und  ohne 
seinen  Nebenmenschen  zu  ärgern  und  zu  erbittern,  gefeiert 
werden  können. 

Geschw.  Peter.  Alles  gut.  Indessen  weil  es  doch 
gleich  ist,  ob  man  die  Festtage  zwölf  Tage  früher  oder  später 
feire,  so  hätten  sie  uns  den  alten  Kalender,  an  den  wir  ge- 
wohnt waren,  lassen  können;  denn  der  neue  macht  uns  in 
nnsern  Haushaltungssachen  nichts  als  Konfusion.  loh  zum 
Beispiel  muss  immer  eine  halbe  Stunde  suchen  und  mich 
besinnen,  bis  ich  jetzt  weiss,  wann  Jörgi,  Galli,  Heiligkreuz- 
Tag  ist,  nach  welchem  ich  und  meine  Kühe  gewohnt  sind, 
uns  zu  richten. 

Ammann  Michel.  Welchen  Tag  man  feiert,  darauf 
kommt  es  freilich  nicht  an,  sondern  was  zur  rechten  Feier 
gehört,  Sammlung  und  Erhebung  des  Herzens;  und  sammeln 
und  erheben  kann  man  sich  leichter,  wenn  alles  ruhig  und 
feierlich  ist,  als  wenn  man,  während  man  in  der  Kirche 
sitzt  oder  ein  Gebet  liest,  im  nächsten  Dorf  dreschen  oder 
Saumpferde  und  Fuhrwerk  vorbeigehen  hört.  Uebrigens 
hätte  ich  nicht  geglaubt,  dass  viel  Scharfsinn  dazu  gehörte, 
um  zu  finden,  wann  alt  Jörgi  oder  Heiligkreuz-Tag  ist,  zu- 
mal da  der  alte  und  neue  Monat  im  Kalender  neben  ein- 
ander gedruckt  werden.  Wenn  deine  Kühe  nur  lesen  könnten, 
so  würden  sie  vielleicht  nicht  halb  so  lange  als  du  daran 
studieren  müssen.  —  Aber  weiter«  Die  Schätzung  anbe- 
langend, die  der  Ammann  dem  Krämer  eingeben  musste, 
so  hat  ihn  da  die  Regierung  zu  nichts  weiter  angehalten, 
ab  wozu  er  auch  bei  der  alten  Verfassung  verpflichtet  ge- 
wesen wäre.     Unsere  alten  Gesetze  sagen :  man  soll  sich  gut 
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unparteiisch  Recht  gegen  einander  zukommen  lassen;  dazu 
gehört  nun  auch,  dass  der  Gläubiger  den  Schuldner  zur  Be- 
zahlung anhalten  könne.  Da  nun  unsere  Obrigkeiten  darauf 
beeidigt  werden,  den  Fremden  zu  halten  wie  den  Ein- 
heimischen, so  war  der  Ammann  auch  schon  nach  der  alten 
Verfassung  und  seinem  Eide  verbunden,  dem  Krämer,  wenn 
er  schon  ein  Fremder  war,  die  Schätzung  einzugeben.  Wenn 
aber  auch  alles  das  nicht  wäre,  so  muss  man  bedenken,  wie 
es  einem  selbst  zu  Muthe  ist,  wenn  man  an  einem  fremden 
Ort  so  behandelt  wird,  wie  der  Weibel  den  Krämer  be- 
handeln wollte.  Du  hast  es  erfahren,  Peter,  als  du  dem 
Largius  von  0.  V.  eine  Kuh  verkauft  hattest,  und  weder 
mit  Güte  noch  mit  Recht  etwas  bekommen  konntest,  und 
als  du  es  ihm  auf  dem  Haidermarkt  fordertest,  noch  ge- 
prügelt worden  wärest,  wenn  nicht  gerade  etliche  starke 
Männer  aus  unserm  Dorfe  dabei  gewesen  wären  und  abge- 
halten hätten.    Ich  glaube,  du  bist  niemals  bezahlt  worden. 

Geschw.  Peter.  Für  keinen  Kreuzer.  Ja  der  Lar- 
gius selig  war  ein  verfluchter  Lump.  Als  er  starb,  gab  icb 
dem  Landammann  zuvor  eine  Anforderung  ein,  und  der  hat 
die  Erben  zur  Bezahlung  angehalten;  allein  jetzt  kann  ich 
von  dem  Schelm  nichts  bekommen,  weil  er  nichts  hat.  In 
dem  Stück  ist  es  wirklich  gut,  dass  eine  bessere  Ordnung 
eingeführt  worden  ist,  denn  vor  Zeiten  war  es  in  manchen 
Gemeinden  unmöglich,  eine  gerichtliche  Schätzung  oder  auch 
nur  einen  Rechtstag  zu  erhalten,  und  wenn  die  alte  Ordnung 
jetzt  wieder  eingeführt  würde,  wo  immer  weniger  Treu  und 
Glauben  und  Geld  unter  den  Leuten  ist,  so  wird  es  so  weit 
kommen,  dass  wir  allen  Kredit  im  Ausland  verlieren,  und 
auch  im  Inland  kein  Mensch  dem  andern  etwas  anver- 
trauen darf. 

Ammann  Michel.  Die  nämliche  Bewandtniss,  wie 
mit  den  Schätzungen,  hat  es  auch  mit  der  Vollziehung  ge- 
richtlicher Urtheile:  auch  dieses  gehört  zur  guten,  unpar- 
teiischen Rechtspflege,  und  also  sollte  auch  nach  der  alten 
Verfassung  jede  Obrigkeit  die  Exekution  geben,  so  oft  der 
Fall  eintritt.  Da  nun  aber  manche  Obrigkeiten  dieses  nicht 
thun  wollen  oder  dürfen,  entweder,  weil  es  Leute  betrifft, 
die  sie  protegiren,  oder  die  sie  fürchten  müssen,  so  ist  es 
zumal  jetzt,  wo  wirklich,  wie  Peter  gesagt  hat,  Treue, 
Glauben  und  Redlichkeit  leider  immer  mehr  abnehmen,  noth- 
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wendig,  dass  die  Regierung  die  Obrigkeiten  zur  Erfüllung 
dieser  Pflicht  anhalten  könne:  sonst  werdet  ihr  sehen,  was 
wir  in  wenig  Jahren  in  den  meisten  Orten  fttr  eine  saub're 
Gerechtigkeit  haben  werden. 

Geschw.  Peter.  Darwider  habe  ich  auch  nichts; 
aber  das  Kantonsgericht  hätte  nicht  sein  sollen,  so  hätte 
ich  meinen  Prozess  nicht  verloren. 

Ammann  Michel.  Glaubst  du  denn,  es  sei  dir  Un- 
recht geschehen? 

Geschw.  Peter.  Unrecht  ist  mir  freilich  geschehen, 
denn  vor  unserer  Obrigkeit  hätte  ich  ja  gewonnen. 

Ammann  Michel.  Höre  einmal,  das  ist,  aufrichtig 
gesagt,  kein  Beweis  für  mich,  dass  du  eigentlich  Recht  ge- 
habt habest.  Du  weisst,  ich  habe  daran  gezweifelt,  ehe  du 
den  Prozess  anfiengest;  und  dein  Advokat  schüttelte  auch 
den  Kopf  und  sagte:  dein  Recht  sei  nicht  ganz  klar,  auch 
musste  er  gewaltig  lang  am  Gesetz  drehen,  bis  es  auf  deinen 
Fall  passte.  Ei,  weil  ich  eben  daran  denke:  du  hast  am 
Tage  nach  dem  Gericht  deine  schöne  braune  Zeitkuh  mit 
dem  Landammann  gegen  eine  andere  vertauscht,  die  wenig- 
stens zwei  Duplen  weniger  werth  war.  Was  hat  er  dir 
Aufgeld  gegeben? 

Geschw.  Peter.  Ich  weiss  es  nicht  mehr  und  mag 
nicht  daran  denken ;  kurz,  Recht  oder  Unrecht,  das  Kantons- 
gericht hätte  mir  das  Meinige  lassen  können.  Es  hat  es  ja 
anderemal  auch  nicht  so  genau  genommen. 

Ammann  Michel.  Auch  ich  habe  gehört,  dass  das 
Kantonsgericht  manchmal  Ungerechtigkeiten  begangen  haben 
soD ;  ob  es  so  ist  oder  nicht,  kann  ich  nicht  sagen ;  doch  es 
ist  leicht  möglich;  denn  welcher  menschliche  Richter  richtet 
immer  recht?  Indessen  muss  man  doch  Eins  bedenken. 
Wann  ein  Richter  fünfzig  gerechte  Urtheile  spricht,  und  nur 
ein  ungerechtes,  so  werden  die  fünfzig  niemals  so  viel  Auf- 
sehen machen,  als  das  Eine.  Warum?  Weil  jeder  Richter 
gerecht  sein  soll,  und  man  es  also  für  bekannt  annimmt, 
und  gar  nicht  daran  denkt,  wenn  er  seine  Pflicht  erfüllt. 
Bei  einer  Ungerechtigkeit  hingegen  entsteht  gleich  ein  ge- 
waltiger Lärm,  und  so  mag  es  dem  Kantonsgericht  auch 
gegangen  sein.  Es  ist  ganz  gewiss  und  sicher,  und  kein 
ehrlicher  Mann  kann  es  leugnen,  dass  von  diesem  Gericht 
mehr  Ungerechtigkeiten    wieder  gut  gemacht  als   begangen 
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worden  sind.  Von  den  erstem  wurde  gar  nicht  geredet,, 
über  die  letztern  aber  erhoben  theils  diejenigen,  die  es  be- 
traf, theils  andere,  die  das  Gericht  verhasst  machen  wollten, 
oder  denen  vielleicht  wirklich  die  Gerechtigkeit  am  Herzen 
lag,  ein  gewaltiges  Geschrei,  so  dass  Mancher,  der  die  Sachen 
nicht  genauer  untersuchte  oder  überlegte,  auf  den  Gedanken 
kam,  es  geschähen  lauter  Ungerechtigkeiten.  Uebrigens  ist 
leicht  zu  begreifen,  dass  ein  Gericht,  welches  aus  Mitgliedern 
aus  allen  Theilen  des  Landes  besteht,  und  also  meistens  die 
Parten  kaum  kennt,  viel  leichter  unparteiisch  verfahren 
kann,  als  eine  Obrigkeit,  die  gegen  ihre  Gemeinde-  und 
Gerichtsgenossen  hundert  Rücksichten  beobachten  muss. 

Sehr.  Hei ri.  Es  ist  aber  doch  verdriesslich  für  die 
Mitglieder  einer  Obrigkeit,  wenn  ihre  Aussprüche  da  nach 
Chur  gezogen  und  wohl  gar  umgestürzt  werden,  und  sie 
sich  da  müssen  schulmeistern  lassen,  wie  Buben. 

Ammann  Michel.  Ein  Richter,  dem  die  Gerechtig* 
keit  wirklich  am  Herzen  liegt,  und  der  nach  bestem  Wissen 
und  Gewissen  gehandelt  hat,  muss  froh  sein,  wenn  noch 
andere  unbefangene  und  einsichtsvolle  Leute  seine  Aus- 
sprüche prüfen.  Werden  sie  bestätigt,  so  kann  er  desto- 
sichrer  sein,  recht  geurtheilt  zu  haben ;  werden  sie  geändert, 
so  beruhigt  er  sich,  ohne  böse  Gefährde  gehandelt  zu  haben, 
und  ist  froh,  das  Unrecht  verbessert  zu  sehen,  das  er  ans 
Unwissenheit  oder  Irrthum  begangen  hat.  Irren  aber  kann 
ein  Jeder,  er  sei  sonst  so  klug  und  so  brav  er  will,  zumal 
bei  unsrer  Gerichtsordnung,  wo  man  sich  vorläufig  keine 
Kenntniss  von  der  vorliegenden  Sache  erwerben  kann,  son- 
dern nachdem  man  einen  halben  oder  ganzen  Tag  die  Vor- 
träge gewandter  Advokaten,  die  geflissentlich  alles  Recht 
zu  verwickeln  und  verdrehen  suchen,  gebort  hat,  über 
wichtige  und  oft  sehr  schwierige  Rechtsfälle  aus  dem  Steg- 
reif ur theilen  muss,  ohne  die  Sache  gehörig  überlegen  zu 
können.  Daher  ist  es  auch  für  keine  Obrigkeit  eine  Unehre, 
von  solchen  Männern,  wie  eigentlich  die  Richter  im  Kantons- 
gericht sein  sollten,  zurecht  gewiesen  zu  werden.  Die  ein- 
sichtsvollsten Herren  des  Landes  sollten  von  den  Rechten 
wohl  mehr  verstehen,  als  wir  andere,  die  mehr  Zeit  auf 
dem  Feld  und  im  Stall  als  auf  der  Rathsstube  zubringen 
müssen.  Auch  habe  ich  nicht  gefunden,  dass  das  Ansehen 
irgend  einer  rechtschaffenen  Obrigkeit,  die  im  Uebrigen  ihre 


-     417    — 

Pflicht  erfüllte,  durch  das  Kantonsgericht  Abbruch  gelitten 
hätte.  Für  diejenigen  aber,  welche  die  obrigkeitlichen  Stellen 
dazu  anwenden  wollen,  sich  Geld  oder  Anhänger  zu  ver- 
schaffen, oder  für  Narren,  die  sich  bei  ihrer  Unwissenheit 
für  unfehlbar  halten,  ist  es  nachtheilig  und  ein  Dorn  im 
Auge.  Daher  arbeiten  sie  auch  öffentlich  oder  unter  der 
Hand  so  sehr  darwider. 

Geschw.  Peter.  Und  die  Rekrutenstellung  ist  wohl 
auch  gut  und  nützlich  gewesen? 

Ammann  Michel.  Die  Rekrutenstellung  ist  eine 
ganz  andere  Sache:  die  war  keineswegs  ein  Theil  der  neuen 
Verfassung,  sondern  eine  Folge  des  französischen  Uebermutbs 
und  unserer  schändlichen  Furchtsamkeit  und  Schwäche.  Die 
wird  jetzt,  wo  Frankreich  nicht  mehr  so  übermächtig  ist, 
von  selbst  aufhören,  ohne  dass  wir  uns  dess wegen  von  der 
Schweiz  zu  trennen  oder  die  Verfassung  zu  ändern  brauchen. 
Uebrigens  hätten  sowohl  die  übrigen  Schweizer,  als  wir  uns 
niemals  diese  ungerechte  Last  aufbürden  lassen  sollen,  wenn 
noch  der  Geist  unsrer  Voreltern  in  uns  gelebt  hätte.  Und  die 
braven  Vaterländer,  die  jetzt  diesen  Umstand  benutzen,  um 
das  Volk  aufzuwiegeln,  hätten,  wenn  sie  wirklich  die  Männer 
wären,  für  die  sie  gelten  wollen,  damals  auftreten  und  uns 
aufmuntern  sollen,  der  ungerechten  Gewalt  mutbigen  Wider- 
stand zu  leisten.  Das  haben  sie  aber  schön  bleiben  lassen. 
Einige  waren  vor  dem  Bonaparte  weiss  Gott  wohin  geflohen, 
andere  hielten  sich  versteckt,  und  die,  welche  unter  uns 
waren,  haben  gekuscht  und  geschwiegen,  so  gut  als  wir  alle. 
Jetzt  aber,  da  der  liebe  Gott  den  Ronaparte  gedemüthigt 
hat,  und  man  sieht,  dass  es  mit  seiner  Macht  zu  Ende  geht, 
kommen  sie  zum  Vorschein,  lärmen  und  räsonniren,  und 
geben  dem  todten  Löwen  auch  noch  einen  Sparz,  wie  der 
Esel  in  dem  alten  Fabelbuch,  aus  dem  ich  Euch  manchmal 
vorlese.  Das  mögen  mir  saubere  Vaterländer  sein,  die  nur 
dann  bei  der  Hand  sind,  wenn  keine  Gefahr  ist,  und  es  nur 
darauf  ankommt,  etwa  nach  Chur  zu  gehen  und  dort  ein 
wenig  Lärmen  zu  machen.  Also  wegen  der  Rekrutenstellung, 
die  ohnehin  aufgehört  hat,  brauchen  wir  uns  nicht  von  der 
Schweiz  zu  trennen.  Gott  gebe  nur,  dass  dieser  Vor  wand  nicht 
benutzt  werde,  um  das  Volk  zu  Schritten  zu  verleiten,  die 
noch  ärgere  und  länger  dauernde  Folgen  als  die  Rekrutenstel- 
lung haben,  und  man  uns  nicht  vom  Galgen  auf's  Rad  bringe. 

27 
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Sehr.  Heiri.  Wenn  auch  die  Rekrutierung  für  Frank- 
reich aufhört,  so  dauert  doch  das  Milizwesen  fort,  wenn  wir 
bei  der  Schweiz  bleiben,  und  die  Scheererei  wollen  wir  nicht 
mehr.  Da  hat  man  müssen  sich  Montierungen  anschaffen, 
hätte  alle  Sonntage  exerzieren  sollen,  und  hat  alle  Augen- 
blicke in's  Feld  ziehen  und  Hunger  und  Mangel  leiden  müssen. 
Ich  habe  es  vor  etlichen  Jahren  erfahren,  wo  sie  uns  durch 
die  Schweiz  so  weit  herunter  geführt  haben,  dass  ich  glaubte, 
wir   fänden  den  Rückweg  nicht  mehr. 

Am  mann  Michel.  Ja,  du  bist  bis  nach  Altstetteil 
gekommen,  und  hast  dich  tapfer  gehalten  gegen  die  Grund- 
birnen. Indess  musst  du  doch  bedenken,  dass  unsere  Vor- 
eltern noch  grössere  Gefahren  und  Beschwerden  haben  aus- 
halten müssen,  um  uns  die  Freiheit  zu  erwerben,  und  dass 
eigentlich  auch  nach  unsrer  alten  Verfassung  jeder  Bündner, 
wenn  es  um  die  Beschützung  des  Vaterlandes  zu  thun  ist, 
Soldat  sein  und  Leib  und  Leben  willig  daran  setzen  sollte. 
Daher  war  auch  sowohl  in  den  altern  Landsdekreten  als  in 
denjenigen  Gerichten,  wo  vor  Zeiten  Ordnung  geherrscht 
hatte,  verordnet,  dass  alle  diejenigen,  die  in  den  Jahren  seien, 
um  allenfalls  in's  Feld  ziehen  zu  müssen,  ihre  eigne  Wehr 
und  Waffen  haben,  und  dass  die  Mannschaft  und  die  Ge- 
wehre jährlich  gemustert  werden  sollen.  Ja  an  einigen  Orten 
waren  sogar  Gaben  ausgesetzt,  damit  die  Mannschaft  sich 
im  Zielschiessen  übe.  Desswegen  wurden  auch  in  gar  vielen 
Gerichten  Hauptleute,  Bannerherren  u.  s.  w.  erwählt.  Dieser 
Gebrauch  ist  geblieben  bis  in  die  letzten  Zeiten,  wenn  gleich 
die  Verordnungen  wegen  den  Waffen  und  Musterungen,  wie 
die  meisten  guten  Einrichtungen,  nicht  mehr  beobachtet 
werden.  Es  ist  also  auch  die  Milizeinrichtung  nichts  Neues, 
sondern  schon  in  unsrer  alten  Verfassung  gegründet,  nur  hat 
man  sie  nach  dem  Bedürfniss  der  jetzigen  Zeit  abgeändert. 
Denn  da  jetzt  eine  ganz  andere  Art  zu  fechten  ist,  als  vor 
Zeiten,  und  es  nicht  mehr  bloss  auf  körperliche  Stärke,  sondern 
auf  Gewandtheit  und  geschickte  Führung  der  Waffen  an- 
kommt, so  hätten  die  Auszüger  sich  in  den  Waffen  üben 
und  zu  ihrem  Beruf  tauglich  machen  sollen.  Da  fernere 
durch  die  Franzosen  die  alten  Waffenvorräthe,  die  theils  das 
Land,  theils  einzelne  Bünde  oder  Gerichte  hatten,  geraubt 
worden  sind,  so  hat  die  Regierung  neue  und  gute  Waffen 
angeschafft,  so  dass  der  Auszüger  dafür  nicht  mehr  zu  sorgen 
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braucht;  hingegen  hat  man  verordnet,  nachdem  der  Kanton 
und  die  einzelnen  Gemeinden  viel  Geld  für  Montierungen 
unnöthiger  Weise  ausgegeben  hatten,  dass  jeder  Auszüger  sich 
seine  Montierung  selbst  anschaffen  solle.  Das  war  eigentlich 
eine  geringere  Last,  als  diejenige,  die  durch  unsre  alte  Ein- 
richtung verordnet  ist,  dass  Jeder  sich  seine  Waffen  an- 
schaffen soll;  denn  Gewehr  und  Patrontasche  braucht  nicht 
Jeder  zu  haben,  aber  irgend  einen  Rock ;  ob  er  nun  einen 
schwarzen  oder  blauen  oder  grauen  anschaffe,  kann  ihm 
eigentlich  gleich  sein.  Und  da  doch  alle  andern  Kantone  ihre 
Mannschaft  gleich  gekleidet  hatten,  so  wäre  es  eine  Schande 
für  uns  gewesen,  wenn  nur  die  unsrigen  wie  ein  Haufen 
Landstreicher  ausgesehen  hätten.  Auch  machte  es  der  Mann- 
schaft selbst  Freude,  wenn  sie  einmal  beisammen  war,  dass 
sie  sich  mit  Anstand  neben  ihren  Miteidgenossen  sehen  lassen 
durfte.  Alle  Beschwerden  über  das  Miliz  wesen  zeugen  nur 
von  Mangel  an  Eifer,  wenn  es  darauf  ankommt,  etwas  für 
das  Vaterland  zu  thun  und  zu  wagen.  Aber  es  ist  eine 
doppelte  Schande  für  ein  Volk,  welches  allen  fremden  Diensten, 
sogar  dem  verhassten  neufranzösischen  so  gute  Soldaten 
geleistet  hat,  die  für  etliche  Kreuzer  willig  Leib  und  Leben 
wagten,  und  alle  Mühseligkeiten  erduldeten;  es  ist  doppelte 
Schande  für  dieses  Volk,  sage  ich,  dass  es  solchen  üblen 
Willen  zeigt,  wenn  es  darauf  ankommt,  auch  nur  das  Ge- 
ringste für  die  Verteidigung  oder  Sicherstellung  des  Vater- 
landes zu  thun,  und  dass  unsere  jungen  Bursche,  die  sich 
so  wenig  daraus  machen,  ihre  Haut  für  etliche  Louisd'or  an 
Fremde  zu  verkaufen,  sich  nicht  einmal  entschliessen  können, 
den  Sonntag,  den  sie  ohnehin  nur  mit  Herumschlendern, 
Kegeln  und  Kartenspielen  zubringen,  dazu  anzuwenden,  um 
sich  zur  Vertheidigung  der  Freiheit,  die  uns  unsere  Voreltern 
mit  so  grossen  Anstrengungen  erworben  haben,  im  Nothfall 
geschickt  zu  machen. 

Sehr.  Heiri.  Ich  für  meinen  Theil  will  in  keinen 
fremden  Dienst,  auch  unter  keine  Miliz  mehr  gehen ;  dess- 
wegen  aber  bin  ich  doch  ein  so  guter  Vaterländer  wie  jeder 
Andere. 

Ammann  Michel,  Ja,  wie  jeder  andere  Ktihheini. 
Das  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  gute  Vaterländer,  wenn 
es  nur  darauf  ankommt,  etwa  nach  Chur  zu  gehen  und 
dort  ein  wenig  zu  toben. 
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Sehr.  Heiri.  So  viel  wenigstens  ist  sieber,  dass  die 
Auszüge  Anno  1805  und  1809,  und  verwiebenes  Jahr  viel 
Geld  gekostet  und  gar  nichts  genützt  haben.  Wegen  der 
Grenzbesetzung  Anno  1809  hat  man  ja  sechzigtausend  Gulden 
aus  der  Kantonskasse  an  die  Gemeinden,  welche  Einquar- 
tierung gehabt  hatten,  ausbezahlen  müssen. 

Ammann  Michel.  Ob  sie  genützt  haben  oder  nicht, 
kannst  du  nicht  beurtheilen,  denn  du  weisst  nicht,  was  ge- 
schehen wäre,  wenn  die  Schweiz  keine  bewaffnete  Mannschaft 
aufgestellt  hätte.  Gerade  die  Grenzbesetzung  von  1809.  die 
du  zum  Beweis  anfuhrst,  hat  vermuthlich  sehr  wohlthätige 
Folgen  für  uns  gehabt.  Damals  wurde  bekanntlich  Pulver 
aus  unserem  Land  in's  Tyrol  geliefert;  zwar  geschah  dieses, 
so  viel  bekannt  worden  ist,  nur  von  Fremden,  die  hier  ge- 
duldet wurden ;  indess  gab  es  auch  Bündner,  die  gewissenlos 
genug  waren,  diesen  für  das  ganze  Vaterland  so  gefährlichen 
Unterschleif  zu  begünstigen,  und  es  ist  zu  vermuthen,  dass 
noch  weitere  Einverständnisse  mit  den  Unzufriedenen  im 
Tyrol  und  Veltlin  stattgehabt  haben  mögen.  Wer  weiss 
nun,  wie  weit  solche  Leute  gegangen  wären,  wenn  wir  nicht 
Schweizertruppen  im  Lande  gehabt  hätten  ?  Und  wenn  wir 
damals  mit  den  braven  Tyrolern,  die  ich  übrigens  immer  in 
mein  Morgen-  und  Abendgebet  mit  einschloss,  gemeinsame 
Sache  gemacht  hätten,  in  welches  unabsehbare  Unglück 
wären  wir  nicht  gerathen!  Du  siehst,  dass  man  doch  nicht 
so  dreist  behaupten  kann,  dass  alle  Auszüge  gar  keinen 
Nutzen  gehabt  haben.  —  Aber  was  hast  du  noch  für  andere 
Klagen  über  die  sogenannte  neue  Ordnung? 

Sehr.  Heiri.  Dass  die  Regierung  zu  viel  gekostet  und 
ein  ungeheures  Geld  verschwendet  hat,  so  dass  wir,  wenn  es 
noch  wenige  Jahre  fortgedauert  hätte,  darüber  alle  hätten 
zu  Bettlern  werden  müssen.  Sogar  einen  Kantonshund  haben 
sie  angeschafft,  der  alle  Jahre  über  hundert  Gulden  kostete. 

Ammann  Michel.  Schade,  dass  du  nicht  auch  dabei 
warst,  so  hätten  sie  auch  einen  Kantonsesel  gehabt.  Solche 
boshafte  Dummheiten  verdienen  keine  Antwort,  denn  kein 
auch  nur  halbvernünftiger  Mensch  wird  ihnen  Glauben  bei- 
messen ;  wohl  aber  muss  ich  mich  für  dich  schämen,  dass  du, 
der  Mitglied  einer  Obrigkeit  sein  soll,  so  etwas  noch  er- 
zählen darfst.  Weisst  du  denn,  wie  viel  die  Regierung 
jährlich  gekostet  hat? 
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Sehr.  Heiri.  Ja,  was  weiss  ich!  einmal  viele  hundert- 
tausend Gulden  alle  Jahre,  wie  mir  der  Ammann  Ambrosi 
gesagt  hat. 

Ammann  Michel.  Viele  hunderttausend  Gulden! 
das  wäre  freilich  viel  Geld.  Doch  ich  habe  mich  darüber 
erkundigt,  und  weiss  da  richtigeren  Bescheid  als  der  Ammann 
Ambrosi,  oder  um  es  besser  zu  sagen,  ich  bin  nicht  so  ein 
Lügner,  wie  er ;  denn  Bescheid  wusste  auch  er,  wenn  er  die 
Wahrheit  sagen  wollte.  Die  neue  Regierung  hat,  wie  mich 
ein  ehrlicher  Mann,  der  beim  letzten  Uundstag  war,  ver- 
sicherte, in  den  verflossenen  zehn  Jahren,  wo  Öftars  ausser- 
ordentliche grosse  Räthe,  Kommissionen  und  Sendungen  zur 
Tagsatzung  statthaben  mussten,  nur  eine  unbedeutende 
Kleinigkeit,  nämlich  siebenzehnhundert  Gulden  jährlich  mehr 
gekostet,  als  die  alte  auch  in  den  zehn  Jahren  von  1784 
bis  1793,  wobei  die  Unkosten  der  Anno  1792  stattgehabten 
kostbaren  Deputation  nach  Mailand  nicht  eingerechnet  sind; 
hätte  man  diese  einbegriffen,  (und  man  hätte  es  billig  thun 
können,  weil  in  den  Ausgaben  der  letzten  zehn  Jahre  auch  alle, 
durch  die  unruhigen  Zeiten,  veranlassten  grosse  Rathsversamm- 
lungen  und  Sendungen  an  die  Tagsatzung  einbegriffen  sind), 
so  würde  es  sich  ergeben  haben,  dass  die  Regierungsausgaben 
von  84  bis  93  grösser  waren,  als  von  1804  bis  1813.  Aus 
dieser  Berechnung  sieht  man  übrigens,  dass  bei  ruhigen 
Zeiten,  wo  nur  die  gewöhnlichen  Ausgaben  erforderlich  wer- 
den, die  neue  Regierung  vermuthlich  weniger  kostbar  war, 
als  die  alte.  Eine  Berechnung  Über  die  Landesschulden  und 
Einkünfte,  welche  in  dem  letzten  Ausschreiben  steht,  zeigt, 
dass  seit  Anno  1803  zwischen  dreissig-  und  vierzigtausend 
Gulden  alte  Schulden  abgezahlt  worden  sind.  Es  hat  also 
die  Regierung  in  den  letzten  zehn  Jahren,  wo  so  viele  ausser- 
ordentliche Ausgaben  bestritten,  und  unter  anderm  sechzig- 
tausend Gulden  an  die  Gemeinden,  welche  Anno  1809  Ein- 
quartierung gehabt  hatten,  als  Entschädigung  gegeben  werden 
mussten,  noch  überdem 

1.  Das  schöne  Regierungsgebäude  gekauft,  das  viel  mehr 
werth  ist,  als  es  kostet ; 

2.  Für  etwa  zwanzigtausend  Gulden  gute  Waffen  und 
Munition  angeschafft  und  ein  wohlgelegenes  und  sicheres 
Pulvermagazin  erbaut; 
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3.  Allgemeine  Schalen  errichtet  and  unterhalten,  und 
ein  bequemes  Gebäude  dazu  aufgeführt; 

4.  Einen  Kirchenrath  bestellt,  wodurch  mit  der  Zeit 
auch  unter  unseren  Geistlichen  eine  etwas  bessere  Ordnung 
erzweckt  werden  wird,  und  dessen  wohlthätige  Wirkungen 
man  schon  jetzt  verspürt; 

5.  Den  Sanitats-Rath  besser  eingerichtet,  dem  wir  den 
Hebammen-Unterricht  und  die  Blattern-Impfung  auf  Kantons- 
unkosten verdanken,  wodurch  gewiss  hundert  und  hundert 
Kinder  bei  Leben,  und  Gesundheit  erhalten  worden  sind, 
und  der  durch  seine  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  viel 
dazu  beigetragen  hat,  dass  sich  in  dieser  ganzen  Zeit  weder 
unter  Menschen  noch  Vieh  verheerende  Seuchen  verbreitet 
haben; 

6.  Das  Tribunal  für  Landstreicher,  das  schon  bei  der 
alten  Verfassung  errichtet  worden,  aber  wieder  abgekommen 
war,  aufs  neue  hergestellt,  und  die  Harschiere  oder  Land- 
jäger, deren  Aufstellung  unter  der  vorigen  Verfassung  so 
oft  beschlossen  wurde,  aber  niemals  zu  Stande  gekommen 
war,  endlich  wirklich  aufgestellt,  damit  unser  Land  nicht 
der  Zufluchtsort  alles  Gesindels  und  nach  und  nach  eine 
Mördergrube  werde.  —  Und  endlich 

7.  weit  über  dreissigtausend  Gulden  alte  Schulden  ab- 
bezahlt. 

Und  zwar  alles,  ohne  dass  wir  auch  nur  einen  Kreuzer 
Auflagen  von  unseren  Personen  oder  unserm  Vermögen  hätten 
bezahlen  müssen.  —  Jetzt  möchte  ich  doch  wissen,  mit 
welchem  Grund  man  sich  über  die  Versehwendung  und  den 
Druck  der  Regierung  beklagen  kann. 

Geschw.  Peter.  Auflagen,  das  ist  wahr,  haben  wir 
keine  bezahlt,  wohl  aber  Wein,  Branntwein,  Kaffee  und  Tabak 
erzollen  und  das  Salz  von  der  Regierung  kaufen  müssen, 
die  ihren  schönen  Profit  darauf  gehabt  haben  wird.  Im 
Grund  hat  doch  auf  eine  oder  andere  Art  immer  unser 
Beutel  herhalten  müssen,  und  ich  meinte,  es  wäre  doch 
besser  gewesen,  wenn  die  Herren  von  der  Regierung,  anstatt 
da  so  viele  neue  Einrichtungen  zu  treffen,  die  Zölle  abge- 
schafft und  das  Salz,  ohne  Gewinn  zu  nehmen,  verkauft  hätten. 
Da  würde  mancher  arme  Mann  ein  Schönes  dabei  erspart 
haben. 
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Ammann  Michel.  Und  was  meinst  du  denn  auch, 
dass  da  für  eine  Ersparnisskasse  heraus  käme?  Ich  glaube, 
sie  würde  gewaltig  gering  sein.  Wir  wollen  doch  einmal 
eine  kleine  Berechnung  anstellen.  Der  Weinzoll  beträgt 
Vi  |  Bluzger  auf  die  Maass.  Wenn  er  nun  aufgehoben  würde, 
and  die  Weinhändler  und  Wirthe  zu  gleicher  Zeit  so  ehrlich 
würden,  dass  sie  desswegen  den  Wein  etwas  wohlfeiler  gäben, 
was  dennoch  sehr  zu  bezweifeln  ist,  so  würde  Einer,  der 
täglich  7t  Maass  Wein  tränke,  in  einem  Jahr  höchstens  so 
viel  profitiren,  dass  er  im  ganzen  Jahr  etwa  fünf  Maass 
Wein  (um  das  gleiche  Geld)  mehr  trinken  könnte.  Freilich 
die  ächten  Vaterländer,  die  von  früh  bis  spät  aus  einem 
Wirthshaus  in's  andere  streichen,  um  überall  gehörig  für 
die  Wohlfahrt  des  Vaterlandes  Sorge  zu  tragen,  die  würden 
leicht  das  Vierfache  gewinnen ;  aber  was  sind  zwanzig  Maass 
Wein  für  die  Gurgel  eines  solchen  Vaterländers?  Und  für 
seinen  Beutel  mag  die  Ersparniss  auch  nicht  erheblich  sein ; 
denn  diese  Herren  bezahlen  doch  meistenteils  nur  mit  Kreide. 
Gleiche  Bewandtniss  hat  es  auch  mit  den  andern  Artikeln. 
Würde  irgend  Jemand  mehr  oder  bessern  Kaffee  trinken, 
oder  mehr  Zucker  darein  thun,  wenn  die  9/10  Kreuzer  Zoll 
auf  jedem  Pfund  nicht  wären?  Oder  würdest  du  etwa 
weniger  Heublumen  unter  deinen  Tabak  mischen,  wenn  das 
Pfund  3/5  Kreuzer  weniger  kostete?  In  Ansehung  des  Salzes 
ist  eine  ausführliche  Berechnung  im  letzthinigen  Ausschreiben, 
woraus  man  deutlich  sieht,  dass  es  bei  freiem  Handel  nicht 
nur  nicht  wohlfeiler,  sondern  im  Gegentheil  theurer  werden 
würde. 

Was  meinst  du  nun?  bist  du  noch  deiner  alten  Meinung? 
odei  siehst  du  ein,  dass  es  von  denjenigen,  denen  die  Re- 
gierung des  Landes  anvertraut  ist,  unverantwortlich  wäre, 
wenn  sie,  um  solche  unvernünftige  Wünsche  zu  erfüllen,  die 
Öffentlichen  Einkünfte  zu  Grunde  richten  wollten? 

Geschw.  Peter.  Ich  muss  gestehen,  ich  habe  die 
Sache  vorher  nicht  gehörig  eingesehen,  und  das  wird  auch 
bei  manchen  Andern,  die  so  über  die  Zölle  und  die  Salzver- 
verwaltung losziehen,  der  Fall  sein. 

Ammann  Michel.  Bei  Manchen  wohl,  und  diese 
sollten  den  Spruch  Sirachs  bedenken:  «Verstehst  du  die 
«Sache,  so  unterrichte  deinen  Nächsten;  wo  nicht,  so  halte 
« dein  Maul  dazu. »     Viele  aber  thun  es  aus  Bosheit  und  be- 
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nutzen  dieses  wie  jedes  andere  Mittel,  um  das  Volk  gegen 
die  Regierung  aufzuhetzen.  Auch  diese,  wenn  man  ihnen 
den  Ungrund  aller  ihrer  Schwätzereien  darthut,  und  sie  gar 
nicht  weiter  können,  suchen  sich  dadurch  zu  entschuldigen, 
dass  sie  die  Sache  nicht  recht  verstanden  haben;  allein  es 
wird  ihnen  dereinst,  wo  jeder  von  seinen  Worten  Rechen- 
schaft geben  muss,  nichts  helfen.  —  Salomo  sagt: 

«  Sprichst  du :  siehe,  wir  verstehen  es  nicht ;  meinst  du 
nicht,  der  die  Herzen  weiss,  merke  es?  Und  der  auf 
die  Seele  Acht  hat,  kenne  es?  Und  vergelte  dem 
Menschen  nach  seinen  Werken  ?  > 

Du  hast  vorhin  gesagt:  die  Regierung  hätte  nicht  so 
viele  Neuerungen  einführen  sollen.  Auch  darin  bist  du 
irrig  unterrichtet,  wenn  du  meinst,  dass  die  Einrichtungen, 
von  denen  ich  vorhin  sprach,  Neuerungen  seien.  Die  meisten 
davon  sind  schon  längstens  dekretirt,  aber  niemals  eingeführt 
worden,  oder  wieder  abgekommen,  theils,  weil  keine  beständige 
Regierung  da  war,  die  die  Dekrete  der  Bundstäge  in  Er- 
füllung setzte,  theils,  weil  seit  vielen  Jahren  Jedermann  nur 
für  seinen  Vortheil  sorgte,  und  das  allgemeine  Wohl  ganz 
ausser  Augen  gelassen  wurde. 

Es  sind  z.  B.  mehr  als  150  Jahre,  dass  verordnet  wurde, 
es  solle  zu  Chur  eine  allgemeine  Landesschule  errichtet  und 
von  jedem  reformirten  Hochgericht  jährlich  ein  gewisser 
Beitrag  an  Geld  dazu  gegeben  werden. 

Der  Sanitätsrath  ist  eine  uralte  Einrichtung,  die  immer 
bestanden,  aber  nichts  gethan  hat,  weil  keine  Regierung  da 
war,  welche  Aufsicht  hielt  und  ihn  unterstützte. 

Das  Kriminal-Tribunal  für  Landstreicher  bestand  schon 
bei  der  alten  Verfassung,  und  hat  sehr  viel  dazu  beigetragen, 
unser  Land  von  fremdem'  Gesindel  zu  reinigen. 

Dass  man  Harschiere  aufstellen  soll,  um  den  Land- 
streichern und  Zigeunern  den  Eintritt  in  unser  Land  zu  ver- 
wehren, oder  sie  daraus  wegzuschaffen,  wurde  fast  bei  jedem 
Bundstag,  wo  ich  gesessen  habe,  verordnet,  und  wie  mir 
mein  Vater  sei.  gesagt  hat,  war  schon  zu  seiner  Zeit  öfters 
die  Rede  davon,  ohne  dass  es  jemals  wäre  exequirt  worden. 
Desswegen  diente  auch  unser  Land  dem  Hanikel  und  Wälder- 
Michel  und  andern  grossen  Spitzbuben  damaliger  Zeit,  nach- 
her sind  ihre  Namen  verdunkelt  worden,  zum  Zufluchtsort. 
Aus   allem   diesem   kannst  du  sehen,  dass  unsere  Voreltern 
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keineswegs  immer  bei  dem  alten  Schlendrian  stehen  bleiben 
wollten;  sie  sahen  wohl  ein,  dass  die  Zeitumstände  öfters 
Verbesserungen  der  alten  und  Einfuhrung  neuer  Einrich- 
tungen erheischen.  Desswegen  haben  sie  auch  in  dem  Bunds- 
brief und  andern  Standesgesetzen  feierlich  vorbehalten,  die- 
selben zu  bessern,  zu  mindern  und  zu  mehren,  und 
würden,  wenn  sie  jetzt  wieder  kämen,  mitleidig  über  solche 
Thoren  lachen,  wie  es  sogar  manche  unter  unsern  grossen 
Herren  geben  soll,  die  alles  Neue  verwerfen,  bloss  weil  es 
neu  ist.  Man  suchte  daher  auch  zu  allen  Zeiten  dem  Be- 
dürfniss  besserer  Einrichtungen  durch  zweckmässige  Ver- 
ordnungen abzuhelfen;  allein  aus  Mangel  einer  bleibenden 
Regierung  wurde  diese  niemals  in  Ausübung  gebracht.  Der 
Hauptunterschied  zwischen  der  alten  und  neuen  Regierung 
besteht  also  eigentlich  darin:  dass  ehemals  nur  immer  ver- 
ordnet, jetzt  aber  auch  manchmal  ausgeführt  wurde.  Dieses 
kann  aber  nur  in  den  Augen  solcher  Leute,  wie  etwa  ein 
Schreiber  Toni,  Landammann  Ambrosi  und  Blasius  sind, 
ein  Vorwurf  für  die  neue  Regierung  sein.  Die  Herren  hin- 
gegen, die  sich  jetzt  Bauernfreunde  nennen,  können,  wenn 
sie  aufrichtig  reden  wollten,  unmöglich  so  unvernünftig  sein, 
der  Regierung  die  Einführung  guter  Anstalten  zum  Ver- 
brechen zu  machen.  Gut  aber  und  noth wendig  waren  alle 
die  neuen  Einrichtungen,  wenn  schon  manche  davon,  wie 
man  sagt,  noch  Verbesserungen  bedürfen,  die  will's  Gott  auch 
erhalten  werden,  wenn  es  unsern  neuen  Vaterländern  nicht 
gelingt,  alles  Gute  auszureuten,  wie  es  ihre  Absicht  zu  sein 
scheint. 

Welche  nützliche  Anstalt  ist  z.  B.  nicht  die  Kantons- 
schule! Wo  konnte  vorher  ein  Bauer  seine  Söhne  mit  so 
geringen  Unkosten  so  unterrichten  lassen,  wie  jetzt  zu  Chur  ? 
Und  ist  diese  Einrichtung  nicht  vorzüglich  für  den  Bauer 
vorteilhaft,  da  sie  ihm  Mittel  darbietet,  seinen  Söhnen  für 
ein  geringes  Geld  einen  guten  Unterricht  zu  verschaffen? 
Das  ist  aber  manchen  Herren,  die  sich  Vaterländer  und 
Bauernfreunde  nennen,  nicht  gelegen;  denn  die  möchten 
gerne  den  gemeinen  Mann  in  der  Unwissenheit  erhalten,  um 
auch  ferners  die  Einäugigen  unter  den  Blinden  zu  sein. 
Hast  du  nicht  bemerkt,  wie  der  sogenannte  Friedens- 
engel darüber  erbittert  ist,  dass  Bauernbuben  als  Gelehrte 
aus  der  Kantonsschule   kommen?   desswegen  sucht  er  diese 
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Anstalt  zu  verleumden,  und  gibt  vor,  als  ob  allerhand  böse 
Dinge  darin  gelehrt  würden. 

Geschw.  Peter.  Ja,  ja  gegen  die  Kantonsschule  lässt 
sich  nichts  sagen.  Ich  habe  eine  wahre  Freude,  wenn  ich 
nach  Chur  komme  und  sehe,  wie  mein  Michel  so  brav  lernt, 
und  wenn  er  mich  gleich  vergangenes  Jahr  fast  150  Gulden 
gekostet  hat,  so  will  ich  doch  Euerm  Rath  folgen  und  ihn 
noch  ein  Jahr  dort  lassen.  Wenn  mir  der  liebe  Gott  meine 
Kälber  behütet,  so  werde  ich  das  Geld  wohl  aufbringen.  — 
Es  gibt  aber  andere  neue  Einrichtungen,  an  denen  vieles 
auszusetzen  ist.  Was  nützen  auch  die  Landjäger?  Haben 
wir  nicht  das  Land  voll  fremder  Bettler,  obgleich  die  Land- 
jäger jährlich  ein  schweres  Geld  kosten  sollen? 

Ammann   Michel.     Um    sagen   zu    können,    ob   die 
Landjäger  etwas  nützen  oder  nicht,  müsste  man  wissen,  wie 
es  mit  den  Landstreichern  wäre,  wenn  wir  keine  Landjäger 
hätten.     So   viel  ich  bemerke,   haben  wir  jetzt   nicht  mehr 
fremdes   Gesindel  im  Lande  als  sonst,  und  daraus  schliesse 
ich,  dass  die  Landjäger  Nutzen  geschafft  haben;  denn  sonst 
müsste  die  Anzahl  zugenommen   haben,  weil,    wie  mir  der 
der  Herr  Pfarrer  gesagt  hat,  man  jetzt  in  der  Schweiz  und 
allen  umliegenden  Ländern  strenger  gegen  solche  Leute  ist, 
als  vorher,  und  sie  überall  wegschafft.  Wenn  also  Niemand 
wäre,  der  sie  abwehrte,  so  würden  sie  sich  meistenteils  zn 
uns  ziehen.     Gesetzt  aber  auch,  die  Landjäger  thäten  ihre 
Schuldigkeit  nicht,  so  frage  ich :  wer  ist  anders  Schuld  da- 
ran,   als  die    Vorgesetzten   in   den    Gemeinden   und   Hoch- 
gerichten?    Haben  nicht  alle  Landjäger  den  Befehl,  sich  bei 
den  Vorstehern  der  Gemeinden,  wo  sie  ihre  Touren  machen, 
zu  melden  und  sich  anweisen  zu  lassen,  wo  allenfalls  Gesindel 
in  der  Gegend  sein  möchte,  um  es  wegschaffen  zu  können? 
Sind  nicht  öfters   Aufforderungen  von  der  Regierung  ge- 
kommen,   dass  man  Anzeige  geben  soll,  wenn  allenfalls  die 
Landjäger  ihre   Pflicht  nicht  thäten?    und  doch   thun   die 
Vorgesetzten   nichts  von  allem  dem,    ausgenommen  dass  sie 
allenfalls  dem  Landjäger,  wenn  er  kommt,  in  sein  Buch  ein- 
schreiben, er   habe  die  Tour  bei  ihnen  gemacht,  ohne  sich 
dann  weiters  im  Geringsten  darum  zu  bekümmern,  ob  er 
auch   seine  Pflicht  erfüllt  habe  oder  nicht.     Ich  selbst  hab« 
unserm  Ammann  oft  gesagt,  wenn  so  das  Dorf  voll  Bettler 
und  Gesindel  war,  er  solle  es  der  Regierung  melden,  er  solle 
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die  Landjäger  benachrichtigen.  Aber  das  ist  ein  Kerl!  Mein 
schwarzer  Stier,  wenn  er  reden  könnte,  mttsste  ein  besserer 
Gemeindsvorsteher  sein ;  und  die  andern  Vorgesetzten  geben 
dem  Gesindel,  wenn  es  ihnen  ein  paar  Taglöhne  thut,  oder 
ihre  Zainen  und  Pfannen  unentgeltlich  flickt,  wohl  selbst 
noch  Unterachlauf  und  Schutz  und  Schirm.  Wie  soll  nun 
die  Regierung  über  die  Landjäger,  die  oft  viele  Stunden 
weit  von  ihnen  entfernt  sind,  wachen  können,  wenn  die 
Obrigkeiten  ihnen  nicht  an  die  Hand  gehen?  Aber  so  haben 
wir  es  in  allen  Stücken.  Jeder  sorgt  nur  für  seinen  eigenen 
Vortheil,  Keiner  will  dem  gemeinen  Wesen  auch  nur  das 
Geringste  aufopfern,  und  wenn  es  dann  schlecht  geht,  und 
eine  Unordnung  über  die  andere  entsteht,  so  schiebt  man  es 
auf  die  Regierung,  und  jeder  Narr,  der  tüchtig  über  sie 
schimpft  und  schmäht,  findet  Gehör  und  Beifall.  Schafft  ihr 
nur  die  Landjäger  ab  und  eröffnet  allen  Schelmen,  die  dem 
Galgen  oder  Zuchthaus  in  andern  Ländern  entlaufen,  bei 
uns  eine  Freistätte,  und  dann  werdet  ihr  in  wenig  Jahren 
sehen,  was  für  eine  Mördergrube  aus  unserm  Lande  wird. 
Ich  meinte,  wir  hätten  einheimische  Lumpen  genug,  und 
könnten  die  Beiträge  des  Auslandes  in  diesem  Stück  wohl 
entbehren. 

Sehr.  Heiri.  Ihr  glaubt  halt  immer  Recht  zu  haben, 
Grossvater,  weil  ihr  reden  könnt  wie  ein  Pfarrer  und  Alles 
aus  der  Bibel  beweiset ;  das  Mal  aber  seid  ihr  nicht  auf  dem 
rechten  Weg;  denn  alle  vaterländisch  gesinnten  Herren,  und 
die  es  gut  mit  den  Bauern  meinen,  sind  anderer  Meinung. 
Letzthin  hat  mir  Einer  öffentlich  gesagt,  die  neue  Verfassung 
sei  nur  für  die  Herren  vortheilhaft.  Wenn  er  also  für  seinen 
"Vortheil  derfken  wollte,  so  müsste  er  trachten,  dass  sie  beibe- 
halten würde;  weil  er  aber  ein  Bauernfreuod  sei,  so  rathe 
er,  die  alte  Verfassung  wieder  herzustellen. 

Ammann  Michel.  Der  Herr,  der  das  gesagt  hat, 
redet  entweder  nicht  aufrichtig,  oder  er  weiss  nicht,  was  er 
sagt;  denn  Ordnung  ist  zuträglich  für  den  Bauern  wie  für 
den  Herrn,  und   die  alte  Unordnung  taugt  für  Niemanden. 

Sehr.  Heiri.  Ei  was!  mit  der  Unordnung!  diese  ist, 
wie  der  Schreiber  Toni  sagt,  bloss  daher  gekommen,  weil 
seit  hundert  Jahren  die  Herren  regiert  haben;  vorher  aber 
regierten  die  Bauern ;  da  ging  es  viel  besser. 
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Ammann  Michel.  Ich  habe  niemals  gewusst.  da^s 
Tor  Zeiten  die  Bauern  allein  regiert  hätten ;  so  viel  mir  be- 
kannt ist,  waren  es  meistenteils  Herren,  wie  Planta,  Salis, 
Sprecher  und  andere,  welche  die  Geschäfte  leiteten.  Wer 
sich  davon  überzeugen  will,  darf  nur  das  Verzeicbniss  der 
Standeshäupter  und  Veltliner  Amtleute  in  Sprechers  Chronik 
lesen,  so  wird  er  sehen,  was  da  meisten theils  für  Namen 
vorkommen. 

Sehr.  Heiri.  Dem  Sprecher  soll  man  nichts  glauben, 
hat  der  Schreiber  Toni  gesagt;  der  sei  ein  Franzos. 

Ammann  Michel.  Und  du  bist  ein  Kalb.  Der,  von 
dem  ich  rede,  ist  vor  150  Jahren  gestorben.  —  Glaube  mir, 
die  Zeit,  wo  die  Bauern  allein  regiert  hätten,  ist  nie  ge- 
wesen und  kann  nie  kommen.  Es  wäre  aber  auch  unbillig 
und  unklug,  wenn  man  die  Herren  von  der  RegieruDg 
ausschliessen  wollte.  Unbillig,  weil  sie  Bündner  sind,  so  gut 
als  wir,  und  ihre  Voreltern  so  gut  zur  Erlangung  der 
Freiheit  beigetragen  haben  als  die  unsrigen;  daher  sie  denn 
auch  die  Früchte  derselben  geniessen  sollen,  wie  wir.  Un- 
klug aher  wäre  es,  weil  gewöhnlich  die  Herren  mehr  Unter- 
richt genossen  haben,  als  die  Bauern,  und  also  die  Kennt- 
nisse, die  zum  Regieren  gehören,  besser  besitzen.  Denn  das 
ist  ein  irriger  Wahn,  mit  dem  aber  leider  die  meisten 
unserer  Landsleute  behaftet  sind,  dass  zwar  der  Schneider 
und  Schuhmacher  sein  Handwerk  lernen  müsse,  zum  Re- 
genten und  Richter  hingegen  Jeder  gut  genug  sei,  wenn  er 
auch  nichts  weiss  und  nichts  versteht.  Sirach  sagt  im 
XXXVIII.  Kapitel: 

« Wer  die  Schrift  lernen  soll,  der  kann  keiner  andern 
Arbeit  warten,  und  wen  man  lehren  soll,  der  muss  sonst 
nichts  zu  thun  haben.  » 

«  Wie  kann  der  der  Lehre  warten,  der  pflügen  muss, 
-und  der  gern  die  Ochsen  mit  der  Geissei  treibt,  und  mit 
dergleichen  Werken  umgeht,  und  weiss  nichts  denn  von 
Ochsen  zu  reden.  » 

«Er  muss  denken,  wie  er  ackern  soll,  und  muss  spät 
und  früh  den  Kühen  Futter  geben.  > 

«  Also  auch  die  Tischler  und  Zimmerleute,  die  Tag  und 
Nacht  arbeiten,  und  schnitzen  Bildwerk,  und  Fleiss  haben, 
mancherlei    Arbeit  zu    machen,    die    müssen    denken,    dass 
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es  recht  werde,   und  früh  und  spät  daran  sein,   dass  sie  es 
vollenden. » 

<  Also  ein  Schmied,  der  muss  bei  seinem  Ambos  sein 
and  seiner  Schmiede  warten,  und  wird  matt  vom  Feuer, 
und  arbeitet  sich  müde  über  der  Esse.  > 

« Das  Hämmern  schlägt  ihm  die  Ohren  voll,  und  er 
sieht  darauf,  wie  er  das  Werk  recht  mache ;  » 

«  Und  muss  denken,  wie  er  es  fertige,  und  früh  und 
spät  daran  sein,  dass  er  es  fein  ausarbeite.  > 

c  Also  ein  Töpfer  u.  s.  w. 

c  Diese  alle  trösten  sich  ihres  Handwerks,  und  ein  Jeder 
fleissiget  sich,  dass  er  seine  Arbeit  könne.» 

<  Man  kann  ihrer  in  der  Stadt  nicht  entbehren.  > 

c  Aber  man  kann  sie  nirgends  hinschicken,  sie  können 
der  Aemter  auch  nicht  warten,  noch  in  der  Gemeinde 
regieren  u.  s.  w.  » 

Wenn  aber  ein  Bauer  die  erforderlichen  Kenntnisse  und 
Fähigkeiten  hat,  so  soll  er  zu  allen  Aemtern  und  Stellen 
so  gut  gelangen  können,  als  der  Herr,  das  ist  unserer  alten 
and  neuen  Verfassung  gemäss,  und  in  den  letzten  Jahren 
so  gut  beobachtet  worden,  als  ehemals.  Ueberhaupt  aber 
ist  es  gut,  wenn  so  viel  als  möglich  reiche  und  wohlhabende 
Leute  in  den  öffentlichen  Angelegenheiten  gebraucht  werden. 
Sie  haben  mehr  Zeit,  die  Geschäfte  zu  besorgen,  und  brauchen 
dabei  nicht  so  sehr  auf  ihren  Vortheil  zu  sehen,  als  Einer, 
der  für  sich  und  seiner  Kinder  tägliches  Brod  sorgen  muss. 
Aach  muss  einem  reichen  Mann  besonders  daran  gelegen  seinr 
gute  Ordnung  und  Ruhe  zu  erhalten.  Denn  bei  schlechter 
Ordnung  und  Unruhen  ist  der  am  übelsten  daran,  der  etwas 
zu  verlieren  hat;  der  Lump  kann  nur  gewinnen.  Darum 
kommen  auch  bei  unruhigen  Zeiten  so  viele  ausgehauste 
Vaterländer  zum  Vorschein,  die  dann  gefährliche  Werkzeuge 
in  der  Hand  ehrgeiziger  und  übeldenkender  Menschen  sind, 
von  denen  sie  sich,  wenn  sie  einen  Brocken  bekommen,  zu 
allerhand  bösen  Zwecken  gebrauchen  lassen. 

Sehr.  Heiri.  Es  mag  nun  sein,  wie  es  will,  so  ist 
doch  sicher,  dass  seitdem  wir  die  alte  Verfassung  haben 
sollen,  manche  Herren  viel  freundlicher  sind,  als  sonst.  Vor- 
her gaben  sie  den  Bauern  nur  etwa  beim  grossen  Rath 
oder  an  den  Landsgemeinden  gute  Worte;  jetzt  laufen  die 
Vaterländischgesinnten    auf  uns   zu,   sobald   sie  uns  sehen, 
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drücken  uns  die  Hände,  klopfen  uns  auf  die  Schaltern,  lassen 
hie  und  da  etwa  einen  Schoppen  Wein  laufen,  und  thun, 
als  wenn  sie  unare  Brüder  wären.  Ich  habe  letzthin  selbst 
gesehen,  wie  zwei  vornehme  Herren,  die  mit  Kaisern  und 
Königen  bekannt  sind,  einen  Oberländer,  der  eigentlich  ein 
Erzlump  ist,  bei  beiden  Händen  nahmen  und  ihm  nicht  genug 
schmeicheln  konnten.  Und  ein  alter  Herr,  zu  dem  mich  der 
Schreiber  Toni  hinführte,  hiess  mich  neben  sich  auf  einen 
langen,  sammetnen  Kirchenstuhl  sitzen,  den  er  in  der  Stube 
hatte,  und  dankte  Gott,  dass  unter  der  lieben  Jugend  noch  so 
viele  brave  Vaterländer  seien.  Und  ein  kleiner  Herr,  der 
dabei  war,  zappelte  und  wisperte  beständig  im  Zimmer 
herum  und  sagte:  man  müsse  allen  denjenigen,  die  sich 
nicht  von  der  Schweiz  trennen  wollen,  die  Köpfe  abschlagen, 
und  sie  dann  deportieren. 

Ammann  Michel.  Narren  reden  tyrannisch,  aber 
die  Weisen  bewahren  ihren  Mund,  sagt  der  weise  Salomo. 

Sehr.  Heiri.  Der  alte  Herr  war  wenigstens  kein 
Narr;  der  konnte  reden  wie  gedruckt,  und  doch  war  alles 
so  verständlich,  und  er  sah  so  andächtig  aus,  als  ob  er  in 
der  Kirche  wäre. 

Ammann  Michel.  Ich  muss  dir  doch  einmal  etwa9 
aus  dem  XIX.  Kapitel  des  Buchs  Sirachs  vorlesen: 

«  Es  ist  Mancher  scharfsinnig  und  doch  ein  Schalk,  und 
kann  die  Sachen  wenden,  wie  er  es  haben  will.  > 

«  Derjenige  Schalk  kann  den  Kopf  hängen,  drehen,  und 
ernstlich  thun,  und  ist  doch  eitel  Betrug.» 

c  Er  schlägt  die  Augen  nieder  und  horchet  mit  Schalks- 
ohren, und  wo  du  nicht  Acht  auf  ihn  hast,  so  wird  er  dich 
übereilen.  » 

« Und  ob  er  gleich  zu  schwach  ist,  dir  Schaden  zu 
thun,  so  wird  er  dich  doch,  wenn  er  seine  Zeit  siehet,  be- 
rücken. » 

«  Man  sieht  es  Einem  wohl  an,  und  ein  Vernünftiger 
merkt  den  Mann  an  seinen  Geberden.  > 

«  Denn  seine  Kleidung,  Lachen  und  Gang  zeichnen  ihn 
aus.  » 

Ueberhaupt,  Heiri!  glaube  mir  und  traue  keinem 
Menschen,  sei  er  Herr  oder  Bauer,  der  dir  ungewöhnlich  viel 
gute  Worte  gibt.  Leute,  die  Unruhen  stiften  oder  sonst  irgend 
eine   Privatabsicht  erreichen    wollen,    bedienen   sich   immer 
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des  Mittels,  dem  Volk  zu  schmeicheln,  denn  es  kostet  nichts, 
und  erfordert  nur  etwas  Falschheit,  die  solche  Leute  immer 
im  Ueberfluss  haben.  Es  ist  Pflicht  jedes  braven  Mannes, 
seinem  Nebenmenschen,  sei  er  so  gering  er  will,  gute  Rede 
und  Bescheid  zu  geben;  und  das  wird  auch  jeder  vernünftige 
und  gutdenkende  Herr  thun;  thut  es  einer  nicht,  so  ist  er 
ein  Hochmuthsnarr,  der  nicht  bedenkt,  dass  der  Bauer  vor 
Gott  und  als  Staatsbürger  so  viel  gilt  als  er.  Schmeicheln 
aber  soll  kein  Mensch  dem  andern,  und  also  auch  der  Herr 
dem  Bauer  nicht.  Auch  habe  ich  niemals  gesehen,  dass 
wahrhaft  gutdenkende  Herren,  die  ohne  Nebenabsicht  handeln, 
ihre  Zuflucht  zur  Schmeichelei  und  Bestechung  genommen 
hätten,  um  sich  Zuneigung  und  Zutrauen  zu  erwerben:  sie 
suchen  diese  durch  ihre  reinen  Absichten  und  gemeinnützigen 
Handlungen  zu  gewinnen,  und  verabscheuen  jene  nieder- 
trächtigen Mittel.  Das  ist  aber  leider  vielen,  man  könnte 
vielleicht  sagen,  den  meisten  unserer  Landsleute  gar  nicht 
recht.  Wir  sind  durch  die  unglücklichen  Faktionen,  die 
immer  bei  uns  herrschten,  und  die  vorzüglich  davon,  dass 
wir  einen  eigenen  Freistaat  ausmachten  und  Unterthanen 
hatten,  herrührten,  so  in  den  Grund  verdorben  worden,  dass 
wir  keinen  Sinn  för  acht  vaterländische  Tugenden  mehr 
haben.  Nicht  derjenige,  der  uneigennützig  und  mit  Eifer 
für  das  Wohl  des  Landes  arbeitet,  ist  bei  uns  der  Mann 
des  Volkes,  sondern  wer  zu  kriechen  und  zu  schmeicheln 
und  zu  rechter  Zeit  etliche  Maass  Wein  auszuspenden  weiss. 
Daher  kommen  die  Öffentlichen  Angelegenheiten  so  oft  in 
die  unwürdigsten  Hände;  daher  sind  die  Vorsteher  der  Ge- 
meinden und  der  Gesammtheit  öfters  solche  Leute,  dass  man 
glauben  möchte,  man  habe  bei  ihrer  Wahl  nicht  den  Eid 
geschworen,  auf  die  Rechtschaffensten  und  Einsichtvollsten 
Bücksicht  zu  nehmen,  sondern  gerade  das  Gegen theil.  Und 
wenn  dann  die  öffentlichen  Geschäfte  Übel  behandelt  werden, 
wenn  das  Volk  die  Nacht  heile  einer  schlechten  Verwaltung 
in  mancher  Rücksicht  empfinden  muss,  so  bedenkt  es  keines- 
wegs, dass  die  sträfliche  und  verkehrte  Art,  wie  es  das  kost- 
barste Vorrecht  eines  Volkes,  das  Recht,  seine  Vorgesetzten 
selbst  zu  wählen,  ausübt,  eigentlich  Schuld  an  allen  Uebeln 
ist.  sondern  wird  misstrauisch  und  gibt  Jedem  Gehör,  der 
über  die  bestehende  Regierung  schmäht,  wie  wir  es  Anno 
1794  und  1797  und  jetzt  gesehen  haben.  Aus  diesem  Grunde 
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fanden  unsere  Vaterländer  mit  den  abgeschmacktesten  Vor- 
gebungen Eingang  und  werden  für  wahrhafte  Bauernfreunde 
angesehen,  ob  sie  gleich  denselben  keine  andere  WohJthat 
erwiesen  haben,  als  unwillkürlich  die,  dass  sie  uns  in  dem 
sogenannten  Friedensengel  so  klar  und  deutlich  voraus- 
sagen, welches  unser  Schicksal  sein  werde,  wenn  wir  uns 
von  der  Schweiz  trennen,  nämlich  das  Glück,  einem  grossen 
Monarchen  gehorchen  zu  können. 

Geschw.  Peter.  Glaubt  ihr  denn  wirklich,  Gross- 
vater! dass  diejenigen,  die  so  sehr  wider  eine  engere  Ver- 
bindung mit  der  Schweiz  sind,  die  Absicht  haben,  uns  zu 
Unterthanen  zu  machen? 

Ammann  Michel.  Was  ich  in  diesem  Stück  glauben 
soll,  weiss  ich  selbst  nicht.  Auf  der  einen  Seite  fallt  es  mir 
schwer,  irgend  Jemanden  eine  solche  Schandthat  zuzutrauen; 
auf  der  andern  aber  muss  es  jedem  Menschen,  der  unsere 
ältere  Geschickte  ein  wenig  kennt,  und  die  Ereignisse  der 
vergangenen  Jahre  bedenkt,  klar  einleuchten,  dass  unsere 
Unabhängigkeit  untergraben  wird,  wenn  wir  uns  von  der 
Schweiz  trennen,  so  dass  man  beinahe  nicht  glauben  kann, 
dass  sonst  einsichtsvolle  Leute  dieses  nicht  begreifen,  und 
also  ohne  böse  Absicht  uns  zu  einem  so  gefahrlichen  Schritt 
rathen  sollten;  auch  hat  mich  der  saubere  Friedens- 
Engel  noch  mehr  in  dieser  Vermuthung  bestärkt.  Doch 
dieses  Urtheil  wollen  wir  einstweilen  dem  Herzenskundiger 
überlassen. 

Geschw.  Peter.  Wir  sind  doch  in  unseren  alten 
Verhältnissen  mit  der  Schweiz  viele  hundert  Jahre  lang  frei 
gewesen. 

Ammann  Michel.  Ganz  richtig;  aber  unter  Um- 
ständen, die  es  einem  kleinen  Staat  viel  leichter  machten, 
seine  Unabhängigkeit  zu  behaupten,  als  jetzt.  Theils  hatten 
damals  auch  die  mächtigsten  Reiche  nicht  solche  unermess- 
liche  Heere,  wie  diejenigen  sind,  von  denen  wir  jetzt  in  der 
Zeitung  lesen;  theils  war  eine  ganz  andere  Art  zu  fechten; 
es  kam  dabei,  wie  ich  euch  schon  gesagt  habe,  viel  mehr 
als  jetzt  auf  Tapferkeit  und  körperliche  Stärke  an;  also 
konnte  manchmal  eine  kleine  Anzahl  recht  entschlossener 
und  handfester  Leute  einem  beträchtlichen  Heer  Widerstand 
leisten.  Als  z.  B.  Anno  1621  Oesterreich  uns  bekriegte  und 
der  Baldiron  mit  etwa  8000  Mann  in's  Land  einfiel,  wurden 
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diese  dann  von  den  Prättigäuern,  die  meistentheils  nur  mit 
Morgensternen  bewaffnet  waren,  theils  todtgeschlagen,  theils 
verjagt.   Wenn  aber  jetzt  die  gleiche  oder  irgend  eine  andere 
grosse  Macht  uns  den  Krieg  erklären  wollte,  so  könnte  sie, 
wenn  es  nöthig  wäre,  jetzt  leichter  80,000  Mann  gegen  uns 
in's   Feld  stellen,    als  damals  8000.     Was  nun  gegen  diese 
unsere   Morgensterne  ausrichten  würden,   können    wir   uns 
nach  den  Erfahrungen   der  Jahre  1799  und  1800,    wo   wir 
mit  den  Franzosen  zu  thun  hatten,  leicht  vorstellen.  Ferners 
waren  damals  viele  kleine  Freistaaten   in  Europa,  die  sich 
gegenseitig  zu  unterstützen  suchten,   weil  das  Beispiel,  das 
durch  Unterjochung  des  Einen  gegeben  worden  wäre,   dem 
Andern  nicht  gleichgültig  sein  konnte.  So  waren  wir  z.  B.  mit 
Holland  und  Venedig  in  Bündnissen.     Letzteres,  an  welches 
wir  durch  das  Velthn  angrenzten,  unterstützte  uns  mit  Geld 
und  anderm.    Ueberhaupt  konnten  sich  die  andern  mächtigen 
Reiche  damals  nicht  so  leicht  zu  Unterdrückung  der  Schwachen 
einverstehen.   Jetzt  sind  alle  Freistaaten  verschwunden,  aus- 
genommen die  Schweiz,  und  man  ist  gewohnt  zu  sehen,  wie 
der  mächtige  Nachbar  den  schwachen  unterdrückt  und  unter 
einem  oder  dem  andern  Vorwand  ihn  seiner  Unabhängigkeit 
beraubt.  Wenn  wir  uns  jetzt  von  der  Schweiz  trennen,  so  wer- 
den wir  früher  oder  später  das  gleiche  Schicksal  haben,  wie 
Wallis  vor  wenig  Jahren  gehabt  hat,  welches  uns,  wenn  wir 
nicht  verblendet  wären,  zu  einem  warnenden  Beispiel  dienen 
sollte.     Dieses  kleine  Land,  das  ehemals  auch  ein  zugewandter 
Ort  war,  wie  Bündten,   ist  an  einem  Ende  der  Schweiz  ge- 
legen, wie  wir,  und  wegen  seinen  Pässen  nach  Italien  wichtig, 
wie  wir.     Als  nun  Frankreich  es  unterjochen  wollte,  so  fing 
es   damit   an,   es   von   der  Schweiz  zu  trennen   und  einen 
eigenen    Freistaat   daraus   zu   machen,    wie   es  jetzt  unsre 
Vaterländer  zu  machen  im  Sinne  haben ;  nach  wenig  Jahren 
aber  wurde  der  kleine  Freistaat  in  eine  unterthänige  Land- 
schaft umgestaltet,    welches  uns  ohne  Zweifel  früher   oder 
später  auch  begegnen  wird,  wenn  wir  uns  so  weit  vergessen, 
unsere  alten,  oftbewährten  Bundesgenossen  aufzugeben.  Unser 
Schicksal  würde  von   dem  der  armen  Walliser  nur  in  dem 
Stuck  verschieden   sein,   dass   sie   die  Beruhigung  genossen, 
dass  ihr  Unglück  durch  fremde  Uebermacht  und  ein  unaus- 
weichliches Schicksal  über  sie  gebracht  worden  sei,  wir  hin- 
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gegen  müssten  uns  den  Vorwurf  machen,  uns  dasselbe  math- 
williger Weise  zugezogen  zu  haben. 

Aber  auch  in  frühern  Zeiten,  wo,  wie  gesagt,  die  Lage 
kleiner  und  schwacher  Staaten  nicht  so  gefährlich  war,  als 
jetzt,  sahen  die  klügsten  und  wohldenkendsten  Bündner  wohl 
ein,  wie  vortheilhaffc  zur  Sicherung  unserer  Freiheit  und 
Buhe  eine  nähere  Verbindung  mit  der  übrigen  Schweiz  sein 
würde.  Es  wurden  daher  seit  mehr  als  zweihundert  Jahren 
mehrmals  Versuche  gemacht,  in  den  allgemeinen  Bund  auf- 
genommen zu  werden;  noch  Anno  1789  Hess  der  Herr 
Minister  v.  Salis  von  Marschlins  eine  kleine  Schrift  aus- 
geben, worin  er  den  Schweizern  und  Bündtnern  rieth,  zu 
gegenseitiger  Sicherstellung  in  eine  engere  Verbindung  zu 
treten.  Hätte  man  damals  auf  den  Rath  dieses  wahrhaft 
gescheidten  Mannes,  des  gescheidtesten,  den  ich  je  gekannt 
habe,  geachtet,  so  würde  vielleicht  manches  Unglück,  das 
seither  über  uns  ergangen  ist,  uns  nicht  betroffen  haben. 
Wenn  auch  nur  die  Unruhen  von  1794  und  1797,  die  so 
vieles  Unheil  gestiftet  und  einen  Keim  der  Zwietracht  ge- 
pflanzt haben,  der  leider,  wie  es  scheint,  auf  Kinder  und 
Kindeskinder  forterben  soll,  dadurch  verhindert  worden 
wären,  und  das  wären  sie  gewiss,  welch  eine  nicht  zu  be- 
rechnende Wohlthat  würde  nur  dieses  für  uns  gewesen  sein ! 
Die  Verhinderung  solcher  heillosen  Auftritte  ist  der  zweite 
Vortheil,  den  uns  eine  nähere  Verbindung  mit  der  Schweiz 
und  die  Gewährleistung  unserer  Verfassung  durch  sämmtliche 
übrige  Mitkantone  gewähren,  und  der  sie  jedem  vernünftigen 
und  rechtlichen  Manne  wünschenswert!}  machen  sollte!  Denn 
dass  unsere  Verfassung  und  Gesetze  so  etwas  nicht  verhüten 
können,  hat  die  Erfahrung  hinlänglich  bewiesen.  Wie  viele 
Strafgerichte  und  Aufläufe  haben  wir  nicht  seit  Errichtung 
des  dreisiegler  Briefes,  vor  1574  (der 'ihnen  Einhalt  thun 
sollte)  bis  zum  letztverflossenen  4.  Jänner  gehabt,  und  wie 
können  wir  hoffen,  dass  ein  Gesetz,  das  seit  beinahe  250 
Jahren  ganz  unwirksam  war,  künftig  mehr  Schutz  gewähren 
werde.  Dieses  kann  niemals  sein;  denn  da  die  Partei,  die 
einen  Auflauf  veranlasst,  gewöhnlich  die  stärkere  ist,  so  kann 
man  das  Gesetz  nicht  gegen  sie  anwenden,  bis  sie  gestürzt 
ist;  soll  dieses  geschehen,  so  muss  es  meistentheils  wieder 
durch  einen  Auflauf,  der  von  der  andern  Seite  bewirkt  wird. 
bewerkstelligt    werden;    alsdann    aber    sind    beide    Parteien 
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gleich  strafbar,  und  es  kann  von  Anwendung  des  Gesetzes 
noch  weniger  die  Rede  sein.  —  Wenn  aber  auch  nur  einzelne 
Gemeinden  oder  Partikularen  solche  Unordnungen  begehen, 
so  werden  sie  doch  niemals  dafür  gehörig  abgestraft  werden, 
weil  immer  eine  mehr  oder  minder  mächtige  Partei  hinter 
so  etwas  steckt,  die  ihre  Anhänger  in  Schutz  nimmt,  und 
den  schwerfälligen  Rechtsgang,  der  im  dreisiegler  Brief  vor- 
geschrieben ist,  und  in  solchen  Fällen  in  Freistaaten  immer 
statthaben  muss,  damit  das  Gesetz  nicht  zur  Unterdrückung 
der  Volksfreiheit  oder  zu  Verfolgungen  missbraucht  werden 
könne,  aufzuhalten  wissen  wird.  Ein  ganz  frisches  Beispiel 
liefert  uns  der  berüchtigte  4.  Jänner.  Haben  da  nicht  ein 
paar  hundert  eSiqjuniueA  und  9roq^qro  Männer,  die  als  De- 
putirte  von  zwei  oder  drei  Gemeinden  auftraten,  (obgleich 
beinahe  zweihundertjährige  Verordnungen  bestimmen,  dass 
keine  Deputation  an  den  Bundstag  aus  mehr  als  höchstens 
vier  Personen  bestehen  soll),  haben  nicht,  sage  ich,  diese 
sogenannten  Vaterländer  sich  unterstanden,  die  Deputirten 
aller  übrigen  Gemeinden  mit  Drohungen  und  Geschrei  zu 
Beschlüssen  zu  zwingen,  die  ein  wahrhafter  Hochverrath 
waren,  indem  sie  ihnen  sogar  untersagten,  die  Genehmigung 
des  Landesfürsten,  nämlich  der  sämmtlichen  Räthe  und 
Gemeinden,  vorzubehalten?  Diese  Aufrührer  sind  ganz  un- 
gestraft geblieben,  wandeln  mit  erhobenem  Haupte  mitten 
unter  uns  und  warten  vielleicht  nur  auf  einen  günstigen 
Augenblick,  um  jenen  schändlichen  Auftritt  zu  erneuern. 
Die  nämliche  Bewandtniss,  wie  mit  dem  dreisiegler  Brief, 
hat  es  mit  allen  Gesetzen  dieser  Art.  Ist  es  z.  B.  nicht 
schwer  verboten,  dass  Jemand  ohne  Vor  wissen  und  Bewilli- 
gung der  Herren  Häupter  etwas  auf  die  Gemeinden  aus- 
schreiben oder  ihnen  vortragen  soll?  Und  haben  nicht 
dessenungeachtet  sogar  obrigkeitliche  Personen  sich  erfrecht, 
fremde  Gerichte,  wie  z.  B.  das  Prättigäu  schriftlich  durch 
die  lügenhaftesten  Vorgebungen  und  selbst  durch  Drohungen 
aufzuwiegeln  und  zu  gesetzwidrigen  Schritten  zu  verleiten? 
Die  noch  vorhandenen  Brandbriefe  können  dieses  beweisen. 
Sehen  wir  nicht  täglich  noch  Leute,  die  sich  für  eifrige 
Verfechter  der  alten  Verfassung  ausgeben,  derselben  zum 
Hohn  ihre  Unterhändler  auf  den  Gemeinden  herumschicken, 
um  sie  zu  bearbeiten,  ohne  dass  man  auch  nur  daran  dächte, 
solchen  Unregelmässigkeiten  durch  Bestrafung  ihrer  Urheber 
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Einhalt  zu  thun  ?  —  Jeder  Bündtier,  der  auch  nur  einiges  OefÖhT 
für  Ordnung  und  Vaterlandsliebe  hat ;  jeder,  dem  nicht  brutale 
Auftritte  das  grösste  Vergnügen  und  ein  paar  Maass  Wein  das 
höchste  Gut  sind;  jeder,  der  nicht  gewissenlos  genug  ist,  das 
edelste  Gut,  das  uns  unsere  Voreltern  hinterlassen  haben, 
und  das  wir  ungeschmälert  auf  unsere  Nachkommen  bringen 
sollten,  nämlich  die  Unabhängigkeit,  auf  das  Spiel  zu  setzen, 
muss  daher  die  nähere  Verbindung  mit  der  Schweiz  als  das 
höchste  Gut  für  uns  in  jeder  Rücksicht  ansehen  und  Gott 
bitten,  dass  er  uns  die  Augen  über  unser  wahres  Beste  öffne,, 
damit  wir  diesen  entscheidenden  Augenblick,  von  dem  wahr- 
scheinlich das  zeitliche  Wohl  unserer  Kinder  und  Kindes* 
kinder  abhängt,  nicht  versäumen.  Sind  wir  aber  wegen 
unserer  zügellosen  und  niedrigen  Denkungsart  reif  zum  Falle,. 
sollte  die  Vorsehung  ihre  Hand  von  uns  abziehen  und  uns 
in  die  Schlingen  gerathen  lassen,  die  man  uns  legt,  so  danke 
ich  Gott  desto  mehr,  dass  ich  alter,  Gottlob  mit  Ehren  grau 
gewordener  Mann  bald  bei  meinen  freien  Vätern  ruhen 
und  die  Schmach  meines  Landes  wenigstens  nicht  lange  über- 
leben werde. 


IL 

• 

Rückblicke  auf  die  Jahre  1813,  1814,  1815,  in  Beziehung 
auf  (He  Schweiz  Überhaupt  und  den  Kanton  Aargau 

insbesondere. 

(Von  Bejrlerungarath  Karl  Fetzer  von  Rheinfelden.) 

Statt  einer  Einleitung. 

Die  Uebergangszeit  vom  Jahre  1813  auf  jenes  von 
1814  war,  —  wenn  auch  ein  kurzer  Zeitraum,  —  doch 
reich  an  Begebenheiten,  für  die  Welt-  und  Kriegsgeschichte, 
von  grosser  Bedeutsamkeit  für  einzelne  Staaten  und  Völker, 
für  die  Ruhe  von  ganz  Buropa. 

Zu  dieser  Zeit  geriethen  die  Zustände  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  mit  den  Kriegsereignissen  in 
Deutschland  in  nahe  Berührung.  Aus  den  Schlachtfeldern 
von  der  Elbe  bis  an  den  Rhein  ertönten  schwere  Losungs- 
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worte  mit  so  mächtigem  Schall  in  das  stille  Land  der  Eid- 
genossen, dass  sogar  die  sonst  stummen  Eisberge  ihren 
Wiederhall  verkündeten.  — 

Wie  durch  den  Wolf  verscheuchte  Schafe  um  ihren 
Hirten  sich  schaaren,  so  sammelten  sich  die,  wegen  äusserer 
Gefahr  unter  sich  friedsamer  gewordenen  Eidgenossen,  um 
ihren  durch  Eid  und  Schwur  geheiligten  Herd,  um  ihn  für 
sich  gemeinsam  zu  bewahren,  und  um  keinen  fremden  Gästen 
ihn  preis  zu  geben. 


Napoleon  ergreift  sein  Kriegsschwert 
zur  Wiederöffiiung  der  noch  nicht  beendigten 

Feindseligkeiten. 

Schon  beim  Eintritt  des  Mai-Monats  1813  stund  Kaiser 
Napoleon,  frisch  kriegerisch  ausgerüstet  bei  Dresden,  um 
von  dort  aus  die  grossen  Niederlagen  und  all*  die  Unbilden 
zu  rächen,  welche  er  in  den  nordischen  Eisfeldern  kurze  Zeit 
zuvor  durch  die  russischen  Waffen  und  ihr  ebenso  feindliches 
Klima  erlitten  hatte.  — 

Die  Bussen,  gegen  die  er  vorzüglich  losgehen  wollte,  waren 
während  der  Zeit,  da  Napoleon  in  Paris  mit  Ergänzung  und 
Ausrüstung  seiner  Übel  zugerichteten  Armeen  beschäftigt 
war,  mit  ihren  nicht  minder  schnell  ergänzten  und  frisch 
bewaffneten  Schaaren  bis  Über  die  Elbe  vorgedrungen.  Diesem 
Tordringen  wollte  Napoleon  alsobald  ein  Ziel  setzen.  Rasch 
eilten  die  unter  seinem  Befehl  vereinigten  Armeen  der  Elbe 
zu,  und  erfochten  bei  Lützen  über  das  russisch-preussische 
Heer  den  ersten  Sieg.  Bald  darauf  einen  zweiten  noch 
blutigeren  bei  Bautzen  (am  2.  Mai  1813).  Inzwischen  rückte 
Feldmarschall  Schwarzenberg  mit  einer  starken  österreichi- 
schen Armee  aus  Böhmen  gegen  Dresden  vor,  wo  er  aber 
von  Napoleon  nochmals  geschlagen  und  mit  grossem  Verlust 
an  Mannschaft  und  Geschütz  nach  Böhmen  zurückgeworfen 
ward. 

Hier  erschien  Napoleons  Glückstern  noch  einmal  in 
hellem  Glanz,  aber  gleich  einem  schnell  vorüberschwebenden, 
und  bald  wieder  erlöschenden  Meteor.  —Seine  langjährige  Sieges- 
hahn schien  da  ihren  höchsten  Punkt  erreicht  zu  haben,  als  wenn 
in  einem  höhern  Tagesbefehl  gestanden  hätte:  Bis  hierher 
and  nicht  weiter !  — Jtex  durch  allseitige  Erschöpfung  herbei- 
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geführte,  nur  eine  kurze  Zeit  andauernde  Waffenstillstand 
von  Plesswitz  brachte,  wie  zu  erwarten  war,  keinen 
Frieden,  und  für  Napoleon  insbesondere  auch  kein  Glück. — 
Gleich  bei  Wiedererüffnung  der  Feindseligkeiten,  Ton  Seite 
des  Kaisers  der  Franzosen,  senkten  Frankreichs  Kriegsfahnen 
ihre  sonst  hochfliegenden  Adler.  In  den  Feldern  von  Schle- 
sien, Sachsen,  Böhmen  und  Preussen,  überall  unterlagen  die 
französischen  Marschälle  den  Waffen  der  gegen  ihn  Ver- 
bündeten, Schlag  auf  Schlag.  —  Napoleon  selbst  sah  bei 
seiner  Ankunft  in  Leipzig,  wie  sein  Schwager,  der  Konig 
von  Neapel,  bei  Warschau  besiegt  aus  dem  Felde  geschlagen 
wurde  (13.  Oktober  1813).  Durch  alle  diese  Vorgänge  auf- 
gereizt und  erbittert,  unternahm  Napoleon  in  eigener  Person 
einen  Angriff  auf  das  preussische  Heer,  um  wie  er  meinte, 
Berlin  zu  erreichen.  Aber  auch  hier  wurde  der  auf  sein 
Kriegsgenie  stolze  Feldherr  abermals  überwunden  und  zurück- 
geworfen. Die  überall  siegenden  Armeen  der  A  Härten  drangen 
nun  von  allen  Seiten  vorwärts  und  trieben  die  französischen 
Schlachthaufen  überall  zurück.  Gleichzeitig  vernahm  der 
Kaiser,  wie  die  zugezogenen  deutschen  Hilfskontingente  von 
ihm  abfielen  und  auf  offenem  Feld  zu  den  gegen  ihn  Ver- 
bündeten übergingen. 

Sohlacht  bei  Leipzig  und  Napoleon's 
Bückzug  an  den  Rhein. 

Napoleon  sammelte  nun  und  vereinigte  alle  seine  Kriegs- 
mannschaft,   um  sein  besseres  Glück  noch  in  einer  Haupt- 
schlacht zu  versuchen.     Allein  auch  dieser  mit  aller  Kraft- 
anstrengung  unternommene  Aufschwung  ist   gänzlich   iniss- 
lungen.   Der  sonst  sieggewohnte  Kaiser  verlor  diese  dreitägige 
Schlacht,  wobei  die  Felder  bei  Leipzig  mit  Blut  getränkt  und 
mit  todten  Menschen  und  Pferden  übersäet  wurden  (18.  Okt. 
1813).     Nun  blieb  dem  gänzlich  geschlagenen  Kaiser  nichts 
mehr  übrig,   als  ein  schneller  Rückzug  an  den  Rhein,   um 
von  da  nach  Frankreich  zurückzukehren.    Noch  beabsichtigte 
der  Feldmarschall  Wrede,  mit  einer  bayrisch- österreichischen 
Armee,  bei  Hanau  ihm   den  Rückweg  zu  versperren;  allein 
Napoleon  schlug  mit  einem  ausgewählten  Kern  seiner  Truppen 
in  einem  blutigen  Gefecht  den  bayrischen  Marschall  zurück 
und    vollendete    sofort    seinen   vierzehn tSgigen    Rückzug    zu 
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Mainz,  die  verbündeten  Armeen  aber  folgten  ihm  unaufge- 
halten,  stunden  bald  am  Rhein  und  besetzten  dessen  rechtes 
Ufer  bis  an  die  Grenzen  der  Schweiz. 

Die  Schweiz  erschrickt  vor  dem  herannahenden 

KjiegsgetümmeL 

Durch  das  überall  her  vernehmbare  Kriegsgetümmel 
wurde  auch  die  Schweiz,  das  kleine  Eiland  auf  dem  völker- 
reichen Kontinent,  welche  seit  vielen  Jahren  in  Frieden  und 
ungestörter  Ruhe  lebte,  aus  ihrer  stillen  Sorglosigkeit  auf- 
geschreckt; ängstlich  sah  man  aus  den  friedlichen  Thälern 
und  ab  den  fröhlichen  Bergen  herab  nach  der  Landesgrenze, 
am  zu  erkunden,  ob  etwa  nicht  schon  die  gefürchteten 
fremden  Kriegsschaaren  da  zu  erblicken  seien.  Die  Be- 
fürchtungen wuchsen  mit  dem  eiligen  und  tobenden  Heran- 
rücken der  zahllosen  Kriegsvölker,  siegenden  und  besiegten, 
wie  sie  in  den  kurz  vorherigen  blutigen  Schlachten  und 
unzähligen  stürmischen  Gefechten  sich  durchgekämpft  hatten. 
Nur  zu  bald  wurden  diese  Ahnungen  und  Befürchtungen 
zur  Wirklichkeit. 

Fast  schlimmer  und  schmerzlicher,  als  das  Herannahen 
so  vieler  fremder  Kriegsvölker,  die  immer  vielerlei  Uebel 
und  Plagen  mit  sich  führen,  musste  dem  Vaterlandsfreund 
sein,  zu  gleicher  Zeit  im  Innern  der  Eidgenossenschaft  trübe 
und  düstere  Wolken  aufsteigen  zu  sehen,  welche  Unruhe, 
Unzufriedenheit  und  zerstörendes  Zerwürfniss  unter  den  Eid- 
genossen selbst  ankündeten.  —  Durch  diese  gefahrdrohende 
Verumständung  von  innen  und  von  aussen  fand  sich  der 
Landammann  der  Schweiz,  Bürgermeister  Reinhard,  mit  dem 
Staatsrath  von  Zürich  veranlasst,  in  Mitte  des  Wintermonats 
1813  sämmtliche  Kantone  der  Eidgenossenschaft  einzuladen, 
Abgeordnete  nach  Zürich  zu  senden,  um  in  gemeinsamer 
Versammlung  über  die  hohen  Interessen  des  Vaterlandes  zu 
berathschlagen,  eine  feste  Stellung  gegen  die  kriegführenden 
Mächte  einzunehmen  und  die  hiezu  erforderlichen  Anordnungen 
zu  treffen.  —  Sehr  bald  vereinigte  man  sich  bei  dieser  Ver- 
sammlung zu  der  Schlussnahme :  «Die  Schweiz  werde  gegen 
alle  Mächte  die  vollkommenste  Neutralität  sorgfältig  beobachten, 
als  die  Grundlage  ihrer  mit  denselben  seit  Jahrhunderten  her 
bestehenden  freundschaftlichen  Verhältnisse,»  —  durch  zwei 
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ausserordentliche  Abordnungen,  die  einte ')  an  die  Monarchen 
von  Oesterreich,  Russland  und  Preussen,  die  andere*)  an 
den  französischen  Kaiser,  glaubte  man  diese  Monarchen  zu 
vermögen,  die  schweizerische  Neutralität  faktisch  anzuer- 
erkennen,  Allein  während  der  Kaiser  Napoleon  die  schwei- 
zerische Gesandtschaft  ehrenvoll  empfing  und  derselben  die 
strengste  Beachtung  der  Neutralität  zusicherte,  —  erhielten 
die,  an  die  übrigen  drei  Monarchen  abgesendeten  Gesandten« 
in  ihren  Hoflagern  zu  Frankfurt,  nachher  zu  Freiburg  und 
Basel,  in  sehr  gefälligen  Formen  Hofbescheide.  —  Bestimmter 
und  entschiedener  als  diese  erklärte  bald  der  Rheinüber- 
gang der  alliirten  Armeen  bei  Basel  und  ihr  Eilmarsch 
durch  die  Schweiz  nach  Frankreich  die  Absichten  der  ver- 
bündeten Mächte.  Nicht  die  Fürsten  selbst,  sondern  ihre 
diplomatische  und  vorzüglich  militärische  Umgebung  hatte 
die  Frage  hinsichtlich  des  Durchzuges  durch  die  Schweiz 
längst " entschieden.  Diese  verhehlten  es  gar  nicht,  dass  die 
mittelbar  mit  Frankreich  verbundene  Schweiz  im  Rücken 
der  Kriegsheere  nicht  unbesetzt  bleiben  könne :  hierüber 
habe  der  Degen  der  Feldherrn  und  nicht  mehr  die  Feder 
der  Diplomaten  zu  entscheiden.  Demungeachtet  bleibt 
immerhin  geschichtlich  merkwürdig,  dass  Kaiser  Alexander 
gegen  die  schweizerischen  Gesandten  bei  ihrer  letzten  Audienz 
in  Basel,  gleichsam  entschuldigend,  sich  äusserte:  <Von 
meiner  Kindheit  an  ein  Freund  der  Schweiz,  —  hätte  ich 
gewünscht,  dass  ihr  Gebiet  ruhig  bleibe,  aber  während  ich 
bei  Verwandten  meiner  Gemahlin  in  Karlsruhe  abwesend 
war,  ist  hierüber  anders  entschieden  worden;  ich  habe  mich 
mit  dem  österreichischen  Minister  darüber  erklärt ;  ich  muss 
jedoch  diese  Macht  entschuldigen,  da  sie  von  einigen  schwei- 
zerischen Intriganten  irre  geführt  worden  ist.» 

Die  Intriganten,  deren  der  Kaiser  hier  erwähnte,  mögen 
ihre  verrätheriscbe  Aufgabe  bei  jenem  geheimen  Komite  ein- 
geholt haben,  welches  seit  längerer  Zeit  seinen  Sitz  in 
Schaffhausen  hatte  und  nicht  bloss  aus  Schweizern  bestand, 
sondern  auch  von  Deutschländern,  von  mehr  oder  weniger 
diplomatischer  Bedeutung,  besucht  worden,  und  wo  überhaupt 
nicht  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  allerlei  verhandelt 

>)  Landammann  Aloys  v.  Beding,  alt-Säckelmeister  toh  Escher  und 
Bttthsherr  Htrzel  als  Legatlonsrath. 

a)  Landammann  Rüttimann  und  Bürgermeister  Wieland. 
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worden  sein  soll.  Es  mag  befremden,  dass  auch  Berner 
Angehörige  von  Zeit  zn  Zeit  auf  der  dahin  fuhrenden  Strasse 
gesehen  wurden,  ja  sogar  die  österreichische  Gesandtschaft 
in  Bern  den  befraglichen,  geheimen  Versammlungen  nicht 
fremd  geblieben  sei. 

Neuere  Ereignisse  in  der  Schweiz. 

Zu  eben  dieser  Zeit  erschienen  in  Zürich  zwei  Fremde, 
welche  sich  dem  Landammann  Reinhard  daselbst,  als  Gesandte 
von  Oesterreich  und  Russland  präsentirten ,  nämlich  Ritter 
von  Lebzeltern  und  Graf  Capo  d' Istria,  welche  in  die 
Schweiz  gekommen  zu  sein  erklärten ,  um  ihr  die  wohl- 
wollenden Absichten  ihrer  Monarchen  zu  eröffnen  und  sie 
mit  allen  gegen  Napoleon  aufgestandenen  Völkern  zu  be- 
freunden. Sie  nahmen  keinen  bestimmten  diplomatischen 
Charakter  in  Anspruch,  legitimirten  sich  aber  durch.  Be- 
glaubigungssehreiben ihrer  Kabinette.  Leise  und  behutsam 
betraten  diese  Geheimboten  das  ihnen  noch  unbekannte, 
fremde  Land.  Sie  hatten  allererst  das  schweizerische  Terrain 
auszuspüren  und  die  vorzüglichen  Staatsmänner  und  Volks- 
vertreter des  Freistaates  kennen  zu  lernen,  die  im  Namen 
der  souveränen  Völker  desselben  zu  sprechen  hatten.  Ihre 
geheimen  Aufträge  blieben  nicht  lange  geheim.  Auch  ge- 
heime Agenten  müssen  das  Kind  benennen,  welches  zur 
politischen  Taufe  gebracht  werden  will.  Auch  sie  verhehlten 
keineswegs,  es  sei  hier  vornehmlich  um  Abschaffung  der  bis- 
herigen Bundesverfassung,  Napoleon's  Vermittlungswerk  zu 
thun,  an  dessen  Stelle  eine  von  der  Schweiz  sich  selbst  ge- 
gebene Verfassung  zu  treten  habe.  — 

Hierüber  herrschten  in  der  Eidgenossenschaft  mehrartige 
Ansichten  und  Wünsche,  deren  wir  später  erwähnen  werden. 
Die  gleichen  ausserordentlichen  Gesandten  hatten  auch  noch 
einen  zweiten  Hauptauftrag  von  nicht  geringerer  Bedeutung.  — 
Sie  sollten  der  Schweiz  den  Anschluss  ihrer  Kontingents - 
mannschaft  an  die  verbündete  Armee  beliebt  machen,  allein 
diese  Zumuthnng  fand  unter  den  Eidgenossen  wenig  An- 
klang, mit  so  wahren  und  beredten  Gründen  im  Interesse 
der  Schweiz  man  sie  zu  unterstützen  wusste.  — 

In  Eiiklang  mit  diesen  Aufträgen  der  voraus  nach  der 
Schweiz  gesendeten  Agenten  sprachen  die  alliirten  Monarchen 
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selbst  zu  der  schweizerischen  Gesandtschaft  in  Frankfurt, 
sehr  ernst  und  mit  grossem  Nachdruck.  —  Die  Relation 
hievon  setzte  die  Bundesbehörde  in  besorgnissvolle  Verlegen- 
heit. Hierwegen  zu  einem  gemeinsamen  Rathschlag  zu 
kommen,  war  um  so  schwieriger,  da  in  der  Eidgenossenschaft 
hierüber  eine  ungleiche  Meinung  waltete.  —  Zum  Glück  für 
dieselbe,  was  als  eine  grosse  Schonung  betrachtet  und  ge- 
schätzt werden  musste,  sind  solche  Begehren  und  Aufforde- 
rungen von  Seiten  der  Grossmächte  nicht  in  schriftlich 
diplomatischer  Form  an  die  Schweiz  erlassen  worden, 
wodurch  sie  gegenüber  dem  bedrängten,  aber  noch  nicht  über- 
wundenen französischen  Kaiser  in  eine  schwierige  und  gefahr- 
volle Lage  versetzt  worden  wäre.  — 

Die  Frage  ward  jedoch  bald,  ohne  diplomatische  Da- 
zwischenkunft,  faktisch  kriegerisch  entschieden.   — 

Uebergang  der  alliirten  Armeen  über  die  Eheinbrücke 

bei  Basel  im  Dezember  1813. 

Während  der  General  von  Watten wyl,  dem  der  Ober- 
befehl über  die  an  der  Schweizergrenze  aufgestellten  eidge- 
nössischen Truppenkorps  von  etwa  15,000  Mann  übertragen 
war,  mit  dem  Landammann  Reinhard,  als  Präsident  der 
Eidgenossenversammlung  in  Zürich,  für  schleunige  Trappen- 
Verstärkung  in  eilfertigem  Briefwechsel  parlamentirte,  — 
verkündete  die  Österreichische  Generalität  dem  schweizerischen 
Kommandanten  in  Basel  den  Einmarsch  der  alliirten  Truppen 
innerhalb  24  Stunden ;  worauf  dieser  in  Folge  erhaltenen 
Befehls  ohne  weiteres  die  Stadt  verliess.  —  Ein  Theil  der 
eidgenössischen  Truppen  wurde  sogleich  in  die  Heimath 
entlassen,  der  übrige  vorläufig  hinter  die  Aare  und  Reuss 
zurückgezogen,  wo  sie  insgesammt  in  einigen  Tagen  ebenfalls 
verabschiedet  worden  sind. 

Unzählbare  Stimmen  des  Tadels  sind  über  diesen  un- 
rühmlichen Zurückzug  im  ganzen  Schweizervolk  laut  geworden! 
Einmal  hätte  die  Schweizergrenze  nicht  ungeschützt  und  unver- 
teidigt verlassen  werden  sollen,  und  wäre  die  Uebermacht 
der  fremden  Stürmer  auch  noch  so  gross  gewesen,  Kämpfen 
und  Unterliegen  wäre  für  sie  Ruhm,  —  Rettung  ihrer  Ehre 
gewesen.  So  ertönte  es  hier  und  dort,  und  des  bittern 
Tadels  war  kein  Ende.  —  Frag  man  aber,  wem  galt  dieser 
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Tadel?,  wer  ist  schuld  an  diesem  unseligen  Ereigniss?  da 
blieb  die  Frage  unbeantwortet.  Auch  noch  heute  schwebt 
hierüber  grosse  Dunkelheit;  keine  authentische  Geschichts- 
überlieferung giebt  darüber  befriedigende  Aufklärung.  Der 
zwischen  dem  General  von  Watten  wyl  und  dem  Landammann 
Reinhard  stattgehabte  Briefwechsel  lässt  keinen  Zweifel 
übrig,  Wattenwyl  habe  den  schwierigen  Kampf  zu  bestehen 
ernsthaft  beabsichtigt ;  da  aber  sein  unterhabendes  Truppen- 
korps allzu  klein  war  und  gegen  die  ihm  gegenüberstehende 
Kriegsmacht  in  allzugrossem  Missverhältnisse  stund,  so  hatte 
er  kein  anderes  Mittel,  als  bei  der  Bundesbehörde  die  ihm 
nöthige  Verstärkung  zu  verlangen,  was  er  unablässig,  mit 
immer  verstärktem  Nachdruck  gethan.  Es  sollte  ein  zweites, 
und  so  bald  als  möglich  ein  drittes  Truppenkontingent,  im 
Ganzen  also  wenigstens  45,000  Mann  aufgeboten  und  wohl- 
gerüstet an  die  Grenze  beordert  werden.  Allein  der  Ruf 
des  bedrängten  Generals  blieb  unerhört  und  unerfüllt.  — 

Reinhard,  so  erfahren  in  der  Staatsökonomie,  wie  in  der 
Staatspolitik,  trug  immerfort  grosses  Bedenken,  dem  ver- 
langten neuen  Truppenaufgebote  beförderlich  zu  sein;  was 
soll  eine  solche  Truppenvermehrung ,  frug  er  sehr  ernsthaft, 
ohne  Geld,  ohne  Lebensmittel,  ohne  Waffenvorrftthe ,  da 
unsere  Eliten  bekannterdingen  sehr  ungleichartig  und  un- 
genügend bewaffnet  und  ebenso  unzulänglich  in  Kriegsdienste 
eingeübt  sind?  —  Die  gleichen  Bedenken  walteten  bei  den 
übrigen  Mitgliedern  der  in  Zürich  versammelten  eidgenössi- 
schen Abgeordneten.  —  Man  konnte  sich  nicht  mit  der 
grossartigen  Idee  vertraut  machen,  dass  es  zur  Erhaltung 
des  alten  Ruhmes  der  Eidgenossenschaft,  zur  Rettung  der 
Ehre  der  Schweiz  unausweichlich  erfordert  werde,  mit  einem 
ungleich  kleinern  Truppencorps  gegen  eine  zwanzig  und 
mehrmal  grössere  Kriegsmacht  den  Kampf  zu  bestehen, 
worin  jenes  offenbar  hätte  gänzlich  geschlagen  und  aufge- 
rieben werden  müssen.  Vielleicht  wäre  dadurch  ein  ruhm- 
würdiges Gegenbild  der  Schlacht  von  St.  Jakob  in's  Leben 
gerufen  worden ;  wenn  heute  noch,  wie  zu  jener  Zeit,  nicht 
vielerlei  mörderisches  Geschütz  Kampf  und  Sieg  entschied,  statt 
Heldenthaten  persönlichen  Muthes  und  Tapferkeit,  würdig  in 
den  vaterländischen  Geschichtsbüchern  aufgezeichnet  und  der 
Nachkommenschaft  überliefert  zu  werden ,  wie  jene  bei 
St.  Jakob.  — 
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Durch  die  erzählte  Verumständung  geschah  es,  dass  die 
eidgenössischen  Truppen,  ohne  einen  iSchuss  zu  thun,  vom 
Rhein  zurückgezogen  und  die  Schweizergrenze  den  alliirten 
Armeen  zum  freien  Ein-  und  Durchmarsch  überlassen  wurde. 
Ob  daran  gut  oder  Übel  geschehen,  darüber  mag  die  un- 
parteiische Geschichte  in  weiterem  prüfen  und  entscheiden, 
wozu  wir  uns  für  einmal  nicht  berufen  finden. 

• 
Graf  Senffi-Pilsach  in  Bern. 

Inzwischen  ist  noch  ein  neuer  diplomatischer  Agent  mit 
geheimen  Aufträgen  in  Bern  aufgetreten,  in  der  Person 
eines  Grafen  Senfft-Pilsach.  Derselbe  soll  von  Fürst  Metter- 
nich  dahin  gesandt  worden  sein,  obwohl  zu  dieser  Zeit  der 
bisher  bei  der  Eidgenossenschaft  akkreditirte  österreichische 
Minister  von  Scbraut  fortwährend  in  Bern  residirte.  Graf 
SenfFt- Pilsach ,  ein  wohl  eingeübter  und  kräftiger  Diplomat 
trat  fest  und  aninassend  auf,  seine  Aufträge  blieben  des- 
wegen nur  wenige  Tage  geheim.  Die  gegenwärtige  Mediations- 
regierung zu  Bern  sollte  aufgelöst  und  durch  jene  von  1798 
ersetzt  werden.  So  geschah  es  auch  in  kurzer  Zeit.  Ob- 
schon  in  der  damaligen  Regierung  zu  Bern  noch  Viele 
sassen,  die  der  Mediationsverfassung  treulich  anhingen,  so 
fanden  doch  auch  diese  nicht  rathsam,  unnützerweise  gegen 
die  Senfft-Pilsachische  Rekonstituirung  in  Kampf  zu  treten, 
welche  bei  den  alt  -  bernischen  Regenten- Familien  grossen 
Beifall  und  kräftige  Unterstützung  fand.  Schon  glaubte 
mancher  altgläubige  Abstämmling  einer  vormaligen  Herrscher  - 
familie,  nach  einem  in  guter  alter  Zeit  so  beliebten  Ratbs- 
herm-Barett  greifen  zu  können,  und  ebenso  mancher  sah  sieh 
schon  auf  dem  behaglichen  Sitz  einer  sehr  eintraglichen 
Landvogtei;  allein  diese,  selbst  von  Lebzeltern  und  Cape 
d'Istria,  den  Gesandten  von  Oesterreich  und  Bussland,  miss- 
billigten schnellen  Reformen  griffen  so  tief  und  verletzend 
in  alle  Verhältnisse  und  Staatseinrichtungen  ge&ammter 
Eidgenossenschaft  ein,  dass  sie  in  ihr  allgemeine  Aufregung 
•erzeugten  und  die  lauten  Beschwerden  darüber  bis  in  die 
Hoflager  der  verbündeten  Monarchen  gedrungen  sind.  — 
Oraf  Senfft-  Pilsach  wurde  sofort  von  Bern  zurückgerufen, 
er  verschwand  plötzlich  und  gänzlich ,  ohne  auf  dem  weit 
ausgedehnten  Kriegsschauplatz  irgendwo  wieder  zum  Vorschein 
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zu  kommen.  Die  unter  dieser  Einwirkung  in  verjüngter 
Gestalt  erstandene  Altregierung  war  eine  unreife  Frühgeburt 
von  sehr  kurzer  Lebensdauer. 

Fernere  Zustande  der  Schweiz. 

Reinhard,  der  Landammann  der  Schweiz,  entwickelte 
zu  dieser  Zeit  an  seiner  schwierigen  Stelle,  schwierig  von 
Innen ,  wie  gegen  Aussen ,  eine  rastlose  Thätigkeit  und 
Kraftäusserung  mit  klug  benutzter  Umsicht.  Während  der 
französische  Kaiser  die  Besetzung  der  Grenze  in  Graubünden 
durch  eidgenössische  Truppen  forderte,  wurde  von  den  ver- 
bündeten Monarchen  der  Anschluss  der  schweizerischen  Milizen 
an  die  Armee  der  Verbündeten  sehr  ernstlich  und  nach- 
drucksam begehrt.  Keines  von  beiden  wurde  zurückge- 
wiesen, für  jenes  sogar  einige  Mannschaft  nach  Graubünden 
in  Bewegung  gesetzt;  für  das  wichtigere,  den  Anschluss  der 
Schweizertruppen  an  jene  der  Alliirten  in  langwierige  eid- 
genössische Berathung  getreten,  bis  zur  endlichen  Entscheidung 
die  Zeit  zu  kurz  geworden.  —  Im  Innern  der  Eidgenossen- 
schaft regten  sich  mancherlei  sich  widersprechende  Tendenzen, 
Zerstörungsabsichten  und  Eroberungsgelüste,  welchen  zu 
guter  Zeit  widerstanden  werden  musste,  wenn  sie  nicht  in 
einen  innern  Krieg  ausarten  sollten.  Reinhard  wehrte  ab,  so 
viel  er  konnte,  und  gab  überall  friedliche  Rathschläge. 

Bei  der  Versammlung  der  eidgenössischen  Abgeordneten 
in  Zürich  (im  November  1818)  war  Reinhards  Aufmerk- 
keit  und  all'  sein  Bemühen  darauf  gerichtet,  den  unfried- 
lichen Geist  unter  den  Eidgenossen  zu  mildern  und  zu 
versöhnen.  Die  Aufgabe  war  sehr  schwierig,  bei  vielen 
Deputirten  unzugänglich  und  wenig  Erfolg  versprechend. 
Die  Ideen  und  Absichten  durchkreuzten  sich ,  erschwerten 
und  hinderten  eine  Vereinigung  unter  den  entzweit  und 
störrisch  gewordenen  Eidgenossen.  Der  bösartige  Zündstoff 
verbreitete  sich  vornehmlich  von  Bern  her  in  die  übrige 
Eidgenossenschaft;  von  daher,  wo  die  Senfft-Pilsacbische  Um- 
staltung,  die  Regeneration  der  alten  Regimentsform,  grosse 
Veränderungen  und  Verwirrungen  erzeugte.  Daher  kam  es, 
dass  die  kürzlich  von  der  Eidgenossenversammlung  in  Zürich 
erlassene  feierliche  Neutralitäts-Erklärung  der  Schweiz, 
in  Bern  lau  aufgenommen  und  den  Kantonsangehörigen 
ebenso  lau  und  unfreundlich  verkündet  wurde.  Man  brütete 
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dort  über  feindselige  und  eigensüchtige  Plane,  die  sich  bald 
kund  gaben  und  verführerisch  auch  auf  andere  Kantone 
einwirkten.  — 

Die  regenerirte  Regierung  von  Bern  rief  ihre  Abge- 
ordneten von  Zürich  zurück.  Solothurn  und  Freiburg  folgten 
diesem  Beispiel.  Ebenso  wurde  in  Solothurn  und  Freiburg 
schnell  aufeinander  die  bisherige  mediations massige  Regierung 
gestürzt  und  eine  ganz  neue  nach  altem  Schrot  und  Korn 
eingesetzt.  Alle  von  der  Eidgenossenversammlung  in  Zürich 
dahin  erlassenen  Vorstellungen,  mit  warnender  Hindeutung 
auf  die  Gefahr  der  Zeit  blieben  fruchtlos.  — 

Je  offenbarer  die  Gefahr  gänzlicher  Auflösung  und 
Zerfalls  der  Eidgenossenschaft  schnellen  Schrittes  herannahte, 
-desto  mehr  Ernst  und  Pflichtgefühl  belebte  und  ermunterte 
die  Berathsch lagungen ,  der,  wenn  auch  nicht  vollständig, 
versammelten  Standes-Repräsentanten.  —  Die  Rettung  des 
gemeinsamen  Vaterlandes  erkannten  sie  als  ersto  und  höchste 
Pflicht  vaterländisch  gesinnter  Männer,  was  für  einem 
Scbweizerkanton  sie  angehören  mögen.  Die  zur  Zeit  Ab- 
trünnigen, Verirrten  und  Verführten  werden  zuverlässig, 
wie  man  erwarten  konnte,  zum  Bunde  der  Eidgenossenschaft 
zurückkehren.  —  In  dieser  Ueberzeugung  und  mit  diesem 
Vaterlandsgefühl  vereinigte  man  sich  zu  der  einmüthigen 
Uebereinkunft  vom  29.  Dezember  1813. 

«Die  Kantone  sichern  sich  im  Geist  der  alten  Bünde 
und  der  seit  Jahrhunderten  unter  den  Eidgenossen  bestan- 
denen glücklichen  Verhältnisse  brüderlichen  Rath ,  Unter- 
stützung und  treue  Hülfe  neuerdings  zu.  Zu  diesem  er- 
neuerten Verband  werden  alle  eidgenössischen  Stände,  auch 
diejenigen,  welche  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
Bundesglieder  gewesen,  förmlich  eingeladen.»  — 

Diese  Bestimmung  wurde  zur  Sicherung  und  Beruhigung 
der  neuen  Kantone  aufgenommen,  deren  Fortbestand  von 
einigen  Seiten  wieder  in  Frage  gestellt  wurde.  Zur  Beibe- 
haltung der  Eintracht  und  Ruhe  im  Vaterland  vereinigte 
man  sich  weiter  zu  dem  Grundsatz,  dass  keine  mit  den 
Rechten  eines  freien  Volkes  unverträglichen  Unterthanen- 
verhältnisse  hergestellt  werden  sollen.  — 

Bis  die  Verhältnisse  der  Stände  unter  sich  und  die 
Leitung  der  allgemeinen  Bundesangelegenheiten  näher  und 
fester  bestimmt  sind,  —  beschloss  die  Versammlung  —  soll 
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diese  Leitung  dem  alteidgenössischen  Vorort  Zürich  zur 
Besorgung  überlassen  werden.  —  Damit  werden  die  Be- 
rathschlagungen  der  ausserordentlichen  Eidgenossen  Versamm- 
lung, welche  sich  ihrer  Unvollständigkeit  wegen  zu  keiner 
bundesförmlichen  Tagsatzung  konstituiren  konnte, 
beendigt  und  sie  vertagte  sich  bis  zum  12.  Februar  1814; 
auf  welche  Zeit  sich  sodann  eine  gemeineidgenössische  Tag- 
satzung durch  gehörig  instruirte  Abgeordnete  in  Zürich 
versammeln  sollte.  —  Eine  noch  eigens  niedergesetzte  Kom- 
mission wurde  mit  Entwerfung  einer  neuen  Bundesverfassung 
beauftragt,  zur  Berathung  und  Schlussnahme  bei  der  nächst 
bevorstehenden  Tagsatzung. 

Durch  diese  Verfügung  ward  ohne  einen  förmlichen 
eidgenössischen  Abschluss  Über  den  Nichtfortbestand 
der  Mediations Verfassung  im   Voraus  entschieden.  — 

Allgemein  waltete  die  Ueberzeugung,  die  Mediationsakte, 
Napoleon's  Vermittelungswerk,  könne  als  fremdes  Machwerk, 
bei  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  nicht  länger  be- 
stehen, nicht  länger  in  Kraft  und  Wirksamkeit   bleiben.  — 

Man  würde  jedoch  irren,  wenn  man  glauben  wollte, 
diese  nun  —  mehr  von  Aussen  als  von  Innen  —  abge- 
würdigte Verfassung  werde  von  allen  Eidgenossen  gern  und 
freudig  verworfen.  Wie  hätte  man  überall  so  schnell  ver- 
gessen und  verleugnen  können,  dieses  Vermittelungswerk 
habe  der  Schweiz  innere  und  äussere  Ruhe  und  Frieden 
gebracht  und  zehn  Jahre  hindurch  ununterbrochen  erhalten. 
Wer  hätte,  besonders  in  den  neuen  Kantonen,  dieses  ver- 
gessen und  verleugnen  können,  da  sie  eben  dieser  Vermittlung 
ihre  Entstehung  und  ihren  Fortbestand  zu  verdanken  hatten ; 
denn  vor  dem  mächtigen  Ansehen  des  Vermittlers  ver- 
schwanden und  verstummten  alle  feindlichen  Angriffe  und 
Verfolgungen. 

Anderseits  lässt  sich  aber  auch  nicht  verläugnen,  dass 
man  in  mancher  Kantonsverfassung  und  in  der  Bundesver- 
fassung selber  mehrere  Veränderungen  und  Verbesserungen 
anzubringen  gewünscht  hätte,  wenn  es  ausführbar  gewesen 
wäre,  aber  wo  anders  hätte  die  Schweiz  eine  Vermittlung 
suchen  und  finden  können,  die,  besonders  in  der  Zeit  allge- 
meiner Störung  und  Verwirrung,  alle  sich  durchkreuzenden 
Wünsche  und  Begehren  zu  befriedigen  vermögend  gewesen 
wäre.     Das  Schlimmste  und  Verwerflichste   an  diesem  Ver- 
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mittlungswerk  blieb  immerdar,  dass  dasselbe  kein  nationales,. 
—  kein  schweizerisches,  sondern  ein  fremdes  Werk  war, 
ewig  unverträglich  mit  jedem  Vaterlandssinn.  — 

Die  entgeltenden  Forderungen  des  grossmächtigen  Ver- 
mittlers blieben  nicht  ans ;  die  Schweiz  sollte  das  französische 
Liebeswerk  mit  ihrem  Geld  und  Blut  bezahlen. 

Die  Truppenstellung  wie  sie  Napoleon  bald  und  in 
immer  grösserer  Anzahl  forderte,  war  für  die  Schweiz  schwer 
und  vielfach  drückend.  Wo  nicht  mit  freiwilligen  Leuten 
der  gesteigerten  Forderung  genügt  werden  konnte,  nrasste 
die  abgehende  Mannschaft  mit  Geld  erkauft  werden.  Man 
hatte  wahrhaftig  eine  absolut  monarchische  Konskription  za 
befürchten,  dazu  kam  dann  noch  Frankreichs  Kontinental- 
mauthsystem  gegen  England ;  auch  die  Schweiz  ward  berufen, 
diesem  drückenden  Systeme  schwere  Opfer  zu  bringen.  — 

Die  Erlösung  von  einem  so  kostbaren  Vermittler  musste 
der  Schweiz  sehr  lieb  und  erwünscht  sein,  der  in  seinem 
Uebermuth  im  Fordern  und  Befehlen  alle  Grenzen  überstieg. 

Bern  gelüstet  wieder  nach  den  Kantonen 
Aargau  und  Waadt. 

Zu  der  Zeit  der  durch  Senfft-Pilsachische  Einwirkung  in 
Bern  eilfertig  abgeschafften  Mediationsregierung  und  der 
Wiedereinsetzung  des  alten  Aristokratenregiments,  wie  es  vor 
1798  bestanden,  wurden  ohne  Scheu  von  eben  dieser  neuen 
Regierung  auch  über  die  Kantone  Aargau  und  Waadt  die 
Würfel  geworfen.  Es  galt  die  Wiedervereinigung  dieser 
beiden  Kantone  Aargau  und  Waadt ,  mit  dem  Kanton 
Bern,  als  integrirender  Landestheüe,  wie  sie  es  bei  der  Umge- 
staltung der  Schweiz  in  eine  freie,  unabhängige  und  untheilbare 
Republik  gewesen  sind.  Kaum  gelangte  die  Kunde  von  dieser 
eigenmächtigen  Restauration  in  die  Kantone  Waadt  and 
Aargau,  so  stund  da  alles  in  Feuer  und  Flammen.  Alsogleich 
ward  von  den  angegriffenen  Kantonen  gegen  das  eroberungs- 
lustige Bern,  gegen  seinen  frechen  Usurpationsversuch  die 
feierlichste  Protestation  eingelegt  und  der  Vorort  Zürich  so- 
wie alle  Übrigen  Regierungen  der  Eidgenossenschaft  zum 
kräftigen  Widerstand  gegen  das  bundesbrüchige  Unternehmen 
der  Regierung  von  Bern  aufgerufen.  In  Waadt  und  in 
Aargau  rüstete  man  sich  eilfertig  und  ernsthaft  zu  bewaffneter 
Gegenwehr  für  den  Fall,  dass  von  Bern  aus  eine  gewaltsame 
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Besitzergreifung  versucht  werden  sollte.  Für  die  innere 
Sicherheit  wurde  gut  ausgerüstete  Elitenmannschaft  aufge- 
boten und  unverzüglich  ein  diensteifriges  Beobachtungscorps 
an  die  Bernergrenze  gestellt. 

Sendung  aargauischer  Abgeordneten  an 
den  Feldmarsohall  Fürsten  von  Schwarzenberg. 

Wirksamer  als  diese  Vorsichtsmassregeln  mag  eine  gleich- 
zeitige Verfügung  der  Regierung  des  Kantons  Aargau 
gewesen  sein.  Von  gewissen  Verhältnissen  unterrichtet, 
beschloss  die  aargauische  Regierung  eine  eigene  Abordnung 
an  den  Feldmarschall  Fürsten  von  Schwarzenberg,  Komman- 
direnden  en  chef  der  verbündeten  Armeen,  der  soeben  sein 
Hauptquartier  in  Lörrach  hatte.  — 

Diese  Sendung  wurde  einem  Mitglied  der  Regierung 
(Regierungsrath  Karl  Fetzer  von  Rheinfelden),  welchem  Ober- 
amtmann Fischinger  als  Mitkomm ittirter  beigegeben  ward, 
übertragen.  Der  Fürst  empfing  diese  Regierungsdeputation, 
in  welcher  derselbe  alsogleich  alte  Bekannte,  vormalige  öster- 
reichische Kommissariatsbeamte  erkannte,  mit  wohlwollender 
Freundlichkeit.  Sowie  Se.  Durchlaucht  das  ihm  überreichte 
Begleitschreiben  der  aargauischen  Regierung  bedachtsam 
gelesen,  und  den  mündlichen  Vortrag  der  Deputation  mit 
besonderer  Aufmerksamkeit  und  sichtbarer  Theilnahme  an- 
gehört hatte,  erklärte  sie  sogleich:  Er  (der  Feldmarschall) 
wolle  dem  Begehren  der  Aargauer  Regierung  und  ihrer 
Deputation  nach  Kräften  entsprechen.  Zufolge  dessen  wurde 
un verweilt  ein  Ordonnanzoffizier  an  den  österreichischen 
General  Bubna  mit  dem  Auftrag  nach  Bern  abgeschickt: 
dass  derselbe  aller  Einmischung  in  die  Angelegenheiten  der 
Regierung  von  Bern  sich  gänzlich  zu  enthalten  und  jedes 
allfällige  Begehren  derselben  um  militärische  Unterstützung 
in  ihren  politischen  Verfügungen  standhaft  abzuschlagen 
habe.  —  Der  österreichische  General  wusste  zu  gehorchen 
und  für  die  Berner  Regierung,  welche  von  daher  in  ihren 
Unternehmungen  unterstützt  zu  werden  hoffen  durfte,  war 
unerwartet  schlimmes  Wetter  eingefallen.  —  Diese  politische 
Demonstration  der  aargauischen  Regierung  ist  vollständig  ge- 
lungen. Es  war  hohe  Zeit  dazu,  sonst  wäre  sie  zu  spät  ge- 
kommen. Die  militärische  Besetzung  des  Kanton -aargauischen 
Gebiets  war  schon  besprochen  und  zur  sofortigen  Vollziehung 

29 


-     450     - 

eingeleitet;  der  plötzlich  erschienene  Befehl  des  komman- 
direnden  Feldmarschalls,  —  gebot  Halt!  Darin  fand  Aargau 
gegen  die  beabsichtigte  Besitzergreifung  von  Bern  volle 
Sicherheit  und  Buhe.  Seine  fortwährend  behauptete  unab- 
hängige Selbständigkeit  blieb  von  nun  an  gegen  jeden 
Gewaltstreich  sicher,  da  Bern  von  sich  aus,  ohne  fremde 
Hülfe,  einen  solchen  zu  unternehmen  nicht  wagen  durfte.  — 
Auch  die  übrige  Eidgenossenschaft  wurde  durch  dieses 
Zwischenereigniss  von  einer  neuen  grossen  Verwicklung  be- 
freit, welche  durch  eine,  wenn  auch  nur  kurzzeitige  Besetzung 
des  Kantons  Aargau  durch  österreichische  Truppen  noth- 
wendig  hätte  veranlasst  werden  müssen.  — 

Die  Begierung  von  Aargau  sendet  auch 

eigene  Abgeordnete  an  die  verbündeten  drei  Monarchen 

von  Oesterreich,  Rusaland  und  Preussan. 

Der  günstige  Erfolg  einer  Deputationsabordnung  an  den 
Feldmarschall  Fürsten  von  Schwarzenberg  ermuthigte  die 
aargauische  Regierung  zu  einer  noch  wichtigeren  Abordnung 
an  die  alliirten  Monarchen  selbst,  an  die  siegreichen  und 
mächtigen  Fürsten,  welche  Europa  den  schon  so  lange  ent- 
behrten Erieden  zurückzugeben  alle  ihre  Macht  aufgeboten 
und  in  rasche  Thätigkeit  gesetzt  hatten;  um  diesen  grossen 
Monarchen  nicht  nur  die  Huldigung  ihrer  Regierung  darzu- 
bringen, sondern  zugleich  für  die  gerechte  Sache  des  Kantons 
Aargau  ihren  mächtigen  hohen  Schutz  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Mit  dieser  Sendung  an  die  drei  verbündeten  Mo- 
narchen, in  ihrem  derzeitigen  Hoflager  zu  Freibnrg  im 
Breisgau,  wurden  drei  Mitglieder  der  Regierung  beauftragt, 
und  mit  den  erforderlichen  Kreditiven  ausgestattet.  (Die 
Regierungsräthe  K.  Fetzer,  Peter  Suter  und  K.  von  Beding.) 
Die  hohe  Ehre,  mit  den  grössten  und  mächtigsten  Monarchen 
von  Europa  in  persönliche  Berührung  zn  kommen,  hatten 
die  Abgeordneten  mit  schwerer  Mühe  und  vielen,  eben  nicht 
angenehmen  diplomatischen  Erfahrungen  zu  erkaufen.  — 
Sie  kamen  um  einige  Tage  zu  spät  nach  Freiburg;  denn 
das  Hoflager  der  Monarchen  war  soeben  im  Aufbruch  be- 
griffen, um  nach  Basel  abzugehen  (am  12.  Jan.  1814).  Die 
Deputirten  folgten,  erhaltener  diplomatischer  Weisung  ge- 
mäss, gleich  am  andern  Tage  dahin  nach;  nur  mit  Mühe 
war    auf   der    grossen    vielbelebten   Militärstrasse    durchsu- 
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kommen.  —  Ohne  Ruh1  und  Rast  wurde  in  Basel  die 
diplomatische  Laufbahn  angetreten  und  unausgesetzt  nmthig 
und  standhaft  durchwandert.  Es  war,  wenn  auch  sehr  be- 
schwerlich, doch  ebenso  interessant,  von  den  vorzüglichen 
Staatsmännern ,  welche  ihren  Monarchen  zur  Seite  stunden, 
empfangen  zu  werden  und  an  ihnen  voraus  wahrnehmen  zu 
können,  wie  die  vorgebrachte  Kantonsangelegenheit  aufge- 
nommen und  in  diplomatischer  Form  behandelt  werden 
solle.  —  Vom  lebhaftesten  Interesse  angetrieben,  ja  bald  dem 
Kaiser  von  Russland  vorgestellt  zu  werden,  suchten  die 
Abgeordneten  allererst  bei  Hochdessen  Minister,  GrafNessel- 
rode,  vorzukommen.  Derselbe  empfing  sie  mit  vieler  Leut- 
seligkeit und  verhiess  mit  freundwilligem  Wohlwollen,  die 
nachgesuchte  Audienz  bei  seinem  Kaiser  so  bald  als  möglich 
zu  verschaffen. 

Ueber  die  aargauische  Angelegenheit  liess  sich  der 
Minister  in  keine  Erörterungen  ein,  weil,  wie  der  Deputation 
schon  bekannt,  Graf  Capo  d'Istria  von  Sr.  Majestät  dem 
Kaiser  damit  beauftragt  sei.  — 

Audienz  beim  Kaiser  von  Busaland  Alexander  I. 

Endlich  erschien  der  ersehnte  Tag  (16.  Jan.  1814),  auf 
dessen  Mittagsstunde  die  aargauische  Deputation  zur  Audienz 
des  russischen  Kaisers  berufen  war.  Im  Vorzimmer  traf 
sie  anter  vielen  Offizieren  des  kaiserlichen  Generalstabs, 
fremden  Gesandten  und  andern  zur  kaiserlichen  Audienz 
beschiedenen  Personen  auch  die  in  Basel  anwesenden  De- 
putirten von  Bern  (Schultheis  von  Mülinen  und  Rathsherm 
Zeerleder).  Man  begrüsste  sich  so  freundlich,  als  es 
zwischen  politischen  Gegnern  nur  immer  gehen  mochte.  Die 
äussere  Höflichkeitsmaske  der  Politik  verbarg  sorgsam  den 
unfreundlichen  Sinn  im  Innern. 

Die  Berner  Deputirten  erhielten,  als  früher  angemeldet, 
den  Eintritt  in's  Audienzzimmer  Sr.  Majestät,  nächst  vor 
den  aargauischen  Deputirten.  Nach  etwa  einer  halben 
Stunde  verliessen  jene  von  Bern  die  kaiserlichen  Zimmer 
rasch  und  mit  ernster  Miene,  welche  hiernach  diejenigen 
von  Aargau  mit  vielversprechender  Hoffnung  betraten.  — 

Der  Kaiser  empfing  diese  -  mit  gewohntem  hohen 
Anstand  und  mit  jenem  wohlwollenden,  Zutrauen  einflössenden 
Wesen,  welches  ihm  eigen  gewesen   sein  mag.    Se.  Majestät 
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vernahm  die  Rede  des  orsten  Deputirten  (Regierungsraths 
Fetzer),  worin  das  Glück  des  Kantons  Aargau  in  seiner 
gegenwärtigen  Gebietsvereinigung,  hingegen  sein  grosses  Miss- 
geschick  in  einer  allfälligen  Trennung  und  Zerstückelung, 
oder  einer  theilweissen  Wiedervereinigung  mit  dem  Kanton 
Bern  mit  lebhaften  Farben  geschildert  wurden,  mit  grosser 
Aufmerksamkeit  und  mit  freundlich  th  ei  [nehmendem  Wohl- 
gefallen. —  Der  Redner  schloss  seine  Anrede  mit  der  dringen- 
den Bitte  und  Empfehlung  in  den  fortdauernden  und 
mächtigen  Schutz  des  Kaisers,  welchen  Aargau,  wie  der 
Bruderkanton  Waadt  als  ihren  hohen  Protektor  zu  verehren 
nie  aufhören  würden.  — 

Der  Kaiser  sprach  hierauf  in  lebhaften  Worten:  «Ich 
will  das  Wohl  der  Schweiz,  ich  liebe  die  neuerlichen  Zwiste 
nicht,  ich  will  keine  Umwälzungen,  ich  will,  dass  die  Kantone 
fortbestehen!»  «Ich  kenne  die  Unternehmen  einiger  In- 
triganten in  Bern,  des  Herrn  Senfft-Pilsach  etc.,  —  derselbe 
hat  seine  Instruktion  überschritten;  es  ist  ihm  dess wegen  die 
Missbilligung  bezeugt  worden.» 

«Ich  nehme  ebensoviel  Antheil  an  dem  Schicksal  des 
Kantons  Aargau  als  an  jenem  des  Kantons  Waadt.  —  Warum 
masst  sich  der  Kanton  Bern  das  Verfügungsrecht  über  andere 
Kantone  an?    Warum  will  er  grösser  sein  als  die  andern?» 

«Was  ich  Ihnen  hier  sage,  habe  ich  den  Deputirten  vou 
Bern,  den  H.  H.  Zeerleder  und  Malinen  gesagt;  ich  habe 
ihnen  gesagt,  dass  sie  dieses  ihrer  Regierung  einberichten 
sollen.»   — 

«Sie  können  darauf  zählen»  —  (so  lauten  seine 
eigenen  Worte,  die  er  mit  erhöhter  Stimme  sprach)  —  «Sie 
können  darauf  zählen,  dass  ich  auf  die  Fortexistenz 
des  Kantons  Aargau  hinwirken  werde,  und  ich 
werde  auch  in  diesem  Sinne  dem  Herrn  Capo  d'Istria  meine 
Instruktionen  ertheilen!» 

Hierauf  fragte  der  Kaiser,  ob  die  Deputirten  auch 
Audienz  bei  dem  österreichischen  Kaiser  gehabt  hätten.  Da 
diese  der  Schwierigkeit  erwähnten,  bei  diesem  vorgelassen 
zu  werden,  sprach  er  abwechselnd  deutsch  und  französisch1) : 


)  Der  russische  Kaiser  sprach  gewöhnlich  französisch,  verstand  aber 
auch  Deutsch  und  sprach  dasselbe,  jedoch  nicht  geläufig;  da  er  hier  mit 
Deutschen  zu  thuu  hatte^  so  versuchte  er  aus  besonderer  Höflichkeit  hie  und 
da,  sich  deutsch  auszudrücken,  immer  aber  sprach  er  französisch,  wenn  er 
fest  mid  kräftig  sich  aussprechen  wollte. 
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«der  Kaiser  meint  es  gut,  sagen  Sie  ihm»  —  dieses  sagte 
er  gegen  Herrn  Fetzer  gewendet,  —  « sagen  Sie  ihm  das 
Gleiche,  was  Sie  mir  gesagt  haben,  sprechen  Sie  offen  mit 
ihm»,  dann  fuhr  er  französisch  fort  —  «parlez  avec  la  meme 
franchise  qu'ä  moi,  er  glaubt,  dass  die  Vereinigung  Ihres 
Kantons  mit  jenem  von  Bern  in  den  Wünschen  der  Bewohner 
Ihres  Kantons  liege!»  — 

Diese  Aeusserung  gab  den  Deputirten  den  erwünschten 
Anlass,  einer  von  ihnen  verfertigten  Denkschrift  zu  erwähnen, 
worin  die  falsche  Meinung,  als  wenn  das  Aargau  wieder 
mit  Bern  vereinigt  zu  werden  wünsche,  gründlich  und 
Überzeugend  widerlegt  war.  Hierauf  fragte  der  Kaiser  so- 
gleich, ob  sie  diese  Schrift  bei  sich  hätten ;  er  wünsche  sie 
zu  lesen;  mit  Vergnügen  übergaben  die  Deputirten  dem 
Kaiser  ihre  Denkschrift,  die  wohl  in  keine  besseren  Hände 
gelegt  werden  konnte. 

Hocherfreut  über  die  ausgezeichnet  günstige  Audienz 
bei  dem  russischen  Kaiser,  eilten  nun  die  aargauischen  Ab- 
geordneten ,  die  schon  früher ,  aber  umsonst ,  versuchten 
diplomatischen  Kreuzwege  nochmals  zu  durchwandern,  auf 
denen  sie  dahin  gelangen  sollten,  auch  dem  Kaiser  von 
Oesterreich  persönlich  vorgestellt  zu  werden.  Die  sicherste 
Bahn  dazu  glaubte  die  Deputation  in  dem  Vorzimmer  des 
Fürsten  von  Metternich  zu  finden.  — 

Purst  von  Metternich,  Staatskanzler  und  Minister 
des  Kaisers  von  Oesterreich  Franz  I. 

Bei  dem  Fürsten  von  Metternich,  Staatskanzler  des 
österreichischen  Kaisers,  bei  welchem  die  Deputation  erst 
nach  mehrmaligem  Anmelden  zur  Audienz  gelangen  konnte,  — 
war  der  Empfang  fürstlich  gemessen  und  ernst.  Die  Gut- 
meinung von  Bern  und  dessen  vormaliges  Regierungssystem 
wurde  mit  Wärme  in  Schutz  genommen  und  daraus  ge- 
folgert, es  sei  daher  sehr  glaubwürdig,  dass  die  altaar- 
gauische  Bevölkerung  wieder  an  Bern  zurückzukehren 
wünsche.  Diese  Meinung,  von  Bern  aus  auf  diplomatischen 
Wegen  ausgebreitet  und  den  auswärtigen  Ministern,  sowie 
den  Monarchen  selbst  beigebracht,  hatte  bei  dem  Fürsten 
Metternich  so  tiefe  Wurzel  gefasst,  dass  auch  der  beharr- 
lichste Widerspruch  und  die  gründlichste  Widerlegung  keinen 
Eingang  fanden.  —  Die  Sache  des  Aargau's  war  nun  einmal 
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nicht  Sache  seiner  Durchlaucht;  jedoch  Hess  der  voi 
Staatsmann    kein    entscheidendes  Wort  darüber 
sondern  wies    Mos  auf  eine  wohlmeinende  Vermittlung  der 
friedliebenden  Monarchen  hin.  — 

Die  gewünschte  und  dringend  begehrte  Andiene  beim 
Kaiser  wurde  in  dunkle  Ferne  gestellt  und  dabei  die  Depu- 
tirten  angewiesen,  sich  dieserwegen  an  den  Herrn  von  Leb' 
zeitern  sn  halten.  —  Herr  von  Lebaelteru  ward  von  Zürich, 
wo  er  noch  mit  seinen  ministeriellen  Auftragen  beschäftigt 
war,  ins  Hoflager  naah  Basel  berufen,  um  da  dem  vielbe- 
bescbjLftigten  Hinister,  Forsten  von  Metternich  aur  Seite  m 
stehen.  —  Die  aargauischen  Deputirten ,  der  furstlichm 
Weisung  folgend ,  begaben  sieh  unverzüglich  zu  Herrn  von 
Lebzeltern.  Der  foine  Diplomat  that  etwas  fremd  und  sachte 
der  Unterredung  besondere  Wichtigkeit  zu  geben. 

Obwohl  er  deutsch  versteht,  sprach  er  doch  nach  diplo- 
matischer Sitte  neuer  Zeit  immer  nur  französisch,  c  Di» 
hohen  Verbündeten,  sagte  er,  wollen  nor  die  Rone  der 
Schweiz,  und  es  ist  Zeit,  den  dermaligen  Stilrungen  ein  Ende 
zu  machen;  auch  wird  hierüber  in  Zürich  verhandelt  wer- 
den. Diese  8ache  muss  binnen  wenigen  Wochen  erledigt 
sein.»  —  «Die  Begierung  von  Bern  befindet  sich  in  einer 
unangenehmen  Lage,  sie  ist  durch  Leute,  die1  ihre  Destruktion 
überschritten  haben  (wie  SenJTt-Pilsach),  hiezu  verleitet 
worden;  allein  sie  muss  sich  auf  eine  schickliche  und  an- 
ständige Weise  in  ein»  anders  Lage  versetzen.»  — 

«Es  sollte  der  Seist  der  Mttesigung  nad  dar  Wieder - 
versöhnung  unter  euch  walten.  Man  wird  trachten,  eine 
Partei  zu  befriedigen,  ohne  jedoch  der  andern  nlWnorfir 
wehe  zu  thua!»  — 

<  Die  Begierung  von  Aargau  ist  iu  hartsinnig  (trop 
Jure);  sie  muss  nicht  Alles  für  sich  allein  wollen;  an» 
Andere  auch  zufrieden  stellen.» 

Auf  die  Erklärung  der  Depntirteu,  dass  sie  hinsicht- 
lich der  naeh gesuchten  Audienz  bei  Sc  Majestät  dem 
Kaiser  von  dem  Minister  Fürsten  Metterauih  an  ihn  gewiesen 
seien,  erwiderte  von  Lebzelteru:  «er  sei  vielleicht  Ursache 
aran,  dass  sie  keine  Andiene  erhalten  hatten,  indem  er 
rwirkt  habe,  dass  keine  besonderen  Deputationen  der 
Kantone  mehr  vorgelassen  werden  sollten.  Jedoch,  sei  es 
och  möglich,  dass  sie  noch  eine  Audienz  erlangten,  weil  sie 
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sich  nicht  im  gleichen  Falle  befanden,  wie  die  andern 
Kantoiisdeputationen.»  —  Allein  auch  diese  neue  Hoffnung 
blieb  unerfüllt,  indem  die  Depntirten  auf  den  Abend  des 
gleichen  Tags  ein  Billet  von  Herrn  von  Lebzeltern  erhielten, 
worin  er  ihnen  eröffnete,  dass  sie  keine  Audienz  beim 
Kaiser  erhalten  könnten,  indem,  wie  er  ihnen  schon  früher 
erklärt  habe,  Seine  Majestät  nur  die  Deputation  der  eidge- 
nössischen Tagsatzung,  hingegen  keine  besonderen  Kantons- 
abgeordneten empfangen  wolle.  Ueber  diesen  (sonst  sehr 
hofliehen)  Abschlag  haben  sich  die  aargauischen  DepuÜrten 
um  so  leichter  trösten  können,  da  sie  in  Erfahrung  gebracht, 
dass  wirklich  auch  die  Deputation  von  Bern,  sowie  die- 
jenigen anderer  Kantone  bei  dem  österreichischen  Kaiser 
keine  Audienz  erhalten  konnten.  —  Die  Aargauer  Abgeord- 
neten musflten  sich  nunmehr  damit  befriedigen,  dass  sie  auf 
einem  direkten,  aber  zuverlässigen  Wege  auch  dem  Kaiser 
von  Oesterreich  ein  Exemplar  ihrer  Denkschrift  in  die  Hand 
befördern  konnten. 

Audienz  bei  dem  König  von  Preussen 
Friedrich  Wilhelm  WL 

Bei  Sr.  Majestät  dem  König  von  Preussen  wurde  die 
aargauische  Deputation  von  dem  Staatskanzler  ,  Fürsten  v. 
Hardenberg,  selbst  eingeführt.  Auf  die  mit  vieler  Aufmerk- 
samkeit angehörte  Anrede  des  vorsprechenden  Deputaten, 
äusserte  sich  der  König  wohlwollend  über  die  Gesinnungen, 
welche  die  Regierung  des  Kantons  Aargau  durch  ihre 
Deputatschaft  ihm  ausdrücke. 

Ueber  die  Angelegenheit  dieses  Kantons  erklärte  er  sich 
sodann  sehr  unbestimmt  und  nur  im  Allgemeinen :  c  Während 
dem  Kriege»,  sagte  er  —  «haben  anderwärtige  Sorgen  nicht 
erlaubt,  uns  mit  Angelegenheiten  der  Schweiz  ernstlich  zu  be- 
schäftigen ;  man  werde  trachten,  die  verschiedenen  Interessen 
der  Kantone  und  in  specie  die  von  Bern  und  Aargau  güt- 
lich auszugleichen;  es  sei  zwar  etwas  schwierig,  aber  das 
werde  sich  schon  geben.  Für  jetzt  habe  er  von  der  Sache 
nicht  hinlängliche  Kenntniss,  um  sich  darüber  bestimmt  zu 
äussern.»  Durch  dieses  Bekenntnis  fand  sich  ber  Sprecher 
der  Deputation  veranlasst,  den  König  um  Erlaubniss  zu 
bitten,  dem  Herrn  Staatskanzler  Fürsten  v.  Hardenberg 
eine  hierüber  Licht  verbreitende  Denkschrift  überreichen  zu 
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dürfen,  was  Se.  Majestät  nicht  nur  bewilligten,  sondern  zu- 
gleich sehr  freundlich  zusicherten:  «dass  Sie  selbst  davon 
Einsicht  nehmen  würden.»  —  Zur  Ergänzung  dieser  etwas 
kurzen,  aber  doch  sehr  wohlwollenden  königlichen  Audienz 
mag  nicht  uninteressant  sein,  dass  schon  früher  die  Aar- 
gauer  Deputirten  bei  dem  Staatskanzler  Fürsten  v.  Harden- 
berg zu  einer  zahlreichen  Mittagstafel  eingeladen  wurden, 
bei  welcher  von  dem  ehrwürdigen  Gastgeber  dazu  aufge- 
muntert, viele  Heiterkeit  herrschte ;  gemütblich  ansprechend. 
liess  der  hochbetagte  Staatsmann  in  ihm  auch  den  erfahrenen 
Weltmann  erkennen.  In  dieser  Gesellschaft  wurde  auch 
den  mit  unfreudigen  Aufträgen  Beladenen  viel  leichter 
und  man  konnte  sich  des  Wunsches  nicht  erwehren,  mit 
diesem  leutseligen  Staatsmann  seine  Mission  beendigen  zu 
können.  —  Nach  vertraulichen  Aeusserungen  schien  der 
Fürstkanzler  dem  Interesse  von  Aargau  nicht  ungünstig  zu 
sein.  — 

Graf  Capo  dTstria. 

Nach  mehrmaligem  vergeblichen  Anmelden  gelang  es 
endlich  den  aargauischen  Deputirten,  bei  Graf  d'Istria  vorge- 
lassen zu  werden,  welchem  der  russische  Kaiser  die  Be- 
sorgung der  schweizerischen  Angelegenheiten  übertragen 
hatte.  Der  Herr  Graf  empfieng  die  Deputation  mit  der 
Beglückwünschung:  «dass  Seine  Majestät  der  russische 
Kaiser  die  Sache  des  Kantons  Aargau  zu  seiner  eigenen 
gemacht  habe.»   — 

«Man  müsse  darum  aber  nicht  glauben,  alles  gewonnen 
zu  haben.»  —  «Die  Rechte  von  Bern  auf  den  Kanton 
Aargau  seien  so  begründet  und  unwiderlegbar,  als  der  Satz : 
zweimal  zwei  ist  vier.  —  Die  aargauische  Regierung  müsse 
vor  Allem  aus  Mässigung  zeigen,  es  sei  für  diesen  Kanton 
besonders  wichtig,  dass  Bern  für  ein-  und  allemal  auf  seine 
Rechte  (Ansprüche)  Verzicht  leiste,  dass  ein  fester  ruhiger 
Stand  der  Dinge  hervortrete,  dafür  müssten  Opfer  gebracht 
werden.» 

Auf  die  Erklärungen  der  Deputirten,  es  werde  wohl 
von  Aargau  kein  Landestheil,  so  klein  er  auch  sein  möchte, 
zum  Opfer  gefordert  werden  können,  wodurch  seine  gegen- 
wärtige Existenz  zerstört  werden  müsste  —  erwiderte  der 
zweiseitige  Diplomat. 
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«Man  werde  Ausgleichungsmittel  vorschlagen.  Die 
Regierung  von  Aargau  müsse  etwas  nachgeben.  Jetzt  habe 
sie  sich  zwar  des  Schutzes  des  Kaisers  von  Russland  zu  er- 
freuen, aber  wenn  einmal  der  Friede  geschlossen  sei,  so 
werde  Russland  wegen  dem  Kanton  Aargau  mit  Oesterreich 
nicht  brechen  und  Oesterreich  habe  Rechte  auf  das  Frick- 
thal,  die  ihm  eine  Verfügung  darüber  erlauben.  —  Diese 
Angelegenheit  werde  wohl  in  einigen  Wochen  in  Zürich 
abgethan.>  — 

So  dachte  und  sprach  Capo  d'Istria,  wahrlich  nicht  im 
Sinne  seines  Kaisers,  sondern  als  *  ein  für  das  Interesse  von 
Bern  eingenommener  Diplomat.  —  Auch  die  Erklärungen 
von  Graf  Stadion,  einem  gleichmässigen  russischen  Staats- 
beamten, der  vielleicht  in  noch  höherem  Ansehen  stand,  als 
Graf  Capo  d'Istria,  waren  gänzlich  widersprechend  mit  den 
Ansichten  und  Aeusserungen  Capo  d'Istria's,  wie  man  aus 
der  nachherigen  Audienz  bei  Graf  Stadion  sich  über- 
zeugen wird. 

Graf  Stadion. 

Die  aargauischen  Deputirten  glaubten  auch  den  Grafen 
Stadion  aufsuchen  zu  müssen  und  demselben  Aargau's  An- 
gelegenheit zu  empfehlen,  Graf  Stadion,  ein  hoher  Staats- 
beamter des  russischen  Kabinets,  der  beim  Kaiser  Alexander 
sehr  beliebt  war  und  in  seinem  Gefolge  der  russischen 
Armee  zu  folgen  hatte. 

Der  Herr  Graf  empfing  die  Deputation  auf  eine  sehr 
gefällige  und  verbindliche  Weise,  bemerkte  jedoch  auf  die 
an  ihn  gerichtete  Anrede,  «dass  die  Angelegenheiten  der 
Schweiz  eigentlich  nicht  in  sein  Departement  gehörten,» 
indessen  gestand  er  zugleich ,  dass  er  damit  bekannt  sei, 
wie  er  auch  wirklich  in  seinen  nachherigen  offenen  Aeusse- 
rungen zu  erkennen  gab.  «Die  Zufriedenheit  und  die  Ruhe 
der  Schweiz»  sprach  er  «seien  der  einzige  Zweck  der  Mo- 
narchen, ihre  innerliche  Einrichtung  überlasssen  sie  den 
Kantonen  und  übernehmen  dabei  nur  das  officium  boni  viri ; 
das  werden  sie  verhüten,  dass  die  Schweizer  (was  man  aber 
nicht  erwarte)  einander  selbst  bei  den  Köpfen  nehmen.  Es 
sei  nicht  die  Absicht  der  hohen  Verbündeten,  die  Kantone 
zu  zerreissen. »  —  «  Das  Frickthal  könne  unter  den  gegen- 
wärtigen Umständen  dem  Hause  Oesterreich  nicht  mehr  kon- 
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veniren,  es  sei  also  keine  Bede  davon,  der  Schweiz  etwas 
zu  entreissen,  was  ihr  in  einem  förmlichen  Friedensschluss 
abgetreten  worden  sei ;  da  es  aber  einmal  eine  österreichische 
Besitzung  gewesen,  so  gebe  dieser  Umstand  dem  Kaiser  ein 
Recht,  sich  für  das  Schicksal  dieses  Landes  besonders  zu 
interessiren.»  — 

Dieser  interessante  Besuch  wurde  von  den  Deputaten 
noch  benutzt,  dem  Herrn  Grafen  auch  ein  Exemplar  ihrer 
Denkschrift  zu  überreichen,  die  derselbe  ihnen  sehr  freund- 
willig  abgenommen  hat.  — 

Zustande  der  Eidgenossenschaft  zu  Anfang 

des  Jahres  1814. 

Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  war  zu  dieser  Zeit 
so  viel  wie  aufgelöst.  Die  Versammlung  der  Eidgenaasen 
in  Zürich,  die  am  24.  Dezember  1813  ihre  Sitzungen  schloss, 
hatte  sich  zwar  nicht  aufgelöst ,  sondern  nur  bis  auf  den 
12.  Februar  1814  vertagt,  wo  eine  vollständige  eidgenossische 
Tagsatzung  sich  versammeln  sollte ;  allein  in  dem  entzweiten 
und  feindseligen  Treiben  mehrerer  eidgenössischer  Stände 
lag  noch  mehr  als  eine  blosse  Auflösung  einer  eidgenössischen 
Versammlung;  es  kündete  sich  vielseitig  ein  Geist  an,  der 
den  Bund  der  Eidgenossen  auf  immer  zu  zerstören  drohte.  — 

Auswärtige  Einwirkung  so  oft  und  ernstlich  verwünscht 
und  verdammt,  hielt  in  dieser  verworrenen  Zeit  die  Schweiz 
—  das  Land  der  Eidgenossenschaft,  noch  aufrecht;  ohne 
diese  wäre  sie  in  den  sich  selbst  gegrabenen  Abgrund  ge- 
stürzt. Während  eine  bestellte  Kommission  in  Zürich  an 
dem  Entwurf  einer  neuen  Hundesverfassung  arbeitete,  war 
vorzüglich  Bern  damit  beschäftiget,  die  bisherige  Verbindung 
der  19  Kantone ,  welche  die  gegenwärtige  Schweiz  bildeten, 
zu  zerstören  und  den  alten  Bund  der  13  Orte  wieder  in*s 
Leben  zu  rufen,  wie  er  vor  1798  bestanden  hatte,  indem 
Bern  dafür  hielt,  nach  Aufhebung  der  Mediationsakte  sei 
der  Rechtszustand  von  1798  wieder  eingetreten. 

Durch  diese  Bekonstituirung  waren  die  mediations- 
mässigen  sechs  neuen  Kantone  aus  dem  Kreise  souveräner 
Staaten  herausgestossen  und  ihre  Lande  und  Völker  jenen 
alten  Kantonen  wieder  preisgegeben  worden,  denen  sie  früher 
als  integrirende  Landestheile  oder  als  landvögtliche  Herr- 
schaften angehörig   waren.    In  den  Kantonen  Aargau  und 
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Waadt  erblickte  Bern  die  reizenden  Trophäen,  welche  zu 
erkämpfen  sein  höchstes  Ziel  war.  Leichter  und  unkost- 
spieliger  hätte  Bern  nicht  zur  Wiedereroberung  seiner,  schon 
unter  der  helvetischen  Herrschaft  verlorenen  und  noch- 
immer  nicht  verschmerzten  Landestheile  gelangen  können, 
als  dureh  Bekonetituirung  der  alten  Schweiz.  —  Solothurn 
und  Freiburg,  dem  Berner  Begierungssystem  von  jeher  zu- 
gethan,  waren  für  die  von  Bern  in  Bewegung  gesetete  poli- 
tische Umwandlung  der  Eidgenossenschaft  sehr  bald  ge- 
wonnen. An  beiden  Orten  —  wurden  nach  Bern's  Beispiel 
die-  Mediationsregierungen  aufgelöst  —  und  den  Regenten 
von  1798  die  Thüren  geöfinot,  dass  sie  sich,  —  jedoch  hie 
und  da  nicht  ohne  Gewalt,  —  auf  die  früher  besessenen, 
hohen  Begentenstühle  erhöben,  um  von  da  wieder,  wie  sie 
ea  in  früherer  Zeit  gewohnt  waren,  als  gnädige  Herren  und 
Obere  die  Treuergebenen  gut  und  gnädig  zu  regieren.  — 
Die  erneuerten  Einladungen ,  Mahnungen  und  ernsthaft 
warnende  Vorstellungen  von  Zürich  und  anderen  eidge- 
nössischen Ständen,  an  Bern  erlassen,  konnten  dasselbe  nicht 
bekehren,  nicht  zum  Verein  der  übrigen  Eidgenossen  zurück- 
führen. —  Auch  das-  durch  einen  eigens  nach  Bern  gesen- 
deten Abgeordneten  gemachte  Anerbieten  ,  dass  es  die 
13  alten  Orte,  jedoch  nur  zu  einer  Konferenz  für  eine  Vor- 
bezahlung, nach  Zürich  berufen  wolle,  wurde  von  Bern 
standhaft  zurückgewiesen.  Es  beharrte  auf  der  Nichtaner- 
kennung- des  BundesbeschliHBe»  vom  29.  Dezember  1813  und 
auf  seiner  Protestation  gegen,  die  Selbstständigkeit  der  Kan- 
tone Waadt  und  Aargau,  indem  es  fortwährend  nur  die- 
13  fluten  Orte  als  die  dermalen  bestehende  Schweiz  anerkennen 
wollte.  —  In  Folge  dessen  wurde,  auf  Bern's  Veranlassung, 
von  den  drei  Urkantonen  Uli,  Schwyz  und  Unterwaiden 
eise  Zusammenkunft  von.  Abgeordneten  aus  den  13  alten 
Orten  nach  Luzera  ausgeschriebeil,  wobei  jedoch  nebst 
Luaern  und  den  dsei  benannten  Urständen  nur  noch  Zug^ 
und,  Bern,  Selotharn  und  Freiburg  sieh  einfanden,  also  statt 
13  nur  acht  der  alten  Orte.  —  Mi&tierweileu  lief  die  Zeit  der 
Vertagung  zu  Ende  und  es  trafen  allmählig  die  Gesandten 
der  übrigen  Stande  in  Zürich  ein;  nur  die  in  Lnzern  ver- 
sammelten Kantonsdeputirten  blieben  immer  noch  aus.  — 

Schon  fing  man  an,  an  die  Möglichkeit  einer  Trennung 
dar  Schweiz  in  zwei  Theile  zu  glauben,  die  für  das  ge» 
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sammte  Vaterland  verderblich  und  für  den  Kanton  Aargan 
insbesondere  um  so  bedenklicher  werden  musste,  als  hiedurch 
die  Kantone  Waadt  und  Tessin,  zwei  der  neuen  Kantone, 
von  dem  Bunde  der  nordöstlichen  Stände  abgeschnitten 
worden  wären,  ein  sehr  ominöser  Vorgang  für  die  (ibrigen 
vier  neuen  Kantone,  die  ohnehin  schon  auf  ernstgemeinter  Con- 
scription  stunden.  —  Wie  gerufen  trat  in  diesem  Moment 
hoher  Gefahr  für  den  Portbestand  der  in  sich  uneinigen 
Schweiz  Graf  Capo  d' Istria,  der  russische  Gesandte ,  welcher 
während  der  eidgenössischen  Vertagung  bei  seinem  Kaiser 
im  Hoflager  zu  Basel  neue  Instruktionen  eingeholt  hatte, 
im  Einverständnis  mit  den  übrigen  in  der  Schweiz  an- 
wesenden Ministem  mit  der  Erklärung  hervor,  «dass  die 
alliirten  Mächte  die  politische  Existenz  der 
Schweiz  nur  in  sofern  anerkennen  wollen,  als 
ihre  Bundesverfassung  auf  der  Grundlage  der 
seit  1803  bestehenden  XIX  Kantone  beruhen 
werde!»  — 

Ein  Donnerschlag  für  die  18  alten  Orte!  — 
Wie  nicht  wohl  anders  zu  erwarten  war,  bewirkten 
diese  den  dissentirenden  Ständen  offiziell  zugestellte  Er- 
klärung und  die  fortgesetzten  Bemühungen  besser  gesinnter 
schweizerischer  Abgeordneten  endlich  die  Auflösung  der  Ver- 
sammlung in  Luzern  und  die  Vereinigung  aller  eidgenössi- 
schen Deputationen  zu  der  allgemeinen  Tagsatzung  in  Zürich, 
welche  wegen  den  eingetretenen  Verzögerungen  ihre  Sitzungen 
erst  am  6.  April  1814  eröffnen  konnte.  — 

Eröffnung  der  gemeineidgenöseischen  Tagsataung 
in  Zürich  am  6.  April  1814. 

Die  Kantone  Bern,  Solothum,  Freiburg  und  Zug  be- 
zeichneten ihren  Eintritt  nicht  nur  mit  protestirenden  Er- 
klärungen, sondern  verlangten  nun,  mit  Beiseitsetzung  des 
bereits  in  Zürich  bearbeiteten  Verfassungsentwurfes,  welcher 
den  Ständen  zur  Instruktion sertheilung  mitgetheilt  war,  eine 
Kommission  zu  ganz  frischer  Bearbeitung  der  Bestimmungen 
eines  neuen  Bundesvereins. 

Die  Arbeit  wurde  einer  durch  geheimes  Stimmenmehr 
neuernannten   Kommission  von  7  Mitgliedern  übertragen.1) 

l)  Bestehend  ans  dem  Landammann  Reinhard,  Schultheis«  v.  Mfllin«n, 
Landammann  v.  Beding,  Landammann  Heer,  Schultheis  Bflttlmann,  BSrjrer- 
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Die  Kommission  fand  auf  ihrem  weiten  Feld,  welches 
sie  zu  urbarisiren  hatte,  allernächst  den  bereits  vorhandenen 
ersten  Verfassungsentwurf,  die  besonderen  Instruktionser- 
offnungen  der  Kantonsgesandtschaften,  die  von  da-  und 
dorther  vorgeschlagenen  Zusatzartikel.  Auch  die  fremden 
Minister  sollten  in  vertrauten  Gesprächen  hierüber  gehört 
und  ihre  guten  Rathschläge  berücksichtigt  werden.  — 

Schon  das  Zusammentragen  und  Ausscheiden  des 
mannigfaltigen  Stoffes,  um  ibn  in  ein  zusammenhängendes, 
wohlgeordnetes  Ganzes  zu  bringen ,  erforderte  viel  Zeit  und 
Mühe.  —  Hierauf  wurden  von  der  Kommission  die  wesent- 
lichsten Grundbestimmungen  zur  Vor  berathang  in  die  Tag- 
satzung gebracht.  Da  eröffnete  sich  schon  ein  polnischer 
Reichstag.  Wie  konnte  es  bei  solcher  Meinungsverschieden- 
heit, bei  so  mannigfaltigen  Wünschen  und  Tendenzen,  bei 
so  widersprechenden  Kantonalinteressen  und  bei  den  viel- 
seitigen Eroberungsplänen  wohl  anders  sein,  wo  viele  Kan- 
tone gegen  einander  auf  Kriegsfass  stunden?  —  Der  wahre 
eidgenössische  Geist,  die  wahre  Vaterlandsliebe,  —  waren 
verschwunden;  weitaus  die  meisten  Abgeordneten,  die  hier 
zu  Bathe  sassen,  glaubten  instruktionsgemäss  nur  für 
Haus  und  Herd  arbeiten  zu  sollen.  Was  Wunder,  wenn 
bei  einer  solchen  verworrenen  und  eigensüchtigen  Beruth- 
schlagnng  viele  Monate  verstrichen,  ohne  zu  definitiven 
Schlussnahmen  zu  kommen,  über  die  das  Vaterland  sich  hätte 
erfreuen  können?  —  Nach  vielen  Monaten  endlich  kam  ein 
vollständiger  Verfassungsentwurf  za  Stande,  welcher  nun 
die  Tagsatzung  in  allgemeiner  Beratschlagung  beschäftigen 
sollte.  In  der  Ueberzeugung ,  dass  das  neue  Kommissions- 
werk auch  neue  Instruktionen  der  Kantone  erforderlich 
mache,  wurde  von  mehreren  Seiten  eine  nunmehrige  Ver- 
tagung der  Tagsatzung  in  Vorschlag  gebracht;  allein  die 
Mehrheit  verwarf  diesen  Antrag,  unter  der  Erklärung,  dass 
in  so  schwierigen  Zeitumständen,  wo  noch  keine  konstitu- 
tionelle Bundesbehörde  bestehe,  die  Tagsatzung  sich  nicht 
auflösen  könne,  sondern  fortbestehen  müsse.  —  So  geschah 
es  auch.  — 


melster  Wieland,  Reg.-Rath  Monod.  Die  bald  nach  Paris  abgeordneten 
Kommissions-Mitglieder  v.  Mttünen,  v.  Beding  und  Monod  wurden  für  ihre 
Abwesenheit  dnrch  die  HH.  Bürgermeister  Pflster.  Lan  dam  mann  Zellwege  r 
und  Reglerungsrath  Fetzer  ersetzt. 


—    462    — 

Schon  im  Maimonat  hat  die  Tagsatzung  beschlossen, 
eine  Deputation  (bestehend  ans  den  HH.  v.  Mülinen,  v.  Be- 
ding, Monod)  nach  Paris  abzusenden,  mit  dem  Auftrag, 
ßr.  Majestät,  dem  König  von  Frankreich,  Ludwig  XVflJ. 
zur  Besteigung  des  Thrones  seiner  Väter  die  Glückwünsche 
•der  Eidgenossenschaft  und  die  Wünsche  zur  Wiedererneue- 
rung der  ehemals  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  be- 
stehenden freundschaftlichen  Verhältnisse  zu  überbringen, 
.zugleich  aber  auch  den  zu  dieser  Zeit  in  Paris  anwesenden 
alliirten  Monarohen  mit  der  lebhaftesten  Theilnahme  über 
ihre  ausgezeichneten  Siege  und  der  Wiederherstellung  eines 
dauerhaften  europäischen  Friedens  den  Dank  der  Schweiz 
auszudrücken.  Die  nach  Paris  abgegangene  Deputation  war 
daselbst  vom  25.  März  bis  zum  23.  Brachmonat,  also  fast 
3  Monate  mit  ihren  instruktionsmäs&igen  Aufträgen  be- 
schäftigt. Aus  der  Gesandtschaftsrelation,  welche  der  Tag- 
satzung erstattet  wurde,  lässt  sich  mehr  allgemein  Inte- 
ressantes, als  Wichtiges  und  für  die  Schweiz  Entscheidendes 
-entnehmen. 

Das  Leiden  an  Schwäche  der  Füsse  verkürzte  die 
Audienz  der  Deputation  bei  dem  König  von  Frankreich. 
Nachdem  Se.  Majestät  die  verbindlichen  Ausdrücke  der  im 
Namen'der  Tagsatzung  geäusserten  Gesinnungen  verdankt  hatte, 
sprach  Hochderselbe  u.  a. :  «Er  habe  die  alten  Bündnisse 
und  Verbindungen  Frankreichs  mit  der  Schweiz  nicht  ver- 
gessen, der  Schweizer  in  den  Ebenen  von  Meaux,  wie  der 
durch  dieselben  auf  den  Treppen  der  Tuilerien  gebrachten 
Opfer!  Er  schätze  und  liebe  die  Schweizer-Nation!»  Mit 
diesen  verbindlichen  Worten  entließe  der  König  die  Depu- 
tation. Die  Audienzen  bei  den  Herzögen  von  Angouleme 
und  von  Berry  waren  sehr  wohlwollend  und  verbindlich, 
mit  Bezeigung  ihrer  Achtung  und  Liebe  für  die  Schweizer- 
nation. 

Der  Herzog  von  Orleans  (dermaliger  König  von  Frank- 
reich) empfieng  die  Deputation  äusserst  verbindlich,  rühmte 
den  Schweizer  Nationalcharakter  und  sprach  von  seinem 
während  der  Revolution  in  der  Schweiz  gehabten  Aufent- 
halt mit  dankbarer  Erinnerung. 

Die  Audienz  bei  dem  Bruder  des  Königs,  Graf  von 
Artois,  welche  der  Deputation  durch  Instruktion  der  Tag- 
satzung  besonders  empfohlen  war,    wurde  vergebens   mehr- 
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mal  verschoben,  um  endlich  ganz  darauf  verzichten  zu 
müssen,  wegen  fortdauernder  Krankheit,  womit  der.  Fürst 
zu  dieser  Zeit  belästigt  war.  Er  selbst  Hess  hierwegen 
der  Deputation  sein  Bedauern  äussern,  weil  er  dadurch,  sie 
zu  empfangen,  gehindert  werde,  Hess  sie  aber  zugleich  ver- 
sichern, dass  seine  Gesinnungen  gegen  die  Schweiz  immer 
die  gleichen  seien  und  auch  sein  Bruder,  der  König,  sei  ihr 
wahrer  Freund,  Beide  würden  sich  immer  angelegen  sein 
lassen,  derselben  Proben  ihrer  Freundschaft  und  ihres  auf- 
richtigen Wohlwollens  zu  geben. 

Der  österreichische  Staatskanzler,  Fürst  Metternich, 
empfing  die  Deputation  mit  einnehmender  Höflichkeit.  Er 
eröffnete,  €  dass  sein  Herr,  der  Kaiser,  sie  gerne  sehen 
würde,  dass  er  sehr  wünsche,  dass  ihre  Landesverfassung 
bald  beendigt  sei,  damit  an  dem  den  ersten  August  sich 
eröffnenden  Kongress  in  Wien  Independenz ,  Neutralität  und 
Gentralverband  der  Schweiz  garantirt  werden  können,  zu 
welchem  Ende  sie  einen  Abgeordneten  dahin  senden  möge, 
der  aber  sonst  nichts  zu  verhandeln  haben  werde.»  Herr 
von  Metternich  benachrichtigte  zugleich,  dass  der  Frieden 
zwischen  den  alliirten  Mächten  und  Frankreich  unterzeichnet 
sei,  welcher  auch  die  Garantie  der  schweizerischen  Unab- 
hängigkeit enthalte,  dass  aber  die  gehoffte  Territorial  Ver- 
bindung zwischen  dem  genferischen  nnd  schweizerischen 
Gebiete  von  der  Krone  von  Frankreich  nicht  zugegeben 
worden  sei.  Bald  darauf  erfolgte  die  Audienz  bei  Sr.  Ma- 
jestät dem  Kaiser  von  Oesterreich  selbst.  Der  Monarch 
habe  die  an  ihn  gerichtete  Anrede  mit  gewohnter  Gut- 
müthigkeit  beantwortet,  sodann  von  der  alten  freundschaft- 
lichen Verbindung  mit  der  Schweiz  gesprochen,  indem  er 
noch  hinzufügte :  <  dass  er  jetzt  wieder  ihr  Grenznachbar 
sein  werde.  Auf  Anhalten  derVeltliner  habe  er  einstweilen 
die  Landschaft  besetzen  lassen.»  —  Die  Unterredung  sei 
überhaupt  gemtithlich  gewesen,  wie  es  von  diesem  väter- 
lichen Fürsten  zu  gewärtigen  gewesen  sei,  aber  von  keinem 
neuen  Resultat  begleitet.  — 

Audienz  bei  8.  Majestät  dem  Kaiser 
Alexander  von  Bussland. 

Am  2.  Bracbmonat  fand  die  interessante  Audienz  bei 
dem   Kaiser  von  Russland    statt.     Se.   Majestät   versicherte 
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die    Deputation    des    lebhaften  Antheils,    den   sie    an    dem 
Schicksal     ihres    Vaterlandes     nehme.       Dann     sagte    der 
Kaiser:    «Ganz  Europa  sei  nun  befriedigt  und  die  Schweiz 
sollte    nicht    durch    ihre  Entzweiungen   Aergerniss   geben!» 
Nachdem    der  Kaiser   für    die    Notwendigkeit    der    neuen 
Kantone    sich    ausgesprochen ,    ging    er    sogleich    auf    den 
Kanton  Aargau  über  und   sagte  —  gegen  den  Herrn  von 
Mülinen  gewendet :    <  es   sei  jener  Landestheil ,    so  vormals 
dem  Elanton  Bern  angehörte,    für  Aargau's  Existenz  noth- 
wendig;    doch   es  sei  dieses  eine   abgethane  Sache,    an    die 
Bern  nicht  mehr  denken  solle.»   —   Herr  von  Mülinen,  ob- 
gleich  Abgesandter    der  gemeinen  Eidgenossenschaft,    aber 
hier  bei  dieser  an  ihn  gerichteten  Bede  als  Berner  Magistrat 
angesehen,    glaubte  seiner  Lage  und  seiner  Pflicht  gemäss 
dem  Kaiser  über  obige  Aussprüche  freimüthig  seine  Meinung 
entgegen  äussern  zu   müssen,    da  es  nicht   nur   als  Berner, 
sondern  auch  als  Schweizer  in  seiner  Ueberzeugung  lag,  dass 
keine  Wiedervereinigung   der  Gemüther,    keine  Wiederher- 
stellung der  Ruhe,  der  Eintracht  und  des  Zutrauens  in  der 
Eidgenossenschaft  möglich  sei,  wenn  das  vormalige  bernische 
Aargau  nicht  wieder  mit  dem  Mutterstaat  vereinigt  werde !  ?  — 
Er  sagte  also   dem   Kaiser,    dass,    da  ihm  die  Wiederher- 
stellung des  guten  Vernehmens  in  der  Schweiz  am  Herzen 
liege,    er   es  höchst  bedauern   müsse,    dass  die  Negociation 
des   Kantons   Bern  mit  dem   Hause  Oesterreich  wegen   des 
Frickthals,  seine,  des  Kaisers  Genehmigung   nicht  erhalten 
habe,  indem  nach  seiner  Ueberzeugung  der  durch  die  Minister 
der    drei    alliirten    Höfe    ihren    Monarchen    vorgelegte    und 
empfohlene  Plan,  Ruhe  und  Eintracht  weit  eher  hergestellt 
haben   würde,    als  derjenige,    den    Se.   Majestät    jetzt  an- 
nehme.    Aargau  wäre  nach  Ausführung  jenes  Plans  noch 
immer  ein  zusammenhängender  Kanton   mit  einer   beträcht- 
lichen Bevölkerung  geblieben,    grösser  als  die  der  mehrsten 
alten  Kantone!    —  Herr   von  Mülinen   sprach   mit  Wärme 
von   den   Vorzügen    der  alten  Staatsverwaltung    seiner  Re- 
publik, von  ihrem  durch  die  Revolution  erlittenen  Unglücke 
und   von   der  Bereitwilligkeit    Bern 's,    auf  seine  Ansprüche 
auf  Waadt  Verzicht  zu  thun,  wenn  Aargau  wieder  mit  ihm 
vereinigt  werde!     Da   Herr   von  Mülinen   hierauf  noch  der 
fortdauernden    Anhänglichkeit*    im    Aargau    für    Bern    er- 
wähnte,   widersprach    der    Kaiser    dieser    Behauptung   und 
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fugte  noch  bei :  «Berns  Hartnäckigkeit,  Aargau  zu  behaupten, 
sei  nur  Sache  der  Eigenlieben  —  v.  Mülinen  erwiderte: 
«Sire!  Es  ist  nur  Sache  der  Ehre!»  —  worauf  der  Monarch 
entgegnete:  «dass  es  also  auch  bei  den  Magistraten  der 
neuen  Kantone  Sache  der  Ehre  sein  könne,  ihren  Besitz- 
stand standhaft  zu  behaupten!»  —  Damit  entliess  der 
Kaiser  die  Deputation.  —  Wenn  man  auch  die  freie  Sprache 
des  Berner  Schultheissen  gegen  den  russischen  Kaiser,  wo- 
bei er  den  aufgereizten  Berner  Magistraten  über  den  Abge- 
ordneten der  Eidgenossenschaft  ungebührliche  Meisterschaft 
spielen  Hess,  und  wobei  die  andern  zwei  Deputirten  als 
blosse  stumme  Figuranten  dienten,  keinem  scharfen  Tadel 
unterwerfen  will,  so  bleibt  immerhin  richtig,  dass  Herr  von 
Mülinen  hiebei  der  Sache  Bern's  mehr  geschadet,  als  ge- 
nützt hat.  Der  Kaiser  bestätigte  und  erneuerte,  hiezu 
veranlasst,  was  er  schon  kurze  Zeit  vorher,  auf  seiner 
Durchreise  nach  Frankreich,  in  Basel  der  eigens  an  ihn  ab- 
geordneten aargauischen  Deputation  mit  aller  Bestimmtheit 
zugesichert  hatte,  seinen  erhabenen  und  festen  Willen  für 
die  unveränderte  Erhaltung  des  Kantons  Aargau  in  seinem 
dermaligen  Bestand.  — 

Der  Ausgang  der  grossen  Fürsten-Konferenz  zu  Wien 
beurkundete  in  dieser  Beziehung  vollständig,  dass  Alexander, 
der  hochsinnige  russische  Kaiser,  sein  kaiserliches  Wort 
selbst  gegen  die  Einsprache  der  Minister  aufrecht  zu  er- 
halten Muth  und  Kraft  besass.  — 


III. 

Denkschrift  der  Minister  der  Hohen  verbündeten  Mächte  über 
die  Bundeseinrichtungen  der  Schweiz,  der  eidgenöss- 
sischen  Bundesbehörde  im  April  1814  zugestellt. 

(Von  Graf  Capo  d'Istria.) 

Au  moment  oü  la  nation  suisse  est  dans  Pattente  de 
sa  reconstitution,  les  esprits  riches  en  principes  de  legislation 
et  eclairäs  des  lumieres  veritables  de  Texperience,  ont  mis 
en  circulation  une  masse  d'idees  propres  ä  faire  d^cider  toutes 
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les  questions  politiques  dont  la  Diete  actnelle  s'occape  avec 
tant  de  succes. 

Ces  idees,  prodait  de  la  sagesse  et  du  patriotisine  des 
magistrats  respectables  pris  dans  toutes  les  classes  ei  tous 
les  Etats  de  la  ConfMöration  helv^tique,  ne  sont  et  ne  peu- 
vent  6tre  consid&öes  que  comme  l'expression  la  plus  pure  et 
la  plus  authentique  de  la  volonte1  nationale. 

Les  placer  dans  leur  filiation  naturelle,  les  combiner, 
amener  les  rösultats  de  chaque  combinaison  au  seul  bot  du 
bonheur  interieur  et  de  l'independance  politique  de  Tetat, 
c'est  chercher  les  principes  de  la  reconstitution  dans  leur 
source  legitime,  c'est  les  prendre  dans  le  cceur  et  Tesprit 
de  la  nation  nieme. 

Tel  est  l'objet  du  memoire  qu'on  va  lire. 

MSmoire  prisenti  ä  la  ConfSrence  du  •/„  Avrü  1814. 

Des  övenemens  exterieurs  ont  renverse'  Tancien  <£dific€ 
politique  de  la  Suisse,  et  fonde*  le  Systeme  qui  vient  d'etre 
annulle.  Celui  duquel  la  Diäte  actuelle  va  s'occuper  doit , 
ötre  näcessairement  en  rapport  avec  les  evänemens  politiques 
qui  ont  eu  lieu  jusqu'a  präsent,  et  avec  ceux  qui  peuvent 
en  däriver. 

On  peut  envisager  l'influence  de  ces  ev^nemens,  quant 
ä  la  Suisse,  sous  deux  points  de  vue:  Tun  moral,  Tautre 
politique. 

Le  premier  regarde  Pesprit  public ,  le  second  les  rela- 
tions  interieures  et  la  politique  extärieure  de  cet  Etat. 

L'esprit  public  en  Suisse,  ainsi  que  dans  presque  tous 
les  Etats  europeens,  a  des  longtemps  pris  une  nouvelle  direc- 
tion.  La  chaine  des  anciennes  habitudes  a  ete  brisee.  Les 
peuples  qui  jadis  appreciaient  leur  sort  par  sentiment  ont 
dte*  amenes  a  en  juger  par  la  raison.  Des  droits  et  des 
Privileges,  fruits  des  vertus  et  des  sacrifices  d'une  longue 
suite  d'ayeux,  ont  6t6  soumis  ä  une  analyse  severe.  Tont 
prestige  a  ete  detruit.  De  nouvelles  lois  sont  devenues  ne- 
cessaires.  La  Suisse  a  vu  disparaltre  les  anciennes,  et  Celles 
qui  les  ont  remplacees,  ayant  fait  sous  plusieurs  rapports  le 
bonheur  de  la  nation,  ne  peuvent  ötre  considörees  comme 
des  lois  contraires  ä  l'etat  moral,  aux  voeux,  a  Tinterßt  du 
peuple. 
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Ces  nouvelles  lois  ont  change'  les  rapports  intörieurs  de 
la  Suisse.  Nöanmoins  la  politique  envers  les  fitats  euro- 
peens  demeura  la  möme  en  principe,  mais  point  par  le  fait. 
Ajant  par  une  nöcessite  insurmontable  recu  sa  Constitution 
de  la  France,  cette  Constitution  devait  Gtre  renversee  du 
moment  que  la  guerre  portait  les  armes  des  puissances  enne- 
mies  de  la  France  sur  les  frontieres  de  la  Suisse. 

De  ce  fait,  ainsi  que  de  ceux  dont  on  vient  de  donner 
un  apercu  rapide,  derivent  les  principes  sur  lesquels  la  Suisse 
paralt  devoir  se  reconstituer. 

Du  lien  föderal. 

L'isolement  et  la  Separation  des  XIX  Etats  feraient  leur 
perte.  Un  faible  lien  föderal  pröparerait  leur  dösunion.  La 
Suisse  n'aurait  point  de  Systeme  politique.  Chaque  canton 
suivrait  le  sien,  et  la  Confßdöration  en  aurait  un,  tout  au 
plus,  intentionnel.  Faute  des  moyens  de  le  mettre  en  ex6- 
cution  ä  temps,  il  manquerait  son  but.  Les  puissances  aux- 
quelles  par  occasion  ce  Systeme  serait  nuisible  paralyseraient 
de  longue  main  ces  moyens. 

Etablir  donc  un  fort  lien  föderal,  c'est  maintenir  Tin- 
dependance  de  la  Suisse.  Separer  ces  deux  idöes  et  les  mettre 
en  Opposition  l'une  a  l'autre,  c'est  meconnaitre  la  vörite,  ou 
Youloir  compromettre  le  salut  de  PEtat. 

Vouloir  sans  motifs  est  absurde. 

Vouloir  pour  de  petits  interots  ou  pour  des  intdröts  du 
moment,  ce  n'est  pas  vouloir  en  nation. 

De  la  force  du  lien  föderal. 

Cette  force  ne  saurait  consister  dans  un  pouvoir  central 
et  ne  peut  dans  aucun  cas  rösulter  de  sa  creation.  L'Ame'ri- 
que,  qui  prösente  un  exemple  de  cette  institution,  n'a  rien 
de  commun  avec  la  Suisse.  On  n'a  qu'ä  considerer  l'origine, 
les  rapports  interieurs,  les  circonstances  exterieures  de  ces 
deux  confedörations,  pour  s'en  convaincre. 

La  Suisse  est  par  essence  neutre.  Sa  neutralitö  doit 
etre  fondöe  sur  une  inöbranlable  et  imposante  inertie.  Ainsi 
la  force  du  lien  föderal  ne  peut  consister  et  ne  doit  resulter 
necessairement  que  de  la  nature  et  de  l'etendue  des  pouvoirs 
de  la  Diete  qui  repräsente  les  XIX  cantons. 
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Nature  et  etendue  des  pouvoirs  de  la  Diäte. 

Le  Systeme  de  neutralite  mettra  l'independance  de  Ja 
Suisse  ä  l'abri  de  tous  les  evenemens.  L'inertie  sur  la— 
quelle  ce  Systeme  se  fonde  sera  imposante  et  inebrarüable 
toutes  les  fois  qae  nal  intöret  personne],  nul  egard,  nulle 
qualite,  meme  nul  grand  talent  dans  les  premiers  magistrats 
de  la  Röpublique,  nul  döfaut  de  moyens  ne  pourra  changer 
le  principe  politique  de  la  neutralite'  suisse,  ni  denaturer 
les  mesures  qui  penvent  la  faire  respecter. 

Cette  considöration  determine  la  nature  et  l'ötendue  des 
pouvoirs  de  la  Diete,  et  indique  en  möme  temps  la  forme 
d'apres  laquelle  eile  ne  pourrait,  dans  tous  les  cas,  qu'en  faire 
un  usage  salutaire. 

Ces  pouvoirs  ne  peuvent  regarder  que  trois  objets  bien . 
determines: 

Le  premier  la  tranquillitö  interieure  de  l'Etat; 
Le  second  sa  defense  et  le  maintien    rigoureux  de 

la  neutralite*; 
Le  troisieme  ses  relations  avec  les  puissances  euro- 
peennes. 

Tranquülite  inttrieure. 

Elle  ne  peut  se  fonder  que  sur  la  justice  et  la  sagesse 
des  constitutions  cantonales  et  sur  la  garantie  que  se  don- 
neraient  les  Etats  de  maintenir  reciproquement  Celles  qu'ils 
auraient  adopte'es.  Ges  constitutions  ne  sont  point  achevees. 
Dans  plusieurs  cantons  les  opinions  ne  sont  point  encore 
accordees  sur  les  principes  qui  doivent  regier  leur  reorgani- 
sation.  Dans  d'autres,  les  opinions  ötant  accordees  sur  les 
principes,  il  reste  encore  ä  les  röunir  sur  une  bonne  appli- 
cation  de  ces  memes  principes.  Cet  objet  ne  peut  ätre  du 
ressort  de  la  Diete  actuelle,  mais  il  paralt  urgent  d'en  con- 
sacrer  l'importance  par  le  pacte  föderal,  de  le  räserver  aor 
travaux  de  la  premiere  Diete  constitutionnelle,  et  de  prendre 
en  attendant  des  mesures  propres  ä  rassurer  tous  les  esprits- 
et  ä  leur  inspirer  le  calme  et  la  confiance  n^cessaires  pour 
porter  ä  un  terme  satisfaisant  une  si  belle  entreprise. 

Defense  de  VJßtat  et  maintien  rigoureux  de  la  neutralite. 

Dans  nos  temps  un  Etat  dösarme\  ou  arme'  sans  Systeme 
et  sans  unite,    entoure"   de  voisins  puissans,  n'est  point  un-. 
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Etat.  S'il  existe,  c'est  k  la  bienveillance  ou,  tout  au  plus, 
k  la  politique  qu'il  le  doit.  Cette  existence  n'est  point  la 
plus  honorable. 

La  Suisse  presente  en  ce  moment  ce  spectacle  affligeant. 
Son  interet,  sa  gloire,  sa  söcurite  future  exigent  qu'elle  sorte 
de  cette  fausse  attitude,  et  qu'elle  annonce  par  ses  institutions 
föderales  k  l'Europe,  que  cinquante  mille  guerriers  couvri- 
ront  au  besoin  ses  frontieres,  et  que  toute  la  nation  viendra 
les  soutenir  pour  faire  respecter  les  limites  des  son  territoire 
et  sa  neutralite. 

La  Suisse  doit  d'autant  plus  mettre  en  ävidence  ses 
moyens  militaires,  que  la  force  d'opinion  qui  contribuait 
naguere  k  sa  defense  n'existe  malheureusement  plus. 

Une  Organisation  militaire,  dirigee  dans  cette  vue  et 
reglee  constamment  par  un  conseil  de  guerre  permanent, 
des  fonds  preparös  et  toujours  disponibles  pour  l'entretien 
d'une  armee,  voilä  comment  la  Suisse  pourrait  se  dire,  je 
suis  neutre  et  je  le  serai.  Voilä  ce  qu'elle  se  doit  pour 
avoir  des  tdtres  k  une  place  honorable  parmi  les  iStats  de 
l'Europe. 

La  Diete  devrait  consöquemment  6tre  munie  de  tous  les 
pouvoirs  necessaires  k  l'organisation  de  cette  force  militaire 
et  de  tous  les  moyens  propres  k  la  faire  agir  au  premier 
moment. 

Relations  exterieures  et  forme  du  rSgime  federal. 

Ces  relations  sont  simples  et  faciles,  elles  partent  du 
principe  de  la  neutralite.  Elles  tendent  k  faire  respecter  la 
neutralite.  La  maniere  de  les  regier  est  indiquee  par  l'at- 
titude  dans  laquelle  se  trouvent  et  se  trouveront  les  Etats 
avec  lesquels  la  Suisse  est  en  rapport. 

Du  canton  directeur. 

Si  en  Europe,  et  surtout  dans  les  Etats  qui  avoisinent 
la  Suisse,  il  n'y  a  plus  de  mouvemens,  si  le  calme,  l'ordre 
■et  un  Systeme  fonde  sur  le  droit  des  gens  et  sur  les  stipu- 
lations  qui  le  consacrent,  remplacent  les  armemens  formi- 
dables  qui  existent  actuellement,  alors  les  relations  politiques 
de  la  Suisse  pourront  etre  avantageusement  röglöes  d'apres 
l'ancienne  forme  d'un  canton  directeur.  Des  que  les  peuples 
-europeens  seront  dösarmes,   que   les  rapports  respectifs  des 
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Etats  seront  etablis  et  soutenus  par  la  force  d'un  vöritable- 
öquilibre  politique,  la  Suisse  fera  de  son  inertde  sa  princi- 
pale  defense  et  la  sauve-garde  de  sa  liberte.  Cette  inertie 
ne  saurait  uiieux  se  concilier  avec  les  avantages  d'une  forte 
centralis  föderale  que  par  l'institution  de  la  Diete  revätue 
de  pouvoirs  tres-ötendus,  mais  qui  n'est  assemblee  tous  les 
ans  qu'une  fois,  ou  dans  des  circonstances  extraordinaires- 
que  la  loi  devrait  döterminer  cependant. 

Les  anciennes  institutions  fournissent  assez  de  lumi&res 
pour  retablir,  d'apres  le  vceu  des  Etats,  cette  forme  de  re- 
gime fedöral. 

Du  conseü  fetteral. 

Mais  dans  le  cas  que  les  puissances  europeennes  prissent 
une  attitude  belligerante,  lorsque  la  Suisse  pourrait  prösumer 
avec  fondement  la  possibilite  de  se  voir  impliquee  directe- 
ment  ou  indirectement  dans  une  guerre  dtrangere,  c'est  alors 
que  sa  principale  force  politique,  la  sauve-garde  de  9011 
independance,  ne  pourrait  consister  que  dans  l'activitö  soa- 
tenue  du  pouvoir  central  de  la  Conföderation. 

La  Diete  qui  en  est  constituöe  ddpositaire  par  le  pacte 
föderal  s'assemblerait,  et  ayant  pris  connaissance  de  l'&at 
des  cboses,  eile  jugerait  de  Pattitude  dans  laquelle  la  Oon- 
födöration  devrait  se  placer. 

S'agit-il  de  sauver  la  patrie  par  la  force  d'inertie,  la 
Diete  n'a  qu'ä  se  dissoudre  et  laisser  au  canton  directeur  l'exer- 
cice  de  ses  fonctions  diplomatiques. 

S'agit-il  d'armer  les  frontieres  de  la  Suisse,  d'entamer 
des  negociations,  de  renforcer  les  rapports  politiques  de  l'Etat 
avec  des  puissances  ätrangeres,  alors  le  regime  fede>al  doit 
etre  actif,  fort,  soutenu,  prolonge. 

La  permanence  de  la  Diete,  qui  pour  ce  cas  deviendrait 
nöcessaire,  ne  saurait  trop  s'allier  avec  les  convenances  des* 
cantons,  peut-etre  möme  avec  les  succes  les  plus  assurös  du 
regime  fedöral. 

Ne  pouvant  donc  pas  se  charger  eÜe-m&ne  de  oe  re- 
gime, la  Di&te  le  confererait,  pour  le  cas  susmentionnä  et 
pour  un  temps  bien  determine,  a  un  conseü  auquel  eile- 
accorderait,  d'apres  les  principes  statues  par  le  pacte  föderal,, 
les  pouvoirs  et  les  moyens  nöcessaires  a  l'exercice  salntaire- 
de  ses  fonctions  importantes. 
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Ge  conseil  serait  composö  de  cinq  membres,  deux  ap- 
partenant ä  deux  des  plus  forts  anciens  cantons  aristocrati- 
ques,  deux  appartenant  a  deux  des  anciens  cantons  demo- 
cratiques,  et  un  appartenant  aux  nouveaux  cantons. 

Pour  öviter  tous  les  inconveniens  d'un  choix  confie*  au 
basard  ou  influence*  par  les  egards  ou  par  des  interßts  sub- 
alternes, on  designerait  dans  le  pacte  föderal  les  cinq  can- 
tons, et  Ton  pourrait  statuer  que  les  gouvernements  respectifs 
de  ces  cantons  nommeraient  leur  depute  au  conseil  fedäral, 
en    le    prenant    toujours   parmi  leurs  premiers  magistrats. 

L1  Organisation  de  ce  conseil  föderal,  les  formes  de  sa 
correspondance  diplomatique,  sa  chancellerie  sont  des  objets 
que  le  pacte  föderal  devrait  regier  d'abord. 

Du  regime  fediral  qu'il  faudrait  activer  maintenant. 

Faut-il  actuellement  mettre  en  activite*  le  canton  direc- 
teur  ou  le  conseil  federal? 

Cette  question  est  däcidee  par  la  nature  des  cboses  et 
par  les  principes  ci-dessus  mentionnes. 

L'inertie  du  rägime  föderal,  c'est-a-dire  la  question  du 
canton  directeur,  ne  saurait  convenir  dans  une  e'poque  oü 
l'Europe  est  encore  sous  les  armes,  oü  les  relations  politiques 
des  Etats  qui  avoisinent  la  Suisse  vont  s'etablir,  oü  la  Suisse 
elle-möme  va  reprendre  ses  anciennes  frontieres  et  ad  mettre 
a  son  association  föderale  les  Etats  que  les  hautes  puissances 
se  proposent  de  lui  accorder,  oü  enfin  plusieurs  parmi  les 
XIX  cantons  sont  encore  dans  la  crise  d'un  revision  consti- 
tutionnelle. 

II  paralt  donc  que  le  conseil  föderal  devrait  etre  ötabli 
de  suite.  Et  pour  cette  premiere  fois  seule,  il  n'y  aurait 
qu'une  exception  ä  la  regle  que  le  pacte  föderal  sanctionne- 
rait,  savoir  de  faire  nommer  le  conseil  federal  par  la  Diete 
dans  son  sein;  eile  en  cboisirait  les  membres  parmi  les  dl- 
putäs  des  cinq  cantons  designes  par  la  loi. 

En  installant  ce  conseil,  la  Diete  le  munirait  des  pou- 
voirs  necessaires  ä  Pexercice  des  fonctions  importantes  qu'elle 
lüi  confierait;  eile  fixerait  d'une  maniere  positive  le  terme 
et  la  duröe  de  ses  fonctions. 

Ce  sont  les  evenemens  exterieurs  et  l'ötat  interieur  de 
la  Suisse  qui  pourront  assigner  avec  assez  de  justesse  et  de 
präcision  le  terme  de  cette  duröe. 
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La  Diäte  ordinaire  s'assemblera  l'annäe  prochaine.  Ce 
serait  dejä  an  point  fixe.  Da  moment  qu'elle  est  assemblee, 
les  fonctions  da  conseil  föderal  cessent. 

Mais  si  avant  cette  öpoque  les  armees  formidables  qoi 
sont  encore  en  mouvement  sont  rentrees  dans  les  Etats  res- 
pectifs,  si  le  Systeme  politiqae  de  l'Europe  est  rätabli  sar 
des  garanties  röciproques,  consacrees  par  des  traitäs  solennels, 
si  la  Suisse  s'est  mise  en  possession  de  ses  anciennes  fron- 
tieres,  si  eile  combine  ses  relations  avec  les  cantons  que  la 
paix  generale  va  lui  associer,  si  la  concorde  et  la  paix  In- 
terieure de  cet  <ätat  est  ögalement  fondäe  sar  ane  sage  conci- 
liation  de  tous  les  interßts  legitimes  et  des  opinions  les  plus 
saines  et  les  moins  exagöräes,  alors  il  serait  stipule*  que  le 
conseil  föderal  procöderait  ä  la  convocation  d'une  Diete  extra- 
ordinaire,  lui  rendrait  compte  de  sa  gestion,  räsignerait  ses 
pouvoirs  et  le  canton  directeur  entrerait  dans  l'exercice  de 
ses  fonctions. 

Maniere  dy arnener  le  perfectionnement  des  constitutions  cm* 

tonales. 

Les  XIX  cantons,  comme  fitats  Souveräns,  ont  le  droit 
de  statuer  librement  sar  lears  constitutions  respectives. 

Toas  (honnis  les  anciens  cantons  dämocratiques  qoi  ont 
ete  et  sont  a  l'abri  de  tout  changement  a  cet  egard)  ont 
admis  lo  principe  de  procäder  a  la  revision  et  modification 
de  la  Constitution  que  leur  laissa  l'acte  de  mödiation. 

Cette  oeuvre  salutaire  a  6te*  entreprise  avec  pr&ipitation 
d'un  cötö,  avec  trop  de  mäfiance  de  l'autre.  Ici  eile  est 
censee  dejä  portee  ä  son  terme  definitif;  la  eile  est  ä  com- 
mencer.  Partout  eile  presente  encore  des  objets  ä  regier  qoi 
semblent  cependant  ne  pas  manquer  d'interet. 

II  est  d'abord  d'une  importance  majeure  de  mettre  an 
certain  accord  par  le  fait  entre  la  räforme  des  actes  consti- 
tutionnels  des  anciens  et  des  nouveaux  cantons.  II  semble 
aussi  que  la  majorite*  des  suffrages  se  reunit  pour  recon- 
naltre  l'urgence  d'une  intervention  amicale  et  neutre  aupres 
des  cantons  qui  sont  les  moins  susceptibles  de  parvenir  ä 
un  accord  spontane  au  sujet  de  la  reforme  de  la  Constitution. 

Dans  cette  double  vue,  ne  pourrait-on  constituer  du  conseil 
föderal  actnel,  pour  cette  seule  fois,  une  commission  d'arbi- 
tres,  du  conseil  et  de  la  Cooperation  desquels  les  cantons  qui 


-     473     — 

presentent  le  plus  de  difficultäs  dans  leur  reorganisation 
prendraient  la  regle  de  leur  conduite  et  le  mode  de  procöder 
&  la  röforme  de  leur  Constitution? 

Ces  arbitres,  apres  avoir  ecoute*  les  parties  interessöes 
et  divergentes,  emettraient  leur  opinion.  Cette  opinion  ne 
deviendrait  loi  que  du  consentement  de  l'autorite  respective 
qui  repräsente  le  pouvoir  legislatif  dans  chaque  canton. 

Cette  institution  et  cette  forme  de  terminer  les  düf^rens 
<\vd  peuvent  avoir  une  influence  sur  l'etat  politique  de  la 
nation,  trouvent  des  exemples  dans  l'histoire  de  la  Confödö- 
ration  qui  recommandent  l'une  et  sanctionnent  Tautre;  les 
reproduire  ä  cette  epoque  serait  ä  la  fois  utile,  honorable 
et  salutaire  pour  la  Suisse. 

Ainsi  dans  la  nouvelle  Diete  les  XIX  Etats  pourraient 
•esperer  de  reconnaltre  et  garantir  reciproquement  leurs  codes 
constitutionnels. ') 


IV. 
Die  Veltliner-Deputation  am  Wiener-Kongress. 

Wir  beabsichtigten  anfänglich  den  nachstehenden  Bericht, 
der  ein  richtigeres  Bild  von  dem  ganzen  Verlauf  der  Sache 
gibt,  als  unsere  schweizerischen  Quellen,  und  dennoch  selbst  in 
Graubünden  wenig  bekannt  ist,  in  deutscher  Uebersetzung 
mitzutheilen.  Der  eigentümliche  Ton  jenes  gründlichen  Hasses 
gegen  die  Graubündner  Herrschaft,  welcher  mehr  als  alles 
Andere  zu  dem  schliesslichen  Verluste  des  schönen  Grenzlandes 
beigetragen  bat,  lässt  sich  aber  in  einer  andern  Sprache  nicht 
wiedergeben.  Für  Personen,  denen  die  frühere  Geschichte  der 
drei  Herrschaften  nicht  geläufig  ist,  aus  denen  sich  das  Land 
zusammensetzte,  welches  im  Allgemeinen  mit  dem  Gesammt- 
namen  €  Valtellina  >  bezeichnet  wird,  diene  folgendes  kurze 
Resume'  derselben: 

Während  des  grossen  Krieges  der  Eidgenossen  für  den 
Papst   Julius   II.    und    die    heilige    Liga    gegen    die    fran- 


*)  Eine  zweite  Denkschrift  von  Capo  dlstria,  Schrant  und  Chambrier 
-vom  8-  20.  Mal  1814  findet  sich  in  Abschied  II,  Lit.  J. 
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zösische  Regierung  in  Oberitalien  benutzten  die  drei  Bünde, 
aufgefordert  von  dem  Bischof  von  Chur,  den  Anlass,  am  am 
24.  Juni  1512  die  Grenze  des  Puschlaverthais  (das  sie  bereits 
seit  1487  besassen)  zu  überschreiten  und  die  drei  mailän- 
dischen  Herrschaften  Veltlin,  Bormio  und  Chiavenna  sich 
anzueignen.  Sie  erreichten  diess  ohne  ernstlichen  Kampf; 
einzig  in  dem  Schlosse  von  Cleven  hielt  sich  der  französische 
Kommandant  Fayet  noch  längere  Zeit,  bis  er  dem  Hunger 
erlag.  Sonntag  den  27.  Juni  1512  wurde  zu  Teglio  von 
den  Veltliner  Deputirten  dem  Herkules  Capaul,  Anführer  des 
Kontingents  des  grauen  Bundes,  Treue  geschworen.  Den  Ab- 
geordneten wurde  dabei  eine  förmliche  Erklärung  über  die 
rechtliche  Stellung  des  Landes  versprochen  und  dieselbe  er- 
folgte sodann  zu  Ilanz  am  13.  April  1513  in  der  Form, 
wie  diess  in  älterer  Zeit  gewöhnlich  bei  den  Unterthanen- 
ländern  zu  geschehen  pflegte,  durch  Bestätigung  aller  ihrer 
bestehenden  Rechte  und  Freiheiten. 

Die  untersten  drei  « pieve  > ,  die  bis  nach  Gravedona 
am  Comersee  reichten,  gingen  schon  1526  an  den  Kastellan 
von  Musso,  Jacob  v.  Medici,  verloren.  Mit  dem  Bisthum 
Chur,  das  ursprünglich  in  Folge  von  Schenkungen  die 
Landesherrschaft  beansprucht  und  die  drei  Bünde  veran- 
lasst hatte,  sie  geltend  zu  machen,  wurden  1514—1530 
Verträge  geschlossen,  wornach  dasselbe  bloss  noch  ein  be- 
stimmtes Einkommen  aus  dem  Zoll  von  Cleven  behielt. 

Das  eigentliche  Veltlin  wurde  von  einem  Landeshaupt- 
mann und  einem  Vikari  regiert,  von  denen  der  letztere  die 
Kriminalsachen  und  im  mittleren  Theil  des  Thals  (terzero  di 
mezzo,  wo  sich  die  Landeshauptstadt  Sondrio  befand)  auch 
die  Civiljudikatur  besorgte.  In  den  andern  beiden  Terzeren 
waren  für  dieselbe  besondere  «Podestaten»  vorbanden.  Die 
Thalleute  selbst  hatten  das  Recht,  zu  diesen  graabündne- 
rischen  Beamten  einen  Thalrath  und  Thalkanzler  für  ökono- 
mische Angelegenheiten  zu  bestellen  und  den  Vikarras  aus 
drei  ihnen  Vorgeschlagenen  zu  wählen. 

Die  Grafschaft  Worms  (Bormio)  hatte  eine  freiere  Ver- 
fassung, indem  sie  zu  dem  Graubündner  Podesta  zwei  Offizialen, 
16  Räthe  und  13  Richter  selbst  wählte ;  dieses  Land  hätte  sieb 
überhaupt  zur  direkten  Verbindung  mit  Graubünden  (ähnlich 
wie  Puschlav  1487  infolge  Abtretung  von  Lodovico  Moro  an- 
geschlossen worden  war)  schon  in  alter  Zeit  am  besten  geeignet 
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Die  Grafschaft  Cleven  theilte  sich  in  zwei  Gerichts- 
bezirke,  in  welchen  der  «  Comissari »  von  Cleven  und  der  c  Po-  ' 
desto»  von  Plurs  die  Regierung  und  Judikatur  (mit  et- 
welchem  Zuzug  von  einheimischen  Rechtsgelehrten  in  Cleven) 
verwalteten.  (Vgl.  hierüber  die  Beilagen  Y.  u.  Z.  zu  dem 
Abschied  der  laugen  Tagsatzung  Band  II). 

Diese  Regierung,  die  von  den  graubündnerischen  Hoch- 
gerichten in  einer  gewissen  Reihenfolge  alle  drei  Jahre 
bestellt  wurde,  verschlechterte  sich  im  Laufe  der  Zeit,  wie 
überall  in  den  schweizer.  Unterthanenländern,  und  auch  zwei 
in  der  Geschichte  Graubündens  berühmte  Verträge  mit  der 
spanischen  Regierung  von  Mailand,  der  Traktat  von  Madrid 
vom  25.  April  1621  und  die  Mailänder  Kapitulation 
vom  3.  Sept.  1639  über  die  Religion  und  Regierung  in  Veltlin, 
Cleven  und  Worms,  auf  welche  sich  die  Verhandlungen  von 
1814  wiederholt  berufen,  verbesserten  das  nicht  wesent- 
lich, gaben  aber  den  Veltlinem  einen  Anhaltspunkt  an  der 
jeweiligen  oberitalienischen  Regierung,  wie  ihn  die  Waadt- 
länder  (deren  Geschichte  überhaupt  manche  Analogien  dar- 
bietet), an  der  französischen  durch  den  Lausanner  Vertrag 
hatten.1) 

Die  Geschichte  von  Romegialli  (IV.  pag.  105  ff.)  ent- 
hält  eine  ganze  Reihe   von   Anekdoten   über  die   schlechte 


l)  Die  Hauptbestimmungen  dieser  Kapitulation  von  1639  sind  folgende: 

Der  König  von  Spanien,  Herzog  von  Mailand,  verspricht  darin,  sich 
nicht  in  die  Regierung-  der  drei  Bünde  gegenüber  ihren  Unterthanen  zn 
mischen,  bewilligt  freien  Handel  auf  den  mallandlschen  Märkten  und  eine 
Pension  von  1300  Kronen  für  jeden  Bond.  Die  Bündner  müssen  eine  Am- 
nestie im  Veltlin  bewilligen  und  die  alten  Veltlincr  Rechte  und  Privilegien, 
wie  sie  vor  dem  Jahre  1620  bestanden,  aufrecht  erhalten. 

Bezüglich  der  Religion  sind  in  dieser  Kapitulation  besonders  folgende 
Artikel  enthalten: 

26.  Per  quello  che  tocca  la  religione  11  signori  Grisoni  promettono  di 
osservare  e-far  osservare  inviolabilmente  da  snoi  offlciall  et  magistrati  li 
segnenti  capitoll: 

•  87.  Che  nella  Valtellina  et  duol  Contadi  non  habbla  da  essere  altra  reli- 
gione che  la  Cattolica,  apostolica,  Romana  con  espressa  esclusione  dl  qua- 
lunque  esercitio  o  uso  d'altra  religione  che  non  sii  la  cattolica. 

28.  Che  si  osservi  tutto  cid  che  si  osserva  dalli  signori  8vlzzerl  dellt 
dodecl  cantone  nelle  prefetture  di  Lugano,  Locarno  et  Mendrisio,  con  che 
Vinquisitione  non  sii  lntrodotta. 

81.  Kon  si  osserveranno  legi  o  decretl  oontrarij  alla  religione  o  llberta 
eccleslastica,  anzl  venendo  bolle  ecclesiastiche  si  pnblicaranno  senza  alcnn 
impedimento. 

Eine  katholische  Amtsperson  soll  jederzeit  eine  besondere  Wachsam- 
keit Über  diese  Rechte  der  katholischen  Religion  ausüben,  und  wenn  selbst 
den  protestantischen  Amtleuten  der  Grau  bündner  im  Veltlin  Kinder  geboren 
werden,  so  dürfen  sie  sie  dort  nicht  anders  als  katholisch  taufen  lassen 
(Art.  84).  Jede  gemischte  Ehe  ist  verboten  und  dem  Bischof  von  Como  und 
geistlichen  Visitatoren  ihre  Jurisdiction  garantirt  (Art  29,  80,  81). 
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Eegierung  und  Bestechlichkeit  der  bündnerischen  Beamten, 
u.  A.  einen  förmlichen  Sozietätsvertrag  zwischen  einem 
Peter  v.  Planta  von  Zuz  und  Gaudenz  v.  Misani  vom  6.  Januar 
1770,  worin  dieselben  sich  versprechen: 

«  Noi  sottoscritti,  avendo  riguardo  alla  nostra  lunga  e 
costante  amicizia  per  riunire  sempre  piü  la  base,  accrescere 
il  nostro  interesse,  ed  ingrandire  il  nostro  credito,  abbiamo 
stabilita  la  seguente  convenzione  d'osservarsi  inviolabilmente 
in  parola  d'onore  e  con  tutta  segretezza  e  precauzione  che 
sarä  possibile. 

I.  Di  fare  a  metä,  quanto  airinteresse  di  tutti  gli  officj. 
de  quali  Tuno  o  Taltro  di  noi  ne  sara  neli'av venire  incaricato 
in  Valtellina,  compresovi  il  Vicariato  deU'anno  1771,  TofBcio 
di  Tirano  del  1771,  quello  del  1773,  il  governo  del  1773, 
quello  del  1775,  item  le  sindicature,  e  finalmente  tutti  gli 
offici  che  noi  potremo  avere  e  che  troveremo  convenienti 
alle  nostre  mire  le  quali  devonsi  sempre  fare  gli  acquisti  di 
eomune  concerto. 

II.  Di  procurarci  Tuno  aH'altro  tante  delegazioni  Loco 
Dominorum  tutti  compromessi,  tante  rimesse,  insomma  tante 
di  occasioni  di  profitto ,  che  sarä  possibile ,  e  di  fare  sopra 
di  ciö  sempre  a  meta,  come  pure  di  tutti  li  regali  o  presenti 
che  l'uno  o  Taltro  acquisterä,  sotto  parola  d'onore  ». 

Die  Unterthanen  wurden  auf  diese  systematische  Art 
geplündert,  ohne  dass  das  graubündnerische  Staatswesen,  das 
arm  war  und  blieb,  davon  einen  direkten  Vortheil  hatte. 

Schon  seit  dieser  Zeit,  wie  es  scheint,  verbreiteten  sich 
im  Veltlin  Gerüchte  über  eine  bevorstehende  Abtretung  des 
Landes,  worüber  die  drei  Bünde  am  14.  Juni  1774  eine 
merkwürdige  Proklamation  erliessen.1) 

Im  Jahre  1788  schickten  die  Veltliner  ihren  Thalkauzler, 
den  Grafen  Diego   Guicciardi,   an   die  damalige  öster- 


»)  Dieselbe  lautet  in  Ihrem  Eingange: 

»Noi  ecc.  11  paterno  amore  e  Sovrana  Clemenza  con  cut  l'Eccels© 
Nostro  Principe  si  aegnö  in  ogni  tempo  di  benlgnamente  ascoltare  le  pre- 
mure  di  questi  snoi  paesi  sndoitl  formano  il  piü  sicuro  pegno  della  costante 
loro  fedella  e  sommiasione. 

Sotta  Tonibra  d'un  governo  si  felice,  che  tende  a  conservare  la  pace 
publica  e  la  quiete  de  particolari  nulla  pote  riuscire  piü  strano  all'  Eecelsa 
nostra  super iorita  che  le  notizie  gluntegll  delle  dicerle  che  pubbllcamente 
vanno  qul  serpegiandosi,  come  che  qnesta  Valle  dovesse  pasaare  sotto  nn 
dominlo  foresto." 

Die  sämratlichen  Klagen  des  Veltlins  stellt  Romegialli  Im  IV.  Band, 
pag.  115  näher  zusammen. 
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reichische  Regierung  in  Mailand  (den  Grafen  Wilczek),  um 
(genau  wie  Laharpe  im  Jahre  1797)  deren  Intervention  auf 
Grund  des  Mailänder  Kapitulats  anzurufen,  welche  auch  in 
einem  Schreiben  vom  16.  Mai  1788  zugesagt  wurde.1) 

Von  hier  ab  beginnt  die  Revolution  mit  offenem  Bei- 
stände Oesterreichs,  eingeleitet  durch  einen  Broschürenkrieg, 
in  welchem  die  graubündneri sehen  Autoren  gegenüber  der 
italienischen  Beredtsamkeit  den  Kürzern  zogen,2)  fortgesetzt 
durch  mehrfache  Missionen  von  Abgeordneten  nach  Wien  zu 
dem  Fürsten  Kaunitz,  von  welchem  sie  schliesslich  die  Er- 
öffnung eines  Kongresses  in  Mailand  über  ihre  Be- 
schwerden erlangten. 

In  dieser  Zeit  machte  ein  mit  Recht  berühmter  Grau- 
bündner  Staatsmann,  Ulysses  v.  Salis-Marschlins, 
einen  Vermittlungsvorschlag,  welcher  besser  als  alle  sonstigen 
Worte  zeigt,  wo  eigentlich  die  Schwierigkeit  einer  Verbesserung 
der  Verhältnisse  lag.  Dieser  Vorschlag  ging  nämlich  dahin, 
dass  die  Veltliner  einen  bestimmten  Tribut ,  statt  der  un- 
bestimmten Erpressungen  aller  Art,  und  zwar  an  die  drei 
Bünde  selbst  und  nicht  an  ihre  Beamten,  bezahlen  sollten. 
«  Ognun  vede,  soggiungeva  il  Marschlins,  che  coli1  eseeuzione 
di  questo  piano,  saranno  tolte  ad  un  tratto  tutte  le  doglianze. 

Tutto  cangerä  aspetto II  Principe  che  cesserä  d'essere 

indotto  in  errore  dall'interesse  privato  o  dalla  parzialitä  de1 
suoi  meinbri,  giudicherä  imparzialmente  di  quelÜ  e  sara  dis- 
posto  ad  aecordare  ai  sudditi  tuttocciö  che  loro  procuri  una 
vera  felicitä»  (Romegialli). 

Die  Verhandlungen  in  Mailand  führten  zu  keinem  Re- 
sultate,8) das  in  Graubünden  angenommen  wurde,    dagegen 


*)  Der  Schlass  dieses  Schreibens  an  Gnicciardi  lautet: 
„Potra  frattanto  V.  8.  Iilustrissima  asslcurare  la  sua  Valle  del  conto 
che  sl  fa  de  IIa  confidenza  da  essa  collocata  nella  protezione  di  8.  Maestä.  e 
del  suo  R.  Governo,  il  quäle  non  lasciera  in  ogni  incontro  di  dar  tutta  la 
mano  per  quanto  da  Esso  dipende,  acciö  tolti  siano  li  inconvenientl  che 
fossero  per  emergere  contrarj  al  riferito  Capitolato.  E  frattanto  sono  con 
vera  stinia,  e  confidenza. 

Milano  li  16  inaggio  1783.  Wilzek." 

*)  Die  wesentlichen  Broschüren  sind  angegeben  bei  Romegialli  IV, 
1S4  ff. 

■)  Ueber  die  15  Beschwerdepunkte ,  welche  die  Veltliner  formulirt  hatten , 
gibt  vom  graubündnerlschen  Standpunkte  am  besten  eine  Schrift  Auskunft, 
welche  den  Titel  führt:  -Fernerer  Erweis,  dass  die  von  den  Deputirten  des 
Veitlins  und  der  Jurisdiction  Cleven  wider  ihren  Landesfürsten  eingebrachten 
15  Beschwerdepunkte  unbegründet  sind.1* 
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wurde  ein  Reformbeschluss,  welcher  ohne  Zuthun  der  Veit- 
liner  am  4.  April  1793  in  Chur  ge'fasst  worden  war,  durch 
eine  neue  Mission  Guicciardi's  nach  Wien  in  seinen  Wirkungen 
vereitelt.  Wie  hoch  die  Leidenschaft,  bevor  Bonaparte  in 
Italien  erschien,  bereits  gestiegen  war,  ergibt  sich  am  Besten 
daraus,  dass  ein  gedrucktes  Manuskript,  angeblich  von  der 
Hand  des  Henkers  von  Chur,  im  Veltlin  verbreitet  wurde, 
welches  sich  für  die  Beseitigung  aller  Geldbussen  aussprach, 
wodurch  ihm  ein  sehr  erheblicher  Verdienst  in  Aussicht 
stehe  (Romegialli  IV.  825).  — 

Mit  dem  Erscheinen  der  Franzosen  in  der  Lombardei 
bildete  sich  sofort  ein  Klub  in  Sondrio,  welcher  die  Verei- 
nigung des  Veit  lins  mit  der  neuzuerwartenden  Gestaltung 
Oberitaliens  unter  französischer  Protektion  anstrebte.  Der 
General  Vial  (späterer  Gesandter  bei  der  Eidgenossenschaft) 
erschien  persönlich  in  Sondrio,  um  Fühlung  mit  den  dortigen 
Revolutionären  zu  gewinnen,  und  bereits  am  29.  Mai  1797 
fand  die  berühmte  geheime  Versammlung  in  der  Kirche 
von  San  Pietro ,  unterhalb  Berbenno ,  statt  (der  Veltliner 
Rütlischwur),  in  welcher  sich,  unter  Vorangang  des  Arciprete 
Andrea  Parravicini  von  Berbenno,  die  Patrioten  schriftlich 
zur  Losreissung  von  Graubünden  verbanden  (Romegialli  IV. 
333).  Hierauf  folgte  rasch  die  Aufpflanzung  des  Freiheits- 
baumes in  Sondrio  und  die  Verabschiedung  des  Graubüudner 
Landeshauptmanns  Clemente  a  Marca  von  Misox,1)  welche, 
ähnlich  derjenigen  des  Grossherzogs  von  Toscana  in  unseren 
Tagen,  in  den  angenehmen  Formen  italienischer  Höflichkeit 
geschah. 

Nicht  zu  übersehen  ist  bei  dieser  Revolution  der  Eifer 
der  katholischen  Geistlichkeit  für  dieselbe  und  gegen  das 
in  Mehrheit  protestantische  Graubünden.  Der  Geschichts- 
schreiber des  Veitlins  sagt  selbst,  die  Losreissung  sei  häufig 
zum  Gegenstande  « di  sacra  eloquenza »  gemacht  worden. 
Der  «Pietro  eremita»  des  Thals,   der  Kapuziner  Nicola  Ve- 


')  Romegialli  nennt  ihn  „uno  personagglo  che  meritatö  avrebbe  ftppa- 
rirsi  in  tempi  molto  migliori."  Dieser  Abscnlusa  einer  dreihundertjährigen 
Fremdherrschaft,  wie  er  nur  unter  Angehörigen  eines  so  fein  organLsirten 
Volkes,  wie  das  italienische,  stattfinden  konnte,  war  folgender: 

„Il  corpo  patriotlco  recatosi  poscia  col  cancelliere  di  terziero.  Glaointo 
Carbohera,  allora  procancelliere  generale,  al  palazzo  di  governo,  congedonne 
il  governatore,  il  quäle  eorrispose  con  grazioso  compumento  a  dolci  niodi 
ed  urbanl  in  quella  acerba  contingenza  usatigli.  Stette  in  Sondrio,  quäle 
prlvato.  alcuni  giorni,  pol  se  ne  andö." 
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nosta,  trug  eine  ungeheure  dreifarbige  Kokarde  an  seiner 
Kapuze  und  versäumte  niemals,  bei  Vorübergehen  an  dem 
Freiheitsbaume  mit  der  rothen  Mütze,  derselben  eine  tiefe 
Verbeugung  zu  machen. 

Die  neue  Republik  schickte  nun  Deputirte  an  Bonaparte 
nach  Mailand,  die  daselbst  den  Herrn  Gaudenz  v.  Planta 
von  Samaden  antrafen,  welcher  Namens  der  drei  Bünde 
deren  Rechte  bei  diesem  Schiedsrichter  vertreten  sollte.  Der 
Yeltliner  Geschichtschreiber  behauptet  (pag.  349),  der  Grau- 
bündner  Abgeordnete  habe  die  Vermittlung  Bonaparte's  förm- 
lich angerufen,  jedenfalls  übernahm  dieser  sie  mit  einem 
Schreiben,  welches  den  Ausgang  der  Sache  voraussehen  liess 
<pag.  349). 

«  Cangiosi  la  Valtellina  in  una  palestra  di  declamatori !  » 
ruft  nun  Romegialli  aus.  Das  Thal  wurde  von  einem 
«comitato  di  vigilanza»  provisorisch  regiert,  bald 
aber  in  Folge  von  unruhigen  Auftritten  durch  französische 
Truppen  unter  Murat  besetzt;  eine  Abstimmung  in  Grau- 
btinden  darüber,  ob  es  als  vierter  Bund  aufzunehmen  sei, 
welche  Bonaparte  noch  zugelassen  hatte,  hatte  kein  Resultat. 
Von  dem  Gotteshaustyund  stimmten  bloss  4  Stimmen  dafür, 
von  dem  Grauen  Bund  11,  von  dem  Zehnge rieh tenb und  6, 
im  Ganzen  21;  24  Stimmen  verwarfen,  1-t  äusserten  sich 
suspensiv  und  3  gar  nicht  (Romegialli  pag.  397).  Am  10.  Ok- 
tober 1797  sprach  infolge  dessen  Bonaparte  zu  Passer iano 
die  Vereinigung  der  drei  Länder  mit  der  neugegründeten 
cisalpinischen  Republik  aus.  Dieses  berühmte  Aktenstück, 
der  Weckruf  zur  Freiheit  für  alle  Unterthanenländer  der 
Eidgenossenschaft,  lautet  in  seinem  ganzen  Inhalte  wie  folgt : 

«libbrta.  BONAPARTE  kgüaglianza. 

Generale  in  Capo  delTArmata  d'Italia. 

I  Popoli  della  Valtellina,  Chiavenna,  e  Bormio  si  sono 
solle vati  contro  le  Leghe  de'  Grigioni,  e  si  sono  dichiarati 
indipendenti  nel  mese  di  Pratile  p.  p. 

II  Governo  della  Repubblica  de*  Grigioni,  dopo  d'aver 
tentati  diversi  mezzi  per  rimettere  nell'obbedienza  i  suoi 
sudditi,  e  ricorso  alla  mediazione  della  Repubblica  Francese 
nella  persona  del  Generale  Bonaparte,  e  gli  ha  spedito  un 
Deputate  nella  persona  del  sig.  Gaudenzio  Planta. 
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I  Popoli  della  Valtellina  avendo  essi  pure  dimandata 
Tistessa  mediazione,  il  Generale  in  Capo  riuni  le  Deputazioni 
rispettive  a  Montebello  il  d\  quattro  di  Mesaidoro  p.  p.,  e  dopo 
una  conferenza  assai  lunga,  accettö  a  nome  della  Repubblica 
Francese  la  mediazione  dimandata,  e  scrisse  ai  Grigioni,  ed 
ai  Valtellinesi,  che  colla  maggior  sollecitudine  possibile  man- 
dassero  dei  Deputati. 

I  Popoli  della  Valtellina,  Chiavenna,  e  Bormio  spedirono 
pontualmente  i  richiesti  Deputati.  Sono  passati  molid  inesi 
senza  che  il  Governo  Grigione  abbia  per  anche  spediti  i  suoi 
Deputati,  malgrado  le  replicate  istanze,  che  non  eessava  di 
fare  il  Gittadino  Comeyras  Residente  della  Repubblica  a  Coira. 

A'  sei  deirultimo  Fruttidoro,  il  Generale  in  Capo  pressato 
dalPAnarchia,  nella  quäle  trovavasi  immersa  la  Valtellina, 
fece  scrivere  al  Governo  Grigione,  per  awertirlo  di  mandare 
la  Deputazione  avanti  il  di  10.  Settembre. 

Noi  siamo  al  di  19.  Vendemmiale  (10.  Ottobre),  e  i 
Deputati  Grigioni  non  sono  comparsi. 

Non  solamente  non  sono  comparsi,  ma  e  fuor  di  dubbio, 
che  in  disprezzo  della  mediazione  accettata  dalla  Repubblica- 
Francese,  le  Leghe  Grigie  hanno  pregiudicato  la  questione, 
e  che  il  rifiuto  di  mandare  dei  Deputati  proviene  da  potenti 
intrighi. 

In  conseguenza  il  Generale  in  Capo  a  nome  della  Repub- 
blica Francese. 

CONSIDERANDO 

Primo.  Che  la  buona  fede,  la  condotta  leale,  e  la 
confidenza  de*  Popoli  della  Valtellina,  Chiavenna,  e  Bormio- 
verso  la  Repubblica  Francese  invitano  per  parte  di  questa 
assistenza,  e  reciprocita. 

Secondo.  Che  la  Repubblica  Francese,  mediante  la  di- 
manda  fatta  dai  Grigioni  e  divenuta  mediatrice,  e  come 
Tarbitra  della  sorte  di  questi  due  Popoli/ 

Terzo.  Che  b  fuor  d'ogni  dubbio,  che  i  Grigioni  hanno 
violati  i  Capitoli,  che  essi  erano  tenuti  ad  osservare  riguardo 
alla  Valtellina,  Chiavenna,  e  Bormio,  e  che  per  conseguenza 
questi  sono  rientrati  nei  dirüti,  che  la  natura  da  a  tutti  i 
popoli. 

Quarto.  Che  un  Popolo  non  puö  essere  suddito  d'un  altro 
Popolo,  senza  violare  i  principj  dei  diritto  pubblico  e  naturale. 
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Quinto.  Che  il  voto  del  Popolo  della  Valtellina,  Chia- 
venna,  e  Bormio  &  ben  costante  per  la  sua  riunione  alla 
Repubblica  Cisalpina. 

Sesto.  Che  la  conformitä  delle  Religioni,  e  delle  lingue, 
La  natura  delle  localitä,  delle  comunicazioni,  e  del  commercio 
autorizzano  eguaimente  questa  riunione  della  Valtellina,  Chia- 
venna,  e  Bormio  alla  Cisalpina,  della  quäle  questi  tre  Pae3i 
sono  dalPaltro  oanto  antichi  smembramenti. 

Settimo.  Che  dopo  il  Decreto  delle  Comuni,  che  com- 
pongono  le  tre  Leghe  Grigie,  il  partito,  che  avrebbe  potuto 
prendere  il  mediatore  d'organizzare  la  Valtellina  in  quarta 
Lega,  fc  rigettato,  e  che  percio  in  poi  non  rimane  piü  alcun 
rifugio  alla  Valtellina  contro  la  Tirannia,  che  nella  riunione 
alla  Repubblica  Cisalpina. 

Stabilisce  in  virtü  del  Potere,  di  cui  si  trova  investita 
la  Repubblica  Francese,  per  la  dimanda,  che  hanno  fatto  i 
Grigioni,  ed  i  Valtellinesi  della  sua  mediazione. 

Che  i  popoli  della  Valtellina,  Chiavenoa,  e  Contea  di 
Bormio  sono  padroni  di  unirsi  alla  Repubblica  Cisalpina. 

BONAPARTE. 
Hieran  schliesst  sich  das  folgende  Dekret  des  Direk- 
toriums  der   Cisalpinischen  Republik  : 
In  nome  della  Repubblica  Cisalpina. 
ESTRATTO  DEI  REGISTRI  DEL  DIRETTORIO 

ESECÜTIVO. 
Seditia  del  giorno  1  Annebbiatore  anno  VI  Repubblicano. 

U  Direttorio  Esecutivo  considerando  1.  la  determinazione 
del  Generäle  in  Capo  data  dal  Quartier  Generale  di  Passe- 
riano  ü  giorno  19  Vendemmiale  anno  VI  del  tenore  seguente. 
Considerando  2.  che  i  Popoli  di  Valtellina,  e  Chiavenna 
sino  dal  20.  Mietüore,  e  ü  Popolo  di  Bormio  sino  dal  16. 
Agosto  avevano  chiesta  Vunione  alla  Repubblica  Cisalpina, 
mediante  note  uffidali  presentate  dai  loro  Deputati  dl  Ministro 
degli  affari  esteri. 

Considerando  3.  che  detti  Popoli  hanno  sempre  persistito 
nella  loro  domanda  replicandola  ancora  dl  Generale  Murat 
con  loro  rappresentanm  data  in  Edolo  li  4.  Vendemmiatore. 

DICHIARA. 
L  Dal  giorno  (Foggi  i  Popoli  di  Valtellina,  CJiiavenna, 
e  Bormio  sono  riuniti  alla  Repubblica  Cisalpina.   e  i  loro 
Territorj  ne  formano  parte  integrale. 

31 
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IL  H  Direttorio  si  occupa  incessantemente  di  chiamare 
sei  Deputati  di  que'  Paesi  per  aggiungerli  ai  Comiiati  Gm- 
sulenti,  che  risiedono  in  Milano. 

ALESSANDRI  pbesideste. 

Pel  Direttorio  Esecutivo 
G.  G.  Sebbelloni  D. 
Per  copia  conforme  —  II  Ministro  della  Giustizia. 

LüOSI. 

Bellebio  Segretario». 
Ihm  folgte  am  28.  Oktober  das  Dekret  des  Komites 
über  die    «confisca»,    welches  folgenden  Inhalt  hat : 

«  Popoli  di  Valtellina  Chiavenna  e  Bormio!  Voi  foste 
per  piü  Secoli  soggetti  al  piü  mostruoso  de'  Governi,  a  quello 
cioö  d'un  popolo  imperante  sopra  un  altro.  Li  piü  accorti 
e  piü  avidÜ  di  lui  individui  vi  governarono  a  vicenda  sem* 
altra  Legge  che  quella  del  lor  Capriccio ;  le  vessazioni  erano 
divenute  an  loro  diritto,  e  le  rapine  formarono  il  patrimonio 
de'  piü  potenti.  La  Liberta  e  l'Indipendenza  ha  ora  posto  nn 
termine  a'  tanti  delitti,  e  la  enunciatavi  Riunione  alla  Repab- 
blica  Cisalpina  vi  assicura  un  dolce  e  felice  Governo. 

Se  perö  li  voti  degli  amici  della  Liberta  sono  paghi  sali* 
av venire,  la  Giustizia  Nazionale  esigge  che  se  non  si  puö  per 
intiero  riparare  le  sofferte  ingiußtizie  e  spogli,  almeno  si  assi- 
curi  alla  Nazione  tutto  quello  che  nel  suo  Territorio  posseg- 
gono  li  odiati  tiranni  Grigioni. 

L'indebita  esazione  delli  Dazj,  la  violenta  estorsione  di 
trentacinque  mille  Fiorini  fatta  nelli  primi  anni  doppo  il 
Capitolato  contro  il  disposto  del  medesimo,  li  interessi  per 
cento  cinquant'anni  decorsi  su  detta  somma,  Tesorbitanza  de' 
Salarj  nelle  cause  civili;  li  danni  immensi  arrecati  dalle 
Delegazioni,  la  defraudazione  della  quota  di  multe  pecuniarie 
dovute  alle  Giurisdizioni  e  Comunita  formano  un  Credito 
Nazionale  immenso  verso  la  Repubblica  Grigiona  senza  cal- 
colare  tant' altri  ingiusti  mezzi  coi  quali  hanno  succhiato  il 
sangue  de'  vostri  Concittadini. 

La  piü  giusta  delle  cause  quella  cioe  di  dimandare  al 
Popolo  Grigione  Tosservanza  dei  Patti,  e  Giuramenti  incontro 
nella  perfidia  di  chi  lo  dirriggeva  la  piü  ostinata  opposizione 
e  presenta  alle  Provincie  di  Valtellina  e  Chiavenna  un  se- 
condo  titolo  d'indennizazione. 
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La  Mediazione  della  possentissima  REPUBBLICA  FRAN- 
€ESE  interposta  dalli  stessi  Grigioni,  forse  al  solo  oggetto 
di  allontanare  il  momento  di  vostra  Liberta  ed  Indipendenza, 
come  devesi  arguire  dal  successivo  disprezzo  che  ne  hanno 
fatto,  e  dagli  intrighi  e  turbolenze  eccitate  nelle  vostre  Con- 
trade,  e  l'ingiuriosa  ripulsa  di  non  volervi  per  loro  Alleati 
sono  altrettanti  motivi  che  hanno  determinato  il  vostro  Comi- 
tato  di  Vigilanza  ad  ordinäre  quanto  segne : 

Primo.  Tntte  le  Proprieta  esistenti  nel  Territorio  di 
Valtellina,  Chiavenna,  e  Bormio  di  ragione  delli  Grigioni 
non  nazionali  sono  confiscate  a  titolo  d'indennizazione  dovuta 
alle  stesse  Provincie. 

Secondo.  Li  Magistrati,  Giudici,  ed  Autorita  Costituite 
delle  rispettive  Comunita  sono  incaricate  sotto  la  loro  rispon- 
sabilita  di  prendere  immediatamente  a  nome  della  Nazione 
il  possesao  di  tutti  li  Beni  stabili  aspettanti  come  sopra,  e 
di  formare  un  inventario  delli  medesimi  e  di  tutti  li  Beni 
mobili  e  Capitali  rimettendolo  al  Comitato  dentro  dieci  giorni 
dopo  la  pubblicazione  del  presente  Proclama. 

Terzo.  Tutti  li  Debitori  di  Summe  Capitali,  Interessi, 
Danari  esatti  verso  qualsivoglia  Grigione  come  sopra  dovranno 
dentro  tre  giorni  successivi  alla  pubblicazione  notificare  le 
Summe  dovute  sotto  pena  del  doppio  di  qualunque  Summa 
occultata,  ed  in  caso  d'impotenza  sotto  pena  di  un  mese  di  fern. 

Quarto.  Si  proibisce  a  qualsivoglia  Debitore  o  Massaro 
delli  detti  Grigioni  di  fare  alcun  pagamento  nelli  mani  dei 
medesimi,  o  degli  attuali  loro  Agenti  sotto  pena  di  duplicato 
pagamento ,  ed  in  caso  d'insolvibilita  ai  ferri  come  sopra. 

Quinto.  Si  ordina  a  qualsivoglia  Agent e,  Commesso,  o 
Amministratore  di  Beni  aspettanti  a'  Particolari,  o  Corpora- 
zioni  Grigione  di  astenersi  d'oggi  in  avanti  da  qualsivoglia 
ingerenza  nelli  Beni  aspettanti  ai  loro  Principali,  e  di  con- 
segnare  li  Dinari,  Libri,  Carte,  ed  ogni  altra  cosa  di  ragione 
delli  medesimi  alle  persone  che  veranno  nominate  dalle  ris- 
pettive Autoritä  Costituite,  o  dal  Comitato :  e  ciö  sotto  pena 
di  furto,  di  arresto  personale,  e  di  essere  tenuti  a  pagare 
del  proprio  il  doppio  di  tutto  ciö  che  accadesse  essere  alienato, 
occultato,  o  trafugato. 

Sesto.  Rapporto  alli  Negozj  e  Dite  mercantili  Grigioni 
all'oggetto  di  prevenire  qualunque  arenamento  o  pregiudizio 
del   Commercio    si    ingiunge    alle    Autorita   Costituite  delli 
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Comuni  ove  sono  situati  di  nominare  immediatamente  nn 
Institore  o  Amministratore  risponsabile  col  carico  di  fare  li 
occorribili  pagamenti  ed  esazioni,  di  tenere  an  esatto  registro, 
e  di  forniare  il  bilancio  per  procedere  in  seguito  alla  aliena- 
zione  delli  detti  Negozj,  e  Dite. 

Settimo.  S'invitano  tutti  li  buoni  Gittadini  a  vegliare 
colla  inaggiore  oculatezza  sulTesatto  adempimento  del  presente 
Proclama,  ed  a  denunciare  con  sufficienti  prove  li  Contra- 
ventori,  assicurando  chiunque  della  segretezza,  e  ricompensa' 
del  Comitato. 

Ottavo.  II  Comitato  ne  raccomanda  speciabnente  alle 
rispettive  Autorita  Locali  la  puntuale  esecuzione,  e  si  com- 
promette  dell'  loro  zelo  e  patriotismo  che  sapranno  prevenire 
ed  impedire  ogni  dilapidazione  e  trafugazione  dei  beni  cadenti 
sotto  Tordinata  confbca. 

II  Comitato  interpretando  la  generosita,  e  riconoscenza 
nazionale  crede  poter  assicurare  li  Individui  Grigioni  che  si 
sono  adoperati  per  promovere  la  Libertä  ed  Indipendenza 
delle  Provincie  di  tutti  li  riguardi  compatibili  colle  eir- 
costanze. » 

Dadurch  verloren  die  herrschenden  Familien  in  Graubün- 
den einen  grossen  Theil  ihres  Vermögens.  Einzelne  bloss 
wurden  verschont,  der  conte  Rodolfo  Salis  in  Tirano: 
<  Perche  giustamente  e  con  tutta  onesta  regolatosi  Pretore 
e  mai  adopratosi  contro  i  ricorsi  della  Valle  a  costo  della 
perdita  della  confidenza  di  sua  potente  agnazione,»  Guberto 
Salis  in  Teglio  «  per  l'incolato  di  oltre  centosettanta  anni 
in  quella  commune. »  Beide  Familien  mussten  aber  form- 
lich dem  Graubündner  Bürgerrecht  entsagen  und  das  Veit- 
linische  annehmen,  das  ihre  Nachkommen  noch  besitzen. 
Eine  Familie  Salis- Tagstein  erhielt  das  französische  Bürger- 
recht und  eine  Entschädigung  in  der  Lombardei.  Ein  Christian 
Lorenz  de  Gervasi  endlich  erhielt  später  seine  Güter  zurück, 
weil  er  in  eine  einflussreiche  Veltliner  Familie  heirathete, 
und  eine  Rosa  Swarz,  geborene  Marchioli,  verschaffte  ihrem 
Vater  sein  Eigemhum  durch  die  einflussreiche  Fürsprache  der 
Generalin  Josephine   Bonaparte   bei  dem  Comitato   wieder.1) 

*)  Romegialli  schliesst  seine  Erzählung  dieser  Konfiskation,  welch? 
den  Ruin  der  aristokratischen  Familien  in  Grauhünden  herbeifahrte,  mit 
folgender  philosophischer  Betrachtung: 

„Non  vogliamo  vedere  «e  i  motivi  della  conüsca  fossero  in  tutto  o  in 
parte   legitiini :  sara  perö  sempre  vero  che  i  Grigioni  sono  statt  cagione  dl 
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Diese  Konfiskationsangelegenheit  spielte  dann,  wie  wir 
in  Kapitel  VI  gesehen  haben,  ihre  allzu  grosse  Rolle  in  den 
Verhandlungen  des  Wiener-Kongresses  und  wurde  erst  im 
Jahre  1833  mittelst  einer  von  der  österreichischen  Regierung 
gewährten,  im  Verhältniss  zu  dem  Verluste  unbedeutenden 
Entschädigung  erledigt.  *) 

Auf  der  Basis  dieser  historischen  Vorgänge  knüpfte  der 
Graf  Diego  Guicciardi  im  Jahre  1814  die  Fäden  wieder  zu- 
sammen, welche  er  schon  vor  der  Revolution  mit  der  öster- 
reichischen Herrschaft  in  der  Lombardei  angesponnen  und 
wahrscheinlich  stetsfort  festgehalten  hatte.  Diese  Tradition 
in  der  Sache  und  in  der  Person  erklärt  Manches  an  dem 
glücklichen  Fort  gange  seiner  Unterhandlungen,  welchen  die 
schweizerischen  Deputirten  nicht  geschickt  genug  entgegen- 
zuarbeiten wussten.2)   Der  interessante  Bericht  über  den 


immens!  danni  alla  Valtellina  e  ai  contadi  col  pessimo.  detestabile  loro  go- 
verno.  E  non  sarebbe  a  dirsi  che  propriamente  la  confisca  avrebbe  colto 
AQChe  innocenti,  giacehe  i  maggiori  dannl  venuti  a  queste  provincie  dal 
rapnresentantl  in  essa  le  Leghe  essendo  derivati  dal  traffico  infame  delle 

Frefetture,  siccome  11  prodotto  di  questo  traffico  andava  a  profltto  dl  tntti 
Grigioni   cosi  tntti  1  Grigioni  essendo  cagione  delle  conseguenze  di  questo 
vizio  costituzionale,  dovevano  anche  portame  la  Pena.4* 

Gandenz  v.  Planta  wurde  nachmals  noch  nach  Paris  geschickt,  um  die 
Massregel  zu  beseitigen,  aber  ohne  Erfolg.  Romegialli  sagt  darüber  Fol- 
gendes: 

•Una  tnrba  plebea  corse  a  Colra  onde  opprimervi  gli  aristocrati  e  so- 
pratutti  i  Balis,  ai  quali  e  ai  loro  partiglani  tmputavasi  la  perdita  del  sog- 


Tolta  Godenzo  Planta  ed  uno  Sprecher  per  discolparvi  la  loro  nazione ;  ma 
perche  vi  si  era  mal  prevennto  circa  la  di  lei  fede  e  Bonaparte  era  l'ar- 
Mtro  delle  conquiste  d1  Itaila,  il  Direttorlo  respinseli  senza  ascoltarli.* 

Die  waadtländlsche  Nationalversammlung,  die  überhaupt  das  Beispiel 
der  Veltliner  mehr,  als  man  glaubt,  vor  Augen  hatte,  wiederholte  bekannt- 
lich diese  Massregel  im  folgenden  Jahre  gegen  die  Berner  Familien  in 
ihrem  Lande  und  eine  ganze  Anzahl  derselben  verzichteten  damals  eben- 
falls feierlich  auf  das  Berner-Bttrgerrecht,  nahmen  es  aber  später,  als  der 
erste  8turm  vorüber  war,  wieder  an,  und  erhielten  1815  noch  Entschädi- 
gungen für  die  aufgehobenen  Feudalrechte.  Diese  ungemeine  Aehnlichkeit 
der  Verhältnisse  bildete  1814  den  überall  sichtbaren  Einigungspunkt  zwi- 
schen der  Berner-  und  der  Graubündner-Restauration. 

*)  Nämlich  durch  einen  Vertrag  mit  Oesterreich  vom  ro.  September 
1*38,  wornach  dieses  2,176,438  Lire  ersetzte,  ausser  dem,  was  sein  eigenes 
Aerar  seit  1815  aus  solchen  Gütern  bezogen  hatte,  für  welche  Summen  dann 
noch  durch  eine  Liquidationskommission  die  einzelnen  Bezugsberechtigten 
ftasgemittelt  wurden. 

*)  Die  Abneigung  der  Veltliner- Aristokraten,  wie  die  Guicciardi,  Perre- 
gajll,  Venosta,  etc.,  gegen  die  Graubündner-Aristokratie,  die  auch  ihrer- 
seits nichts  mehr  fürchtete  als  eine  Mitherrschaft  der  Enteren  (vgl.  pag.  818) 
*nd  die  Aussicht  des  Veltliner-Adels,  in  Oesterreich  eine  bessere  Carriere 
zu  finden,  wirkte  sehr  mit.  Derselbe  hat  in  neuerer  Zeit  besonders  (durch 
den  Italienischen  Ministerpräsidenten  Visconti- Venosta  von  Tirano  z.  B.) 
eine  im  Verhältniss  zur  Grösse  des  Landes  sehr  erhebliche  Rolle  gespielt. 
*f  ist  dless  ein  Punkt,  der  noch  heute  in  der  Politik  der  Eidgenossenschaft 
«ine  grosse  Bedeutung  besitzt. 


L 
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Wiener-Kongress,  von  der  Veltliner  Seite,  die 
gewöhnlich  unsern  Geschichtschreibern  weniger  bekannt  ist, 
ist  folgender.1)  Der  Leser  muss  sich  nach  Durchsicht  der 
Kapitel  III  und  IV  unserer  Erzählung  in  den  September 
1815  versetzen. 

«Non  venne  fatto  a  deputati  presentarsi  al  principe  di 
Metter  nich  prima  del  19,  ma  graziosamente  accolse  egli  i 
deputati,  e  conosciuto  lo  scopo  della  missione,  letta  in  seguito 
la  lettera  di  Bellegarde ,  disse  loro  che  awisato  avrebbe  di 
loro  venuta  S.  M. ,  e  che  frattanto ,  e  in  suo  nome ,  si  in- 
dirizzassero  a  S.  E.  il  Gran  Oiambellano  conte  Vurbna  par 
una  udienza.  Aggiunse  avere  speranze  e  che  avrebbeli 
chiamati  a  trattare  di  tale  negozio. 

Ringraziato  il  principe  e,  mostrata  in  lui  la  migliore 
fiducia,  gli  dissero  impossibile  felicemente  unire  all'Elvezia 
un  paese  da  essa  disgiunto  per  linea  di  scoscese  alte  mon- 
tagne;  un  paese  che  non  per  semplice  commerciale  specula- 
zione,  ma  per  assoluta  necessitä  della  vita,  bisognava  di 
Lombardia  per  sali  e  per  cereali,  sorridendo,  il  principe  dise : 
gli  svizzeri  non  potrebb&ro  dare  che  neve.  Domandö  del 
numero  degli  abitanti,  e  gli  fu  risposto  di  ottantacinquemila. 
Fatte  altre  parole  non  a  riferirsi !  ebbero  i  deputati  congedo. 

Durante  la  stessa  giornata;  diedero  nel  conte  Aldini  e 
nel  segretario,  Carpani  Tautore  delle  Haidine,  trovati  per* 
fettamente  istrutti  dello  scopo  della  missione.  Paleso  1' Aldini 
sapere  da  ministri,  opinarai  a  favore  del  voto  di  questa  pro- 
vincia ;  ma  doversi  temere  contrasti  a  cagione  della  Svizzera, 
dal  canto  di  alcune  potenze.  Domandato  se  sapesse  trovarsi 
in  Vienna  alcun  deputato  svizzero  o  grigione ;  mentre  affermö' 
non  saperlo,  soggiunse  che  giorni  prima,  essendo  a  Basilea 
gli  pervenne  viglietto  di  visita  di  certo  cavaliere  Müller 
(wahrscheinlich  Herr  Müller  von  Aarwangen)  dicentesi  agente 
grigione  presso  la  Corte. 

Parve  ai  deputati  che  il  Müller  si  insinuasse  ad  Aldini 
per  favore  o  per  iscoprire  quanto  si  trattasse  circa  i  nostri 


0  Das  Nachfolgende  ist  entnommen  einem  wenig  bekannten  Welke 
des  Advokaten  Giuseppe  Eomegialli:  jStoria  della  valtellina  e  delle  gm 
contee  di  Bormio  e  l  hiavenna,  Sondrio  1834—1839."  Aas  dem  V.  Bande.  Die 
Namen  aind  Im  Original  nicht  immer  richtig  geschrieben.  „Welasenberg* 
ist  der  Österreichische  Bevollmächtigte  v.  Wessenberg,  „Jocnenburg"  mos* 
Toggenburg  gelesen  werden  u.  A.  m. 
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paesi.     Da  molti  anni  il  Müller,  l'abbiamo  veduto,  favoriva 
i  Grigioni  contra  di  noi. 

II  Carpani,  affermando  egli  pure  la  Corte,  per  noi,  ottima- 
mente  disposta,  e  ad  averci  sudditi  lombardi  offri  Popera  sua 
pel  buon  esito  di  nostre  premure ;  ma  troppo  si  estese  sull'argo- 
mento  confisca,  senza  cognizione  esatta  di  causa,  dicendoia 
ingiusta,  e  sul  grave  danno  per  essa  recato  alle  famiglie  de 
Salis.  Interessavasi  per  alcuna  di  esse.  Su  cid,  gli  era  osser- 
vato,  non  essere  a  trattare  siccome  argomento  estraneo  a  quello 
di  loro  missione ;  essersi  d'altronde  la  confisca  decretata  dal 
Governo  Francese,  e  il  prodotto  versato  nelTerario  cisalpino  e 
del  regno  italiano,  di  cbe  era  il  nostro  Dipartimento  la  minima 
parte.  Promessa  dal  Carpani  sicurezza  di  vegliare  e  riferire  se 
da  Svizzeri  o  da  Grigioni  si  praticasse  contro  noi  alcun  passo, 
come  pure  se  e  da  chi  fossero  protetti,  lasciaronsi. 

Tentavasi  interessare  nel  nostro  impegno  i  conti  Castiy- 
liane  e  Mellerio  deputati  di  Milano  e  quelli  di  altre  citta 
lombarde,  ma  freddamente  rispondevan  costoro  in  niente 
poterci  giovare,  giacche  il  loro  mandato  era  a  complimentare 
e  a  nulla  piü. 

Giunse  intanto  (21.  Sept.1)  ai  deputati  grazioso  viglietto 
di  S.  E.  il  conte  Gran  Ciambellano  di  Yurbna  col  quäl  avvi- 
savali  che  S.  M.  li  avrebbe  ascoltati  alle  undici  dello  stesso 
giorno.  Introdotti  diffatti,  il  Guicciardi  lesse  discorso  relativo 
alla  circostanza,  poi  in  uno  alTindirizzo  del  Consiglio  Di  par- 
timentale, il  presentö  a  S.  M.  I.  E.  A.  che  graziös issima- 
mente  rispose  essere  molto  sensibile  a  quanto  eragli  detto, 
che  anch'egli,  al  pari  di  noi  desiderava  l'unione  di  questi 
paesi  alla  Lombardia,  che  dal  suo  canto,  fatto  avrebbe  di 
tutto,  sperando  tanto  di  vita  a  farli  felici;  ma  che  intanto 
non  poteva  col  si  o  col  nö  pregiudicare  la  questione  a  deci- 
dersi  dal  Congresso,  il  quäle  vedere  doveva  se  e  in  quäl 
modo  potevasi  imporre  silenzio  agli  Svizzeri  circa  le  loro 
pretese.  Ma,  dicevano  i  diputati,  gli  Svizzeri  non  ebbero 
giammai  diritti  di  sorta  sulla  Valtellina  e  sui  contadi.  I 
Grigioni  hanno  perduti  i  loro  qualunque,  cessando  da  una 
propria  isolata  esistenza  allorche  si  fecero  Cantone  Svizzero, 
e  frazione  divennero  di  altro  Stato.  il  ingiusto  unirli  alla 
Svizzera  perche  separatine  fisicamente  e  moralmente,  da  reli- 
gione  cioe  da  lingue,  da  costumi,  da  relazioni    (dovevasi  sog- 

>)  Also  bevor  die  eidgenössische  Deputation  nur  in  Wien  angelang 
war. 
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giungere  salve  le  semplicemente  amichevoli  ed  in  ispecie  le 
commerciali).  Paese  si  angusto  in  confronto  alla  vastita  degli 
austriaci  dominj,  la  di  loi  nnione  quella  gelosia  non  puö 
eccitare  che  potrebbe  l'abolizione  della  repnbblica  veneta. 

E  impolitico  il  troppo  estendere  la  Svizzera  perche  in- 
cremento  da  cid  e  fomento  a  disordini  gia  desti  e  vi  vi  in 
alcuni  Cantoni. 

IS  Imperator  e:  cNon  amo  repubbliche  percbe  sempre 
torbide,  e  so  stati,  anche  non  ha  molto,  rumori  nel  Gantone 
di  Svitto  e  in  altri,  e  avere  i  Grigioni  tentato  invadere  paesi 
gia  occnpati  dai  miei  eserciti ,  per  il  che  ho  dato  ordine  a 
Bellegarde  di  farli  rispettare.  Me  ne  dolsi  cogli  stessi  De- 
putati  Grigioni  passando  la  Svizzera  ». 

Domandö  quanto  di  truppe  austriache  esistesse  in  pro- 
vincia,  e  rispostogli  che  dai  due  mila  dal  Bellegarde  ridace- 
vansi    alla    meta  necessaria  alla  pubblica   qniete  contro    le 
trame  e  gli  attentati  dei  vicini  Grigioni :     «  Mi  piace,    sog- 
ginnse  S.  M.,  che  il  numero  sia  piccolo,    poiche  non  vorrei 
che  qnel  povero  paese,  fosse  anzi  tempo,  mangiato  e  spogliato  >. 
Fecero  i  deputati   alcun  motto   della  Beta  Confisca,   e  Tlm- 
peratore  disse :    <  Veramente   la  cosa  e  stata  un  po  dura  » . 
Ma  non  disse  spoglio,  rapina,  ecc.     Beplicarono  allora  i  de- 
putati:   «E  stato  decreto  di  Bonaparte,   e  il  prodotto  andö 
nelle  casse  di  tntto  il  regno,  del  quäle  noi  non  eravamo  che 
piccolissima  parte ;  per  altro,  il  danno,  da  Grigioni  si  esagera 
assai,  mentre  gli  estratti  de1  registri  di  finanza  procacciatäci 
dallo  stesso  barone  de  Rossetti,  presentano  an  totale  di  circa 
quattro  milioni  e  mezzo  di  Milano,  sappiamo  d'altronde  che. 
duranti  le  seguite  trattative,  i  Grigioni  mostraronsi  disposti 
ad  accontentarsi  di  due  milioni.    Sarebbe  somma  ingiustizia 
spogliare  circa  due  mila  acquirenti  che,  in  buona  fede,  con- 
trattarono  col  Governo».     Conchiusero   rinnovando  a  S.  M. 
le  espressioni  di  fiducia  e  del  massimo  rispetto.    L'Imperatore 
soggiunse  verrebbe  l'affare  discasso  in  Congresso,  e  devessero 
i  deputati  soprastare  frattanto  in  Vienna ;    che   se   i  nostri 
paesi  cadessero  in  suo  dominio,  avrebbe  provveduto  pel  loro 
miglior  trattamento.    Gli  fu  risposto  essere  pienamente  con- 
vinti  e  istrutti  della  dolcezza  del  suo  governo,    e  in  seguito 
uscirono  da  questa  prima  udienza  durata  quasi  mezz'ora. 

Di  questi  giorni  la  Corte,  i  ministri,  Vienna,  tutto  era 
in  feste  pel  giungere   dei  varj  Sovrani,  sieche   dovettero    i 
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nostri  deputati  alientare  alquanto  di  pratiche  e  di  maneggi. 
Ma  pure,  temendo  essere  dagli  Svizzeri  e  dai  Grigioni  pre- 
venuti  con  quäl  che  passo,  massime  dal  canto  di  questi  Ultimi 
circa  i  loro  ipotetici  diritti  su  questa  provincia,  e  rapporto 
la  confisca  (5  ottobre)  diedero  al  principe  di  Metternich, 
sopra  ambi  gli  oggetti  acconci  schiarimenti.  Neirintendimento 
poi  di  ottenere  in  via  riservata  e  confidenziale  qualche  notizia 
so)  pensame  delle  altre  Corti  e  in  ispecie  di  quella  di  Fran- 
cia,  il  Guicciardi,  attesa  la  particolare  conoscenza  fatta  in 
Parigi  col  principe  di  Talleyrand  e  col  duca  di  Dalberg 
entrambi  allora  in  Vienna,  passo  al  palazzo  della  Legazione 
Francese  domandö  del  principe  di  Talleyrand.  Gli  fu  ri- 
sposto  non  essere  allora  visibile,  ma  essergli  dato  trovarsi 
col  duca  di  Dalberg.  Ne  fu  ricevuto  con  quella  amicizia  e 
quella  confidenza  che  ottenevane  in  Francia.  Dopo  parole 
di  nessun  interesse,  domandö  il  duca  a  Guicciardi  se  colä 
si  trovasse  deputato  di  Milano,  rispose  di  nd,  e  che  invece 
vi  era  quäle  altro  di  Valtellina,  e  gliene  disse  lo  scopo. 
«  Baggiungerlo  sara  difficile,  rispose  subito  il  duca,  perche 
la  Valtellina  presenta  una  militare  posizione  troppo  forte 
e  interessante  per  essere  accordata  alPAustria  >.')  Da  qui 
discussione.  Mostrava  eglj  il  Guicciardi  che,  cessata  la 
repubblica  Veneta,  la  posizione  della  Valtellina  non  era  piü 
deü'antica  importanza,  e  che  quand'anche  offrisse  qualche 
punto  interessante,  non  potendo  i  nostri  paesi  far  senza  i 
cereali  di  Lombardia  e  del  giä  veneto,  sarebbero,  per  bisogno 
ligi  mai  sempre  e  ad  Austria  propensi.  Toccö  lievemente 
ogni  politica  ragione  e  geografica  onde  non  potrebbe  Valtellina 
convenire  alla  Syizzera.  *  Eppure  prima  della  revoluzione, 
soggiunse  il  Dalberg,  eravate  uniti  alla  Svizzera  ».  —  <  Giam- 
mai,  gli  rispose  il  Guicciardi,  giammai,  ma  soltanto  alla  re- 
pubblica delle  Tre  Leghe,  la  quäle,  prima  cessasse,  altro  diritto 
non  aveva  che  di  mandarci  i  giusdicenti  e  di  esercitare  fra 
noi  qualche  signoriale  diritto.  A  qua'  tempi  esisteva  la  re- 
pubblica Veneta,  e  per  ragioni  politiche,  non  potevano  allora 
i  Grigioni  aderire  all1  Austria.  Non  potrebbesi  ora  pretendere 
che  per  recarsi  al  Governo  centrale,  se  fosse  in  Berna,  aves- 
sero  i  Valtellini,   a  cavalcare  cinque  o  sei  giorni  per  arri- 


')  Hier  werden  die  Motive  der  französischen  Unterstützung  der  Schweiz 
in  dieser  Frage  klar. 
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varvi.  Questi  popoli  poi  non  sono  fatti  per  quell a  libertä 
puramente  democratica  della  quäle  si  vantano  gli  Svizzeri  e 
piü  i  Grigioni. 

Le  vostre  ragioni,  soggfunse  l'altro,  sono  buonissime; 
ma  dovendo  YAustria  arrivare  sino  cd  Ticino,  riuscirebbe, 
in  tempo  di  gnerra,  assai  pericoloso  lasciarle  anche  la  Yaltel- 
lina  unica  strada  al  Tirolo.  In  questo  caso  avrebbesi  a 
con venire  cbe  Austria  non  potesse  levarvi,  nä  condurvi  an* 
armata,  na  questi  popoli  potessero  introdurre  derrate  dal 
milanese.  Penso  perö  che  lei,  signor  Deputato,  avrä  parlato 
con  Metternich,  al  quäle  sarä  la  proposta  piaciuta>.  £  il 
Guicciardi  rispose,  che  tanto  esso  quanto  il  collega  erano 
stati  avanti  al  principe  e  a  S.  M.,  ma  da  entrambi  nuda- 
mente  sentito  non  volersi  pregiudicare  questione  a  traitarsi 
nel  generale  Congresso ;  raccomandava  quindi  il  negozio  anche 
ai  suoi  buoni  ofüci,  e  il  desiderio  esprimeva  di  vedere  a 
ünpegnare  in  esso  anche  il  principe  di  Talleyrand.  Chiuse 
il  duca  la  conversazione  dicendo,  che  ne  esso,  ne  il  Talley- 
rand volevano  darsi  Paria  di  prender  parte  anzi  tempo  ad 
aflfari  a  proporsi  in  Congresso,  ne  di  confidenzialmente  trat- 
tare  cogli  Incaricati;  gli  avrebbe  fatto  conoscere  quando 
potesse  vedere  il  Talleyrand.  Uscendo,  Guicciardi  prego,  per 
una  frivola  gelosia  di  Stato,  di  piccolissimo  paese  gli  in- 
teressi  non  si  danneggiassero. 

II  colonnello  russo  Parravicini  Bodolfo,  anche  allora 
in  Vienna,  riferiva  ai  nostri  deputati  che  trovatosi  con  alcuno 
dei  Salis  e  col  conte  Capo  l'Istria,  aveva  sentito  pensiero  de* 
Grigioni  quello  di  domandare,  in  numerarie,  indennizzo  della 
confisca,  Timporto  del  quäle  ammontare  facevano  ad  oltre 
quindici  milioni  di  Milano;  che  mostravano  poca  premura 
di  riavere  la  Valtellina  (!)  ma  che  il  massimo  iuapegno  quello 
era  di  aggregare  il  contado  di  Chiavenna  al  Cantone  Grigione. 
Aggiunsi  il  Parravicini,  che  Antonio  Salis  Ciambellano  di 
S.  M.  lTmperatore  d' Austria,  desiderava  alcuna  conferenza 
coi  deputati  delle  tre  provincie.  Risposero  dessi  che  non 
avrebbero  inai  evitata  occasione  di  secolui  conferire.  E  perchd 
il  Parravicini  pareva  fisso  nel  proposito  di  fare  Svizzeri  questi 
paesi,  gli  rappresentarono  gli  inconvenienti  gravissimi  ai 
quali  venivano  esposti  sia  per  la  confisca,  sia  per  la  quota 
del  debito  pubhlico.  Da  ciö  parve  egli  colpito,  pure  non  si 
persuasero  di  deputati  fosse  egli  disposto  a  secondarli,  quindi 


i 
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limitaronsi   ad  ofßciarlo   onde   col    di   lui    mezzo    conoscere 
quanto  dalla  parte  contraria  venisse  operato. 

La  quäle  parte  contraria,  come  ebbe  allo  Stampa  a  dire 
Ferdinando  Pirovano,  voleva  trindar  corio.  Erano  stati 
a  lui  i  deputati  grigioni  Salis  Süs  e  Salis  Daniele,  mani- 
festando  volare  domandare  la  restituzione  dei  beni  loro  eon- 
fiscati :  avvertiva  quindi  non  esservi  tempo  a  perdere.  Ma 
avendo  lo  Stampa  risposto  che  avrebbe  veduto  volontieri  si 
desse  ai  Grigioni  un  compenso  dagli  Stati  del  giä  Regno 
d'Italia,  se  cid  fosse  giusto,  mentre  la  Valtellina  ed  i  contadi 
non  avevano  interesse  ad  opporvisi,  mostrossi  Pirovano  im- 
barazzato  quanto  al  modo  di  effettuarlo,  giacche  non  poteva 
facilmente  persuadersi  volesse  l'Imperatore,  per  questo  titolo, 
indursi  a  sacrificj.1)  Parlö  di  restituzione  delPinvenduto  e  di 
nuova  stima  del  gia  venduto.  Avendo  lo  Stampa  tentato 
sapere  quali  fossero  propriamente  su  cid  le  intenzioni  dei 
deputati  Grigioni,  dichiarö  il  Pirovano  che  sino  allora  non 
erano  entrati  in  alcun  particolare,  ma  avrebbe  adoprato  a 
conoscerle,  e,  riservatamentecomunicate  le  avrebbe.  Soggiunse 
sembrargli  l'unione  di  questi  paesi  alla  Svizzera  dipendere 
quasi  intieramente  dal  voto  degli  abitanti  soltanto.  Lo  stesso 
giorno,  il  conte  Capo  d' Istria  diceva,  gli  Svizzeri  non 
interessarsi  per  la  Valtellina,  ma  loro  premere  assai  Chiavenna 
e  Bormio. 

I  dubbi  del  Pirovano  che  S.  M.  assumersi  volesse  l'in- 
dennizzo  della  confisca,  erano  quelli  non  pure  dei  deputati 
Grigioni,  mentre  lo  scopo  di  loro  presenza  in  Vienna  quello 
era  in  ispecie  di  riclamare  dal  Cougresso  la  restituzione  in 
natura  dei  beni  confiscati  e  il  pagamento  degli  interessi, 
diffidando  ottenere  dall'Austria  posseditrice  della  maggior 
parte  dei  Dipartimenti  Italiani  un  proporzionato  indennizzo 
in  danaro.  Quanto  alla  unione  dei  nostri  paesi  alla  Sviz- 
zera,  pare  volessero  lasciare  direttamente  agire  i  deputati 
della  Dieta  Federale  nella  speranza  che  i  loro  officj  potessero 
essere  meglio  accolti  e  riuscire  piü  utili. 

Conosciutosi  dai  nostri  deputati  che  quelli  de'  Grigioni 
erano  soventi  presso  il  Pirovano  vi  andarono  per  sapere 
quelle  scoperte  che  aveva  promesso  di  procurarsi.  Seppero 
dunque   che  i  Salis  dolevansi  perche  avevano  sette  od  otto 

»)  Also  der  Kaiser  wollte  das  Land  ohne  Entschädljranfr  für  die  Güter, 
die  allerdings  seine  Vorgänger  verschlungen  hatten. 
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volte  chiesta  Fndienza  del  principe  di  Metternich,  e  non 
l'avevano  per  anche  ottenuta,  che  loro  intenzione  quella  era 
diffatti  d'insister  per  riavere  i  beni  confiscati,  e  cid  sotto 
pretesto  che  fossero  stati  venduti  a  vilissimo  prezzo,  ed  i 
compratori  giä  compensati  dai  frutti  percetti;  che  facevano 
ammontare  il  valore  capitale  ad  otto  milioni  milanesi.  Ag- 
giunse  avere  egli  loro  detto,  che  fra  tanti  affari  non  poteva 
certamente  il  Congresso  occuparsi  d'oggetto  piuttosto  privato 
che  pubblico,  e  che  forse  tornato  sarebbe  loro  meglio  concer- 
tare  coi  deputati  della  Valtellina  nna  petizione  la  quäle 
potesse  presentarsi  al  Ministro  senza  contraddizione  d'una 
parte  coll'altra;  che  i  Salis  risposero  il  farebbero  assai  volon- 
tieri  quando,  sull'argomento,  potessero  conferire.1)  Stadiossi 
il  buon  uomo  persuadere  i  deputati  che  a  porre  un  termine 
ad  animositä  fra  Grigioni  e  Valtellini,  e  pre venire  popolari 
di  Sordini  fosse  bene  trovarsi  coi  Salis  e  stabilire  un  mezzo 
di  sicuro  indennizzo  a  carico  dei  nostri  paesi.  Oosi,  come 
parve,  niente  informato  dello  stato  delle  cose,  aveva  egli  giä 
sentenziato  a  nostro  danno.  Per  questo  risposero  i  deputati 
che  le  loro  provincie  non  eransi  impacciate  nella  confisca 
ordinata  da  Bonaparte,  e  che  i  beni  vendettersi  dai  governi 
Cisalpino  poi  Italiano,  colle  norme  e  le  discipline  fisse  ed 
usate  per  la  vendita  degli  altri  beni  nazionali,  e  che 
questi  governi  si  avevano  avuto  il  prodotto  di  circa  quattro 
milioni  e  mezzo  di  Milano;  che  adunque  l'azione  indirizzar 
si  dovea  contro  gli  Stati  giä  Begno  d'Italia.  Convenne  il 
Pirovano,  che  le  provincie  non  avevano,  per  guisa  alcuna. 
voluta  la  eonfisca,  ed  era  veritä  confessata  dagli  stessi  Gri- 
gioni ;  pure  convenne  benanche  circa  il  vilissimo  prezzo  dagli 
acquisitori  pagato,  ma  fu  vinto  dagli  argomenti  addotti  dai 
deputati. 

Senza  cavarne  costrutto  di  sorta,  visitarono  in  nostri 
deputati  un*  antico  nostro  conoscente,  il  barone  di  Lichten- 
thurn  e  ne  furono  visitati.  Ciö  tutto  a  tempo  perduto. 

Erasi  al  2  novembre,  e  al  dire  del  Pirovano,  i  depu- 
tati Grigioni,  non  erano  peranche  stati  ammessi  dai  ministri. 
ne,  per  le  loro  ineumbenze,  sapevano  a  chi  indirizzarsi ;  ma 
nel  proposito  insistevano  sempre  di  rivolere  i  beni  confiscati ; 
diceva  di  piü,  che  egli,  amico  della  pace,  avea  loro  opposte 

')  Hier  ist  der  Ursprung  des  Gnadengesuches  der  Graubündner-Depu- 
tlrten  an  den  Kaiser  (pag.  820),  das  sonst  ganz  unverständlich  bleibt 
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le  difficoltä  che  la  loro  insistenza  poteva  far  sorgere;  che 
proposto  ad  essi  di  trovarsi  un  giorno  presso  lui  a  pranzo 
coi  deputati  di  Valtellina  per  trovar  modo  di  chiedere  al 
Oongresso  ed  alla  Corte  di  Vienna  un'  indennizzo  senza  gettar 
T  allarme  fra  i  possessori  dei  beni  confiscati  e  obbligare  i 
deputati  valtellini  a  opporsi  con  ogni  sforzo  alla  domandata 
restituzione,  erano,  dalla  proposta  rimasti  alqnanto  sofpresi, 
e  riservarono  sentirne  i  deputati  elvetici. 

Ebbero  i  nostri  avviso  (3  detto)  che  alle  qnaltro  della 
sera  avrebbeli  il  Metternich  ricevuti.  Seppero  intanto  che  il 
2  eranvi  stati  gli  Svizzeri ;  che  il  principe,  avendo,  a  studio, 
mosso  il  discorso  circa  la  Valtellina,  risposero  che  questo 
paese  era  stato  loro  formalmente  promesso.  Parlando  della 
confisca,  fece  egli  loro  sentire  che  Y  azione  a  danno  degli 
acquisitori,  avrebbe  leso  il  principio  consacrato  dagli  articoli 
di  Parigi  e  dai  posteriori  decreti  di  diversi  Principi  sull' 
intangibilita  dei  beni  nazionali  venduti.  AIP  ora  indicata, 
prontamente  introdotti  al  principe  gli  esposero  i  nostri  de- 
putati che,  essendo  aperto  il  Congresso,  ed  i  deputati 
Svizzeri  e  Origioni  spargendo  frattanto  dicerie  in  odio  delle 
tre  provincie,  1'  interesse  delle  medesime  poteva  sentirne 
pregiudizio ;  pregavano  percio  1'  Altezza  Sua,  certamente  oc- 
cnpata  di  piü  grandi  affari  e  piü  serj  da  toglierla  da  sentirli, 
a  degnarsi  destinare  persona  alla  quäle  dirigere  le  loro  me- 
morie  e  fornire  gli  schiarimenti  necessari.  Rispose  il  principe 
che  gli  affari  della  Svizzera,  compresi  que'  dei  Grigioni,  erano 
affidati  a  Oommissione  presieduta  dal  barone  di  Wessenberg 
al  quäle  rimettevali,  e  che  egli  stesso  avrebbe  prevenuto. 

Andati  quindi  al  barone  (8  novembre)  e  tosto  intro- 
dotti, trovarono  un'  uomo  di  fresca  etä,  di  grandi  cognizioni 
e  di  pronto  e  retto  giudizio.  Avvedutisi  i  deputati  che  il 
principe  non  gli  aveva  passata  alcuna  carta,  gli  diedero  copia 
della  nota  il  cinque  ottobre  presentata  al  principe  stesso.  e 
cominciossi  a  parlare  sui  due  argomenti  della  medesima.  11 
principale,  quello  cioe  della  nostra  unione  alla  Lombardia, 
fu  svolto  su  tutti  i  rapporti  di  diritto,  di  convenienza  e 
d*  interesse.  Una  orografia  dei  Dipartimento  dell'  Adda  ese- 
guita  dal  Ministero  della  Guerra,  sulla  quäle  si  esaminarono 
i  confini  dei  giä  Begno  d'  Italia  colla  Svizzera,  fu  «ia  esso» 
data  parola  di  restituzione,  trattenuta.  Fece  altrettanto  della 
dichiarazione  con  cui  Bonaparte  stacco  dai  Grigioni  la  Val- 
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telli na  e  i  contadi,  documento  che  disse  avere  mai  conosciuto. 
Dopo  molte  osservazioni,  convenne  egli  pienamente  che  queste 
provincie  appartenere  dovevano  alla  Lombardia,  e  vide  op- 
portunissimo  viavere  i  baliaggi  Svisszeri  a  compiere  il  sistema 
del  naturale  confine  lungh'  essi  i  vertici  alpini.  Curarono 
perciö  i  deputati  mostrare,  nelle  attnali  circostanze,  facile 
all'  Austria  compensare  gli  Svizzeri  verso  il  lago  di  Costanza 
e  nella  Brisgovia  e  per  tal  guisa  reintegrare  il  milanese. 
Gli  avantaggi  militari,  finanziari  e  commerciali,  tntti  ebbersi 
in  vista  e  restonne  il  barone  convinto. 

Venuto8i   alla  confisca,   della  nota  secondo  argomento, 
perche   niente  al  barone  sfuggisse,  gli  si  diede  la  stampa  a 
ciö  relativa,   lettera  di    Comeyras  d'onde  rilevare  che  Bona- 
parte stesso  l'aveva  ordinata,  e  la  legge  che  dichiara  nazionali 
qnei  beni.     Domandö   del  motivo  che  indosso  quel  generale 
a   ordinäre   la  confisca   e  fugii   risposto  apparire  cbiaro  dal 
carteggio  di  Comeyras  essere  stato  un  risentimento  per  avere 
i  Grigioni  sprezzata  la  mediazione  francese  nella  di  lui  per- 
sona da  essi,  pei  primi,  cercata.     Aggiunsero  che  conaunque 
stesse  la  cosa,  loro  dovere  e  intendimento  qaello  non  era  di 
giustificare   nella   di  lei  origine   la    confisca,  ma  di  provare 
soltanto  non  essere  in  guisa  alcuna  attribnibile  a  queste  pro- 
vincie,  e   difendere  nel   loro  pacifico  possesso  gli  acquisitori 
di  beni  dichiarati  nazionali  e  in  numero  di  quasi  due  milaT 
assai  dei  quali  forzati  agli  acquisti,  e  molti  successi  ad  altri 
ai  quali  pure  stati  erano  forzatamente  assegnati.    Conchiusero 
che  il   prodotto,  ammontante  a  poco  piü  di  quattro  milioni 
e   tnezzo   milanesi,   colato  era  nelle  casse  della  Repubblica  e 
del  Regno  Italiano;  che  quando  fosse  equö  dare  alcun  com- 
penso   ai  Grigioni,  darlo  dovrebbe  il  corpo  intiero  della  Re- 
pubblica  e   del  Regno.    Vide  il  barone  il  prospetto  dei  beni 
di  confisca   presentatogli   dai  deputati  e  tolto  dagli  atti  do- 
maniali    in   Milano,    e   trovato   di   invenduto   per   circa  lire 
settecento  mila  italiane,  pareva  inchinare  alla  restituzione  di 
esso.    Permisersi  allora   i   deputati   osservargli,   che   oltre    a 
trattarsi   di   piccola   somma  costituita  di  capitali  per  lo  piü 
sui  communi  e  per  la  maggior   parte   pretesi  dalle  famiglie 
Salis,   darebbesi   loro   una   perigliosa    influenza    sui    debitori 
communi,  e  non  avrebbero  alcun  compenso  le  altre  confisca te 
famiglie,  delle  quali  tutti  i  beni  fossero  stati  venduti,  e  che 
ad   ogni   favorevole   occasione,    avidamente    curerebbero   far 
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valere  gli  ipotetici  loro  diritti ;  essere  piü  equo  (non  dicevasi 
mai  giusto)  e  politico,  non  che  agevole  far  tacere  gli  in- 
teressati  dando  alla  massa  iscrizioni  sul  Monte  per  un  milione, 
Cinquecento  mila  sessanta  franchi,  ciocche  otterrebbe  il  secon- 
dario  scopo  di  avere  il  Reto  Cantone  avvinto  sempre  alla 
Augustissima  Casa  Austriaca,  la  quäle,  anche  prima  della 
rivoluzione,  per  questo  unico  fine,  pagava  alle  Leghe  larghe 
pensioni.  E  il  barone  disse  piü  volte  vedere  tale  partito,  il 
piü  agevole  e  piano,  e  il  piü  corrispondente  ad  ogni  politica 
vista.  Bingraziaronlo  delle  buone  disposizioni  mostrate,  gli 
offrirono  schiarimenti  a  qualsiasi  uopo;  ma  precipuo  e  piü 
caldo  mostrarono  1*  impegno  della  unione  alla  Lombardia,  e 
a  un  tempo  chiaro  gli  fecero  che  cedendo  agli  Svizzeri  anche 
soltanto  i  due  contadi,  stato  sarebbe  quanto  cedere  il  dipar- 
timento,  e  ne  convenne  pure  il  barone. 

Da  questa  conferenza,  poterono  i  deputati  conoscere  ch9 
il  Wessenberg  non  aveva  veduti  quei  dei  Grigioni,  e  che 
se  mai  dagli  Elvetici  fosse  stato  visitato,  non  aveva  seco  loro 
discusso. 

Di  lä  passarono  al  consigliere  Patroni,  come  quello  che 
ben  conosceva  gli  affari  della  Vaitellina  coi  Grigioni  fino  dal 
tempo  nel  quäle  era  segretario  del  Governo  di  Milano.  mentre 
ai  giorni  dei  quali  parliamo,  era  in  Vienna  della  Oommissione 
d'  organizzazione.  Trovaronlo  anziehend  indifferente  quanto 
alla  nostra  unione  con  Lombardia,  e  decisamente  impegnato 
a  tornare  il  paese  nella  condizione  precedente  al  1797. 

II  Pirovano  (22  detto)  scrisse  allo  Stampa  di  essere  a 
lui  il  giovedi  prossimo  a  pranzo  in  uno  al  Guicciardi.  La 
prevenne  perö  che  vi  sarebbero  anche  i  deputati  Grigioni. 
Oredettero  i  nostri  accettare  senza  badare  a  commensali. 
Tanto  prima,  quanto  dopo  pranzo,  le  due  deputazioni  se  la 
passarono  in  discorsi  amichevoli;  ma  poscia,  entrando  il  Piro- 
vano a  parlare  della  confisca,  consigliava  le  parti  a  procedere 
d'  aoeordo  e  diceva  che  se  i  Grigioni  insistevano  per  riavere 
in  natura  i  beni  confiscati,  vedeva  quasi  impossibile  vi  rius- 
cissero  pel  grande  prineipio  dalla  coalizione  addottato  di  non 
intaccare  la  vendita  dei  beni  dichiarati  nazionali,  e  che 
d'  altra  parte,  gli  acquisitori  Valtellini,  avrebbero  sempre 
potuto  temere  molestia  ove  non  si  desse  ai  Grigioni  un  ali- 
quale  indennizzo.  A  ciö  francamente  i  nostri  deputati  ris- 
posero,    che   quando   i  Grigioni   non  dirigessero  apertamente 
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le  procedura  contro  gli  acquisitori,  ma  si  limitassero  a  chiedere 
agli  Stati  giä  componnenti  la  Bepubblica  indi  il  Begno 
d'  Italia,  un  proporzionato  indennizzo,  non  solo  non  sareb- 
bersi  opposti.  avrebbero  anzi  con  ogni  potere  curato  il  buoa 
esito  della  domanda,  essendo  anche  interesse  di  uno  Stato 
T  avere  vicini  richi  piuttosto  che  poveri.  Ma  i  Salis  persi- 
stettero  in  dire  che  il  loro  mandato  obbligavali  a  chiedere  in 
natura  la  restituzione  degli  stabili  presso  chiunque  trovas- 
sersi,  perche  altra  azione  ad  essi  non  competeva  che  quella 
di  rivendicare  le  cose  delle  quali  stati  erano,  a  dir  loro, 
ingiustamente  spogliati;  che  quanto  a  mobili  e  a  cid  che 
piü  non  esisteva  in  natura,  ne  dovevano  chiedere  il  valore 
a  carico  della  Valtellina  e  dei  due  Contadi,  perche  il  decreto 
di  spoglio  era  uscito  dal  loro  Comitato  composto  di  individui 
nazionali  che  avevano  giurato  in  mano  al  pro-cancelliere  di 
Valle,  e  perche  lo  scopo  del  decreto  quello  era  di  risarcire 
le  provincie  dei  supposti  danni  ad  esse  recati  dal  Governo 
Grigione,  e  i  quali  anche  veri,  non  potevano  mai  attribuire 
diritto  di  confiscare  beni  privati ;  aggiunsero  in  fine  che  agli 
acquisitori  et  alle  provincie  spettato  sarebbe  il  diritto  di 
ripetere  da  chi  di  ragione  il  prezzo  sborsato. 

A  tutto  questo  risposero  i  nostri  che  il  Comitato,  non 
dalle  provincie,  ma  dal  generale  Murat  riconosceva  la  propria 
esistenza,  che  gli  individui,  benche  nazionali,  furono  dal  suo 
decreto  costretti  ad  accettare  la  carica,  il  pro-cancelliere  ne 
aveva  ricevuto  il  giuramento,  non  come  pro-cancelliere,  ma 
quäle  specialmente  incaricato  da  Murat  a  cui  dovevasi  il  tutto 
rimettere;  per  la  sua  carica,  non  sarebbe  stato  riconosciuto 
dai  due  Contadi,  i  quali  niente  avevano  di  commune  col 
pro-cancelliere  della  Valtellina ;  che  il  predicato  di  Yigüanza 
e  di  Corrispondenza,  provava  che  non  dipendeva  dalla  pro- 
vincia,  ma  dal  generale,  col  quäle  avevano  a  corrispondere  'r 
che  P  ordine  ebbe  da  esso  di  emanare  il  decreto  della  con- 
fisca;  che  questo  fu  emanato  sette  giorni  dopo  l'unione  della 
provincia  alla  Cisalpina,  le  quali  provincie,  per  conseguenza, 
non  potevano  piü  dirsi  rappresentate  dal  Comitato,  e  difiatti 
non  furono,  che  quando  pure  avesse  il  Comitato  ecceduti  i 
propri  poteri  o  mal  ragionato  il  proclama,  giammai  avrebbe 
potuto  nuocere  alle  provincie  ne  agli  acquisitori  dei  beni; 
ma  tutt'  al  piü,  ne  sarebb'  egli  stato  personalmente  risponsale; 
che  in  ogni  caso  anche  questa  risponsabilitä  cessata  sarebbe 
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ed  estinta  per  la  morte  del  piü  dei  membri  che  lo  com- 
ponevano;  ma  che,  oltre  a  tuttociö,  legge  posteriore  della 
Repubblica  Cisalpina,  ha  approvato  e  fatto  proprio  tutto 
quanto  dai  diversi  Comitati  provisorj  della  provincia  che  la 
cornponevano,  erasi  agito;  che  altra  apposita  legge  ha  fatti 
nazionali  tutti  i  beni,  mediante  il  detto  proclama,  confiscati; 
che  la  successiva  Costituzione  di  Lione  ha  dichiarato  che  — 
Vacquirente  dei  beni  nazionali  di  qualwnque  provenienza  che 
ne  gode  dietro  una  vendita  legalmente  compito,  non  puö  per 
(üeun  titolOy  essere  turbato  nel  paeifico  possesso  dei  beni  com- 
prati,  salvo  al  terzo  reclamante,  qualara  vi  sia  luogo,  il  diritto 
di  essere  indennizzato  dal  Tesoro  pubblico  (art.  126),  il  che, 
in  termini  precisi,  e  il  caso  dei  signori  Grigioni  che  pre- 
tendono  malamente  confiscati  i  loro  beni  e  malamente  di- 
chiarati  nazionali.  Aggiunsero  che  dirigendo  i  depntati  grigioni 
la  loro  azione  contro  migliaja  di  famiglie,  eiaseuna  delle 
quali  e  in  diritto  di  essere  convenuta  avanti  il  proprio  giu- 
dice,  era  impossibile  e  fuori  d1  ogni  ragione,  che  il  Congresso 
di  Vienna  oecuparsi  volesse  di  qnestioni  private,  mentre  do- 
mandando  i  Grigiofli  un  compenso  dagli  Stati,  a  favore  dei 
quali  era  andato  il  prezzo  dei  beni,  Paffare,  perche  invol- 
vente  questione  di  pubblico  diritto,  avrebbe  potuto  prendersi 
in  considerazione  o  dal  Congresso  o  dai  rispettivi  Sovrani, 
ai  quali  gli  stati  medesimi  assegnati  yenissero.  Gonchiusero 
poi  col  dilemma,  o  la  Valtellina  e  i  Gontadi  cedono  all' 
Austria,  o  diventano  Cantone  Svizzero;  nel  primo  caso  nessun 
tribunale  austriaco  potra  secondare  le  domande  incidentali 
contro  gli  acquisitori  garantiti  dalla  Costituzione,  dalle  leggi 
e  dal  riveritissimo  dedreto  di  S.  M.  V  Imperatore  Francesco, 
il  quäle  ha  dichiarato  intangibili  le  vendite  dei  beni  nazionali ; 
nel  secondo,  senza  una  guerra  civile,  non  sarebbe  possibile 
törre  i  beni  a  due  mila  famiglie,  ne  V  Austria  ritirerebbe  le 
proprio  truppe  prima  che  la  tranquillitä  di  uno  Stato  limi- 
trofo,  non  fossesicura. 

Riaddussero  i  Salis  gli  stessi  loro  argomenti ;  si  pre- 
tesero  estranei  alla  Costituzione  e  alle  leggi  italiane,  e,  pren- 
dendo  il  negozio  troppo  in  astratto,  e  questa  volta,  in  senso 
troppo  generico,  proclamarono  1'  assioma  —  res  clamat  ad 
dominum,  —  ne  mai  convennero  nel  prineipio  di  pubblico 
diritto,  quindi  naturale  che  gli  esteri  possessori  in  uno  Stato, 
per  ragione  dei  loro  possessi,  sono  sudditi  al  pari  degli  altri 
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abitanti,  e  che  la  quistione  agitarsi  doveva  giusta  i  principj 
appunto  del  pubblico  diritto.  Quindi,  sebbene  il  Pirovano 
suggerisse  la  domanda  della  restituzione  dei  beni,  e  in  via 
subalterna  quella  di  un  equo  indennizzo,  insistettero  nel  primo 
assunto,  ne  piü  si  disse. 

Un  arücolo  della  gazzetta  di  Norinberga,  dal  quäle 
appariva  che  lord  Castlereagh,  persino  V  imperatore  Ales- 
sandro,  davano  ai  Grigioni  molte  speranze,  premeva  i  nostri 
deputati  per  una  udienza  dal  Wessenberg  a  porsi  a  tale  di 
prevenire  qualunque  impressione  che  la  notizia  da  altri  fogli 
ripetuta  potesse  cagiooare  al  paese. 

Furono  quindi  al  barone  (29  detto);  gli  p&rlarono  di 
loro  inquietudini  per  la  disgustosa  notizia  e  quasi  di  esito 
sicuro,  che  i  Grigioni  non  paghi  di  riferire  ne1  pubblici  fogli, 
scrivevano  al  paese,  d'  onde  a  studio  curavasi  diffondere  nel 
Dipartimento  ad  eccitare  allarmi  e  timori;  che  essi,  per  lo 
contrario,  tenendosi  frattanto  sudditi  austriaci,  e  disperando 
diventare  diffatti,  non  credevano  poter  fare  alcun  passo,  ne 
dare  informazione  di  sorta  alle  altre  Potenze;  ma  trovando 
necessario  tranquillare  i  popoli  committeati,  con  ogni  fiducia 
a  S.  E.  volgevansi,  senza  il  consenso  della  quäle,  niente 
avrebbero  osato. 

Bispose  il  ministro,  conoscere  appieno  il  contegno  degli 
Svizzeri  e  de'  Grigioni;  che  i  nostri  deputati  conducevansi 
benissimo  dirigendosi  unicamente  al  Ministero  Austriaco; 
avere  egli  scoperto .  proteggitore  de'  Grigioni  il  conte  Capo 
d1  Istria,  e  dettogli  non  essere  quel  ministro  bene  istrutto 
della  vera  posizione  degli  affari;  soggiunse  che  parlato  dei 
nostri  interessi  all'  Imperatore,  e  conosciuta  la  di  lui  inten- 
zione  di  conservare  alla  Lombardia  queste  provincie,  regulato 
sarebbesi  a  seconda  dei  sovrani  voleri,  sperandone  entro  pochi 
giorni,  risultamenti  decisivi,  e  potere  frattanto,  i  deputati 
scrivere  al  Prefetto  autorizzandolo  a  smentire  quanto,  senza 
alcun  fondamento,  andavano  milantando  i  grigioni.  In  seguito 
i  deputati  gli  resero  conto  della  casuale  conferenza  coi  Salis 
avuta  pr&sso  il  Pirovano;  non  gli  spiacque  il  consiglio  di 
indennizzare  i  confiscati  con  iscrizioni  sul  Monte,  diede  a 
supporsi  anche  su  ciö  autorizzato  dalF  Imperatore,  e  lo  disse 
unico  mezzo  per  un  equitativo  risarcimento  generale.  Gli  si 
parld  di  Poschiavo,  geograficamente  poreione  della  Vcdtellina,1) 

>)  Wio  dreist  diese  Deputirten  infolge  der  Schwäche  der  Schweiz 
wurden,  ersieht  man  hier. 
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«  circa  la  convenienza  di,  anche  politicamente,  riunirvelo, 
sostituendo  pei  Grigioni  qualche  altro  paese.  Si  venne  final- 
mente  a  dire  della  mira  dei  Salis  sostenuta  dal  Capo  d' Istria, 
quell a  cioe  di  unire  ai  Grigioni  almeno  Chiavenna  con  tutto 
il  contado,  e  il  ministro  convenne  coi  deputati  che  per  tale 
smembramento ,  l'Austria  perderebbe  tutti  i  vantaggi  mili- 
tari e  in  gran  parte  i  finanziari  derivabili  dalla  conservazione 
di  questi  paesi,  ed  egli  stesso,  il  ministro,  aggiunse  conoscere 
egli  benissimo  essere  la  proposta  suggerita  soltanto  dagli 
interessi  privati  dei  Salis;  ma  che  i  privati  vantaggi  non 
avevansi  a  calcolare  nella  sistemazione  degli  affari  di  Stato. 
Dichiarö  quindi  che  una  decisiva  insistenza  della  provincia 
a  völersi  costituire  in  Cantone  Svizzero,  giammai  l'interes9e 
di  poche  famiglie,  avrebbe  potuto  imbarazzare  il  negozio. 
Nel  mostrarsi  informato  della  proposizione  dei  conte  Capo 
d'Istria,  lasciö  travedere  che  in  qualche  incontro  aveva  dovuto 
manifestargli  le  proprie  idee  snlla  posizione  e  sni  veri  rapporti 
dei  nostri  paesi  coi  grigioni. 

Le  conferenze  per  le  cose  della  Svizzera  erano  seguite; 
ma  il  principe  di  Metternich,  che  fisicamente  indisposto,  non 
aveva  potuto  personalmente  fare  all'  Imperatore  i  propri 
rapporti,  erasi  fatto  supplire  dal  barone  di  Wessenberg 
dando  allo  stesso  gli  originali,  prova  questa  della  molta  di 
lui  influenza  negli  affari  esterni. 

Persona  in  Vienna,  unicamente  a  esplorare  gli  andamenti 
xielle  cose  d'Italia  [  4  dicembre  ]  assicnrava  i  nostri  deputati 
<;he  un  generale  delP  ultima  campagna  d'Italia  (Nugent),  fa 
•dal  Gabinetto  eccitato  a  palesare  le  proprie  viste  sulla  con- 
venienza e  miglior  sicurezza  della  frontiera  degli  Stati  au- 
striaci-italiani,  e  avendo  egli,  nella  memoria,  fatta  conoscere 
la  necessitä  di  conservare  diverse  provincie,  quella  non  pure 
aveva  mostrata  di  man  teuere  alla  Lombardia  la  Valtellina 
e  i  due  Contadi  per  assicurarsi  d'una  almeno  delle  porte 
che,  dell'  Elvezia,  mettono  in  Italia  e  per  tal  guisa  possedere 
pel  Tirolo,  aperte  e  sicure  due  strade.  Assicurö  che  la 
memoria  piacque  al  principe  di  Metternich  e  al  barone  di 
Weissenberg,  che  la  proposta  fu  stesa  a  norma  di  essa  e 
presentata  a  Sua  Maesta.  Tutto  venne  lo  stesso  giorno  dal 
generale  personalmente  confermato  al  Guicciardi,  coi  quäle 
segul  concerto  di  trovarsi  poscia  in  luogo  piü  comodo  a 
•oonferire  piü   a  lungo    anche   su   quanto  poteva  riguardare 


—     500    — 


Ältre   yfjzza&.   e  delle  y:*".  »Treibe.  es&:  zeacraj».  tot 

V**jt.-z.*   e  d*d  Ccniadi  aLa  Lädai-ü*.  snsiriiss:  iL 
r^>  l.^ra:tl**iai^,  e.  spiee  äta  la  c*rt*  g*»:»zrt5^L.  ir 


ernco  1  Franced  penetrati  in  Tir^Io.  Coci«rm  L  *' 
parlato  al  Weasenberg  che  aveTane  fatto  argyriffra:-  £i  ri£>- 
poru>  approvatfl  dal  prin^pe  di  Mettern:;"-  *  *  preaerarsi. 
a  rfaa  Ma^sta.  Asscuro  0  Wessenberg  iznp&pmlf^j:-  a*J 
prop,s:t»  di  tale  nnicne. 

Gui;c^rii  osäerrü  la  Francia  es9ersi  päies&^Ä  Mrsmria» 
e  che  gii  bvizzeri  e  i  Grigioni,  ofnciando  La  Russ~a  e  I'Izlt'^iI- 
terra.  ne  vantavano  protezione  assoluta  e  decis^:  er*  i  ae- 
puuti  T*itel.ini.  all*  öppoito,  non  poterano  indirizzarsi  awr-i 
altri  minl-tri  ritenendosi  in  fatto  sudditi  austriaca  e  ehicdendo 
divenirio  ancbe  in  diritto.  Prego  quindi  ü  generale,  di  cm 
ben  conosceya  i  rapporti  massime  col  ministro  iiuriese,.  * 
bcandagiiarne  le  intenzioni  e  scoprire  le  messe  e  gli  inten* 
dimenti  dei  depatati  svizzeri  e  grigioni,  il  che  proniise  di 
fare  ben  volontieri. 

Parlos^i  della  confisca,  di  che  il  generale  niente  sapera: 
e  sentito  che  in  gran  parte  State  ne  erano  colpite  le  fami- 
glie  .Salis,  dichiarö  schiettainente  essere  egli  amico  del  conte 
Giovanni,  ma  che  la  confisca  appnnto  era  altro  imponente 
pensiero,  nna  cagione  gravissima  per  non  mai  piu  permettere 
l'aggTegazione  delle  provincie  alla  Svizzera,  giacche  infalli- 
bilmente,  seguirebbero  dissenzioni  e  civili  discordie,  mentre, 
tenendole  nnite  a  Lombardia,  alla  Casa  d'  Aostria,  successa 
in  gran  parte  negli  Stati  componenti  il  gia  Begno  d*  Italia, 
non  mancherebbe  con  che  dare  ai  conüscati  grigioni  qualehe 
compenso  senza  moiestia  degli  acquisitori.  Soggiunse  che, 
essendo  allora  di  tutto  informato.  ne  avrebbe  di  nuovo  par- 
lato  al  ministro. 

Si  venne  in  seguito  a  dire  della  impossibilita  negli  abi- 
tanti  di  questa  provincia  di  portare  i  pesi  delle  feraci  pro- 
vincie lorabarde,  e  il  generale  convenendone,  soggiunse  che 
questi  paesi  avevano  a  considerarsi  fortezza  antiguardo  d'Italia^ 
e  quindi  aramettersi  a  privilegi  distinti. 
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II  colonnello  Parravicini  (6  detto)  fu  a  trovare  i  de- 
putati, e  disse  che  Antonio  Salis  era  turbatissimo  perche  dal 
Öongresso  non  si  desse  conclusione  di  sorta  alle  premure 
della  reto-elvetica  deputazione,  dopocche  si  a  lango  trovavasi 
in  Vienna,  mentre  niente  eravi  piü  agevole  e  insieme  piü 
jjiusto  quanto  far  restituire  i  beni  loro  ai  confiscati.  Colsero 
i  deputati  questa  occasione  per  eccitare  il  Parravicini  a  di- 
mettere  ogni  pensiero  circa  1'  unione  dei  nostri  paesi  alla 
Svizzera  e  ad  adoperarsi  invece  ad  iscoprire  gli  andamenti 
degli  awersarj  e  riferire;  cosa  a  lui  facilissima  perche  in 
concetto  di  partigiano  svizzero-grigione.  Mostrossi  un  pö 
malcontento  del  niun  conto  fatto  di  sua  persona  dal  Con- 
siglio  Dipartimentale  e  per  essere  preso  in  diffidenza  dalla 
polizia  di  Vienna,  mentre,  diceva  egli,  non  era  mai  st  ata  di 
lui  intenzione  di  agire  contro  gli  interessi  di  Casa  d'  Austria. 
Oli  risposero  i  deputati  prendersi  essi  V  impegno  di  giusti- 
ficarlo  presso  i  concittadini  e  presso  il  governo,  qualora  as- 
sumesse  di  agire  nel  loro  senso  e  di  buona  fede,  e  procurasse 
quelle  notizie,  che  nella  di  lui  situazione,  potrebbe  facilmente 
ottenere.  Promise  in  questo  ogni  cura. 

Frattanto,  in  questi  paesi,  da  giigioni  e  loro  partigiani, 
infantavansi  e  diffondevansi  le  piü  allarmanti  notizie.  Davasi 
-certissima  la  creazione  della  provincia  in  Quarta  Lega,  e 
decisa  la  restituzione  dei  beni  di  confisca. 

I  nostri  deputati,  dal  landamanno  capo  della  legazione 
svizzera  (11  detto)  ebbero  lettera  invitante  a  una  conferenza 
pel  giorno  dopo,  alla  quäle  trovata  sarebbesi  la  stessa  lega- 
zione  coi  deputati  grigioni.  Recatisi  diffatti  presso  la  com- 
missione  elvetica  composta  dai  signori  Reinhard,  Montenach 
e  Wieland,  ne  venne  benissimo  accolta.1)  Vi  trovarono  il  De 
Salis  Sils,  Vincenzo  e  Daniele  Salis  di  Coira  deputati  del 
Cantone  Grigione,  e,  dopo  complimenti,  seduti  a  circolo,  il 
Reinhard,  in  francese  favella  e  in  sensi  amichevoli,  pro- 
nunciö  lungo  discorso.  Eccone  un  sunto.  « II  conte  Capo 
■d'  Istria,  a  nome  dei  ministii  delle  cinque  Alte  Potenze 
Alleate  costituenti  il  Comitato  per  gli  affari  della  Svizzera, 
avvertl  che,  probabilmente,  domani  matina,  la  legazione  sarä 
invitata  ad  una  conferenza  presso  il  detto  Comitato  coli1  inter- 
vento   dei   Signori  Deputati  Grigioni   e  Valtellini,   ai  quali 

')  Von  diesen  Konferenzen  mit  den  Veltllnern  erzählen  unsere  Ge- 
«chichtsqnellen  nichts. 
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paesi  stabilmente  lombardi;  avere  a  cid  indirizzati  i  loro 
passi  ed  insistere  quindi  a  dirsi  senza  poteri  per  discussione 
su  tale  argomento.  Mostrandosi  come  arenato,  il  landamano, 
per  parere,  si  volse  ai  colleghi,  e  sul  primo  punto,  parlando 
il  Montenach,  disse  delicata  la  proposizione  dei  Valtellini,  e 
la  loro  risposta  sl  ragionevole  da  non  inaistere  piü  a  lungo 
su  quel  discorso,  e  fu  questo  1'  avviso  non  pure  del  collega 
Wiekmd. 

Dopo  ciö  si  venne  alla  confisca,  ma  il  landamano  inter- 
ruppe  dicendo  che  durante  quella  stessa  giornata,  avrebbe 
egli  avuta  occasione  di  vedere  il  principe  di  Metternich,  al 
quäle  riferito  avrebbe  V  occorso,  perche  desse  ai  nostri  de- 
putati  di  intervenire  alla  conferenza  e  partecipare  a  trattati. 
Conversando,  tornossi  alla  confisca,  e  a  parlare  del  modo 
col  quäle,  di  comune  contento,  acchetare  questo  negozio.  Fu 
ripetuto  il  detto  in  altre  occasioni,  e  il  landamano  volle 
sapere  il  valore  dei  beni  confiscati  vendati  e  iavenduti;  e, 
saputolo,  domandö  se  troverebbesi  arduo  restituire  i  beni 
invcnduti;  al  che  fu  risposto  trattarsi  di  faccenda  spettante 
al  Governo.  Lasciö  travedere  progetto  di  addebitare  alle 
provincie  il  prezzo  dei  mobili  e  la  somma  dei  capitali,  ferma 
a  confiscati  la  ragione  di  rivendicare  gli  stabili  dai  posses- 
sori  attuali,  al  che  altamente  ed  espressamente,  ripugnando 
i  deputati  e  negando  su  ciö  trattative,  in  tuono  meno  pacato 
disse:  «Converrä  bene  che  il  Congresso  decida  anche  su 
questo.  >  AI  che  replicandosi  dai  deputati,  non  potere  per- 
suadersi  che  le  Alte  Potenze  avessero  a  decidere  sopra  og- 
getto  estraneo  a  politica  e  al  loro  mandato,  il  landamano, 
seriamente  disse,  avrebbe  il  Congresso,  anche  su  questo,  as- 
sunte  notizie.  E  i  deputati  insistendo,  soggiunse :  «  Voi  vo- 
lete  la  sfida  (vous  votdez  avoir  le  change)  > ;  —  «  Appunto  >, 
risposero  i  deputati ;  ed  ebbe  termine  quella  lunga  e  penosa 
discussione.  Moströ  il  landamano  volere  comunicare  ai  nostri 
deputati  memoria,  che,  quanto  a  confini,  avevano  que'  de' 
Örigioni,  data  alla  legazione  elvetica,  raccomandata,  fosse 
letta  ai  ministri  in  conferenza,  ma  essi  deputati  non  consen- 
tirono.  In  generale  perö  i  discorsi  del  landamano,  anche  dopo 
la  conferenza,  tendevano  a  persuadere  sicura  e  dalle  combi- 
nazioni  voluta,  Tunione  della  Yaltellina  alla  Svizzera. 

La  sera  del  12,  dal  landamano,  pervenne  ai  deputati 
dal  Capo  d'  Istria  essergli  giunto  invito  per  la  legazione  el- 
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vetica  e  che  i  deputati  valtellini  e  grigioni,  dovevano  tro- 
varsi  a  una  conferenza  ministeriale  presso  8.  E.  mylord 
Steward  fissata  pel  L3  alle  ore  undici  e  mezzo. 

La  mattina  del  13  furono  i  deputati  al  Wessenberg. 
al  quäle  anche  in  iscritto  esposero  1'  avvenuto  colla  lega- 
zione  svizzera,  e  a  voce  che  il  discorso  del  landamano  aveva 
prodotto  timore  di  separazione  da  Lombardia  e  di  unione 
alla  Svizzera.  Protestarono  che  giammai,  senza  l'espresso 
volere  delle  Alte  Potenze,  consentito  avrebbero  ad  un  amal- 
gama  che  sacrificati  avrebbe  i  piü  cari  interessi  dei  loro  paesi . 

AI  ministro  piacque  moltissimo  communicazione  siffatta, 
e  domandö  se  della  conferenza  fosse  stato  eretto  alcun  pro- 
tocollo.  cNo>,  risposero  i  deputati,  e  il  ministro  parlö  ap- 
provando  la  loro  condotta,  e  soggiunse  che  la  legazione  el- 
vetica  stata  era  a  S.  M.  1'  Imperatore  chiedendo  V  unione 
della  Valtellina  a  r ein teg rare  gli  antichi  confini  elvetici;  al 
che  aveva  la  M.  S.  risposto  che  sarebbesi  prestato  alla  re- 
golare  circoscrizione  delle  elvetiche  frontiere,  al  quäle  og- 
getto,  aveva  ceduto  il  Prickthal  che  le  apparteneva ;  ma  che 
quanto  alla  Valtellina,  trattavasi  di  provincia  troppo  vicina 
a  suoi  stati  per  tollerare  che  fosse  esposta  a  dissidi  e  tur- 
bolenze, e  non  godesse  di  quello  stato  politico  che  meglio 
con venire  poteva  al  voto  e  all'  interesse  di  quegli  abitanti. 
Quanto  ai  beni  nazionali,  lasciö  sperare  avrebbe  giammai 
consentito  che  i  possidenti  ne  fossero  spogliati  non  mancan- 
do  altri  mezzi  per  conciliare  siffato  negozio.  Pini  il  Wessen- 
berg assicurando  i  deputati  che,  in  ogni  evento,  queste  pro- 
vincie  avrebbero  la  protezione  dell'  Austria,  la  quäle  giammai 
sarebbe  loro  mancata,  che  i  Grigioni  si  erano  espressi  di  non 
piü  volere  questi  paesi.  In  tutta  la  conferenza  si  moströ  sod- 
disfatto  della  condotta  dei  deputati.  Mostratogli  Y  invito  per 
V  intervento  presso  lord  Steward  e  la  memoria  all'  uopo  dis- 
posta,  approvö  aggiungendo  di  evitare  ogni  discassione  sulla 
confisca,  argomento  a  trattarsi  fra  Stato  e  Stato. 

Introdotti  i  deputati  allo  Steward,  vi  trovarono  la  lega- 
zione elvetica  e  i  deputati  grigioni.  Giunse  poscia  il  conte 
Capo  d'  Istria,  il  quäle  disse  che,  trovandosi  tutti  assieme 
facilmente  sarebbesi  conciliata  ogni  cosa,  e  volto  al  Guicci- 
ardi,  gli  domandö  se  era  pur  esso  in  eguali  speranze;  ma 
egli  subito  e  francamente  rispose  di  nö. 
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Nella  sala  della  conferenza  trovarono  i  ciaque  ministri 
<e  il  signor  Canning  Strafford.  Circa  una  tavola  rotonda  in 
mezzo  la  sala,  tutti  presero  posto.  Sedette  in  capo  il  barone 
di  Wessenberg,  alla  diritta  il  ministro  di  Francia  duca 
Baiberg,  poi  il  signor  Humboldt  di  Prussia,  indi  il  conte  Capo 
d'  Istria  inviato  russo,  alla  sinistra  il  barone  di  Stern  pari- 
menti  ministro  di  Russia,  poi  l'inglese  lord  Steward,  in  se- 
guito  il  signor  Canning  Strafford  inviato  df  Inghil terra  in 
Isvizzera ;  di  fronte  sedevano  alla  destra  del  presidente  i  dne 
deputati  Salis,  in  faccia  e  sulla  sinistra  i  nostri  deputati;  a 
fianchi  dello  Stampa  il  landamano,  poi  il  Montenach,  indi  il 
Wieland  che  chiudeva  il  circolo  col  Canning  Strafford. 

Allora  il  barone  di  Wessenberg,  che  sembrava  presi- 
•dere  il  Comitato,  lesse  alcune  righe  di  lingua  francese,  colle 
quali  in  sostanza,  diceva  che  essendosi  le  Auguste  Potenze 
occupate  a  fissare  le  antiche  elvetiche  frontiere,  trovate  eransi 
in  accordo  perfetto,  tranne  ris  petto  alla  Valtellina,  la  quäle 
pei  casi  speciali  e  per  le  antiche  animosita  vive  peranche  fra 
quegk  abitanti  da  un  lato  e  i  Grigioni  dall'  altro,  sembrava 
meritare  piü  lunghi  pensieri  e  piü  seri.  A  voce  soggiunse, 
-che  questo  appunto  era  lo  scopo  precipuo  della  chiamata 
deila  legazione  elvetica,  dei  deputati  della  Valtellina  e  dei 
Grigioni.  E  perche  sapeva,  sulP  argomento,  essersi  qualche 
giorno  prima,  fra  essi  deputati  discusso,  venne  invitato  il 
signor  Reinhard  a  reuderne  conto  al  Comitato.  II  Reinhard, 
parlando  francese,  disse  che  era  seguita  conferenza;  ma  che 
i  deputati  valtellini,  sorpresi  di  non  essere  stati  prevenuti 
da  altro  lato  ministeriale,  avevano  ricusato  in  guisa  alcuna 
esternarsi  sull1  oggetto  principale,  quello  cioe  della  unione 
dei  loro  paesi  alla  Svizzera;  che  per  altro  essendo  questa 
voluta  dalle  Potenze  Alleate,  le  quali  avevano  assicurata  la 
Confederazione  di  tornarle  gli  antichi  confini,  dei  quali  uno 
era  pure  la  Valtellina,  persuadevasi  che  ora  i  signori  deputati 
manifestata  avrebbero  la  loro  adesione. 

II  Wessenberg  invito  allora  il  Guicciardi  a  parlare,  e 
questo,  auch'  esso  in  francese  favella,  domandö  gli  fosse  per- 
messo  esprimere  i  propri  sensi  nel  nativo  linguaggio,  perche 
non  abituato  a  parlarne  alcun  altro  in  caso  di  affari  impor- 
tanti.  Perciö  il  de  Humboldt  accennogli  di  farsi  piü  presso 
la  tavola  del  Comitato,  sieche  andato  a  sedere  al  fianco  del 
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Capo  d'  Istria,  disse :  c  Avanti  di  esprimere  alcun  avviso  della 
Deputazione,    mi  e  d'  uopo   osservare  che  nel  discorso   del 
signor  Landamano  avvennero  due  sbagli ;  il  primo  nelP  aver 
detto  che  i  Deputati  Valtellini  abbiano  dichiarato  non  voler 
trattare  circa  1'  unione  alla  Svizzera   per  non  esserne  stati 
prevenuti,   mentre   avevano  anzi  apertamente   espresso  che, 
riputandosi  in  fatto  sndditi  di  S.  M.  I.  R.  Austriaca,  e  avendo 
sporto   il   voto  unanime  del   Consiglio  Generale  per  esserlo 
anche  in  diritto,  non  istimavano  loro  permesso  trattare  per 
altro  destino.  Sta  il  secondo  nel  dire  che  la  Valtellina  prima 
del  1797   fosse   elvetica  frontiera,   poiche   sebbene  per  molti 
anni  le  Reticbe  Leghe  avessero  avuti  alcnni  eminenti  diritti 
sulla  medesima,   non  era,  per  questo,  parte  integrante  della 
Svizzera,   della  quäle  neppure   le  Leghe  facevano  parte.    E 
troppo  nota  la  distinzione  tra  elveti  e  reti,  e  sarebbe  assurdo 
considerare  Svizzeri   i  Valtellini,  quanto  dire  Prussiani  quei 
del   principato  di  Neufchatel ,   per  la   ragione   che   il   re  di 
Prussia  ha   su   quel   paese   diritti   a   un   dippresso   eguali  a 
quelli,  un    di,   dei  Grigioni   sulla  Valtellina.  »    Subito  dopo 
depose   il  Guicciardi  la  nota  a  ciö   disposta.   Lord  Steward 
la  tolse  tosto  dal  tavolo,  e  vedute  le  firme,  si  fece  a  leggerla 
con  tutta  attenzione.  Quindi  il  presidente,  interpellati  i  Salis, 
disse   avere   il  Cantone  Grigione  affidato  ai  deputati  elvetici 
Timpegno   di   sostenere  le  premure  per  riunire  alla  Svizzera 
la  Valtellina.  Soggiunse  il  Reinhard  che  sebbene  le  Tre  Leghe 
costituita  avessero  un  giorno  distinta  repubblica,  pure  v'  era 
trattato  di  alleanza  fra  esse  e  la  Svizzera,  e  quindi  la  Val- 
tellina considerarsi  dovea  svizzera  frontiera.    Replicö  il  Guic- 
ciardi: «I  trattati,    quelli  sono  appunto  che  provano  la  se- 
perazione  degii  Stati,   e  le  Tre  Leghe  avendo  avuto  trattati 
di  alleanza  e  colla  Svizzera  e  coli1  Olanda,  non  piü  1'  una 
che  P  altra  potevano  far  svizzera  la  Valtellina.  >    E  il  Capo 
d'  Istria  volto  al  Guicciardi :    «  Bisogna  bene,  dies1  egli,  che 
i  Valtellini  abbiano  cangiati  principj,  mentre  e  certo  che  una 
volta,   almeno   di    essi   la  maggior  parte,    amavano  ardente- 
mente    la    libertä.  »    —    « L'esperienza,    rispose    Guicciardi, 
T  esperienza   dei   primi  anni  della   rivoluzione  fu  quella  ap- 
punto  che  fece  ravvedere  i  piü  saggi. »    Osservö  V  Humboldt 
non  reggere  il  paralello   della   Valtellina  col   principato   di 
Neufchatel    e    che   piuttosto    il   re   di  Prussia  era  divenuto- 
svizzero    come    principe    di   quel   paese,    che    non  Prussiani 
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quegli  abitanli.  Riprese  Guicciardi:  «  Appunto  per  la  stessa 
ragione    i  Valtellini    non   hanno   cessato  giammai   di  essere 
Italiani.  »    Parlando  allora  il  Dalberg,  fece  a  Guicciardi  alcune 
dorn  an  de,  ed  eccone  una:  «  Perche  non  vi  piacerebbe  signor 
conte    Guicciardi,    cbe    la    vostra    patria    divenisse    Cantone 
Svizzero?»     Gli  fu  risposto  cbe  le  ragioni  erano  tutte  bre- 
vemente  esposte  nella  nota  consegnata;  ma  le   piü  forti,  la 
separazione  per  iscoscese  alte  montagne  e  non  di  rado  im- 
praticabili;    e   la  conseqnente   perigliosa  difficolta  di  recarsi 
al  capo-luogo  di    governo   in  Berna   o  Zurigo,  colla  perdita 
di   cinque   o   sei  giorni  di  viaggio  a  cavallo  per  colli  e  vie 
montuose,    mentre  chiunque   in  an  giorno  paö  agiatamente 
recarsi  a  Milano.  Secondo  non  essere  i  nostri  popoli  maturi 
a  liberta  come  lo  sono  gli  Svizzeri,   dei  qnali  non  hanno  la 
buona  fede,  la  franchezza,  la  lealtä,  l'abitudine   antica  nell' 
esercizio  dei  propri   diritti.   Terzo,   non  essere  la  Valtellina 
in  contatto  con  altro  Cantone  Elvetico,  salvo  il  Grigione,  col 
quäle   da   molti   anni,  mantengonsi  animositä  difficili  a  tog- 
liersi,    e  disposte  a  turbare   la  pubblica   quiete   e  la  trän- 
quillitä.  Quarto,  la  differenza  di   lingue,   costumi,  abitudini, 
il   che  tutto    fa   respingente  elemento,   perciö  incombinabile 
l'unione  di  un  popolo  all'  altro.  Vedasi  il  Cantone  Ticino  in- 
quietato  sempre  e  agitato  dagli  altri.  Quinto,  V  essere  la  Val- 
tellina da  tre  lati  fra  paesi  austriaci,  e  costretta  a  dipendere 
da  essi  pel  grano  e  pel  sale.  Ma  qui  il  Dalberg  osservö  che, 
ridondando    di   questi   generi   gli    Stati   Austriaci,   era  loro 
interesse   permetterne   sempre   P  esportazione.    E    Guicciardi 
soggiunse,  che  un  popolo  deve,  per  quanto  e  possibile,  pro* 
curare  mettersi  in   grado  di  non  avere  a  dipendere  dall'  al- 
trui  volonta  pei  mezzi  di  sussistenza ;  che  d'  altronde  quando 
anche  la  Valtellina  diventasse  svizzera,  a  cagione  dei  propri 
bisogni  sarebbe  sempre  ligia  all'  Austria  e  ad  essa  attaccata. 
Rispose  il  Dalberg,  che  la  Valle  era  pure  in  eguale  caso  prima 
dei  1797  e  cid  non  ostante  giammai  le  mancarono  grani  ne' 
sali.  E  Guicciardi  riprese  essere  d'  allora  in  poi  su  ciö  tutto 
cangiato,   perche    mentre   la  Valle   aveva  a  que*  tempi  co* 
dominj  austriaci  confini  angustissimi,  uno  nf  aveva  lunghissimo 
colla  repubblica  veneta,  sieche  venendo  impedito  il  commer- 
cio  da  un  lato,  rimaneva  aperto  dallf  altro.    Domandö  final- 
mente  il  Dalberg  quäle  interesse  Casa  d'  Austria  aver  poteese 
a  conservare  lombarda  la  Valtellina;    al  che  il  Guicciardi, . 
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potere    conoscere    gli   interessi    del  proprio  e  parlarne,  non 
mai  di  quelli  degli  esteri  Stati.1) 

Ebbero  fine  allora  le  interpellanze  anche  dal  lato  del 
presidente,  quindi  le  risposte.  Congedaronsi  i  deputati  valtel- 
lini  e  grigioni,  e  nella  conferenza  durö  la  legazione  svizzera 
soltanto,  la  quäle  un'ora  dopo  uscl  essa  pure. 

La  sera  stessa  andarono  i  nostri  al  generale  Nugent, 
gli  resero  conto  d'ambe  le  conferenze  e  lo  interressarono  a 
iscoprire  e  far  conoscere  i  sensi  decisivi  del  Comitato.  Ne 
ebbero  promesse,  e  speranze  che  il  Wessenberg  indirizzato 
«avrebbe  in  guisa  il  negozio  da  uscirne  conforme  ai  loro  voti. 

Ma  da  piü  lati ,  ancbe  diplomatici ,  spargevasi  che  i 
nostri  paesi  dovevano  appartenere  alla  Svizzera ;  parlavasi  giä 
del  modo  della  unione,  dei  rapporti  cioe  a  stabilirsi  fra 
questo  e  gli  altri  Cantoni.  In  ansia  quindi  i  nostri  deputati, 
la  cagione  adducendone,  cercarono  udienza  dal  Wessenberg, 
«ed  egli,  pel  segretario  ,  fece  sapessero  che  il  rapporto  non 
era  compiuto,  ma  in  breve  l'affare,  dalle  Alte  Potenze  Alleate, 
sarebbe  deciso. 

In  altro  giorno  (22  detto)  li  ammise.  Gli  esposero  le 
loro  apprensioni,  i  loro  timori,  ed  egli  ne  li  confermö  sog- 
giungendo  non  aversi  potuto  resistere  alla  forza  delle  insi- 
stenze  dal  canto  massime  dell'Inghilterra.  Parlandosi  del 
modo  e  dei  patti  deli'aggregazione ,  fu  detto  divulgarsi  dai 
Grigioni  il  ripristino  della  dipendenza,  oppure  la  Quarta  Lega; 
ma  lo  stesso  Wessenberg  disse,  su  questo  niente  peranche  fisso 
ed  esservi  tempo  a  pensare,  dappoiche  il  Comitato  non  riuni- 
vasi  che  nella  prossima  Ventura  settimana.  Espressero  il 
voto  assoluto  per  la  protezione  austriaca  la  quäle  era  dovuta 
pel  capitolato  di  Milano  3  settembre  1639,  e  il  Wessenberg 
replico  esserne  dalPAustria  fatta  riserva  negli  atti  del  Co- 
mitato. 

Comminciossi  quindi  a  parlare  d'un  Cantone  separato  sotto 
Vimmediata  protezione  ddV Austria,*)  la  quäle  conservarsi 
potrebbe  gli  stessi  diritti  del  re  di  Prussia  sul  principato  di 
Neufchatel,  il  quäle  pure  fu  ammesso  a  Cantone.  Gusto 
moltissimo  il  ministro  idea  siffatta,  inrfinuö  a  deputati  di 
coltivarla,   ed  essi  lo  promisero  perche  appoggiati  dall'Im- 


»)  Die  Ueberleffenheit  des  Grafen  Guicciardi  über  Reinhard  wird  am 
besten  deutlich  durch  dieses  Examen. 

*)  Auch  diess  ist  uns  unbekannt  geblieben. 
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peratore  dal  quäle  bramavano  farsi  un'altra  volta  sentire. 
Trattossi  inoltre  se  convenisse  ai  deputati  visitare  i  ministri 
delle  Alte  Potenze,  e  del  contegno  a  osservarsi  colla  Legazione 
Svizzera.  Quanto  ai  ministri,  disse  il  barone,  indispensabile 
officiarli,  e  rispetto  agli  Svizzeri,  consigliö  a  so9pendere,  bas- 
tando  tenere  con  essi,  negli  incontri  casuali,  an  linguaggio 
officioso  senza,  per  allora,  entrare  in  materia.  Parve  appro- 
vare  egualmente  il  pensiero  di  procurare  una  udienza  da  S. 
M.  I.  Ferraossi  che,  preparata  la  nota  a  presentarsi,  i  de- 
putati tornassero  a  lui  il  23  a  comunicargliela  onde  aver 
norma  per  l'ulteriore  contegno.  Venutosi  a  dire  della  con- 
nsca,  si  seppe  che,  dalla  conferenza,  nessuna  deliberazione 
erasi  presa;  e  avendo  il  ministro  domandato  quanto  dai 
Grigioni  per  quel  titolo  si  pretendesse,  gli  fu  risposto  circa 
tre  milioni  di  fiorini  viennesi.  Soggiunsero  che  quand'anche 
limitassero  la  pretesa  ai  soli  quattro  milioni  e  mezzo  risul- 
tanti  dai  registri  domaniali,  il  volerli  caricare  alla  Valle, 
come  senza  diritto  pretendevano  i  Grigioni,  stata  sarebbe  la 
compiuta  di  lei  rovina.  Osservarono  al  ministro  che  i  nostri 
paesi  avevano  portato  nemmeno  un  soldo  di  debito  nella 
societa  della  Repubblica  Cisalpina,  e  che  quindi  non  poteva 
caricarsi  di  porzione  del  debito  pubblico  sul  quäle  contassero 
gli  Svizzeri  fondare  per  l'indennizzo  della  reta  connsca.  Parve 
il  ministro  di  ciö  persuaso  e  congedö  i  deputati. 

Per  mezzo  del  Pirovano,  Daniele  Salis,  fece  sapere  il 
Guicciardi,  desiderare  secolui  conferire.  Convennero  ambidue 
(22  detto)  presso  lo  stesso  Pirovano.  Dopo  argomenti  che 
non  fanno  alla  storia,  si  prese  a  parlare  della  conüsca  e 
deirindennizzo.  Credette  Guicciardi  scoprire  che,  veduto  dai 
Salis  difficile  riavere  i  beni  venduti,  mirassero  agli  invenduti. 
Quanto  dissero  di  piü  rimarchevole,  fu  non  fidarsi  avere 
debitrice  la  Casa  d'Austria;  essere  difficilissimo  volgersi  ai 
diversi  deputati  del  regno ;  tornare  meglio  alla  Valtellina 
accomodarsi  ora  pacificamente,  di  quello  sia  obbligare  i  con- 
fiscati  a  serbare  le  loro  ragioni  per  tempi  migliori,  onde 
farle  colla  forza  valere,  colla  conquista  al  cessare,  per  casi 
di  guerra  il  favore  delTAustria.  II  Guicciardi  niente  sog- 
giunse  ed  andonne. 

Occupatisi  i  deputati  della  memoria  divisata  col  Wessen- 
berg,  pensarono  che  parlare  esplici tarnen te  circa  la  costitu- 
zione  del  principato  di  Neufchatel  per  modellare  sulla  mede- 
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sima  quella  di  Valtellina  e  pareggiare  su  questa  i  diritti  del 
duca  di  Milano  a  quelii  del  re  di  Prussia  sul  principato, 
allarmare  potrebbe  la  legazione  elvetica  e  fors'  anche  qualche 
ministro  delle  Potenze  Alleate,  quindi  credettero  meglio 
ternersi  in  termini  generali.  Poi,  giusta  i  concerti  (28  detto), 
recaronsi  al  Wessenberg  e  gli  esposero  che  quanto  piü  ri- 
flettevano  sulla  determinazione  del  Comitato  di  unire  le  loro 
provincie  alla  Svizzera,  tanto  piü  rimanevan  sorpresi  che 
que'  ministri  avessero  creduto  potere  con  un  tiro  di  penna, 
fare  svizzera  una  popolazione  italiana,  cangiare  o  distruggere 
vincoli  e  rapporti  assolutamente  voluti  dalla  ubicazione  e 
dal  commercio  abituale  coi  popoli  della  Lombardia,  altri 
sostituirne  che  non  hanno  mai  esistito,  ne  potranno  esistere 
cogli  abitanti  dei  Cantoni  Elvetici,  per  loro  stranieri  o  al- 
meno  indifferenti ;  che  d'altra  parte  non  sapevan  compren- 
dere  come  FAustria  permettere  volesse  e  tollerare  lungo 
una  linea  di  cento  miglia  in  contatto  un  tipo  di  repubblica, 
la  quäle  sebbene  non  presenti,  per  la  Valtellina,  una  facilita 
reale  attesi  gli  esposti  fisici ,  locali  accidenti,  pure  sempre 
sarebbe  una  illusione  a  popoli  soggetti  pel  confronto  di  ag- 
gravi,  di  privative  ecc.,  servirebbe  di  incitamento  al  contrab- 
bando  e  alla  diserzione. 

PremesBe  tali  parole,  dalle  quali  il  ministro  fd  assai 
penetrato,  gli  comunicarono  le  loro  istruzioni  si  per  attestar- 
gli  confidenza,  come  anche  a  giustificare  la  nota.  Lettala 
e  discussine  i  singoli  punti,  soggiunsero  i  deputati,  che, 
quando  non  sortisse  buon  effetto,  altro  non  rimarebbe  che 
di  protestare  contro  ogni  altra  di  versa  determinazione 
si  prendesse  rispetto  alle  provincie,  per  il  che  non  avrebbero 
pieni  poteri,  come  non  ne  avevano  per  rinunziare  al  diritto 
delTalta  protezione  del  Duca  di  Milano. 

Tutto  approvö  il  ministro,  e  suggerl  di  accennare  il  di- 
fetto  di  poteri  a  rinunziare  ecc.  Come  pure  di  darne,  vol- 
tato  in  francese,  un'esemplare  a  ciascun  ministro  del  Comitato. 
Promisero  il  tutto;  ma  espressero  desiderio  di  una  preventiva 
udienza  da  S.  M.  per  assicurarsi  dell'alta  sua  protezione. 
Rispose  avrebbeli,  per  Tintento,  indirizzati  al  Gran  Ciambel- 
lano ;  raccomandö  di  andare  prima  che  ad  ogni  altro  ministro 
al  principe  di  Talleyrand,  come  quello,  che  meglio  disposto 
a  favore  dei  voti  da  essi  spiegati. 
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Mostrarono  i  deputati  avvedutezz*  sublime,  squisito  giu- 
•dizio,  allorche  domandarono  la  provincia  non  fosse  intanto 
sguernita  di  truppe  austriache,  perche  altrimenti,  e  Svizzeri 
6  Grigioni  forse  affrettati  sarebbonsi  a  occupare,  o  almeno, 
a  spargere  allarmi.  Rispose  prendere  la  cosa  a  so;  che 
frattanto  sarebbe  nieute  ianovato,  e  scritto  ne  avrebbe  al 
maresciallo  di  Bellegarde.  Quanto  a  confisca,  chiesto  al 
ministro  se  alcun  che  stato  fosse  dal  Comitato  deciso,  ris- 
pose non  saperae ;  non  esseri  preso  alcun  partito,  nia  sapere 
che  tutti  i  ministri  convenivano  nella  intangibilitä  dei  beni 
nazionali  non  altrimenti  che  in  Francia,  e  di  recente  dall' 
Imperatore  d'Austria  in  Italia  prociamata.  Si  disse  e  avreb- 
besi  detto  qualche  cosa  di  piü,  ma  di  poco  interesse,  nia 
fino  dapprima  era  in  anticamera  il  principe  di  Sachsen-Co- 
burg.  Üscirono  i  nostri  e  disposero  per  una  udienza  dall' 
Imperatore  e  dal  principe  di  Talleyrand. 

II  Reinhard  (24  detto)  fu  a  visitare  i  deputati,  e  dopo 
brevi  complimenti  disse  loro,  che  supponendoli  istrutti  dello 
stabilito  circa  Taggregazione  della  Valtellina  e  dei  Contadi 
all'Elvezia,  parevagli  si  potesse  dire  alcun  che  riguardo  al 
come  amicamente  conciliare  siffatta  unione.  Risposero  i  de- 
putati averne  da  piü  parti,  ma  non  officialmente ,  sentito, 
salvo  a  voce  dal  Wessenberg,  al  quäle  avevano  diehiarato 
che  prima  di  trattare,  chiedevano  una  udienza  da  S.  M. 
l'lmperatore,  dei  quäle  riconoscevansi  sudditi  in  fatto ;  dopo 
la  quäle  udienza,  regolati  sarebbonsi  giusta  le  loro  istru- 
zioni.  Replico  il  Reinhard,  che,  salvo  il  rispetto  alla  loro 
opinione,  gli  sembrava  tal  passo  non  necessario,1)  dappoiche 
anche  il  ministro  austriaco,  il  barone  di  Wessenberg,  aveva 
«convenuto  nello  stesso  principio.  Su  ciö  dissero  i  deputati 
che  qualunque  forza  dare  si  volesse  ad  un  tale  argomento 
non  potevano  ommettere  un  atto  di  rispetto  a  un  Sovrano 
al  quäle,  pei  loro  rappresentanti,  avevano  le  provincie  giu- 
rata  fedeltä,  ed  essi  medesimi  erano  per  domicilio  e  per 
posaesso  sudditi  austriaca  Soggiunsero  che  forse  S.  M.  non 
avrebbeli  ricevuti,  per  mezzo  dei  suoi  ministri,  avrebbe  loro 
fatti  conoscere  i  propri  sovrani  voleri,  e  frattanto  sarebbe  loro 
piaciuto  conoscere  i  sentimenti  della  legazione  elvetica.  Disse 
adunque  il  Reinhard  che  il  Cantone  Grigione  pei   suoi  de- 

*)  Es  macht  sieh  komisch  jrenii£,  wenn  unser  braver  Reinhard  den 
schlauen  Guicclardi  überlisten  will,  der  die  Intentionen  Wessenbergs  viel 
besser  kannte. 
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putati,  aveva  alla  Dieta  espresso  il  desiderio  di  unire  alle 
Leghe  i  due  Contadi,  e  della Valtellina  farne  una  Quarta; 
che  sarebbonsi  accordati  quattro  voti  a  Chiavenna  e  due  a, 
Bormio.  Sorpresi,  domandarono  perche  non  si  proponesse 
fare  un  Cantone;  rispose  giä  esserne  soverchio  il  numero  e 
da  riuseire  difficile  dirigerli,  mantenere  l'unitä  e  la  bnona 
armonia,  massime  dappoiche  i  torbidi  ne'  piccoli  Cantoni 
avuto  avevano  a  pretesto  l'incremento  del  numero;  che  l'ac- 
cettazione  del  Vallese ,  di  Ginevra ,  di  Neufchatel  derivö  da 
trattati  speciali  giä  esistenti  con  quei  paesi  e  che  non  esistono 
colla  Valtellina ;  che  nemmeno  pensavasi  accettare  quelli  del 
vescovado  di  Basilea  e  di  altri  limitrofi  paesi  che  lo  ave- 
vano chiesto.  Per  quante  osservazioni  e  rimostranze  dai 
deputati  gli  venissero  fatte,  non  volle  cangiare  pensiero, 
sieche  diede  cagione  a  sospetti  che  la  legazione  in  questa 
parte,  non  avesse  poteri.  A  quanto  perö  gli  si  disse,  cioe 
non  potere  lo  staeco  dei  due  Contadi,  lasciö  travedere  che 
se  questi  avessero  preferito  rimanere  colla  Valtellina,  c& 
sarebbesi  potuto  aecordare  facendo  perö,  an  che  in  questo 
caso,  una  Quarta  Lega  e  non  un  Cantone.  Da  qui  ben  si 
comprese  che  il  bisogno  del  distaeco  dei  Contadi  immaginato 
dairintrigo  e  dall'interease  dei  Grigioni,  proveniva  dai  segreti 
maneggi  pratieati  in  quei  paesi  onde  assicurare  il  voto  di 
separazione.  AlL'oggetto  poi  di  torre  ai  deputati  qualunque 
timore  di  dipendenza  dai  Grigioni,  aggiunse  che  la  Valtellina 
niente  avuto  avrebbe  di  comune  col  governo  del  Reto  Can- 
tone, e  le  sarebbe  dato  avere  una  rappresentanza  sua  propria, 
che  per  torno,  colle  altre  Leghe,  manderebbe  suoi  deputati 
alla  Dieta  Federale.  Gli  tu  osservato  che  la  Valtellina  coi 
due  Contadi  costituiva  un  popolo,  per  lo  meno,  eguale  a 
quello  di  tutte  tre  le  Leghe  in  complesso;  non  dovevana 
per  conseguenza  figurare  una  sola  parte  del  Cantone  Grigione ; 
che  se  questi  paesi  erano  territorio  svizzero,  avevano  diritto 
di  essere  trattati  come  gli  altri ;  se  non  lo  erano,  la  Confe- 
derazione  maneava  di  titolo  per  riclamarli.  Replicö  il  land- 
amano  che  tutti  i  Cantoni,  qualunque  ne  fosse  la  popola- 
zione,  mandavan  un  egual  numero  di  deputati,  sieche  non 
veniva  fatto  aleun  torto  se  la  rappresentanza  nostra  alla 
Dieta  non  istava  in  ragione  di  popolazione.  Addusse  l'esem- 
pio  del  Cantone  di  Berna,  il  quäle  non  aveva  diritto  di  farsi 
rappresentare  alla  Dieta   che  con   numero  eguale  a  quello 
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dei  piccoli  Cantoni.  Sorpassö  la  seoonda  delle  obbiezioni. 
Disse  finalmente,  sapere  egli  quanto  tendessero  i  nostri  po- 
poli  ad  aggregarsi  alla  Svizzera,  e  averne  prove  per  lettere 
da  queste  parti,  di  fresco  arrivategli.  Era  da  esse  accertato 
che  il  popolo  insorgerebbe  a  facilitare  qnesta  unione  se 
contenuto  non  fosse  dalle  austriache  trappe.  Lasciö  traspi- 
rare  che  conveniva  deporre  lo  spirito  di  animosita  tuttavia 
da  molti  nutrito  contro  i  Grigioni,  e  in  certa  guisa  fece 
sentire  non  mancare  mezzi  coi  quali  reprimerlo  e  mantenere 
tranquillo  il  paese.  Emesse  alcune  osservazioni  sul  riferito 
discorso,  rimarcarono  al  landamano  i  deputati  la  premura  di 
avere  i  contadi  allo  scopo  tendeva  di  favorire  il  transito 
delle  merci  opponendo  ostacoli  al  loro  passagio  sul  bormiese. 
Rilevö  su  questo  il  landamano  che,  regolandosi  le  dogane 
dalla  Dieta  Federale,  niente  eravi  a  temere  dal  canto  dei 
Grigioni. 

Voltosi  poi  il  discorso  alla  giurisdizione  ecclesiastica, 
disse  ai  deputati  il  landamano  che,  a  seconda  dei  praticato 
da  ultimo  col  vescovo  di  Gostanza,  non  sarebbesi  tollerata 
giurisdizione  o  influenza  di  sorta  dei  vescovo  di  Como  su 
questi  paesi,  pei  quali,  dopo  l'effettiva  loro  unione  alla 
Svizzera,  si  sarebbe  anche  su  cio  proweduto  e  lasciö  supporre 
che  quello   di  Coira  subentrato  sarebbe   a  quello   di  Gomo. 

Pariossi  nuovamente  della  unione  delle  provincie,  e  i 
deputati  dissero  necessario  che  loro  fosse  palesato  in  iscritto 
il  relativo  progetto  circa  ü  modo  col  quäle  eseguirla  onde 
riflettervi,  non  potendosi,  per  Timportanza  della  cosa,  tanto 
facilmente,  improwisare  la  risposta;  ma  niente  di  categorico 
rispose  il  landamano.  In  tal  guisa  ebbe  termine  la  con- 
ferejiza. 

L'avere  il  landamano,  immaturamente  fatto  trasparire 
il  disegno  di  sottoporre,  in  materia  ecclesiastica,  le  provincie 
al  vescovo  di  Coira,  pregiudico  Timpegno  della  loro  unione 
alla  Svizzera.1)  I  deputati  ne  scrissero  al  Prefetto  dei  dipar- 
timento  che  fece  ne  fosse  avvertito  il  clero,  e  questo  ceto  per 
conseguenza,  stese  e  soscrisse  protesta  non  "volere  in  conto 
alcuno  consentire  in  tal  cambiamento,  e  domandö  esso  pure 


»)  Wie  unklug  und  unnöthlg  Reinhard  »eine  Gedanken  über  ©inen 
sehr  wichtigen  Punkt  an  Giiicciardi  verrieth  und  wie  rasch  derselbe  diesen 
Vortheil  zu  benutzen  wnsstc,  zeiart  sich  hier  deutlich.  Der  ganze  machtige 
Veltliner-Klerus  trat  nun  für  Oesterreich  auf.  Diess  war  der  entscheidende 
8chachzug. 
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che  le  provincie,  anche  politicamente  serbate  fossero  a  Lom- 
bardia.  L'atto  portava  la  firma  di  quelli  non  pure,  tra  il 
clero,  che  avevano  soscritto  per  l'unione  alla  Svizzera,  e  fu, 
per  gli  usi  opportuni,  spedito  ai  deputati. 

Dopo  qualohe  difficoUä  (25  detto)  vennero  i  deputati 
accolti  dal  Talleyrand.  Gli  esposero  non  esserai  dessi  prima 
presentati  alla  legazione  francese  ne  ad  altra,  a  oagione  del 
loro  grnramento,  dai  loro  committenti,  prestato  ail'Austria, 
e  che  allora  eseguivano  un  tal  passo  dappoiche  avevano 
sapnto  avere  il  Gomitato  Svizzero  deciso  di  aggregare  le  loro 
provincie  alTElvezia,  circostanze  queate  che  li  obbligava  a 
implorare  i  suoi  buoni  ofnci  e  la  sua  protezione  circa  il 
modo  della  unione  e  pel  buon  esito  di  Nota  pel  Comitato, 
la  quäle  prima  che  ad  altri,  gli  comunicavano.  A  domanda 
relativa,  gli  fu  risposto  che  gli  abitanti  erano  dagli  ottanta 
agli  ottantacinque  mila.  Lesse  attentamente  la  Nota;  fece 
pausa  suü'oggetto  confisca,  e  circa  il  prodotto,  domando  due 
volte :  Bans  la  caisse  de  qud  prince  a-t-il  iU  versi  ?  —  Poi 
disse  ai  deputati  di  dare  la  Nota  al  duca  di  Dalberg,  poiche 
aU'entrare  della  prima  settimana,  altra  conferenza.  Congedö 
in  seguito  i  deputati  con  molta  dignitk  e  cortesia.  Andarono 
al  duca  Baiberg,  che  usciva,  e  rientrato  con  essi,  si  trattenne 
per  poco  giache  premevagli  andarsene  a  conferire  col  Wessen- 
berg.  Lesse  perö  la  memoria  e  loro  domandö  se  ne  avessero 
dato  esemplare  al  barone  e  sentita  la  negativa,  consigliolli 
a  darlo  tanto  ad  esso  quanto  agli  altri  del  Gomitato.  Disse 
che,  veramente,  aveva  egli  opinato  si  facesse  di  queste  pro- 
vincie un  Cantone ;  ma  essersi  opposti  gli  Svizzeri  a  crescerne 
il  numero.  I  deputati  gli  esposero  le  circostanze  tutte  di 
popolazione,  estensione,  frontiera,  lingue,  separazione  fisica 
dai  Grigioni,  di  egualianza  di  diritti  base  di  una  repubblica 
e  tanti  altri  argomenti,  e  con  delicatezza  e  riserbo  gli 
mostrarono  questi  paesi  non  poter  rinunziare  alla  protezione 
del  Duca  di  Milano  pro  tempore,  senza  rischio  del  manco 
delle  derrate  ad  essi  indispensabili.  Leggendo  egli  Tarticolo 
suirintangibilita  delle  vendite  di  confisca,  disse ;  (Test  ttabli 
—  e  quanto  all'indennizzo,  disse:    C'est  juste. 

Sembrö  che  ambidue  questi  ministri  pendessero  a  secon- 
dare  le  avvaozate  domande,  e  aggiunse  il  Dalberg  che  me- 
diante  un  trattato  potevansi  assicurare  alle  provincie  i 
generi  dei  quali  erano  scarse  o  in  tutto  mancavano. 
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Di  la  furono  a  lord  Steward  che  li  ricevette  colla  fred- 
•dezza  e  indifferenza  brittanna,  e  ai  complimenti  e  alle  pre- 
ghiere,  niente  altro  rispose :  'Je  ne  puis  faire  rien  de  mieux 
qut  de  präsenter  votre  mimoire  au  ComitS.  —  Gli  ris- 
posero  che  essi  medesimi  dato  ne  avrebbero  esemplare  ai 
singoli  ministri  e  che  tutto  speravano  dalla  magnanimitä  e 
leattä  della  inglese  nazione.  Partendo  videro  il  lord  pren- 
■dere  in  mano  la  nota  e  farsi  a  leggerla. 

II  dl  segnente  (25  detto)  presentaronsi  al  ministro  di 
Prussia  Humboldt  che,  letta  con  molta  attenzione  la  nota, 
-disse  che  egli  pure  trovava  piü  consentaneo  all'interesse  di 
qneste  provincie  la  loro  unione  alla  Lombardia;  ma  che  il 
€ongresso  aveva  dovuto  aver  rignardo  alla  tranquillita, 
sicnrezza  e  neutralitä  di  tutta  la  Svizzera,  sicchö  non  poteva 
secondare  le  loro  dimande ;  spiacere  agli  Svizzeri  creacere  di 
numero  i  Cantoni.;  che  veramente  la  legazione  elvetica  e  i 
deputati  grigioni  desideravano  unire  i  due  Contadi  alle  Tre 
Leghe,  e  della  Yaltellina  farne  una  Quarta,  ma  non  essere 
il  progetto  peranche  accettato;  e  non  piacendo  ai  di  lei  de- 
pntati non  essere  difficile  altrimenti  provvedere  facendo 
>cioö  dne  mezzi  Cantoni  sull'esempio  di  Unterwald  e  di  Appen- 
zell. Del  resto,  l'affare,  piü  che  da  altri,  dipendere  dal 
ministro  austriaco,  atteso  il  maggior  iriteresse  del  suo  Sovrano 
alla  felicitä  e  qniete  di  questi  popoli,  e  che  qnanto  a  lui, 
yolontieri  sarebbesi  adoperato.  Gli  esposero  qnanto  giä  detto 
avevano  al  ministro  di  Francia  a  sostegno  e  giustificazione 
della  nota  o  memoria,  ed  avendogli  detto  dei  timori  e  dei 
pericoli  da  qaalsiasi  unione  ai  Grigioni  e  la  mancanza  dei 
pieni  poteri,  rispose  che  a  tutto  provveduto  e  supplito  avrebbe 
1  Congresso.  Qnanto  a  confisca,  dettogli  nessuna  parte 
avervi  avuto  le  provincie  e  nessun  vantaggio  sentito,  rispose 
che  anche  su  questo  si  sarebbe  composto  restituendo  quanto 
rimaneva  invenduto  e  con  qualche  altro  ragionevole  mezzo 
senza  molestia  dei  possessori. 

Dopo  altri  parlari,  congedaronsi.  Chiedevano  i  deputati 
presentarsi  al  barone  di  Stein,  ma  non  poterono  perchö 
soverchiamente  occupato.  Gli  passarono  la  nota  per  esso 
disposta,  ed  egli  fece  loro  dire  che  il  28  avrebbeli  accolti. 
Yolevano  andare  al  Wessenberg,  ma  sentirono  dal  segretario 
.-essere  impossibile  vedere  il  ministro;    il  pregarono  di  fargli 
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conoscere  il  loro  operato  e  avere  da  S.  M.  promessa  di 
essere  sentiti. 

II  27  circa  alle  nove  furono  i  deputati  nell'anticamera 
di  S.  M.,  annunciaronsi  al  Ciambellano  di  servizio,  il  quäle 
graziosamente  loro  disae,  che,  dopo  una  deputazione  renana, 
la  quäle  da  molto  attendeva,  verrebbero  ammessi.  Mostra- 
rono i  nostri  qualche  premura  di  essere  tosto  introdotti,  la 
stretteza  del  tempo  adducendo  a  recarsi  al  ministro  barone 
di  Wessen berg  il  quäle  aspettavali.  Ciö  sentito,  il  Ciambellano 
avvertinne  la  deputazione  renana ;  e  subito  uscito  il  principe 
di  Trautmannsdorf  seco  lui,  passarono  i  nostri  al  gdbinetto 
di  S.  M. 

Prima  di  leggere  a  S.  M.  le  memorie  e  le  note  date 
ai  ministri,  quali  sudditi  per  domicilio  e  possesso,  le  doman- 
darono  potere  proseguire  le  trattative  degli  affari  diValtel- 
lina,  allorche  piü  non  vi  fosse  speranza  di  conservarla  paese 
lombardo.  Moströ  sorpresa  il  Sovrano  allorche  fu  soggiunto 
che  i  ministri  delle  Potenze  Alleate  avevano  stabilita  la  nostra 
unione  alla  Svizzera,  e  domandd  su  quäle  fondamento;  al 
che  si  rispose,  su  quello  di  un  falso  principio ;  cioe  che  le  pro- 
vincie  prima  del  1797  avessero  appartenuto  alla  Svizzera, 
mentre  in  realtä,  non  ebbero  che  qualche  condizionata  di- 
pendenza  dai  Grigionix  e  che  i  proclami  del  principe  di 
Schwarzenberg  avessero  assicurata  alla  Svizzera  la  restitu- 
zione  delle  antiche  frontiere.  Dopo  ciö,  consentendolo  S. 
M.,  le  fu  letta  la  memoria  che  ascoltö  con  grande  attenzione 
e  aggradimento ,  poi  si  lessero  le  domande  contenute  nella 
nota.  Fece  S.  M.  qualche  osservazione,  e  assai  gli  piacque 
il  cenno  dei  propri  diritti  quäl  duca  di  Milano.  Parlando 
di  questi  diritti  e  del  loro  esercizio  nel  caso  questi  paesi 
avessero  a  cangiarsi  in  Cantone  'Svizzero,  le  si  fece  presente 
essere  in  Isvizzera  somigliante  esempio  nel  principato  di 
Neufchatel,  l'alto  dominio  del  quäl  paese  apparteneva  a 
S.  M.  Prussiana  ivi  rappresentata  da  un  governatore  e  che 
fu  recentemente,  dalla  Dieta  Federale,  accettato  a  Cantone 
sebbene  non  abbia  forse  met&  della  popolazione  de1  nostri 
paesi ;  «  Ed  ecco,  soggiungevasi,  come  potrebbe  V.  M.  con- 
servare  nelle  nostre  provincie  tutta  la  sua  influenza  senza 
direttamente  possederle;  ma  esercitandovi  i  diritti  di  una 
parimente  visibile  protezione  e  non  perdendo  che  quei  pic- 
coli  redditi  di  che  godrebbe  lo  Stato  di  Milano  se  vi  fossero 
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unite».  Gradi  moltissimo  qnesta  idea  l'Imperatore ,  e  mos- 
trossi  gratissimo  ai  desideri  e  alla  confidenza  dei  nostri  po- 
poli;  poi,  colla  maggiore  candidezza  soggiunse,  non  essere 
tanto  per  unirci  alla  Svizzera  quanto  per  togliere  a  lui  un 
popolo,  che  i  ministri,  cogli  accennati  pretesti  avevano  in 
Comitato  fissata  tale  unione;  «Ed  e  sorprendente  che  llm- 
peratore  delle  Bussie  costantemente  mi  dica  essere  giusto  e 
necessario  accontentare  i  popoli,  e  poi  si  prendano  si  opposte 
determinazioni ;  esaminerö  la  vostra  domanda  e  farö  quanto 
da  me  dipende  per  sostenerla».  —  cMa,  replicarono  i  depu- 
tati,  l'afiare  e  urgente  e  forse  questo  stesso  giorno,  ha  luogo 
la  definitiva  conferenza  del  Comitato,  ne  vi  ö  tempo  a 
perdere».  —  «Ebbene,  soggiunse  Tlmperatore,  non  sono  che 
le  dieci  ore,  e  io  scriverö  alWessenberg  che  sospenda». 

c  Quanto  alla  loro  domanda,  ritengo  che  essi  pure  saranno 
alla  conferenza  chiamati  e  che  si  batteranno  bene,  come  so 
che  si  sono  battuti  nell'altra«.  —  «Ma  ciö  non  basta,  ripre- 
sero  i  deputati,  conviene  che  la  M.  V.  ordini  al  ministro  di 
non  decampare  dai  diritti  e  dagli  obblighi  competenti  al 
duca  di  Milano,  e  protesti  che  le  truppe  austriache  non  ver- 
ranno  ritirate  se  non  organizzato  un  buon  governo  e  sod- 
disfatti  i  voti  di  questi  abitanti ».  —  «11  primo  punto,  rispose 
rimperatore ,  e  un  dovere  preciso  del  ministro,  quanto  al 
secondo,  s'intende  mentre  nascere  potrebbe  una  rivoluzione, 
che  in  paese  a  miei  Stati  limitrofi,  io  deggio  impedire  ». 
Durante  l'udienza,  S.  M.  parlando  al  conte  Guicciardi,  do- 
mandollo  se  era  egli  di  questi  paesi;  rispose  di  esserlo,  ma 
«he  da  molti  anni  aveva  il  domicilio  in  Milano;  poi  chiese 
di  poter  parlare  di  un  proprio  affare  privato.  Ottenne,  e 
uscito  il  collega,  parlö.  Nel  congedarlo  S.  M.  gli  disse, 
come  esso  Guicciardi  palesö  allo  Stampa,  «  Ella  procuri  com- 
piere  il  negozio  di  sua  deputazione,  nella  quäle  mi  ha  reso 
e  puö  rendermi  unlmportante  servizio,  e  non  dubiti  di  mia 
benevolenza». 

Avena  S.  M.  giä  consigliati  i  deputati  a  contenersi  con 
ogni  cautela  per  non  lasciar  scorgere  anzi  tempo  le  vere 
inteneioni. 

Andarono  per  dir  tutto  al  Wessenberg,  ma  questi  fece 
dir  loro  trovarsi  occupatissimo ;  assegnö  altro  giorno,  e  in- 
lanto  dichiard  differita  la  conferenza. 
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Lo  ateno   giorno  pervenne   al  Guicciardi    viglietto    <£ 
amico  e  in   esso  l'invito   di  andare   a  trovarlo   per  sanüre 
notizie  circa  l'oggetto  di  sua  missione.     Vi  fd  subito,  e  oo- 
nobbe  che  l'unione  della  VaLtellina  alla  Svizzera,  cominciava 
a  destare  qaalche  fermento  fra  i  diplomatici ,   e  che  il  dl 
precedente  molto  se  ne  era  parlato  col  principe  de  Metter* 
nich  e  col  conte   di  Nesselrode   ministro  degli   esteriori    di 
Bussia  e  col  barone  di  Humboldt ;  che  il  primo  erasi  espreeso 
non  riguardare  questo  negozio  come  nltimato,  e  il  pericolo 
tutti  sentiyano  di,   con  tale  unione,  aprire  nn  varco  facile 
a  Francia,  in  caso  di  guerra,  a  calare  in  Italia  senza  forzaxe 
il  Piemonte;  che  in  qnel  giorno  nniti  sarebbonsi  i  generali 
austriaci  l'unportanza  a  mostrare  di  questa  militare  postura 
e  la  sconvenienza  di  lasciare  balia  alla  Svizzera,   la  ncutra- 
litä  della  quäle  in  onta  a  trattati,   non  vemne  giammai  ris- 
pettata,  e  non   la  sarebbe  per  le   fazioni  ond'era  divisa  a 
fomenti   di  Francia.    Agginnse   che    dnbitando   potere,    in 
qnella  giornata  convocare   la  conferenza,  gli  era  parso  av- 
vertirne   i   depntati  perche   cnrassero    differire   terminativi 
partiti.     Senaibile  il   Guicciardi  a  tanta  confidenza,   palesd- 
la  nuova  direzione  data  aH'argomento  della  nota  presentata 
ai   ministri   e   raggiornamento    della   conferenza.     Piacque 
alTamico  altremodo  il  partito;    promise  d'ire  gin  avanti   a 
iscoprire  terreno.   Agginnse  che  rAostria  doveva  regolarsi  a 
norma  di  Francia,  la  qnale  non  si  tosto  si  vide  padrona  del 
milanese,   trovö  necessaria  l'unione  di  qnesta  provincia   a 
Lombardia,  e  cid  per  considerazioni  di  diritto,  di  fatto,   di 
convenienza  come  al  decreto  di  Bonaparte;    le  qnale  consi- 
derazioni, fondate  snlla  natura  morale  della  cosa,  sulla  lo- 
calitä  e  sui  rapporti,  col  mntamento  del  principe,  non  eransi 
punto  cangiate. 

La  sera  stessa,  da  persone  di  conto,  si  ebbe  che  gli 
affari  della  Svizzera  erano  conchinsi,  e  ehe  laValtelüna  di- 
veniva  nna  Quarta  retica  Lega,  sieche  finita  sarebbe  la  noja 
di  vedere  i  pubblici  fogli  coperti  di  articoli  toccanti  affari 
interni  di  questi  popoli  e  di  nessun  interesse  a  que*  leggitori. 
Quindi  fc  che  i  nostri  depntati  mostrarono  disiderio  di  co~ 
noscere  come  e  da  chi  ciö  venisse  accertato,  mentre,  per 
quanto  ne  sapevano  dessi,  il  Comitato,  aveva  per  la  Svizzera, 
a  riunirsi,  ne  ad  essi  erasi  parteeipata  l'aggregazione  delle 
loro  provincie  ai  GrigionL     Dei  presenti,  sorse  allora  il  pin 
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franco  e  disse  che  il  oonte  €apo  <P Istria,  nella  preceduta 
Sera  aveva  ivi  raccontata  la  cosa  vantandosi  di  sua  distinta 
cooperazione  allo  Bcopo  e  di  avere  egli  steeso  disfcxxsto  il 
progetto  dai  ministri  poscia  approvato,  e  pigliando  a  parlare 
del  tenore  di  eeso,  riferl  che  qualunque  dissidio  fra  i  Gan- 
toni, era  tolto;  che  il  loro  nomero  era  gia  portato  al  ven- 
tidue ;  che  per  l'onione  di  qnelii  del  Vallese ,  di  Ginevra  e 
di  Neufchatel,  non  veniva  cresciuto,  e  che  in  conseguenza 
di  tale  principio  laValtellina  sarebbe  la  Quarta  Lega  dei 
Grigioni  con  an  proprio  governo  indipendente  e  äeparato,  e 
gli  abitanti  del  vescovado  di  Basilea  o  di  quakhe  altro 
territorio  limitrofo,  unirebbonBi  al  Gantone  di  Berna;  che 
tali  aggregazioni  in  niente  pregiudicherebbero  la  liberta  e 
Tindipendenza  dei  popoli  rispettivi,  mentre  non  sarebbero 
calcolati  che  pei  rapporti  colla  totalita  della  popolaadone ; 
che  quanto  ai  beni  confiscati,  rimarrebbero  intangibili  i  con- 
tratti  nazionali,  ad  indennizzo,  assegnando  l'invenduto,  e  del 
rimanente  costitnendo  an  capitale  con  an  annno  reddito  a 
carico  della  Valtellina;  aggionse  che  il  conte  Gapo  d'Istria, 
avendo  parlato  di  questa  idea  alPimperatore  Älessandro,  e 
interpellatolo  se  fosse  giusta  ed  eqaa}  rispose  che  tale  doveva 
essere  per  necessitä,  se  avuta  aveva  la  precaozione  di  non 
da  ragione  ad  alcona  delle  parti,  perche  ambedue  rimanes- 
sero  malcontente,  e  l'una  non  avesse  a  vantar  vittoria  sali' 
altra.  Qnesta  relazione,  conchiosa  anche  con  an  po'  di 
sogghigno,  mosse  a  riao  gli  astanti  e  a  qualche  risentixnento 
i  deputati,  i  quali  restrinsersi  a  dire  essere  ben  persuasi  che 
proposta  s\  ridioola  e  insensata,  non  meritava  osservazione 
da  ministri,  o  in  Comitatft,  o  in  generale  conferenza,  e  qnella 
molto  meno,  degli  Augosti  Sovrani ;  che,  quanto  ad  essi  non 
vi  avrebbero  giammai  aderito  finche  l'arguto  estensore  della 
proposta  non  avesse  provato  ottantacinque  fanno  la  quarta 
parte  di  settanta. 

Passarono  (28  detto)  i  deputati  al  ministro  russo  ba- 
rone  di  Stein,  gli  si  raccomandarono  per  le  domande  con- 
tenute  nella  nota  del  26,  e  secolui  conferirono  a  longo. 
Disse  vero  il  progetto  del  eonte  Gapo  d'Istria,  e  con  sofismi  e 
pretesti  studiossi  difenderlo  e  sostenerlo.  II  piü  forte  argo- 
mento  del  quäle  si  valse,  fa  il  novero  dei  vantaggi  dalla 
elvetica  neutralita  in  ogni  evento  di  guerra  in  Italia  o  in 
Germania;  vi  aggionse  quello  tocoante  i  pubblici  pesi,   che 
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credeva  non  poter  eccedere  i  trecento  mila  franchi,  compreso 
l'interesse  del  capitale  dovuto  ai  grigioni  confiscati.  AlTop- 
posto  addussero  i  nostri,  massime  dopo  tanti  esempi,  l'incer- 
tezza  che  la  neutralitä  svizzera  sia  rispettata,  e  la  necessitä 
di  assicurare  la  sussistenza  e  la  pubblica  quiete  primo  og- 
getto  ad  aversi  di  mira  e  che  obbliga  le  provincie  a  giam- 
mai  dipartirsi  dalla  protezione  del  duca  di  Milano.  Moströ 
8U  questo  rapporto  la  maggior  awersione,  e  qaand'anche,  a 
quanto  appariva,  non  fosse  ben  persuaso  tornasse  a  grado  ai 
deputati  il  progetto  del  Oapo  d'Istria.  Appellandosi  i  de- 
putati  alla  notorieta  dei  suoi  principj  liberali  e  filantropici 
e  alle  proclamate  intenzioni  del  suo  Sovrano,  di  rispettare  e 
secondare  il  voto  dei  popoli;  cerco  schermirsi.  E  alla  di- 
chiarazdone  dei  depntati  circa  la  mancanza  di  poteri  per 
trattative  differenti  da  quelle  delle  quali  parlava  la  nota, 
dnramente  rispose  che  eravamo  popoli  di  conquista  e  ne 
potevano  qoindi  gli  Alleati  a  grado  loro  disporre.  «  Non 
v'e  replica  alla  forza,  sogginnsero  i  depntati ;  ma  in  tal  caso 
perche  non  conservaroi  Lombardi;  perche  volerci  far  liberi 
per  meta  o  per  quarti?».  Prese  in  fine  nn  contegno  piü 
mite,  e,  nel  congedarli,  disse  che  i  ministri,  il  meglio  fosse 
loro  dato,  curato  avrebbero  di  contentarli,  e  inoltre  accennö, 
che  Tindennizzo  dei  grigioni  confiscati  seguirebbe  da  tutti 
gli  altri  paesi  del  gU  Begno  d'Italia. 

Ricevuti  poscia  (29  detto)  dal  Wessenberg,  disse  loro 
che  l'Imperatore ,  il  di  precedente  gli  aveva  abbassata  la 
memoria  e  la  nota  e  ordinato  di  caldamente  in  di  lui  nome 
appoggiarla  perche,  se  laValtellina  non  venisse  eretta  in 
Cantone  come  ilVallese  e  i  paesi  di  minor  estensione  e  po- 
polazione,  giammai  consentito  avrebbe  a  ritirare  le  proprie 
trnppe  da  queste  provincie.  Agginnse  il  ministro  che  con 
tutto  1'impegno  avrebbe  egli  eseguiti  i  voleri  sovrani,  e 
avere  la  compiacenza  di  poter  assicurare  come  la  nota  pro- 
dotto  aveva  effetto  eccellente  ed  essersene  aweduto  nerul- 
tima  conferenza  col  duca  Dalberg.  Manifestarongli  i  depntati 
quanto  avevano  e  fatto  e  detto  presso  gli  altri  ministri  e 
specialmente  circa  il  progetto  del  Capo  d'Istria.  Replico  su 
questo  il  barone  avergli  giä  spedita  nota  confidenziale,  e 
prorogata  l'udienza  del  Comitato  al  trent'uno  di  quel  di- 
cembre.  Lasciö  incerti  i  deputati  se  avessero  a  intervenirvi. 
Gli   parlarono   delle   graziöse    espressioni  delPImperatore    e 
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dell'interessamento  da  esso  mostrato  per  questi  nostri  poveri 
paesi,  il  che  aveva  ridestato  coraggio.  Gli  esposero  che  S. 
M.  bene  apponeva  stimando  il  colpo  degli  Alleati  indirizzato 
piuttosto  contro  di  lui  che  a  danno  di  Valtellina,  avendo  ciö 
chiaramente  conosciuto  da  esternazioni  degli  esteri  ministri, 
e  piü  di  tutti,  di  quelli  di  Russia.  Tornati  sopra  argo- 
menti  giä  detti,  congedaronsi. 

Intanto  nel  foglio  di  Francoforte  e  nelTOsservatore 
Austriaco,  leggevasi,  che  la  Dieta  di  Zurigo,  sopra  rapporto 
del  Comitato  diplomatico,  aveva  scritto  alla  legazione  svizzera 
inVienna  di  curare  a  norma  delle  istruzioni,  l'aggregazione 
della  Valtellina  e  dei  Contadi,  a  patti  veramente  vantaggiosi, 
ai  Grigioni,  e  da  ciö,  proseguivasi,  il  poco  interesse  degli 
Svizzeri  per  la  noetra  unione,  el  il  raggiro  di  qualche  po- 
tente Grigione  per  nascondere  le  proprio  mire  e  ridnrre  alla 
loro  dipendenza  questi  paesi. 

E  appunto  in  questi  paesi,  a  cagione  delle  notizie  di 
Vienna,  avevasi  con  molta  attenzione  a  vegliare  sulle  mire 
dei  Grigioni  e  dei  molti  loro  partdgiani,  i  quali  tutti  certi 
credendosi  di  Quarta  Lega,  avrebbero  potuto  procacciare  sos- 
crizioni  a  privati  indirizzi. 

£  i  nostri  seppero  poscia  dal  segretario  che  il  barone 
di  Wessenberg,  aveva  il  3  gennajo  1815  spacciata  nota, 
nella  quäle,  d'ordine  del  proprio  Sovrano,  dichiarava  che 
TAustria  avrebbe  giammai  consentita  l'unione  della  Valtellina 
e  dei  due  Contadi  alla  Svizzera  fino  a  tanto  la  Confedera- 
zione  non  garantisse  di  questi  paesi  un  separato  Cantone  dal 
Duca  di  Milano  protetto.1)  Esortö  i  deputati  a  stare  frat- 
tanto  tranquilli.     Forse  il  7  sarebbevi  conferenza. 

II  colonnello  Parravicim*)  fu  a  dire  ai  deputati  che,  par- 
lando  al  landamano  Reinhard  mostrata  gli  aveva  la  scon- 
venienza  e  l'ingiustizia  a  un  tempo  di  fare  della  Valtellina 
una  Quarta  Lega,  e  non  comprendere  perche  non  la  si  vo- 
lesse  Gantone  Svizzero,  e  il  Reinhard  rispondessegli,  la 
Svizzera  in  modo  assoluto  fissa  a  non  crescere  in  Cantoni. 
Disse  inoltre  il  Parravicini  avergli  il  commissario  Antonio 
Salis  confidato  che  il  progetto  quello  era  sempre  di  staccare 


l)  Diess  ist  offenb»r  du  Österreichische  Aktenstück,  das  ans  nicht 
mitgetheilt  wurde.    (Vgl.  pag.  824.) 

»)  Diess  war  der  8 Plön  der  Veltllner,  den  Reinhard  und  Salls  für 
ihren  Freund  und  Angehörigen  hielten. 
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i  Contadi1)  e  nnirli  alle  Leghe,  e  lo  pregava,  Origione  ad- 
dottivo  quäle  era,  il  Parravicini,  di,  se  non  impegnarsi,  non 
opporsi  almeno  allo  stesso.  Disse  il  Parravicini  avergli  ris- 
posto  non  prendere  in  qnesta  faccenda  ingerenza ;  che  quando 
awennto  gli  fosse  parlarne,  a  tutto  potere,  opposto  sareb* 
besi  allo  smembramento,  dappoiche  i  Contadi  stau  erano- 
sempre  un  tutto  alla  Valtellina.  Pregd  di  essere  tenuto  se- 
creto,  promettendo  riferire  quanto  di  piü  avrebbe  potnto 
conoscere. 

Pra  gli  svizzeri,  frattanto  desti  dissidi  per  prerogathre- 
di  Cantoni  sopra  Cantoni.  Gli  aristocratici  aspirarono  alla 
forma  delP  antico  governo,  e  da  cid  piü  chiaro  appariva  che 
anche  il  diaegno  di  fare  della  Valtellina  Quarta  Lega,  le 
retiche  mire  copriva  di  cogliere  qualsiasi  caso  per  ripetere- 
le  prache  usurpazioni,  usando  anche  la  forza,  giusta  i  pro- 
positi  espressi  dal  deputato  Scdis  Daniele. 

Nemmeno  il  Parravicini  era  a  quei  giorni  contento. 
Diceva  ai  deputati  che,  vedendosi  vegliato  da  un  confidente 
di  Polizia,  se  ne  era  doluto  neli'  officio;  e  rispoetogli  dal 
consigliere  Hoffer,  a  questo  non  esservi  ordne  dalla  polizia 
ordinaria,  il  pregasse  dolersene  al  ministro  generale  Hayer, 
sponendogli  che  se  mai  tanto  avvenisse  per  sospicioni  che 
egli  agisse  contro  gli  intendimenti  dei  deputati  della  Val- 
tellina, era  ben  contento  se  ne  informassero.  Aggiunse  il 
Parravicini  aver  saputo  dal  Metternich  giunti  a  Vienna  Al- 
bertini  e  Toggenburg,  deputati  grigioni,  a  chiedere  al  Con* 
gresso  T  unione  dei  Contadi  al  loro  Cantone,  poco  o  niente 
ad  essi  importando  la  Valtellina. 

I  passi  praticati  a  impegnare  i  ministri  delle  varie  Corti 
d'  Italia  a  stornare  Y  aggregazione  della  Valtellina  e  dei  Con- 
tadi alla  Svizzera,  avevano  prodotto  effetto  a  seconda  dei 
voti,  pokhe  dfessi,  pienamente  d'  accordo,  avevano  fefcto  su 
cid  al  principe  di  Metternich  le  piü  energiche  rimostranzer 
e  S.  A.  I.  Yarciduca  Giovanni,  parlando  a  distinto  peraon- 
aggio  sulla  sorte  della  Valtellina,  mostrata  aveva  la  maggior 
sorpresa  che  rAustria  volesse  lasciarsi  uscire  di  mano  un, 
posto  di  tanta  importanza. 

Seppesi  anche  di  un  dialogo  tra  due  ministri,  straniero 
l'uno    agli    affari   della  Svizzera,    l'altro   [probabilmente  il 


»)  D.  h.  die  beiden  Grafschaften  Cniarenna  und  Bormio. 
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Capo  d'Istria]  impegnatissimo  a  sostenere  V  opinione  del  Co- 
mitato  emessa  pei  GrigionL  Domandö  il  primo  perche  obbli- 
gare  volessersi  i  valtellini,  contro  loro  voglia  ad  essere  liberi 
e  uniti  a  Grigioni  in  Quarta  Lega,  eccedendo  di  molto  i 
primi  in  popolazione  ?  Rispose  Y  aitro  essere  falso  che  i  Val- 
tellini deaiderassero  l'unione  alla  Lombardia  e  ripugnassero 
a  qnella  ai  Grigioni ;  che  il  solo  Guicciardi  erasi  messo  alla 
testa  di  an  piccolo  partito  per  V  Anstria,  e  che  aveva  sosti» 
tnito  il  proprio  ai  voto  generale  degli  abitanti,  i  quali,  al- 
meno  per  la  massima  parte,  amavano  la  liberta  e  1'  tmione 
alla  Svizzera ;  essere  molto  esagerato  il  nomero  degli  abitanti 
e  molto  minore  di  qnello  della  Rezia.  Ma  soggiunse  V  altro 
che  i  rapporti  di  questi  popoli  erano  tutti  colla  Lombardia, 
e  da  qnella  soltanto  provvedersi  potevano  di  grani,  sali  e 
altri  generi  dei  quali  mancano.  <  E  come  mai  potranno  ad- 
nnqne  essere  piü  contenti  e  felici  colla  Svizzera  se  niente 
di  tntto  ciö  pud  dessa  fornire? »  AI  che  T  altro  rispose 
avere  interesse  maggiore  Lombardia  a  vendere  ai  popoli 
vicini  i  generi  dei  quali  sovrabbonda,  che  dessi  a  comprarli; 
essere  quindi  certissimo  che,  per  ogni  rapporto,  nella  mas- 
sima  parte,  troverebbonsi  i  Valtellini  contenti  di  quanto  fatto 
avrebbe  il  Comitato  per  la  loro  unione  alla  Svizzera. 

La  memoria  dei  ministri  dei  principi  cPItdlia1)  al  Metter  - 
nich  tendeva  a  convincere  che  l'abbandono  della  Valtellina 
alla  Svizzera,  comprometteva  altamente  la  futura  sicurezza 
e  la  tranquillita  delT  Italia,  la  quäle  tranquillitä  stata  era 
l'unico  scopo  che  indusae  ad  ampliare  gli  Stati  del  re  di 
Sardegna;  sieche  per  necessaria  conseguenza  dello  stesao  prin- 
cipio,  gli  altri  offici  interponevansi  della  Corte  di  Vienna 
a  impedire  il  distaeco  di  questa  parte  dal  rimanente  di  Lom* 
bardia.  Rispose  il  principe  avrebbe  presa  nella  considerasione 
piü  seria  la  nota;  ma  poterü  per  altro  assicurare,  niente 
essersi  fino  a  quel  punto  assentato  circa  la  sorte  della  Val- 
tellina e  dei  Gontadi,  e  della  quäle,  non  ostante  V  opinione 
del  Comitato,  prima  V  affare  proposto  venisse  alla  conferenza 
generale  dei  ministri,  doveva  il  Comitato  medesimo  nuova* 
mente  oecuparsi. 

II  colonnello  Parravicmi  (16  detto)  fu  di  nuovo  ai  nostii 
deputati,  e  loro  disse  essergli  ordinato  partire  quäle  corriere 

>)  Auch  diese  Bittschrift  der  Italienischen  Fürsten  ist  uns  vollständig 
unbekannt  geblieben. 
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per  Varsovia,  e  avere  all'  uopo  e  lettere  e  denaro;  ma  che, 
desideroso  di  pur  vedere  il  termine  qualunque  di  nostre  fae- 
cende,  d' oggi  in  domani  traeva  1' andarsene.  Soggiunse  non 
ristarsi  egli  dal  predicare  a  ministri  di  Russia  V  ingiustizia 
di  non  volere  la  Valtellina  un  separate  Cantone,  ma  che 
des»,  zoticamente  badando  alla  superficie  territoriale  del 
Cantone  Grigione,  senza  riguardo  all'  ingombro  di  tante 
montagne,  non  volevano  consentire  che  la  popolazione  fosse 
al  dissotto  di  quella  dei  nostri  paesi.  Quanta  e  qnale  strava- 
ganza!  E  diffatti,  se  la  popolazione  di  un  paese  calcolarsi 
dovesse  dalla  fisica  di  lui  estensione,  avrebbe  il  Parravicini 
potuto  domandare  quante  centinaja  di  milioni  d'  abitanti 
conterrebbe  Y  impero  di  Russia  della  superficie  di  circa  sei 
milioni  di  miglia  quadrate  italiane.  Proseguendo  egli,  disse, 
avere  il  conte  di  Capo  d' Istria  gia  disposto  il  proprio  rap- 
porto  in  quarantatre  fogli  e  concernente  tutti  gli  affari  della 
Oonfederazione  Elvetica;  che  quanto  alla  Valtellina  insisteva 
nella  proposta  della  Quarta  Lega;  che  la  legazione  elvetica 
era  poco  soddisfatta  dei  deputati  grigioni,  e  piü  del  loro 
contegno  dolevasi  che  di  quello  dei  Valtellini ;  che  i  Grigioni 
perseveravano  a  pretendere  almeno  il  chiavennasco,  rasse- 
gnati  a  lasciare  alla  Valle  il  bormiese.  Aggiunse  che  avendo 
i  deputati  di  Valtellina  eposto  non  esserne  i  popoli  maturi 
a  liberta,  sarebbonsi  spediti  in  provincia  commissari  a  or- 
ganizzarla. 

H  di  appresso,  rivedeva  il  Parravicini  i  deputati  e 
riferiva,  avere  egli  veduto  la  nota  del  ministro  austriaco 
alla  legazione  elvetica ') ;  convenirvisi  che  la  Valtellina  avesse 
a  far  parte  della  Oonfederazione  Svizzera,  ma  che  pel  trat* 
tato  8  settembre  1639  protestava,  i  nostri  popoli,  avessero 
a  godere  diritti  eguali  a  quello  d'  ogni  altro  del  corpo  el- 
vetieo,  e  riservava  al  Duca  di  Milano  quella  influenza  alla 
quäle  aveva  ragione;  che  giusta  la  nota,  era  la  Valtellina 
pel  proprio  rateo  tenuta  al  pagamento  del  debito  del  cessato 
Regno  d'  Italia;  che  la  nota  era  ben  concepita  ed  essern 
contenta;  ma  spiacergli,  che  avendo  i  deputati  esposto  non 
essere  i  popoli  di  Valtellina  maturi  a  liberta,  abbiano  al 
Relatore  del  Oomitato  fornito  argomento  di  proporre  a  danno 
dei   Valtellini    limitazioni   circa  i  diritti  che  esercitano  gli 


')  Diese  Note  scheint  nicht  abgegangen  zu  sein. 


—    525     - 

Svizzeri.  Andandone  poscia,  promise  adoperarsi  presso  i  mi- 
nistri  di  Russia  a  impedire  1'  unione  della  Yaltellina  ai 
Grigioni. 

II  conte  Capo  d'  Istria,  col  prolisso,  voluminoso  rapporto 
e  il  susseguente  progetto,  divulgava  finito  il  nostro  negozio;. 
ma  i  deputati  avevano  dal  Wessenberg  e  da  altri  lati  che 
la  faccenda,  aveva  a  protrarsi  assai. 

Tanto  affermava  il  Parravicini  non  pure  allorche  tor- 
nava  ai  deputati.  Con  molta  ansieta,  riferiva  di  piü,  sempre 
certa  1*  unione  della  Valtellina  al  Cantone  Grigione,  e  quindi 
non  esservi  istante  a  trascurare;  dovere  i  deputati  occuparsi 
del  meglio  della  patria,  il  che,  a  suo  credere,  stava  in  nna 
subita  capitolazione  per  un  reggimento  a  servizi  del  re  di 
Sardegna,  del  quäle  reggimento  credeva  potersi  egli  proporre 
a  colonnello,  mancando  la  Yaltellina  d'  altro  officiale  superiore 
od  eguale1),  e  per  averne  in  Torino  avvanzata  la  pratica;  di- 
pendeva  1'  esito  dal  favore  dei  deputati  del  paese ;  essere  egli 
disposto  a  colä  subito  recarsi  a  prevenire  i  grigioni,  il  quali 
disse  sapere  in  trattative  sullo  stesso  argomento  e  disposti 
ad  assoldare  in  Valtellina. 

Risposero  i  deputati  niente  avere  dessi  contro  la  di  lui 
persona,  ma  trovarsi  intempestivo  parlare  dietro  il  principio 
che  supponeva  irrevocabilmente  fissa  la  sorte  nostra  in  Gan- 
tone Grigione ;  la  quäl  sorte  non  avrebbero  giammai  con- 
sentita  senza  prima  esattamente  conoscere  le  basi  e  il  modo ; 
perö  se  tanto  gradivagli  tale  unione  dovea  profittare  delle 
di  lui  relazioni  coi  ministri  per  conseguire  copia  di  quella 
parte  della  nota  del  Capo  d*  Istria  che  riguardava  i  nostri 
interessi.  Contento  il  promise. 

In  questo  frammezzo  i  deputati  grigioni  Albertmi  e 
Toggenburg  non  sapevano  che  farsi  in  Vienna,  e  dicevano 
sembrar  loro,  che  in  quello  stato  di  cose,  i  reciproci  affari 
trattarsi  dovessero,  meglio  che  altrimenti,  fra  essi  e  i  depu- 
tati di  Valtellina,  e,  malamente,  sorpresi  mostravansi,  come 
i  nostri,  giammai  fossero  andati  a  riverirli.  Non  potevano 
dimenticare  le  prerogative  perdute. 

Era  il  19  cioe  il  loro  assegnato,  quando  i  nostri  depu- 
tati, non  senza  indugi  forzati,  poterono  farsi  al  Wessenberg. 


l)  L'essere  colonnello  russo  non  poteva  dargli  dlritto  a  preferenza  siii 
nazlonall.  Non  aveva  peranche  reso  alcun  servigfo  alla  patria  e  non  ave- 
yansl  dati,  sul  quali  isfitnire  an  oalcolo  dei  marziali  snoi  meriti. 
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<Gli  narrarono  quanto  fino  allora  saperano,  e  lagnaronsi  del 
non  conoscere  in  guisa  veramente  oerta  e  positiva  il  rero 
stato  dei  negoziati;  gli  fecero  a  an  tempo  sentire,  che  i 
nostri  interessi  qaelli  erano  piü  del  Sovrano  di  Lombardia 
e  di  tntti  gli  altri  Stati  d'Italia,  mentre,  laaciandoei  alla 
Svizzera  questi  paesi,  e  poco  o  niente  contare  potendosi  la 
neutralitä  degli  svizzeri  cantoni,  era  patente  nno  dei  piü 
importanti  accessi  all'Italia,  siochfe  qualunque  forza  nemica 
avrebbe  potuto  calarvi  a  danni  di  Lombardia  non  solo, 
ma  del  Tirolo  non  pure,  e  a  far  quindi  trovare  inutili  in- 
gombri  quanto  di  forte,  munitivo  e  difensivo  Alessandria  e 
Mantova  presentare  potevano. 

Rispose  il  ministro  essere  appieno  convinto;  ma  che 
Inghilterra  e  Russia,  comnnqne  per  distanza  locale  e  pel 
frapporsi  di  vasti  paesi  e  di  nazioni,  di  alcun  interesse  in- 
trodnrli  potessero  nei  nostri  affari,  rammentando  certo  trat- 
tato,  forse  di  Chaumont,  eransi  fitte  la  restitozione  della 
Valtellina  ai  Grigioni. 

Riservatamente,  diede  a  leggere  la  nota  da  esso  presen- 
tata  dl  Comüato  !) ;  e  conteneva  diffatti  gli  argomenti  tntti 
dei  deputati  in  vooe  e  in  iscritto,  perchä  la  provincia  costi- 
tnita  fosse  in  separato  Cantone,  e  tanto  volersi  1)  dal  sito 
geografico,  dalla  differenza  di  costumi,  di  lingua,  di  religione 
e  dalla  interposizione  delle  Alpi ;  2)  dal  non  potersi  ammettere 
divisione  di  tre  provincie,  le  quali  tntte  hanno  egnale  diritto 
alla  protezione  del  Duca  di  Milano;  e  molto  meno  unione 
ai  Grigioni,  sötte  la  democrazia  dei  qnali,  patite  avevano 
tante  vessazioni  e  apprensioni;  3)  del  non  potersi  ammettere 
a  Grigioni  reintegro  di  antichi  diritti,  peroh£  tolti  e  sop- 
pressi  dalla  generale  elvetica  costitnzione ;  4)  dell'  essere 
T  Anstria  sovrana  di  Lombardia,  e  interessata  perciö  a  pro- 
cacciarsi  popoli  limitrofi  buoni  vicini,  come  i  nostri,  il  che 
non  punto  otterrebbe  se  fossero  nniti  ai  Grigioni  per  la  dif- 
ferenza  dei  commerciali  rapporti.  A  parole,  si  espresse  poscia 
il  ministro  che  gli  Svizzeri  non  avevano  risposto  alla  nota 
se  non  allegando  al  solito,  V  impossibilita  di  crescere  in 
numero  i  Cantoni. 

Quanto  a  confisca,  proposero  i  deputati  una  isciizione 
di   somma   fissa,    e  parve  dal  ministro  gustarsi  la  proposta. 


*)  Aach  diese  Note  wurde  den  schweizerischen  Abgeordneten  niemals 
bekannt 


\ 
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Dopo  altre  parole  susseguite  da  preghiere,  promise  il  ministro 

non  passerebbesi  a  decisione  senza  dar  loro  agio  a  rilievi  e  ' 

osservazioni   e    aocerto  fermezza  nel  secondare  le  viste  dei 

deputati  comecche  conformi  ai  voleri  di  S.  M.  1'  Imperatore. 

Sapevasi  intanto  ehe  la  relazione  dd  conte  Capo  d' Istria, 
circa  la  Svizzera,  era  approvata,  e  dal  piü  di  quelli  del  Comi- 
tato  soscritta,  passata  al  principe  di  Metternioh  a  sottoporsi 
ju  minifltri  delle  principali  potenze;  sapevasi  inoltre  che  il 
ministro  sardo  conte  di  S.  Marsan,  d'ordine  del  proprio  So- 
vrano,  aveva  scritto  al  principe  di  Metternich  perohe  V  Au- 
ßtria,  la  prima  delle  potenze  delT  alta  Italia,  1'  unione  non 
permettesse  alla  Svizzera  della  Valtellina  e  dei  Contadi, 
poiche  da  ciö  provenibili  soissure  e  danni  alla  sioarezza  dell' 
intiera  penisola  e  alla  di  lei  tranqnillita.  Tuttocci^  valeva 
a  tenere  sempreppiä  desta  V  attivita  dei  nostri  deputati  e  la 
vigilanza. 

Tornato  (24  detto)  il  Parravicini  ai  deputati  insisteva 
perche  si  pensasse  al  reggimento  del  quäle  ambiva  divenir 
colonnello.  Disse  poi  avere  dal  Capo  d'  Istria  sicurezza  che 
il  di  lui  lavoro  era  da  tutti  i  ministri  approvato,  e  che 
stava  fra  le  mani  del  Metternich  per  la  conferenza:  non 
saperne  perö  circa  la  Valtellina.  Soggiunse  avere  almeno 
scoperto .  che  la  Valle  costituire  doveva  una  Quarta  Lega  con 
governo  separato  e  indipendente ;  in  guisa  fosse  V  unione  sol- 
tanto  apparente  onde  evitare  nel  Corpo  Federale  un  sover- 
chio  di  voti.1)  Che  quanto  a  confisca,  i  Salis  tutto  ignoravano, 
ma  dioevano  che  quando  poco  o  niente  si  volesse  dar  loro, 
previe  proteste,  dissentendo,  sarebbero  andati ;  avere  dal  com- 
missario  Antonio  Salis  insinuazioni  di  cooperare  allo  stacco 
del  contado  di  Chiavenna  dalla  Valtellina  per  unirlo  ai  Gri- 
gioni,  e  che  lo  stesso  mostrava  grau  desiderio  d'  una  singo- 
lare  conferenza  col  deputato  Guicciardi  sicuro  tenendosi  per* 
ßuaderlo  che  progetto  siffatto  era  il  migliore  per  la  Valtellina. 
Gli  fu  dai  deputati  risposto  che  avvenendo  V  unione  della 
Valle  ai  Grigioni,  riuscivagli  impossibile  diventare  colonnello 
del  reggimento  a  levarsi  in  quel  Cantone,  dappoiche  tutti 
x)uegli  ufficiali  di  lui  piü  avanti  in  servigi  e  in  militare 
perizia,  favoriti  di  tre  quarti  dei  voti  del  Cantone,  vittorio- 
samente  gli  sarebbero  contrastati. 


>)  Der  Generalrapport  von  Capo  d'Istria  enthielt  also  wirklich  anfäng- 
lich die  Vereinigung-  des  Veitlins  mit  Graubünden. 
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Partito  e  tornato,  riferi  insistere  il  Reinhard  non  solo 
per  1'  unione  della  Valtellina  alle  Tre  Leghe,  ma  nel  disegno 
non  pure  di  unire  ad  essa  i  due  Contadi  ed  addurre  la 
Quarta  Lega  colle  altre,  alla  meglio,  in  equilibrio. 

Lo  stesso  giorno,  ebbero  i  deputati  udienza  dal  Wessen- 
berg  al  quäle,  dopo  letta,  consegnarono  la  nota  e  il  pre- 
garono  di  precisa  notizia  sul  vero  stato  dei  negoziati,  mentre 
da  piü  lati  sapevasi  che  il  parere  del  Comitato  col  rapporto 
del  Capo  df  Istria,  era  gia  presso  il  principe  di  Metternich 
per  Pe8ame  nella  generale  conferenza,  sieche  premeva  mol- 
tissimo  conoscerlo  pei  rilievi  in  una  memoria  al  principe 
stesso. 

II  ministro  prese  la  nota,  e  veduta  approvolla.  Soggi- 
unse  che  que'  del  Comitato  avevano  consentita  Vunione  della 
Valtellina  dl  Gantone  Grigione,  ma  che  egli  per  l1  Austria, 
fatto  aveva  registrare  voto  corrispondente  alla  nota  e  dira- 
matolo  ai  ministri. 

Dopo  cid  domandarono  i  deputati  se  non  fosse  ben  fatto 
awisare  di  tutto  i  ministri  di  Spagna,  Portogallo  e  Svezia 
da  non  molto  allora  in  Vienna,  e  faxe  di  piü  qualche  prac- 
tica presso  il  cardinale  Consalvi  a  interessarlo  onde  un  paese 
tutto  cattölico,  stimato  mai  sempre  riparo  all'  Italia  contra 
la  religiosa  riforma,  non  dovesse  avere  &i  stretti  rapporti 
colle  Tre  Leghe,  nelle  quali  prevale  1'  anti-romana  credenza. 
Approvö  tutto  e  paleso  desiderio,  che  scritta,  fosse  la  me- 
moria a  lui  consegnata  ond1  essere  prima  della  conferenza, 
umiliata  a  S.  M.  Aggiunse  sperare  aleun  poco  di  addurre 
nel  proprio  avviso  il  Talleyrand,  sembrandogli  avere  in  nube 
veduto  che  senta  l'importanza  e  la  giustizia  delle  ragioni 
dei  deputati,  e  soltanto  elevarsi  eeeezioni  sul  loro  mandato. 

Stesa  in  fatti  la  proposta  memoria  pel  Metternich  quäle 
presidente  della  conferenza,  amossi  scoprire  se  il  Consalvi, 
in  nome  di  Borna,  fosse  disposto  a  qualche  officio  per  la 
Valle  avanti  il  Congresso.  Fu  la  risposta  a  seconda  dei  voti. 
Anche  il  S.  Marsan,  d1  ordine  positivo  del  proprio  Sovrane, 
in  molto  energica  nota,  dichiarava  che  ü  sistema  della  gene- 
rale difesa  d' Italia  era  leso,  sconvolto  e  imperfetto  ove  la 
Valtellina  non  fosse  austro-lombarda.  Impiegö  egli  officj 
presso  i  ministri  delle  altre  Corti,  aggiungendo  doversi  avere 
in  gran  conto  le  premure  del  re  di  Sardegna,  maggiormente 
perche   nel    medesimo   non   avevansi  a  supporre  apprensioni 
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per  P  ingrandirsi  dell'  Austria,  ma  cura  soltanto  di  provve- 
dere  con  salde  difese  alla  sicurezza  di  tutta  Italia;  debili, 
fiacchi,  quindi  ripari  inutili  la  Provenza,  la  Savoja,  il  Val- 
lese  contro  oste  nemica  tendente  all1  Italia,  quando  il  varco 
le  fosse  patente  della  Valtellina.  Queste  osservazioni  colpi- 
rono  in  guisa  lord  Castlereagh  che  cadde  a  freddamente  es- 
primersi  fare  poco  o  niun  conto,  quanto  agli  interessi  del 
suo  paese,  delle  cose  di  Svizzera.1) 


V. 

Bericht  des  eidgenössischen  Oberstquartiermeisters  an  die 
Hohe  Tagsatzung  über  eine  fUr  die  Schweiz  wllnschens- 
werthe  Militärgrenze. 

In  dem  ehrenvollen  Auftrag,  welchen  die  Hohe  Tag- 
satzung durch  ihren  Beschluss  vom  26.  April  dem  Oberst- 

*)  Damit  schlieft  dieser  Bericht,  der  offenbar  ans  den  Aufzeichnungen 
Guicciardi's  geschöpft  ist,  welchem  es  durch  eine  ausserordentliche  di- 
plomatische Geschicklichkeit,  alle  möglichen  Fäden  benatzend,  gelang,  eine 
schon  beinahe  ganz  verlorene  8ache  zu  dem  gewünschten  Ende  zu  fahren. 
Zuletzt  mit  Hülfe  des  päpstlichen  Stuhles  und  Sardiniens,  welchem 
letzteren  denn  anch  nach  einem  halben  Jahrhundert  der  eigentliche  Vortheil 
davon  zugefallen  ist. 

Wenn  man  mit  dieser  Berichterstattung  unsere  schweizerischen  Quellen 
vergleicht,  so  muss  man  annehmen,  dass  die  schweizerischen  Deputirten 
entweder  während  des  ganzen  Verlaufes  der  Verhandlungen  niemals  ge- 
hörig orientirt  waren,  oder  dass  ihre  Berichterstattung  an  die  Tagsatzung 
eine  nicht  vollständige  gewesen  ist. 

Das  (auf  Seite  327,  Anmerkung  erwähnte)  Schreiben  des  Fürsten  Met- 
ternich  an  die  graubündnerische  Regierung,  über  die  Köpfe  der  eidgenös- 
sischen Gesandten  hinweg,  lautete  wie  folgt: 

„Sa  Majeste*  TEmpereur  d'Autrlche  a  e*td  informee  des  justes  röclama- 
tions  que  forment  plusieurs  partlcullers  grisons  au  sujet  des  pertes  qu'ils 
ont  essuyäes  par  suite  des  confiscations  qui  ont  eu  lieu  dans  le  Departement 
de  l'Adda,  reuni  aujourd'hui  aux  Etats  de  Sa  Majestä,  et  prenant  e*gard  aux 
relatlons  d'amitie'  et  de  bonne  intelligence  qui  de  tout  temps  ont  subsiste* 
entre  son  augustc  maison  et  les  Ligues  grisonnes,  Sa  Majeste  Imperiale  et 
Royale  Apostolique  a  donn  6  Vordre  au  sousslgne  de  faire  connaitreau  gou- 
vernement  des  Grisons,  qu'Elle  fera  nommer  dans  le  plus  brei  dClai  possible 
une  Kommission,  afin  de  regier  et  de  determiner  une  juste  et  equitable  in- 
demnitä  pour  lesdites  pertes. 

Le  gouvernement  de  Milan  sera  charg6  d'inviter  des  deputäs  du  canton 
k  assister  ä  cette  commlsslon. 

8a  Majeste'  Imperiale  et  Royale  Apostolique  vonlant  de  plus  donner 
aus  Ligues  grises  une  marque  partlculiere  de  Sa  blenveillance,  a  chargö  le 
soussignä  de  declarer,  qu'Elle  renoncc  a  la  Seigneurie  de  Räzüns,  ainsi 
qu'ä  tous  les  droits  et  prerogatlves  qui  y  sont  attaches,  pour  etre  possödtfe 
ä  l'avenir  en  toute  propriötc  et  souveralnele  par  le  canton  des  Grisons.  Sa 
Majeste  se  flatte  que  la  cession  d'un  domaine  auquel  son  auguste  maison  a 
attache  un  prlx  particulier  nendant  des  siecles,  ne  pourra  que  contribuer  ä 
consolider  Te'tat  de  bon  voisinagc  et  de  relations  amicales  avec  un  pcuple 
dont  Elle  a  tonjours  su  apprccler  le  devouement. 

Le  soussign«'*  s'empresse  de  porter  ces  däterminations  de  son  auguste  sou- 
verain  a  la  connaissancc  du  gouvernement  du  canton  des  Grisons,  en  le  priant 
de  recevoir  ä  cette  occasion  l'assurance  de  sa  conslderation  tres-distinguee." 
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quartiermeister  in  Bezog  auf  eine  künftige  Militärgrenze 
der  Schweiz  zu  ertheilen  beliebt  hat,  wird  es  demselben 
überlassen,  die  zum  Behuf  seines  Antrags  notwendigen 
Untersuchungen  durch  zweckmässige  Bereisung  der  Grenzen 
vornehmen  zu  lassen. 

Eine  solche  Bereisung  ist  allerdings  unumgänglich  noth- 
wendig,  sobald  es  darum  zu  thun  ist,  eine  ganz  genaue 
Markungslinie  gegen  benachbarte  Staaten  auszumitteln  und 
zu  erörtern;  und  ich  werde  von  der  durch  den  Beschluss 
der  Hohen  Tagsatzung  mir  ertheilten  Bevollmächtigung  mit 
der  angemessensten  Sparsamkeit  Gebrauch  machen,  um  die 
weniger  bekannten  Gegenden,  auf  welche  die  Schweiz  unter 
den  dermaligen  günstigen  Umständen  ihr  Augenmerk  richten 
darf,  im  voraus  genau  erforschen  zu  lassen. 

Allein  da  eine  solche  örtliche  Untersuchung  immer 
zeitraubend  ist,  da  die  Hohe  Tagsatzung  selbst  eine  Ueber- 
sicht  der  für  die  Schweiz  wünschenswerthen  Militärgrenze 
mit  Beschleunigung  fordert,  und  der  vorteilhafte  Augen- 
blick zur  Darstellung  der  diesfälligen  Wünsche  der  Eid- 
genossenschaft vielleicht  eintreten  könnte,  ehe  alle  in's  Ein- 
zelne gehenden  Angaben  und  Erläuterungen  gesammelt  sind, 
so  wage  ich  es,  der  Hohen  Tagsatzung  ohne  Zeitverlust 
eine  solche  allgemeine  Uebersicht  ehrerbietig  zu  überreichen. 

Die  bereits  vorhandenen  Vorarbeiten  über  einzelne 
Theile  unserer  Grenzgegenden,  die  vielen  Hülfsquellen  zur 
Kenntniss  und  Beurtheilung  der  übrigen,  einige  Lokal - 
kenntnisse  und  mitgeth eilte  Ansichten  erfahrener  und  sach- 
kundiger Männer  machen  es  mir  möglich ,  in  allgemeinen, 
aber  bestimmten  Zügen  die  Schilderung  derjenigen  Grenz- 
linie zu  entwerfen,  welche  der  Schweiz  einen  hohen  Grad 
von  Sicherheit  und  schützender  Kraft  verleihen  kann;  und 
da  es  bei  den  ersten  Unterhandlungen  noch  nicht  die  Rede  sein 
kann,  jedem  einzelnen  Markstein  seine  Stelle  anzuweisen,  son- 
dern nur  die  Grundsätze  und  die  Hauptzüge  zu  bezeichnen, 
nach  welchen  seiner  Zeit  eine  Markungslinie  ausgesteckt 
werden  soll,  so  schmeichle  ich  mir,  dass  die  nachfolgenden 
Angaben  hinreichend  sein  werden,  um  die  Ansprüche  der 
Eidgenossenschaft  klar,  bestimmt  und  für  die  vorhabenden 
Zwecke  hinreichend  an  gehörigem  Orte  vorzutragen. 

Bei  Aufzählung  dieser  Ansprüche  wird  von  der  Hoff- 
nung und  Voraussetzung  ausgegangen)  dass  alle  ehemaligen 
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Bestandtheile  der  Schweiz  ihr  wieder  zurückgegeben,  dass 
ihr  das  Fürstenthum  Pruntrut  einverleibt  und  der  Stadt 
Genf  ein  zusammenhängendes  Gebiet  zugetheilt  werde. 

Erster  Abschnitt. 
Grenze  gegen  Alt-Frankreich. 

Ehe  verschiedene  wichtige  Bestandtheile  des  schweizeri- 
schen Bundesvereins  von  demselben  losgerissen  wurden,  war 
das  Juragebirge,  in  seiner  Richtung  von  Südwest  nach 
Nordost,  von  der  Döle  bis  an  den  Gestler  und  von  da  an 
denjenigen  Ast  des  Jura,  welcher  in  gleicher  Richtung  die 
bischöflich-baseischen  Lande  durchstreicht,  die  natürliche 
und  militärische  Grenze  des  Schweizerlandes.  Mit  wenigen' 
einzelnen  Ausnahmen  bezeichnet  die  Scheidungslinie  der 
Gewässer  der  Aar  und  des  Doubs,  oder  des  Wassergebietes 
des  Rheines  und  der  Saöne,  zugleich  auch  die  Grenze  des 
alten  Frankreichs  und  der  alten  Schweiz.  Innerhalb  dieser 
Scheidungslinie  liegen  alle  unter  dem  Panner  von  Biel 
gestandenen  Thäler,  das  ganze  Fürstenthum  Neuenburg  und 
das  Waadtland. 

Durch  die  Entfremdung  des  Fürstentums  Neuenburg 
und  durch  die  gewaltsame  Vereinigung  der  Stadt  Biel  und 
ihres  Panners  ward  die  alte,  starke  und  wohlgeschlossene 
Grenze  in  ihrem  Mittelpunkt  durchbrochen,  und  das  fran- 
zösische Gebiet  bis  an  das  Herz  der  Schweiz  hineingetrieben. 

Das  erste  und  dringendste  Bedürfniss  der  Eidgenossen- 
schaft für  ihre  künftige  Sicherheit  und  Beruhigung  war 
also  die  Wiedererwerbung  dieser  wichtigen  Thäler  und  Eng- 
pässe und  der  geschlossenen  Grenze,  die  sie  ehemals  auf 
dieser  Seite  besass. 

Wenn  aber  künftighin  die  Schweiz,  als  ein  selbstän- 
diger Staat,  ihre  Freiheit  und  Neutralität  gegen  spätere 
Eroberungs versuche  nachdrücklich  soll  vertheidigen  können, 
so  ist  es  zweitens  eben  so  dringendes  Bedürfniss,  dass  diese 
geschlossene  Grenze  längs  der  ganzen  Berührungslinie  zwischen 
Frankreich  und  der  Schweiz  vervollständigt  und  verstärkt 
werde,  dass  der  Jura  von  dem  Rhodan  an  bis  an  den  Rhein 
ein  völlig  schweizerisches  Gebirge  werde,  und  dessen  Pässe 
in  den  Händen  der  Eidgenossen  seien. 

Dazu  bedarf  es  nur  weniger  Konzessionen  von  fran- 
zösischer Seite,  welche  um  so  eher  zu  erhalten  sein  sollten, 
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weil  die  defensive  Kraft,  mit  welcher  die  Schweiz  nach  den 
wohlthätigen  Absichten  der  Hohen  alliirten  Machte   in  das- 
Staatensystem  von   Europa   hineintreten  soll,   dem   wahren 
Vortheil  der  französischen  Krone  nicht  entgegen  ist. 

Nachdem  bereits  das  ganze  ehemalige  Fürstenthum 
Pruntrut  der  Schweiz  zugesichert  ist,  so  bedarf  sie  in 
militärischer  Beziehung  von  Basel  an  bis  an  die  südliche 
Grenze   des  Pürstenthums  Neuenburg  gar  keinen  Zuwachs. 

Es  Hegen  im  Gregentheil  verschiedene  Ortschaften  des- 
Fürstenthums  Pruntrut  jenseits  der  natürlichen  Grenze  und 
ganz  über  die  äussersten  Aeste  des  Jura  hinaus  gegen. 
Mömpelgard  hin,  welche  wohl  in  statistischer  und  kame- 
ralistischer  Hinsicht  von  vorzüglichem  Werth  sein  mögen, 
allein  für  das  Vertheidigungssystem  der  Schweiz  ganz  ent- 
behrlich sind. 

Ebenso  entbehrlich  ist  die  vormals  eidgenössische  Stadt 
Mülhausen,  deren  abgesonderte  Lage  von  jeher  eine  wechsel- 
seitige Unterstützung  bei  gemeinschaftlichen  Gefahren  un- 
gemein erschwert  hat.  Hingegen  von  der  südlichen  Grenze 
des  Fürstenthums  Neuenburg  an  bis  zum  Rhodan  bedarf 
die  Schweizergrenze  einer  wesentlichen  Berichtigung. 

Wenn  zuvörderst  angenommen  werden  darf,  dass  die 
Stadt  Genf  nicht  nur  mit  ihrem  ehevorigen  zerstreuten  und 
von  der  Schweiz  getrennten,  sondern  auch  mit  einem  zu- 
sammenhangenden Gebiet  in  den  Schweizerbund  treten  soll, 
so  kann  die  Verbindung  dieses  Gebietes  unter  sich  selbst 
und  mit  der  Schweiz  nicht  anders  erreicht  werden,  als  durch 
die  Einverleibung  des  Ländchens  Gex.  Die  Natur  selbst 
hat  diese  kleine  Landschaft  zu  einem  Bestandteil  der 
Schweiz  geschaffen,  ihre  Lage  und  die  vielfaltigen  Ver- 
bindungen ihrer  Einwohner  mit  der  Stadt  Genf,  mit  den 
angrenzenden  Gemeinden  des  Waadtlands,  rufen  sie  mit 
lauter  Stimme  zur  Vereinigung  herbei;  und  wenn  Genf 
gehörig  geschützt  und  gesichert  bleiben  soll,  so  ist  der 
Besitz  dieses  Ländchens  unentbehrlich.  Es  ist  durch  die* 
Hauptkette  des  Juragebirges  von  dem  Übrigen  Frankreich 
gänzlich  getrennt,  hat  schon  vom  Jahre  1536  bis  1567  dem 
Kanton  Bern,  und  von  1591  bis  1601  der  Stadt  Genf  an- 
gehört, und  ist  erst  im  letztbenannten  Jahre  ohne  eine  förm- 
liche Abtretung  als  ein  Eigenthum  der  Krone  Frankreichs- 
erklärt    und    in  Besitz    genommen    worden.     Es    wird    also» 
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Dicht  als  eine  ganz  neue  Erwerbung,  sondern  als  ein  älterer, 
zufällig  verlorner  Bestandteil  der  Schweiz  in  Anspruch 
genommen. 

An  der  nördlichen  Spitze  dieser  kleinen  Landschaft 
findet  sich  ferner  ein,  obschon  unbewohnter,  doch  sehr 
wichtiger  Strich  Landes  an  dem  Bücken  der  Döle,  der  bis 
im  Jahr  1804  ein  unbestrittener  Bestandteil  des  Waadt- 
landes  gewesen  ist,  den  aber  die  französische  Regierung 
durch  einen  in  diesem  Jahr  mit  dem  Kanton  Waadt  unter 
gebieterischen  Verhältnissen  abgeschlossenen  Vertrag  an  sich 
gezogen  hat,  und  den  gewiss  weder  dieser  Kanton,  noch 
•die  gesammte  Eidgenossenschaft  je  freiwillig  abgetreten  hätte. 

Unmittelbar  an  diesen  Landstrich  stosst  ein  kleines 
Thal,  welches  sein  Gewässer  in  den  Lac  de  Joux  und  durch 
•diesen  in  die  Zihl  und  die  Aar  abgibt,  und  also  unstreitig 
noch  in  dem  Wassergebiet  der  Aar  und  innerhalb  der 
natürlichen  Grenze  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
liegt.  Es  enthält  die  drei  Gemeinden  Bois  d'Amont,  Les 
Bousses  und  Les  Cressonnieres ,  und  kann  für  Frankreich 
gar  keinen  Werth  haben. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  wäre  die  natürliche 
•Grenze  auf  eine  Weise  geschlossen,  welche  die  eigentliche 
Ausmarkung  an  Ort  und  Stelle  sehr  erleichterte,  weil  die 
scharfen  Kanten  der  Gebirge  und  die  Scheidung  der  Gewässer 
sie  an  den  meisten  Stellen  von  selbst  angeben  würden ;  allein 
•diese  natürliche  Grenze  hat  noch  einen  schwachen  militäri- 
schen Punkt  zwischen  dem  südlichen  Ende  des  Fürsten- 
thums  Neuenburg  und  dem  Risonx,  zu  dessen  Verstärkung 
und  Sicherung  der  Besitz  des  Forts  de  Joux  und  der  zwei 
Thäler,  welche  bei  diesem  Fort  zusammenstossen,  höchst 
wünschens werth  wäre. 

Diese  Thäler  liegen  zwar  auf  dem  jenseitigen  Abhang 
des  Jura  und  geben  ihre  Wasser  in  den  Doubs;  allein  sie 
sind  in  enger  Verbindung  mit  den  schweizerischen  hohen 
Jurathälern,  sie  bilden  einen  einspringenden  Winkel  zwischen 
dem  Fürstenthum  Neuenburg  und  dem  Kanton  Waadt, 
unterbrechen  die  Verteidigungslinie  und  öffnen  dem  Besitzer 
die  beiden  grossen  Militärstrassen  von  Pontarlier  durch  das 
Thal  Travers  auf  Neuen  bürg  und  über  Jougne  und  Balai- 
gues  auf  Yverdon.  Beide  Strassen  wären  ganz  geschlossen 
und  der  Schweiz  gesichert,  wenn  ihr  das  Fort  de  Joux  und 
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die  Gemeinden  Les  Verrieres,   La  Clnse,   Les  Fourgs,    Les 
Höpitaux  und  Jougne  abgetreten  würden. 

Man  darf  sich  indessen  nicht  verbergen,  dass  auch  für 
Frankreich  der  Besitz  dieser  Thäler  wichtig  ist,  und  das3 
diese  Forderung  mehr  Widerstand  finden  dürfte,  als  alle 
andern  zusammengenommen;  allein  wenn  die  Schweiz  in 
Betrachtung  zieht,  dass  zur  Zeit  der  burgundischen  Kriege, 
und  früher,  die  gefährlichsten  Einfälle  gerade  von  Pontarlier 
her  unternommen  worden,  dass  die  Nähe  des  grossen  und  wohl- 
versehenen WafFenplatzes  Besancon  in  der  Folge  ähnliche 
Einfälle  ungemein  erleichtern  würde,  und  dass  in  den  neuern 
Zeiten,  ehe  noch  Frankreich  sich  in  den  Besitz  von  Biet 
gesetzt  hatte,  die  Eingänge  von  Pontarlier  her  durch  die 
Verfasser  geheimer  militärischer  Denkschriften  der  fran- 
zösischen Regierung  als  der  schwächste  Punkt  der  Schweiz 
geschildert  worden  sind,  —  so  darf  diese  letztere  mit  desto 
mehrerm  Nachdruck  eine  Forderung  wagen,  die  ihrer  Sicher- 
heit so  angemessen  ist.  Sollte  dieses  Begehren  nicht  an- 
ders als  auf  dem  Wege  der  Entschädigung  befriedigt  wer- 
den können,  und  Mülhausen  nicht  als  eine  zureichende 
Entschädigung  angenommen  werden  wollen,  so  dürfte  die 
Schweiz  in  militärischer  Beziehung  ganz  unbedenklich  noch 
ein  Stück  des  Eisgaues  (des  früher  erwähnten  vorgeschobenen 
Theils  des  Fürstenthums  Pruntrut)  als  Gegenersatz  an- 
bieten. Es  darf  hier  nicht  die  Rede  von  dem  Staats  wirth- 
schaftlichen  Werth  dieser  Tauschgegenstände  sein,  denn  aus 
diesem  Gesichtspunkte  würde  die  Schweiz  unstreitig  zu 
kurz  kommen,  indem  sie  im  Eisgau  ein  sehr  fruchtbares 
und  ergiebiges  Kornland  aufopfern,  und  dagegen  in  den  hohen 
Bergthälern  des  Jura  ein  unfruchtbares  Land  und  meist 
arme  Einwohner  an  sich  bringen  würde;  allein  hier  ist  die 
Rede  von  der  politischen  und  militärischen  Wichtigkeit  der 
Grenzländer ,  und  in  dieser  Beziehung  durfte  die  Schweiz 
keinen  Augenblick  unschlüssig  bleiben,  wenn  ihr  ein  solcher 
Tausch  als  unerlässliche  Bedingung  auferlegt  würde.  Sie 
erhielte  dann  von  den  Engpässen  von  Pruntrut  an  (Gorges 
du  Porrentrui)  bis  zu  den  Klüften  unterhalb  der  Clus  (Fort 
de  l*Ecluse),  durch  welche  sich  der  Rhodan  hindurchwindet, 
eine  zusammenhangende,  festgeschlossene,  der  stärksten  Ver- 
teidigung fähige  Grenze,  die  sich  in  ununterbrochener, 
beinahe  gerader  Richtung  von  Südwest   nach  Nordost  den* 
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Jura  nacb  fortziehen  und  beide  Länder  scharf  von  einander 
sondern  würde. 

An  Bevölkerung  würde  die  Schweiz  erwerben: 
mit  dem  Ländchen  Gex  ungefähr  12,000  Seelen, 

»       »     Thal  Les  Rousses  »  900       > 

>       >     Fort  de  Joux  und  den 

fünf  Gemeinden  »  3,000       » 

zusammen:  .15,900  Seelen. 

Diese  würden  der  Zahl  nach  durch  die  gegenwärtige 
Bevölkerung  der  Stadt  Mülhausen  und  ihres  Gebietes  schon 
grösstenteils  aufgewogen,  und  ihr  Gesammtvermögen  würde 
wahrscheinlich  von  dem  Reichthum  jener  gewerbfleissigen 
Stadt  bedeutend  tiberwogen. 

Dagegen  würde  der  Flächeninhalt  jener  drei  Landstriche 
alles,  was  die  Schweiz  in  die  andere  Wagschale  legen  könnte, 
weit  übertreffen;  wobei  aber  in  Betrachtung  zu  ziehen 
ist,  dass,  mit  Ausnahme  der  südlichen  Hälfte  der  Land- 
schaft Gex,  alles  übrige  aus  Erdreich  von  äusserst  geringem 
Werth  und  Ertrag  bestehet. 

Wird  diese  Militärgrenze  angenommen,  so  befinden  sich 
die  bisher  abgetrennten  Theile  der  Löblichen  Kantone  Solo- 
thurn  und  Basel  bereits  ganz  in  dieselbe  eingeschlossen  und 
mit  dem  Schweizergebiet  völlig  verbunden.  Die  leichteste 
Art,  wie  sie  dann  aber  ferner  mit  dem  Kantonsgebiet,  dem 
sie  angehören,  in  Zusammenhang  gebracht  werden  können, 
liegt  ausser  den  Schranken  des  Auftrags  der  Hohen  Tag- 
satzung. 

Zweiter  Abschnitt. 

Grenze  gegen    die  Königlich-sardinischen 

Staaten. 

Bei  Berichtigung  der  schweizerischen  Grenze  gegen 
Frankreich  kommt  es  der  Schweiz  sehr  zu  Statten,  dass 
sie  den  grössten  Theil  dessen,  was  sie  zu  ihrer  Sicherheit 
bedarf,  als  ehemaliges  Eigenthum  zurückfordern  und  für  das 
Wenige,  welches  ihr  früher  nicht  angehörte,  entweder  über- 
wiegende Billigkeitsgründe  anführen,  oder  gar  einige  Aus- 
gleichungsgegenstände anbieten  kann. 

Von  allen  diesen  Vortbeilen  kommt  ihr  gegen  die 
Staaten  des  Königs  von  Sardinien  keiner  zu  Statten;  wenn 
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auf  Unkosten  dieser  Staaten  auf  den  Südseiten  des  Rhodans 
und  des  Genfersees  eine  neue  militärische  Grenze  für  die 
Schweiz  erworben  werden  soll,  so  kann  sie  bloss  unter  dem 
Titel  der  Konvenienz  gefordert  werden,  und  ihre  Aus- 
dehnung hängt  einzig  und  allein  von  dem  Werth  ab,  den 
die  grossen  Mächte  von  Europa  bei  der  Gründung  ihres 
neuen  Staatensystems  auf  die  vollkommene  Selbständigkeit 
und  die  defensive  Kraft  der  Schweiz  legen. 

Wenn  sie  diesem  Freistaat  das  Wallis  wieder  geben, 
und  wenn  sie  ihm  durch  die  Wiedervereinigung  dieses  grossen 
Hauptalpenthals  die  Pflicht  auflegen  wollen,  für  künftige 
Zeiten  einem  auf  dem  französischen  Throne  sitzenden  Ero- 
berer die  Thtire  der  Lombardei  und  Italiens  zu  verschliessen, 
so  muss  das  Wallis  selbst  gegen  Frankreich  vollständig 
geschützt  sein.  Das  ist  es  aber  nicht,  so  lange  Frankreich 
ohne  Widerstand  Savoyen  in  Besitz  nehmen  und  die  Schweiz 
sich  erst  dann  in  Vertheidigung  setzen  kann,  wenn  die 
fremden  Armeen  bereits  in  den  offenen  Plätzen  der  Valor- 
sine  und  des  Trient  stehen,  und  jeden  weitern  Versuch  zur 
Vertheidigung  des  Rhonethaies  durch  ihre  überlegenen  Stel- 
lungen im  Voraus  vereiteln  können. 

Wenn  also  die  südliche  Vertheidigungslinie  der  Schweiz 
ein  geschlossenes  Ganzes  ausmachen  soll,  wenn  die  Eid- 
genossen, da  wo  sie  es  allein  thun  dürfen,  auf  ihrem  eigenen 
Boden  zweckmässige  Vertheidigungsanstaiten  sollen  treffen 
können,  und  wenn  sie  mit  einiger  Zuversicht  den  euro- 
päischen Mächten  eine  Gewährleistung  der  ihnen  anvertrauten 
politischen  Stellung  geben  sollen,  so  muss  ihr  die  ganze 
südliche  Hauptkette  des  Hochgebirges  als  Grenze  angewiesen 
werden,  und  demzufolge  die  Scheidungslinie  zwischen  der 
Schweiz  und  den  Staaten  des  Königs  von  Sardinien  da  an- 
fangen, wo  der  Jura  sich  an  den  Rhodan  hinunter  senkt, 
dann  über  die  Kante  des  Vuache  und  des  Mont  de  Sion 
auf  den  Saleve  hinüberlaufen,  von  da  an  immer  über  die 
höchste  Gebirgskante  das  Wassergebiet  der  Arve  umklam- 
mern, und  über  den  Bonhomme,  den  Montblanc  und  G£ant 
sich  bei  dem  Col-Ferret  an  die  südliche  Hauptkette  des 
Wallis  anschliessen.  Die  einzige  Stelle,  wo  diese  sonst  un- 
angreifbare Gränze  zugänglich  ist  und  von  Heer-  und  Land- 
strassen durchschnitten  wird,  bliebe  durch  die  Festung  Genf 
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und  durch  die  starke  und  wichtige  Lage  dieses  Waffen- 
platzes wohl  gedeckt. 

Auf  diese  Weise  wäre  nun  das  Wallis  gegen  Ueber- 
falle  von  Seite  Frankreichs  gesichert;  damit  es  aber  auch 
auf  der  andern  Seite  gegen  Unternehmungen  von  der  Lom- 
bardei her  auf  eine  ähnliche  Weise  geschützt  sei,  ist  die 
Vereinigung  des  Wassergebiets  der  Toccia  mit  der  Schweiz 
eben  so  nothwendig.  Das  Hauptthal  der  Toccia  drängt 
sich  zwischen  dem  Wallis  und  dem  Kanton  Tessin  bis  an 
den  Fuss  der  Furka  und  des  St.  Gotthards  hinauf,  und 
berührt  unmittelbar  den  Ursprung  der  Thäler  des  Rhodans, 
<le8  Tessins  und  der  Reuss.  Aus  diesem  Tbale  könnte  ein 
unternehmender  Heerführer  in  einem  Tage  sich  des  noch 
nicht  genug  erkannten  Schlüssels  des  ganzen  Hochgebirges 
bemächtigten  und  sich  darin  festsetzen.  Diesem  zuvorzu- 
kommen, müsste  die  Schweizergrenze  vom  Monte  Rosa  aus, 
anstatt  sich  nördlich  gegen  den  St.  Gotthard  zu  wenden, 
östlich  der  Gebirgskette  folgen,  welche  die  Sesiathäler  von 
dem  Thal  von  Macugnaga  trennt,  und  in  der  Gegend  von 
Baveno  den  Langen  See  erreichen. 

Diese  Forderungen  umfassen  allerdings  Landstriche  von 
bedeutendem  Umfang  und  Flächeninhalt;  allein  ein  grosser 
Theil  desselben  ist  mit  ewigem  Eis  und  Schnee,  mit  unzu- 
gänglichen Waldungen  und  kahlen  Felsen  bedeckt.  Die 
Schweiz  kann  diesen  Zuwachs  unmöglich  um  ihrer  selbst 
willen  verlangen;  die  Einverleibung  des  Wallis  und  die  in 
Anspruch  genommene  Verteidigungslinie  ist  für  sie  eine 
wahre  Last;  sie  gewinnt  weder  eine  zahlreiche  noch  eine 
gewerbfleissige  und  gebildete  Bevölkerung,  noch  einen  kriege- 
rischen Stamm,  noch  einen  fruchtbaren  und  zum  Anbau 
einladenden  Boden.  Die  einzigen  Früchte  dieser  Vereini- 
gung für  die  übrigen  Eidgenossen  sind  Beschwerden  und 
Lasten.  Es  kann  also  nicht  ihre  Sache  sein,  sich  bei  dem 
Eigenthümer  dieser  Länder  über  die  Ausdehnung  ihrer  For- 
derungen zu  entschuldigen  und  noch  weniger,  ihm  Ersatz 
dafür  anzubieten. 

Wenn  die  verbündeten  Mächte  beschlossen  haben,  der 
Schweiz  eine  starke  und  sichere  Grenze  anzuweisen,  und  zu 
Übergeben,  so  werden  sie  gewiss  auch  den  Eigenthümer  der 
zu  vereinigenden  Länder  über  die  Notwendigkeit  der  Mass- 
regeln und  über  deren  Eingreifen  in  die  allgemeinen  euro- 
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päischen  Sicherheitsanstalten  belehren  und  ihm,  wenn  es 
nöthig  ist,  Schadloshaltung  zu  zeigen  wissen. 

Sollte  sich  indessen  die  Schweiz  in  ihren  Vermuthungen 
über  die  grössern  Zwecke  der  alliirten  Mächte  irren,  so 
wird  sie  sehr  gern  auf  alle  diese  Ausdehnungen  Verzicht 
leisten,  aber  dann  zu  gleicher  Zeit  auch  sich  der  Verbind- 
lichkeit der  Schützung  und  Verteidigung  des  Wallis  und 
der  Passe   des  Simplon  und   des  Bernhardsberges   entladen.. 

In  diesem  Fall  könnte  dann  bloss  davon  die  Bede  sein» 
der  Stadt  Genf  auch  auf  der  Südseite  des  Bhodans  ein  ahn* 
liches  zusammenhängendes  Gebiet,  wie  auf  der  Nordseite, 
anzuweisen,  und  dieses  fände  sich  auf  die  natürlichste  und 
billigste  Weise,  wenn  die  Grenze  von  der  Rhone  an  über 
die  Kante  des  Vuache,  den  Mont  de  Sion  und  Saleve  geleitet, 
von  da  an  über  die  Voirons,  etwa  in  der  Gegend  von 
Hermance,  an  den  Genfersee  zurückgeführt  und  damit  von 
beiden  Seiten  der  Stadt  Genf  ein  geschlossenes  Thalgelande 
gegeben  würde,  von  welchem  sie  der  Mittelpunkt  und  die 
Zierde  ist. 

Dritter  Abschnitt. 

Grenze  gegen  das  ehemalige  Herzogthum 

Mailand. 

Nirgends  tritt  das  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  so  weit 
und  so  vorspringend  in  benachbarte  Länder  hinaus,  als 
gegen  die  lombardischen  Ebenen  und  gegen  ihre  Haupt- 
stadt Mailand. 

Die  Eifersucht  der  mailändischen  Regierung  über  diesen 
fremden  Besitzstand  in  der  Nähe  des  Kernes  ihrer  Staaten 
und  die  verderblichen  Folgen  dieser  Eifersucht  sind  noch 
in  neuem  und  lebhaftem  Andenken;  aber  eben  so  lebhaft 
und  klar  ist  das  Bewusstsein,  wie  schwierig  und  beinahe 
unmöglich  es  der  Eidgenossenschaft  sein  würde,  die  ent- 
ferntesten südlichen  Theile  des  Kantons  Tessin  gegen  schnelle 
Einfalle  von  der  Lombardei  aus  zu  schützen.  Wären  die 
Schweizer  noch  ein  eroberndes  Volk,  so  müssten  sie  mit 
aller  möglichen  Anstrengung  das  Thal  von  Mendris  zu 
einem  Waffenplatze  machen,  von  welchem  aus  sie  sich  in 
kurzer  Zeit  der  offeneu  Lombardei  bemächtigen  könnten; 
allein  da  unsere  Kraft  nur  schützend  und  nicht  bedrohend 
sein  soll,  so  kann  die  militärische  Linie,  die  wir  zu  diesem 
Endzwecke  bedürfen,   hier  nicht,   wie  an  andern  Orten,   an 
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dem  äusserten  Ende  unserer  politischen  Grenze,  sondern 
rückwärts  derselben  gesucht  werden. 

Sie  findet  sich  mit  leichter  Mühe,  wenn  die  Tresa  in 
ihrem  ganzen  Lauf  und  der  Lauisersee  in  seiner  Richtung 
von  Ponte  Tresa  bis  nach  Porlezza  hin  als  die  Verthei- 
digungsbasis  angenommen  werden.  Was  südwärts  dieser 
Linie  liegt,  würde,  unbeschadet  seiner  politischen  Wichtig- 
keit, doch  in  militärischer  Beziehung  als  ein  unhaltbarer 
Vorposten  behandelt  werden  müssen. 

Es  ist  zwar  in  einigem  Widerspruch  mit  den  in  den 
beiden  vorherigen  Abschnitten  entwickelten  Grundsätzen, 
dass  hier  nicht  eine  Kette  von  Bergrücken,  sondern  eine 
Linie  von  Gewässern  als  militärische  Vertheidigungslinie 
angerathen  wird. 

Wer  freie  Wahl  hat,  wird  eine  stark  bezeichnete  Ge- 
birgsgrenze  vorziehen,  zwar  nicht  etwa  darum,  weil  es  in 
den  neuesten  Tagen  Mode  geworden  ist,  auf  die  Fluss- 
gränzen  zu  schimpfen,  sondern  weil  sich  bei  kalter  und 
ruhiger  Prüfung  zeigt,  dass  Wasserscheidungslinien  im  All- 
gemeinen auch  die  Grenzen  der  Sprachen,  der  Sitten,  des 
Verkehrs  und  der  wechselseitigen  Sicherheit  der  Staaten 
und  Völker  bezeichnen,  und  dass  sie  viel  weniger  als  Fluss- 
grenzen Gelegenheit  zu  feindseligen  Berührungen  geben; 
allein  wo  keine  solchen  Gebirgsgrenzen  zu  finden  sind,  darf 
auch  eine  Linie  von  Flüssen  und  Seen  nicht  blindlings  ver- 
worfen werden. 

Wollte  die  Schweiz  sich  durchaus  an  eine  militärische 
Gebirgsgrenze  halten,  so  müsste  sie  bis  an  den  Monte  Cenere 
zurückgehen  und  alle  Gedanken  an  Behauptung  des  wich- 
tigen und  fruchtbaren  Gebietes  von  Lugano  aufgeben.  Mit 
dem  Besitz  des  ganzen  Laufs  der  Tresa  hingegen  lässt  sich 
dieses  Gebiet  allerdings  mit  Vortheil  vertheidigen. 

Schon  dermalen  macht  dieser  Fluss  während  der  grössern 
Hälfte  eines  kurzen  Laufes  die  Grenze  zwischen  dem  Her- 
zogthum  Mailand  und  dem  Kanton  Tessin;  und  wenn  diese 
Grenze  bis  zu  dessen  Ausfluss  in  den  Langen  See  fort- 
gezogen werden  soll,  so  verlangt  die  Schweiz  den  Besitz 
des  kleinern  Theils  des  Val  Travaglia,  eines  äusserst  bergigen 
Landstriches,  der  schon  jetzt  auf  drei  Seiten  mit  schwei- 
zerischem Gebiet  umgeben  ist,  und  einzig  am  Ausfluss  der 
Tresa  mit  dem  Best  des  Mailändischen  in  Verbindung  steht. 
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Schon  im  Anfang  des  sechzehnten  Jahrhunderts  besassen 
die  Eidgenossen  einige  Jahre  lang  das  ganze  Thal  Travaglia 
zu  beiden  Seiten  der  Tresa.  Es  bedürfte  einer  sehr  genauen 
Kenntniss  der  offenkundigen  und  der  geheimen  Geschichte 
der  damaligen  Zeit,  nm  beurtheilen  zu  können,  warum  die 
Eidgenossen  lieber  auf  dieses  ihnen  so  wohlgelegene  Gebiet, 
als  auf  entfernte  und  vorgeschobene  Besitzungen  Verzicht 
geleistet  haben. 

Um  dann  noch  das  nördliche  Ufer  des  Lauisersees  ganz 
zu  besitzen,  bedarf  die  Schweiz  des  ganz  kleinen  und  un- 
bedeutenden Thals  Solda,  welches  nicht  mehr  als  sechs 
kleine  Ortschaften  enthält. 

Von  Porlezza  am  Ende  des  Lauiserthals  und  des  Thals 
Solda  treibt  das  mailändische  Gebiet  einen  langen  und 
schmalen  Streifen  Landes  nördlich  zwischen  dem  Kanton 
Tessin  und  dem  Comersee  bis  an  die  Grenzen  der  Graf- 
schaft Cleven  hinauf.  Dieser  Landstrich  ist  in  der  altern 
Geschichte  Graubüodens  unter  dem  Namen  der  vier  Pieven 
bekannt  und  war  vorübergehend  in  der  Gewalt  der  drei 
Bünde.  Er  würde,  seiner  geographischen  Lage  nach,  sehr 
gut  zu  der  Schweiz  passen ;  allein  er  ist  durch  eine  zusam- 
menhängende und  steile  Bergkette  von  dem  Kanton  Tessin 
getrennt,  zur  Behauptung  der  südlichen  militärischen  Ver- 
teidigungslinie nicht  durchaus  noth wendig,  aber  immer 
sehr  wünschenswerth  und  als  Vorposten  der  Überaus  wich- 
tigen Grafschaft  Cleven  und  des  Hauptpasses  von  Beilenz 
von  wesentlicher  Bedeutung. 

Ganz  unentbehrlich  ist  aber  für  die  Sicherstellung  von 
Cleven,  Veltlin  und  Worms  die  Wiedererwerbung  des  kleinen, 
aber  entscheidend  wichtigen  Landstrichs,  in  welchem  das 
Fort  Fuentes  erbaut  war,  und  das  Dorf  St.  Agatha  liegt. 
Eine  kleine  Quadratmeile  Landes  in  mailändischen  Händen 
war  in  Folge  der  natürlichen  Lage  und  Beschaffenheit  dieser 
Gegenden  hinreichend,  um  den  Ausfluss  der  Adda  in  den 
Comersee  und  die  einzige  Landstrasse  zu  sperren,  welche 
das  Veltlin  mit  Cleven  in  Verbindung  setzt. 

Dieser  Schlüssel  beider  Hauptthäler  muss  der  Schweiz 
nothwendig  gegeben  werden,  wenn  sie  unabhängig  von 
fremdem  Einfluss  den  Besitz  und  die  Buhe  derselben  be- 
haupten soll.  Dieses  kleine  Gebiet  liegt  ganz  innerhalb 
der  natürlichen  Grenze  des  Veit  lins,  dessen  südliche  Gebirgs- 
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kette   sich  unterhalb  des  Ports  Fuentes    in    den   Comersee 
herabsenkt. 

Diese  Gebirgskette  trennt  dann  Yeltlin  von  den  ehe- 
maligen venetianischen  Staaten;  sie  biegt  sich  vom  Tonal 
an  nördlich  um  die  Thäler  von  Worms  herum,  scheidet 
dieselben  von  dem  italienischen  Tyrol  und  schliesst  die 
Schweizergrenze  auf  eine  Weise ,  die  keiner  Veränderung 
bedarf. 

Vierter  Abschnitt. 

Grenze  gegen  Deutschland. 

Von  dem  Wormserjoch  an  nördlich  bis  zur  Finster- 
münz, von  da  westlich  bis  an  die  Luziensteig,  und  von 
diesem  berühmten  Felsenpass  längs  dem  Rheine  nach  hinab 
bis  an  den  Bodensee  scheiden  bekannte,  beliebte  und  bequeme 
Grenzen  zwei  angrenzende  Völker,  denen  beiden  alte  Ge- 
wohnheiten und  Uebungen  gleich  werth  und  schätzbar  sind; 
und  wenn  schon  diese  Grenzen  an  einigen  Stellen  weder 
durch  scharfe  Gebirgskanten,  noch  durch  Gewässer  bezeich- 
net sind,  so  liegt  dennoch  weder  in  den  früheren  Erfah- 
rungen, noch  in  den  künftigen  Aussichten  irgend  ein  Be- 
dürfniss  wesentlicher  Veränderungen.  Einzig  dürfte  der 
Zeitpunkt  einer  allgemeinen  Berichtigung  der  Schweizer- 
grenze auch  der  günstigste  zu  endlicher  Ausgleichung  von 
ein  paar  streitigen  Landmarken  gegen  das  Tyrol  werden, 
die  mehr  den  Eigenth  ums  rechten  der  betreffenden  Gemeinden 
als  dem  landesherrlichen  Interesse  wichtig  sind. 

Vom  Bodensee  an  bis  nach  Basel,  wo  der  Kreis  dieser 
Uebersicht  der  Grenzen  angefangen  und  sich  nun  wieder 
schliesst,  hat  die  Schweiz  keine  andere  Vertheidigungslinie 
als  den  Rheinstrom,  eine  Linie,  welche  ohne  Festungen, 
ohne  Brückenköpfe  und  ohne  ein  vorteilhaftes  beherr- 
schendes Ufer  wohl  die  schwächste  unter  allen  Grenzlinien 
der  Schweiz  ist  und  bleiben  dürfte;  allein  die  Gleichheit 
der  Sprache  und  der  Sitten  und  ein  ausgebreiteter  und 
wechselseitig  unentbehrlicher  Verkehr  geben  der  Schweiz 
gegen  das  benachbarte  Deutschland  stärkere  Sicherheit  als 
Felsenwände  und  Festungen,  und  hoffentlich  werden  unsere 
spätesten  Nachkommen  den  Fall  nicht  mehr  erleben,  wo 
ein  Einfall  in  die  Schweiz,  von  deutscher  Seite  her,  zum 
Behuf  einer  gänzlichen  Umwälzung  des  europäischen  Staaten- 
systems als  noth wendig  erachtet  und  vollzogen  werden  muss. 
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Soll  indess  auch  diese  Grenze  aus  militärischem  Gesichts- 
punkte beurtheilt  und  berichtigt  werden,  so  muss  die  Schweiz 
nachdrücklich  wünschen,  dass  ihr  linkes  Rheinufer  ganz 
ihrem  Gebiet  angehöre.  Das  österreichische  Kaiserhaus  hat 
durch  die  Abtretung  des  Frickthals  diesen  Wunsch  schon 
grösstenteils  erfüllt;  zur  gänzlichen  Vervollständigung  fehlt 
nur  noch  die  Stadt  Konstanz,  die  bis  an  die  Schwelle  ihrer 
Thore  ganz  von  schweizerischem  Gebiet  eingeengt  ist.  In 
einem  Augenblick,  wo  vielleicht  diese  Stadt  bestimmt  ist, 
ihren  bisherigen  Beherrscher  zu  verlieren,  hat  wohl  kein 
Staat  ein  grösseres  Recht  der  Billigkeit  und  der  Konvenienz 
zu  deren  Erwerbung  aufzustellen,  als  die  Schweiz,  und 
Konstanz,  durch  täglichen  und  stündlichen  Verkehr  und  an- 
sehnliche Ruralbesitzungen  mit  dem  Thurgau  verbunden, 
würde  bei  der  Einverleibung  gewiss  in  jeder  Betrachtung 
am  meisten  gewinnen. 

Diejenigen  Theile  des  eidgenössischen  Gebietes,  welche 
ohne  Verbindung  unter  sich  auf  dem  rechten  Rheinnfer 
gelegen  sind,  können  niemals  wesentlich  in  das  allgemeine 
eidgenössische  Vertheidigungssystem  hineingezogen  werden; 
aber  wenn  sie  nicht  ganz  als  verlassene  und  vernachlässigte 
Aussenposten  behandelt  werden  sollen,  so  bedürfen  sie  einer 
sichern  und  bequemen  Verbindung  unter  sich  selbst  nnd 
mit  dem  eidgenössischen  linken  Rheinufer. 

Die  Notwendigkeit  dieser  Verbindungen  ist  schon  in 
frühern  Zeiten  gefühlt  worden,  und  mehrere  deutsche  Dorf- 
schaften, welche  zum  Theil  tief  in  das  eidgenössische  Gebiet 
eingreifen,  zum  Theil  ganz  in  dasselbe  eingeschlossen  sind, 
sind  seit  Jahrhunderten  zu  dem  schweizerischen  Militär- 
system gerechnet,  in  den  Neutralitätskreis  eingeschlossen, 
und  in  allen  Kriegen  in  Deutschland  bis  zum  Jahr  1798, 
gleich  dem  ganzen  übrigen  eidgenössischen  Gebiet,  von 
allen  streitenden  Armeen  als  neutral  angesehen  und  behan- 
delt worden. 

Bei  der  Auflösung  der  deutschen  Verfassung  und  der 
Umwandlung  der  Reichsstände  in  rheinische  Bundesstaaten, 
bemächtigten  sich  die  souverän  gewordenen  Häuser  Württem- 
berg und  Baden  jener  Dörfer  und  einiger  anderer,  in  welchen 
der  Stand  Schaffhausen  ausgedehnte  Gerichtsbarkeit  und 
Gefälle  besessen  hatte.  Die  auf  den  Trümmern  der  uralten 
Verfassungen  errichtete  helvetische  Zentralregierung  war 
mit  den  innern  Angelegenheiten  des  Landes  und  mit  ihrer 
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drückenden  Stellung  gegen  eine  grosse  und  gebietende  Macht 
zu  sehr  beschäftigt,  als  dass  sie  die  unzweifelhaften  und 
wohlerworbenen  Rechte  der  Eidgenossenschaft  auf  diese 
Dörfer  hätte  geltend  machen  können ;  sie  hat  dieselben  aber  auch 
niemals  aufgegeben,  und  wenn  die  Einverleibung  des  Amtes 
Jestetten,  der  Dörfer  Lienheim,  Kadelburg,  fl erdern,  Hohen- 
thengen,  Büsingen,  Gailingen,  Bandegg  und  Murbach  und 
des  Hofe?  Schlauch,  welche  den  Kanton  Schaffhausen  auf 
allen  Seiten  zersplittern,  schon  in  militärischer  und  polizei- 
licher Hinsicht  nachdrücklich  und  wohlbegründet  verlangt 
wird,  so  darf  in  staatsrechtlicher  Beziehung  wohl  noch  weit 
stärker  auf  die  Wiedervereinigung  dieser  Orte  mit  der 
Schweiz  gedrungen  werden. 

Mit  einer  solchen  Grenze  und  mit  der  frohen  Aussicht 
auf  ein  festes,  auf  reine  und  völkerbeglückende  Grundsätze 
gestütztes  allgemeines  europäisches  Staatensystem  und  mit 
zweckmässigen  innern  Einrichtungen  dürfte  die  Schweiz 
mit  einiger  Beruhigung  die  Gewährleistung  ihrer  Neutralität 
übernehmen,  und  durch  die  nöthigen  Vorbereitungen  zu 
dieser  ehrenvollen  Stellung  das  Selbstgefühl  wieder  erlangen, 
das  sie  zu  deren  künftiger  Erhaltung  bedarf. 

Der  Unterzeichnete  nimmt  die  Freiheit,  seine  schwache 
Arbeit  der  nachsichtsvollen  Beurtheilung  der  Hohen  Tag- 
satzung zu  unterwerfen;  er  gewärtigt  Hochderselben  weitere 
Aufträge  und  ersucht  sie,  die  Versicherung  seiner  vollkom- 
menen Hochachtung   und  Ergebenheit  geneigt  anzunehmen. 

Zürich,  den  2.  Mai  1814. 

Finsl er, 
eidgenössischer  Oberstquartiermeister . 


vi. 

Das  ObeHttntJer-Freiheltslied.    1614.') 

(Von  Pfarrfcolffer  6*muel  Roschi  In  Interlaken.) 
(Melodie:  „Frisch  auf,  Kameraden.") 

Frisch  auf,  Oberländer,  stellt  euch  zur  Wehr! 
Es  gilt  jetzt  das  Höchste  auf  Erden: 
Ob  Knechtschaft  und  Schande,  ob  Freiheit  und  Ehr', 


*)  Dieses  Lied  wurde  Im  Jahre  1814  geheim  gehalten  und  erst  im  Jahr 
1831,  bei  dem  ßturze  der  Restaurationsregierung,  allgemein  bekannt. 
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Ob  Unglück,  ob  Glück  ans  soll  werden. 
Wir  haben  zu  wählen,  wir  stehen  am  Rand, 
Drum  auf  zu  den  Waffen,  ganz  Oberland ! 

Die  Männer,  die  für  uns  mit  redlichein  Muth 
Die  Wahrheit  zu  sagen  es  wagen, 
Die  der  Alpensöhne  vortrefflichstes  Gut, 
Die  Freiheit,  in  Männerbrust  tragen, 
Die  wurden  verfolget,  durch  Häscher  gehetzt, 
Tyrannisch  geschlagen,  in  Kerker  gesetzt! 

Zu  altern  Zeiten,  wo  rings  um  uns  her 
Zwing- Herrschaft  die  Völker  noch  schreckte, 
Und  kümmerlich  sich  der  jetzt  trotzige  Bär 
In  seinem  Aarwinkel  versteckte ; 
Schon  damals  vereinte  ein  glückliches  Band 
Die  freien  Männer  im  Oberland. 

Wir  haben  in  Jahren  von  Elend  und  Noth 
Die  Berner  gastfreundlich  beschützet; 
Wir  haben  mit  Treu'  unser  Blut  bis  zum  Tod 
Für  ihre  Herrschgierde  verspritzet; 
Und  nun  wird  Bedrückung,  Verachtung  und  Hohn 
Uns  freien  Männern  zum  schändlichen  Lohn! 

Und  wer  ist's,  der's  waget  uns  also  zu  schmäh'n? 
Sind's  uns're  rechtmäss'gen  Regenten? 
0  nein,  eine  Rotte  Patriziersöhn', 
Erschöpft  an  Finanzen  und  Renten; 
Verworfene,  denen  ja  Alles  ist  feil, 
Die  Schweizer-Ehre,  des  Vaterlands  Heil.  — 

Drum  auf,  Oberländer,  stellt  euch  zur  Wehr! 
Es  gilt  jetzt  das  Höchste  auf  Erden: 
Ob  Knechtschaft  und  Schande,  ob  Freiheit  und  Ehr', 
Ob  Unglück,  ob  Glück  uns  soll  werden. 
Wir  haben  zu  wählen,  wir  stehen  am  Randj 
Drum  auf,  zu  den  Waffen,  ganz  Oberland! 


•—- 


Die  Österreichische  Inkameration 
von  1803  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 

Kantens  Graubünden. 


Unter  den  Gegenständen,  welche  die  eidgenös- 
sischen Behörden  in  der  Mediationszeit  beschäftigten, 
nimmt  die  sog.  österr.  Inkameration  eine  hervorragende 
Stelle  ein,  d.  h.  die  Beschlagnahme,  welche  Oesterreich 
am  3.  Dezember  1803  über  alles  in  seinen  Staaten  be-< 
findliche,  sowohl  bewegliche  als  unbewegliche  Ver- 
mögen schweizerischer  geistlicher  Stifte  und  kirch- 
licher Korporationen  verhängte.  Nähere  Mittheilungen 
hierüber  dürften  nicht  nur  als  Ergänzung  der  Media- 
tionsgeschichte ,  sondern  auch  wegen  ihres  besondern 
historischen  sowohl  als  staatsrechtlichen  Interesses  will- 
kommen sein.  Wenn  hiebei  auf  den  Kanton  Graubünden 
vorzugsweise  Rücksicht  genommen  wird,  so  geschieht 
dies  nicht  nur  desshalb,  weil  derselbe  dem  Verfasser 
dieser  Abhandlung  am  nächsten  liegt,  sondern  auch 
desshalb  weil  durch  jene  österreichische  Massregel 
Graubünden,  beziehungsweise  das  Bisthum  Chur,  am 
schwersten  betroffen  wurde  und  die  zu  dessen  Gunsten 
gepflogenen  Unterhandlungen  bis  zur  Stunde  noch  immer 
keinen  Abschluss  erlangt  haben,  vielmehr  der  Kanton 
Graubünden  seine  daherige  Entschädigungsforderung 
noch  stets  aufrecht   hält  und  hoffentlich  darin   auch 
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von  den  eidgenössischen  Behörden  unterstützt  werden 
wird. 

Zum  Verständniss  dieser  Vorgänge  müssen  einige 
historische  Notizen  vorausgeschickt  werden. 

Schon  im  Rastatter  Kongress  (1798)  hatte  das 
deutsche  Reich  in  die  Abtretung  des  linken  Rheinufers 
an  Frankreich  gewilligt  und  sich  mit  letzterem  dahin 
verständigt,  dass  die  auf  dem  linken  Rheinufer  be- 
güterten weltlichen  deutschen  Fürsten  durch  Säkula- 
risation geistlicher  Stifte  im  Innern  Deutschlands  für 
ihre  daherigen  Einbussen  entschädigt  werden  sollten. 

Dieser  Plan  gelangte  damals  noch  nicht  zur  Aus- 
führung, weil  der  Krieg  wieder  ausbrach. 

Nachdem  aber  zwei  Jahre  später  Oesterreich,  in 
Folge  der  Schlachten  bei  Maren  go  und  HohenUnden, 
Italien  und  Deutschland  an  Napoleon  preisgegeben 
hatte,  Hess  es  sich  von  letzterem  in  LilneviUe  (9.  Fe- 
bruar 1801)  die  Friedensbedingungen  vorschreiben : 
insbesondere  sollte  nun  nicht  nur  die  Abtretung  des 
linken  Rheinufers,  sowie  die  Entschädigung  der  be- 
troffenen weltlichen  Fürsten  definitiv  erfolgen,  sondern 
es  sollten  nun  auch  der  Grossherzog  von  Toscana  und 
der  Herzog  von  Modena,  welche  beide  habsburgischen 
Stammes  waren,  auf  ihre  italienischen  Herrschaften  zu 
Gunsten  Frankreichs  verzichten  und  dafür  in  Deutsch- 
land entschädigt  werden. 

Die  Durchführung  dieses  Länderschachers  war  dem 
im  darauffolgenden  Jahre  nach  Regensburg  berufenen 
Reichstag  vorbehalten ,  der  den  Entschädigungsplan 
durch  eine  Kommission  (sog.  Reichsdeputation)  vorbe- 
rathen  Hess.  Unter  dem  Diktate  Napoleons  gelang  es 
letzterer,  am  25.  Februar  1803  diesen  Beraubungsplan, 
den  sog.  «Reichsdeputations-Hauptschluss»,  zu  Händen 
des  Reichstages,  der  ihn  am  24.  März  bestätigte,  fertig 
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zu  bringen.  Die  kaiserliche  Genehmigung  erfolgte  so- 
dann durch  Dekret  vom  27.  April,  mit  dem  Vorbehalt 
zwar,  «  dass  S.  Majestät  als  Regent  ihrer  Erbstaaten  den 
mit  den  Entschädigungen  verknüpften  Einschränkungen 
nur  in  so  fern  als  es  die  Ausführungsmöglichkeit  der 
allgemeinen  Entschädigungsbasis  erheischt,  unterliegen 
könne. » 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen 
dieses  Entschädigungsplanes  oder  sog.  «  Reichsdeputa- 
tions-Hauptschlusses  »  sind  folgende : 

«gl.  Der  Grossherzog  von  Toscana  erhält  für 
letzteres  das  Erzbisthum  Salzburg,  der  Herzog  von 
Modena  den  Breisgau  und  Ortenau  in  Schwaben,  wo- 
gegen dem  Kaiser  als  Entschädigung  hiefür  angewiesen 
werden  die  Bisthümer  von  Trient  und  Brixen  mit  allen 
Gütern  und  Rechten  nebst  den  in  denselben  befind- 
lichen Kapiteln,  Abteien  und  Klöstern,  wogegen  dem 
Kaiser  der  angemessene  Unterhalt  der  beiden  Bischöfe 
und  deren  Domkapitel,  sowie  die  Dotation  des  Diö- 
zesanklerus  Überbunden  wird. » 

Dann  heisst  es  am  Schluss  dieses  Paragraphen:  «Alle 
Eigenthums-  und  andere  Rechte,  welche  S.  Majestät  dem 
Kaiser  und  König,  als  Souverän  der  österreichischen  Erb- 
Staaten  und  als  Oberhaupt  des  Reiches,  zustehen  und 
mit  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Aktes  verträglich 
sind,  bleiben  vorbehalten,  wogegen  diejenigen,  über 
welche  besonders  verfügt  wurde,  auf  die  neuen  Besitzer 
übergehen  werden. » 

Durch  §  II  erhält  der  Kurfürst  von  Bayern  für 
die  eingebüsste  Rheinpfalz  u.  s.  w.  die  Bisthümer 
Würzburg,  Bamberg,  Freising,  Augsburg  u.  s.  w.  zur 
Säkularisation. 

Der  §  V  gab  dem  Markgrafen  von  Baden  für  seine 
eingebüssten  Besitzungen  im  Elsass,  Luxemburg  u.  s.  w. 
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das  Bisthnm  Constanz,  «  die  Reste  der  Bisthümer  Speierf 
Basel  und  Strassburg»  u.  s.  w. 

§  XI  gab  €  dem  Fürsten  von  Dietrickstein  für  die 
Herrschaft  Tarasp,  dse  den  Graubtadnern  zu  überlassen 
ist,  die  Herrschaft  von  Neu-Ravensburg. » 

Vermöge  §  XII  erhielt  der  Fürst  von  Nassan- 
Dillenburg  für  seine  Besitzungen  in  Holland  und  Bel- 
gien ul  a.  «  Bendern  im  Gebiet  von  Licktenstein.* 

§  XXIX,  welcher  die  Schweiz  speziell  betrifft, 
lautet : 

c  Die  helvetische  Republik  erhält  zur  Vergütung 
ihrer  Rechte  und  Ansprüche  auf  die  von  ihren  geist- 
lichen Stiftungen  abhängigen  Besitzungen  in  Schwaben, 
über  welche  durch  die  vorhergehenden  Artikel  dispe- 
nirt  worden  ist,  das  Bidhum  Chur,  hat  aber  für  den 
Unterhalt . des  Fürstbischöfe«  des  Kapitels  und  ihrer 
Diener  zu  sorgen;  sodann  die  Herrschaft  Tarasp.  Auch 
steht  es  ihr  frei,  mittelst  immerwährender,  dem  reinen 
Ertrag  gleichkommender,  jedoch  nach  dem  durch  die 
helvetischen  Gesetze  bestimmten  Fuss  einlösbarer 
Renten,  oder  durch  jede  andere,  mit  den  Interessenten 
zu  treffende  Uebereinkunft  alle  und  jede  Rechte, 
Zehnten  und  Domänen-Güter  und  Einkünfte  an  sich 
zu  lösen,  welche  sowohl  dem  Kaiser,  den  Fürsten  und 
Ständen  des  Reichs  als  den  säkularisirten  geistlichen 
Stiftungen,  fremden  Herrschaften  und  Privatpersonen 
im  ganzen  Umfange  des  helvetischen  Gebietes  zu* 
stehen. 

Jede  Säkularisationen,  welche  besagte  Republik  inner- 
halb  ihrer  Grenzen  vornehmen  dürfte,  gehen  ohne  Verlust 
und  Nachtheil  der  im  deutschen  Reich  gelegenen  Zuge- 
hörden  ihrer  geistlichen  Stiftungen  vor  sich,  ausschliesslir. : 
dessen,  worüber  anders  verfügt  worden  ist;  und  ei:, 
Gleiches  wird  für  die,  deutschen  geistlichen  Fürste 
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zustehenden  Zugehörden  in  Helvetien  festgesetzt.  Alle 
und  jede  Gerichtsbarkeit  eines  Fürsten,  Standes  und  Mit- 
gliedes des  deutschen  Reichs  in  dem  Bezirk  des  helvetischen 
Territoriums  hört  künftig  auf,  gleichwie  alle  Lehenherr- 
lichkeiten  (im  französ.  Text  faeisst  es :  toute  suzerainitä) 
und  alle  blosse  Ehrenberechtigungen  (et  tous  droits  pure- 
ment  honorifiques).  Das  Nämliche  hat  in  Ansehung  der 
schweizerischen,  im  Umfang  des  deutschen  Reichs  liegenden 
Besitzungen  statt. » 

§  XXXV  schreibt  vor:  «Alle,  -durch  die  voraus- 
gehenden Artikel  begründeten  ewigen  Renten  werden 
zu  jeder  Zeit  ^tbtösbar  sein  zum  Vierzigpfenmng-Fuss, 
mit  Vorbehalt  "anderartiger  Verständigung  zwischen 
den  betheiligten  Parteien  in  jedem  vorkommenden 
Fall. »    Und  ferner 

§  XXXVI;  «Die  namentlich  und  förmlich  zur  Ent- 
schädigung angewiesenen  Kapitel,  Abteien  und  Klöster, 
wie  auch  die  den  Territorialherren  zur  Verfügung  ge- 
stellten, gehen  auf  ihre  neuen  Besitzer  über  mit  aUen 
ihren  Gütern,  Rechten,  Kapitalien  und  Emkünften,  gleich- 
viel  an  welchem  Orte  sich  diese  befinden. » 

§  XLI  endlich  sicherte  «  den  säkularisirten  Fürst- 
bischöfen eine  Jahresrente  von  mindestens  fl.  20,000 
ö.  W. »  zu. 

Für  die  Schweiz  war  dieser  Reichstagsbeschluss  an 
sich  unverbindlich,  denn  seit  1648  gehörte  sie  ja  nicht 
mehr  zum  deutschen  Reich ;  sie  hatte  sich  am  Kriege 
gegen  Napoleon  nicht  betheiligt,  noch  auch  am  Lüne- 
viller  Friedensschluß»  und  war  im  Reichstag  zu  Re- 
gensburg nicht  vertreten  gewesen. 

Da  aber  sowohl  schweizerische  geistliche  Stifter, 
wie  namentlich  die  Bischöfe  von  Chur  und  von  Basel 
und  die  Klöster  Münster,  Pfavers,  St.  Gallen  (das  frei- 
lich seit  1798  aufgehoben  war),  Einsiedeln,  Muri,  Kreuz- 
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lingen,  in  den  deutschen  Nachbarstaaten,  wie  umge- 
kehrt, geistliche  Stifte  und  Korporationen  der  letzteren 
(wie  der  Bischof  von  Constanz,  das  Kloster  Säckingen, 
der  deutsche  und  der  Maltheser  Orden)  in  der  Schweiz 
begütert  waren,  so  standen,  wenn  die  Schweiz  dem 
R.  D.  H.  S.  fremd  blieb,  Konflikte  in  Aussicht,  die  für 
jene  um  so  eher  nachtheilig  ausfallen  konnten,  als  die 
schweizerischen  Besitzungen  in  Deutschland  die  deut- 
schen Besitzungen  in  der  Schweiz  bei  Weitem  an 
Werth  überwogen. 

Ueberdies  sprach  sich  in  dem  die  Schweiz  betref- 
fenden §  29  des  R.  D.  H.  S.  ein  unverkennbares 
Wohlwollen  für  dieselbe  aus,  welches  auf  Napoleon 
zurückwies,  der  eben  damals  sich  als  erbetener  Ver- 
mittler mit  der  Neukonstituirung  der  Schweiz  be- 
fasste  und  ihr  schon  am  7.  August  1802  zur  Arron- 
dirung  ihres  Gebietes  das  von  Oesterreich  im  Lüne- 
viller  Frieden  an  Frankreich  abgetretene  Frickthal 
überlassen  hatte.  Insbesondere  war  der  wichtige  Zu- 
satz zu  §  29  auf  ausdrückliches  Verlangen  von  Frank- 
reich und  Russland  (das  gemeinschaftlich  mit  jenem 
in  diesen  Entschädigungsfragen  intervenirte)  und  auf 
besondern  Wunsch  der  Schweiz  aufgenommen  worden. 

Als  daher  die  Frage,  wie  sich  die  Schweiz  gegen- 
über dem  deutschen  Reich  in  Folge  des  Regensburger 
R.  D.  H.  S.  zu  verhalten  habe,  an  die  von  der  Mediations- 
verfassung eben  ins  Leben  gerufene  Tagsatzung  heran- 
trat, fasste  sie  (am  15.  Juni  1803)  folgenden  Beschluss: 

«  Die  Tagsatzung  nimmt  die  verschiedenen  Artikel 
des  Hauptschlusses  der  ausserordentlichen  Reichsdepu- 
tation vom  25.  Hornung  1803,  welcher  nachher  von 
dem  Reich  unter  dem  24.  Merz  und  von  dem  Kaiser 
unter  dem  27.  April  ratifizirt  wurde,  so  weit  diese  ver- 
schiedenen Artikel  die  Schweiz  betreffen,  im  Namen 
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der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  so  fern  an, 
als  sich  durch  die  zu  Ausführung  dieses  Rezesses  er- 
forderlichen Unterhandlungen  zeigen  wird,  dass  alle 
betreffenden  Parteien  gesinnt  sind,  denselben  nach  seinem 
wahren  Sinn  und  ohne  nachtheilige  Ausdehnung  für  die 
Schweiz  zu  befolgen  und  auszuführen.  Sollte  aber  das 
nicht  geschehen  und  die  Schweiz  durch  willkürliche  und 
nachtheilige  Ausdehnung  oder  einseitige  Auslegungen  der 
sie  betreffenden  Artikel  des  oberwähnten  Rezesses  beeinr 
trachtigt  oder  beschädigt  werden,  so  behält  sich  die  Tag- 
satzung im  Namen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
vor,  alsdann  diejenigen  Massregeln  zu  ergreifen,  welche 
das  Interesse  und  die  Konvenienz  der  Schweiz  erfordern 
werden. »  Ferner  heisst  es  in  einem  Tagsatzungsproto- 
koll vom  6.  September  1803: 

« Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  wäre  mit 
dem  status  ab  ante  vollkommen  zufrieden  gewesen  und 
hätte  es  gerne  gesehen,  wenn  man  sie  in  das  Ent- 
schädigungswesen gar  nicht  gemischt  hätte.  > 

Bei  dem  nämlichen  Anlass  erklärte  die  Tagsatzung 
dem  Maltheser-Orden,  wie  sie  ihm  gegenüber  mit  Rück- 
sicht auf  seine  schweizerischen  Besitzungen  den  R.  D. 
H.  S.  auszuführen  gedenke,  nämlich  so,  dass  sie  dessen 
lehensherrliche  Rechte  als  aufgehoben  betrachte,  dagegen 
werde  man  ihm  seine  Grundzinse  und  Zehnten,  die 
zwar  als  loskäuflich  erklärt  seien,  nicht  streitig  machen. 

Es  sollte  sich  aber  bald  zeigen,  dass  die  Tag- 
satzung nicht  ohne  Grund  Zweifel  gesetzt  hatte  in  die 
Absichten  aller  bei  der  Ausführung  des  Regensburger 
Reichsschlusses  Betheiligten,  und  zwar  war  es  der 
Staat,  der  als  Träger  der  konservativ  katholischen 
Politik  galt,  von  welchem  die  Schweiz  zu  erfahren 
hatte,  dass  er  nicht  ohne  Hintergedanken  dem  R.  D.H.  S. 
beigetreten  war. 
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Die  Inkameration. 

Am  3.  Dezember  1803  verordnete  nämlich  die 
österreichische  Regierung  «zur  Erreichung  der  durch 
den  §  29  des  Reichsdeputations-H&uptschlusses  be- 
liebenden Absichten  und  zur  Aufrechthaltung  der  durch 
denselben  verletzten  Rechtsamen  des  Allerhöchsten 
Hofes,  dann  zur  Vermeidung  aller  Weitläufigkeiten, 
dass  alles  Eigenthum  der  helvetischen  Bepublik  und  der 
schweizerischen  Klöster,  es  seien  Liegenschaften,  Kapitalien, 
Gefälle  oder  Habschaften  von  mm  an  eingezogen  und 
förmlich  inkamerirt  werden  sollen.* 

Diese,  unter  zivilisirten  Staaten  ungebräuchliche, 
offenbar  ohne  alle  rechtliche  Erwägung  erlassene,  rein 
fiskalischen  Gesichtspunkten  entsprungene  Massregel, 
die  nicht  einmal  der  Schweiz  offiziell  mitgetheilt  wurde, 
erstreckte  sich,  ihrem  Wortlaute  gemäss,  sogar  auf 
das  Vermögen  schweizerischer  Armen-,  Kranken-  und 
Schulanstalten,  von  Kirchgemeinden  und  weltlichen 
Korporationen. 

Da  damals  auch  Schwaben  österreichisch  war, 
wurden  von  dieser  Beschlagnahme  eine  Reihe  östlicher 
und  nördlicher  Kantone  betroffen,  nämlich  Schwyz, 
Graubünden,  St.  Gallen,  Appenzell  L-Rh.,  Thurgau, 
Schaffhausen  und  Aargau,  welche  plötzlich  und  ohne 
allen  Rechtsgrund,  ja  ohne  irgend  welche  vorausge- 
gangene politische  oder  diplomatische  Differenzen,  ein 
Vermögen  von  mehr  als  zwei  Millionen  Gulden  R.  W. 
einbüssten,  wovon  weitaus  das  Meiste  geistlichen 
Stiften,  aber  ungefähr  fl.  200,000  auch  menschenfreund- 
lichen Anstalten,  kirchlichen  und  weltlichen  Gemeinden 
gehörten. 
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Am  schwersten  unter  den  genannten  Kantonen 
war  Ghraubünden  dadurch  betroffen,  nämlich  Bischof  und 
Domkapitel  von  Chur,  das  Kloster  Münster,  das  Seminar 
zu  St.  Luzi,  die  Pfarrei  Churwalden  und  der  Kanton 
seihst  mit  Rücksicht  auf  Zubehörden  der  Herrschaft 
Tarasp. 

Indem  wir  uns  nun  anschicken,  diese  bündnerischen 
Einbussen  zu  spezifiziren,  erklären  wir  vorausgehend, 
dass  wir,  um  allen  gedenkbaren  Einwendungen  vorzu- 
beugen, bei  dieser  Zusammenstellung  Umgang  nehmen 
werden : 

1.  von  allen  mit  dem  ehemaligen  Churer  Diözesan- 
verband  zusammenhängenden  Rechten,  als :  Kolla- 
turen,  sog.  Pfarrpensionen,  Patronatsrechte,  ob- 
wohl dieser  Diözesanverband  (welcher  damals 
auch  das  Vorarlberg  und  das  Vinstgau  in  sich 
schloss)  noch  längere  Zeit  nach  der  Beschlag- 
nahme fortbestand; 

2.  von  allen  Ehrschätzen  und  Laudemien,  obwohl 
diese  unseres  Erachtens  keineswegs  zu  den 
«Lehensherrlichkeiten  und  Ehrenrechten»  (droits 
de  suzerainete  et  droits  purement  honorifiques) 
gehören,  welche  zufolge  §  29  des  Regensburger 
Rezesses  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung 
haben  sollen; 

3.  von  den  aus  der  Leibeigenschaft  hervorgegangenen 
Rechten,  wie  Frohnden,  Abgaben  von  Hühnern, 
Eiern  u.  dgl. 

Demnach  beschränken  wir  diesen  Vermögensstatus 
auf  Liegenschaften,  Grundzinse,  Zehnten  und  Kapitalien. 

Ferner  bemerken  wir,  dass  wir  die  Grundzinse  und 
Zehnten  zu  5%,  somit  nur  im  zwanzigfachen  Betrage 
kapitalisiren,  obwohl,  wie  wir  sehen  werden,  Oester- 
reich  seinerseits  (in  einer  Note  vom  14.  Februar  1804) 


-     554     - 

sich  speziell  über  die  niedrige  Kapitalisirung  seiner 
wenigen  schweizerischen  Grundrenten  beschwerte  und 
§  35  des  R.  D.  H.  S.  eine  Kapitalisirung  im  vkrzigfachen 
Betrage  (zu  27«%)  zuliess. 

Unter  obigen  Voraussetzungen  stellt  sich  der  Status 
der  von  Oesterreich  inkamerirten,  bündnerischen  kirch- 
lichen Stiftungen,  zum  Theil  auch  des  dem  Kanton 
selbst  gehörig  gewesenen  Eigenthums  wie  folgt: 

A.  Das  Bißthum  Chur. 

1.  Der  Bischof  (die  sog.  mensa  episcopcdis). 

Der  Bischof  von  Chur  besass  im  Vinstgau  (das  da- 
mals, wie  bemerkt,  nebst  dem  Vorarlberg  zu  seiner 
Diözese  gehörte)  eine  grosse  Menge  Grundzinse  an 
Naturalien ;  so  bezog  er  namentlich :  an  Weizen  173  Mutt, 
an  Roggen  1421  Mutt,  an  Gerste  970  Mutt,  an  Hafer 
92  Mutt,  somit  zusammen  an  Getreide  2656  Mutt 
(1  Mutt  =  43,5  Liter).  Ueberdies  bezog  er  149  Käse 
und  noch  andere  geringere  Leistungen. 

Es  ergibt  sich  dies  aus  den  Jahresrechnungen  des 
bischöflichen  Verwalters  zu  Fürstenburg  (im  Vinst- 
gau), an  welchen  alle  Vinstgauer  Zinse  abgeliefert 
werden  mussten.  Derselbe  sandte  diese  Fruchtzinse 
nicht  in  natura  dem  Bischof  nach  Chur,  sondern  ver- 
wertete sie  bestmöglich  und  übermachte  demselben 
den  Erlös,  welcher  in  den  letzten  zehn  Jahren  (von 
1792  bis  1801)  eine  durchschnittliche  Jahresrente  von 
fl.  7707  ß.  W.  ergab,  welcher,  zu  5%  berechnet,  ein 
Ablösungskapital  von  fl.  154,140  =  Fr.  323,694  ent- 
spricht. 

Unberücksichtigt  bleiben  hiebei  das  ansehnliche 
bischöfliche  Fischereirecht  vom  Haidnersee  bis  zur 
Talscherbrücke  und  eine  Menge  kleinerer,  dem  Fürsten- 
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burger  Schlosshauptmann  als  Gehalt  überlassener  Ab- 
gaben, als  Hennen,  Eier,  Schafe,  Schweineschultern, 
Gizi,  Tuch  u.  s.  w. 

Dagegen  ist  noch  in  Rechnung  zu  bringen  das 
grosse  bischöfliche  Schloss  Fürstenburg,  das  im  bischöf- 
lichen Urbar,  nebst  einigen  dazu  gehörigen  Grund- 
stücken, nur  mit  fl.  6000  ö.  W.  =  Fr.  15,000  aufge- 
führt ist. 

Das  bischöflich  Fürstenburger  Inventar  ist  übrigens 
der  österreichischen  Regierung  selbst  sehr  wohl  be- 
kannt, indem  sie  noch  lange  nach  dem  Jahre  1803  und 
selbst  nachdem  das  Tyrol  im  Jahre  1814  aus  baieri- 
schem  Besitz  in  den  österreichischen  zurückgekehrt 
und  der  Churer  Diözese  entzogen  worden  war,  für  die 
ehemals  churbischöflichen  Güter  den  besondern  Ver- 
walter in  Fürstenburg  beibehielt,  folglich  das  Inkame- 
rationsdekret  an  denselben  nicht  vollzog  —  offenbar 
weil  sie  die  Rückgabe  dieser  Güter  noch  immer  als 
eine  schwebende  Frage  betrachtete. 

Den  Ursprung  dieser  bischöflichen  Besitzungen  im 
Vinstgau  anlangend,  so  ist  derselbe  ohne  Zweifel  haupt- 
sächlich zurückzuführen  theils  auf  eine  Schenkung 
Kaiser  Otto's  I.  vom  Jahre  967,  theils  auf  Vergabungen 
der  Edeln  von  Tarasp  von  1160  und  1177,  theils  end- 
lich auf  käufliche  Erwerbungen  des  Bischofs  Reiner 
(t  1209). 

Der  Bischof  von  Chur  war  überdies  Gläubiger 
gegenüber  der  österreichischen  Regierung  im  Betrag  von 
fl.  93,000  R.  W.,  herrührend  von  zwei  von  Kaiser 
Karl  VI.  am  22.  Mai  1738  dem  Bischof  von  Chur  aus- 
gestellten Schuldbriefen.  Das  eine  dieser  Kapitalien  be- 
trug fl.  76,000  rhein.  und  war  im  Jahre  1722  dem  Kaiser 
dargeliehen  worden,  behufs  Auslösung  eines  auf  den 
Herrschaften  Stauf-  und  Kirchhöfen  lastenden  Pfand- 
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rechtes.  (In  diesem  Schuldbrief  erklärt  der  Kaiser  das 
Kapital  als  *zu  unser  und  unser  Erzhaus  Nutzem  amf- 
geliehen  *.) 

Das  andere  Kapital,  im  Betrag  von  fl.  17,000  war 
ein  Kaufschilling  für  den  von  Bischof  Ulrich  im  Jahre 
1728  dem  Kaiser  abgetretenen  halben  Antheil  am 
Münsterthal.  Beide  Kapitalien  waren  zu  4%  ver- 
zinslich und  wurden,  mit  der  Berechtigung  des  Mit- 
besitzes (conpossesses)  auf  den  Gefällen  der  kaiserlichen 
Herrschaften  Bregenz  und  Hohenegg  und  den  dahin  ge- 
hörigen Zollstätten,  dem  Ammannamt  zu  Altenburg 
und  dem  Zollamt  zu  Gebrathshofen  versichert. 

Der  Zins  dieser  zwei  Kapitalien  wurde  bis  zur 
Beschlagnahme  von  dem  Österreichisch-schwäbischen 
Oberzollamt  Gebrathshofen  für  die  österreichische  Re- 
gierung entrichtet. 

Die  Originale  dieser  Schuldbriefe  sind  in  den  Besitz 
der  österreichischen  Regierung,  bezw.  des  Guberniums 
in  Innsbruck  gelangt.  Dem  Gesuche  des  letzteren,  ihm 
dieselben  *zur  Prüfung»  zu  überlassen,  war  nämlich  der 
Bischof  von  Ghur,  Karl  Rudolf,  so  gefällig  im  Jahre  1829 
zu  entsprechen  —  freilich  nur  gegen  die  sehr  bestimmte 
Erklärung,  dass  ihm  diese  Aushändigung  zu  keinem 
Rechtsnachtheil  gereichen  solle.  In  der  betreffenden 
Empfangsbescheinigung  vom  6.  Juli  1829  wird  sodann 
bemerkt,  «die  allerhöchste.  Entscheidung  über  diese 
Kapitalien  sei  noch  nicht  erfolgt.»  Indess  sind  diese 
Schuldurkunden  niemals  erstattet  worden.  Immerhin 
hatte  Bischof  Karl  Rudolf  wenigstens  die  Vorsicht,  von 
denselben  legalisirte  Abschriften  zu  behalten. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  Bischof  Ulrich  zu 
dieser,  wie  er  glaubte,  sichern  Kapitalanlage  bei  dem 
habsburgischen  Kaiserhaus  keineswegs  etwa  aus  Oester- 
reich  ihm  zugeflossenes  Geld,   sondern  fl.  70,000   aus 
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dem -Erlös  seiner  verkauften  Herrschaft  Grossengstin- 
gen  und  fl.  6000  aus  einem  zu  Kompletirung  dies  Kapitals 
bei  einer  gewissen  Generalin  v.  Buol  in  Graubünden 
gemachten  Anleihen-  verwendete. 

Somit  betrug  das  gesammte  bischöfliche  Kapitalgut- 
haben in  massigem  Ansehlag  und  mit  Weglassung  aller 
feudal-  und  diözesanherrlichen  Rechte  im  Jahr  1803: 

a.  für  das  Schloss  Fürstenburg  und  Zu- 
behörden Fr,    15,000 

b.  für  die  Grundzinse,  zu  5  %  kapitalisirt     >     323,694 
c  für  das  Kapital  von  fl.  92,000  R.  W. 

k  Fr.  2.  10 »     195,300 

Zusammen    Fr.  533,994 

2.  Das  Domkapitel. 

Da»  Vermögen,  welches  das  Churer  Domkapitel  in 
Gestenreich  besass  und  das  somit  von  der  Inkameration 
betroffen  wurder  befand  sich  ausschliesslich  im  Vorarl- 
berg. 

Zu  Herstellung  dieses  Vermögensstandes  dienen 
zwei  offizielle  Verzeichnisse,  nämlich : 

a.  ein  vom  Domkapitel-Amtmann  zu  Feldkirch, 
Adrian  v.  Häusler,  gefertigtes,  das  am  4.  Juli 
1803,  also  vor  der,  erst  am  3.  Dezember  1803 
erfolgten  Beschlagnahme,  verfasst  wurde.  Dieses 
Verzeichnis  umfasst  das  ganze  dortige  Vermögen 
des  Domkapitels,  nämlich  Liegenschaften,  Zehnten 
und  Kapitalien,  und 

b.  ein  anderes,  welches  augenscheinlich  vom  öster- 
reichischen Rentamt  bald  nach  der  Beschlag- 
nahme mit  Benutzung  der  im  Besitz  des  Kapitel- 
Amtmanns  und  des  Einziehers  Welti  befindlich 
gewesenen  und  zu  Amtshanden  genommenen  Ur- 
kunden aufgestellt  und  später  (1829)  vom  öster- 
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reichischen    Gubernium    in  Innsbruck   legal isirt 
wurde.     Dieses   Verzeichniss  befasst  jedoch  nur 
das  Kapitalvermögen. 
An   der  Hand  dieser  beiden   amtlichen  Inventare 
lässt  sich  das  im  österreichischen  Vorarlberg  angelegt 
gewesene  Vermögen  des  Domkapitels  im  damaligen  An- 
schlag, jedoch  nach  heutigem  Geld  feststellen  wie  folgt : 

an  Liegenschaften Fr.    45,963 

an  Zehnten >    230,693 

an  Kapitalien >      89,250 

Zusammen  Fr.  365,906 
Was  die  Liegenschaften  und  Zehnten  betrifft,  so  ist 
dieses  Vermögen  jedenfalls  zum  weitaus  grössten  Theil 
auf  /tau fliehe  Erwerbungen  zurückzuführen  und  somit 
als  Kapitalanlage  zu  betrachten.  So  liegen  für  Zehnten 
und  Grundstücke  im  Vorarlberg  eine  Menge  Kauf- 
urkunden aus  der  Zeit  von  1340  bis  1630  vor.  Die 
Kapitalien  beruhten  unzweifelhaft  alle  auf  Darlehen, 
wie  denn  überhaupt  Kapitalanlagen  im  Vorarlberg  und 
Vinstgau,  sei  es  durch  Darlehen,  sei  es  durch  den  An- 
kauf von  Grundzinsen  und  Zehnten,  bei  den  Bündner 
Kapitalisten  bis  in  die  neuere  Zeit  sehr  üblich  waren, 
weil  diese  Nachbargegenden  theils  mehr  Sicherheit, 
theils  eine  bessere  Verzinsung,  als  das  eigene,  staatlich 
sehr  ungeordnete  Land,  gewährten. 

Vergabungen  und  Vermächtnisse  von  Laien  zu 
Gunsten  eines  Domkapitels  kommen  überhaupt  in  der 
Geschichte  selten  vor. 

3.  Kirchliche  Stiftungen. 

In  der  Verwaltung  des  Domkapitels  befanden  sich 
auch  eine  Reihe,  besondern  Zwecken  dienender  kirch- 
licher Stiftungen,  wie  namentlich  für  den  Unterhalt  der 
Domkirche  und  des  Kultus. 
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Diese  Stiftungen  rührten  von  Mitgliedern  des  Dom- 
kapitels her,  welche  alle  Bündner  waren,  mit  einziger 
Ausnahme  eines  gewissen  Humelberg  von  Feldkirch, 
dessen  Stiftung  wir  ausser  Betracht  fallen  lassen, 

Diese,  aus  Biindner  Geld  entstandenen  Stiftungen 
betrugen  zufolge  der  beiden  obgedachten  amtlichen 
Inventarien  ungefähr  fl.  19,000  =  Fr.  39,900. 

Rekapitulation 

des  inkamerirten  Bisthums-Vermögens : 

Mensa  episcopalis Fr.  533,994 

Domkapitel »    365,906 

Stiftungen »      39,900 

Zusammen  Fr.  939,800 
Durch  diesen  gewaltsamen  Vermögensentzug  wurde 
das  Bisthum  Chur,  das  mindestens  3/4  seines  Besitz- 
tums dadurch  einbüsste,  dagegen  eine  Schuldenlast  von 
fl.  60,000  behielt,  plötzlich  in  die  bitterste  Armuth  ge- 
stürzt, aus  der  es  sich  seither  nur  durch  äusserste  Ein- 
schränkung und  Sparsamkeit  kümmerlich  erhoben  hat. 

B.  Das  Kloster  Münster. 

Dieses  alte  Frauenkloster  besass  in  den  meisten 
Gemeinden  des  Vinstgau  Grundzinse,  hauptsächlich  an 
Getreide,  worüber  das  detaillirte  Verzeichniss  sich  in 
Händen  der  österreichischen  Verwaltung  befinden  muss, 
da  dieselbe,  wie  sich  später  zeigen  wird,  über  diese 
Gefälle  noch  eine  besondere  Rechnung  führt. 

Im  Ganzen  bezog  das  Kloster  aus  dem  Vinstgau: 
an  Naturalien  (Grundzinsen)  .  .  fl.  3688  ß.  W. 
und  an  Kapitalzinsen         ...»     530    » 

Zusammen  fl.  4218  R.  W. 
=  Fr.  8857,  welche,  zu  5%,  einem  Kapital  von 
Fr.  167,140  entsprechen. 
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C.  Das  Kloster  8t.  LuL 

Dieses  bei  Chur  gelegene  ehemalige  PrämoBS&ra- 
tenser-Kloster  besass: 

1.  Im  österreichischen  Vorarlberg. 

a.  Den  sog.  Bruderhof  zu  Uankwyl,  welcher,  zu- 
folge eines  schon  dem  Landammann  der  Schweiz  im 
Jahre  1803  eingereichten  Verzeichnisses,  an  Grundzinsen 
234  Viertel  Kernen,  16  Viertel  Gerste,  16  Viertel  Hafer, 
8  Viertel  Erbsen  im  damaligen  Werthanschlag  von 
fl.  444  R.  W.  abwarf,  eine  Rente,  welcher    ä  £  %   ein 

Kapital  von fL    8,880 

entspricht. 

b.  Kapitalien  bei  verschiedenen  Privaten 

in  Rankxcyl,  im  Betrag  von  .        .        .     »        430 

c.  von  einem  Lehen  in  Frastanz  an  Geld 

fl.  8. 49,  zu  5  %  kapitalisirt  .        .        .     >        176 

d.  einige  Wiesen  zu  Bangs,  welche  jähr- 
lich fl.  44  abwarfen,   somit,   zu  5%,  einem 

Kapital  von »        880 

entsprechen.  Also  im  Ganzen    fl.  10,366 

=  Fr.  21,768.  60,  wobei  wir  ebenfalls  alle  lehensherr- 
lichen Abgaben  (Ehrschätze  u.  dgl.)  übergangen  haben. 
Sein  Hauptvermögen  hatte  aber  das  Kloster  St.  Luzi : 

2.  Im  Fürstenthum  Lichtenstein 

und  zwar  in  der  Pfarrgemeinde  Bendern  ein  Einkommen 
an  Fruchtzinsen  und  Zehnten  im  Betrag  von  fl.  152T 
R.  W.,  entsprechend,  ä  5%»  einem  Kapitalwerth  von 
fl.  30,540  R.  W.  *=  Fr.  64,134.  Zufolge  §  Xu  des 
R.  D.  H.  S.  wurde  dieses  Einkommen  vom  Fürsten  von 
Nassau-Dillenburg,  ohne  Entschädigung  an  das  Kloster 
St.  Luzi,  in  Besitz  genommen,  bald  hernach  aber  (8.  Nov. 
1 804)  an  Oesterreich  abgetreten.  Hiefür  können  somit 
keine  Ansprüche  an  Oesterreich  erhoben  werden. 
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Das  Kloster  St.  Luzi  besteht  seit  dem  Jahr  1806 
nicht  mehr.  Allein  dessen  legitimer  Rechtsnachfolger 
ist  das  bischöfliche  Priesterseminar  in  Chur  geworden. 
Nachdem  nämlich  das  mehrgenannte  Kloster,  das  im 
Kanton  Graubünden,  ausser  dem  Klostergebäude,  so 
zu  sagen  nichts  besass,  durch  den  Entzug  aller 
seiner  Einkünfte  aus  dem  Fürstenthum  Lichtenstein 
und  dem  österreichischen  Vorarlberg  seiner  Subsistenz- 
mittel  sich  beraubt  sah  und  gleichzeitig  der  Bischof, 
um  sein  im  Jahr  1801  in  Meran  gegründetes  Seminar 
gegen  die  Bedrückung  der  bairischen  Regierung  sicher 
zu  stellen,  dasselbe  nach  Chur  zu  verlegen  wünschte, 
schloss  der  Klosterkonvent  am  17.  Januar  1806  einen 
Vertrag  mit  dem  Seminar  beziehungsweise  für  das* 
selbe  mit  dem  Bischof  ab,  wodurch  er  dieser  Anstalt 
das  Klostergebäude  nebst  dem  ganzen  Vermögen  und 
allen  Rechten  des  Klosters,  welcher  Art  immer*  eigen- 
tümlich abtrat  (quo  eiusdem  bona  omnia  et  iura 
cuiuscunque  generis  perpetuo  devolvantur  ad  supra- 
dictum  Curiense  Seminarium)  gegen  die  Verpflichtung 
den  Konventualen  einen  lebenslänglichen  Unterhalt  zu 
verabreichen.  Diese  Konvention  erhielt  die  Genehmi- 
gung sowohl  des  Ordensvorstehers  als  des,  hiezu  durch 
den  Papst  ausdrücklich  bevollmächtigten  Nuntius. 

Die  betreffende  Vertragsurkunde  ist  zwar  nicht 
mehr  auffindbar,  indem  sie  wahrscheinlich  in  dem  Brand, 
der  im  Jahr  1811  das  Seminar  traf,  unterging.  Allein 
die  erwähnten  Thatsachen  gehen  mit  aller  Evidenz  aus 
mitfolgenden  drei  Schriftstücken  hervor,  nämlich:  aus 
dem  Schreiben  des  Konventes  von  St.  Luzi  an  den 
Nuntius  Testaferrata  in  Luzern  vom  15.  Juni  1806,  der 
Antwort  des  Nuntius  an  den  Generalvikar  in  Chur  vom 
2.  Oktober  desselben  Jahres  und  dem  Schreiben  des 
Nämlichen  an  den  Bischof  von  Chur  vom  gleichen  Tage. 

30 
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Der  Vertrag  erhielt  auch  wirklich  schon  im  fol- 
genden Jahre  seine  Vollziehung,  indem  das  Seminar 
das  Klostergebäude  bezog  und  die  Konventualen  das- 
selbe räumten. 

Es  liegt  somit  der  Fall  einer  durchaus  regelrechten 
und  formell  unanfechtbaren  ühiversalsuccession  des  bi- 
schöflichen Seminars  in  die  Vermögensrechte  des  Klo- 
sters St.  Luzi,  somit  auch  in  dessen  Ansprüche  auf 
die  ihm  widerrechtlich  entzogenen  Besitzungen  im  Vor- 
arlberg, vor. 

D.  Die  Pfarrei  Churwalden 

besass  in  AÜenstaU  einen  Bauernhof  (den  sog.  «  Bruder- 
hof »),  der  ihr  einen  Lehenzins  von  100  Viertel  Kernen 
ä   fl.*3    und   20  Viertel  Hafer 

ä  55  kr.  =  .  .    fl.  318. 20      kr.  R.  W. 

und  an  Geld  25  U  Pfenning  ä 
fl.  1  und  8  V,  kr.  =        .        .     c     28. 32  */i  »        » 

somit  im  Ganzen  .  .  .  fl.  346. 52  kr.  R.  W. 
oder  Hr.  728.  38  abwarf,  also  eine  Rente,  welcher,  ä 
5%,  ein  Kapital  von  Fr.  14,567.  60  entspricht. 

Der  Bestand  dieses  Besitzthums  ist,  wie  sich  später 
ergeben  wird,  von  Oesterreich  thatsächlich  anerkannt. 

E.  Der  Kanton  Graubünden. 

Durch  §§  11  und  29  des  Regensburger  Rezesses, 
sowie  durch  die  Mediationsakte  war  die  bis  dahin  dem 
Fürsten  von  Dietrichstein  gehörig  gewesene  Herrschaft 
Tarasp  dem  Kanton  Graubünden  einverleibt  und  da- 
gegen der  Fürst  von  Dietrichstein  mit  der  viel  ein- 
träglicheren Herrschaft  Neu-Ravensburg  entschädigt 
worden. 

Zufolge  des  dem  Kanton  Graubünden  übergebenen 
Inventars  der  zur  Herrschaft  Tarasp  gehörigen  Liegen- 
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schaften  und  Gefalle  besass  dieselbe  u.  a.  einen  Grund- 
zins von  200  Mutt  Roggen,  welche  die  Probstei  Eyrs 
in  Schlanders  zu  entrichten  hatte,  gewerthet  ä  fl.  2 
36  kr.  —  fl.  520  R.  W.  =  Fr.  1092. 

Das  entsprechende  Kapital  beträgt  somit  zu  5  °/0 
Fr,  21,840. 

Durch  die  Inkameration  wurde  auch  dieser  Grund- 
zins, auf  welchen  Graubünden,  als  Rechtsnachfolger 
des  Fürsten  von  Dietrichstein,  einen  unzweifelhaften 
Rechtsanspruch  hatte,  mit  Beschlag  belegt  und  bis  zur 
Stunde  dem  bündnerischen  Aerar  vorenthalten. 

General-Rekapitulation. 

Das  gesammte  durch  die  österreichische  Inkame- 
ration vom  3.  Dezember  1803  dem  Kanton  Graubünden 
entzogene  Vermögen  stellt  sich  demnach  wie  folgt : 

1.  Bisthum  Chur Fr.     939,800 

2.  Kloster  Münster  .     »      167,140 

3.  Bischöfliches    Seminar  (Kloster  St. 

Luzi) »       21,768 

4.  Pfarrei  Churwalden  .     »        14,567 

5.  Kanton  Graubünden  (Herrschaft  Ta- 
rasp)   »        21,840 

Zusammen  Fr.  1,165,115 

Da  der  vom  Kanton  Graubünden  im  Jahr  1805 
dem  Landammann  der  Schweiz  eingereichte  Status  des 
von  Oesterreich  sequestrirten  bündnerischen  Vermögens 
sich  auf  ungefähr  das  Doppelte,  nämlich  auf  fl.  1,102,320 
B.  W.  belief,  wird  man  wohl  anerkennen,  dass  wir 
denselben  auf  das  Knappste  herabgesetzt  haben  —  un- 
gerechnet die  rückständigen  Zinsen  und  Renten. 


—    564     - 

IL 

Verhandlungen  Über  tue  Inkameration. 

Der  Landammann  der  Schweiz  (v.  Wattenwyl) 
säumte  nicht  (am  17.  Januar  1804),  bei  dem  öster- 
reichischen Gesandten  in  Bern  sich  über  diese  auffal- 
lende Massregel  der  österreichischen  Regierung  ge- 
nauer zu  informiren,  worauf  aber  dieser  (v.  Crumpipen) 
mit  Note  vom  14.  Februar  diese  Beschlagnahme  als 
eine  «unabänderliche  Entschließung»  seiner  Regierung 
erklärte  « zu  Erreichung  der  durch  §  29  des  Reichs- 
deputations- H.  S.  bezielten  Absichten»,  wodurch  «dem 
beiderseitigen  höhern  Interesse  vollkommen  entsprochen 
und  für  alle  kommenden  Zeiten  auch  dem  mindesten 
Anlass  zu  irgend  einer  Irrung  vorgebeugt  wurde.  »  In 
dieser  Note  beschwerte  sich  nämlich  Oesterreich,  durch 
den  §  29  des  R.  D.  H.  S.  «  zum  Vortheil  der  Schweiz 
bekränkt  worden  zu  sein,  indem  ihm  wichtige  poli- 
tische Vorrechte  gegen  ein  unnützes  Reciprocum  ent- 
zogen, Besitzungen  schweizer.  Abteien  in  Schwaben, 
worauf  das  Erzhaus  die  entschiedensten  Ansprüche  be- 
sass  (z.  B.  Glatt,  Hirschlatt,  Dürmenstetten)  andern 
Fürsten  zugetheilt,  seine  Reversalansprüche  auf  Tarasp 
umgangen  worden  seien  »,  und  dass  ihm  endlich  zuge- 
muthet  werde,  seine  «  nutzbringenden  Rechte  zu  einem 
niedrigen  Einlösungsfuss »  preiszugeben.  —  Oesterreich 
beantragte  demzufolge  eine  gegenseitige  «Schliessung 
des  Gebietes»  derart,  dass  es  seine  Besitzungen  in  der 
Schweiz,  namentlich  Bäziins,  zum  Tausch  an  sämmt- 
liches  in  Oesterreich  sequestrirte  schweizerische  Eigen- 
thum  anbot,  dabei  aber  zugleich  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  «der  freundnachbarlichsten  und  ge- 
neigtesten Gesinnung  S.  Majestät »  etc.  versicherte. 
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Da  sich  der  Herr  Gesandte  auf  den  Standpunkt 
einer  sog.  «Purifikation»  oder  «  Schliessung  des  beider- 
seitigen Staatsgebietes»  stellte  und  einen  Austausch 
der  beiderseitigen  Besitzungen  andeutete,  beantragte 
der  Landammann  der  Schweiz  die  Anbahnung  einer 
Unterhandlung,  immerhin  in  der  Meinung :  1)  dass  die 
Schliessung  (Purifikation)  des  Gebietes  (zufolge  des  § 
29  des  R.  D.  H.  S.)  nichts  gemein  habe  mit  dem  Privat- 
besüzthum  und  2)  dass  auch  beim  Austausch  des  wahren 
Staatseigentums,  worin  eigentlich  jene  Purifikation 
Gestehe,  eine  billige  Entschädigung  des  Mehrwerthes 
stattzufinden  habe. 

Der  österreichische  Gesandte  erklärte  sich  zwar 
zu  einer  Unterhandlung  bereit,  behauptete  aber,  dass 
durch  den  Lüneviller  Frieden  die  politischen  Rechte 
Oesterreichs  nicht  aufgehoben  wurden  und  dass  die 
Abtretung  derselben  an  die  Schweiz  nur  durch  Geld- 
entschädigung stattfinden  könne,  und  zwar  um  so 
mehr,  als  §  29  des  R.  D.  H.  S.,  gegen  welchen  der 
Kaiser  bei  dessen  Ratifikation  vom  27.  April  1803  sich 
bestimmt  verwahrt  habe,  ihn  in  keiner  Weise  betreffe. 

Um  einer  allfalligen  Retorsion  ab  Seite  der  Schweiz 
zu  begegnen,  deutete  der  österreichische  Gesandte  zu- 
gleich an,  dass  wenn  österreichisches  Eigenthum  in 
der  Schweiz  angegriffen  würde,  Oesterreich  dies  als 
eine  förmliche  Anerkennung  der  von  ihm  aufgestellten 
Grundsätze  betrachten  und  sich  in  keine  Unterhand- 
lung einlassen  würde. 

Obwohl  aus  dieser  Note  Crumpipens  schon  klar 
genug  hervorleuchtete,  dass  man  österreichischer  Seits 
sich  nicht  mit  ernsthaften  Unterhandlungen  zu  be- 
fassen gedenke,  so  wollte  die  Tagsatzung  dieselben 
dennoch  nicht  unbedingt  von  der  Hand  weisen  und 
ertheilte  daher  Vollmacht ,   solche   anzuknüpfen   <  zur 
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Rettung  des  gefährdeten  Eigenthums  oder  Auswirkung 
einer  billigen  Entschädigung  für  den  Verlust  des- 
selben »,  sowie  ferner  eventuell  « zur  Regulirung  des 
gegenseitigen  Besitzstandes. »  Zugleich  wurde  zu  Hän- 
den Oesterreichs  erklärt,  «dass  die  Schweiz  sich  nie- 
mals in  den  Besitz  fremden  Eigenthums  setzen  werde, 
bevor  ihr  dasselbe  durch  feierliche  Verträge  zuge- 
sichert, oder  in  Folge  von  Unterhandlungen  förmlich 
abgetreten  werde. » 

In  den  nun  hierüber  eröffneten  Konferenzverhand- 
lungen Hess  sich  Hr.  v.  Crumpipen  noch  näher  aus 
über  die  durch  den  Regensburger  Rezess  dem  Kaiser 
zugemutheten  Einbussen  an  Rechten,  die  er  in  der 
Schweiz  besitze,  indem  er  als  solche,  ausser  der  Herr- 
schaft Bäzüns,  bezeichnete :  die  Landeshoheit  und  Rück- 
fallsansprüche auf  die  Herrschaft  Tarasp  sowohl,  als 
auf  die  dem  Fürsten  von  Dietrichstein,  statt  derselben, 
angewiesene  Herrschaft  Neu-Ravensburg ,  die  Landes- 
hoheit über  die  obgenannten,  den  Klöstern  Kreuzungen 
und  Muri  gehörig  gewesenen  schwäbischen  Herrschaften 
HirschlaM,  Glatt  und  Diirmenstetten ,  das  Wiederein- 
lösungsrecht  auf  die  Vogtei  Frauenfeld,  auf  die  Graf- 
schaft Winterthur  und  Kyburg  und  auf  die  Landge- 
richte im  Thurgau  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  ferner  die  Schirm- 
vogtei  über  das  Bisthum  Chur  und  das  Kloster  Münster T 
das  oberste  Schutzrecht  über  alle  Katholiken  Ghrau- 
biindens,  endlich  die  Lehensherrlichkeit  über  angeblich 
ansehnliche  Besitzungen,  deren  Laudemien,  Lehens- 
taxen und  eventueller  Heimfall  nun  verloren  seien. 
Dies  Alles,  meinte  Hr.  von  Crumpipen,  begründe  eine 
Schadensforderung,  die  sich  mit  den  inkamerirten  Gü- 
tern nie  aufwägen  lasse,  denn  *alle  diese  Rechte  er- 
höhten sich  in  den  Händen  eines  grossen  Hofes,  der  im 
rechten  Zeitpunkt  davon  Gebrauch  tnachen  könne.  »     Oe- 
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sterreich  wolle  nun  zwar  auf  diese  Rechte  verzichten, 
zugleich  aber  sich  dafür  an  den  inkamerirten  Gütern 
schadlos  halten  ;  «  die  im  Geist  des  §  29  des  R.  D.  H.  S. 
liegende  Gebietspurifikation  könne  nicht  im  einseitigen 
Interesse  der  Schweiz  ausgelegt  werden. » 

Die  von  der  Tagsatzung  zur  Unterhandlung  Be- 
auftragten (v.  Mülinen  und  Stockar  v.  Neuforn)  be- 
mühten sich,  dem  Herrn  Gesandten  klar  zu  machen, 
dass  die  Rechte,  welche  Oesterreich  zum  Tausch  an- 
biete, theils  schon  längst  nicht  mehr  bestehen,  theils 
werthlos  seien.  Im  Uebrigen  verlangten  sie  als  Grund- 
lage einer  ernstlichen  Unterhandlung: 

1)  dass  alle,  von  dem  Inkamerationsdekret  eben- 
falls betroffenen  Güter  von  Spitälern,  Armenanstalten 
und  Gemeinden,  sowie  alle  Kapitalien  jeder  Art  von 
der  Unterhandlung  auszuschliessen  und  ihren  Eigen- 
tümern in  ruhigem  Besitz  zu  belassen  seien  und 

2)  dass  von  den  unter  Sequester  liegenden  Gegen- 
ständen bis  Schluss  der  Unterhandlung  nichts  veräus- 
sert werde. 

Auf  einen  Tausch  wollten  die  schweizerischen  Ab- 
geordneten nur  eintreten  unter  der  Voraussetzung,  dass 
Oesterreich,  ausser  Räzüns,  auch  die  Stadt  Qmstanz 
mit  Mainau  und  das  vom  Kanton  Schaffhausen  einge- 
schlossene Dorf  Büsingen  abtrete,  in  welchem  Fall  die 
Eidgenossenschaft  selbstverständlich  die  Entschädigung 
für  die  sequestrirten  Güter  übernommen  haben  würde. 

Da  aber  Hr.  v.  Crumpipen  von  seinem  Standpunkt 
nicht  lassen  wollte  und  nichts  anders  als  « lindernde 
Modifikationen  »  hinsichtlich  der  sequestrirten  Kapita- 
lien in  Aussicht  stellte,  mussten  die  Unterhandlungen 
im  Oktober  1805,  nachdem  sie  fast  ein  Jahr  lang  ge- 
waltet hatten,  abgebrochen  werden.  Mit  einem  Manne, 
der  bald  die  Inkameration  damit  begründete,  dass  der 
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§  29  des  R.  D.  H.  S.  für  Oesterreich  unverbindlich  sei, 
bald  wieder  damit,  dass  zu  dessen  richtiger  Vollzie- 
hung dieselbe  unerlässlich  sei,  der  die  Schirmvogtei 
über  das  Bisthum  Chur  und  das  Kloster  Münster  nur 
in  Anspruch  nahm,  um  beide  Stifte,  statt  zu  schirmen, 
zu  benachtheiligen ,  und  der  an  einem  Tauschantrage 
festhielt,  von  dem  er  selbst  wissen  musste,  dass  er 
unannehmbar  sei,  konnte  unmöglich  ernsthaft  ver- 
handelt werden. 

Bald  gaben  indess  die  Kriegsereignisse  dieser  Sache 
eine  andere  Wendung,  indem  durch  den  Pressburger 
Frieden  vom  26.  Dezember  1805,  der  auf  die  Schlacht 
von  Austerlitz  folgte,  Tirol  und  Vorarlberg  an  Baiem 
und,  von  den  vorderösterreichischen  Landen,  Breisgau. 
Ortenau  und  Constanz  an  Baden  und  das  Uebrige  an 
Würtemberg  kam,  so  dass  man  es  nun  hinsichtlich  der 
sequestrirten  Güter  nicht  mehr  mit  Oest erreich,  son- 
dern mit  diesen  drei  Staaten,  auf  welche  dieselben 
übergingen,  zu  thun  hatte.  Somit  knüpfte  nunmehr 
die  Tagsatzung  die  Unterhandlungen  mit  diesen  an. 
Immerhin  hatte  man  es  dem  an  die  Stelle  von  Cobenzl 
getretenen  österreichischen  Minister  des  Aeussern,  Sta- 
dion, zu  verdanken,  dass  noch  im  Frühling  1806  die 
sequestrirten  Kapitalien  der  Spitäler  und  Armenan- 
stalten freigegeben  wurden. 

Die  Unterhandlungen  mit  dem  Kurfürsten  von 
Baden  führten  sofort  zum  Ziele,  indem  derselbe  schon 
am  24.  Januar  1806  sämmtliche  unter  österreichischem 
Sequester  gelegenen  schweizerischen  Güter  vollständig 
zurückstellte,  mit  der  edelmüthigen ,  wahrhaft  fürst- 
lichen «Versicherung,  dass  Ich  (so  lautet  sie  wörtlich) 
auch  bei  den  eingetretenen  neuen  Verhältnissen  meinen 
bisherigen  Regierungsgrundsätzen  und  den  gegenseitig 
erprobten  freundschaftlichen  Gesinnungen  zu  entsagen, 
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keineswegs  gemeint,  noch  viel  weniger  aber  gesonnen 
sei,  die  helvetische  Eidgenossenschaft  bei  ihren  in  und 
an  meinen  Kurstaaten  gelegenen  Rechten  und  Be- 
sitzungen auf  irgend  eine  Art  zu  beeinträchtigen,  son- 
dern vielmehr  dieselben  darin  zu  erhalten  und  nach 
Kräften  zu  schützen.» 

Würtemberg  sprach  schon  im  Jahre  1806  seine 
Geneigtheit  zur  Aufhebung  des  Sequesters  aus,  doch 
gelangten  die  Unterhandlungen  mit  demselben  erst  im 
Jahre  1813  zum  Abschluss,  und  zwar  so,  dass  Würtem- 
berg sämmtliches  von  Oesterreich  sequestrirte  schweize- 
rische Eigenthum  in  demjenigen  Zustand,  in  welchem 
es  sich  zur  Zeit  noch  im  Besitze  der  würtembergischen 
Krone  vorfand,  nebst  den  laufenden  und  verfallenen, 
aber  noch  nicht  eingezogenen  Nutzungen ;  von  dem  von 
Oesterreich  bereits  inkamerirten  (d.  h.  mit  seinem  Staats- 
vermögen verschmolzenen)  schweizerischen  Eigenthum 
aber  die  Hälfte  erstattete. 

Baiern  hatte  ebenfalls  schon  im  Jahre  1806  sich 
sehr  entgegenkommend  ausgesprochen.  Auch  erfährt 
man  aus  einem  an  den  Bischof  von  Chur  und  Innsbruck 
gerichteten  Schreiben  vom  17.  April  1806,  dass  dann- 
zumal  dort  noch  eine  österreichische  Kommission  mit 
der  Liquidirung  der  Ansprüche  des  Bischofs  von  Chur 
zu  Händen  Baierns  beschäftigt  war.  In  diesem  Schreiben 
heisst  es  unter  Anderm :  «Dass  diese  Kommission  sich 
ganz  besonders  angelegen  hält,  Eurer  fürstlichen  Gna- 
den gerechte  Forderungen  so  schnell  als  möglich  nach  den 
allerhöchsten  Weisungen  in  Berichtigung  und  Flüssigkeit 
zu  setzen,  zu  welchem  Zweck  man  sich  eine  Abschrift 
des  Schuldbriefes  von  fl.  93000  erbittet.»  Gleichzeitig 
wird  dem  Bischof  die  ihm  früher  provisorisch  ausge- 
worfene Pension  von  fl.  5000  auf  fl.  6000  erhöht. 


,  i 
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Im  folgenden  Jahr,  nämlich  am  5.  November  1807, 
schloss  Baiern  mit  Oesterreich  einen  im  Münchner  Re- 
gierungsblatt vom  21.  November  desselben  Jahres  mit 
der  königlichen  Unterschrift  zur  Nachachtung  publi- 
zirten  Vertrag  ab,  der  im  Eingang  erklärt,  es  sei 
«durch  irrige  Auslegung»  die  Inkamerirung  «auch  auf 
die  Güter  der  Privaten  und  bestehenden  Stiftungen 
ausgedehnt  worden  »  und  sodann  Folgendes  feststellt : 

« 1.  Alle  zeither  in  den  k.  k.  österreichischen  und 
wechselseitig  k.  bairischen  Staaten  verhängten  Seque- 
ster oder  Einziehungen  von  Realitäten,  Kapitalien  oder 
irgend  andern  Vermögenstheilen  der  Privaten  und  der 
bestehenden  geistlichen  und  weltlichen  Körperschaften 
oder  Stiftungen,  literarischen  und  milden  Institute  und 
ähnlichen  selbständig  fortdauerden ,  mit  dem  Staats- 
vermögen nicht  konsolidirten  Anstalten  des  Kaiserthums 
Oesterreich  und  des  Königreichs  Baiern  sollen  von  nun 
an  aufgehoben  sein  und  verbleiben.» 

«2.  Die  Eigenthümer  sollen  sofort  auf  ihre  An- 
meldung und  gehörige  Legitimation  in  den  Besitz  und 
Genuss  der  eben  genannten  Vermögenstheile  wieder 
eingesetzt  und  für  die  Zukunft  stets  in  Beziehung  der 
Erträgnisse  und  Kapitalzinse  auf  Zeugniss  ihrer  oben 
bestimmten  vollständigen  Existenz  erhalten  werden. 
Auch  sollen  ihnen  gleich  bei  der  Wiedereinsetzung  die 
seit  der  Sequestrirung  oder  Einziehuug  vorenthaltenen 
Erträgnisse  und  Zinse  ausgefolget  werden.» 

Wohl  in  Folge  dieser,  zunächst  allerdings  nur  das 
Verhältniss  zwischen  Oesterreich  und  Baiern  betreffen- 
den Konvention,  zeigte  der  österreichische  Minister 
von  Stadion,  der  dieselbe  mit  Montgelas  abgeschlossen 
hatte,  mit  Note  vom  31.  März  1S08  der  Tagsatzung 
an,  dass  «Seine  Majestät  beschlossen  habe,  das  Inka- 
merationsedikt  vom  3.  Dezember  1803  (obgleich  nur  her- 
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beigeführt  durch  Gefährdung  diesseitiger  Gerechtsamen 
in  der  Schweiz  und  durch  die  einseitige,  dem  k.  k.  Hof 
nicht  minder  präjudizirliche  Anordnung  des  §  29  des 
Indemnitätsbeschlusses  vom  28.  April  1803)  als  aufge- 
hoben zu  betrachten  und  die,  bloss  aus  diesem  Titel  se- 
questrirten  Kapitalien  wieder  frei  zu  geben,  dergestalt, 
dass  nur  die  allgemeinen  für  Interessenbehebung  und 
Umschreibung  bestehenden  Vorschriften  auch  hiebei 
beobachtet  werden  müssen.» 

Auf  Grund  erwähnter  Konvention  und  dieser  Mi- 
nisterialerklärung  glaubte  der  Landammann  der  Schweiz, 
von  Baiern  und  Würtemberg  die  Aufhebung  der  Inka- 
rzeration ebenfalls  verlangen  zu  können,  erhielt  aber 
zunächst  nur  entgegenkommende  Zusicherung  mit  dem 
Begehren  um  Einsendung  der  Verzeichnisse  der  zurück- 
geforderten Güter.  Vor  der  Hand  beschränkte  sich  die 
baierische  Regierung  darauf,  unterm  21.  Februar  1809 
ihre  Finanzdirektion  anzuweisen,  «  über  den  Betrag  je- 
ner Renten  zu  berichten,  welche  der  Bischof  von  Chur 
vordem  aus  den  Baiern  zugefallenen  Landestheilen  bezogen 
hat,  inzwischen  aber  und  bis  hienach  seine  definitive  Pen- 
sion regulirt  iverden  kann,  demselben  die  vorhin  bezo- 
denen  6000  fl.  von  jenem  Zeitpunkt  an  wieder  verab- 
folgen zu  lassen,  in  welchem  derselbe  seine  Diözesan- 
gewalt  an  den  Fürstbischof  von  Brixen  abgetreten  hat.» 

Dieser  Uebergang  des  Vorarlberg  und  des  Vinst- 
gau  aus  der  Diözese  Chur  in  die  Diözese  Brixen  war 
nämlich  erst  im  Jahre  1808  erfolgt,  nachdem  der  Bi- 
schof von  Chur,  weil  er  sich  nicht  verpflichten  wollte, 
seine  Geistlichen  in  den  Siaafeanstalten  bilden  zu  lassen, 
um  Weihnachten  1807  aus  dem  Tirol  deportirt  wor- 
den war. 

In  obigem  Erlass  der  baierischen  Regierung  sprach 
sich  wenigstens  die  ernstliche  Absicht  derselben  aus, 
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die  Güter  des  Bischofs  von  Chur  nicht  ohne  Entgelt 
einzuziehen. 

Gleichzeitig  mit  diesem  Erlass,  nämlich  im  Februar 
1809,  brach  der  Volksaufstand  im  Tirol  aus,  durch  welchen 
im  Lauf  des  Sommers  die  baierische  Regierungsgewalt 
faktisch  aus  diesem  Lande  zeitweise  verdrängt  wurde. 

In  diese  Zeit  des  Interregnums  fällt  ein  sehr  be- 
merken8werther  Erlass  des  Freiherrn  von  Honnager, 
welcher  Präsident  der  oberwähnten  österreichischen 
Liquidationskommission  gewesen  zu  sein  scheint ,  an 
den  Baron  von  Mont,  welcher  kurbischöflicher  Verwal- 
ter zu  Fürstenburg  gewesen  war  und  auch  nach  der 
Inkameration  als  österreichischer  «  Rentbeamter  >  diese 
Administration  fortführte.  Dieser  von  Mals ,  22.  Mai 
1809,  datirte  Erlass  des  als  «Intendant»  unterzeichne- 
ten Freiherrn  von  Hormayr  lautet  wörlich  wie   folgt: 

«Der  Unterzeichnete  hatte  eine  allgemeine  Kom- 
mission niedergesetzt,  um  die  Reduzirung  der  Stiftungs- 
administrationen und  die  Zurückgabe  der  geistlichen 
Gilter  an  die  vorigen  Eigenthümer  in  Folge  der  gemes- 
sensten allerhöchsten  Befehle  zu  erwirken.  Die  Invasion 
von  Innsbruck  hat  dieses  Operat  für  einen  Augenblick 
gehemmt,  aber  die  Pflicht  jener  Restitution  nicht  ge- 
hoben. Die  dringendste  Lage  aus  allen  Bekränkten  hatte 
unstreitig  der  Herr  Fürstbischof  von  Chur.  In  Folge 
dessen  wird  allgemein  abstrahirt  von  jenem  allgemeinen 
Plane,  die  Rückgabe  des  fürstenburgischen  Urbars  an- 
mit  dekretirt  und  dem  Herrn  Baron  von  Mont  aufgetra- 
gen, selbes  sammt  Schloss  und  Zugehörden  dem  Herrn 
Fürstbischof  von  Stund  an  wieder  zum  Genuss  und  der 
eigenen  Disposition  einzuräumen  und  einstweilen  in 
Hochdesselben  Namen  zu  verwalten.» 

Die  nämliche  Anzeige  der  erfolgten  restitutio  in 
integrum  erging  auch  an  das  Kloster  Münster,  wie  sich 
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aus  einem  von  dessen  Beichtiger  an  den  Bischof  ge- 
richteten Schreiben  vom  22.  Juni  1S09  ergibt. 

Allein  am  Schluss  des  Jahres  1809  herrschte  wieder 
Baiern  im  Tirol,  in  Folge  dessen  die  österreichische 
Restitutionsverordnung,  ohne,  so  viel  aus  den  Akten 
ersichtlich,  förmlich  widerrufen  worden  zu  sein,  fak- 
tisch sistirt  wurde. 

Die  Gesinnung  der  baierischen  Regierung  in  dieser 
Angelegenheit  erfahrt  man  nun  bloss  noch  aus  einem 
Erlass  derselben  an  das  Kommissariat  des  Iller-Kreises 
vom  4.  März  1810,  worin  dieselbe  zwar  ihre  «Bereit- 
willigkeit» ausdrückt,  gemäss  der  mit  Oesterreich  am 
5.  November  1807  abgeschlossenen  Konvention,  «den 
auf  schweizerisches  Eigenthum  von  der  österreichischen 
Regierung  gelegten  Sequester  aufzuheben,  insofern  dieses 
Eigenthum  Privaten,  bestehenden  geistlichen  und  weltlichen 
Stiftungen »  u.  s.  w.  angehört,  jedoch  das  Kommissariat 
angewiesen  wird,  den  Sequester  noch  fortdauern  zu  lassen, 
«  weil  die  diessfälligen  Unterhandlungen  mit  der  schwei- 
zerischen Bundesbehörde  zu  keinem  endlichen  Resultate 
geführt  haben.» 

Was  speziell  den  Bischof  von  Chur  betrifft,  so 
wurde  demselben  die  ihm  zugesagte  Pension  von  fl.  6000 
von  Baiern  fortwährend  ausbezahlt. 

Der  Wiener  Kongress  von  1814  brachte  wieder  eine 
neue  Wendung  in  diese  Angelegenheit,  indem  durch 
denselben  Tirol  und  Vorarlberg  wieder  Oesterreich  zu- 
getheilt  wurden. 

Man  hätte  nun  glauben  sollen,  dass  hiemit,  da 
Oesterreich  im  Jahr  1808  die  Inkameration  als  aufge- 
hoben und  im  Jahre  1809  speziell  die  Restitution  des 
Bischofs  von  Chur  und  des  Klosters  Münster  ange- 
ordnet hatte ,  die  Inkamerations- Angelegenheit  von 
selbst   ihre   Erledigung   gefunden   haben   werde,   und 
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wirklich  sicherte  Kaiser  Franz,  als  ihn  im  Jahr  1815 
der  Bischof  Karl  Rudolf  von  Chur  in  Feldkirch  be- 
suchte, dem  Letztern  die  Rückgabe  seines  Ek/enthutns  zu. 

Als  dessenungeachtet  der  Sequester  fortdauerte, 
richtete  der  Vorort  im  Jahre  1818,  im  Auftrage  der 
Tagsatzung,  eine  nachdrückliche  Vorstellung  an  Fürst 
Metternich,  indem  er  betonte:  «Seine  Majestät  habe 
am  31.  März  1808  durch  förmliche  Aufhebung  der  In- 
kameration  alles  unter  diesem  Titel  sequestrirte  schwei- 
zerische Eigenthum  freizugeben  beschlossen.  Also  sei 
das  Recht  anerkannt,  die  Sache  entschieden.  Di> 
Schweiz  begehre  nichts  Anderes  ah  die  Erfüllung  des 
kaiserlichen  Wortes.  Die  Schweiz  habe  keine  Veran- 
lassung zu  dieser  Beschlagnahme  gegeben.  Oesterreich 
stelle  sie  dar  als  Wiedervergeltung  für  den  Reichs- 
deputationshauptschluss.  Trage  aber  die  Schweiz  irgend 
eine  Schuld  an  demselben?  Sei  sie  nicht  vielmehr 
selbst,  allen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  zuwider,  ein 
Opfer  dieser  Verhandlungen  gewesen?» 

Allein,  obwohl  Oesterreich  durch  den  Wiener  Kon- 
gress  für  seine  frühern  Länderverluste  reichlich  entschä- 
digt worden  war  und  daher  auch  den  Reichsdeputations- 
Hauptschluss  hätte  verschmerzt  haben  sollen,  so  Hess 
es  die  fortan  fast  jährlich  sich  wiederholenden  Be- 
schwerden der  Schweiz  meist  sogar  unbeantwortet,  ge- 
schweige dass  es  ihnen  Abhülfe  geschafft  hätte.  Erst  im 
Jahr  1829  endlich  ertheilte  Metternich  (in  einer  Note 
vom  29.  Januar)  die  Zusicherung,  dass  er  seine  Verwen- 
dung ungesäumt  werde  eintreten  lassen,  und  berichtete 
der  schweizerische  Geschäftsträger  in  Wien  (Effinger), 
man  beschäftige  sich  wirklich  mit  der  Sache,  allein  es 
sei  eine  neue  Verzögerung  durch  Rückweisung  an  die 
Ministerien  der  Finanzen  und  des  Innern  zu  besorgen, 
auch  sei  die  Hofkammer  einer  Rückgabe  abgeneigt. 
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In  der  That  ging  es  im  alten  Styl  fort.  Wieder- 
holte Reklamationen  von  Seite  der  Schweiz  und  blosse 
Zusicherungen,  oder  beharrliches  Schweigen  von  Seite 
der  österreichischen  Regierung. 

So  waren  denn  die  an  dieser  Inkameration  noch 
Betheiligten  darauf  angewiesen,  sich,  so  weit  möglich, 
selbst  zu  helfen,  d.  h.  den  direkten  Weg  zum  Kaiser 
bezw.  zu  dessen  damals  allmächtigen  Minister  Metter- 
nich  einzuschlagen. 

Das  that  vorerst  das  Stift  Einsiedeln  im  Jahr  182S 
mittelst  seines  Beauftragten,  Dr.  Rcemer  aus  Stuttgart, 
zum  Zweck  der  Wiedererlangung  eines  in  den  Jahren 
1758, 1793  und  1797  dem  Kaiser,  als  Besitzer  der  vorder- 
österreichischen Lande,  dargeliehenen  Kapitals  von  300,000 
fl.  R.  W.  Und  wirklich  gelang  es  ihm,  die  Rückzah- 
lung dieser  Summe  nebst  Zinsen  zu  erzielen  —  frei- 
lich nur  aus  kaiserlicher  «  Gnade  »  und  ohne  Anerken- 
nung einer  Rechtsverbindlichkeit. 

Das  Nämliche  versuchte  auch  der  Bischof  von 
Chur,  Caspar  Carl  von  Hohenbalken,  indem  er  im  Jahr 
1839  den  Domdekan  Battaglia  an  den  Wiener  Hof  ab- 
ordnete. Derselbe  fand  zwar  Meüernich  günstig  ge- 
stimmt und  wurde  auch  vom  Kaiser  wohlwollend  em- 
pfangen, richtete  aber  doch  nichts  aus,  und  zwar,  weil 
er,  wie  in  einer  Wiener  Zeitung  von  1864  berichtet 
wurde,  sich  einen  blossen  Gnaden- Akt  nicht  gefallen 
lassen  wollte.  Er  erfuhr  indess ,  dass  das  Finanz- 
ministerium es  war,  das  hauptsächlich  einer  Rückgabe 
der  Güter  oder  Schadloshaltung  des  Bischofs  sich  wider- 
setzte. Man  schützte  die  kostspieligen  Kriege,  den 
Drang  der  Umstände  etc.  vor  und  meinte  wohl  gar, 
das  Bisthum  Chur  sei  in  Folge  des  Regensburger  Re- 
zesses säkularisirt  worden! 
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Im  Jahr  1841  war  indessen  die  bündnerische  In- 
kamerationssache  in  Wien  bereits  in  ein  so  günstiges 
Stadium  gelangt,  dass  der  österreichische  Gesandte  in 
der  Schweiz,  Graf  Bombelles,  einem  bündnerischen  Ab- 
geordneten zur  Tagsatzung  die  mündliche  Mittheilung 
machte:  «es  sei  am  Wiener  Hof  die  Rückerstattung 
der  Güter  an  das  Bisthum  Chur  beschlossen  worden 
und  fehle  bloss  noch  die  Unterschrift  des  Kaisers, 
an  der  jedoch  nicht  zu  zweifeln  sei. » 

Eine  diessfalls  von  Domdekan  Battaglia  an  den 
schweizerischen  Geschäftsträger  in  Wien  gerichtete  An- 
frage ergab  zwar,  dass  diese  Mittheilung  voreilig  war, 
doch  berichtete  der  Letztere:  «seine  Nachfrage  auf 
der  Staatskanzlei  habe  ergeben,  dass  Metternich  unab- 
lässig bemüht  sei,  seiner  persönlichen  Ueberzeugung  von 
der  Unrechtmässigkeit  der  Inkameration  Geltung  zu  ver- 
schaffen und  zu  diesem  Ende  mit  den  Behörden  des 
Innern  lebhaft  korrespondire,  doch  sei  bisher  noch  kein 
Antrag  an  den  Kaiser  gestellt  worden.  Im  Allge- 
meinen sei  die  Sache  seit  2  bis  3  Jahren  in  ein  gün- 
stigeres Stadium  getreten. » 

Als  trotz  dieser  günstigen  Aussichten  wieder  Jahre 
ohne  eine  Erledigung  verstrichen,  entschless  sich  der 
Bischof  von  Chur,  in  der  Person  des  Herrn  Dompropst 
Riesch  im  Juni  1847  einen  neuen  Abgeordneten  nach 
Wien  zur  Uebergabe  und  Befürwortung  einer  an  den 
Kaiser  gerichteten  Bittschrift  zu  senden,  in  welcher, 
unter  Schilderung  der  äusserst  prekären  Lage  des  Bis- 
thums  Chur,  Bezug  genommen  wird  auf  die  in  den 
Jahren  1808  und  1809  erklärte  Aufhebung  der  Inka- 
meration, auf  die  von  Kaiser  Franz  dem  Bischof  Buol 
in  Feldkirch  ertheilte  Zusicherung,  sowie  auf  die  eige- 
nen Grundsätze,  welche  Oesterreich  gegenüber  andern 
Staaten  befolge,  indem  es  z.  B.  dem  Bisthum  Breslau 
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alle  seine  österreichischen  Einkünfte  belassen  und  um- 
gekehrt für  die  Bisthümer  Mailand  und  Pavia  ihre  auf 
sardinischem  Gebiet  und  für  das  Bisthum  Como  seine 
auf  tessinischem  Gebiete  liegenden  Einkünfte  bean- 
spruche. 

In  der  That  kontrastirt  der  von  der  österreichi- 
schen Regierung  gegenüber  dem  Kanton  Tessin,  als 
dieser  im  Jahr  1820  die  Errichtung  eines  eigenen  Bis- 
thums  beabsichtigte,  hinsichtlich  der  in  demselben  ge- 
legenen Güter  aufgestellte  Grundsatz  allzusehr  mit  dem 
gegenüber  Chur  befolgten,  als  dass  wir  die  betreffende 
Stelle  nicht  wörtlich  hier  einschalten  sollten.  In  ihrem, 
an    den    schweizerischen    Geschäftsträger    gerichteten 
Promemoria  vom  24.  Oktober  1820  heisst  es  nämlich: 
«  Was  hingegen  die  Ueberlassung  der  im  Kantonsgebiet 
gelegenen  bedeutenden  Güter  und  Einkünfte  des  Bis- 
thums  Como   zur  Dotation   des   neu   zu   errichtenden 
Kantonalbisthums  betrifft,  so  müsste  dem  k.  k.  Hofe 
dieses  Verlangen  der    tessinischen  Regierung  um  so 
befremdender  erscheinen,   als  es  dieser  letztern  nicht 
unbekannt  sein  kann,  dass  in  Gemässheit  des  von  ihr 
angeführten  Grundsatzes  bei  Purifikation  von  Diözesan- 
grenzen  die  allgemeine  und  van  allen  Regierungen  an- 
erkannte  Regel  besteht,  dass  im  Fall  einer  Abtretung  von 
Diözesanparzeüen    die    betreffenden    Bitfhumer,    Kapitel, 
geistlichen  Korporationen  und  Stiftungen  fortwährend  in 
dem  vollen  Besitz  und  Eigentumsrechte  ihres  in  den  ab- 
getretenen Theilen  gelegenen  Vermögens,  sowie  in  dem  Ge- 
nüsse  der   daraus   bezogenen    Einkünfte   unverändert   zu 
verbleiben   haben.     Nach    diesem    Grundsatz   haben   sich 
bisher  alle  fremden  Staaten,   mit   welchen  Oester reich   in 
dem    Falle    war,    wegen    wechselseitiger   Purifikation    des 
Staatsgebietes  in   Verhandlung  zu  treten,   benommen,   und 
auch  Seine  päpstl.  Heiligkeit  haben  bei  allen  neuerlich 
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erfolgten  Sanktionen  von  Diözesan-Regulirungen  in  den 
k.  k.  Staaten  das  ausdrückliche  Verlangen  gestellt, 
dass  den  Bisthümern  ihre  aus  abgetretenen  Pfarreien 
zukommenden  Einkünfte  allzeitig  vorbehalten  bleiben.» 

Somit  ist  es  nach  den  eigenen  Worten  der  öster- 
reichischen Regierung  richtig,  was  die  erwähnte  Bitt- 
schrift behauptet,  dass  nämlich  Oesterreich  nur  gegen- 
über dem  Bisthum  Chur,  mit  welchem  der  Vinstgau 
und  Vorarlberg  anderthalbtausend  Jahre  verbunden 
gewesen  sind,  eine  Ausnahme  mache. 

Diese  zweite  bischöfliche  Mission  hatte  mehr  Er- 
folg als  die  erste.  Herr  Biesch  hat  über  die  bei  den 
massgebenden  Persönlichkeiten  erhaltenen  Audienzen 
und  deren  Aeusserungen  ein  genaues  Tagebuch  geführt, 
das  einen  interessanten  Einblick  gewährt.  Er  fand 
meist  günstige  Dispositionen.  So  beim  Kaiser,  bei  Erz- 
herzog Franz  Karl,  Staatsrath  v.  Hartig,  Staatsrath 
v.  Jüstel,  Baron  v.  Werner  (Privatsekretär  des  Fürsten 
Metternich),  schliesslich  auch  bei  den  Ministern  v.  Kiibek 
und  v.  Colowrat,  ganz  besonders  aber  bei  Metternicfi, 
der  sich  nun  angelegentlich  für  eine  Pensionirung  ver- 
wendete; diese  gehe,  hiess  es,  leichter,  als  eine  Resti- 
tution, denn  « Baarschaft  sei  schwer  aus  dein  Aerar 
zu  entheben».  Dringend  rieth  man  ihm,  «sich  auf 
Bitten,  nicht  auf  Bechtstitel  zu  verlegen»,  damit  habe 
Battaglia  die  Sache  verdorben.  «  De  iure  sei  >,  meinte 
Herr  v.  Jüstel ,  «  nichts  zu  hoffen ,  weil  das  Bisthum 
Chur  im  Jahre  1803,  wie  die  übrigen,  legaliter  auf- 
gehoben  sei. »  Immerhin  meinte  selbst  der  Finanz- 
minister von  Kübek ,  gegenüber  Chur  könne  « das 
Epavenrecht  nicht  wohl  in  Anwendung  kommen.»  Auch 
solle  er,  sagte  man  ihm,  die  Sache  nicht  politisch, 
sondern  kirchlich  behandeln,   denn   man  sei  jetzt  auf 
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die  Schweiz   (wo  sich  eben  der  Sonderbundskrieg  vor- 
bereitete), nicht  gut  zu  sprechen. 

Endlich  (im  September)  las  Herr  v.  Werner  Herrn 
Riesch  ein  Handbillet  des  Kaisers  vor,  worin  es  hiess: 
«alle  und  jede  auf  österreichischem  Gebiete  liegende  Rea- 
litäten, die  ehemals  zum  Bisthum  Chur  gehört  haben,  sind 
in  Folge  des  Reichsdepntationshauptschlusses  von  1803  als 
österreichisches  Staatsgut  erklärt»,  in  Berücksichtigung 
aber  der  Armuth  des  Bisthums  u.  s.  w.  sei  dem  Bischof 
ein  jährlicher  Beitrag  von  fl.  4000  C.  M.  und  dem  Dom- 
kapitel ein  solcher  von  fl.  2000  C.  M.  bewilligt.  Doch 
war  die  Klausel  angehängt,  «dass  Seine  Majestät  der 
Kaiser  die  gegenwärtige  Erschliessung  nicht  als  eine  Ob- 
liegenheit, sondern  als  eine  freie  Verwüligung,  die  bei  ge- 
änderten Umständen  auch  zurückgenommen  werden  könnte, 
betrachtet  wissen  wollen  >.  In  diesem  Sinne  wurde  ein 
von  Metternich  Namens  des  Kaisers  unterzeichneter 
Akt  vom  21.  September  Herrn  Riesch  zugestellt. 

Als  Herr  Riesch  über  diese  Klausel  stutzte,  be- 
merkte Herr  v.  Werner ,  «  dass  selbe  nicht  so  scharf 
gemeint  sei,  wie  die  Worte  zu  lauten  scheinen.  Sie 
beschränke  sich  nur  auf  ausserordentliche  Fälle,  wenn 
z.  B.  das  Bisthum  durch  kirchenfeindliche  Gewalt  ganz 
zernichtet  oder  in  deutsch-katholische  oder  in  andere  sek- 
tische Hände  kommen  würde,  wo  dann  Seine  Majestät 
sicher  und  unbelangbar  stehen  wolle.  Wenn  aber  das 
Bisthum  rein  römisch-katholkch  fortbestehe,  so  wäre  an 
der  Fortsetzung  der  rerheissenen  Pensioyi  nicht  zu  zwei- 
feln.» Er  rieth,  der  Bischof  solle  ein  höfliches  Dank- 
schreiben an  Seine  Majestät  richten,  «  aber  ja  nichts  von 
Vorbehalten  auf  alte  Rechte  einfliessen  lassen,  oder  es 
höchstens  nur  so  auf  Schrauben  stellen,  dass  es  keinen 
widrigen  Eindruck  machen  könne,  sonst  dürfte  Alles 
wieder  zerschlagen  werden.  »     Noch  weiter  liess  sich 
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Fürst  Mettemich  hierüber  aus:  « Geben  Sie  den  Ge- 
danken eines  Rechtes  auf»,  sagte  er,  «in  einer  Sache, 
die  schon  durch  Völkerverträge  vor  44  Jahren  erledigt 
ist  und  die  der  österreichische  Hof  durch  Abtretung 
des  Frickthales  an  die  Schweiz  schon  kompensirt  hui. 
Wollte  man  Ihre  Ansprüche  als  rechtsgültig  anerken- 
nen, so  müsste  man  alle  Beschlüsse  der  Reichsdeputa- 
tion aufheben,  was  niemals  stattfinden  wird.  Hätte 
man  Ihnen  wirklich  Ihre  Ansprachen  zustellen  wollen, 
so  hätten  bis  zur  vollendeten  Liquidation  kaum  3  bis 
4  Jahre  hingereicht  und  erst  bei  Uebernahme  derselben 
und  eigener  Administration  hätten  Sie  viele  Abzüge 
zu  erdulden.  So  aber  bei  einer  Pension  ist  die  Sache 
ganz  einfach:  Sie  bekommen  Ihre  Gehalte  richtig  und 
ohne  Auslage  und  Schererei  und  sind  dabei  sicher» 
u.  s.  w.  Die  Schlussklausel  anlangend,  äusserte  Metter- 
nich:  «  Diese  hat  für  Sie  keine  bösen  Folgen 7  sie  ist  eine 
gewöhnliche  Formalität  und  hat  nur  dann  eine  Antcen- 
wendungy  wenn  das  Bisthum  durch  Gewalt  oder  Apostasie 
zu  existiren  aufhören  icürde.»  Auf  den  Zweifel  Riesch's, 
dass  der  Bischof  auf  seinen  Rechtstitel  verzichten 
könne,  erwiederte  Metternich :  «  Rechtstitel,  die  durch 
Völkerverträge  aufgehoben  sind  und  niemals  wieder 
geltend  gemacht  werden  können,  sind  mehr  chimärisch 
als  reell Uebrigens  werden  auch  kein*  dahin  bezüg- 
lichen Reverse  verlangt.»  i\  Kübek  äusserte:  «Betreffend 
die  Kleinigkeit  des  Vortheils,  den  Seine  Majestät 
aus  Ihren  angesprochenen  Realitäten  zieht,  hätte  die- 
selbe Ihnen  das  Ganze  gar  wohl  zurückstellen  können. 
Allein  es  handelt  sich  hier  um  ein  Prinzip  und  um  das 
gefährliche  Beispiel.  Dieses  Prinzip  beruht  auf  dem  all- 
gemein angenommenen  und  jetzt  noch  geltenden  Reichs- 
deputationS'Hauptschluss  von  Regensburg.  Wäre  Seine 
Majestät  zu  Gunsten  von  Chur  davon  abgegangen  und 
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hätte  Ihnen  Ihre  Realitäten  zurückgestellt,  so  wäre 
ganz  Deutschland  inner  und  ausser  den  österreichischen 
Grenzen  aufgestanden  und  hätte  mit  gleichem  Recht  ähn- 
liche Reklamationen  erhoben.  Wo  wäre  man  dann  hin- 
gekommen ?»  v.  Jüstel  sagte :  «Es  wird  Ihnen  vielleicht 
wenig  scheinen,  aber  nach  den  obschwebenden  Um- 
ständen konnte  Ihnen  Seine  Majestät  nicht  mehr  schö- 
pfen; denn  im  Regensburger  Reichsdeputations  H.  S. 
heisst  es  von  Chur  buchstäblich:  *  Das  Bisthum  Chur 
und  Domkapitel  wird  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
gegeben  mit  allen  auf  schweizerischem  Boden  liegenden 
EigenthümUchkeiten.*  Somit  war  der  Kaiser  ebenso  be- 
rechtigt, alle  churischen,  auf  seinem  Gebiet  liegenden  Rea- 
litäten an  sich  zu  ziehen- ,  als  die  Eidgenossenschaft  ver- 
pflichtet, nach  Besitznahme  der  dort  gelegenen  Eigenthüm- 
Uchkeiten des  Hochstiftes  dasselbe  mit  wenigstens  fl.  20,000 
jährlich  zu  dotiren.  Wenn  sie  es  nicht  gethan,  hat  der 
Kaiser  keine  Schuld.  Unserem  Staatsärar  bleibt  wenig 
über  die  Pension  übrig.»  Bei  der  Abschiedsaudienz 
versicherte  der  Kaiser:  «  Ich  werde  für  Ihr  Bisthum 
immer  thun,  was  ich  kann,  und  bei  bessern  Umständen 
zusetzen,  was  möglich  ist.* 

Trotz  grosser  Bedenken  entschloss  sich  der  Bischof 
Karl  doch  zur  Annahme  der  «  Gnaden  »-Pension ,  und 
zwar,  wie  er  in  einem  an  den  Nuntius  gerichteten 
Schreiben  vom  12.  Januar  1848  sagt,  weil  «einerseits 
eine  förmliche  Verzichtleistung  auf  unsere  Rechte  weder 
mündlich  noch  schriftlich  gefordert  wurde,  und  ander- 
seits, so  lange  der  Regensburger  Reichsdeputations- 
Hauptschluss  von  1803  in  Kraft  besteht,  keine  Aussicht 
ist,  titulo  iuris  etwas  zu  erhalten.» 

Die  Pension  von  fl.  6300  ö.  W.  wurde  nun  wirk- 
lich, trotz  der  bald  hernach  für  Oesterreich  einge- 
führten  konstitutionellen  Verfassung   regelmässig   aus- 
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bezahlt.  Erst  im  Jahr  1864  wurde  sie,  da  sie  auf  das 
Staatsbudget  gekommen  war,  im  Abgeordnetenhaus 
beanstandet,  indem  die  für  das  Domkapitel  bestimmten 
11.  2000  gestrichen  wurden.  Doch  wurden  auch  diese 
im  Herrenhause  auf  den  Antrag  des  Kardinal  Rauscher 
wieder  hergestellt,  nachdem  dieser  dargethan,  dass  die 
unbischöflichen  Güter  in  Tirol  und  Vorarlberg  «wider- 
rechtlich von  (Jeder reich  eingezogen  wurden*.  Bei  diesem 
Anlass  erfuhr  man  aus  einer  Rede  des  Grafen  Thunr 
dass  « Kaiser  Franz  wiederholt  mit  der  Idee  umginy, 
dem  Bisthum  Chur  seine  in  Tirol  gelegenen  Guter  zurück- 
zustellen und  nur  die  Kriegsereign'isse  von  lti()8  und  1809 
die  Ausführung  verschoben.*  (S.  Auszug  aus  der  Wiener 
Ztg.  vom  8.  Januar  1864.) 

Nun  lief  die  Zahlung  wieder  unbeanstandet  fort 
bis  zum  Jahr  1877,  in  welchem  von  dem  österreichi- 
schen Gesandten  in  Bern  (Hrn.  v.  Ottenfels),  Bezug  neh- 
mend auf  die  besprochene  Klausel  des  Pensions-Aktes 
vom  21.  September  1847  dem  damaligen  Bischof  Willi 
angezeigt  wurde,  dass  fortan  die  für  das  Domkapitel 
bestimmt  gewesenen  fl.  2100  ö.  W.  nicht  mehr  und  die 
dem  Bischof  zugekommenen  fl.  4200  ö.  W.  -  aus  be- 
sonderer Gnade  S.  Majestät  —  noch  auf  die  Lebens- 
dauer des  in  Ruhestand  getretenen  Bischofs  Florentini 
bewilligt  werden.  Da  Herr  v.  Ottenfels,  wie  es  scheint, 
nicht  im  Falle  war,  anzugeben,  worin  die  in  jenem 
«  Gnadenakt  *  vorbehaltenen  «  veränderten  *  Umstände 
bestehen,  so  war  es  begreiflich,  dass  er  jene  Klausel 
nicht  genau  wiedergibt ,  sondern  die  Worte  « bei  ver- 
änderten Umständen  *  durch  die  besser  dienenden  «  nach 
Umständen*  ersetzte. 

Dem  Bischof  Florentini  wurde  die  ihm  noch  be- 
willigte Pension  von  fl.  4200  ö.  W.  bis  zu  seinem,  am 
29.  Juni  1881  erfolgten  Tode  ausbezahlt. 
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Hiebei  verblieb  es  nun,  trotz  persönlicher  und 
schriftlicher  Verwendung  des  jetzigen  Bischofs  (Kampa) 
bei  Kaiser  Franz  Joseph,  der  ihm  bloss  versprechen 
konnte,  «  die  Sache  in  Erwägung  zu  ziehen  »,  mit  dem 
Beifügen  zwar,  dass  er  «als  konstitutioneller  Monarch 
nicht  viel  thun  könne  ».  Und  ebenso  wenig  fruchtete 
die  Verwendung  des  Papstes  durch  das  Mittel  seines 
Nuntius  in  Wien. 

Demzufolge  scheint  nun  der  Zeitpunkt  gekommen, 
um  diese  Inkamerations-Angelegenheit,  die  nicht  ruhen 
kann  bis  das  Recht  zur  Geltung  gelangt,  auf  diplo- 
matischem Wege  wieder  aufzunehmen  und  gründ- 
licher, als  es  bisher  geschehen,  zu  erörtern. 

Das  Kloster  Münster  anlangend,  so  gelang  es  dem 
P.  Theodosius  im  Jahr  1859  dessen  Wiedereinsetzung 
in  den  Genuss  seiner  aus  dem  Vinstgau  vor  der  Be- 
schlagnahme bezogenen  Einkünfte  sowie  die  Nachzah- 
lung von  fl.  6900  als  Ersatz  für  die  seit  1.  Juli  1814 
eingebüssten  zu  erwirken  —  mit  dem  Vorbehalt  jedoch 
dass,  um  «  die  Eludlrung  des  Epavenrechtes »  zu  verhin- 
dern, «  Besitz  und  Verwaltung  »  der  dem  Kloster  aus 
dem  Vinstgau  zukommenden  Grundrenten  und  Kapital- 
zinse  den  österreichischen  Behörden  verbleiben  und 
dem  Kloster  kein  Verfügungsrecht  über  das  Hauptgut 
zustehe.  In  diesem  Sinne  wurden  gedachte  Renten 
jährlich  dem  Kloster  verabfolgt.  Das  Kloster  Münster 
will  sich  jedoch  diese  Eigenthumsbeschränkung  nicht 
länger  gefallen  lassen. 

Die  Pfarrei  Churwalden  anlangend  wurde  in  einem 
Erlasse  des  Finanzministeriums  vom  27.  September 
1859  an  die  Statthalterei  Innsbruck  erklärt:  «Das 
Gotteshaus  Churwalden  hat  in  den  österreichischen 
Staaten  nichts  besessen  als  den  Lehenhof  in  Altenstatt. 
Die  hievon  bisher  bezogenen  und  künftig  einfliessenden 
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Einkünfte  dürfen  nicht  an  das  gedachte  Gotteshaus 
ausgefolgt  werden,  weil  nach  der  A.  H.  Entschlies- 
sung  vom  4.  (8.)  Dezember  1803  die  Lehengerichtsbar- 
keit und  Ehrenrechte  mit  allen  daraus  entspringenden 
Nutzungen,  Rechten  und  Einkünften  wechselseitig  (näm- 
lich in  Oesterreich  und  im  Gebiet  der  helvetischen  Re- 
publik) erlöschen  und  die  im  österreichischen  Terri- 
torium gelegenen  dem  Landesherrn  zufallen. » 

An  diesem  Erlasse  ist  der  Widerspruch  sehr  auf- 
fallend, in  welchem  derselbe  mit  dem  Eingange  steht, 
wonach  die  Pfarrei  Churwalden  gleich  dem  Frauen- 
kloster Münster  gehalten  werden  sollte. 

III. 

Das  Unrecht  der  Inkameration. 

Oesterreich  hat  s.  Z.  den  Gewaltakt  theils  durch 
eine  begriffliche  Vermengung  von  Privatrecht  und 
Staatsrecht,  des  Eigenthums  mit  dem  Staatsgebiet  zu 
verhüllen  und  darauf  ein  Kompensationsrecht  zu 
gründen,  theils  durch  den  ßegensburger  Rezess  vom 
Jahr  1803,  den  es  bald  als  unbedingt  massgebend, 
bald  als  für  sich  unverbindlich  erklärte,  zu  rechtfertigen, 
theils  endlich  aus  dem  sog.  Epavenrecht  abzuleiten 
gesucht. 

Es  wird  daher  nothwendig  sein,  in  diesen  ver- 
schiedenen Richtungen  die  Rechtsbegriffe  klar  zu 
stellen. 

A.  Schliessung  des  Staatsgebietes  und  Kompensation. 

Dass  Korporationen  und  Stiftungen,  geistliche  wie 
weltliche,  juristische  Personen  sind  und  als  solche  die 
nämlichen  Rechte  wie  physische  Personen  gemessen, 
ist  zwar  ein  so  allgemein  anerkannter  —  wir  möchten 
fast  sagen  trivialer  —  Rechtsgrundsatz,  dass  man  den- 
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selben  kaum  noch  erörtern  darf.  Dessenungeachtet 
wollen  wir  hierüber  mit  Rücksicht  auf  die  damalige 
Verwirrung  der  Rechtsbegriffe  in  Deutschland  einen 
Mann  sprechen  lassen,  der  unbedingt  als  massgebende 
Autorität  für  das  dannzumalige  und  auch  für  das  spä- 
tere deutsche  Staatsrecht  anerkannt  ist,  nämlich  Klüber, 
der  in  seinem  «öffentlichen  Recht  des  deutschen  Bundes> 
(§  334)  lehrt :  «  Privatgut  ist  Alles ,  dessen  Eigenthum 
Privatpersonen,  als  solchen,  zusteht.  Dahin  gehört  das 
Vermögen,  welches  Eigenthum  physischer  oder  mora- 
lischer Privatpersonen  ist,  namentlich  auch  das  Kirchen- 
gut  und  das   Vermögen  frommer  und  müder  Stiftungen.* 

Nun  ist  es  eine  im  zivilisirten  Völkerrecht  ebenso 
allgemein  anerkannte  Rechtsnorm,  dass  kein  Staat  für 
Forderungen,  die  er  gegen  einen  andern,  oder  für 
Nachtheile,  die  ihm  dieser  zugefügt  haben  mag,  sich 
an  dem  auf  seinem  Gebiet  befindlichen  Vermögen  der 
anderseitigen  Staatsangehörigen  schadlos  halten  darf, 
und  zwar  nicht  einmal  dann,  wann  diese  beiden  Staaten 
sich  gegen  einander  in  Krieg  befinden.  So  sagt  Za- 
chariä  (40  Bücher  vom  Staat,  IV.  1):  «Feindesgut,  das 
Privateigenthum  ist,  steht  unter  dem  Schutze  des 
Völkerrechtes ;  es  darf  nur  ausnahmsweise ,  wenn  und 
inwiefern  der  Zweck  des  Krieges  nach  Zeit  und  Um- 
ständen nicht  anders  erreichbar  ist,  angefasst  werden.» 
Ebenso  Heffter  (europäisches  Völkerrecht  der  Gegen- 
wart, §  131). 

Allein  Oesterreich  befand  sich  im  Jahr  1803  nicht 
im  Kriege  mit  der  Schweiz,  überhaupt  in  keinerlei 
feindseligem  Verhältnisse  zu  derselben.  Um  so  weniger 
durfte  dasselbe  für  irgend  welche,  sei  es  fiskalische 
sei  es  politische,  wenn  auch  noch  so  begründete,  An- 
sprachen, die  es  gegen  die  Schweiz  haben  mochte,  an 
dem   auf  seinem   Gebiet   befindlichen   schweizerischen 


—     586     — 

Privatvermögen  sich  vergreifen  —  geschweige  für  un- 
begründete und  unstatthafte  Ansprüche,  wie  es  die 
österreichischen  waren. 

Diese  Ansprüche  waren  nämlich  doppelter  Natur, 
indem  Oesterreich  durch  die  Ink&meration  einestheils 
eine  sog.  «  Purifikation »  oder  «  Schliessung »  seines  Ge- 
bietes gegenüber  der  Schweiz  zu  beabsichtigen ,  an- 
derntheils  für  die  durch  den  Regensburger  Rezess  zu 
Gunsten  der  Schweiz  erlittenen  Nachtheile  sich  schadlas 
hauen  zu  wollen  erklärte. 

Die  «Schliessung  des  Staatsgebietes»  anlangend,  so 
kann  darunter  verständiger  Weise  nichts  anders  ver- 
standen werden  als  die  Beseitigung  der,  einem  Staate 
auf  dem  Gebiete  eines  andern  zustehenden  Hoheits- 
rechte. Solche  Hoheitsrechte  besass  aber  und  bean- 
spruchte die  Schweiz.  Eidgenossenschaft  auf  österreichi- 
schem Gebiete  gar  keine,  wohl  aber  besass  Oesterreich 
auf  schweizerischem  Gebiet  noch  die  Herrschaft  Bä- 
zibis  in  Graubünden,  die  erst  durch  den  Wiener  Kon- 
gress  auf  letzteres  überging.  Somit  hätte  zwar  die 
Schweiz,  nicht  aber  Oesterreich  Veranlassung  gehabt, 
auf  eine  «  Schliessung  des  Gebietes  >  abzustellen.  Al- 
lein Oesterreich  verstand  unter  dieser  «  Schliessung  > 
etwas  ganz  Anderes,  nämlich  die  fiskalische  Aneignung 
des  auf  seinem  Gebiete  sequestrirten  sshweizerischen  Pri- 
vateigenthunis  —  eine  Rechtsverletzung,  auf  welche  die 
Schweiz  begreiflich  nicht  eintreten  konnte  noch  wollte, 
vielmehr  durch  den  erwähnten  Tagsatzungsbeschluss 
von  1804  antwortete,  österreichisches  Eigen thum  nicht 
anders  als  vermöge  legalen  Rechtstitels  sich  anzu- 
eignen. Herr  v.  Crumpipen  bemühte  sich  zwar,  das 
Vermögen  geistlicher  Stifte  als  «mittelbares  Staatsgut» 
darzustellen  —  offenbar  in  der  Meinung,  dass  dasselbe 
in  solcher  Eigenschaft ,  zum  Zweck  der  «  Purifikation 
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des  Staatsgebietes  »,  um  so  eher  vom  österreichischen 
Staatsärar  in  Anspruch  genommen  werden  könne.  Al- 
lein wenn  selbst  die  Liegenschaften,  Grundzinse  und 
Kapitalien,  welche  die  schweizerischen  Klöster  und  das 
Bisthum  Chur  in  Oesterreich  besassen,  direktes  Staats- 
eigentum der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  oder 
schweizerischer  Kantone  gewesen  wären,  so  wären  die- 
selben dennoch,  weil  sie  keine  Hoheitsrechte  (weder 
«droits  de  suzerainete»  noch  «droits  purement  ho- 
norifiques  »,  weder  «  lehensherrliche  »  noch  «  Ehren- 
rechte»), sondern  reine  Vermögensrechte  sind,  als  Privat- 
rechte  zu  betrachten  gewesen,  denn  in  bloss  vermögens- 
rechtlicher  Beziehung  ist  selbst  der  Fiscus  nur  als 
Privatperson  aufzufassen.  Oder  würde  es  z.  B.  als 
ein  Eingriff  in  die  österreichische  Staatshoheit  gelten 
können,  wenn  die  Finanzverwaltung  des  Kantons  Grau- 
bünden Geld  in  einer  österreichischen  Bank  anlegen, 
oder  sich  an  einem  österreichischen  Eisenbahnunter- 
nehmen betheiligen  oder  selbst  ein  Grundstück  in  Oe- 
sterreich kaufen  würde  ? 

Eben  desshalb  hält  sich  der  Kanton  Graubünden 
selbst  für  berechtigt,  die  mit  der  Herrschaft  Tarasp 
ihm  zugekommenen  Grundzinse  in  Eyrs7  beziehungs- 
weise, wenn  Oesterreich  es  vorzieht,  deren  Ablösungs- 
kapital anzusprechen. 

Um  so  auffallender  ist  die  Motivirung,  womit  die 
k.  k.  Finanzverwaltung  in  ihrem  oberwähnten  Erlass 
vom  27.  September  1859  die  Pfarrei  Churwalden  ab- 
weist, indem  sie  zwar  anerkennt,  dass  letztere  den 
«Lehenhof  in  Altenstatt»  besass,  dagegen  ihren  An- 
spruch an  denselben  aus  dem  Grunde  als  dahingefallen 
erklärt,  weil  die  «Lehengerichtsbarkeit  um l  Ehrenrechten 
erloschen  seien  —  als  ob  Churwalden  solche  bean- 
spruchen würde !    Allerdings  musste  früher  bei  jeder 
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Handänderung  des  Lehenhofes  ein  « Ehrschatz»  von 
fl.  500  und  eine  « Honoranz »  von  fl.  33  entrichtet 
werden;  allein  auf  diese  lehensherrlichen  Rechte  ver- 
zichtete man  ja,  und  man  beschränkte  die  Entschädi- 
gungsforderung auf  den  jährlich  entrichteten  Grundzins. 
beziehungsweise  auf  das  entsprechende  Ablösungska- 
pital, somit  auf  eine  unzweifelhaft  rein  privatrechtliche 
Leistung,  welche  Oesterreich  unter  keinem  Rechtstitel 
vorenthalten  kann,  zumal  es  ja  auch  die  Grund-  oder 
Lehenzinse  des  Klosters  Münster,  das  früher  auch  «  Ehr- 
schätze »  bezog,  anerkennt. 

Zu  einer  Schliessung  des  österreichischen  Staats- 
gebietes hätte  allfällig  die  Ablösung  des  Vinstgau  und 
Vorarlberg  von  der  Churer  Diözese  gerechnet  werden 
können.  Allein  an  diese  dachte  Oesterreich  damals 
noch  gar  nicht,  vielmehr  wurde  sie,  wie  schon  be- 
merkt, erst  von  Baiern  im  Jahr  1808  verfügt. 

Nicht  besser  begründet  war  Oesterreichs  Anspruch, 
durch  die  inkamerirten  Güter  sich  für  angebliche  Be- 
nachtheiligungen, die  es  durch  den  Regensburger  Reichs- 
schluss  zu  Gunsten  der  Schweiz  erlitten,,  zu  entschä- 
digen. Denn  gesetzt  solche  Benachtheiligungen  hätten 
wirklich  stattgefunden,  so  mochte  Oesterreich  bei  den 
Urhebern  jenes  Reichsgesetzes,  d.  h.  bei  dem  deutschen 
Reichstag  und  Napoleon  Remedur  nachsuchen ,  nicht 
aber  durch  gewaltsame  Selbsthülfe  sich  dafür  an  der 
Schweiz  rächen,  die  zu  jenem  Gesetz  weder  viel  noch 
wenig  mitgewirkt  hatte ;  so  lange  aber  eine  solche 
Remedur  nicht  in  gesetzlicher  Form  erfolgt  war,  blieben 
die  Verfügungen  des  Regensburger  Reichstages  für 
Oesterreich  wie  für  die  Schweiz  in  Kraft  und  konnte 
jenes  aus  denselben  keine  Entschädigungsforderung 
gegen  letztere  ableiten.  Gesetzt  aber  auch,  dass  ihn) 
eine  solche  zustand,  so  berechtigte  diese  die   öster- 
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reichische    Regierung   dennoch    nicht,    sich   dafür  an 
Privatgilt  zu  regressiren,  wie  wir  bereits  dargethan. 

Prüfen  wir  nun  aber  zunächst  die  den  Kanton 
Graubünden  speziell  angehenden  Beschwerden  des  öster- 
reichischen Gesandten. 

1)  Tarasp  sei  mit  Umgehung  der  österreichischen 
Landeshoheit  dem  Kanton  Graubünden  überlassen  wor- 
den. Die  Grafen  von  Tirol  hatten  allerdings  in  Ta- 
rasp die  Territorialhoheit.  Was  aber  diese  werth  sein 
mochte,  lässt  sich  beurtheilen  wenn  man  weiss,  dass 
die  ganze  Herrschaft  nicht  mehr  als  fl.  700  bis  fl.  800 
abwarf,  und  zwar  einschliesslich  dem  dazu  gehörigen, 
von  Oesterreich  aber  bis  zur  Stunde  nicht  verabfolgten 
Schlanderser  Grundzins  von  200  Mutt  Roggen. 

2)  Ueber  das  Bisthum  Chur  hatten  zwar  die  deut- 
schen Kaiser  vom  XI.  bis  zum  XII.  Jahrhundert  die 
Schirmvogtei.  Zuletzt  besass  sie  Friedlich  IL  Auf 
die  Habsburger  ist  sie  aber  nie  übergegangen  und  über- 
haupt hatten  die  Bischöfe  von  Chur  seither  nur  selbst- 
erwählte  Schinnvögte,  bis  das  Gotteshaus  sich  die  Schirm- 
vogtei aneignete. 

3)  Die  Schirmvogtei  über  das  Kloster  Munster  ge- 
hörte von  Alters  her  den  bischöflichen  Vögten  v.  Matsch. 
Als  zwischen  diesen  und  dem  Bischof  darüber  Streit 
entstand,  entschied  der  als  Schiedsrichter  angerufene 
Herzog  Ernst  von  Oesterreich  im  Jahr  1421  den  Span 
so,  dass  er  diese  Schirmvogtei  dem  €  Erzhause»  zu- 
sprach. Dieser  Spruch  pro  domo  ist  aber  weder  vom 
Bischof  von  Chur,  noch  vom  Gotteshausbund  jemals 
anerkannt  worden. 

Und  was  soll  man  vollends  zu  dem  von  Oester- 
reich behaupteten  Schutzrecht  über  die  Biindner  Katho- 
liken sa/jen!  Nichts  anderes,  als  dass  Oesterreich  sich 
die  Anerkennung  der  völkerrechtlich  schon  längst  fest- 
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gestellten  Selbständigkeit  der  schweizerischen  Repu- 
blik mit  2  Mill.  Gulden  bezahlen  lassen  wollte.  Denn 
ähnlich  wird  es  sich  wohl  mit  den  von  Oesterreich  in 
der  übrigen  Schweiz  angesprochenen,  beziehungsweise 
zum  Tausch  angesprochenen  Rechten  verhalten  haben, 
von  welchen  eine  Reihe,  wie  die  eidgenössischen  Kom- 
missarien bewiesen,  sogar  schon  längst  ausgekauft 
waren.  Thatsächlich  bestanden  aber  alle  diese  veral- 
teten und  übrigens  werthlos  gewordenen  feudalherr- 
schaftlichen Rechte,  zumal  seit  der  helvetischen  Re- 
volution, in  der  Schweiz  nicht  mehr.  Keine  dieser 
österreichischen  Beschwerden  bezeichnet  indessen  besser 
den  Mangel  an  triftigen  Gründen  zur  Inkameration  als 
diejenige,  dass  die  den  schweizerischen  Klöstern  Muri 
und  Kreuzungen  gehörig  gewesenen  kleinen  schwä- 
bischen Herrschaften  Glatt,  HirschlaU  und  Dilrmen- 
stetten  durch  den  Reichsdeputations-H.  S.  «  andern  Für- 
sten* (d.  h.  dem  Herzog  von  "Würtemberg  und  dem 
Fürsten  von  Hohenzollern)  zugetheilt  wurden,  trotz- 
dem Oesterreich  die  « Landeshoheit »  über  dieselben 
besass  —  als  ob  die  Schweiz,  welcher  diese  Herr- 
schaften entrissen  wurden,  dem  österreichischen  Erz- 
hause auch  noch  für  dessen  von  ihr  nicht  verschul- 
deten minimen  Verlust  an  Landeshoheit  hätte  büssen 
sollen !  Da  übrigens  Oesterreich  schon  im  folgenden 
Jahre  seine  ganzen  vordem  Lande  verlor,  kam  obige 
kleine  Einbusse  nicht  mehr  in  Betracht. 

Eine  reellere  Einbusse,  die  der  Eidgenossenschaft 
zu  Statten  gekommen  war,  machte  erst  Fürst  Metter- 
nich  in  seiner  Unterredung  mit  Dompropst  Riesch 
namhaft,  nämlich  diejenige  des  Frickthales,  das  ehe- 
mals zu  den  vorderösterreichischen  Besitzungen  ge- 
hörte. Metternich  bemerkte  nämlich,  «  durch  die  Ab- 
tretung  des   Frick-Thales    an    die   Schweiz   habe    der 
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österreichische  Hof  dieselbe  bereits  für  die  inkame- 
rirten  Güter  entschädigt».  Allein  diese,  auf  dem  linken 
Rheinufer  gelegene,  heute  zum  Kanton  Aargau  gehö- 
rige Landschaft  hatte  Oesterreich  schon  im  Lünevüler 
Frieden  (9.  Februar  1801),  und  zwar  nicht  an  die 
Schweiz,  sondern  an  Frankreich  abgetreten,  an  welches 
damals  überhaupt  alle  auf  dem  linken  Rheinufer  ge- 
legenen deutschen  Besitzungen  übergingen,  und  Frank- 
reich überliess  dasselbe  mittelst  besondern  Vertrages 
schon  am  7.  August  1802  an  die  Eidgenossenschaft, 
und  zwar  als  Entgelt  für  Konzessionen,  die  ihm  diese 
mit  Rücksicht  auf  den  Kanton  Wallis  machte.  Somit 
hatte  die  Schweiz  die  Abtretung  des  Frick- Thaies 
keineswegs  Oesterreich  zu  verdanken  und  muss  es  daher 
auffallen,  dass  Metternich  dasselbe  als  ein  Kompen- 
sationsobjekt für  die  Inkamerirung  geltend  machen 
wollte. 

Den  Grundsatz,  dass  ein  Staat  für  Schädigungen, 
die  er  von  einem  andern  angeblich  erlitt,  sich  nicht 
an  dem,  den  jenseitigen  Staatsangehörigen  zustehenden 
Privateigentum  vergreifen  dürfe,  hat  Oesterreich  selbst 
in  sehr  ehrenvoller  Weise  gegenüber  dem  Kanton 
Graubünden  thatsächlich  schon  anerkannt  durch  den 
mit  demselben  über  die  Rückgabe  des  vom  Veltlin 
konfiszirten  bündnerischen  Privatvermögens  am  25.  Sep- 
tember 1833  abgeschlossenen  Vertrag.  Am  20.  Oktober 
1797 ')  hatte  sich  nämlich  das  bis  dahin  dem  heutigen 
Kanton  Graubünden  unterworfen  gewesene  Veltlin  von 
letzterem  losgesagt,  sich  an  die  cisalpinische  Re- 
publik angeschlossen  und  zugleich  alles  in  demselben 
befindliche ,  Bündnern  gehörige  Privatvermögen  « zur 
Entschädigung  dieser  Provinz  für  die  vielen  von  Grau- 
bünden  erlittenen  Unbilden  und  Beraubungen »   kon- 

M  Diess  ist  nicht  ganz  genau,  vgl.  die  Aktenstücke  in  unserer  Bei- 
lage IV.  (Anmerkung  des  Herausgebers.) 
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fiszirt.  Nachdem  sodann  das  Veltlin  durch  die  Wiener 
Kongressacte  mit  der  Lombardei  an  Oesterreich  ge- 
kommen war,  entschloss  sich  letzteres,  das  von  der 
vorausgegangenen  Regierung  verübte  Unrecht,  so  viel 
bei   ihm    stand,   wieder    gut    zu    machen,    indem    es 

1)  alles  im  Jahr  1797  konfiszirte  Privat  vermögen ,  so- 
weit es  noch  in  natura  vorhanden  war,  zurückstellte; 

2)  dem  Kanton  Graubünden  die  Berechtigung  ertheilte, 
das  den  cisalpinischen  Behörden  verheimlichte  Bündner 
Vermögen  gerichtlich  zurückzufordern ;  3)  die  dem 
österreichischen  Aerar  seit  1814  eingegangenen  Renten 
des  Bündner  Vermögens  (mit  Abzug  von  25°/©  Ver- 
waltungskosten) im  Betrag  von  Lire  Aust.  401,786 
erstattete;  4)  ebenso  den  Erlös  der  von  der  öster- 
reichischen Regierung  selbst  veräusserten  Biindner 
Güter  im  Betrag  von  L.  A.  134,653,  nebst  Zinsen  ver- 
gütete;  5)  mittelst  einer  Summe  von  L.  A.  2,176,438 
die  von  der  italienischen  Regierung  aus  dem  Verkauf 
von  Bündner  Gütern  bezogenen  Beträge  ersetzte.  Da 
letztere  Eingänge  von  der  italienischen  Regierung,  bis 
auf  L.  A.  47000,  bereits  konsumirt  waren,  erfolgte 
diese  Wiederherstellung  zum  grossen  Theil  auf  eigetu 
Kosten  der  österreichischen  Regierung  —  so  sehr  war 
sie  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  dass  Privat- 
vermögen nie  und  nimmer  für  politische  Interessen  — 
es  sei  denn  gegen  Entschädigung  —  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  dürfe.  Allein  wenn  die  fiskalische 
Okkupation  des  bündnerischen  Privatvermögens  zum 
Ersatz  der  angeblich  dem  Veltlin  verursachten  Schäden 
unzulässig  erschien,  so  muss  auch  die  fiskalische  Ok- 
kupation des  schweizerischen  Privateigenthums,  sei  es 
zum  Zweck  einer  sog.  Purifikaüon  des  Staatsgebietes,  sei 
es  zum  Zweck  einer  territorialen  oder  staatshoheitlichen 
Kompensation  als  nicht  minder  unzulässig  erscheinen. 


—     593     - 

B.  Der  Regensburger  Reich sdeputations-Hauptschluss* 

Zur  Beurtheilung  der  Frage,  ob  und  wie  weit  der 
Regensburger  sog.  Reichsdeputations-Hauptschluss  vom 
28.  Februar  1803  die  in  Rede  stehende  Inkameration 
rechtfertige,  muss  vorerst  festgestellt  werden,  ob  und 
inwieweit  derselbe  für  Oesterreich  verbindlich  ist. 

Zwar  ist  es  bemühend,  von  einem  Akt  als  Grund- 
lage von  Rechtsverhältnissen  ausgehen  zu  müssen,  wel- 
cher selbst  nur  auf  Willkür  und  Gewalt  beruhte  und 
welchen  der  Geschichtschreiber  Schlosser  (Weltgesch. 
XVIII.  S.  61)  also  charakterisirt : 

«  Zwei  fremde  Mächte  vertheilten  im  Einverständ- 
niss  mit  deutschen  Grossen  willkürlich  Güter  des  deut- 
schen Reichs  und  zwangen  den  Reichstag,  ihre  Gewalt- 
tätigkeiten durch  ein  Gesetz  rechtskräftig  zu  machen. 
Sie  und  ihre  Freunde  im  Reich  scheuten  sich  dabei 
sogar  nicht,  ihre  unheilige  Hand  frevelnd  an  die  zu 
frommen  Zwecken  gegründeten  Stiftungen  und  an  das 
Eigenthum  der  Armen  und  Kranken  zu  legen. » 

Indessen  ist  dieser  Akt  formell  in  Rechtskraft  er- 
wachsen und  materiell  vollzogen  worden,  und  ist  das 
spätere  öffentliche  Recht  Deutschlands  auf  denselben 
gegründet  worden,  so  dass  er  als  für  letzteres  Norm 
gebend  betrachtet  werden  muss. 

Dass  der  Regensburger  Rezess  vom  28.  Februar 
1803  für  das  österreichische  Erzhaus  verbindlich  ge- 
worden ist,  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden, 
denn  die  österreichischen  Erbstaaten  waren  ja  Glieder 
des  deutschen  Reiches  und  der  in  Rede  stehende  Reichs- 
deputations-Hauptschluss ist  durch  die  vom  Reichstag 
und  vom  Kaiser  ertheilte  Sanktion  zum  Reichsgesetze 
geworden,  dem  sich  alle  deutschen  Reichsstaaten,  so- 
mit auch  Oesterreich,  zu  unterwerfen  hatten. 

38 
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Zwar  glaubte  die  österreichische  Regierung  dieses 
Reichsgesetz,  im  Hinblick  auf  den  obzitirten,  theils  in 
dessen  §  1,  theils  im  Ratifikationsdekret  zu  ihren 
Gunsten  enthaltenen  Vorbehalt,  als  für  sich  nicht  un- 
bedingt verbindlich  halten  zu  dürfen.  Allein  mit  Rück- 
sicht auf  den  vom  Kaiser  als  Regent  seiner  Erbstaaten 
der  Ratifikation  beigefügten  Vorbehalt  bemerkt  Klüber 
(in  seiner  Schrift  «Das  Okkupationsrecht  des  landes- 
herrlichen Fiskus»)  mit  Recht,  dass,  «nachdem  durch 
konstitutionsmässige  Ratifikation  der  R.  D.  H.  S.  zum 
Gesetz  erhoben  war,  der  Widerspruch  Einzelner  dessen 
praktische  Gültigkeit  nicht  zu  vereiteln  vermag»,  dass 
übrigens  dieser  nachträgliche  Vorbehalt  nichts  anderes 
besage,  als  der  schon  in  §  1  des  R.  D.  H.  S.  ent- 
haltene, wonach  im  Grunde  zu  Gunsten  Oesterreichs 
nur  diejenigen  Rechte  vorbehalten  seien,  die  mit  dem 
Gesetze  nicht  in  Widerspruch  stehen. 

Um  so  auffallender  ist  die  Behauptung,  die  der 
österreichische  Gesandte  v.  Crumpipen  im  Jahre  1804 
gegenüber  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  auf- 
stellte, dass  der  (auf  die  helvetische  Republik  sich 
beziehende)  §  29  des  R.  D.  H.  S..  «weil  der  Kaiser  sich 
bei  der  Ratifikation  vom  28.  April  1803  bestimmt  dagegen 
verwahrt  habe,  ihn  in  keiner  Weise  betreffe*,  d.  h.  für 
Oesterreich  nicht  verbindlich  sei  —  auffallend  nicht  nur 
aus  dem  von  Klüber  angegebenen  Grund,  sondern  na- 
mentlich auch  desshalb,  weil  von  einer  speziellen  Ver- 
wahrung des  Kaisers  in  seinem  gedachten  Ratifikations- 
dekret keine  Spur  zu  finden  ist. 

Wir  erachten  desshalb,  dass  der  §  29  des  R.  D. 
H.  S.,  weil  er  einen  integrirenden  Bestandtheil  dieses 
Reichsgesetzes  bildet,  für  Oesterreich  ebenso  verbindlich 
war  als  letzteres.  Es  wäre  überhaupt  sonderbar,  wenn 
Oesterreich,   welches   im   Reichstag   die   gewichtigste 
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Stimme  fahrte,  durch  dessen  Mitwirkung  somit  auch 
der  R.  D.  H.  S.  hauptsächlich  zu  Stande  kam,  sich  den 
Vorschriften  des  letzteren  entziehen  wollte,  zumal  ja 
diese  ganze  Entschädigungsverhandlung  durch  seine 
unglückliche  Kriegführung  veranlasst  worden  war. 

Aber  auch  für  die  schweizerische  Eidgenossenschaflw&r 
dieses  Reichsgesetz,  nachdem  sie  es,  so  weit  es  sie  betraf, 
anzunehmen  erklärt  hatte,  verbindlich  geworden  — 
selbstverständlich  mit  dem  von  ihr  gemachten  Vor- 
behalt, dass  dasselbe  ihr  gegenüber  tnach  seinem  wahren 
Sinn*  und  nicht  mit  unstatthafter  « Ausdehnung  oder 
einseitiger  Auslegung*   in  Ausführung  gebracht  werde. 

Prüft  man  nun,  ob  und  was  der  ofterwähnte  Regens- 
burger Rezess  hinsichtlich  der  in  Oesterreich  gelegenen 
Güter  bündnerischer  geistlicher  Stiftungen  verfügt,  so 
ergibt  sich,  dass  derselbe  nur  hinsichtlich  des  Bisthums 
Chur  eine  Verfügung  enthält,  und  zwar  folgende: 

«Die  helvetische  Republik  erhält  als  Entschädi- 
gung für  ihre  Ansprüche  an  die  von  ihren  geistlichen 
Stiften  herrührenden  Besitzungen  in  Schwaben,  wo- 
rüber in  den  vorausgehenden  Artikeln  verfügt  wurde, 
das  Bisthum  Chur,  mit  der  Verpflichtung  jedoch,  dem 
Bischof,  dem  Domkapitel  und  ihren  Beamten  den  nöthi- 
gen  Unterhalt  zu  verabreichen.» 

Unter  den  in  Schwaben  verlorenen  Besitzungen 
waren  wohl  hauptsächlich  die  erwähnten  der  Klöster  MuH 
und  Kreuzungen  und  die  dem  Bisthum  Basel  entrissenen 
deutschen  Besitzungen  verstanden. 

Zufolge  obiger  Bestimmung  nun  erhielt  die  Eid- 
genossenschaft die  Berechtigung,  das  Bisthum  Chur  zu 
säkularisiren,  d.  h.  dessen  Güter  einzuziehen,  so  zwar, 
dass  sie  dafür  dem  Fürstbischof  und  dem  Domkapitel 
«ine  Jahresrente  von  mindestens  fl.  20,000  R.  W.  (zu- 
folge §  51  des  R.  D.  H.  S.)  hätte  zuweisen  sollen. 
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Die  Eidgenossenschaft  machte  von  dieser  Ermächti- 
gung keinen  Gebrauch,  denn  zur  Zeit,  als  der  R.  D.  H.  S. 
rechtskräftig  wurde,  war  dieselbe  schon  aus  dem  hel- 
vetischen Einheitsstaat  durch  die  Mediationsverfassung 
vom  19.  Februar  1803  ein  Staatenbund  geworden,  in 
welchem  die  Kantone  souverän  waren  und  den  Central- 
behörden  keine  Gewalt  über  das  Bisthum  Chur  zustand, 
jene  Bestimmung  demnach  ohne  alle  praktische  Be- 
deutung bleiben  musste,  so  dass  das  Bisthum  Chur 
nach  wie  vor  fortbestand  und  auch  seinen,  über  den 
Vorarlberg  und  den  Vinstgau  sich  erstreckenden  Sprengel 
beibehielt.  Um  so  weniger  Veranlassung  hatte  Oester- 
reich  ihm  gegenüber  zur  Inkameration. 

Dessenungeachtet  erfolgte  sie,  und  zwar,  wie  es 
scheint,  gestützt  auf  die  Fiktion,  dass  das  Bisthum  Chur 
durch  dessen  Zuweisung  an  die  helvetische  Republik 
als  säkularisirt  zu  betrachten  sei.  Von  dieser  An- 
sicht ging  z.  B.  Staatsrath  Jiistel  in  seinen  Unterre- 
dungen mit  Domdekan  Battaglia  und  Domprobst  Riesch 
aus,  beifügend,  dass,  wenn  die  Eidgenossenschaft  das 
Bisthum,  trotzdem  es  ihr  von  dem  Regensburger  Reichs- 
tag zugewiesen  wurde,  nicht  säkular isirt  habe,  die  öster- 
reichische Regierung  keine  Schuld  daran  trage,  d.  h.  dessen- 
ungeachtet zur  Inkameration  seiner  in  Oesterreich 
gelegenen  Güter  eben  so  berechtigt  war,  als  ob  es  wirk- 
lich aufgehoben  worden  wäre. 

Die  Sophistik  ist  in  die  Augen  springend,  denn 
durch  die  erwähnte  Bestimmung  hatte  der  R.  D.  H.  S. 
der  Eidgenossenschaft  nur  eine  Berechtigung  ertheilt, 
keineswegs  aber  eine  Verpflichtung  auferlegt;  es  stand 
ihr  also  vollkommen  frei,  ob  sie  von  jener  Gebrauch 
machend,  das  Bisthum  Chur  säkularisiren  wollte  oder 
nicht,  und  es  hatte  Oesterreich  keinerlei  Titel,  dasselbe, 
wofern  es  fortbestand,  in  fiskalischem  Interesse  als 
säkularisirt  zu  betrachten. 
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Allein  gesetzt  auch,  das  Bisthum  Chur  wäre  von 
der  Eidgenossenschaft  wirklich  säkularisirt  worden  oder 
es  hätte,  zufolge  österreichischer  Fiktion  —  mit  welcher 
freilich  die  Fortdauer  des  alten  Diözesanverbandes 
schlecht  harmonirte  —  rechtlich  als  säkularisirt  be- 
trachtet werden  dürfen,  so  war  Oesterreich  dennoch 
keineswegs  berechtigt,  dessen  auf  seinem  Gebiet  ge- 
legene Güter  fiskalisch  einzuziehen,  denn  der  §  29 
des  R.  D.  H.  S.  bestimmte  für  den  Fall,  dass  die  Eid- 
genossenschaft geistliche  Stifte  säkularisiren  würde, 
wörtlich,  dass  «  diese  Säkularisationen  stattfinden  sollen 
ohne  Einbusse  und  ohne  Benachtheiligung  der  zu  diesen 
Stiften  gehörigen,  im  deutschen  Reiche  gelegenen  Güter.» 
Somit  wären  im  Falle  der  Säkularisation  des  Bisthums 
Chur  dessen  im  Vorarlberg  und  im  Vinstgau  gelegene 
Güter  keineswegs  Oesterreich,  sondern  der  Eidgenossen- 
schaft zugefallen,  wogegen  dieser  auch  die  ausschliess- 
liche Verpflichtung  zum  Unterhalte  des  Bischofs  und  des 
Domkapitels  nebst  seinem  Dienstpersonal  oblag,  wäh- 
rend Oesterreich  */4  des  bischöflichen  Besitzthums  in  der 
Meinung  inkamerirte,  dass  der  Schweiz  der  ausschliess- 
liche Unterhalt  des  bischöflichen  Personals  nebst  der 
bischöflichen  Schuldenlast  von  fl.  60,000  auffallen  soll. 

Jene  entscheidende  Bestimmung  des  R.  D.  H.  S. 
scheint  Herr  Staatsrath  v.  Jüstel  nicht  berührt  zu 
haben,  als  er  dem  Herrn  Domprobst  Riesch  die  das 
Bisthum  Chur  betreffende  Stelle  aus  dem  §  29  des- 
selben vorlas.  —  Die  Absicht  dieses  §  29  war  eben, 
die  Schweiz  für  ihre  erlittenen  Einbussen  mit  dem  Bis- 
thum Chur  nebst  dessen  Tiroler  Besitzungen  zu  entschä- 
digen, nicht  aber  durch  Preisgebung  der  letzteren  sie 
noch  mehr  zu  schädigen. 

Allein  auch  abgesehen  von  dieser,  speziell  die 
Schweiz  betreffenden  Bestimmung  des  §  29  des  R.  D- 
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H.  S.  würde  Oesterreich  im  Falle  der  Säkularisation  des 
Bisthums  Chur  nicht  berechtigt  gewesen  sein,  auf  dessen 
dortseitige  Güter  zu  greifen,  weil  §  36  des  R.  D.  BL  S. 
unzweideutig  vorschrieb,  dass  «die  zur  Entschädigung 
angewiesenen  oder  den  Territorialherren  zur  Verfügung 
gestellten  geistlichen  Stifte  an  ihre  neuen  Herren 
mit  allen  ihren  Gütern,  Rechten,  Kapitalien  und  Renten, 
wo  sich  diese  immer  befinden  mögen,  übergehen  sollen. » 

Allerdings  hatte  Oesterreich  auch  gegen  Kurbaiern, 
welchem  verschiedene  Bisthümer  (Bamberg,  Passaur 
Würzburg  etc.)  als  Entschädigung  für  die  Rheinpfalz 
angewiesen  worden  waren,  deren  auf  österreichischem 
Gebiete  gelegene  Güter  mit  Sequester  belegt  in  der 
Absicht,  sie  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen  —  ein 
Verfahren,  gegen  welches  Kläber  (in  seiner  obcitirten 
Schrift  vom  Jahr  1804  «das  Okkupationsrecht  des 
landesherrlichen  Fiskus»)  sich  sehr  entschieden  aus- 
sprach; weil  diese  Güter  keineswegs  als  « herrenlos  > 
dem  Epavenrecht  unterworfen  sein  können,  nachdem 
sie  durch  den  R.  D.  H.  S.  mittelst  der  eben  angeführten 
Vorschrift  des  §  36  nebst  den  Bisthümern,  denen  sie 
gehörten,  dem  Kurfürst  von  Baiern  zugewiesen  worden, 
wie  das  Nämliche  auch  umgekehrt  hinsichtlich  der  auf 
baierischem  Gebiet  befindlichen  Güter  österreichischer 
Bisthümer  der  Fall  sei.  Der  im  III.  Abschnitt  er- 
wähnte Vertrag,  welchen  hierüber  Oesterreich  mit 
Baiern  am  8.  November  1808  abschloss  mit  der  Er- 
klärung, dass  «der  Grundsatz  der  wechselseitigen  In- 
kamerirung  der  in  jedem  Gebiet  befindlichen  jenseitigen 
Staatsgüter  durch  irrige  Auslegung  auch  auf  die  Güter 
der  Privaten  und  bestehender  Stiftungen  ausgedehnt 
worden  sei»  —  beweist  jedoch,  dass  Oesterreich  sichT 
wenigstens  mit  Rücksicht  auf  die  fortbestehenden  Stif- 
tungen, von  seinem  Unrecht  überzeugte  und  dass  dem- 
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gemäss  auch  der  auf  die  Churer  Bisthumsgüter  gelegte 
Sequester  in  beiderseitigem  Einverständniss  als  auf- 
gehoben erklärt  werden  musste. 

Wirklich  hielt  dann  die  österreichische  Regierung, 
wie  wir  gesehen,  auch  gegenüber  dem  Kanton  Tessin 
in  ihrer  Note  vom  24.  Oktober  1820  an  diesem  Grund- 
satze fest,  indem  sie  erklärte,  dass  «  nach  dem  von  allen 
Staaten  anerkannten  Grundsatz  der  Gebietspurifikation 
zwar  eine  ausländische  Episkopatsjurisdiktion  ausge- 
schlossen werden  kann,  dagegen  die  dem  auswärtigen 
Bischof  gehörigen  Güter  und  Einkünfte  ihm  belassen  wer- 
den müssen. » 

Trotz  alledem  und  trotz  der  wiederholten  offiziellen 
Erklärung,   dass   die  Beschlagnahme  der  Churer  Bis- 
thumsgüter gehoben  sei.  konnte  sich  aber  der  österrei-. 
chische  Fiskus  nicht  entschliessen,  dieselben  auch  that- 
sächlich  freizugeben. 

Wenn  Oesterreich  in  Verbindung  mit  der  Lostren- 
nung von  der  Churer  Diözese  eine  billige  Theilung  der 
auf  seinem  Gebiet  befindlichen  bischöflichen  Güter  be- 
antragt haben  würde,  so  würde  sich  wohl  ein  gütlicher 
Ausgleich  haben  finden  lassen  —  ähnlich  wie  ein  sol- 
cher schon  am  6.  Februar  1804  zwischen  den  zur 
Konstanzer  Diözese  gehörig  gewesenen  schweizerischen 
Kantonen  und  dem  Kurfürsten  von  Baden  erfolgte,  wo- 
nach jene  die  auf  ihrem  Gebiete  gelegenen  Güter  des 
säkularisirten  Bisthums  Konstanz  gegen  Vergütung  der 
Summe  von  fl.  888,249  R.  W.  übernahmen,  so  zwar,  dass 
die  zur  Domkirche  gehörigen  Benefizien  und  Stiftungen 
nicht  inbegriffen  waren,  jedoch  dem  gesetzlichen  Los- 
kauf unterworfen  blieben.  Allein  von  einem  solchen 
Ausgleich  war  bei  Oesterreich  niemals  die  Rede  und 
es  wurden  die  bischöflichen  Güter,  Gefälle  und  Ka- 
pitalien  auch   nicht    den   Bischöfen    von    Trient    und 
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Brixen,  als  Nachfolgern  des  Bischofs  von  Chur  im 
Vinstgau  und  Vorarlberg,  zugewiesen,  sondern,  nach- 
dem sie  lange  gesondert  verwaltet  worden  waren,  dem 
Staatsvermögen  einverleibt. 

Hiemit  ist  wohl  zur  Evidenz  dargethan,  dass  die 
österreichische  Inkameration  der  churbischöflichen  Güter 
im  Tirol  in  schneidendem  Widerspruch  mit  dem  Regens- 
burger Reichsdeputatiom-Hauptschluss  stand. 


Das  Kloster  Münster  lässt  dieses  Reichsgesetz  un- 
berührt: um  so  weniger  Veranlassung  konnte  Oester- 
reich  daraus  nehmen,  um  dessen  Besitzungen  im  Vinst- 
gau zu  inkameriren. 

Oesterreich  vermochte  zu  Rechtfertigung  dieses 
Aktes  lediglich  die  aus  dem  Schluss  des  §  29  abge- 
leitete « Purifikation »  seines  Gebietes  anzuführen. 
Diese  Schlussbestimmung  lautet  nämlich,  wie  aus  der 
Einleitung  zu  ersehen:  «Alle  Gerichtsbarkeit  eines 
Fürsten,  Staates  oder  Gliedes  des  Reichs  wird  von 
Stunde  an  im  Umfange  des  helvetischen  Gebietes  auf- 
hören, wie  auch  alle  Hoheitlichen  und  alle  blossen  Ehren- 
Rechte;  das  Nämliche  gilt  hinsichtlich  der  schweizerischen 
Besitzungen  auf  deutschem  Gebiet. » 

Hiedurch  sollten  allerdings  alle  auf  das  Gebiet 
des  Nachbarstaates  sich  erstreckenden  politischen  Ge- 
rechtsame und  feudalen  Ehrenrechte  gegenseitig  auf- 
gehoben sein  und  hätte  die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft demzufolge  sofort  die  österreichische  Herrschaft 
Räzüns  an  sich  ziehen  können,  was  dennoch  nicht 
geschah.  Dass  aber  diese  Bestimmung  keinen  Bezug 
hat  auf  das  Privat  eigenthum  der  Klöster,  ist  einleuchtend 
genug. 

Das  Nämliche  gilt  hinsichtlich  der  von  Oesterreich 
dem  Kloster  St.  Luzi  in  Rankwyl  und  Frastanz   ent- 
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ogenen  Güter,  Kapitalien  und  Gefälle,  so  wie  hinsicht- 
lich der  der  Pfarrei  Churwcdden  vorenthaltenen  Ein- 
künfte. 

C.  Das  Epavenrecht. 

Das  aus  französischen  Gewohnheitsrechten  stam- 
mende, ursprünglich  auf  bewegliche  herrenlose  Sachen 
beschränkte  Recht  des  Oberherrn,  sich  dieselben  eigen- 
tümlich anzueignen  (droit  d'epave),  kommt  im  heutigen 
europäischen  Völkerrecht  vorzugsweise  bei  Auflösung 
juristischer  Personen  (Korporationen  oder  Stiftungen) 
mit  Rücksicht  auf  ihr  in  einem  andern  Staate  gelegenes 
Vermögen  zur  Sprache,  indem  letzteres  alsdann  oft  als 
«herrenlos»  von  dem  betreffenden  Territorialherrn  in 
Anspruch  genommen  wird. 

Unter  diesem  Titel  wurde  z.  B.  die  Regierung  von 
St.  Gallen  mittelst  Dekretes  vom  27.  Juli  1847  von 
der  österreichischen  Regierung  mit  ihren  Ansprüchen 
auf  das,  den  aufgehobenen  Klöstern  St.  Gallen  und 
Pfavers  gehörig  gewesene,  auf  österreichischem  Gebiet 
gelegene  Eigenthum  abgewiesen. 

Allein  dieses  Epavenrecht  ist  weit  entfernt,  als  ein 
allgemein  anerkannter  Rechtsgrundsatz  gelten  zu  können, 
indem  man  andererseits  wenigstens  für  den  Fall,  in 
welchem  der  Wohnstaat  der  juristischen  Person  ihre 
Auflösung  verfügt,  zu  dessen  Gunsten  eine  Universal' 
succession  in  Anspruch  nimmt,  somit  die  Herrenlosigkeit 
des  anderwärts  gelegenen  Besitzthums  der  aufgelösten 
juristischen  Person  bestreitet. 

Gegenüber  dem  niemals  aufgelösten  und  zur  Stunde 
noch  bestehenden  Bisthum  Chur  hat  man  es  freilich  — 
abgesehen  von  der  oben  besprochenen  Fiktion  —  nicht 
gewagt,  ernstlich  das  Epavenrecht  geltend  zu  machen, 
so  dass  wir  uns  an  dieser  Stelle  enthalten  können, 
näher  auf  dasselbe  einzutreten. 
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Auch  gegenüber  dem  noch  fortbestehenden  Kloster 
Münster  vermochte  man  einstweilen  nicht,  es  in  An- 
wendung zu  bringen,  indem  Oesterreich  ihm  seit  dem 
Jahr  1859  ja  seine  Gefälle  —  freilich  mit  Abzug  un- 
verhältnissmässiger  Verwaltungskosten  —  aus  dem 
Yinstgau  zukommen  lässt.  Wohl  aber  nimmt  die  öster- 
reichische Regierung  diesem  Kloster  gegenüber  das 
sog.  Epavenrecht  insofern  schon  jetzt  in  Anspruch,  als 
sie,  damit  es  nicht  «  eludirt »  werde,  den  « Besitz  utul 
die  Verwaltung  »  seines  vinstgauer  Vermögens  und  die 
«  Umschreibung  desselben  in  den  öffentlichen  Büchern  > 
d.  h.  die  Anerkennung  seines  Eigenthumsrechtes  ver- 
weigert. 

Eine  solche  Antizipirung  des  schon  an  sich  äus- 
serst kontroversen  Epavenrechtes  kann  graubündne- 
rischerseits  nicht  anerkannt  werden,  vielmehr  hält  man 
sich  —  zufolge  allgemein  gültiger  Rechtsgrundsätze  —  für 
berechtigt,  zu  Gunsten  des  Klosters  Münster,  als  juristi- 
scher Person,  alle  vermögensrechtlichen  Befugnisse,  die 
einer  physischen  Person  zukommen,  in  Anspruch  zu  neh- 
men, also  namentlich  die  volle  und  unbeschränkte  Aner- 
kennung seines  Eigenthums-,  Verfügungs-  und  Verwaltungs- 
rechtes —  selbstverständlich  innert  den  Schranken  der 
hierseitigen  staatlichen  Oberaufsicht.  Wie  diese  Ober- 
aufsicht ausschliesslich  dem  Kanton  Graubünden,  in 
welchem  sich  das  Kloster  befindet,  zukommt,  so  muss 
auch  der  österreichischen  Regierung  die  Berechtigung: 
bestritten  werden,  dessen  Fortbestand  zu  kontroliren.  Ihr 
gegenüber  genügt  es  festzustellen,  dass  zur  Zeit,  als  das 
Inkamerationsdekret  erlassen  wurde,  das  Kloster  Mün- 
ster noch  bestand,  somit  Oesterreich  jedes,  auch  nur 
scheinbaren,  Rechtstitels  ermangelte,  um  sich  seines 
Vermögens  zu  bemächtigen,  und  ferner :  dass  dasselbe 
auch  heute  noch  besteht,  somit  ihm  sein  Vermögen  auch 
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dermalen  nicht  auf  den  Fall  seiner  möglichen  einstigen 
Auflösung  hin  vorenthalten  werden  darf.  Mit  dem 
nämlichen  Rechte  könnte  ja  die  österreichische  Regie* 
rang  jedes  in  Oesterreich  befindliche  Vermögen  einer 
ausländischen  Privatperson  auf  den  Fall  hin,  dass  sie 
erblos  sterben  würde,  zum  Voraus  in  Besitz  und  Ver- 
waltung nehmen,  beziehungsweise  ihr  das  Verfügungs- 
recht darüber  entziehen. 

Auch  gegenüber  dem  Kloster  St.  Luzi  beziehungs- 
weise dem  heutigen  bischöflichen  Seminar  kann  kein 
Epavenrecht  geltend  gemacht  werden,  und  zwar  schon 
desshalb  nicht,  weil  die  Inkamerationsfrage  auf  den 
Zeitpunkt  zurückzuführen  ist,  in  welchem  die  Inkame- 
ration  verfügt  wurde,  also  auf  den  3.  Dezember  1803. 
Nun  kann  aber  nicht  bestritten  werden,  dass  dannzumal 
das  Kloster  St.  Luzi  bestand.  Aber  auch  seither  hat  es- 
keinen  Anlass  gegeben,  ihm  gegenüber  das  Epaven- 
recht geltend  zu  machen.  Denn  wir  haben  ja  schon 
urkundlich  dargethan,  dass  das  Kloster  St.  Luzi  in 
vollkommen  legaler  und  rechtsgültiger  Weise  d.  h. 
durch  Beschluss  des  Konventes,  mit  Zustimmung  des- 
Abtes,  des  Bischofs,  des  Ordensvorstandes  und  des 
Papstes  sein  ganzes  Aktiv-  und  Passivvermögen  auf 
das  bischöfliche  Seminar  in  Chur  übergetragen  hat  und 
dass  dieser  Vertrag  auch,  so  weit  es  möglich  war, 
vollzogen  worden  ist.  So  gewiss  aber  ein  Kloster  ein& 
juristische  Person  ist  und  so  gewiss  eine  juristische 
Person,  mit  Zustimmung  der  legalen  Aufsichtsbehörden, 
über  ihr  Vermögen,  gleich  einer  physischen  Person, 
verfügen  darf,  ebenso  gewiss  konnte  St.  Luzi  in  voll- 
kommen rechtsgültiger  Weise  über  sein  Vermögen, 
wozu  auch  seine  Ansprüche  an  sein  sequestrirtes  Ver- 
mögen gehörten,  mittelst  Cession  verfügen.  Durch 
diese  rechtsgültige  Cession  ist   aber  sein  Eigenthum 
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im  Vorarlberg  nicht  herrenlos  geworden,  folglich  kann 
auch  kein  Epavenrecht  ihm  gegenüber  in  Anwendung 
kommen.  —  In  der  That  wäre  es  um  so  ungerechter, 
dass  sich  Oesterreich  mit  dem  Eigenthum  des  Klosters 
St.  Luzi  bereichere  als  ja,  wie  der  Konvent  in  seinem 
Schreiben  vom  Jahr  1807  selbst  sagt,  die  Beschlag- 
nahme seiner  Güter  es  allein  war,  die  ihm  den  Fort- 
bestand unmöglich  machte. 

Selbstverständlich  würde  man  auch  gegenüber  der 
heute  fortbestehenden  katholischen  Pfarrei  ChurwaUlen 
ein  antizipirtes  Epavenrecht  ebenso  wenig  als  gegen- 
über den  genannten  Klöstern  geltend  machen  können, 
obwohl  der  Finanzerlass  vom  27.  September  1859  das- 
selbe auch  gegenüber  Churwalden  in  Anspruch  nehmen 
zu  wollen  scheint. 

IV. 

Konklusionen. 

Aus  obiger  aktenmässiger  Darstellung  ergibt  sich: 

1)  dass  die  Inkameration  vom  3.  Dezember  1803 
ohne  allen  Bechtsgrund,  im  Widerspruch  mit  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  sowohl,  als  mit  dem  vom  Kaiser 
selbst  sanktionirten  Regensburger  Reichsdeputations- 
Hauptschluss  vom  28.  Februar  1803  erfolgte, 

2)  dass  die  österreichische  Regierung  selbst  unter 
der  Leitung  des  einsichtigen  Grafen  von  Stadion  dies 
erkannte,  indem  sie  im  Jahr  1808  den  auf  schweize- 
risches Eigenthum,  insbesondere  auf  dasjenige  des  Bi- 
schofs von  Chur  und  des  Klosters  Münster  gelegten 
Sequester,  so  viel  an  ihr  lag,  als  aufgehoben  erklärte 
und  dieser  Schlussnahme  ohne  Zweifel  auch  Folge  ge- 
geben haben  würde,  wenn  Baiern,  welchem  seit  1806 
Tirol  und  Vorarlberg  zugefallen  waren,  dazu  Hand  ge- 
boten hätte ; 
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3)  dass  dieses  Aufhebungsdekret  von  Oesterreich 
niemals  widerrufen  wurde,  somit  heute  noch  formell  in 
Kraft  besteht ; 

4)  dass  Oesterreich  mit  Rücksicht  auf  das  Bk- 
thxtm  Chur  mit  seinen  eigenen,  andern  Staaten  gegen- 
über aufgestellten  Grundsätzen  in  Widerspruch  ge- 
rathen  ist; 

5)  dass  Kaiser  Franz  selbst  ernstlich  beabsichtigte, 
dem  Bisthum  Chur  sein  Vermögen  zurückzustellen; 

6)  dass  die  österreichische  Regierung,  indem  sie 
im  Jahr  1847  dem  Bischof  und  Domkapitel  von  Chur 
eine  Jahresrente  von  fl.  6000  versprach  und  bis  zum 
Jahr  1870,  beziehungsweise  1881,  auszahlte,  diese  Ver- 
pflichtung thatsäcklich  anerkannte ; 

7)  dass  die  österreichische  Regierung  thatsäehlich 
auch  die  Inkameration  der  dem  Kloster  Münster  ge- 
hörigen Gefälle  als  unberechtigt  anerkannt  hat,  indem 
sie  seit  dem  Jahr  1859  demselben  diese  zukommen  lässt ; 

8)  dass  Baden  und  Würtemberg,  auf  welche  in 
Folge  des  Pressburger  Friedens  die  vorderösterreichi- 
schen Lande  nebst  den  von  Oesterreich  mit  Beschlag 
belegten  schweizerischen  Besitzungen  übergingen,  die 
Grundlosigkeit  der  Inkamerirung  erkennend,  dieselbe 
aufhoben  und  zwar  Baden  sofort,  Würtemberg  mittelst 
gütlichen  Uebereinkommens  wenige  Jahre  später; 

9)  dass  die  Annahme  der  Pension  durch  den 
Bischof  von  Chur  weit  entfernt  ist,  seinen  Rechts- 
anspruch auf  Entschädigung  für  die  inkamerirten  Güter 
zu  präjudiziren,  vielmehr  diese  Pensionirung  als  eine 
thatsächliche  Anerkennung  einer  zu  dieser  Entschädi- 
gung bestehenden  Verpflichtung  ab  Seite  Oesterreichs 
erscheint ; 

10)  dass  der  Bischof  zu  einer  Verzichtleistung  auf 
diese  Güter  ohne  Zustimmung  der  seine  Temporalien 
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überwachenden  bündnerischen  Staatsbehörde  gar  nicht 
befugt,  somit  dieselbe  ungültig  gewesen  wäre. 

11)  Vollends  muss  die  bischöfliche  Kapitalforde- 
rung von  fl.  93,000  als  liquid  betrachtet  werden,  da 
sie  sich  auf  eine  Schuldverschreibung  des  Kaisers  stützt, 
der  dafür  österreichische  Besitzungen  zum  Unterpfand 
gab  und  von  dem  in  derselben  enthaltenen  Kapital  von 
fl.  76000  ausdrücklich  sagt,  dass  dieses  Darlehen  « zum 
Nutzen  des  Erzhauses  »  verwendet  worden  sei.  Somit 
ist  dies  eine  Schuld  des  österreichischen  Staates,  und 
die  Sequestrirung  dieser  eigenen  Schuld  im  Grunde 
nichts  anderes  als  eine  Zahlungsverweigerung,  die  bei 
zivilisirten  Staaten  ihren  Bankerott  voraussetzt. 

Die  österreichische  Regierung  wird  diese  Schuld 
um  so  mehr  anerkennen  müssen,  nachdem  eine  ähn- 
liche Kapitalforderung  des  Klosters  Einsiedeln  (von 
fl.  300,000)  schon  im  Jahr  1828  anerkannt  und  voll 
ausbezahlt  wurde,  obwohl  der  Kaiser  dieses  Anleihen 
für  die  vorderösterreichischen  Lande  gemacht  hatte.  Un- 
möglich kann  nun  Chur  schlechter  gehalten  werden. 

12)  Endlich  kann  auch  das  vom  Kloster  Münster 
beanspruchte  Verfügungsrecht  über  seine  Tiroler  Grund- 
zinse nicht  mehr  in  Frage  gestellt  werden,  nachdem 
Oesterreich  durch  Verabfolgung  derselben  dessen  Eigen- 
thumsrecht  prinzipiell  anerkennt. 

Dr.  P.  C.  v.  Planta. 


■»»— 


Le  Sonderbund  en  Valais  1844-1 847.') 


I. 

Nous  abordons  la  narration  de  la  phase  la  plus 
humiliante  de  l'histoire  du  Valais.  La  tache  que  nous 
nous  sommes  imposäe,  de  faire,  autant  que  possible, 
abstraction  de  nos  sympathies  personnelles,  ne  nous 
affranchit  pas  de  Tobligation  de  mettre  dans  toute  leur 
nudite  sous  les  yeux  du  lecteur  des  faits  historiques 
appuyes  sur  des  documents  authentiques. 

Nous  avons  prouve  dans  un  6crit  precedent  que  la 
troupe  qui  a  envahi  Sion  le  18  mai  1844  a  agi  contre 
les  ordres  du  Grand-Conseil,  ä  la  suite  d'une  machina- 
tion  ourdie  par  un  pouvoir  occulte  dirige  par  Bernard 
Meyer.  Le  Conseil  d'Etat,  qui  avait  declare  au  Grand- 
Conseil,  le  17  au  soir,  qu'il  n'avait  pas  appele  cette 
troupe,  l'adopta  comme  sienne  lorsqu'elle  fut  maitresse 
de  Sion.  Par  ce  coup  de  main,  les  pouvoirs  constitues 
etaient  vaincus  et  domines  par  Finsurrection.  Au  lieu 
de  suivre  l'exemple  du  Conseiller  d'Etat  Torrent,  ses  col- 
legues  prefererent  subir  la  tutelle  qui  s'imposait  ä  eux. 
La  faiblesse  dont  ils  avaient  donne  tant  de  preuves 
est  un  defaut  naturel  et  excusable ;  mais  ce  qui  ne 
Test  pas,  c'est,  apres  coup,  de  traiter  en  criminels, 
sans  les  avoir  prevenus  du  changement  qui  s'etait 
opere,  ceux  qui  leur  obeissaient,  qu'ils  payaient  et  nou- 

l)  Suite  du  räcit  dans  l'ftnnuaire  pröcödent. 
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rissaient  la  veille ;  c'est  d'avoir  donne  les  mains  ä  toutes 
les  enormites  qui  se  commirent  dans  la  suite;  c'est 
d'avoir  etouffe  le  cri  de  leur  conscience  qui  leur  sugge- 
rait  de  supplier  le  Grand-Conseil  de  « leur  epargner  la 
douloureuse  Obligation  de  faire  incarcerer  preventive- 
ment  M.  le  Conseiller  d'Etat  Torrent,  pour  le  cas  oü 
il  serait  compris  dans  une  des  categories  du  decret  du 
29  mai  1844  »  !).  Ils  n'ignoraient  pas  que  leur  collegue 
Torrent  avait  pris  part  h  toutes  leurs  deliberations ; 
qu'il  etait  solidaire  de  leurs  actes  jusqu'ä  l'apres-midi 
du  18  mai  et  que  des  cet  instant,  le  beau  röle  n'etait 
pas  le  leur. 

Qu'un  parti  vainqueur  use  de  tous  les  moyens  li- 
cites  pour  assurer  son  existence,  c'est  ce  qui  se  voit 
tous  les  jours.  Mais  que  ce  parti,  au  lieu  de  se  con- 
tenter d'avoir  terrasse  ses  adversaires  combattant  pour 
leur  bon  droit,  se  jette  sur  sa  victime  reduite  ä  Pim- 
puissance,  Taneantisse,  ou,  si  son  bras  ne  peut  l'at- 
teindre,  lui  intente  un  proces  de  haute  trahison,  afin 
de  trainer  son  nom  aux  gemonies,  ce  sont  les  signes 
d'une  grande  bassesse  d'äme  et  d'une  sauvage  aberra- 
tion  qui  ne  se  produisent  que  dans  les  plus  violents 
paroxysmes  revolutionnaires. 

Des  le  18  mai,  le  Valais  n'eut  plus  qu'un  maitre, 
M.  le  chanoine  Andre  Derivaz,  et  un  executeur  fidele  de 
ses  ordres,  M.  Guillaume  de  Kalbermatten.  La  Consti- 
tution, les  lois,  tout  fut  foule  aux  pieds :  «  La  loi  ne  dis- 
pose  que  pour  Tavenir,  eile  n'a  pas  d'eifet  r^troactif », 
principe  elementaire  du  droit.  On  cree  des  categories 
de  coupables  et  des  penalites  qui  ne  sont  prevues  par 
aucun  de  nos  codes.  La  Constitution  d^signe  les  tri- 
bunaux  qui  rendent  la  justice  en  Valais.  On  institue 
un  tribunal  central,  saisi  non  seulement  des  crimes  et 

*)    Protocole  du  Grand-Conseil,  st'ance  de  relevde  du  3  juln. 
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d&its  de  nouvelle  creation,  mais  aussi  de  ceux  dont 
les  tribunaux  constitutionnels  ont  d&jä  pris  connais- 
sance  et  pour  lesquels  il  y  a  prevention  du  for. 

Pour  proc&ler  reguliferement,  suivons  les  delib^ra- 
tions  et  decisions  du  Grand-Conseil,  reuni  en  Session 
ordinaire  le  20  mai  1844.  Le  protocole  de  la  seance  du 
22,  apres-midi,  porte: 

«Le  Comite  secret  est  forme. 

L'ordre  du  jour  est  la  discussion  sur  le  message 
concernant  les  peines  ä  infliger  ä  quelques  communes 
et  ä  quelques  individus  des  dixains  occidentaux. 

Apres  avoir  pris  connaissance  des  propositions 
du  Conseil  d'Etat,  modifiees  par  la  Commission,  la 
H.  Assemblee  adopte  les  conclusions  suivantes : 

Ceux  qui  ont  pris  sciemment  les  armes  contre  le 
gouvernement  et  ceux  qui,  abusant  de  leur  autorite 
ont  fait  un  appel  ä  leurs  subordonnes  pour  rösister 
contre  les  forces  expediees  le  19  de  ce  mois  dans  les 
dixains  occidentaux  par  le  Grand-Conseil  et  le  Conseil 
d'Etat,  sont  declares  rebelles  ä  la  patrie. 

Ceux  qui  se  sont  mis  ä  la  tete  des  bandes  ar- 
mees  et  ceux  qui  ont  exerce  un  emploi  ou  commande- 
ment  superieurs  seront  saisis  et  incarceres. 

La  Commune  de  Martigny-Ville  est  condamnee 
ä  une  contribution  de  .    Ls.    2,500 

Les  communes  de  Fully,  Saillon,  Ley- 
tron,  Charrat,  Saxon  et  Riddes  . 

La  commune  de  St-Maurice 

Celles  de  Collonges  et  Massongex 

La  plaine  de  Monthey 

Ls.  14,600 
Le  Conseil  d'Etat  est  autorise  ä  imposer  d'autres 
communes  dans  la  meme  proportion,  si  elles  sont  re- 
connues  coupables. 
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Une  Commi>sion  eivile  de  trois  membres  suirra 
'/Expedition  pour  operer  la  repartition  de  eette  con- 
tribution  et  pour  en  procurer  la  rentree. 

Les  delits  commis  par  les  hommes  pris  les  armes 
a  la  main  seront  ju^es  par  un  eonseil  de  guerre  de 
einq  nienihre»  et  de  deux  suppleants.  nommes  par  le 
<onse;I  dEtat.  Nul  n'est  admis  ä  refuser.  sauf  motif 
legitime,  de  faire  partie  de  ee  eunseil. 

MAL  Ferdinand  Stockalper  de  la  Tour.  Antoine  du 
Fay  de  Lavallaz  et  le  eolooel  Zen-Klusen  sont  nomines 
membres  de  eette  commission.  Sur  le  refus  de  3L  de 
Lavallaz.  il  est  remplaee  par  Chretien  Ruff.  > 

En  seanee  du  23  mai.  les  deeisions  qui  precedent 
>ont  e'rigees  en  deeret.  Xous  le  reproduisons  textuelle- 
inent  pour  que  le  lecteur  puisse  juger  de  l'aggrava- 
tion  quy  apporta  le  deeret  du  5  juin  IS46. 

DEfRET 
du  29  mai  IS44  relatif  a  la  prise  darmes  de  mai  1844. 

Le  Grand-Conseil  de  la  Republique  et  Canton  du 
Valais. 

Sur  la  proposition  du  Conseil  d'Etat. 

ton>iderant  que  dans  les  in^urreetions.  la  culpa- 
bilite  retomln?  plus  particulierement  sur  leurs  auteurs, 

Que  le  deeret  du  22  mai  courant.  art.  1.  2  et  3  ne 
porte  que  des  prineipes  qui  demandent  une  application 

speciale  ä  lespeee. 

Deere te : 
S«.»nt  declares  rebelles  ä   la  patrie  et  seront  mis 
immediatement   en  arre^tation  pour  etre  juges  comme 
tels : 

1°  Les  au  teure  de  la  prise  d'armes.  les  meneurs  et 
ceux  qui.  abusant  de  leur  autorite.  ont  fait  appel  aux 
armes  dans  les  dixains  occidentaux  pour  resister 
torues  du  gouvernement. 


-     611     - 

2°  Ceux  qui  ont  exerce  un  commandement  ou  un 
«mploi  superieur,  tels  que  le  commandant  en  chef,  les 
commandants  des  colonnes,  ceux  qui  se  sont  mis  ä  la 
tete  de  bandes  armees,  ceux  qui  ont  fait  partie  du 
conseil  de  la  guerre,  ou  de  l'etat-major  des  troupes 
insurgees,  illegalement  constituees,  les  membres  du 
€omite  cantonal  de  la  Jeune  Suisse. 

3°  Les  membres  du  Comite  de  Martigny  qui  ont 
pris  part  ä  la  proclamation  du  12  mai  courant. 

Le  Conseil  d'Etat  fera  poursuivre  d'office  les  in- 
dividus  coupables  de  desordres  et  d'exces  particuliers 
ou  de  menaces  graves. 

Ceux  qui  ne  sont  pas  compris  dans  les  catigories  ci- 
dessus  peuvent  rentrer  dam  leurs  foyers,  toutefois  en  se 
conformant  aux  prescriptions  du  dtcret  du  24  mai,  pour 
le  cos  ou  ils  feraient  partie  de  la  Jeune  Suisse. 

Donne  en  Grand-Conseil  ä  Sion,  le  29  mai  1844. 

Le  President  du  Grand-Conseil, 

M.   DE   COURTEN. 

Les  secretaires, 
C.  de  Werra,  J.  Amherdt. 

Le  24  mai  le  Grand-Conseil  porta  deux  decrets, 
supprimant  la  Societe  de  la  Jeune  Suisse  et  le  Journal 
«  FEcho  des  Alpes  »  et  une  loi  instituant  un  tribunal 
central. 

A  cette  date,  le  langage  du  Conseil  d'Etat  n'etait 
plus  celui  qu'il  avait  tenu  en  seance  du  17  mai  au  soir; 
il  disait  dans  son  message  au  Grand-Conseil : 

«  C'est  ä  votre  force  d'äme,  ä  votre  ardent  patrio- 
tisme  que  le  Valais  doit  en  ce  moment  le  retour  de 
Vordre  dans  son  sein ;  la  bravoure  de  vos  soldats  et 
Taide  evidente  de  la  Providence  ont  triomphe  de  la 
resistance  de  citoyens  rebelies  »,  etc.  Mais  ces  rebelles 
ne  se  firent  pas  faute  de  retablir  les  faits ;  le  Conseil 
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d'Etat  avait  somme  les  dixains  de  Monthey  et  Mar- 
tigny  de  Computer  leur  deputation  au  Grand-Conseil,, 
sous  peine  de  voir  continuer  l'occupation  militaire. 
Plusieurs  deputes,  refugies  dans  le  canton  de  Vaud„ 
adresserent  la  lettre  suivante  au  Gonseil  d'Etat: 

Bex,  le  26  mai  1844. 

« Les  soussignes ,  membres  du  Grand-Conseil  du 
Canton  du  Valais,  ont  pris  connaissance  de  la  lettre 
que  le  Conseil  d'Etat  vient  d'adresser,  sous  date  du 
22  courant  au  president  du  dixain  de  Monthey,  pour 
inviter  la  deputation  de  ce  dixain  ä  se  rendre  ä  son 
poste,  en  le  pr^venant  que  l'occupation  militaire  con- 
tinuera  jusqu'ä  ce  que  la  deputation  ait  repris  sa  place 
au  Grand-Conseil. 

Le  regime  qui  prevaut  en  Valais  depuis  quelques 
jours  ayant  demontre  que  les  citoyens  ne  peuvent  plus 
compter  ni  sur  les  garanties  constitutionnelles,  ni  sur 
la  parole  donnee,  nous  ne  croyons  pas  que  notre  qua- 
lite  de  deputes  nous  impose  l'obligation  de  sieger  au 
Grand-Conseil  sous  l'empire  des  baionnettes  et  des  me- 
sures  d'exception  qui  sont  ä  l'ordre  du  jour. 

En  parlant  d'une  prise  d'armes  ordonnSe  par  les 
pouvoirs  publics,  nous  aimons  h,  croire  que  le  Conseil 
d'Etat  ne  fait  pas  allusion  ä  celle  qui  vient  d'agresser 
et  d'envahir  le  chef-lieu  du  Canton  et  le  Bas- Valais ; 
il  se  rappellera  qu'il  a  declare  lui-m6me  en  face  du 
pays  que  ces  hommes  armes  n'avaient  pas  ete  appeles 
par  lui. 

Quant  ä  nous,  nous  considerons  cette  prise  d'armes 
comme  un  guet-ä-pens  prepare  de  longue  main,  par 
des  hommes  coupables  et  par  des  magistrats  en  dehors 
de  leur  office,  et  nous  protestons  contre  les  conee- 
quences  de  cette  agression  deloyale. 
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L'approbation  tardive  dont  les  pouvoirs  publics 
peuvent  couvrir  cette  invasion  ne  parviendra  point  a 
intervertir  les  röles. 

La  force  peut  se  substituer  au  droit  et  etouffer 
momentanement  la  voix  de  la  verite ;  mais  dans  une 
republique,  cet  ordre  anormal  ne  saurait  subsister  long- 
temps. 

De    ce    qui    precede,    vous   conclurez   facilement, 
Tit.,  que  nous  ne  siegerons  pas  au  Grand-Conseil  aussi 
longtemps  que  la  Constitution  et  les  lois  n'auront  pas 
repris  l'empire  exclusif  qui  leur  appartient. 
Veuillez,  etc. 

(Signes)  Antoine  Zumoffen,  Adrien-Felix 
Pottier,  Pierre-Marie  Bender,  Mce. 
Barman,  Barman  Dr  en  droit,  Jo- 
seph Abbet,  M.  Exhenri.  » 

Cette  reponse  parait  avoir  satisfait  le  gouverne- 
inent,  car  il  ne  donna  pas  suite  ä  sa  menace  d'occu- 
pation  militaire  du  dixain  de  Monthey. 

Pour  terminer  le  recit  de  cette  importante  session, 
il  nous  reste  ä  enregistrer  l'installation  de  M.  Guil- 
laume  Kalbermatten  comme  Conseiller  d'Etat  en  rem- 
placement  de  M.  Pierre  Torrent;  une  loi  draconienne 
sur  la  presse ;  Tinstitution  d'une  fete  nationale  en 
action  de  gräce  de  Theureux  succes  des  ev^nements 
<le  mai  1844  et,  comme  couronnement,  l'entree  du  Va- 
lais  dans  le  Sonderbund. 

Celui  qui  tient  ä  se  rendre  compte  de  l'ätat  de 
prostration  dans  lequel  les  pouvoirs  publics  etaient 
tombes,  n'a  qu'ä  comparer  le  message  du  Conseil  d'Etat 
du  7  novembre  1843,  oü  il  premunissait  le  Valais  contre 
les  suites  d'une  alliance  separee,  avec  le  langage  tenu 
en  seance  du  5  juin  1844,  oü,  par  des  arguties  de  pro- 
cureur,  il  preavise  dans   un  sens  diametralement  op- 
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pose.  En  effet,  on  lit  au  protocole  du  Grand-Conseil  de 
cette  derniere  date: 

c  Les  Cantons  de  Lucerne,  Uri.  Schwyz,  Unter- 
waiden, Zug  et  Fribourg  ont  publie,  sous  date  du 
l«r  fevrier  1844,  un  manifeste  dont  les  conclusions 
portent  que  tous  les  couvents  supprimes  par  le  decret 
du  Grand-Conseil  d'Argovie  du  13  janvier  1841  doivent. 
pour  le  maintien  des  droits  confessionnels  et  en  ac- 
complissement  des  devoirs  imposes  par  l'article  12  du 
pacte,  etre  reintegres  dans  les  droits  que  le  pacte  leur 
assure. 

Le  Conseil  d'Etat  croit  que,  sans  egard  ä  la 
pretendue  majorite  de  la  Diete  federale,  qui  s'est  de- 
claree  satisfaite  du  retablissement  de  quatre  couvents 
de  femmes,  la  question  peut  encore  etre  reproduite  a 
la  Diete: 

1°  Pour  cause  de  vice  de  forme  dans  la  deliberation. 

2°  Pour  cause  de  nullite,  fondee  sur  la  violation 
du  pacte  federal.  Le  pacte  etant  un  contrat  passe  entre 
les  22  cantons  de  la  Suisse,  il  s'ensuit  qu'il  faut  le 
consentement  de  tous  ces  cantons  pour  y  deroger. 

Au  reste  la  Diete  federale  a  reconnu  elle-meme 
la  violation  du  pacte  dans  l'espece. 

D'apres  ces  considerations,  le  Conseil  d'Etat,  ainsi 
que  la  Commission  estiment  que  la  discussion  doit  etre 
reprise  dans  le  sein  de  la  Diete  et  que  la  deputation 
du  Valais  doit  se  conformer  aux  Instructions  prece- 
dentes,  c'est-a-dire,  voter  le  retablissement  de  tous  les 
couvents  supprimes  dans  TArgovie. 

Le  Grand-Conseil  adopte  ce  preavis  et  donne 
pour  instruction  ä  sa  deputation,  conformement  ä  la 
proposition  du  Conseil  d'Etat  et  de  la  Commission, 
d'adherer  aux  conclusions  du  manifeste  mentionne  ci- 
haut. 
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La  deputation  votera  l'ordre  du  jour. 

Sur  une  motion  individuelle,  le  Grand  -  Conseil 
decide  que  le  Valais  enverra  des  delegues  aux  reu- 
nions  et  aux  Conferences  qui  auront  Heu  ä  Tavenir 
dans  le  but  d'obtenir  le  retablissement  des  couvents 
supprim^s  dans  le  Canton  d'Argovie,  le  maintien  des 
droits  confessionnels  et  l'accomplissement  des  devoirs 
imposes  par  Tarticle  12  du  pacte.  Ces  delegues  pren- 
dront  part  aux  deliberations  et  concourront  aux  me- 
sures  qui  y  seront  prises,  sous  la  reserve  cependant 
que  s'il  s'agit  de  mesures  coercitives,  il  en  sera  refere 
au  Grand-Conseil. 

Si  ces  Conferences  devaient  avoir  Heu  dans  l'in- 
tervalle  d'une  session  ä  l'autre,  le  Conseil  d'Etat  nom- 
mera  les  deputes  qui  devront  y  assister. 

Sont  nommes  deputes  ä  la  Diete  federale  MM.  le 
Dr  Ganioz  et,  sur  le  refus  de  M.  Luder,  M.  Adrien  de 
(Jourten. » 

La  paternite  de  cette  desastreuse  decision  ne  sau- 
rait  etre  douteuse;  cependant  pour  lever  tout  doute 
ä  cet  egard,  nous  n'invoquerons  qu'un  seul  temoignage 
qui  ne  sera  pas  recuse  par  les  plus  incredules,  celui 
de  Mgr.  Luquet.  On  lit  dans  son  ouvrage  edite  ä  Paris 
au  Bureau  des  annales  de  philosophie  chretienne,  1849, 
sous  le  titre :  «  Etudes  historiques  sur  l'etablissement 
hospitalier  du  Grand  Saint-Bemard ,  precedees  d'une 
lettre  ä  N.  S.  Pere  le  Pape  Pie  IX,  sur  l'etat  de  la 
religion  catholique  en  Suisse,  par  Mgr.  J.  F.  0.  Luquet, 
Eveque  d'Hesebon,  ancien  envoye  extraordinaire  et  de- 
legue  apostolique  en  Suisse  »  : 

«Un  autre  malheur,  egalement  anterieur  ä  ma 
mission,  fut  que,  non  seulement  le  clerge  suisse  ne  se 
trouva  pas  en  dehors  des  passions  de  la  lutte,  mais 
qu'une  societe  religieuse  en  particulier  etait  devenue  le 
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drapeau  sous  lequel  les  partis  se  couvraient  pour  com- 
battre. 

Dans  les  deux  camps,  en  effet,  le  nora  des  Jesuites 
avait  ete  prononce  comme  parole  de  ralliement.  De 
part  et  d'autre  ces  religieux  etaient  devenus,  par  un 
fatal  enchainement  de  circonstances,  ä  la  fois  une  cause 
et  un  p retexte  de  la  guerre  civile,  que  sans  cela,  peut- 
etre,  on  etit  evitee.  »  (Introduction.  page  11.) 

En  preuve  que  les  Jesuites  fomentaient  la  guerre 
civile,  le  meme  auteur  dit  dans  une  note  de  l'intro- 
duction,  ä  la  page  25:  <En  voici  un  exemple  entre 
une  foule  d'autres:  ä  la  fin  du  mois  d'octobre  1847,  au 
moment  oü  les  hostilites  allaient  6tre  declarees,  le 
canton  des  Grisons,  voulant  tenter  un  nouvel  effort 
pour  la  paix,  avait  envoyä  trois  deputes,  deux  radicaux 
ä  Zürich  et  un  conservateur  ä  Lucerne,  pour  essayer 
de  rapprocher  encore  les  partis.  Le  deputd  envoye  ä 
Lucerne  etait  M.  Marca.  Mgr.  le  Nonce  eut  l'occasion  de 
le  voir  et  de  Pentendre  expliquer  le  but  de  sa  mission. 
II  en  con<jut  un  dernier  espoir  de  paix  et  il  s'empressa 
de  le  communiquer  ä  un  Jesuite  fort  connu  ä  Lucerne, 
lo  P.  Roh.  —  « Est-ce  bien  vrai  ? »  repondit  le  reli- 
gieux. —  «Tres-certainement»,  dit  le  Nonce,  «je  viens 
de  lui  parier  ä  Tinstant.  >  —  «Eh  bien !  ce  serait  le 
plus  grand  malheur>,  repliqua  le  P.  Roh.» 

Parlant  de  la  participation  du  clerge  du  Valais  ä 
la  lutte  du  Sonderbund,  Mgr.  Luquet  dit  aux  pages  173 
et  174  de  l'ouvrage  cite:  «Eh  bien!  nous  devons  le 
dire,  parce  qu'il  faut  en  faire  une  le<jon  utile  pour 
l'avenir,  le  clerge  du  Valais  en  general,  le  St-Bernard 
en  particulier,  doivent  en  partie  rechercher  les  causes 
de  leur  persecution  dans  celles  que  Thistorien  Signale 
ici,  sans  les  comprendre,  pour  les  desastres  de  la  com- 
pagnie  de  Jesus.    Nous  Tavions  remarque   de  suite  et. 
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dös  le  11  mars  dernier,  nous  croyions  devoir  en  rendre 
compte,  ainsi  qu'il  suit,  au  cardinal  secrätaire  d'Etat 
de  S.  S.: 

La  maison  du  Grand  Saint-Bernard,  disions-nous, 
prit  egalement  une  part  active  au  Sonderbund  et  m&ne 
aux  divers  mouvements  politiques  survenus  depuis 
1839. 

Elle  le  fit  dans  d'excellentes  intentions,  sans 
doute,  car  il  y  a  voix  unanime  sur  le  compte  de  ces 
religieux,  quant  ä  la  regularite  de  leur  conduite,  ä  leur 
zele,  et  ä  leur  devouement.  Moi-möme,  dans  le  voyage 
que  je  fis  ä  la  montagne,  j'eus  l'occasion  de  les  voir 
presque  tous,  et  je  puis  assurer  V.  E.  que  mes  rap- 
ports  avec  eux  ont  ete  un  sujet  continuel  d'edification. 
J'ai  trouve  en  eux  une  grande  ouverture  d'esprit  et 
de  coeur,  une  union  pleine  de  charite,  un  esprit  de  zele 
et  d'abnegation  entretenu  et  sanctifie  par  les  p£rils 
sans  cesse  imminents  auxquels  leur  vocation  les  ex- 
pose. 

Mais,  precisement  par  suite  de  ces  excellentes 
qualites,  ils  devaient  plus  vivement  ressentir  tout  ce 
qui  leur  semblait  porter  atteinte  au  bien  de  la  religion. 
11s  etaient  consequemment  plus  exposes  que  d'autres 
a  outrepasser  les  limites  du  zele,  en  se  laissant  en- 
trainer  aux  lüttes  de  la  politique.  Or,  on  ne  peut  se 
le  dissimuler,  plusieurs  d'entre  eux  ne  surent  pas  suf- 
fisamment  eviter  ce  dangereux  ecueil. 

M.  le  prevöt  (Filliez),  en  particulier,  y  prit  une 
part  trop  active.  C'est  un  excellent  religieux,  plein  de 
foi,  mais  ardent  par  caractere,  d'un  temp^rament  bi- 
lieux  et  cassant,  qui,  dans  les  circonstances  d'alors, 
devait  infailliblement  se  compromettre,  comme  ü  ar- 
riva. 
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Que  resulta-t-il  de  cette  action  politique  du  St- 
Bemard,  et,  en  general,  du  clerge  en  ValaisV  Chez  les 
radicaux  exageres,  eile  produisit  une  irritation  exees- 
sive,  une  implacable  haine.  Elle  produisit  chez  d'autres 
une  defianee  dont  nous  n'avons  que  trop  constate  nous- 
memes  les  effets.  Nous  avons  vu  que  par-lä  des  gens 
honnetes  et  moderes  avaient  abandonne  les  interet* 
ecclesiastiques  au  moment  oü  leur  appui  etait  devenu 
si  necessaire.  Nous  avons  vu  que  le  clerge  lui-meme 
n'avait  pas  toujours  ete  unanime  dans  ces  vues,  una- 
nime  dans  le  mode  de  defendre  son  droit;  que,  par 
consequent,  le  parti  antireligieux  avait  profite  de  cette 
division  pour  agir  contre  l'Eglise.  De-lä  encore  les 
exageres  s'enhardirent  ä  commettre  bien  des  actes  de 
spoliation  sur  les  biens,  d'oppression  sur  les  personnes, 
actes  devant  lesquels  on  eüt  recule,  si,  de  part  et 
d'autre,  les  choses  n'eussent  pas  ete  aussi  poussees  a 
Textreme  qu'elles  le  furent. » 


IL 


Le  tribunal  central. 

Ce  serait  le  Heu  de  parier  de  la  Diete  federale, 
convoquee  extraordinairement  ä  la  demande  des  cantons 
de  Berne,  Vaud,  Grlaris,  Schaffliouse,  Argovie  et  Bale- 
campagne  pour  s'occuper  des  evenements  du  Valais. 
Cette  convocation  eut  lieu  pour  le  25  juin,  cinq  jours 
avant  la  Diete  ordinaire.  On  y  debattit  Topposition  de 
Berne  et  de  Vaud  ä  la  mise  sur  pied  et  au  passage 
de  troupes  föderales  ä  travers  ces  cantons  pour  mar- 
cher  sur  le  Valais;  on  y  discuta  Tamnistie  et  la  eon- 
duite  de  Bernard  Meyer  durant  sa  double  mission. 
Comme  le  Vorort  lui  avait  laisse  le  soin  de  justifier 
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sa  conduite,  en  lui  abandonnant,  pour  la  circonstance, 
le  fauteuil  de  la  presidence  de  la  Diete ;  il  y  fut  moins 
sincere  que  dans  ses  memoires  posthumes  et  injuria 
ses  victimes  de  toutes  les  fa<jons,  ce  qui  lui  attira, 
entre  autres,  en  seance  du  13  juillet  l'apostrophe  sui- 
vante  du  depute  de  Soleure,  M.  Joseph  Munzinger: 

«  Nous  ne  savons  pas  ä  qui  nous  avons  a  faire ;  si 
c'est  au  depute  de  Lucerne,  on  devra  inserer  son  dis- 
cours  au  protocole.  Si  c'est  au  commissaire,  ou  tel  titre 
qu'il  pretend  se  donner,  il  aura  sans  doute  le  courage 
de  le  faire  imprimer,  puisqu'il  a  eu  le  triste  courage 
de  le  prononcer.  Si  nous  avions  entendu  ce  discours 
avant  de  voter  sur  la  conduite  du  Vorort,  les  deputa- 
tions  qui  n'ont  pas  voulu  le  desapprouver,  auraient 
garde  le  protocole  ouvert  et  reserve  a  leurs  commet- 
tants  la  faculte  de  se  prononcer.  (Le  depute  passe  en 
revue  les  rapports  de  M.  Meyer  pour  demontrer  l'in- 
digne  partialite  de  sa  conduite).  Mais  tout  cela,  ajoute- 
t— il,  n'est  qu'un  enfantillage  aupres  de  ce  que  nous  avons 
entendu  aujourd'hui.  De  son  aveu,  il  a  deconseille  au 
gouvernement  de  parlementer  pour  eviter  la  guerre 
civile;  est-ce  la  la  mission  d'un  commissaire  federal? 
II  faut  que  la  Confederation  connaisse  ce  discours  et 
qu'elle  sache  qu'on  est  venu  presider  la  Di&te  avee  les 
mains  teintes  de  sang ! » 

En  resume,  cette  discussion  aboutit,  comme  tant 
d'autres,  ä  ne  former  majorite  ni  pour  blämer,  ni  pour 
approuver  la  conduite  du  commissariat. 

Avant  de  terminer  leur  importante  session,  les 
chefs  de  la  reaction  durent  se  preoccuper  de  la  mise 
en  vigueur  du  tribunal  central,  ce  qui  n'etait  pas  le 
moindre  de  leurs  soucis.  II  s'agissait  avant  tout  de 
trouver  des  hommes  a  conscience  assez  robuste  pour 
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revetir  des  fonctions  inconstitutionnelles  et  d'appliquer 
des  lois  de  circonstance,  creees  pour  le  passe  plutöt  que 
pour  l'avenir.  On  avait  bien,  le  23  juin,  fait  voter  le 
peuple  sur  l'acceptation  de  ce  tribunal;  mais  que  le 
referendum  ait  dit  que  deux  et  deux  fönt  cinq,  il 
n'en  restait  pas  moins  vrai  que  deux  et  deux  fönt 
quatre  et  qu'un  tribunal  dont  l'existence  n'est  pas  con- 
sacree  par  la  Constitution  en  vigueur,  est  et  reste  un 
tribunal  inconstitutionnel. 

Dans  la  prevision  de  ces  scrupules,  le  Grand-Con- 
seil,  en  conferant,  pour  cette  fois,  au  Conseil  d'Etat, 
la  nomination  de  ce  tribunal,  avait  statue,  sur  la  pro- 
Position  du  Conseil  d'Etat,  que  les  citoyens  qui,  sauf 
motifs  legitimes,  refuseront  de  faire  partie  du  tribunal 
central  charge  de  connaitre  des  delits  politiques,  se- 
ront  declares  avoir  mal  servi  la  patrie.  (Seance  du 
5  juin.) 

Le  2  juillet  le  Conseil  d'Etat  avait  fait  ses  nomi- 
nations  et  en  avait  avise  les  titulaires.  Les  demissions 
ne  se  firent  pas  attendre  et  le  lendemain,  le  Departe- 
ment de  Justice  et  Police  6crivait  la  circulaire  suivante : 

«Le  Conseil  d'Etat  a  et£  frapp£  d'etonnement  ä 
la  vue  des  refus  qui  sont  arrives  au  Departement  de 
Justice  et  Police  de  la  part  des  personnes  qui  ont  ete  ap- 
pelees  ä  un  emploi  au  tribunal  central,  <5tabli  pour  la 
repression  des  delits  politiques,  tribunal  qui  vient  d'etre 
accueilli  par  l'immense  majorite  du  peuple  valaisan, 
parce  que  tous  les  bons  citoyens  en  ont  senti  Futilite, 
disons  mieux,  l'extreme  necessite. 

«Les  eflforts  inouis  du  Valais  pour  donner  la  paix 
au  pays  seraient  perdus,  si  nous  ne  prenions  des  me- 
sures  pour  la  consolider  et  nous  garantir  ä  l'avenir  de 
troubles  que  les  artisans  de  d^sordre  fomentaient   k 
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nouveau.  Cette  verite  vous  Fapprecierez  sans  doute,. 
Tit.,  vous  concevez  avec  le  Conseil  d'Etat  que  chaque 
bon  citoyen  se  doit  ä  son  pays.  Le  Valais  vient  de 
donner  des  preuves  qui  parlent  bien  haut;  les  sept 
huitiemes  au  moins  de  sa  population  apte  ä  porter  les 
armes  se  sont  montres  prets  ä  acheter  au  prix  de  leur 
sang  et  de  leur  vie  le  bienfait  de  la  paix. » 

Apres  avoir  insiste  sur  la  necessite  de  punir  les 
coupables,  la  circulaire  ajoute :  « il  faut  pour  cela  or- 
ganiser  le  tribunal ;  mais  comment  y  parvenir  si  chacun 
refuse  l'emploi,  qui  lui  est  confer^  ?  La  mise  en  vigueui 
est  impossible ;  un  premier  ref us  sera  suivi  d'un  second 
et  ainsi  de  suite,  chacun  usant  du  meine  droit,  agira 
de  m&ne.  Aussi  le  conseil  d'Etat  prevoyant  cette 
fächeuse  consequence,  a-t-il  resolu  de  n'accepter  aucune 
demission.  Si  les  membres  appeles  persistent,  rien  ne 
se  fera ;  le  tribunal  restera  sur  le  papier  et  la  loi  une 
lettre  morte.  Sur  qui  alors  retombera  la  responsabilite? 
Elle  ne  peut  peser  tout  entiere  que  sur  ceux  qui  au- 
ront  refuse  leurs  Services  ä  la  patrie.  Force  sera  au  Con- 
seil d'Etat  d'en  rendre  compte  au  Grand-Conseil  en  la 
prochaine  session. 

Agreez,  etc.:  (signe)  Le  chef  du  Departement: 
Gross.  > 

Dans  une  recharge  du  meme  departement,  datee 
du  6  juillet  1844,  on  lit  entre  autres,  la  phrase  sui- 
vante:  «Le  Conseil  d'Etat  me  Charge  de  vous  dire  que 
le  Grand-Conseil  a  mis  une  teile  importance  que  les 
personnes  qui  seraient  appelees  k  remplir  une  fonction 
quelconque  de  ce  tribunal,  qu'il  a  attache  au  refus 
qui  serait  donne  un  vöte  de  bläme  que  peut-etre  vous 
ignoriez  quand  vous  m'avez  dcrit.  Je  ne  doute  nulle- 
ment  qu'en  etant  informe,  vous  ne  reveniez  de  votre 
determination  »  (textuel). 
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Sur  ces  exhortations,  les  £lus,  guides  soit  par 
leurs  passions  politiques,  soit  par  la  pression  du  pou- 
voir  dirigeant,  accepterent  et  le  tribunal  se  trouva 
compose  de  MM.  Ferdinand  Stockalper,  Rouaz,  Janvier 
de  Riedmatten,  Leopold  de  Sepibus,  Pierre  Indermat- 
ten, Carruzzoz,  Clement  Burcher.  Suppleants:  Zen  Klü- 
sen, colonel,  Augustin  Romailler;  deux  d' entre  eux, 
MM.  Ferdinand  de  Werra  et  Joseph-Marie  de  Torrente 
avaient  persiste  dans  leur  refus.  L'avocat  F.-Etienne 
Perrig  fut  designe  comme  rapporteur  et  l'avocat  Zer- 
matten  comme  suppleant. 

Des  son  entree  en  fonctions  et  pen6tr£  de  sa  mis- 
sion,  un  vaste  champ  d'activite  s'ouvrait  devant  le  tri- 
bunal. H  avait  d'abord  ä  s'occuper  des  citoyens  decretes 
de  prise  de  corps,  MM.  Joseph  et  Maurice  Barman, 
Alexis  Joris,  Casimir  Dufour,  Joseph  Abbet,  Alphonse 
Morand,  Alexandre  et  Michel  Fumey,  Maurice  Filliez, 
Joseph  Torrent,  J.-Btc  Gay,  Joseph  Crettex,  etc.  Parmi 
les  condamnes,  Maurice  Barman  a  le  haut  de  Techelle: 
vingt  ans  de  detention  dans  les  prisons  de  TEtat;  pri- 
vation  des  droits  politiques  ä  vie;  paiement  des  frais 
de  guerre,  la  reconstruction  des  ponts  detruits,  de  l'in- 
condie  de  Vernayaz,  sauf  repartition  et  sans  prejudice 
de  la  solidarite.  Joris  et  Abbet  furent  condamnes  aux 
memes  peines,  sauf  que  la  detention  fut  reduite  ä 
15  ans;  pour  les  autres  la  privation  des  droits  poli- 
tiques et  la  duree  de  Temprisonnement  varierent  entre 
vingt  et  cinq  ans.  Tous  furent  naturellement  condam- 
nes aux  frais  de  leur  procedure.  La  §eule  particularite 
a  signaler  entre  ces  jugements  qui  coulaient  de  la 
nieme  source,  c'est  que  celui  de  M.  Morand ,  redacteur 
de  «  l'Echo  des  Alpes»,  le  declarait  infame! 

L'opinion  publique  ne  ratifia  pas  ces  condamnations : 
ceux  qui  en  avaient  ete  l'objet,  refugies  dans  le  canton 
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de  Vaud,  y  re<?urent  des  preuves  eloquentes  de  l'atta- 
chement  et  de  l'estime  de  leurs  concitoyens ;  tous  les  di- 
manches  on  pouvait  voir  par  centaines  des  Valaisans, 
soit  ä  Bex,  soit  ä  Lavey,  apporter  ä  ces  malheureux 
le  temoignage  de  leur  Sympathie. 

A  la  suite  des  evenements  de  mai,  il  s'etait  pro- 
<Juit  dans  la  majorite  deux  courants  opposes;  le  parti 
modere  avait  salue  avec  satisfaction  la  suppression  de 
la  Jeune  Suisse,  comme  l'aurore  de  l'apaisement  des 
passions  politiques  et  le  retour  ä  la  tranquillite  nor- 
male ;  mais  il  n'entendait  pas  perpetuer  l'agitation  par 
de  nouvelles  et  injustes  vexations.  Cette  tendance  se 
revele  en  tennes  chaleureux  dans  la  lettre  adressee  le 
30  juillet  1844  au  tribunal  central  par  le  Dr  Ganioz, 
secretaire  d'Etat  et  premier  depute  ä  la  Diete  federale. 
Elle  est  ainsi  con<jue; 

«Tit.! 
C'est  la  voix  d'un  vrai  Valaisan  qui  s'eleve  jus- 
qu'ä  vous,  c'est  le  seul  titre  qui  m'autorise  ä  la  faire 
entendre.  Un  voeu  me  pese  sur  le  coeur  et  ce  voeu  se 
trouve  sans  doute  deja  dans  le  vötre,  celui  de  la  cle- 
mence  partout  oü  eile  est  autorisee  par  la  prudence. 
En  quittant  Lucerne,  nos  amis  me  chargent  d'expri- 
mer  toute  leur  pensee:  indulgence  au  passe,  severiteen 
l'avenir  sauf  pour  les  delits  qualifies.  Je  m'acquitte  en 
versant  dans  votre  sein  cette  confiance  avant  de  re- 
partir.  Vous  avez  devance  ma  mission,  Tit.,  par  le 
temperament  que  vous  venez  d'apporter  au  sort  de 
quelques-uns  de  nos  refugies  politiques  et  je  m'incline 
avec  le  plus  profond  respect  devant  la  sagesse  qui 
sait  aussi  bien  concilier  ce  qu'il  y  a  de  compatible 
entre  la  generosite  et  la  sürete  publique.  Des  lors  c'est 
aux  prevenus  ä  cultiver  par  leurs  procedes  des  dis- 
positions  qu'ils  ont  jusqu'ici  si  mal  appreciees. » 
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Ces  sages  conseils  etaient  mal  adresses ;  ce  n'£tait 
pas  aux  executeurs,  mais  aus  promoteurs  des  mesures 
de  rigueur  qu'il  aurait  fallu  les  faire  entendre  et  avec 
quelle  chance  de  succes  ?  Le  parti  dominant,  irrite  par 
les  manifestations  de  desapprobation  qui  se  faisaient 
entendre  dans  toute  la  partie  francjaise  du  pays,  crut 
dompter  le  caractere  valaisan  par  la  terreur.  La  ville 
de  Sion  etait  surtout  Tobjet  de  sa  haine;  mais  il  etait 
difficile  de  Tatteindre.  Quoique  en  majorite  liberale, 
eile  etait  restee  etrangere  aux  exces  qu'on  reprochait  a 
la  Jeune  Suisse;  eile  avait  ä  sa  tete  un  vieux  magis- 
trat,  M.  Pierre-Louis  de  Riedmatten,  qui  sentait  courir 
dans  ses  veines  le  sang  des  francs  patriotes  du  Haut- 
Valais.  A  l'approche  des  envahisseurs,  il  avait  adresse 
aux  preposes  des  communes  environnantes  l'invitation 
de  prendre  les  armes  pour  leur  resister.  Ceux  qui  s'y 
etaient  conformes,  recherches  par  le  tribunal  central, 
produisirent  comme  justification  la  lettre  de  M.  de  Ried- 
matten et  furent,  de  ce  chef,  condamnes  ä  la  privation 
de  leurs  droits  politiques  et  ä  des  amendes;  de  ce  nombre 
etait  le  notaire  Udry,  de  Vetroz,  et  cependant  le  tri- 
bunal n'osa  jamais  s'attaquer  au  signataire  de  la  lettre ! 

Apres  Toccupation,  sans  faire  acte  d'hostilite,  la 
ville  opposa  au  vainqueur  la  force  de  Tinertie,  en  re- 
fusant  d'arborer  le  drapeau  blanc,  quoiqu'elle  fut  me- 
nacee  d'occupation  par  une  garnison  de  300  hommes 
et  de  perdre  sa  qualite  de  chef-lieu. 

On  est  fier  de  se  rappeler  cette  epoque,  si  on  la 
compare  ä  celle  d'aujourd'hui,  oü,  cette  m&ne  ville  de 
Sion  est  devenue,  gräce  ä  un  recrutement  artificiel 
d'electeurs,  le  foyer  du  clericalisme  ä  la  fribourgeoise. 

H  fut  donc  decide  en  comite  dirigeant  qu'on  ren- 
cherirait  sur  le  decret  du  29  mai  1844  qui  n'atteignait 
que   les  auteurs   de   la   prise   d'armes,   ceux  qui  ont 
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exerce  un  commandement  ou  un  emploi  superieur  et 
les  membres  du  Comit£  de  la  Jeune  Suisse  et  du  Co- 
mite  de  Martigny  qui  ont  pris  part  ä  la  proclamation 
du  12  mai:  «Ceux  qui  ne  sont  pas  compris  dans  les 
categories  ci-dessus,  disait  ce  decret,  peuvent  rentrer 
dans  leurs  foyers,  toutefois  en  se  conformant  aux  pres- 
criptions  du  decret  du  24  mai,  pour  le  cas  oü  ils  fe- 
raient  partie  ä  la  Jeune  Suisse. » 

Le  decret  du  5  juin  1846  supprimait  cette  garantie 
et  livrait  au  tribunal  central  une  multitude  de  citoyens 
frappes  dans  leur  fortune  et  leurs  droits  politiques. 
Les  principaux  articles  de  ce  decret  sont  les  suivants : 

«  Art.  1er.  Sont  passibles  et  solidaires,  ä  defaut  de 
solvabilite,  du  paiement  des  frais  de  guerre  et  des 
dommages-interets  envers  l'Etat  et  les  particuliers, 
suivant  la  gravite  de  leur  delit  et  sauf  leur  recours 
contre  qui  de  droit,  les  individus  compris  dans  Tun 
des  paragraphes  suivants: 

a.  Ceux  qui  ont  ete  revetus  d'un  grade  ou  d'un  em- 
ploi dans  la  societe  de  la  Jeune  Suisse  lors  de  la 
prise  d'armes  de  mai  1844; 

b.  Les  officiers  brevetes,  quel  que  soit  leur  garde, 
les  fonctionnaires  'de  dixain  ou  de  commune  et 
les  employes  de  l'Etat  qui  ont  pris  les  armes  ou 
qui  ont  marche  contre  le  gouvernement ; 

c.  Ceux  qui  sont  designes  aux  articles  1  et  2  du 
decret  du  29  mai  1844. 

Art.  2.  Les  individus  compris  dans  Fune  des  ca- 
tegories etablies  par  l'article  precedent  seront  en  outre 
prives  de  Texercice  de  leurs  droits  politiques. 

Art.  3.  Sont  inhabiles  ä  remplir  des  fonctions  pu- 
bliques  ou  ä  revetir  un  grade  militaire  tous  les  indi- 
vidus qui  ont  pris  les  armes  ou  qui  ont  marche  contre 
le  gouvernement  en  mai  1844. » 
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Dans  les  narrations  de  cette  importance ,  nous 
aimons  ä  nous  abriter  du  temoignage  de  personnages 
d'opinion  differente;  c'est  pourquoi  nous  donnons  ci- 
apres  l'appreciation  d'un  conservateur  bien  connu, 
M.  Aloys  de  Riedmatten,  commandant  du  bataillon  du 
Sonderbund  de  Sion.  Cette  piece  est  en  original  entre 
les  mains  du  Conseil  d'Etat. 

« Le  tribunal  central,  par  ses  exces  et  criantes  in- 
justices,  parvint  en  1847,  k  renverser  l'ordre  de  choses 
qui  etait  sa  creation,  tout  comme  la  Jeune  Suisse  avait 
renverse  son  gouvernement. 

La  privation  des  droits  politiques  fut  la  verge  banale 
dont  se  servait  le  nouveau  regime  pour  ecarter  des 
hommes  ambitieux  des  villages;  ä  l'approche  de  chaque 
election,  on  lancjait  des  decrets  de  prise  de  corps 
contre  tous  ceux  qui  avaient  quelque  chance  de  fa- 
veur  populaire  et  sitöt  les  nominations  passees,  on  ne 
parlait  plus  de  la  reprise  de  leurs  proces. 

La  signature  du  President  du  tribunal  central  suf- 
fisait  donc  eile  seule  pour  faire  disparaitre  de  la  scene 
politique  tel  homme  qu'on  voulait  aneantir. 

Ces  odieuses  mesures  etaient  seulement  dirigees 
jontre  ceux  des  citoyens  qu'on  ne  pouvait  pas  atteindre 
>ar  jugement,  car  ceux  qui  avaient  quelques  tares  po- 
itiques,  de  quel  rang  et  condition  qu'ils  fussent,  etaient 
mpitoyablement  traduits  et  condamnes. 

Le  pays  du  Valais  etait  le  seul  de  l'univers  qui 
lonnät  l'exemple  des  sevices,  sans  exception,  contre 
homme  entraine,  tout  comme  contre  le  chef. 

Ce  furent  Maurice  de  Courten,  ancien  Grand-Baillif, 
ruillaume  de  Kalbermatten,  le  chanoine  Andre  Derivaz, 
ure  d'Ai'don,  le  chanoine  Marchand,  de  Bagnes,  qui, 
ssistes  du  Grand-St-Bernard  et  de  TAbbaye  de  St- 
[aurice,  conduisaient  cette  execrable  politique,  qui  ne 
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fot  pas  peu  secondee  par  l'Eveque.  Cet  etat  de  choses 
augmenta  chaque  jour  le  nombre  des  ennemis  du  re- 
gime gouvernementaL  Le  Conseil  d'Etat,  bien  compose, 
du  reste  (sauf  Guillaume  de  Kalbermatten)  bien  in- 
tentionne,  n'eut  pas  linfluence  necessaire  sur  le  Grand- 
Conseil.  Aussi  les  affaires  prirent-elles  bientöt  une 
autre  tournure  et  se  developperent-elles  par  une  cir- 
eonstance  apportee  par  les  relations  federales.  Yoici 
comment.  On  se  rappeile  la  suppression  des  coavents 
d'Argovie.  Or,  chaque  annee,  les  cantons  de  Lucerne,  Uri, 
Schwyz,  Unterwaiden,  Zoug,  Fribourg  et  Valais  renou- 
velaient  la  demande  du  retablissement  des  couvents. 

Cette  espece  d'alliance  se  fortifia  encore  par  la 
double  attaque  que  les  eorps-francs  avaient  dirigee 
contre  Lucerne,  les  8  decembre  1844  et  1Ä  avril  1845, 
dans  le  but  de  chasser  les  Jesuites  que  le  Grand-Con- 
seil  avait  appeles  ä  Lucerne,  ville  federale  alors. 

Le  Canton  d'Argovie  songea  ä  leur  fermer  la  bouche 
par  la  motion  d'eloigner  Tordre  des  Jesuites  du  terri- 
toire  suisse  et  ä  declarer  la  question  des  Jesuites  fe- 
derale. Elle  fut  effectivement  declaree  federale  en  Diete 
de  1846.  Les  7  Cantons  prementionnes  fonnerent  donc 
une  alliance  designee  sous  le  nom  de  Sonderbund,  dans 
le  but  de  s'opposer  ä  cette  decision. 

Le  but  de  cette  alliance  etait :  1°  de  garder  les 
Jesuites ;  2°  de  creer  une  confederation  dans  la  Con- 
federation. 

Les  Cantons  Sonderbundiens  avaient  leurs  Confe- 
rences ä  part,  ainsi  qu'un  conseil  de  guerre  et  un  ge- 
neral  en  chef,  qui  fut  un  nomine  Salis-Soglio  des  Gri- 
sons.  Les  troupes  de  la  Confederation  etaient  placees 
sous  l'habile  commandement  du  general  Dufour  de 
Geneve.  qui  parvint  ä  avoir  sous  ses  ordres  94,000 
soldats  dont  la  tenue  fut  magnifique. 
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Le  Valais  avait  organise  sur  un  assez  bon  pied 
13  bataillons  de  landwehr,  savoir  un  bataülon  par  di- 
xain.  Ce  fut  encore  Guillaume  de  Kalbermatten  qui 
fut  proclame  general. 

Au  commencement  des  13  bataillons,  (ja  n'allait 
pas  tant  mal.  H  y  avait  beaucoup  de  places  ä  donner 
>et  d'ambitions  k  satisfaire ;  mais  lorsque  ce  vint  ä  l'ap- 
proche  du  jour  donne,  le  public  commencja  ä  se  de- 
mander  si  la  question  du  Sonderbund  avait  ete  pro- 
posee  au  peuple  .  .  .  Alors  seulement  on  pensa  ä  la 
proposer,  mais  comment  ?  On  posa  la  question :  Voulez- 
vous  rester  catholiques,  ou  devenir  protestants ;  voulez- 
■vous  rester  un  peuple  libre,  ou  devenir  esclaves?  -  — 
On  comprend  comme  le  peuple  a  repondu. 

On  fit  dfes-lors  tous  les  preparatifs  de  defense;  le 
13  novembre  1847,  les  troupes  de  la  Conf Iteration 
furent  devant  Fribourg  qui  capitula  apres  une  resis- 
tance  presque  nulle.  Lucerne  capitula  de  meme  apres 
une  valeureuse  resistance.  Zoug  s'etait  dejä  rendu,  ainsi 
que  Schwyz  et  Uri.  Restait  le  Valais  seul ;  mais  lorsque 
les  troupes  stationnees  depuis  Sion  ä  St-Gingolph  ap- 
prirent  la  reddition  des  autres  Etats,  la  demoralisation 
se  repandit  dans  les  rangs. 

Le  Grand-Conseil  se  reunit  le  28  novembre  et  de- 
creta  de  se  rendre.  MM.  Antoine-Louis  de  Torrente  et 
le  Dr  Henri  Ducrey  furent  delegues  pour  traiter  de  la 
capitulation  avec  le  Colonel  Rilliet-de  Constant,  de 
Oeneve,  commandant  de  la  lre  division. 

C'est  ainsi  que  le  1er  Decembre  1847,  les  portes  du 
Valais  furent  de  nouveau  ouvertes  aux  refugies  poli- 
tiques  qui,  depuis  la  journee  du  Trient,  n'avaient  pu 
fouler  le  sol  de  leur  patrie. 

(Signe)    Al.  de  Riedmatten.  > 
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III. 

Organisation  militaire  des  troupes  du  Sonderbund  en  Valais. 

Des  que  M.  Guillaume  de  Kalbermatten  fut  a  la 
tete  du  Departement  militaire,  il  s'occupa  activement 
de  l'organisation  de  Tarmee.  Le  reglement  du  6  juin 
1846,  elabore  par  lui  et  vote  par  le  Grand-Conseil, 
statuait  en  substance  que  tout  Valaisan  äge  de  16  ä 
60  ans  et  domicilii  est  tenu  de  servir  dans  la  milice 
du  canton. 

La  milice  est  divisee  en  quatre  classes,  savoir:  les 
recrues,  le  contingent  federal,  le  contingent  de  la  knd- 
wehr,  la  landwehr  cantonale.  Cette  demiere  categorie 
comprend  tous  les  individus  en  etat  de  porter  les  arme» 
qui  ne  fönt  partie  ni  du  contingent  federal,  ni  du  con- 
tingent de  la  landwehr. 

On  arrivait  de  cette  maniere  ä  avoir  sur  le  papitf 
une  armee  d'environ  16,000  hommes.  Chaque  dixak 
fournissait  un  bataillon;  il  y  avait  en  outre  quelqut* 
compagnies  de  carabiniers  et  de  mousquetaires  et  os 
corps  d'artillerie,  qui  eut  pour  instructeur  M.  Meyen- 
burg-Stockar,  de  SchaflFhouse. 

La  distribution  des  drapeaux  eut  Heu  en  grande 
pompe  ä  la  cathedrale  de  Sion  en  presence  du  Grand- 
Conseil  et  du  Conseil  d'Etat.  L'eveque,  revetu  de  se* 
ornements  pontificaux,  apres  avoir  beni  les  drapeaui, 
les  remit  aux  commandants  de  bataillon  en  prononpant 
les  paroles  suivantes: 

« Re<jois  ce  drapeau  sanctifie  par  la  benedietioc 
Celeste;  qu'il  soit  terrible  aux  ennemis  du  peuple  chre- 
tien  et  que  Dieu  t'accorde  sa  gräce,  afin  qu'a  son  noo 
et  en  son  honneur,  tu  perces  avec  lui,  sain  et  saci 
sans  crainte,  les  rangs  ennemis. » 
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A  son  tour,  le  President  du  Grand-Conseil  pronon^a 
im  discours  plein  de  verve,  qui  se  terminait  par  ces 
paroles: 

« Les  fils  de  la  patrie  quitteront  leurs  penates ; 
ils  abandonneront  famille,  repos  et  fortune  pour  se 
grouper  autour  de  l'etcndard  national. 

Ils  y  accourront  ä  la  defense  de  la  liberte,  de 
Tindependance  d'un  peuple  heritier  et  fidele  gardien 
de  la  foi  de  ses  peres,  heritier  de  l'heroisme  des  vieux 
äges.  Ils  feront  repentir  l'ennemi  de  ses  projets  teme- 
raires.  II  reculera  devant  vos  drapeaux,  comme  devant 
l'epee  d'honneur  de  l'illustre  et  valeureux  chef  qui 
vous  a  conduits  au  champ  des  braves. 

Militaires!  inebranlables  dans  votre  devöir,  intre- 
pides  dans  le  combat,  une  legion  Immortelle  combattra 
ä  vos  cötes  sur  la  terre  de  son  martyre.  Les  attentats 
contre  la  foi  vous  les  vengerez  aussi  comme  des  atten- 
tats contre  la  societe. 

Ce  drapeau  sera  en  meme  temps  la  banniere  de 
l'union,  de  la  concorde  entre  tous  les  defenseurs  de  la 
Republique,  entre  tous  les  soutiens  de  ses  droits.  Elle 
les  a  confies  ä  deux  drapeaux  qui  forment  son  labarum. 

Brave  Landwehr,  c'est  un  jour  heureux  pour  moi, 
un  jour  d'orgueil,  oü  je  puis  vous  remettre  ces  dra- 
peaux, qui,  en  ce  moment,  entourent  le  tabernacle  du 
Dieu  dlsrael. 

Ce  jour  me  dedommage  des  heures  de  peine  qui, 
plus  ou  moins,  traversent  la  vie  publique  du  citoyen. 

Voici  votre  mot  d'ordre,  ce  n'est  pas  la  premiere 
fois  quo  ces  voütes  sacrees  en  retentissent : 

DieUj  patrie,  foi  et  liberte'.  Commandants  militaires, 
rappelez  ce  mot  d'ordre  ä  vos  valeureux  bataillons; 
il  les  conduira  toujours  ä  la  victoire.  » 
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Ces  paroles  pouvaient  trouver  de  Techo  chez  les 
Haut-Valaisans  qui,  depuis  trois  ans,  etaient  paisibles 
chez  eux;  leur  enthousiasme  guerrier  pouvait  etre 
stimule  par  les  predications  incessantes  qui  leur  re- 
presentaient  la  religion  en  danger;  mais  pouvaient- 
elles  avoir  le  meme  retentissement  dans  le  Bas-Yalais, 
oü  les  gens  senses  condamnaient  hautement  le  regime 
de  persecution  adopte  et  oü  la  majorite  des  familles 
se  trouvaient  atteintes  dans  Tun  ou  Fautre  de  ses 
membres  V 

En  reflechissant  ä  tete  reposee  ä  la  composition 
de  cette  armee,  on  ne  comprendra  jamais  raberration 
et  l'etroitesse  de  vue  de  ses  organisateurs,  qui  s'ima- 
ginaient  faire  de  tant  de  persecutes  de  courageux  de- 
fenseurs  du  Sonderbund. 

Ainsi  que  nous  l'avons  dit,  tout  Valaisan  &ge  de 
16  ä  60  ans,  etait  astreint  au  service;  quel  devouement 
pouvait-on  attendre  de  citoyens  qui  n'entrevoyaient 
leur  delivrance  que  dans  la  chute  de  la  cause  qu'on 
les  appelait  k  defendre  ?  L'article  39  du  reglement  cite 
statue  qu'un  officier  destitue  peut  etre  oblige  de  servir 
dans  un  grade  inferieur  ä  celui  dont  il  aurait  ete  bre- 
vete.  L'article  44  dit :  « Les  officiers  qui  auront  pris 
part  ä  une  rebellion  contre  TEtat  seront,  par  le  fait, 
destitues  de  leurs  grades. 

«  Ceux  dont  la  conduite  rend  la  fidelite  suspecte 
seront  suspendus  par  le  Conseil  d'Etat  qui,  s'U  s'agit 
d'un  officier  superieur,  devra  en  referer  au  Grand- 
Conseil  a  sa  prochaine  session. 

Les  sous-officiers  et  les  caporaux  prives  des  droits 
politiques  seront  destitues  et  rentreront  dans  la  classe 
des  simples  soldats. » 

Et  tous  ces  condamnes,  officiers  destitues,  sous- 
officiers  degrades  restaient  attaches  ä  la  troupe  dont 
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ils  avaient  fait  precedemment  partie  dans  l'exercice 
cle  leurs  grades  respectifs!  Lora  du  denouement,  nous 
aurons  occasion  de  mettre  en  ^vidence  l'inanite  de 
<iette  Organisation. 

IV. 

Le  Grand  Conseil  se  reunit  encore  extraordinaire- 
ment  le  29  aoüt  1844;  avant  d'entamer  la  discussion 
<ie  la  revision  de  la  Constitution  du  3  aoüt  1839,  il 
discuta  largement  la  proposition  d'exclusion  de  l'as- 
semblee  des  deputes  vises  par  les  decrets  de  mai  et 
prit  la  singuliere  d^cision  suivante: 

« Sont  suspendus  du  droit  de  sieger  au  Grand- 
CJonseil : 

1°  Les  membres  de  cette  assemblee  nominative- 
ment  designes  comme  devant  6tre  arretes  preventive- 
ment  dans  les  listes  transmises  aux  tribunaux  de  dixain 
par  le  Conseil  d'Etat; 

2°  Ceux  de  ses  membres  soup<;onnes  d'etre  compris 
dans  le  decret  du  29  mai  1844  et  ceux  qui  ont  quitte 
le  Grand-Conseil  pour  se  reunir  aux  rebelles,  ä  moins 
qu'ils  ne  declarent  sur  leur  parole  d'honneur  qu'ils  ne 
se  trouvent  dans  aucun  des  cas  prevus  par  le  dit  ar- 
ticle.  > 

Le  verbal  de  cette  declaration  est  le  suivant: 

<  Par  devant  le  bureau  du  Grand-Conseil,  forme 
de  M.  Moe  de  Courten,  president,  de  MM.  Elie-Nicolas 
Koten  et  Camille  de  Werra,  secretaires,  se  sont  pre- 
sentes : 

MM.  Pierre  Torrent,  Charles-Louis  de  Bons,  Hip- 
polyte  Pignat,  Seraphin  Mermoud,  Pierre-Antoine  Ri- 
bordy,  Pierre  -  Joseph  Saudan,  Alexandre  Fumey  et 
Antoine  Zumoffen,  tous  membres  du  Grand-Conseil, 
lesquels,  apres  avoir  entendu  la  lecture  article  par  ar- 
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ticle  du  decret  du  29  mai  1844,  ont  declare  sur  leur 
honneur  qu'ils  sont  convaincus  de  n'etre  dans  aucun 
des  cas  determines  dans  le  dit  article. 

M.  Adrien-Felix  Pottier,  aussi  membre  du  Grand- 
Conseil,  quoique  persuade  que  la  decision  de  la  H.  As- 
seinblee  ne  le  concerne  pas,  s'est  neanmoins  presente 
devant  le  bureau  et  a  fait  surabondamment  la  decla- 
ration  requise. » 

Combien  d'autres  deputes  auraient  pu  en  tout  hon- 
neur faire  la  meme  declaration ;  mais  quelle  garantie 
donnait-elle  ?  Elle  n'a  pas  empeche  M.  Pierre  Torrent 
d'etre  juge  et  condainne ;  M.  Hippolyte  Piguet  d'ötre 
decrete  de  prise  de  corps  et  M.  P.-Ant.  Ribordy  d'etre 
incarcere. 

La  Constitution  revisee,  qui  porte  la  date  du  14 
septembre  1844,  diflfere  de  la  precedente  dans  les  dis- 
positions  suivantes : 

Elle  statue : 

ä  l'article  2 :  «  La  religion  catholique,  apostolique 
et  romaine  est  la  religion  de  TEtat ;  eile  seule  y  a  un 
culte. » 

L'article  correspondant  de  la  Constitution  du  3 
aoüt  1S39  portait :  «  eile  seule  y  a  un  culte  public  », 
ce  qui  n'excluait  pas  l'exercice  du  culte  prive  pour 
d'autres  confessions.  Cette  exclusion  fut  motivee,  pa- 
rait-il,  par  la  circonstance  suivante :  M.  le  Colonel 
Frederic  Kohler,  de  Lausanne,  exploitant  les  fonderies 
d'Ardon,  y  occupait  de  nombreux  ouvriers,  parmi  les- 
quels  se  trouvaient  plusieurs  protestants.  Pour  ne  pas 
priver  ceux-ci  de  l'exercice  de  leur  culte,  il  faisait 
venir  un  ministre  qui  officiait  dans  Tinterieur  de  Tu- 
sine.  D  parait  que  quelques  Valaisans  y  assistaient; 
car  le  Conseil  d'Etat  prit  en  seance  du  24  avril  1844 
la  decision  suivante: 
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« Un  predicateur  Protestant,  nomme  Descombes, 
ayant,  est-il  assure,  tenu  un  preche  ä  Ardon,  le  14  de 
ce  mois,  le  Conseil  d'Etat  prend  les  dispositions  pour 
prevenir  le  retour  de  semblables  actes  de  proselytisme, 
Le  fait  est  d^nonce  au  tribunal  pour  ce  qui  peut  con- 
cerner  les  complices  Valaisans.  Les  postes  de  gendar- 
inerie  sont  charges  de  reconduire  M.  Descombes  aux 
fronti&res  s'il  reparait  en  Valais. » 

Le  clerge  avait  deux  representants  au  Grand-Con- 
seil ;  la  nouvelle  Constitution  lui  en  accorda  trois. 

Une  disposition  utile  statue  k  Tarticle  55  que  le 
Conseil  d'Etat  doit  intervenir  dans  l'administration  des 
communes,  toutes  les  fois  qu'il  y  a  reclamation  de  la 
part  d'un  ou  de  plusieurs  interesses. 

L'article  61  porte:  «  Le  Conseil  d'Etat  est  renou- 
vele  partiellement. 

A  dater  de  1845,  deux  membres  de  ce  corps  seront 
elus  les  annees  paires  et  trois  les  annees   impaires.  > 

A  cöte  de  ces  changements,  la  Constitution  ga- 
rantit  bien,  sur  le  papier,  la  liberte  individuelle,  l'in- 
violabilite  du  domicile  et  de  la  propriete  .  .  .  .  On  sait 
ce  qui  en  a  ete  dans  la  pratique ! 

Une  circulaire  du  Directoire  federal,  du  22  janvier 
1845,  motiva  une  reunion  extraordinaire  du  Grand- 
Conseil,  du  12  au  14  fevrier,  oü  furent  discutees  les 
instructions  a  donner  aux  deputes  ä  la  Diete,  concer- 
nant  Texpulsion  des  Jesuites.  Le  Grand-Conseil  con- 
clut  ä  repousser  toutf-s  les  mesures  proposees  par  Ar- 
govie,  et  ä  autoriser  le  Conseil  d'Etat  ä  contracter  un 
emprunt  de  Ls.  200,000 ;  de  plus  ce  corps,  conscient  de 
son  insuffisance,  fut  assez  humble  pour  proposer  qu'il 
lui  füt  adjoint  une  commission  de  trois  membres  avec 
voix  consultative,  ce  qui  fut  accorde  sans  discussion» 
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Cette  commission  fut  composee  de  MM.  M°*  de  Courten, 
Bovier  et  Luder.  Au  moment  oü  s'accomplissait  la  re- 
volution  de  fevrier  dans  le  Canton  de  Vaud,  le  Valais 
ordonnait  Tarmement  general  du  pays.  La  nouvelle 
legislature  qui  s'ouvrit  en  mai  1845,  differait  peu  de 
la  precedente;  les  machines  ä  voter,  pour  nous  servir 
de  l'expression  chere  ä  Bernard  Meyer,  formaient  la 
grande  majorite  de  l'Assemblee. 

Procedant  aux  elections  constitutionnelles ,  eile 
confirma  le  Conseil  d'Etat  en  appelant  M.  G.  de  Kalber- 
matten ä  la  presidence;  eile  donna  ä  la  compositum 
du  tribunal  d'appel  un  cachet  plus  accentuä;  composa 
le  tribunal  central  de  MM.  Ferdinand  Stockalper,  Jo- 
seph Rouaz,  Chretien  Ruff,  Elie-Nicolas  Roten,  Co- 
lonel  Zen  Klüsen,  Jean-Jh  Rausis  et  Jean-Claude  Re- 
vaz  ;  furent  elus  suppleants  MM.  Romailler,  Pierre- 
Xavier  de  Riedmatten,  Jean  Leger-Deleze.  La  deputa- 
tion  k  la  Diete  federale  fut  composee  de  MM.  Adrien 
de  Courten  et  de  Cocatrix,  colonel,  auxquels  les  ins- 
tructions  precedentes  furent  renouvelees. 

Nous  relevons  de  cette  annee  1845  deux  faits  des 
plus  saillants :  la  loi  du  27  mai  contre  les  corps  francs 
et  autres  bandes  armees  et  la  violation  de  toutes  les 
notions  de  droit  par  les  legislateurs  inspires  par  les 
haines  politiques. 

La  loi  contre  les  corps-francs  merite  les  honneurs 
de  la  publicite ;  eile  porte  : 

«  Art.  1er.  La  formation  de  corps-francs  ou  de  toute 
autre  bände  est  interdite  dans  tout  le  territoire  de  la 
Republique. 

Art.  2.  Seront  punis  de  la  detention  perpetuelle, 
d'une  amende  de  200  ä  10,000  francs  et  de  l'infamie 
les  officiers  superieurs  de  ces  corps  ou  bandes,  ainsi 
que  les  individus  qui  les  auront  leves  ou  fait  lever, 
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cngages  ou  enröles,  ou  qui  auront  fait  engager  ou  en- 
röler  des  soldats  pour  leur  formation. 

Art.  3.  Les  fonctionnaires  publica  et  les  officiera 
qui  auront  fcciemment  livre,  ou  procure  des  armes  ou 
des  munitions  ä  ces  corps,  ou  qui  auront  favorise  leur 
formation,  en  leur  fournissant  de  l'argent,  des  lieux 
de  rassemblement  ou  de  toute  autre  maniere,  seront 
punis  d'une  detention  de  5  ä  20  ans,  d'une  amende  de 
100  ä  5000  francs  et  de  la  privation  des  droits  poli- 
tiques  pendant  20  ans. 

Art.  4.  Les  individus  qui  se  seront  rendus  cou- 
pables  de  Tun  des  delits  prevus  ä  l'article  precedent, 
ainsi  que  ceux  qui  auront  ete  incorpores  dans  les  dits 
corps,  seront  punis,  d'apres  leur  grade,  d'une  deten- 
tion de  2  mois  ä  4  ans,  d'une  amende  de  10  ä  1000 
francs  et  de  la  privation  des  droits  politiques  durant 
3  ä  10  ans. 

Art.  5.  La  violation  du  territoire  d'un  canton  par 
les  corps -francs  ou  par  des  volontaires  armes,  sera 
punie,  selon  la  gravite  du  cas,  d'une  detention  de  4  a 
10  ans,  d'une  amende  de  20  ä  2000  francs  et  de  la 
privation  perpetuelle  des  droits  politiques. 

Art.  6.  Les  etrangers  seront  de  plus  bannis  du  ter- 
ritoire de  la  Confederation. 

Art.  7.  Les  individus  des  dites  bandes  armees  qui 
se  rendraient  coupables  d'autres  crimes  ou  de  delits, 
tels  que  haute  trahison,  meurtre,  incendie,  pillage,  etc., 
seront  en  outre  punis  d'apres  les  lois  criminelles. 

Art.  8.  Les  avoirs  des  individus  qui  se  seront 
rendus  passibles  de  l'une  des  peines  fixees  par  la  pre- 
sente  loi,  seront  sequestres.  Le  sequestre  a  Heu  par  le 
fait  meme  de  la  perpetration  des  crimes  ou  des  delits 
qui  y  sont  prevus. 
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Art.  9.  Les  officiers  qui  se  seront  rendus  coupables 
de  Tun  des  crimes  ou  delits  punis  par  la  presente  loi 
seront  en  outre  degrades. 

Donne  en  Grand-Conseil  ä  Sion,  le  27  mai  1845. 

Le  President  du  Grand-Conseil, 
(Signe)    M.  de  Courten. 

Les  Secr^taires, 
(Signes)    C.  de  Werra,  E.-N.  Roten.  > 

Les  deux  expeditions  des  corps-francs  contre  Lu- 
cerne  avaient  provoque  un  concert  de  reprobation  ä 
l'etranger  et  dans  toute  la  Suisse ;  la  Diete  föderale 
crut  devoir  porter  une  loi  et  la  diplomatie  s'etait  con- 
certee  pour  adresser  des  notes  mena^antes  ä  la  Suisse, 
comine  si  Ton  avait  eu  ä  redouter  l'invasion  d'une 
bände  de  brigands.  Si  Ton  va  au  fond  des  choses,  on 
est  en  droit  de  se  demander  si  les  peuples,  comme  les 
gouvernements ,  ne  peuvent  pas  se  secourir?  Aujour- 
d'hui  que  les  droits  du  peuple  s'accentuent,  n'est-il  pas 
permis  de  prevoir  que  dans  un  temps  peu  eloigne  le 
droit  des  gens  subira  de  profondes  modifications  ?  Si 
l'alliance  des  tetes  couronnees  autorisait  en  1823  Toc- 
cupation  de  TEspagne  par  la  France  pour  y  retablir 
Tabsolutisme ;  si  la  Prusse  intervenait  dans  le  duche 
de  Bade  ;  si  la  Russie  ecrasait  la  revolution  victorieuse 
en  Hongrie,  contestera-t-on  eternellement  aux  peuples 
le  droit  de  se  preter  appui  ?  C'est  la  un  probleme  que 
les  generations  futures  seront  appelees  ä  resoudre. 

Au  surplus,  il  ne  faut  pas  perdre  de  vue  le  con- 
traste  qu'il  y  a  entre  des  Suisses,  armes  et  equipes 
en  grande  partie  ä  leurs  frais,  allant  au  secours  de 
leurs  compatriotes  et  exposant  leur  vie  pour  le  triomphe 
d'une  idee  et  les  machinations  qui  srourdissaient  au 
dehors  en  faveur  du  Sonderbund.  Bernard  Meyer  en 
fait  laveu  a  la  page  150  du  tome  1er  de  ses  m&noires. 
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Le  prince  Frederic  Schwarzenberg  qui  devait  prendre 
le  commandement  des  troupes  des  VII  Cantons,  subor- 
donnait  son  acceptation  aux  eonditions  suivantes:  «Con- 
naissant  notre  faiblesse,  dit  Meyer,  il  demandait  deux 
millions  de  florins,  une  fourniture  considörable  d'armes, 
notamment  de  l'artillerie,  pour  etre,  sur  ce  terrain. 
superieur  ä  1'ennemi.  Comme  nous  manquions  d'artil- 
leurs  exerces,  il  voulait  en  introduire  chez  nous,  sous 
l'habit  de  journaliers  ou  de  campagnards,  une  quantite 
süffisante  pour  le  service  des  pieces,  et  faire  suivre, 
comme  touristes,  les  officiers  pour  les  Commander». 

C'etaient  donc  des  troupes  etrangeres  travesties 
qu'on  voulait  meler  ä  nos  affaires  interieures  et  qui 
etaient  les  auteurs  de  ces  trames?  Ceux-lä  meme  qui 
condamnaient  les  corps-francs  comme  des  criminels. 

Si  ce  projet  ne  s'est  pas  realise,  c'est  que  l'Au- 
triche  n'a  pas  voulu  en  faire  les  frais. 

Des  que  la  reaction  fut  maitresse  en  Valais,  eile 
justifia  de  nouveau  ce  vieil  adage :  les  extremes  se 
touchent.  On  y  avait  Tinquisition,  moins  le  bücher ;  — 
le  comite  du  salut  public,  moins  la  guillotine. 

Un  energumene,  nommc  Joseph  Jossen,  s'etait 
donne  la  täche  d'imiter  Joseph  Leu  d'Ebersol.  Mal- 
heureusement,  l'intelligence  et  Tinstruction,  quoique 
restreinte  du  modele,  laissaient  bien  loin  derriere  lui 
s  m  imitateur.  Les  peregrinations  qu'il  fit  dans  le  Bas- 
Valais,  dont  il  ne  connaissait  pas  la  langue,  n'eurent 
qu'un  succes  de  curiosite.  Ce  qu'il  y  eut  de  plus  fatal 
pour  lui,  c'est  que  lorsqu'il  se  fut  ruine  pour  la  cause, 
tous  ses  amis  lui  tournerent  le  dos. 

Quoique  le  decret  du  29  mai  1844,  donnät  une 
vaste  täche  au  tribunal  central,  son  activito  dut  en- 
core  s'etendre  ä  la  poursuite  de  tous  les  citoyens  que 
des  ennemis  personnels  ou  politiques  lui  designaient 
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et,  80us  ce  rapport,  on  doit  rendre  au  representant  du 
ministere  public  cet^e  justice  qu'il  mit  toute  sa  bien- 
veillance  ä  accepter  ce  surcroit  de  besogne,  sans  exiger 
aucune  garantie  de  la  part  des  accusateurs.  On  trouve 
dans  les  dossiers  deposäs  aux  archives  de  l'Etat  quan- 
tite  de  feuilles  volantes  contenant  les  griefs  ä  mettre 
ä  la  charge  des  individus.  En  tete  se  trouve  le  nom 
de  Faccuse  accompagne  quelquefois  d'une  note  aggra- 
vante  ecrite  par  le  rapporteur,  teile  que :  N.  N.  gendre 
de  N.  N.  nota  pessima. 

Le  tribunal  avait  beau  condamner,  il  ne  pouvait 
assouvir  la  rage  de  persecution  des  exaltes  du  Bas- 
Valais.  De  nombreuses  petitions  des  communes  et  des 
ressortissants  de  Trois-Torrents,  Val  d'Hliez,  Vionnaz, 
Mex,  Dörenaz,  Massongex,  St-Maurice,  Orsieres,  Saint- 
Brancher,  Bagnes  et  Liddes,  demandaient  des  aggra- 
vations  aux  decrets  existants. 

La  plebe  du  Grand-Conseil,  passant  ä  pieds  joints 
sur  l'article  43  de  la  Constitution  qui  consacre  l'inde- 
pendance  du  pouvoir  judiciaire,  ädresse  au  corps  dont 
il  fait  partie  des  petitions  dont  voici  quelques  spe- 
cimens  : 

MM.  Jean-Maurice  Bruchez,  depute,  Florentin  Abbetr 
suppleant  et  Jean-Bte  Rossier,  depute,  se  plaignent 
amerement  des  lenteurs  et  de  la  mansuetude  du  tri- 
bunal central  vis-a-vis  des  grands  coupables  et  con- 
cluent  entre  autres,  «  4°  Les  membres  des  tribunaux 
(serait-il  central  ou  d'appel),  qui  n'auraient  pas  le  cou- 
rage  de  leurs  devoirs,  sont  tenus  de  quitter  leurs  fonc- 
tions  pour  les  laisser  remplir  ä  de  plus  dignes  ». 

Une  autre  petition  demandait  la  destitution  de 
l'avocat  Francis  Rey  pour  n'avoir  pas  pris  des  con- 
clusions  assez  severes  comme  rapporteur-substitut  prfes 
la  Cour  d'appel  dans  la  cause  de  M.  Pierre  Torrent. 
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Une  troisieme  est  ainsi  con<jue  : 

« Nous  venons  d'entendre  plusieurs  plaintes  en 
forme  de  petitions  au  Grand-Conseil  de  part  des  indi- 
vidus  qui  ont  ete  victime  Fannie  dernifcre,  des  d£- 
pr^dations,  exactions  et  devastations  des  bandes  revo- 
lutionnaires.  Hs  requierent  une  juste  indemnite  pour 
les  pertes  qu'ils  ont  eprouvees  en  defendant  Tordre 
legal  et  le  gouvernement. 

Le  pays  ne  peut  leur  refuser  de  prendre  en  con- 
sideration  leurs  justes  r^clamations. 

La  justice  et  le  droit  naturel  nous  en  fait  un 
devoir. 

En  effet,  il  est  constant  en  droit  naturel  et  inter- 
national que  les  vaincus  qui  ont  provoque  une  guerre 
injuste  soient  condamnes  aux  frais  de  guerre. 

Lucerne  m&ne  a  couvert  les  frais  de  guerre  par 
les  taxes  qu'il  a  impos^es  ä  ses  prisonniers. 

Eh  bien,  pour  se  conformer  a  la  pratique  et  aux 
droits  des  gens,  nous  proposons  qu'il  soit  leve  adminis- 
trativement,  en  vertu  d'un  decret  du  Grand-Conseil, 
une  taxe  ou  impöt  de  20  ä  1000  francs  sur  tous  ceux 
qui  ont  pris  les  armes  contre  l'Etat,  sauf  aux  inno- 
cents  la  faculte  de  se  justifier  et  leur  recours  contre 
qui  de  droit ». 

(Signes)  Jean-Maurice  Bruchez,  Vocffrey  Jean- 
Jacqüe8,  Jn-Bt6  Rossier,  Jean-Claude 
Revaz,  Emmanuel  Gay,  Besson,  Maurice, 
Thetaz,  Jd-Pierre,  Jean  Walther,  Gas- 
pard  Wegener,  Pierre-Marie  de  Werra, 
Jean-Louis  Chervaz,  Baptiste  Dognier, 
Ignace  Durier,  Pierre-Didier  Chervaz, 
Jullier,  Francis,  (d'Ernen),  Paul-Ro- 
main Roten,  Andenmatten,  Donat. 

41 


—     642     — 

On  commettrait  une  grave  erreur  si  Ton  croyait 
que  ces  signataires  etaient  les  enfants  perdus  de  leur 
parti ;  ils  n  en  etaient,  au  contraire,  que  l'avant-garde. 
Lo  bouillant  chanoine  Derivaz  voyait  avec  la  plus  vive 
ÜTitation  les  symptömes  de  jlesapprobation  qui  se  pro- 
duisaient  de  toutes  parts  contre  son  Systeme  de  ter- 
rorisme. 

Au  sein  meme  du  Conseil  d'Etat,  M.  Antoine  Cle- 
menz  etait  en  Opposition  ouverte  avec  le  regime  do- 
minant. II  avait  puissamment  concouru  ä  la  prise 
d'armes  du  Haut- Valais ;  mais  apres  la  suppression  de 
la  Jeune  Suisse  dont  il  envisageait  l'existence  comme 
un  empecheinent  ä  la  marche  reguliere  du  Gouverne- 
ment, il  n'entendait  pas  donner  les  mains  aux  mesures 
vexatoires.  Comme  chef  du  dopartement  des  finances, 
il  voyait  avec  impatience  le  tribunal  central  y  puiser 
tous  les  mois,  sans  espoir  de  retour.  A  son  instigation, 
le  Conseil  du  dixain  de  Viege  avait  adresse  au  Grand- 
Conseil  une  petition  de  desapprobation  de  la  politique 
adoptee.  Les  Conseillers  Francis  de  Kalbermatten  et 
Gross,  hommes  doux,  auraient  ete  assez  disposes  de  se 
joindre  ä  leur  eollegue,  s'ils  n'avaient  pas  redonte  la 
colere  du  dictateur.  Le  I)r  Ganioz  avait  donne  sa  de- 
mission  de  secretaire  d'Etat  pour  fonder  un  Journal 
d'opposition  conservatrice  moderee,  YObservateur. 

C/etait  le  moment  pour  le  chanoine  Derivaz  de 
faire  enteil dre  sa  voix  dominatrice,  d'en  imposer  aux 
recalcitrants  et  exciter  la  passion  de  ses  adeptes.  Le 
5  juin  1846,  comme  rapporteur  de  la  Commission  de 
gestion,  il  donna  la  mesure  de  son  programme  politique. 
Apres  avoir  constate  qu'il  y  a  accord  complet  entre 
le  pouvoir  civil  et  le  pouvoir  eccl<?siastique,  il  ajoute: 

« Nous  nous  en  rejouissons  et  le  Grand-Conseil 
contribuera  a  le  conserver  autant  que  cela  dependra 
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de  lui.  Je  parlerai  donc  seulement  de  Taccord  des  pou- 
voirs  civils  et  je  dois  dire  ä  regret  que  quelques  di* 
vergences  fächeuses  semblent  vouloir  se  faire  jour 
depuis  quelque  temps  entre  ces  pouvoirs. 

Le  Grand-Conseil  est  le  representant  du  peuple ; 
sa  majorite  est  donc  celle  du  peuple,  c'est  lä  que  r6- 
eide  la  souverainete  en  Valais.  Le  Conseil  d'Etat  qui 
en  emane  doit  par  consequent  se  conformer  ä  cette 
majorite,  s'identifier  ä  son  esprit  et  marcher  de  con- 
cert  avec  eile  dans  radministration  du  Canton.  Le 
Grand-Conseil  n'est  point  Juste-miUeu,  il  ne  connait 
pas  cette  politique  ä  l'eau  tiede  qu'on  qualifie  dans 
certain  rang  de  la  Societe  de  Moderation  et  qui,  au 
fond,  n'est  que  de  la  faiblesse  et  du  respect  humain. 
Cette  politique  n'est  certes  pas  celle  du  peuple  qui  ne 
connait  et  ne  souffre  gufcre  cf'atermoiements  dans  les 
affaires,  qui,  s'il  etait  pousse  k  prendro  les  armes  oontre 
les  implacables  ennemis  de  $a  liberte  et  de  sa  religion, 
ne  dissimule  plus  ses  energiques,  decisives.  mais  ter- 
ribles  resolutions.  II  repete  du  Simplon  aux  rives  du 
Leman  qu'il  en  linira  une  bonne  fois  avec  les  radicaux, 
ou  s'ensevelira  lui-meme  sous  les  debris  sauglants  de 
la  patrie. 

L'homogeneite  du  Grand-Conseil  et  du  Conseil 
d'Etat  se  manifeste  surtout  par  le  choix  que  celui-ci 
fait  de  ses  employes.  Je  ne  veux  pas  parier  ici  des 
employes  qui  occupent  le  bas  de  röchelte ;  ceux-ci  ne 
fönt  rien  dans  la  balance  de  la  politique  du  Canton. 
Or,  ce  choix,  par  l'effet  d'erreurs  fort  involontaires 
sans  doute,  n'est  pas  fait  generalement  selon  l'esprit 
dominant  du  Grand-Consoil  et  par  consequent  du  peuple 
valaisan.  Ce  choix  n'est  pas  ätranger  aux  murmures 
qui  se  manifestent  parmi  le  peuple  et  a  cette  espece 
d'agitation  et  de  mefiance  qu'on  y  remarque.  Le  peuple 
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est  toujours  preoccupe  de  l'idee  que  le  ciel  est  gros 
d'orages  et  de  tempetes  qui  ne  tarderont  pas  d'eclater 
sur  sa  töte.  D  veut  donc  voir  dans  les  employes  de 
l'Etat  des  hommes  qui  ne  pactisent  jamaiß  avec  ses 
ennemis  et  qui  aient  donne  des  preuves  d'un  patrio- 
tisme  inebranlable ;  il  veut  des  hommes  de  foi  et  de 
convictions.  L'exaltation  meme  du  devouement  et  du 
zele  dans  les  temps  de  danger  pour  la  Republique  est 
une  vertu  dans  les  employes  de  l'Etat,  etc.,  etc.» 

C'etait  le  prelude  de  la  votation  du  lendemain 
5  juin,  du  nouveau  decret  de  proscription  dont  nous 
avons  transcrit  plus  haut  les  dispositions  principales. 

V. 

m 

1847. 

En  approchant  du  denouement,  nous  desirerions 
fixer  Tattention  du  lecteur  sur  la  position  des  partis 
en  Valais.  II  est  incontestable  que  le  renouvellement 
du  Grand-Conseil  en  1847  affirma  encore  la  dictature 
du  chanoine  Derivaz.  II  conservait  ä  sa  disposition  le 
nombre  des  dignes;  mais  il  rencontra  une  Opposition 
timide  chez  les  hommes  les  plus  senses  du  parti  cle- 
rical  qui  voyaient  leurs  rangs  s'eclaircir  dans  la  pro- 
portion  que  le  nombre  des  victimes  du  tribunal  cen- 
tral s'accroissait.  Au  Conseil  d'Etat,  il  ne  pouvait 
compter  que  sur  l'appui  constant  de  M.  6.  de  Kalber- 
matten; trois  autres  membres  louvovaient  et  M.  Cle- 
menz  lui  faisait  une  Opposition  ouverte.  Cela  explique 
l'exposition  de  son  programme  politique,  touchant  Te- 
puration  des  employes  de  TEtat  et  sa  theorie  sur  la 
soumission  que  Texecutif  doit  ä  la  volonte  souveraine. 

En  seance  du  19  mai,  Tordre  du  jour  appelait  la 
repourvue  de   trois   fauteuils  au  Conseil  d'Etat.   Les 
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membres  sortants  etaient  MM.  Guillaume  de  Kalber- 
matten, Clemenz  et  Jg.  Zen  Buffinen.  M.  G.  de  Kalber- 
matten fut  confirme  par  74  voix  sur  80  votants ;  M. 
Ferdinand  Stockalper  rempla<ja  M.  ClemeHz  et  la  no- 
mination  du  troisieme  membre  presente  les  chiffres  les 
plus  curieux.  Au  1er  tour  de  scrutin  obtinrent  des  voix : 
M.  le  Colonel  Taffiner  34 ;  M.  Clemenz  28 ;  M.  Jg.  Zen 
Ruffinen  1 5.  Au  2d  tour,  M.  Taffiner  40 ;  M.  Clemenz 
28;  M.  Jg.  Zen  Ruffinen  11.  Au  3«  tour,  M.  Taffiner 
47;  M.  Clemenz  30;  M.  Jg.  Zen  Ruffinen  2. 

M.  Taffiner  est  ensuite  elu  president  du  Conseil 
d'Etat  et  M.  G.  de  Kalbermatten,  vice-president. 

Comme  M.  Taffiner  n'assistait  pas  ä  la  session,  le 
Grand-Conseil  lui  envoya  une  deputation  composee  de 
MM.  le  chanoine  Derivaz  et  Ferdinand  Stockalper  pour 
Fengager  ä  accepter ;  mais,  homme  de  paix  et  de  mo- 
deration,  M.  Taffiner  refusa  categoriquement  et  le  29, 
M.  Jg.  Zen  Ruffinen,  qui  avait  ete,  dix  jours  aupara- 
vant,  abandonne  par  Tunanimite  du  Grand-Conseil, 
moins  deux  voix,  fut  reelu  par  46  suflxages  sur  82  vo- 
tants et  appele  ä  la  presidence.  II  accepta.  Le  Haut- 
Valais  n'avait  pas  alors,  comme  aujourd'hui,  une  pepi- 
niere  d'hommes  capables. 

A  cöte  des  symptömes  de  desunion  qui  se  mani- 
festaient  dans  la  majorite,  il  est  inutile  de  dire  que  la 
minorite  liberale  attendait  sa  delivrance  de  la  chute 
du  Sonderbundr  et  suivait  d'un  oeil  attentif  les  evene- 
ments  qui  se  deroulaient  dans  le  reste  de  la  Suisse. 

Nous  devons  citer  ici  un  fait  tres  honorable  pour 
M.  Clemenz ;  au  moment  oü  le  chanoine  Derivaz  le 
faisait  exclure  du  Conseil  d'Etat,  il  proposait  et  faisait 
adopter  ce  qui  suit  comme  rapporteur  de  la  commis- 
sion  de  gestion: 


/ 
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« Malgre  ces  observations  (au  nombre  de  25),  le 
Grand-Conseil,  conform&nent  au  preavis  de  sa  com- 
mission,  approuve  la  gestion  du  Conseil  d'Etat  pour 
l'annee  1846  et  vote  des  remerciements  ä  M.  le  Con- 
seiller  d'Etat  charge  du  Departement  des  finances 
(Clemenz)  pour  la  bonne  administration  des  finances 
de  l'Etat  et  pour  le  zele  qu'il  a  mis  ä  approvisionner 
le  pays  de  vivres. »  (Texte  du  protocole  de  la  seance 
du  2  juin  1847.) 

Chose  plus  curieuse  encore,  M.  Amherdt,  d£pute  de 
Brigue.  ayaut  propose  d'etendre  ces  remerciements  a 
tout  le  conseil  d'Etat,  le  merae  chanoine  Derivaz  s'y 
opposa,  disant  qu'il  ne  voulait  pas  quo  cette  marque 
de  distinction  devtnt  une  phrase  banale  inscrite  chaque 
annee  an  protocole  du  Grand-Conseil ! 

En  Suisse,  les  ev&iements  marchaient  avec  rapi- 
dite.  Le  Canton  de  St-Gall  avait  apporte  la  douzieme 
voix  ä  la  Diete.  Des  lors  se  succederent  les  arretes 
des  20  juillet,  16  aoüt  et  3  septembre,  concernant  la 
revision  du  pacte,  l'expulsion  de  Vordre  des  Jesuites 
et  la  dissolution  du  Sonderbund. 

Le  Grand-Conseil,  convoque  en  session  extraordi- 
naire  pour  le  5  octobre,  prit  connaissance  d'un  mes- 
sage  du  Conseil  d'Etat  dont  les  conclusions  tendaient 
ä  s'opposer,  meine  par  la  force,  a  l'execution  de  ces 
arretes.  M.  le  President  Maurice  de  Courten  ouvrit  la 
session  par  un  discours  que  le  Bulletin  des  seances  du 
Grand-Conseil  appelle  son  testament  politique  et  que 
nous  appellerions  le  testament  du  regime  de  1815  dont 
l'honorable  president  etait  le  dernier  representant  en 
Valais.  Nous  le  reproduisons  en  entier  k  cause  de  son 
actualite. 

«Reverendissimes,  tres-honores  Messieurs, 

« Nous  nous  reunissons  sous  de  vives  et  fortes  im- 
pressions.  L'he'ritage  de  nos  peres  est  menace ;  cet  he- 
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ritage  sacre  qu'ils  ont  conquis  au  prix  de  leurs  vies; 
qu'ils  ont  su  se  conserver  et  souvont  aussi,  au  prix  de 
leur  sang. 

Les  fils  honoreront  la  memoire  d'hero'iques  ancetres 
et  s'en  montreront  les  dignes  descendants.  Lo  radi- 
calisme,  apres  avoir  jete  en  Suisse  les  brandons  de 
la  discorde,  est  loin  d'etre  satisfait.  Ce  n'etait  pas  assez 
pour  lui  d'avoir,  des  la  premifcre  annee  de  son  inva- 
sion  ouverte,  fait  couler  le  sang  suisse  ä  Bale,  d 'avoir 
eherche  ä  semer  des  dissentions  religieuses  dans  son 
eongres  de  Baden,  d'avoir  usurpe  les  proprietes  sacrees 
des  couvents,  d'y  avoir  porte  une  main  sacrilöge,  d'a^ 
voir  chasse  de  leurs  monasteres  des  personnes  qui  s'e- 
taient  retir^es  du  monde  pour  se  vouer  au  recueille- 
ment,  ä  la  meditation,  aux  oeuvres  de  bienfaisance  et  de 
eharite,  en  meme  temps  qu'k  la  culture  des  sciences. 

La  victoire  remportee  sur  de  saintes  femmes  ne 
pouvant  opposer  au  sabre  que  le  signe  auguste  de  la 
redemption,  assaillies  dans  leur  sanctuaire  au  milieu 
des  rigueurs  de  la  Saison,  et  forc^es  aussi  de  braver 
les  frimas  d'une  terre  que  de  longtemps  leurs  piods 
n'avaient  plus  foulee,  et  cela  pour  chercher  un  abri 
dans  des  regions  lointaines,  ne  le  satisfalsait  pas  en- 
core :  il  lui  fallait  de  nouvelles  violences,  de  nouvelles 
pers£cutions  et  de  nouveaux  attentats.  Le  sang  suisse 
repandu  en  Valais,  deux  fois  k  Lucerne  et  qui  avait 
teint  aussi  la  terre  de  Fribourg  et  celle  d'Ebersol  ne 
Favait  pas  non  plus  desalterä.  Tant  d'attentats  et  de 
mefaits  n'avaient  pas  encore  atteint  pour  lui  le  comblo 
de  la  mesure.  Depuis  dix-sept  ans,  il  projetait  la  per- 
turbation,  nonseulement  des  familles  cantonales,  mate 
de  la  grande  famille  de  Teil ;  il  voulait  jeter  lo  troublö 
dans  la  Constitution  föderale  m&ne  et  aujourd'hui,  il 
nous  menace  de  son  ep^e. 


—    648    — 

Douze  cantons  et  deux  demi  viennent  de  voter  la 
dissolution  d'une  alliance  qu'ils  appellent  separateste, 
tandis  quelle  est  nonseulement  dans  1'esprit,  mais 
meme  dans  la  lettre  du  pacte  jure  solennellement  le 
7  aoüt  1815,  serment  renouvele  chaque  annee,  et  par 
tous  les  Co-Etats  a  l'ouverture  de  l'Assemblee  föderale. 

Les  memes  cantons,  se  targuant  toujours  d'un  si- 
mulacre  de  legalite  a  raison  du  nombre,  ont  de  meme 
prononce  la  suppression  de  la  compagnie  de  Jesus,  la 
revision  du  contrat  fondamental  de  la  Suisse  et  l'eli- 
mination  de  l'Etat-major  federal  des  officiers  fideles 
ä  l'honneur,  ä  leur  patrie,  ä  leur  serment.  Hs  ont  dejä 
ätabli  runitarisme ,  non  dans  la  forme,  mais  dans  le 
fait.  Us  voulent  aujourd'hui  mettre  ä  execution  par  la 
force  des  armes  des  rösolutions  liberticides  qui  met- 
traient  en  lambeaux  le  contrat  de  famille,  qui  brise- 
raient  nos  libertes,  jusqu'ä  la  premiere,  la  plus  pre- 
cieuse  de  toutes,  celle  de  la  conscience,  qui  assujetti- 
raient  la  souverainete  cantonale  et  la  courberaient  sous 
un  vil  servage,  qui  feraient  peser  sur  la  terre  clas- 
siquo  de  la  liberte  le  joug  le  plus  honteux  et  le  plus 
tyrannique.  —  II  n'en  sera  rien !  la  religion  inspire,  le 
patriotisme  commande ;  le  peuple  valaisan  a  dejä  rejete 
cette  servitude,  il  a  dit  par  Torgane  de  ses  represen- 
tants  qu'il  etait  pret  ä  repousser  la  force  par  la  force, 
que  la  generation  presente  avait  herite  assez  de  foi  et 
de  force  pour  defendre,  conserver  et  transmettre  ia- 
tact  a  la  posterite  le  precieux  depöt  dont  eile  est  res- 
ponsable. 

Quelle  est  donc  cette  foi  ?  —  Celle  des  Patriarches 
qui  leur  attirait  les  ben^dictions  du  Giel  et  leur  faisait 
faire  des  prodiges.  Celle  qui  nourrissait  les  principes 
de  nos  peres,  qui  faisait  le  lien  de  leur  fid^lite,  la  base 
de  leurs  constitutions,  qui  etait  leur  legislatrice ,  qui 
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donnaijt  cette  tranquillite  et  cette  securite  si  admirables 
ä  leurs  ämes  courageuses  marchant  au  combat. 

Quelle  est  cette  force  ?  —  Celle  que  donne  le  Sou- 
venir de  maintes  victoires  remportees  par  le  petit 
nombre  sur  le  graud  et  entre  autres  celle  de  1419,  oü 
600  Valaisans  ont  resiste  ä  13,000  hommes  tombes  ä 
Timproviste  sur  eux  et  les  ont  forces  ä  la  retraite. 

Nos  glorieux  ancetres  invoquaient  le  Dieu  des 
armees,  le  combat  s'engageait,  la  liberte,  la  justice  et 
la  religion  remportaient  d'eclatantes  victoires.  Elles  ne 
dependaient  pas  de  la  grandeur  des  armees ;  leur  force 
venait  du  Ciel.  C'est  ainsi  que  le  Valaisan  se  mon- 
trera,  si  une  injuste  attaque  le  provoque  au  combat. 

Jamais  nous  ne  reconnaitrons  ä  une  majorite  ille- 
gale de  douze  Etats  le  pouvoir  de  prononcer  hors  des 
limites  du  pacte.  Ce  sont  eux  qui  forment  un  Sonder- 
bund, une  ligue  radicale,  hostile  ä  l'Allgemeine  Bund; 
ils  lacerent,  ils  foulent  aux  pieds  le  droit  public  suisse, 
ils  violent  de  la  maniere  la  plus  scandaleuse  le  droit 
des  gens.  Les  sept  cantons  n'ont  fait  que  s  unir  plus 
etroitement  pour  la  defense  d'un  pacte  attaque  d'abord 
par  une  association  secrete,  qui  est  parvenue  ä  former 
une  ligue  politique,  se  jouant  de  tous  les  principes 
d'ordre.  C'est  cette  association  qui  s'est  organisee  au- 
jourd'hui  en  Sonderbund  radical  et  qui  veut  declarer 
au  contrat  de  famille  une  guerre  d'extermination. 

Cette  association  voudrait  meme  dechirer  des  pages 
de  la  loi  de  six  mille  ans,  de  la  loi  aussi  ancienne  que 
le  monde,  reglant  le  droit  si  naturel  et  si  legitime  de 
sa  propre  defense. 

Ce  n'est  que  lorsque  cette  loi  a  ete  violee  de  la 
manifere  la  plus  ehontee  que  l'alliance  des  sept  cantons 
a  ete  decidee,  ä  la  suite  d'invasions  imprevues,  pre- 
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parees  et  accomplies  meme  sous  les  yeux  et  %vec  le 
concours  de  certains  gouvernements. 

De  ce  haut  Heu  j'ai  dejä  fait  observer  que  ce  n'e- 
tait  pas  ä  l'eglise  de  Korne  seule  que  le  paganisme 
moderne  declarait  une  guerre  ä  outrance,  mais  qu'il 
poursuit  toutes  les  confessions  du  christianisme. 

Quel  serait  Tincredule  qui,  aujourd'hui,  pourrait  en 
douter?  Chaque  jour  ne  produit-il  pas  un  nouvei  acte 
qui  devrait  dessiller  les  yeux  de  tous  ? 

La  societe  entiere  est  attaquee  dans  sa  rcligion, 
dans  ses  institutions  et  dans  ses  moeurs.  Ne  travaille- 
t-on  pas  sans  cesse  ä  renverser  tous  les  principes  re- 
ligieux,  politiques  et  moraux  P 

Dans  la  lutte  qui  s'est  ouverte  en  Suisse,  le  Ya- 
lais  ne  se  departira  jamais  de  son  attachement  ä  la 
vieille  foi ;  nous  la  soutiendrons  avec  notre  indepen- 
dance,  avec  notre  liberte  cantonale,  nous  sauvegarde- 
rons  nos  droits ;  nous  saurons  les  faire  respecter ;  la 
religion  dicte  notre  conduite,  la  liberte  trace  nos  obli- 
gations,  notre  propre  existence,  nos  devoirs ;  Thonneur 
aussi  nous  commande. 

Nous  serons  fideles  aux  serments  que  nous  avons 
prötes ;  nous  l'avons  jure  devant  le  Dieu  de  nos  peres, 
devant  le  Dieu  qui  tient  dans  sa  main  la  destinee  des 
nations,  devant  le  Dieu  de  justice.  Les  Etats  d'une 
alliance  araenee  par  les  memes  causes  que  ces  alliances 
seculaires  dont  le  Valais  faisait  aussi  partie,  conclues 
et  renouvel^es  si  solennellement  et  si  souvent  sans 
r&damation  d'aucun  des  Co-Etats,  ne  seront  pas  agres- 
seurs,  mais  ils  accepteront  noblement  le  combat.  Ds 
feront  voir  qu'un  peuple  qui  combat  pour  sa  religion, 
pour  sa  liberte,  pour  sa  patrie,  est  fort  quelque  faible 
qu'il  soit  en  nombre ;  oui,  qu'il  est  invincible. 
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Une  cause  si  sacree,  qui  a  conquis  les  sympathies 
de  tous  les  amis  de  l'ordre  jusque  dans  les  pays  les 
plus  reeules,  ne  perira  pas.  Une  cause  que  le  Ciel  pro-* 
tege  ne  peut  pas  perir.  Le  Dieu  trois  fois  fort,  trois 
fois  puissant  lui  assure  le  triomphe.  C'est  en  pla^ant 
de  nouveau  la  patrie  sous  sa  protection  que  je  declare 
la  session  extraordinaire  ouverte.* 

Le  president,  en  pronon9ant  ses  paroles,  se  rassit 
et  fut  ä  Tinstant  frappe  d'un  coup  d'apoplexie  sereuse. 
Les  docteurs  Isaac  Bonvin,  Grillet,  Stockalper  et  Ri- 
bordy,  qui  se  trouvaient  dans  la  salle,  lui  adminis- 
trerent  les  premiers  secours ;  mais  ce  fut  en  vain ; 
quelques  minutes  apres,  il  avait  expir£,  aprfes  avoir 
re<ju,  in  extremis,  les  secours  de  la  religion. 

Cet  evenement  tragique  neeessita  la  Suspension  de 
la  s^ance  qui  fut  reprise  ä  midi,  sous  la  presidence  de 
M.  Bovier.  Une  commission  fut  nommfe  pour  examiner 
les  propositions  du  Conseil  d'Etat,  qui  furent  acceptees 
le  lendemain  et  donnees  pour  Instructions  aux  deputes 
ä  la  Diete  fed^rale,  dans  les  termes  suivants : 

«  Le  Grand-Conseil  de  la  Republique  et  Canton  du 
Valais,  prononce: 

Qu'il  ne  reconnait  pas  la  legalitö  des  arrßtes  de 
la  Diete  federale  des  20  juillet,  16  aoüt  et  3  septembre, 
concernant  la  dissolution  de  l'alliance  catholique,  la 
revision  du  pacte  et  l'expulsion  de  l'ordre  des  J^suites ; 
qu'il  ne  s'y  soumettra  pas  et  que,  si  les  12  et  deux 
Vi  Etats  veulent  executer  les  dits  arretes  par  la  voie 
des  armes,  le  Valais  repoussera  la  force  par  la  force 
et  maintiendra,  comme  moyen  efficace  de  resistance, 
l'alliance  qu'il  a  conclue  avec  les  Etats  de  Lucerne, 
Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zoug  et  Fribourg. 

Donne  en  Grand  -  Conseil  ä  Sion,  le  14  octobre 
1847.  »  (Suivent  les  signatures.) 
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Ces  Instructions,  quoique  votees  par  le  Grand- 
Conseil  le  6  octobre,  prirent  la  date  du  14,  parce  qu'il 
avait  ete  decide  que  la  question  serait  soumise  ä  la 
votation  du  peuple.  Cette  votation  eut  lieu  le  10  oc- 
tobre  et  eut  pour  resultat  l'acceptation  des  decisions 
qui  precedent  par  12,268  voix  contre  257. 

Ces  chiffres  n'ont  rien  de  surprenant,  si  Ton  con- 
sidere  la  forme  donnee  ä  la  votation,  le  nombre  con- 
siderable  de  citoyens  prives  du  droit  de  vote.  Parmi 
les  hommes  independants  qui  avaient  häte  de  voir  la 
Solution  du  drame,  le  plus  grand  nombre  resta  eloigne 
de  Turne,  tandis  que  d'autres  n'ont  pas  hesite  ä  se 
prononcer  pour  la  guerre. 

Parmi  les  nombreuses  promotions  militaires  qui 
eurent  lieu  ä  cette  epoque,  nous  ne  mentionnons  que 
celle  de  M.  Taffiner,  nomme  commandant  en  second  de 
1'armee  valaisanne. 

Au  moment  oü  les  hostilites  allaient  commencer, 
le  Grand-Conseil  etait  travaille  par  deux  courants  op- 
poses,  qui  ne  contribuerent  pas  peu  ä  neutraliser  Tac- 
tion  du  Valais  dans  la  lutte  qui  allait  s'engager.  Les 
hommes  ardents,  ä  la  tete  desquels  se  trouvait  natu- 
rellement  le  chanoine  Derivaz,  voulaient  donner  ä 
M.  Guillaume  de  Kalbermatten  tout  pouvoir  pour  pe- 
netrer  dans  le  canton  de  Vaud,  afin  de  neutraliser  sa 
Cooperation  ä  l'attaque  de  Fribourg,  tandis  que  les 
plus  prevoyants  entendaient  conserver  au  Conseil  d'Etat 
la  haute  main  dans  la  direction  de  la  campagne.  On 
lit  ä  ce  sujet  dans  le  reces  officiel  des  seances  de 
l'epoque : 

« Pleins  pouvoirs  ont  de  m&ne  ete  accordes  au 
Conseil  d'Etat  pour  ordonner  la  premifere  mobilisation 
des  troupes.  Lorsque  le  commandant  en  chef  aura  pris 
le  commandement  de  Tarmee,  toute  mobilisation  ulte- 
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rieure  des  troupes  entre  dans  les  attributions  de  cet 
officier  qui  devra  informer  le  Conseil  d'Etat  des  mobi- 
lisations  qu'il  aura  ordonnees. 

Le  cornmandant  en  chef  a  re<ju  les  pleins-pouvoirs 
pour  prendre  des  mesures  et  pour  diriger  les  Opera- 
tions militaires  propres  ä  defendre  le  pays  et  pour 
poursuivre  les  agresseurs  sur  leur  territoire. 

La  commission  a  ete  divisee  sur  la  question  de 
savoir  ä  quelle  autorite  sera  confie  le  droit  de  decider 
une  attaque  contre  un  canton,  ou  la  sortie  de  nos 
troupes  de  notre  territoire;  la  majorite  propose  de 
donner  cette  attribution  au  Conseil  d'Etat,  la  minorite 
par  contre  voudrait  la  remettre  au  cornmandant  en 
chef.  «  Apris  une  courte  disctissiony  la  proposition  de  la 
majorUS  de  la  commission  a  Hi  adoptie.* 

Ces  tiraillements  sourds  entre  les  membres  du 
Grand-Conseil,  du  reste  d'opinion  homogene,  sont  fa- 
ciles  ä  expliquer.  Le  parti  aventureux  qui  avait  pour 
chefs  le  chanoine  Derivaz  et  Ghiillaume  de  Kalbermat- 
ten, pouvait  tout  tenter  sans  avoir  rien  ä  risquer.  Le 
chanoine  savait  bien  que  malgre  ses  retentissants  dis- 
cours  sur  les  dangers  de  la  religion,  celle-ci  ne  serait 
jamais  assez  compromise  en  Valais  pour  amoindrir 
sa  position,  et  le  general,  en  cas  de  revers,  ne  laissait 
rien  apres  lui  des  qu'il  avait  boucle  ses  malles.  II  n'en 
etait  pas  de  meme  de  la  majorite  du  Grand-Conseil  et 
du  Conseil  d'Etat.  Tous  avaient  famille  et  fortune  a 
sauvegarder;  une  catastrophe  que  Ton  pouvait  prevoir 
leur  commandait  la  prudence. 

C'est  dans  ces  circonstances  que  le  Conseil  d'Etat 
publia,  le  19  octobre,  Tarrete  suivant : 

«En  vertu  des  pouvoirs  ä  lui  conferes  par  le 
Grand-Conseil, 
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arrete : 

Tonte  la  force  armee  du  Valais  est  mise  d£s  au- 
jourd'hui,  ä  la  disposition  de  M.  le  Conseiller  d'Etat 
Guillaume  de  Kalbermatten,  commandant  en  chef  des 
forces  militaires  du  canton,  pour  etre  mobilis^e,  eas 
echeant,  conformement  aux  decisions  du  Grand-Conseil 
du  14  octobre  1847.  > 

Le  SO  du  dit  mois,  le  commandant  en  chef,  auquel 
le  Örand-Conseil  avait  confere  le  titre  de  general  pen- 
dant  qu'il  serait  en  activite  de  serviee,  publia  lordre 
du  jour  suivant: 

«  Soldats,  chers  camarades! 

Le  moment  est  enfin  arrive  oü  vous  etes  appeles 
a  donner  des  preuves  eclatantes  de  votre  devouement 
a  notre  religion  et  a  notre  patrie. 

Nos  ennemis,  qui,  il  n'y  a  que  quelques  jours. 
etaient  nos  confederes,  pousses  par  la  haine  du  nom 
catholique,  et  le  desir  criminel  de  nous  asservir,  levent 
leurs  bataillons  et  les  dirigent  contre  nous.  Ils  s'ap- 
puient  sur  leur  nombre  et  sur  1'injustice.  Nous,  notre 
confiance  est  dans  le  Dieu  des  armees  et  dans  la  sain- 
tete  de  notre  cause! 

Soldats!  Votre  mission  est  sublime,  le  salut  de  la 
patrie  est  entre  vos  mains ;  vous  la  sauverez,  car  eom- 
battre  pour  sa  foi  et  sa  liberte,  c'est  marcher  a  la 
victoire. 

Vous  n  oubliez  pas  que  la  discipline  la  plus  exaete, 
la  Subordination  la  plus  absolue  aux  ordres  donnes  et 
une  entiere  confiance  dans  les  chefs  fönt  la  principale 
force  d'une  armee.  Vous  devez  supporter  bien  des  pri- 
vations,  faire  bien  des  sacrifices  qui  sont  ins£parables 
de  la  guerre;  mais  votre  devouement  a  la  cause  que 
nous  soutenons,  votre  amour  pour  l'honneur  et  l'inde- 
pendance   de  notre  chere  patrie  vous  les  feront  sup- 
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porter  avec  pfttience  et  meme  avec  joie.  Oui,  il  n'est 
aucun  de  vous  qui  ne  soit  pret  ä  verser  taut  son  sang 
pour  sauver  ces  biens  precieux,  et  lorsque  le  moinent 
supreme  sera  arrive,  chefs  et  soldats,  nous  prouverons 
tous  sur  le  champ  de  bataille  que  le  Yalaisan  n'a  pas 
degenere  de  ces  ancetres. 

Soldats!  Vos  drapeaux  sont  sans  tache,  nous  de- 
vons  les  ramener  couronnes  de  lauriers  ou  les  laisser 
couverts  de  tout  notre  sang. 

Des  millions  de  catholiques  ont  les  yeux  fixes  sur 
leurs  freres  des  sept  cantons  de  l'alliance,  ils  les  ad- 
mirent  et  prient  pour  eux.  Nous  ne  serons  pas  seuls 
pour  soutenir  la  lutte;  les  nobles  enfants  des  fonda- 
teurs  de  la  liberte  suisse  ont  jure  comme  nous  qu'ils 
mourront  ou  qu'ils  resteront  libres. 

Bientöt  nos  ennemis  comprendront  ce  que  peut  un 
peuple  qui  combat  pour  sa  foi  et  sa  liberte. 

Soldats!  Des  que  l'agression  aura  commence,  que 
le  cri:  en  avant!  aura  retenti  dans  nos  rangs,  votre 
intrepidite  sera  sans  bornes.  La  Reine  des  Victoires, 
Celle  que  Ton  n^nvoque  jamais  en  vain,  la  Sainte-Vierge 
nous  protegera,  et  combattant  tous  pour  Dieu  et  la 
Patrie,  nous  vaincrons. 

Au  quartier  general  de  Verolliez, 
le  30  octobre  1847. 

Le  eommandant  en  chef : 

(siglic)    GüTLLACME   DE   KALBERMATTEN. » 

Les  trois  bataillons  du  contingent  füren t  fornies 
de  deux  compagnies  de  chacun  des  trois  arrondisse- 
nients.  Celui  qui  fut  envoye  ä  Lucorne,  compose  des 
compagnies  Zenklusen,  Filliez,  Loretan,  Lamon  Gay, 
et  Besse,  se  mutina  en  recevant  l'ordre  de  depart  pour 
Lucorne  et  une  seconde  fois  dans  le  Haut-Conclies, 
avant  de  passer  la  frontiere.  II  prit  part,  a  la  deroute 
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de  Gislikon  et  fut  fait  prisonnier  lors  de  la  capitula- 
tion  de  Lucerne;  nous  ne  nous  en  occuperons  donc 
plus,  de  meme  que  du  corps  command^  par  M.  Adrien 
de  Courten,  qui  fit  une  pointe  heureuse  mais  sans  suite 
sur  le  Tessin  et  qui  coüta  au  colonel  Luvini  son  uni- 
forme et  son  epee,  qui  furent  montres  ä  Lucerne  comme 
trophees  de  la  journ^e  du  8  novembre.  Toute  notre  at- 
tention doit  se  eoncentrer  sur  le  gros  de  l'armee  ecbe- 
lonnee  depuis  le  quartier  general  de  Verolliez  jusqu'au 
lac  Leman. 

La  partie  allemande  du  canton  et  les  dixains  de 
Sierre  et  Herens  allaient  en  guerre  avec  la  ferme  con- 
viction  que  la  levee  de  boucliers  avait  pour  but  la 
conservation  de  la  religion.  II  n'en  ötait  pas  de  meme 
du  chef-lieu  et  de  tout  le  Bas-Valais  qui  gemissait 
depuis  trois  ans  sous  la  tyrannie  du  tribunal  central. 

Ainsi  que  nous  l'avons  dit  plus  haut,  ä  l'appel 
sous  les  armes  de  tous  les  condamnes  ou  suspects;  aux 
competitions  qui  se  faisaient  jour  dans  les  hautes  re- 
gions,  un  autre  element  de  desorganisation  mena<?ait 
l'unite  d'action  de  l'armee.  Les  refugies  politiques  ha- 
bitant  le  canton  de  Vaud,  n'etaient  separes  de  leurs 
compatriotes  que  par  le  Rhone.  Ils  avaient  etabli  un 
service  d'estafette  dont  les  agents,  deux  courageux 
citoyens  de  Collombey,  Borgeau  et  Carreau,  mainte- 
naient,  au  risque  de  leur  vie,  les  Communications  entre 
les  deux  rives  du  fleuve.  Ce  service  se  faisait  de  nuit 
et  souvent  sur  des  points  differents  pour  eviter  une 
surprise.  Le  signal  d'appel  etait  le  cri  de  la  chouette; 
des  qu'il  avait  ete  donne  sur  Tune  ou  Tautre  rive,  une 
legere  embarcation  traversait  le  Rhone  dans  le  plus 
grand  silence  et  ces  hommes  muets,  se  quittaient  apres 
avoir  echange  leurs  depeches. 
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Un  comite  valaisan  s'etait  etabli  ä  Aigle  sous  la 
presidence  de  M.  Maurice  Barman  et  la  vice-presidence 
du  lieutenant-colonel  Casimir  Dufour.  Une  adresse  au 
peuple  du  Valais,  imprimee  ä  Bex,  le  1er  novembre 
1847,  fut  repandue  a  profusion,  quoique  avec  discerne- 
ment,  dans  la  troupe  de  langue  fran9aise.  Nous  aime- 
rions  reproduire  tout  entier  ce  document  important, 
mais  Tespace  nous  manque,  nous  devons  nous  borner 
ä  n'en  citer  que  la  fin,  qui  donne  une  juste  idee  de  la 
Situation.  Apres  avoir  mis  sous  les  yeux  des  lecteurs 
la  folie  de  Tentreprise  du  Sonderbund  et  son  peu  de 
chance  de  succes  contre  l'armee  federale  beaucoup  plus 
nombreuse,  bien  commandee,  bien  equipee,  bien  payee 
et  protegee  par  500  pieces  de  canons,  Tappel  se  ter- 
mine  ainsi: 

«Le  regime  sous  lequel  vous  avez  vecu  depuis 
trois  ans,  ne  vous  a  laisse  ni  trfeve,  ,ni  repos  et  il  ne 
vous  permet  pas  d'en  esperer  pour  Tavenir.  II  n'a  pro- 
duit  que  tristesse  et  inquietude  pour  tout  le  monde. 

On  ne  peut  pas  lutter  eternellement.  II  y  a  un 
temps  pour  la  reconciliation.  La  charite  chretienne  le 
commande  et  c'est  surtout  dans  des  circonstances  aussi 
critiques  qu'il  importe  de  prouver  par  ses  oeuvres  qu'on 
a  la  foi. 

De  notre  cöte,  nous  vous  tendons  franchement  la 
main  sans  rancune  et  sans  arriere-pensee.  Ce  qui  s'est 
passe  en  1840  vous  prouve  que  nous  ne  sommes  pas 
des  hommes  haineux,  violents  ou  vindicatifs.  Quand 
nous  avons  ete  forts,  apres  une  victoire,  nous  ne  nous 
sommes  venges  de  personne;  nous  n'avons  poursuivi 
personne;  il  n'y  a  eu  ni  arrestation,  ni  mauvais  trai- 
tement,  ni  proces,  ni  amendes,  ni  confiscations,  ni  pri- 
sons,  ni  proscrits.    Nous  avons  tendu  la  main  k  ceux 

42 


—    658    — 

qui  nous  avaient  combattus.  recueilli,  secouru  leurs 
blesses.  Nous  avons  indemnise  les  familles  de  ceux 
qui  avaient  succombe,  sans  distinction  de  partL  Vous 
pouvez  vous  fier  ä  nous. 

Si  le  gouvernement  de  1840  n'a  pas  toujours  ac- 
compli  sa  mission,  qui  etait  tres-difficile,  il  etait  au 
moins  modere,  juste  et  econome,  il  a  realise  des  ame- 
liorations  et  Ton  pouvait  sous  son  administration  vivre 
en  paix  et  en  s^curite  pour  ses  biens  et  pour  sa  per- 
sonne. 

Le  gouvernement  actuel  ne  vous  a  pas  laisse  un 
instant  de  tranquillite ;  il  vous  a  tenus  sur  un  qni  rtre 
continuel.  Apres  avoir  depense  les  economies  laissees 
par  1'ancien,  il  a  fait  pour  plusieurs  centaines  de  mille 
francs  de  dettes;  il  n'a  pas  realise  une  seule  amelio- 
ration;  il  a  employe  tout  cet  argent  ä  entretenir  le 
tribunal  central  et  ä  preparer  contre  la  Confederation 
une  guerre  qui  ne  peut  conduire  qu'ä  une  catastrophe. 

Ce  regime  n'est  pas  tenable.  Le  moment  est  venu 
de  fonder  un  etat  de  choses  plus  solide.  Mettons-nous 
ä  l'oeuvre.  Rapprochons-nous  et  vivons  unis,  dans  le 
sentiment  que  nous  aurons  tous  contribue  au  bien  et 
ä  la  paix  du  pays. 

Si,  contre  attente,  nous  avions  la  douleur  d'ap- 
prendre  que  vous  etes  restes  sourds  k  Tappel  de  la 
Confederation  et  ä  celui  que  nous  vous  adressons,  nous 
serons  dans  la  penible  necessite  de  vous  combattre 
avec  perseverance  et  sans  reläche  pour  reconquerir  la 
veritable  independance  du  pays  et  sa  reunion  franche 
et  loyale  a  la  commune  patrie ,  la  Confederation 
suisse. » 

Cet  appel  ne  manqua  pas  son  effet ;  de  nombreuses 
desertions  se  produisirent  ä  1'interieur  et  ä  Texterieur. 
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Le  Commandant  en  chef  crut  y  mettre  un  terme  par 
un  ordre  du  jour  menagant,  date  de  St-Maurice,  le 
6  novembre,  ainsi  coimju: 

«  C'est  avec  un.sentiment  de  profonde  indignation 
qui  sera  vivement  partage  par  toute  l'armee  que  le 
Commandant  en  chef  porte  ä  la  connaissance  de  celle- 
ci  un  nouveau  cas  de  desertion  qui  vient  de  se  pre- 
senter.  Vingt-trois  hommes  appartenant  au  contingent, 
ont  deserte  leurs  drapeaux  avec  armes  et  bagages, 
etant  en  face  de  l'ennemi. 

Les  noms  de  ceux  qui  ont  commis  cet  acte  d'infäme 
trahison  et  de  lächete,  meritent  d'etre  voues  au  me- 
pris  public. 

Ce  sont :  (suivent  les  noms  des  vingt-trois  mili- 
taires). 

Cette  fletrissure  n'est  pas  la  seule  peine  qui  at- 
tend  ces  transfuges.  Des  ordres  ont  ete  donnöä  aux 
autorites  et  ä  la  gendarmerie  pour  arreter  ceux  qui 
ont  deserte  a  Tinterieur  et  les  conduire  au  chef-lieu, 
oü  ils  seront  juges  selon  la  rigueur  des  lois  militaires. 
II  sera  de  meine  procede  au  jugement  par  contumace 
des  deserteurs  ä  l'etranger. 

Les  instigateurs  et  les  fauteurs  de  ces  complots 
de  desertion  seront  recherches  dans  quelque  rang  qu'ils 
se  trouvent  et  n'echapperont  pas  au  chätiment  qu'ils 
meritent. » 

Ces  menaces  resterent  infructueuses ;  la  desertion 
continua  et  bientöt  un  fort  bataillon  de  soldats  annes 
pour  defendre  le  Sonderbund,  etait  sur  le  sol  vaudois 
au  service  de  la  Confederation. 

Une  autre  circonstance  vint  donner  le  coup  de 
gräce  k  la  discipline  de  l'armee  de  M.  de  Kalbermatten. 
Apres  la  chute  de  Fribourg,  le  14  novembre,  la  Ga- 
zette du  Simplon  commit  renorme  gaucherie  d'annoncer 
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une  brillante  victoire  de  Fribourg  sur  les  troupes  vau- 
doises,  viotoire  dans  laquelle  eile  faisait  intervenir  la 
Sainte-Vierge,  tandis  que  les  inities  soutenaient  que 
Fribourg  avait  capitule.  Les  braves  laboureurs,  offi- 
ciers  ou  sous-officiers  de  landwehr,  tiraill^s  entre  deux 
affirmations  opposäes,  ne  savaient  ä  qui  croire,  lors- 
qu'on  leur  tint  ce  langage :  «On  vous  parle  d'une  vic- 
toire des  Fribourgeois  sur  les  Vaudois,  nous  vous  di- 
sons  le  contraire ;  sous  peu  de  jours,  vous  connaitrez 
la  verite  et  rappelez-vous  que  celui  qui  vous  trompe 
une  fois,  n'hesitera  pas  ä  le  faire  une  seconde.  > 

Le  18  novembre,  on  lisait  ä  la  troupe  l'ordre  du 
jour  suivant  du  Commandant  en  chef : 

« Le  Commandant  en  chef  porte  ä  la  connais- 
sance  de  l'armee  que  le  gouvernement  de  Fribourg  a 
capitule  le  14  du  courant,  sans  qu'il  ait  ete  livre  de 
combat  serieux. 

L'armee  fribourgeoise  est  pure  de  cet  acte  de  fai- 
blesse,  car  memo  apres  la  capitulation ,  eile  voulait 
marcher  ä  l'ennemi,  mais  les  positions  principales  ayant 
ete  occupees  ensuite  de  cette  capitulation,  Monseigneur 
l'eveque  a  du,  afin  de  prevenir  une  effusion  de  sang 
devenue  inutile,  employer  son  influence  pour  decider 
la  force  armee  a  se  soumettre. 

Les  troupes  vaudoises,  bernoises  et  genevoises  ont 
pris  possession  de  la  ville  et  le  desarmement  du  land- 
sturm  s'est  opere ;  un  prochain  avenir  nous  apprendra 
quelle  a  ete  la  conduite  de  ces  troupes  apres  la  prise 
de  la  ville ;  dejä  la  rumeur  publique  les  accuse  de 
sacrileges,  de  profanations  et  d'atrocites  commises  sur 
le  soldat  desarme,  eile  dit  aussi  que  le  contingent  fri- 
bourgeois a  ete  contraint  de  marcher  contre  nos  freres 
de  Lucerne. 
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La  perte  de  Fribourg  ne  peut  affaiblir  une  alliance 
qui  puise  sa  force  en  Dieu  et  son  bon  droit ;  le  Valais 
est  appele  ä  prendre  une  part  glorieuse  dans  la  sainte 
cause  qu'il  a  embrassee. 

Soldats !  C'est  dans  les  revers  qu'un  peuple  libre 
se  montre  grand ;  vous  ne  vous  laisserez  pas  abattre 
et,  comme  nos  peres  vous  voudrez  vivre  catholiques 
et  libres  et  mourir  en  combattant.  —  Dieu  et  Patrie !  » 

Des  cet  instant,  la  troupe  de  langue  fran^aise  etait 
ebranlee  dans  la  foi  en  son  drapeau. 

La  troupe  du  Haut- Valais,  ne  parlant  pas  la  meme 
langue,  n'avait  aucun  contact  avec  l'habitant ;  eile  etait 
depuis  trois  semaines  condamnee  h  une  inaction  ä  la- 
quelle  ü  n'etait  fait  diversion  que  par  le  service  de 
patrouille  sur  les  bords  brumeux  du  Rhone,  ce  qui 
n' etait  pas  un  puissant  stimulant  ä  une  action  d'dclat. 

Pour  mettre  en  evidence  le  peu  d'accord  qu'il  y 
avait  entre  le  Commandant  en  chef  et  les  autres  mem- 
bres  du  Conseil  d'Etat,  nous  transcrivons  ci-apres  le 
protocole  textuel  du  Conseil  d'Etat: 

«  Seance  du  7  novembre :  M.  le  Commandant  en 
chef  ayant  demandd  des  Instructions  sur  la  ligne  de 
conduite  h  suivre  pour  le  cas  oü  les  Etats  de  l'alliance 
et  particulierement  Fribourg,  seraient  attaques,  il  est 
delibere,  d'une  voix  unanime,  de  lui  räpondre  qu'avant 
de  se  prononcer  sur  cette  grave  question,  le  Conseil 
d'Etat  trouve  de  toute  necessitö  d'attendre  des  evene- 
ments  ulterieurs  et  qu'il  ne  saurait  autoriser  pour  le 
moment  un  mouvement  agressif. 

M.  le  Commandant  en  chef  demande  des  Instruc- 
tions ä  l'egard  de  la  part  que  le  Valais  pourrait  etre 
appele  ä  prendre  ä  un  mouvement  de  troupes  des  Can- 
tons  allies  pour  pousser  plus  avant  dans  le  Tessin  l'in- 
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vasion   commencee   par   l'occupation    de    l'hospice    du 
St-Gothard. 

Un  pareil  mouvement  parait  offrir  si  peu  de  pro- 
babüite  dans  l'etat  actuel  des  choses,  que  le  Conseil 
d'Etat  juge  que  toute  deliberation  ä  ce  sujet  serait 
superflue. 

Seance  du  9  novembre.  M.  le  President  du  Conseil 
d'Etat  communique  une  lettre  du  Vice-president  de  ce 
corps  (G.  de  Kalbermatten)  qui  proteste  contre  la  de- 
cision  du  Conseil  d'Etat  du  7  courant,  relative  aux 
Instructions  donnäes  au  Commandant  en  chef,  sur  la 
ligne  de  conduite  ä  suivre  pour  le  cas  oü  Tun  ou  l'autre 
des  Etats  allies  serait  attaque.  Cette  lettre  n'a  pas 
ete  inseree  au  protocole  comme  inadmissible,  vu  l'ab- 
sence  de  M.  le  Vice-president. 

S&mce  du  12  novembre.  M.  Taffiner  annonce  que 
les  compagnies  de  landwehr  qui  s'etaient  d'abord  mon- 
trees  disposees  ä  passer  la  Furka,  exigent  un  ordre  du 
Gouvernement.  Celui-ci  decide  de  charger  M.  Taffiner 
de  les  exhorter  ä  aller  au  secours  de  leurs  freres  au- 
delä  des  monts.  (On  ne  peut  forcer  la  landwehr,  des- 
tinee  ä  la  defense  du  pays,  de  passer  la  frontiere.) 

M.  le  Vice-president  du  Conseil  d'Etat  estime  qu'un 
ordre  positif  doit  etre  donne  aux  troupes  et  demande 
que  son  vote  soit  mentionne  au  protocole. 

Seance  du  14  novembre,  au  soir  9  heures. 

Vu  la  lettre  du  Conseil  de  guerre  des  Etats  de 
TAlliance,  par  laquelle  il  invite  l'Etat  du  Valais  ä 
prendre  Toffensive  contre  le  Canton  de  Vaud,  dans  le 
but  d'operer  une  diversion  en  faveur  de  Fribourg  contre 
lequel  se  concentrent  les  forces  des  Etats  de  la  ma- 
jorite ;  vu  la  depeche  du  Conseil  de  guerre  du  12  cou- 
rant et  le  rapport  y  Joint  du  Commandant  en  chef  des 
Cantons  allies  dont   il  conste  que  les  Etats  de  TAI- 
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liance  ont  fait  une  invasion  dans  le  Frei- Amt,  ä  1'effet 
d'y  attirer  une  partie  des  forces  dirigees  sur  Fribourg, 
avec  les  nouvelles  qui  nous  parviennent  que  Fribourg 
est  attaque,  considerant  que,  de  son  cöte,  le  Valais 
doit  contribuer,  autant  qu'il  est  en  son  pouvoir,  ä  al- 
leger  la  position  de  Fribourg,  conformement  au  pacte 
et  au  traite  d'alliance,  le  Conseil  d'Etat  decide  ä  l'u- 
nanimite  de  ses  membres  qu'un  mouvement  agressif 
sera  fait  contre  le  Canton  de  Vaud,  pour  faire,  autant 
que  le  permettent  nos  forces,  vis-ä-vis  de  celles  de 
l'ennemi,  une  diversion  en  faveur  de  nos  allies  de  Fri- 
bourg. Cette  decision  sera  communiquee  ä  M.  le  Ge- 
nera 1-Commandant  en  chef  pour  lui  servir  d'ordre. 

Seance  du  16  novembre  au  soir.  Tous  presents. 

Le  Conseil  d'Etat,  vu  les  nouvelles  qui  lui  par- 
viennent que  Fribourg  doit  ötre  pris  par  les  troupes 
des  Etats  de  la  majorite,  deliböre  que,  dans  l'incerti- 
tude  sur  la  Situation  de  Fribourg,  il  n'y  a  pas  lieu 
d'executer,  cette  nuit,  l'attaque  contre  le  Canton  de 
Yaud  qui,  d'apres  les  combinaisons  du  Commandant  en 
chef,  devait  se  faire  dans  la  nuit  d'aujourd'hui  ä  de- 
main.  M.  le  Vice-president  vote  Texdcution  du  mouve- 
ment agressif  encore  dans  cette  nuit,  vu  que  les  nou- 
velles de  la  prise  de  Fribourg  ne  sont  pas  positives 
et  que  dans  tous  les  cas  l'attaque  aurait  le  but  de  de- 
truire  les  fortifications  existantes  sur  le  sol  vaudois 
en  face  du  Valais.  II  demande  que  son  vote  soit  in- 
sere  au  protocole. » 

Les  citations  qui  pr^cedent  et  bien  d'autres  que 
nous  pourrions  ajouter  et  que  nous  omettons  pour 
abreger,  sont  plus  que  süffisantes  pour  etablir  le  peu 
d'accord  qu'il  y  avait  dans  la  direction  des  affaires  du 
Valais  entre  le  Conseil  d'Etat  et  le  parti  militaire  re- 
presente  par  M.  0.  de  Kalbermatten. 
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Ce  desaccord  devint  si  saillant,  que  le  Conseil 
d'Etat  crut  devoir  porter  ses  doleances  k  la  connais- 
sance  du  Grand-Conseil.  On  lit  dans  son  message  du 
21  novembre. 

«  La  guerre  se  prolonge ;  tous  les  Valaisans  doivent 
reunir  leurs  efforts  pour  faire  face  aux  depenses  enormes 
quelle  entraine.  Nos  finances  sont  äpuisees ;  dans  un 
avenir  tres-prochain,  nous  nous  trouverons  dans  Tim- 
possibilite  de  pourvoir  ä  la  solde  et  k  la  subsistance 
de  nos  troupes. 

Dfes  que  fut  decide  le  maintien  de  la  defensive,  il 
nous  paraissait  superflu  de  garder  sur  pied  toutes  les 
troupes  qui  avaient  ete  mobilisees  dans  le  but  de 
prendre  l'offensive  et  nous  avons  manifeste  au  General- 
Commandant  en  chef  le  vobu  d'en  voir  licencier  une 
partie.  En  vertu  des  pouvoirs  dont  il  est  investi,  il  a 
cm  en  agir  diflföremment.  Deux  bataillons  seulement 
ont  6te  licencies.  Quelque  fondes  que  puissent  6tre  les 
xnotifs  qui  l'y  ont  engage,  nous  devons  vous  declarer 
que,  pour  peu  que  cet  &at  de  choses  dure,  il  nous  sera 
impossible  de  fournir  les  moyens  näcessaires  k  l'entre- 
tien  d'une  si  grande  quantitö  de  troupes,  etc.,  etc.» 

Le  27  novembre,  apres  la  chute  de  Zoug  et  de 
Lucerne,  le  Conseil  d'Etat  convoquait  le  Grand-Conseil 
pour  le  lendemain  et  annon$ait  qu'il  lui  proposerait 
de  capituler.  Le  möme  jour,  M.  de  Kalbermatten  lui 
^crivait : 

«Monsieur  le  President, 

«  Dans  la  prevision  que  le  Grand-Conseil,  convoque 
pour  le  28  du  courant,  sera  appele  ä  tracer  la  ligne 
de  conduite  k  suivre  dans  les  graves  circonstances  dans 
lesquelles  se  trouve  la  B^publique ;  je  dois  ä  ma  patrie 
et  ä  Thonneur  de  declarer  que,  dans  le  cas  oü  le  Grand- 
Conseil  deciderait  de  capituler  devant  l'ennemi,  ou  de 
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suspendre  les  Operations  de  defense  pour  lesquelles  j'ai 
re<ju  des  pleins  pouvoirs,  je  donne  ma  d&nission  de 
Commandant  en  chef  de  l'armee  et  Celle  de  Conseiller 
d'Etat. 

Agreez,  etc. 

Quartier  general  de  St-Maurice,  le  27  novembre 
1847. 

Le  Conseiller  d'Etat  et  Commandant 

en  chef, 
(Signe)    Kalbermatten.» 

Le  28  novembre  eut  lieu  en  effet  la  seance  dans 
laquelle  le  Conseil  d'Etat  proposait  de  capituler;  le 
Grand-Conseil  eüt  procede  immediatement  au  vote,  sans 
Fintervention  du  chanoine  Derivaz,  qui  demanda  la 
Prorogation  de  la  seance  ä  Tapres-midi,  afin  que  le 
Conseil  d'Etat  eüt  le  temps  de  präsenter  un  rapport 
sur  l'etat  des  relations  du  Sonderbund  avec  les  puis- 
sances  etrangeres. 

Reuni  de  nouveau  ä  deux  heures  de  relevee,  le 
Grand-Conseil  entendit  la  lecture  du  message  du  Con- 
seil d'Etat  qui  concluait  au  maintien  des  propositions 
primitives ;  sur  quoi  le  Grand-Conseil  delegua  deux  de 
ses  membres,  le  Dr  Henri  Ducrey  et  Antoine-Louis  de 
Torrente  pour  traiter  de  la  capitulation  avec  le  co- 
lonel  Rilliet-de  Constant,  Commandant  de  la  premiere 
division  föderale. 

Le  lendemain,  apres  avoir  ä  leur  passage  ä  Saint- 
Maurice,  communique  ä  M.  Guillaume  de  Kalbermatten 
les  decisions  du  Grand-Conseil,  ces  delegues  se  trans- 
porterent  ä  Bex,  oü  fut  conclue  la  Convention  sui- 
vante : 

c  Entre  M.  le  colonel  föderal  ßilliet-de  Constant, 
Commandant  de  la  premiere  division  de  l'armee  fede- 
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rale,  agissant  au  nom  de  S.  E.  M.  le  Commandant  en 
chef  de  l'armee  federale, 

Et  MM.  les  delegues  et  munis  de  pouvoirs  du  Gou- 
vernement du  Canton  du  Valais, 

1°  Le  Canton  du  Valais  declare  se  retirer  de  la  ligue 

dite  le  Sonderbund. 
2°  Les  troupes  föderales  occuperont  le  Canton  du 
Valais  des  le  30  novembre  au  matin. 

Le  nombre  des  troupes  d'occupation  ne  de- 
passera  pas  huit  mille  hommes,  ä  moins  qu'il  ne 
soit  commis  des  actes  hostiles. 

Les  troupes  seront  logees  et  nourries  con- 

formement  aux  reglements  föderaux  pour  autant 

qu'on  le  trouvera  praticable  et  necessaire. 

3°  Les  troupes  de  toutes  armes,  milices  et  landsturm, 

valaisannes,  seront  immediatement  licenciees,  les 

armes  seront  deposees  ä  l'arsenal  cantonal  ou  dans 

les  dixains  aux  lieux  designes  par  rautoritemilitaire 

federale,  pour  etre  rendues  aux  communes  apres 

que  la  tranquillite  et  Tordre  auront  ete  retablis. 

4°  Les  troupes  föderales  maintiendront  Vordre  et  la 

tranquillite  et  garantissent  la  securite  des  per- 

sonnes  et  des  proprietes  dans  le  Canton  du  Valais. 

5°  La  d^cision  de  toutes  les  questions  qui  pourront 

s'elever  et  qui  ne  sont  pas  du  ressort  militaire, 

appartiendra  ä  la  Haute  Diete. 

Ainsi  fait  ä  double  au  quartier  g£n£ral  k  Bex,  le 

29  novembre  1847,  ä  dix  heures  du  matin. 

(Suivent  les  signatures.)» 

Le  Conseil  d'Etat  auquel  le  Grand-Conseil  avait 
d&egue  ses  pouvoirs,  ratifia  cette  Convention  et  la 
porta  ä  la  connaissance  du  peuple. 

Le  HO  novembre  1847,  conformement  ä  la  Conven- 
tion precitee,  les  troupes  föderales  firent  leur  entree 
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au  chef-lieu,  precedees  par  le  bataillon  valaisan  forma 
ä  Aigle,  ayant  ä  sa  tete  les  refugies  qui  avaient  subi 
injustement  trois  ans  d'exil. 

Le  Conseil  d'Etat  s'etait  eclipse.  M.  Guillaume  de 
Kalbermatten  avait  traverse  Sion  la  veille,  se  rendant 
en  Italie.  Lorsque  MM.  Joseph  Torrent  et  Hippolyte 
Pignat  allerent  prendre  possession  de  l'hötel  du  Gou- 
vernement ,  au  nom  du  Gouvernement  provisoire ,  ils 
n'y  trouverent  que  le  Chancelier  et  le  Caissier  d'Etat. 

Ainsi  prit  fin  le  regime  le  plus  inique  et  le  plus 
ruineux  qui  ait  jamais  pese  sur  le  Valais. 

Louis  Ribordy. 


♦»- 


Eidgenössische  Politik,  Gesetzgebung  und 
politische  Literatur.    1887. 


I. 

In  dem  Vordergrunde  des  politischen  Interesses  stehen 
im  Jahre  1887  die  Fragen  der  auswärtigen  Politik  und  die 
Massnahmen  gegen  Kriegsgefahr.  Europa  gleicht  zu  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  beinahe  einem  Minendistrikt,  wo  man 
mit  dem  Revolver  in  der  Tasche  an  die  Arbeit  geht  und 
Jeder  darauf  gefasst  ist,  seinen  Nachbarn  und  Oompagnon  von 
gestern  niederzuschiessen,  um  nicht  von  demselben  geschossen 
zu  werden.  Es  muss  doch  etwas  an  den  Grundanscbauungen 
der  Zeit  mangelhaft  sein,  wenn  alle  Nationen  unter  diesem 
Fluche  einer  beständigen  WafFenrüstung  seufzen  müssen, 
ohne  eine  andere  reelle  Hoffnung  auf  Erleichterung,  als 
einen  neuen  allgemeinen  Kriegsausbruch.  Wenn  das  Jahr- 
hundert bei  allen  seinen  sogenannten  Fortschritten  schliess- 
lich kein  anderes  Resultat  haben  sollte,  als  den  Unfrieden 
zwischen  allen  Volksklassen  jedes  einzelnen  Staates  und  den 
Krieg  zwischen  allen  Staaten,  wie  er  an  seinem  Anfang  unter 
der  französischen  Hegemonie  an  der  Tagesordnung  gewesen 
ist,  so  wird  am  Ende  Napoleon  I.,  oder  das  römische  Reich 
mit  ihren  Versuchen  eines  Universalstaates  Recht  behalten, 
vorausgesetzt,  dass  nicht  eine  neue  Regeneration  der  Mensch- 
heit von  Innen  heraus  die  Uebermacht  de3  freien  Geistes  über 
alle  Machtmittel  zeigt. 

Mit  dem  Anfange  des  Jahres  begannen  allarmirende  Ge- 
rüchte sich  dergestalt  zu  vermehren,  dass  auch  die  kleinen 
Staaten,  deren  Existenz  und  Neutralität  bei  jedem  Zusammen- 
stosse  ihrer  Nachbaren  gefährdet  ist,  ihre  Vorbereitungen  für 
den  Fall  solcher  Ereignisse  zu  treffen  genöthigt  waren. 
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Für  die  Schweiz  enthält  der  Art.  1,  in  Verbindung  mit 
Art.  102  der  Bundesyerfassung  eine  permanente  Instruktion 
an  den  Bundesrath,  die  Wahrung  der  Interessen  der  Eid- 
genossenschaft nach  Aussen  und,  als  Eonsequenz  hievon  die 
Sorge  für  die  äussere  Sicherheit,  die  Unabhängigkeit,  und 
die  Neutralität  derselben  im  Auge  zu  behalten.  Eine  kurze 
Uebersicht  der  Verhältnisse,  auf  die  sich  diess  beziehen  kann, 
wird  daher  im  gegenwärtigen  Momente  für  die  Leser  des 
Jahrbuches  nicht  ohne  Interesse  sein. 

Schweizerische  Grenz-  und  Neuträlitätsverhältnisse. 

Die  Eidgenossenschaft  grenzt  bei  einem  Flächeninhalte 
von  41,389  8/10  Quadrat-Kilometern,  oder  179787/10O  Quadrat- 
Stunden  und  einer  Grenzausdehnung  von  ungefähr  345  Stun- 
den Länge,  an  5  Staaten:  Liechtenstein,1)  Oesterreich, 
Deutschland,  Frankreich  und  Italien,  von  welchen 
die  ersteren  beiden  ganz  inoffensive  Nachbaren  sind,  von 
denen  her  kaum  jemals  Gefahr  zu  befürchten  sein  wird. 

Die  Grenzen  der  Schweiz  sind  durch  die  Kongressver- 
handlungen von  Wien  und  Paris  in  den  Jahren  1814  und 
1815  im  Allgemeinen  in  der  Ausdehnung  wiederhergestellt 
worden,  die  sie  vor  dein  Jahre  1792  hatten;  doch  umfasste 
das  Gebiet  der  alten  Eidgenossenschaft  noch  die  Stadt  Mühl- 
hausen i.  EL,  die  jetzt  württembergische  Stadt  Rottweil 
am  Neckar  und  das  Veltlin  nebst  den  beiden  Grafschaften 
Bormio  und  Chiavenna.  Zeitweise  gehörten  zu  der  Eid- 
genossenschaft ferner  die  savoyischen  Provinzen  Chablais 
und  Faucigny  südlich  des  Genfersees  und  östlich  bis  zur 
Dranse,  nnd  die  kleine  Landschaft  Gex,  südöstlich  der  Jura- 
kette, welche  Länder  jedoch  bereits  am  30.  Oktober  1564 
durch  einen  Schiedsspruch  an  den  Herzog  Emanuel  Philibert 


^Liechtenstein  ist  seit  1866  ein  vollständig  souveränes  Fürsten- 
thnm.  jedoch  durch  einen  Zollunionsvertrag  mit  Oesterreich  verbunden  und 
thats  Schlich  unter  dessen  Protektorat.  Es  ist  der  inoffensivste  der  europäi- 
schen Staaten,  neben  Monaco,  8an  Marino  und  Andorra,  and  kennt  gegen- 
wärtig keinerlei  Militärdienst.  Selbst  die  Grenzwächtertruppe  wird  von 
Oesterreich  gestellt.  Die  fürstliche  Regierung  in  Vaduz,  welche  im  Wesent- 
lichen aus  einem  Landesverweser  und  einem  Landrichter  besteht,  hat  ledig- 
lich zum  Schutze  der  Jagd,  welche  seit  1*48  dem  Fürsten  allein  zusteht, 
bewaffnete  Wildhüter.  Das  ganz  katholische  Land  steht  insofern  in  di- 
rekten Beziehungen  zur  Schweiz,  ais  es  immer  noch  zu  dem  Bisthum  Chur 
gehört  und  seine  Geistlichkeit  im  bischöflichen  Seminar  daselbst  erzogen 
wird.  Auch  sind  in  Folge  dessen  die  Pfründen  mitunter  durch  graubündne- 
rische  Pfarrer  besetzt. 
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von  Savoyen  zurückfielen,  unter  der  Verpflichtung,  sie  nicht 
weiter  zu  veräussern ;  ferner  das  Eschenthal  (Valie  d'Ossola; 
in  seinem  obern  Theile  Val  Pommatt),  das  im  Jahre  1515  auf 
eine  noch  nicht  aufgeklärte  Weise  derelinquirt  wurde  und  in 
die  Hände  der  Franzosen,  als  damaliger  Besitzer  des  Herzog- 
thums  Mailand,  überging.1)  Zeitweise,  namentlich  von  1527 — 
1581 ,  stand  die  Stadt  Konstanz  in  einem  engeren,  wesent- 
lich konfessionellen  Bündniss  mit  den  reformirten  Orten,  1469 
hatte  die  Eidgenossenschaft  von  dem  Bischof  ein  Besatzungs- 
recht  daselbst  und  in  seinem  Schlosse  Kaiserstuhl  erhalten. 
Ein  ähnliches  vertragsmässiges  Besetzungsrecht  hatte  die 
Eidgenossenschaft  (bezw.  die  drei  Städte  Bern,  Freiburg  und 
Solothurn)  durch  einen  Vertrag  vom  24.  Dezember  1518 
in  BesanQon  und  ebenso  in  den  sogenannten  vier  Wald- 
städten: Bheinfelden,  Laufenburg,  Säckingen  und  Waldshut, 
letzteres  in  Folge  der  ewigen  Richtung  mit  Oesterreich  vom 
21.  Juni  1474.  Die  Stadt  Walds  hu t  war  der  Eidge- 
nossenschaft bereits  durch  den  sogenannten  Waldshuter 
Frieden  vom  27.  August  1468  verpfändet  worden  und  konnte 
definitiv  beansprucht  werden,  wenn  nicht  Oesterreich  innert 
kurzer  Frist  die  Auslösungssumme  erlegte.  Noch  1689  wollte 
sie  Oesterreich  auf  50  Jahre  an  die  Eidgenossenschaft  ab- 
treten, um  sie  vor  Frankreich  zu  schützen. 

In  einer  dauernden  Schutzverbindung  mit  der  Eidge- 
nossenschaft stand  die  Franc  he  -Com  te\  Zunächst  ge- 
hörte sie,  infolge  des  Burgunderkriegs,  einen  kurzen  Mo- 
ment lang  der  Schweiz,  wurde  jedoch  für  100,000  rheinische 
Gulden  an  Frankreich  abgetreten.  Die  Verhandlung  darüber 
auf  der  Tagsatzung  zu  Luzern  vom  25.  April  1477  ist  in- 
teressant, sie  lautet  wie  folgt  (Eidg.  Abschiede  II,  671): 
€  Herr  Hermann  von  Eptingen  hat  angebracht,  was  er 
mit  der  kaiserlichen  Botschaft  zu  Basel  geredet  hat.  Dieselbe 
begehre  nämlich,  dass  wir  weder  mit  dem  König  von  Frank- 
reich, noch  mit  Jemand  antlerm  Burgunds  wegen  ans  in 
Richtungen  oder  Vertrüge  einlassen,  bis  wir  sie  angehört 
hätten;  sie  habe  an  uns  Anträge  zu  bringen,  die  gemeiner 
Christenheit  und  uns  zu  grossem  Vortheile  gereichen  würden. 
«  Hat  man  Im   gedankt  vnd   mit  guten  worten   abgewisen. 


»)  Dasselbe  war  Reichslehen  der  Eidgenossenschaft,  laut  Urkunde  xn 
Weingarten  vom  29.  August  1418.  (E.  A.  I,  Beilage  te.)  Ueber  den  Verla« 
vgl.  das  letztjährige  Jahrbuch,  pag.  360. 
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das  Jederman  heimzebririgen  »  (weiss).  Auf  das  Anbringen 
der  französischen  Boten,  des  burgundischen  Landes  wegen, 
antworten  die  Orte  wie  folgt:  Zürich:  Das  Land  sei  uns 
ungelegen,  aber  die  angebotenen  100,000  Gulden  seien  zu 
wenig,  man  soll  trachten,  mehr  zu  erhalten;  doch,  was  ge- 
meine Eidgenossen  thun,  das  wolle  Zürich  auch  thun. 
Bern:  Die  Sache  sei  wichtig  und  sollte  nicht  übereilt 
werden;  doch  wenn  uns  nichts  Anderes  gefalle,  so  wolle 
der  Bote  die  Sache  heimbringen.  Luzern  hat  mancherlei 
Gründe  angeführt,  warum  der  Kaiser  dort  für  uns  ein  un- 
gelegener Nachbar  wäre.  So  wie  unsere  Sachen  mit  dem 
König  von  Prankreich  stünden,  wollte  Luzern  bedünken, 
man  sollte  so  viel  als  möglich  vom  König  nehmen  und  doch 
arbeiten,  dass  der  Herzog  von  Oesterreich  und  unsere  Bundes- 
genossen von  der  Vereinigung  auch  einigermassen  vom  König 
bedacht  und  dass  unsere  Jahrespensionen  versichert  würden. 
Den  Delphin  möchte  es  in  die  Vereinigung  aufnehmen,  wenn 
der  König  in  der  Vereinigung  die  Pensionen  auch  für  seinen 
Sohn  verschreiben  wollte.  Uri  meint,  wenn  wir  das  Land 
in  unsern  Händen  hätten,  so  würde  es  uns  mehr  ertragen; 
man  sollte  daher  mit  Macht  ausziehen  und  das  Land  ein- 
nehmen, dann  <  bekommen  wir  dester  besser  täding  > .  S  c  h  w  y  z 
will  dem  Kaiser  nicht  viel  trauen  und  lieber  den  König  zum 
Nachbar  haben,  desshalb,  wenn  nicht  mehr  herauszubringen 
ist,  die  100,000  Gulden  nehmen,  «  doch  dz  wir  darnach  ge- 
denken, vnser  zugewanten  nit  verachten  ».  Unterwaiden: 
Wolle  man  zusagen,  das  Geld  nach  den  Orten  zu  theilen, 
so  wolle  es  mit  uns  in  die  Sache  eintreten  und  arbeiten 
helfen,  dass  man  so  viel  als  möglich  vom  König  heraus- 
bringe; wolle  man  aber  diese  Zusage  nicht  geben,  so  wolle 
es  «der  Sachen  müssig  gan  >.  Zug  traut  dem  Kaiser  auch 
nicht,  will  das  Land  nicht,  aber  so  viel  als  möglich  vom 
König  dafür  zu  erhalten  suchen.  Glarus  kann  zu  einem 
einhelligen  Beschlüsse  stimmen,  bei  geth eilten  Meinungen 
soll  der  Bote  referiren.  Freiburg  und  Solothurn  wollen 
lieber  den  König  als  den  Kaiser  zum  Nachbar  haben,  sie 
wollen  nehmen,  so  viel  sie  vom  König  erlangen  können.  > 
In  Commines  findet  sich  der  Nebenvertrag  des 
französischen  Kommissärs  Favre  mit  dem  Schultheissen  von 
Diessbach  von  Bern  Über  20,000  Livres,  die  noch  zur  Er- 
leichterung des  Geschäftes  vertheilt  wurden  (nämlich  an  Mes- 
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sieurs  de  Berne  6000,  an  Messieurs  de  Zürich  2000,  an 
Messieurs  de  Lucerne  3000  und  an  Particuliers  9000  Iivres), 
von  denen  die  andern  Eidgenossen  nichts  wussten  (Ab- 
schied in,  379). 

Später  bestand  für  diese  «  Grafschaft  Burgund  »  ein 
Schutzvertrag,  die  sog.  österreichische  «  erneute  Erbvereini- 
gung »  vom  7.  Februar  1511  mit  Kaiser  Maximilian  I., 
die  zugleich  für  seinen  Enkel,  Erzherzog  Karl  und  die 
Grafschaft  Burgund  galt,  wodurch  die  Eidgenossenschaft 
gegen  eine  jährliche  Geldzahlung  sich  verpflichtete,  diese 
Grafschaft  in  ihrer  Neutralität  zu  beschirmen.1 )  Diese  «  de- 
niers  de   la   gracieuse  reconnaissance  »  ftir  die   Neutralität 


»)  Dieselbe  wurde  1651  erneuert  laut  folgender  Tagsatznngsv  er  handlang: 

.Tagsatzung  zu  Baden,  80.  September  165JL 

Vortrag  der  burgundischen  Gesandtschaft:  Der  Kaiser  wünsche,  die 
Eidgenossen  mögen  bei  ihrem  bisherigen  guten  Willen  für  die  Sicherheit 
der  Grafschaft  Burgund  und  die  Erhaltung  der  Eroberung  verharren  und 
sich  durch  nichts  davon  abhalten  lassen.  Da  nun  die  Bewohner  der  Graf- 
schaft vernommen  haben,  wie  der  König  von  Frankreich,  nachdem  er  den 
Krieg  wider  den  Kaiser  angefangen,  grosses  Kriegsvolk  an  den  Grenzen 
der  Grafschaft  habe,  bitte  man  im  Namen  des  Kaisers  und  der  benannten 
Einwohner  die  Eidgenossen,  zwei  angesehene  Abgeordnete  mit  einem  ge- 
eigneten Schreiben  zum  König  zu  senden,  ihm  anzuzeigen,  dass  die  Graf- 
schaft in  der  Erbcinung  begriffen  und  deswegen  die  Eidgenossen  zu  deren 
Beschirmung  verpflichtet  seien,  und  daher  den  König  angehen,  dass  er  nichts 
wider  die  Grafschaft  vornehme,  wie  sein  Vater  sei.,  der  König  Frans,  aar 
Zeit  der  Kriege  gethan  habe,  und  diessfails  die  nöthigen  Befehle  ertheile, 
dass  die  Bewohner  der  Grafschaft  im  Herzogthum  frei  und  ungehindert 
handeln  und  wandeln  können:  die  betreffende  Botschaft  soll  sich  auch  be- 
mühen, vom  König  eine  schriftliche  Antwort  zu  erhalten.  Die  Gesandtschaft 
bittet  um  einen  sofortigen  Beschluss  und  entrichtet  beinebens  das  im  ver- 
flossenen Mai  fällig  gewordene  Eroberungsgeld.  Es  erhalt  davon  jeder  Bote 
der  XII  Orte  82  Kronen.1* 

Unter  den  Tagsatzungsakten  von  1555  befindet  sich  ein  Konzept  einer 
solchen  Verwendung  der  13  Orte  bei  dem  französischen  König.  (Eldg. 
Abschiede  IV.,  I  e,  556). 

Am  16.  Juni  1657  wurde  die  Erbvereinigung  abermals  mit  König  Phi- 
lipp II.  von  Spanien  erneuert 

Die  Franche-Comte  oder  Grafschaft  Hochburg  and,  um- 
fassend die  jetzigen  Departements  Doubs,  Jura  und  Haute-8aone,  wurde 
Ludwig  XL  von  dem  nachmaligen  Kaiser  Maximilian  L,  Gemahl  der  Erb- 
tochter Karls  des  Kühnen,  bestritten,  sodann  aber  im  Frieden  von  Arras 
seiner  Tochter  Margarethe  als  Heirathsgut  für  ihre  künftige  Vermahlung 
mit  dem  Dauphin  Karl  (VI IL)  von  Frankreich  übergeben.  Als  die  Heiratn 
dann  nicht  zu  Stande  kam,  stellte  Karl  VIII.  im  Frfeden  von  Senlis.  28.  Mal 
1493  das  Land  an  Maximilian  zurück,  wodurch  dasselbe  später  (durch  Karl  V., 
den  Enkel  Maximilians)  eine  spanische  Besitzung  wurde,  die  von  in  Be- 
sancon  residirenden  Statthaltern  regiert  wurde,  jedoch  bedeutende  Rechte 
und  Freiheiten  besass. 

Im  Jahre  1668  wurde  die  Freigrafschaft  plötzlich  und  g*%en  Ihre 
Neigung  von  Frankreich  erobert,  dann  im  Frieden  von  Aachen  zurück- 

fpstellt,  1671  aber  neuerdings  besetzt,  stets  mit  Hülfe  schweizerischer 
ruppen,  die  vergeblich  von  der  Tagsatzung  nach  Uauae  berufen  worden 
waren.  Die  Obersten  dieser  Soldtruppen  (Erlach,  Stuppa,  Molondln)  ent- 
siegelten nicht  einmal  die  Abbernfungsschreiben. 

Durch  den  Frieden  von  Nymwegen  1678  kam  das  Land  definitiv  an 
Frankreich.  Es  ist  die  Heimath  vieler  bedeutender  Männer  u.  A.  von  Viktor 
Hugo,  Proudhon,  Grövy. 
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der  Freigrafschaft  wurden  jährlich  an  der  Johannis-Tag- 
satzung  zu  Baden  durch  eine  Gesandtschaft  entrichtet.  Ein 
gleicher  Neutralitätsvertrag,  der  auch  das  Herzogthum  Bur- 
gund  und  das  Bassigny  umfasste,  bestand,  gegen  eine  jähr- 
lich^ Geldzahlung  ebenfalls,  auch  mit  Frankreich.  (Vgl. 
Fleury  «  Franc- Comtois  et  Suisses».  pag.  57.)  Im  Ganzen 
glich  dieses  Verhältniss  der  Freigrafschaft  zur  Eidgenossen- 
schaft demjenigen  des  unmittelbar  angrenzenden  Fürsten- 
thums  Neuchätel. 

Zum  letzten  Male  wurde  die  Freigrafschaft  noch  im 
Juni  1815  vorübergehend  von  schweizerischen  Truppen  be- 
setzt, eine  Okkupation,  die  der  neueste  Geschichtsschreiber 
dieses  Landes,  Fleury,  nicht  ganz  ohne  Grund  eine  «ex- 
pedition  de  flibustiers  >  nennt  nnd  die  jedenfalls  nicht  sehr 
dazu  beitrug,  die  Sympathien  für  die  Schweiz,  mit  welcher 
dieses  Land  vor  1678  in  dauernder  Verbindung  gestanden 
hatte,  wieder  zu  erwecken.  Wir  werden  auf  diesen  Feldzug 
des  Generals  Bachmann  im  nächsten  Jahrbuche  zu  sprechen 
kommen. 

Endlich  besass  der  Freistaat  der  drei  rhätischen  Bünde 
den  Ausgang  des  Münsterthaies  bis  gegen  Mals  und 
Glurns.  Dieses  sog.  «  Gericht  Untercalven  >  ging  aber  1618 
an  den  Kaiser  Mathias  verloren  und  wurde  zu  Tyrol  ge- 
schlagen. Im  Jahre  1 704,  1 7.  Juni,  hatten  der  Bischof  und 
das  Kapitel  von  Chur  ihre  Rechte  auf  das  Münsterthal 
um  17,000  Gulden  an  Oesterreich  verkauft,  dasselbe  wurde 
jedoch  1748  wieder  zurückgelöst,  mit  Vorbehalt  der  öster- 
reichischen Schirmvogtei  über  das  noch  bestehende  Frauen- 
kloster Münster.  Daher  rühren  die  Rechte,  die  Oesterreich 
noch  heute  beansprucht.    (Vgl.  den  Aufsatz  von  Dr.  Planta.) 

Nicht  zu  der  alten  Eidgenossenschaft  gehörten  das  jetzt 
aargauische  Frickthal  mit  den  Städten  Laufenburg  und 
Rheinfelden,  welches  erst  im  Luneviller  Frieden  von  Oester- 
reich an  Frankreich  und  1802  von  Frankreich  an  die  da- 
malige  helvetische  Republik  abgetreten  wurde,  ferner  ein 
kleiner  Streifen  Land  mit  der  Gemeinde  Cerneux-Pe- 
quignot  bei  Locle  auf  der  Jurahöhe,  welcher  im  ersten 
Pariser  Frieden  von  1814  an  Preussen  tur  das  Fürstenthum 
^Neuchätel  abgegeben  wurde,  und  einige,  in  der  alten  Zeit  zu 
dem  Pays  de  Gex  und  der  savoyischen  Provinz  Chablais  ge- 
hörige  Gebietsteile,    welche    durch    den    zweiten    Pariser- 

43 
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friedensschluss  und  den  Turinervertrag  an  die  Schweiz  cedirt 
wurden.  Auch  der  obere  Theil  des  ehemaligen  Fürst  - 
bisthums  Basel,  oberhalb  der  Pierre  Pertuis,  galt  in 
der  alten  Zeit  nicht  als  eidgenössisches  Territorium,  obwohl 
der  Bischof  selbst,  neben  seiner  Stellung  als  deutscher  Reifehs- 
furst,  zugewandter  Ort  der  Eidgenossenschaft  infolge  eines 
Vertrages  von  1579  war. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Wiener  Kongresses, 
welche  das  jetzige  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  zunächst 
wiederherstellten,  enthält  der  VI.  Abschnitt  der  «  Eidgenössi- 
schen Geschichten»  nebst  den  dazu  gehörigen  Beilagen  IV 
und  V  eine  nähere  Darstellung.  Die  Pariser-  und  Turiner- 
Verhandlungen,  die  sich  hieran  anschliessen,  werden  im  nächst- 
jährigen Bande  geschildert  werden.  Mit  der  Unmöglichkeit, 
auf  diesem  Kongresse  eine  eigentliche  «  militärische  >  Grenze, 
oder  in  zweiter  Linie  die  Neutralisation  des  Pays  de  Gex 
und  die  Beseitigung  von  Festungsanlagen  auf  der  West- 
grenze zu  erlangen,  hängen  zusammen  die  Neutralisation  eines 
Theils  von  Savoyen,  die  besondern  Zollverhältnisse  an  der 
Grenze  von  Genf  und  das  Verbot  von  Befestigungen  bei 
Basel  auf  der  linken  Rheinseite,  welche  indirekt  die  schwei- 
zerische Grenzvertheidigung  erleichtern  sollten. 

Seither  haben  sich  die  Grenzverhältnisse  nur  in 
folgenden  Punkten  verändert:  Zunächst  wurde  Neuenburg 
durch  den  Vertrag  von  26.  Mai  1857  rein  schweizerisch, 
während  es  von  1707  bis  1806  und  wieder  von  1814 — 1848 
neben  seinem  Verhältniss  zur  Eidgenossenschaft  in  Personal- 
union mit  Preussen  gestanden  hatte.  —  Im  Jahre  1862, 
8.  Dezember,  wurde  das  Dappenthal  (Val  des  Dappes), 
welches  seit  dem  Jahre  1815  streitig  geblieben  war,  durch 
einen  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  getheilt, 
mit  der  Verpflichtung  für  Frankreich,  auf  dem  abgetretenen 
Theil  keine  Festungswerke  zu  erbauen.  Die  Strasse  über 
den  Pass  von  Faucille,  welche  von  Frankreich  in  das  Pays 
de  Gex  führt,  ist  infolge  dieses  Abkommnisses  ganz  fran- 
zösisch geworden.  —  Im  Jahre  1874  wurde  ein  Grenzanstand 
mit  Italien  in  der  Alp  Cravairola,  an  dem  Passe,  welcher 
von  dem  tessinischen  Valle  di  Gampo  nach  Crodo  im  Valle 
d'Ossola  hinüberfuhrt,  durch  Obmannsspruch  des  amerikani- 
schen Gesandten  bei  dem  Königreich  Italien,  zu  Ungunsten 
der    Eidgenossenschaft    entschieden.     Eine    andere    Grenz- 
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Verschiebung  fand  im  Jahre  1878  gegenüber  Deutschland 
hei  Konstanz  statt.  Der  Konstanzer  Bahnhof,  der  früher 
"wesentlich  auf  thurgauischem  Gebiete  lag,  ist  dadurch  an 
Deutschland  abgetreten  worden.  Sehr  viel  bedeutsamer  jedoch, 
als  alle  diese  kleineren  Grenzveränderungen  sind  für  die 
Schweiz  die  politischen  Ereignisse  von  1859,  1866  und 
1870/71  geworden,  indem  dadurch  die  Besitzverhältnisse 
in  den  anstossenden  Gebieten  von  Savoyen,  der  Lombardei 
und  des  Elsasses  sich  völlig  verändert  haben  und  an  ihren 
Grenzen  stärkere  Staaten  mit  Befestigungsanlagen,  Eisenbahn- 
zufahrtslinien und  einer  nahezu  permanenten  Kriegsbereit- 
schaft entstanden,  wie  eine  solche  seit  den  Jahren  1814 — 1815 
niemals  bestanden  hat,  und  die  für  einen  dazwischen  lie- 
genden neutralen  Staat  nicht  ohne  Bedenken  ist,  selbst  wenn 
er  keine  Ursache  hat,  an  ein  spezielles  Uebelwollen  von  Seiten 
irgend  eines  seiner  Nachbarn  zu  glauben. 

Die  jetzigen  Grenzen  der  Schweiz  sind  folgende: 
Bei  Basel  beginnend,  ist  die  42,6  Stunden  in  der  Luft- 
linie messende  schweizerische  West  grenze,  welche  durch 
den  zweiten  Pariser  -  Vertrag  vom  20.  Nov.  1815  dekretirt 
und  von  1816—1826  durch  Vermarchungsprotokolle  fest- 
gestellt worden  ist,  im  Wesentlichen  die  alte,  wie  sie  vor 
dem  1.  Januar  1790  zwischen  der  Schweiz,  beziehungsweise 
dem  Ftirstbisthum  Basel,  dem  Pürstenthum  Neuenburg,  dem 
bernischen  Gebiete  im  Waadtlande  und  der  Stadt  Genf  be- 
stand. Der  Streifen  Land  bei  Cerneux-Pe'quignot,  die  1862 
convenirte  neue  Grenze  im  Dappenthal  und  kleine  franzö- 
sische Abtretungen  von  1815  ander  ehemaligen  Grenze  von 
Genf  bilden  Ausnahmen  hievon.  Diese  Grenze  nimmt  ihren 
Anfang  bei  der  sogenannten  Schusterinsel  unterhalb  Basel, 
im  Mittelpunkt  des  Rheins,  der  geometrisch  bestimmt  ist, 
und  folgt  kurze  Zeit  der  Mitte  des  Flusses  stromaufwärts, 
sodann  aber  einer  unregelmässig  gegen  Osten  ausspringenden 
und  wieder  zurückbiegenden  Linie  bis  zu  dem  Dorfe  Benken, 
die  durch  143  Grenzsteine  näher  bezeichnet  ist.  Von  Benken 
weg  steigt  sie  aus.  der  Ebene  auf  die  Blauenkette  und  fällt 
wieder  in  das  Thal  der  Lützel  bei  dem  sogenannten  «  Klöster- 
lein. >  Von  dort  weg  springt  sie  in  einem  weiten  Bogen  bis 
über  die  äusserste  Kette  des  Jura  hinaus,  nach  Boncourt, 
Fahy   und  Damvant,  um  dann    über   einen   Theil   derselben 
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zurück  bis  an  den  Doubs  zu  fallen,  dessen  nordöstlichste 
Schleife  (Clos  du  Doubs)  ganz  in  das  Gebiet  der  Eidgenossen- 
schaft gehört.  Sodann  bildet  von  der  Berner-Grenze  weg 
die  Mitte  dieses  Flusses  die  Grenzlinie  bis  zum  Lac  des 
Breuets  bei  Locle.  Der  neuenburgische  Theil  derselben 
wurde  von  den  Grenzkommissionen  im  Jahre  1818  mittelst 
einer  Uebereinkunft  vom  9.  Juli  etwas  anders  festgestetit, 
als  es  durch  den  ersten  Pariserfrieden  vom  30.  Mai  1814 !) 
bestimmt  worden  war.  Von  der  Einmündung  des  Baches  la 
Banconniere  weg  verlässt  die  Grenze  den  Doubs  und  folgt 
unregelmässig,  bald  diesseits,  bald  jenseits  des  Kamme*,  einer 
Gebirgskette,  die  das  Thal  dieses  Flusses  von  dem  Thal 
der  Brevine  trennt,  bis  sie  dann,  plötzlich  abbiegend,  die 
Montagne  du  Larmont  und  das  Thal  von  Verhöres  quer  durch- 
schneidet und  auf  einem  Östlich  gelegenen  Plateau  die  waadt- 
1  lindische  Kantonsgrenze  bei  dem  Hofe  le  Gros  Vuitteaux  er- 
reicht. Die  waadtländische  Grenze  ist  ebenso  unregelmässig 
gestaltet.  Ohne  stets  der  Hauptkette  des  Jura  zu  folgen, 
springt  sie,  nachdem  sie  die  Schlucht  von  Jougne  fiber- 
schritten hat  und  eine  Zeit  lang  der  Kette  des  Mont  Risoux 
folgte,  auf  den  Noirmont  zurück,  wo  sie  ursprüglich  den 
Punkt  durchschnitt,  an  dem  die  beiden  französischen  Strassen 
nach  St-Cergues-Nyon  und  nach  Gex-Genf,  in  der  Nähe  des 
französischen  Forts  les  Bousses.  sich  treffen,  so  jedoch,  dass  die 
letztere  Strasse  dann  ein  Stück  weit  durch  schweizerisches  Ge- 
biet passiren  musste,  was  im  Jahre  1814/1815  nicht  ohne  Ab- 
sicht stipulirt  worden  war.  Es  gelang  jedoch  dem  französischen 
Minister  des  Aeussern,  Herzog  von  Richelieu,  noch  in  aller- 
letzter Stunde,  am  19.  Nov.  1815,  die  alliirten  Mächte  zu  einer 
gemeinsamen  Note  zu  bewegen,  «worin  sie  sich  bei  der 
Schweiz  für  die  Rückgabe  des  'Dappenthals  an  Frankreich 
verwendeten,  und  es  konnte  diese  Frage  erst  am  8.  Dez. 
1862  durch  einen  Theilungs vertrag  mit  Frankreich  erledigt 
werden,  durch  welchen  nun  der  westliche,  von  der  Strasse 
nach  Gex  durchschnittene  Theil  des  Thaies  franzosisch  ge- 
worden ist,  keiner  der  Grenzstaaten  aber  daselbst  Festungs- 
werke  anlegen   darf.     Von    der  jetzigen   Grenze  weg    folgt 


»)  Die  neuenburgische  Grenze  beruht  ganz  ausnahmsweise  theils  auf 
einem  alten  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Frankreich  von  1766,  theils  auf 
den  Bestimmungen  des  ersten ,  nicht  des  zweiten  Pariserfriedens, an  welchen 
dieser  letztere  nichts  änderte. 
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die   weitere  Linie  zuerst  dieser  Strasse,   dann  sinkt  sie,  die 
Kette  der  Döle  überschreitend,  über  den  Jura  hinab  und  folgt 
dem   Lauf  des   Flüsschens   Versoix  bis   zur   Genfer  Grenze. 
Das    Genfer   Gebiet    konnte,    trotz    aller    Bemühungen   der 
Schweiz,  das  Pays  de   Gex  wieder  zu  erhalten,    welches   ihr 
von   1536 — 1564  angehört  hatte,   im  Jahre   1815   bloss  in- 
soweit abgerundet  werden,  dass  die  ehemalige  Enclave  von 
Peney  in  direkte  Verbindung  gesetzt  und  durch  Abtretung 
eines    Streifen   Landes   bei  Versoix  auch   eine   direkte  Ver- 
bindung zwischen  Genf  und  Waadt  auf  der  Nordseite  des 
Sees  erstellt  wurde.     Der  stark   einspringende  Winkel  von 
Fernex  blieb  durch  eine  Art  von  Versehen  (wenn  man   es 
milde  bezeichnen  will)  französisch.     Der   letzte  französische 
Grenzstein    steht    am  rechten    Ufer  der  Rhone,    gegenüber 
von  Oartigny,   von  dort  ist   die  Mitte  dieses  Flusses  die 
Grenze  bis  an  den  Punkt,   wo  der  Nant  de  Vosogne  am 
linken   Ufer  sich   in   denselben   ergiesst.     Diese  West^renze 
bat   enorme   militärische  Defectuositäten ,    welche   1814  und 
1815  bei  Bestimmung  derselben  auf  schweizerischer  Seite  auch 
sehr  gut  gefühlt  und  vorstellig  gemacht  worden  sind.     Hie- 
rüber ist  das  in  unserer  Beilage  V  zu  den  « Eidgenössischen 
Geschichten  »     dieses    Jahres    abgedruckte    Gutachten     des 
Obersten  Pinsler  lesenswerth.     Der  schweizerische  Abgeord* 
nete  auf  dem  Pariser  Kongress,  Pictet  de  Bochemont,  hatte 
den  Auftrag,  in  diesem  Sinne  zu  wirken,  konnte  jedoch  bei 
der   Abneigung   Frankreichs,    etwas   abzutreten,    und   dem 
Wunsche  der  Alliirten,  die  neue  Regierung  daselbst  möglichst 
zu  schonen,  nichts  Wesentliches  erlangen.     Der  Herzog  von 
Richelieu  erklärte,   als  er  Eenntniss   von  diesen  Begehren 
erhielt,  mit  einem  sehr  drastischen  Ausdruck,  er  werde  nicht 
einmal  die  Forts   von  Joux  und  l'Ecluse  zerstören  lassen; 
gegenüber  einer  friedlichen  Regierung,   wie  die  restaurirte 
bourbonische,  sei  so  Etwas  unnöthig.     Pictet  verlangte  zu- 
letzt eine  drei  Meilen  breite  neutrale  Grenzzone  von 
Basel  bis  Genf,  mit  Verzicht  auf  Festungsbauten,  Truppen- 
ansammlungen  und    Douanen   innerhalb    derselben,  konnte 
aber  auch   dieses   «Systeme  reduit»,   das  er   am   30.   Sept. 
1815  proponirte,  nicht  durchsetzen  und  ebensowenig  die  even- 
tuell begehrte  Neutralisation  des  Pays  de  Gex. 

Die  Südgrenze  der  Schweiz,  die  an  der  Einmündung 
des  Nant  de  Vosogne  in  die  Rhone,   unterhalb  Genf,   be- 
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ginnt  und  72,4  Standen  weit  bis  zum  Piz  Ciavalatsch ')  sieh 
ausdehnt,  wurde  zunächst  bei  Genf  durch  einen  besondern 
Vertrag  vom  26/29.  März  1815  vom  Wiener  Kongress  und 
sodann  durch  ein  Nachtragsübereinkommen  zwischen  Genf 
(resp.  der  Schweiz)  und  Sardinien,  welches  am  16.  März  1816 
zu  Turin  abgeschlossen  wurde,  festgestellt.  Genf  erhielt  erst 
durch  diese  Verträge  ein  zusammenhängendes,  militärisch  be- 
trachtet jedoch  noch  immer  sehr  unvollkommenes  Gebiet*), 
dessen  Grenze  nahe  am  Fusse  des  Saleve  hinstreichend,  die 
Arve  bei  Sierne  überschreitet  und  am  Sttdufer  des  Sees  bei 
Hermance  spitz  ausläuft. 

Von  der  Einmündung  der  Hermance  in  den  See  ost- 
wärts ist  dieser,  bezw.  die  Mitte  desselben,  die  Gebietsgrenze 
der  Schweiz  bis  zur  Einmündung  des  Morge- Baches  bei 
St.  Gingolph.  Ueber  die  Verhältnisse  des  Gen  ferse  es  be- 
stand bisher  bloss  ein  Fischerei- Vertrag  mit  Frankreich  vom 
28.  Dezember  1880  (E.  G.  S.  VI.  640).  Erst  soeben  ist  eine 
«  Convention  entre  la  Suisse  et  la  France  concernant  la  navi- 
gation  sur  le  lao  de  Geneve  >,  vom  9.  Juli  1887  datirt,  mit  der 
französischen  Republik  vereinbart  worden,  welche  eine  Schiff- 
fahrts-  und  Hafenordnung,  wie  sie  auch  mit  den  Bodensee- 
staaten besteht,  im  Uebrigen  aber  keine  politisch  wichtigen 
Bestimmungen  enthält.  Es  ist  keine  ausdrücklich  stipaürte 
Neutralität  dieses  Wasserbeckens  auf  demjenigen  Theile,  an 
welchem  nicht  beide  Ufer  schweizerisches  Gebiet  sind,  vor- 
handen, es  kann  dieselbe  aber  aus  der  Neutralität  des  an- 
stehenden Territoriums  gefolgert  werden,  wozu  auch  die  in 
den  Jahren  1815  und  1816  mit  dem  damaligen  Angrenzer, 
Sardinien,  gepflogenen  Verhandlungen  in  Paris  und  Turin  Ver- 
anlassung bieten.  Die  Mitte  des  Sees  als  Hoheitsgrenze  er- 
scheint schon  in  dem  sogenannten  Lausanner- Vertrag  vom 
30.  Oktober  1564,  einem  Schiedsspruch  der  11  eidgenössischen 
Orte  (ohne  Bern  und  Freiburg)  zwischen  Bern  und  dem  Herzog 
Philibert  Emanuel  von  Savoyen,  garantirt  von  Philipp  II.  von 
Spanien  und  Karl  IX.  von  Frankreich,  welcher  überhaupt 
diese  Gebietsgrenzen   mit  Ausnahme  des  Distrikts  Monthey 


')  Eigentlich  geht  die  8üdgTenze  bis  zum  Stllfser  Joch,  der  übrige 
Theii  gehört  schon  zur  Ostgrenze,  doch  ist  der  Ciavalatsch  der  Östlichste 
Punkt  der  Grenze. 

*)  Ueber  das  frühere  Genfer  Gebiet  vor  der  Annexion  an  Frankreich 
vgl.  pag.  815. 
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festgestellt  hat  und  noch  heute  in  verschiedenen  seiner  Ar- 
tikel von  Bedeutung  ist. 

Von  St.  Gingolph  weg  geht  die  Grenze  in  südöstlicher 
Richtung  quer  über  das  Gebirg  bis  zum  Mont  Dolent  und 
dem  grossen  St.  Bernhard.  Sie  ist  durch  einen  altern 
«  Turiner- Vertrag  >  vom  3.  Juli  1737  und  zwei  Grenz- 
bereinigungsprotokolle  von  1783  und  1804  genauer  fest- 
gestellt und  folgt  nicht  immer  den  natürlichen  Wasser- 
scheiden. Der  im  Wallis  der  Grenze  nächstgelegene  Distrikt 
Monthey  wurde  erst  1569  4.  März  (nicht  1564)  von  Sa- 
vojen  getrennt,  und  die  Grenzen  sind  dort  noch  immer 
nicht  genügend  bereinigt.  Besonders  liegt  im  Thal  der  Va- 
lo reine  die  Grenze  ganz  auf  der  Walliser-Seite,  statt  auf  der 
Höhe  des  Thaies,  und  es  stimmen  auch  die  beidseitigen  to- 
pographischen Karten  nicht  überein.  —  Von  der  Rhone  bis 
zum  Mont  Dolent  ist  nunmehr,  seit  dem  24.  März  1860,  eben- 
falls Frankreich  Grenznachbar  der  Schweiz  geworden.  Vom 
Mont  Dolent  weg  beginnt  die  Südgrenze  der  Schweiz  gegen 
Italien.  Dieselbe  verläuft  direkt  östlich  bis  zum  Monte  Rosa, 
dann  nordöstlich,  sehr  stark  einspringend,  bis  zum  Griesheim'). 
Der  zwischen  Wallis  und  Tessin  liegende,  italienische  Landes- 
theil ist  das  ehemalige  Eschenthal  (Val  d'Ossola,  im 
obern  Theile  Val  Pommatt),  die  älteste  Besitzung  der  Eid- 
genossenschaft jenseits  der  grossen  Alpenkette ,  die  im 
Jahre  1515  durch  den  übereilten  oder  verrätherischen  Abzug 
des  bernischen  Kommandanten  von  Domo  d'Ossola  verloren 
ging  (damals  an  Frankreich)  und  im  sogenannten  ewigen 
Frieden  von  1516  mit  Franz  I.,  der  diese  italienischen  Besitz- 
verhältnisse definitiv  feststellte,  nicht  wieder  erlangt  wurde 
(E.  A.  III,  Abtheilung  2).  Es  entstand  dadurch,  ohne  irgend 
eine  förmliche  Abtretungsurkunde,  lediglich  auf  Grund  des 
«  uti  possidetis  >  eine  der  ungünstigsten  Grenzpartien  der 
Schweiz.  Das  italienische  Gebiet  reicht  in  seinem  obersten 
Theile  bis  ganz  nahe  an  die  Ausmündung  des  Gotthardtunnels, 
der  von  dort  über  den  San  Giacomo-Pass,  durch  das  tessi- 
nische  Bedrettothal,  ziemlich  leicht  erreichbar  ist.  Von  dem 
San  Giacomopass  wendet  sich  die  Grenze  wieder  stark  gegen 
Süden  und  bildet  von  dort  bis  wieder  zum  Tambohom  zurück 
den  grossen  ausspringenden  Winkel  gegen  Italien,    welcher 

•)  Ausser  am  Grossen  St.  Bernhard  und  Simplon  ist  hier  überall  die 
natürliche  Wasserscheide,  das  Quellgebiet  der  Rhone  einerseits,  der  Dora 
Baltea,  Sesia  und  Tosa  andererseits,  ohne  Grenzmarchen,  die  Grenze. 
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den  Kanton  Tessin  und  das  graubttndneriscbe  Misoxer- 
t  h  a  1  einschliesst  und  schon  öfter  einen  Kampfpreis  zwischen 
der  Eidgenossenschaft  und  den  jeweiligen  Besitzern  von 
Oberitalien  gebildet  hat.  In  der  alten  Periode  der  Eid- 
genossenschaft wurden  diese  Grenzen  wiederholt  gewonnen 
und  verloren,  endlich  aber  durch  zwei  Verträge,  den  Ver- 
trag von  Arona  vom  11.  April  und  16.  Juni  1503  mit 
Ludwig  XII.  von  Prankreich  (E.  A.  III,  Beilage  8  und  9) 
und  den  ewigen  Frieden  mit  Franz  I.  vom  29.  November 
1516  (E.  A.  III,  Beilage  36),  so  festgestellt,  wie  sie  seither 
geblieben  sind.1)  In  dem  westlichen,  später  sardinischen 
Theil  des  angrenzenden  Gebiets  wurde  die  Grenze  durch 
Vertrage  von  1805  und  1807  und  endlich,  am  Ausgang  des 
tessinischen  Valle  di  Campo  unter  dem  Sonnenhorn,  in  der 
Alp  Cravairola  durch  den  oben  schon  erwähnten  Schieds- 
spruch des  amerikanischen  Gesandten  bei  Italien  näher  be- 
stimmt.3) Vom  Lago  Maggiore  weg  ist  ein  Vertrag  mit  der 
Kaiserin  Maria  Theresia  vom  2.  August  1752  und  eine  Ver- 
ständigung vom  5.  Oktober  1861  mit  Italien  massgebend 
An  der  südlichen  Seite  des  Luganersee's  befindet  sich  eine 
kleine  italienische  Enclave,  die  Gemeinde  Campione. 
welche  seit  ältester  Zeit  stets  italienisches  Gebiet  war  und 
blieb.8)  Eine  früher  dazu  gehörige  Parzelle  Land,  San 
Marti no  auf  dem  gegenüberliegenden  Ufer,  wurde  durch 
den  obgenannten  Vertrag  von  1861  an  die  Schweiz  ab- 
getreten, deren  Gebietshoheit  auf  dem  See  sonst  stellenweise 
gänzlich  unterbrochen  gewesen  wäre,  während  sie  jetzt  auch 
gegenüber  Campione  bis  in  die  Seemitte  reicht.  In  der 
Nähe  von  Luino  am  Lago  Maggiore  bis  zum  Gebiete  von 
Mendrisio  bildet  der  Ausfluss  des  Luganersees,  der  westlich 
durch  die  Tresa  erfolgt,  und  sodann  der  westliche  Seearm  die 


i)  Der  ewige  Friede  Hess  den  Eidgenossen  die  Wahl,  die  südlichen 
Bezirke  unter  dem  Monte  Cenere  an  Mailand  abzutreten  und  dafür  SOOjOOO 
Sonnenkronen  anzunehmen,  oder  sie  zu  behalten.  Ueber  einige  südlichste 
Thelle  (Mendrisio  und  Baierna)  entschied  bloss  der  faktische  Besitz  ohne 
Vertragsbestimmung.  In  den  Jahren  1798  und  1810—1813  waren  diese  Be- 
sitzungen wieder  sehr  zweifelhaft  geworden  (vgl.  letztjähriges  Jahrbuch). 
Die  ganze  Tessiner  Grenze,  die  fast  nirgends  natürlichen  Grenzlinien  folgt, 
ist  ausgemarcht. 

')  Vgl.  darüber  Bundesblatt  1874,  I.  885. 

')  Sie  gehörte  ursprünglich  dem  Stifte  San  Ambrogio  von  Mailand, 
dem  sie  von  Karl  dem  Grossen  geschenkt  wurde,  und  wurde  stets  von  der 
alten  Eidgenossenschaft  respektirt.  Milizpflichtig  war  sie  nach  Lugano,  isii 
am  Wiener  Kongress  wurde  sie  vergeblich  reklamlrt  (vide  unsere  ErsaV 
lung,  Kap.  Vi). 
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Grenze;  dieser  Grenzfluss  selber  ist  vermöge  Verträgen  vom 
5.  Oktober  1861  und  8.  November  1882  schweizerisches 
Gebiet  und  auch  der  Fischfang  darin  ist  schweizerisch.  Vor 
einiger  Zeit  wollte  ein  neuer  Ausfluss  mittelst  eines  künst- 
lichen Kanals  (Villoresekanal),  am  Südende  des  Sees,  bei 
Capolago  eröffnet  und  dessen  Wasser  zur  Bewässerung  der 
Hochebene  über  Como  und  zu  industriellen  Zwecken  in  Oomo 
selbst  utilisirt  werden.  Die  eidgenössischen  Behörden  haben 
jedoch  diesem  Unternehmen,  welches  von  Mailand  aus  be- 
trieben wurde  und  bereits  zu  einem  Vertragsentwurfe  mit 
T essin  geführt  hatte,  ihre  Zustimmung  noch  nicht  ertheilt.  — 
Ueber  den  internationalen  Zolldienst  an  den  Bahnhöfen  von 
Ghiasso  und  Luino  bestehen  seit  der  Eröffnung  der  Gott- 
hardbahn  besondere  Vertrage  •  vom  15.  Dezember  1882 
(E.  G.  S.  VII,  193).  Dagegen  hat  die  Eidgenossenschaft  bis- 
her stets  eine  sonstige  gemeinschaftliche  Ueberwachung  der 
Grenzen,  behufs  Unterdrückung  des  Schmuggels,  durch  einen 
allgemeinen  Kartellvertrag,  als  unverträglich  mit  ihrer  Sou- 
veränetät  abgelehnt. 

Vom  Tambohorn  in  der  Nähe  von  Splügen  verläuft  die 
Grenze  zuerst  wieder  stark  südlich,  dann  Östlich  zwischen 
Castasegna  und  dem  Bernina,  zuletzt  bis  Piattamala  unter- 
halb Brusio  noch  einmal  südlich  gegen  das  Veltlin  aus- 
springend. Das  dazwischenliegende,  zur  alten  Grafschaft  Chia- 
venna  gehörige  St.  Jakobsthal,  das  bis  zur  Höhe  des 
Splügenpasses  hinaufreicht  und  das  südlich  angrenzende 
Veltlin  mit  der  Grafschaft  Bormio,  gehörte  seit  1512  Grau- 
bünden, dessen  Gebiet  anfänglich  bis  nach  Gravedona  am 
Comersee  reichte,  später  bis  zum  Fort  Fuentes  bei  dem  Dorfe 
Sant'  Agata,  am  Einfluss  der  Adda  in  den  obern  See.  Die 
untersten  drei  Pievi  am  See  gingen  1526  in  den  sogenannten 
Müsserkriegen  gegen  den  Kastellan  Jakob  von  Medici,  einen 
unternehmenden  Freibeuter,  der  auf  dem  jetzt  zerstörten 
Schlosse  Musso  am  nordwestlichen  Ende  des  Comersees  bei 
Dongo  seinen  uneinnehmbaren  Sitz  hatte  (übrigens  kein  Ver- 
wandter der  grossen  Florentiner  Familie  war),  verloren,  der 
Best  durch  das  Dekret  Bonaparte's  von  Passeriano,  10.  Oktober 
1 797.  (Vgl.  hierüber  Eidgenössische  Geschichten  Kap.  VI  und 
Beilage  IV.)  Zwischen  der  Berninagruppe,  welche  durch  die 
Grenze  durchschnitten  wird,  bis  zum  Buffalorapass  im  Süden 
der  Ofßnbergstrasäe,  die  von  Zernetz  nach  dem  Münsterthale 


^  i 
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führt,  bildet  das  Puschlav  einen  ausspringenden  Winkel 
gegen  das  VeltHn,  welcher  bei  der  alten  Grenzfestnng  Piatta- 
mala  in  der  Nähe  einer  berühmten  Wallfahrtskirche  <  alla 
Madonna  di  Tirano»  endet,  die  zur  Zeit  der  katholischen 
Gegenreformation  und  zu  Ehren  derselben,  in  Folge  der 
Vision  eines  Hirten  an  dieser  Stelle  errichtet  wurde.  Das 
bündnerische  Puschlaverthai  gehörte  ehemals  ebenfalls  zum 
Herzogttram  Mailand  and  wurde  1486  von  Herzog  Lodovioo 
Moro  an  den  Freistaat  der  drei  Bünde  (eigentlich  zunächst 
an  den  Gotteshausbnnd  und'  das  Bisthum  Chor)  abge- 
treten. Die  Grenze  bei  Piattamala  ist  erst  1863  und 
1864  nach  längeren  Verhandlungen  so  festgestellt  worden, 
dass  die  Ruinen  des  ehemaligen  festen  Schlosses  zu  Italien, 
die  Alp  Pescia  dagegen  zur  Schweiz  gehört.  Zwischen  dem 
Puschlaver  Valle  di  Campo  und  dem  Ofenpass  liegt  das 
italienische  Valle  di  L  i  v  i  g  n  o  eingeklemmt,  dessen  Gewässer 
durch  den  Spöl  in  den  Inn  fliessen  und  das  infolge  dieser 
isolirten,  einer  Enclave  ähnlichen  Lage  nicht  in  die  italienische 
Zollgrenze  einbegriffen  ist.1) 

Die  schweizerische  Südgrenze  schliesst  hierauf  am  Stilfser- 
jochpasse  ab.  An  diesem  Passe  erreicht  sie  die  Nordseite 
der  berühmten  Kunststrasse  an  ihrer  letzten  Kurve  unter- 
halb der  Passhöhe. 

Vom  Stilfserjoch  erstreckt  sich  die  26,4  Stunden  lange 
Ostgrenze  der  Schweiz  bis  zur  Ausmündung  des  Rheins 
in  den  Bodensee.  Sie  verläuft  zuerst  nordöstlich  bis  zum 
Piz  Ciavalatsch  (zwischen  dem  graubündnerischen  Dorfe  Münster 
und  dem  tyrolischen  Stilfs)  durchschneidet  dann,  sich  nach 
Norden  wendend,  den  Ausgang  des  Münsterthals  an  der 
Stelle,  wo  die  berühmte  Schlacht  «an  der  Malserhaide» 
zwischen  den  Graubündnern  und  Tyrolern  im  Schwabenkriege 
(1499)  stattfand,  und  trifft  bei  Martinsbruck  in  der  Nähe 
der  österreichischen  Grenzfestung  Finstermünz  auf  den  Inn, 
der  dann  von  Martinsbruck  bis  Finstermünz  die  Grenze 
bildet.  Die  Grenze  bei  Finstermünz  war  Jahrhunderte  lang 
streitig  und  ist  erst  durch  einen  Staatsvertrag  mit  Oester- 
reich  vom  14.  Juli  1868  und  eine  Abmachung  vom  gleichen 
Jahre  (28.  September)  festgestellt  worden,  wornach  u  A.  der 
Grenz  weg  vom  Schergen  bof  bis  zur  Brücke  von  Alt-Finster- 

m  £3  gehörte,  obwohl  topographisch  rar  Rehweit,  historisch  stets  svr 
Grafschaft  liorniio  and  theilte  daher  deren  Schicksal  in  den  Jahren  1797 

und  Wi. 
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münz,  der  das  schweizerische  Gebiet  mehrmals  berührt,  als 
« neutrales  Gebiet »  erklärt  wird,  «  auf  dem  die  Verkehrs- 
freiheit durch  keinerlei  Zolle,  Abgaben  oder  Belästigungen 
gehemmt  werden  darf»  (E.  G.  S.  IX,  570).  Das  nordöstlich  an- 
grenzende graubündnerische  Thal  von  Samnaun  kann  einen 
grossen  Theil  des  Jahres  hindurch ,  in  einigermassen  be- 
quemer Weise  überhaupt,  bloss  über  österreichisches  Gebiet 
(Spiss)  erreicht  werden.  Von  der  östlichen  Ecke  des  Sam- 
naunthales  am  Gribellekopf  zieht  sich  die  Grenze  über  das 
Silvrettagebirg,  sodann  über  den  Hauptrücken  des  Rhätikon, 
zwischen  dem  111-  und  Lanquartthal,  und  zuletzt  über  den 
Falknis  bis  an  das  Nordende  des  Fläscherberges,  auf  welchem 
die  schweizerische  Landesbefestigung  cLuziensteig»  steht.  Von 
dort,  beziehungsweise  von  dem  «S.  Kathrinenbrunnen»,  an  der 
Strasse  nach  Feldkirch,  bis  zum  Bodensee  bildet  der  Thal- 
weg des  Rheins  die  Grenze  zwischen  dem  Fürsten th um 
Liechtenstein,  später  dem  Vorarlberg  und  der  Schweiz.  Das 
Fürst enthum  Liechtenstein,  von  157  Km2  Flächen- 
inhalt mit  9124  Einwohnern,  gehörte  von  1806  bis  1813  zum 
Rheinbund,  sodann  von  1815 — 1866  zum  deutschen  Bund 
und  nahm  im  letzteren  Jahre  (allerdings  bloss  theoretisch) 
an  dem  Kriege  gegen  Preussen  Theil.  Ein  eigentlicher  Friedens- 
schluss  zwischen  diesen  beiden  Mächten  ist  nicht  geschehen, 
sondern  der  Friedenszustand  später  auf  dem  Wege  des  Ab- 
schlusses eines  Post  Vertrags  thatsächlich  konstatirt  worden. 
Die  völkerrechtliche  Stellung  Liechtensteins  ist  seither  nicht 
weiter  festgestellt  worden.  Faktisch  steht  es  unter  dem 
Schutze  Oesterreichs  und  in  Zollverband  und  theil  weisem 
Justizverband  mit  demselben,  kirchlich  hingegen  gehört  es, 
wie  schon  erwähnt,  zum  Bisthum  Chur. 

Die  mangelhaften  Ausflussverhältnisse  des  Rheins  haben 
schon  seit  längerer  Zeit  den  Abschluss  eines  Korrektions- 
und infolge  dessen  vielleicht  auch  eines  neuen  Grenzvertrages 
mit  Oesterreich  nahe  gelegt,  indem  bei  einer  gründlichen 
Verbesserung  des  Strom  laufes  durch  Abschneidung  zweier 
Schleifen,  welche  der  Rhein  auf  seinem  untern  Laufe  gegen- 
über Vorarlberg  beschreibt,  ein  Stück  österreichischen  Ge- 
bietes auf  die  linke  Rheinseite  fallen  würde,  wogegen  es 
beidseitig  konvenirt,  den  Fluss  als  Grenze  beizubehalten. 

Die  Verhältnisse  des  Bodensees,  in  dessen  Mitte  nun 
zunächst  die  nördliche  Grenze  der  Schweiz  gegenüber 
Oestereich,  Bayern,   Württemberg  und  Baden  beginnt,  sind 
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durch  einzelne  Verträge  über  Wasserabfluss,  Schifffabrt  etc., 
auch  eine  Uebereinkunft  in  Bezug  auf  Civilstandsverhältniase, 
die  auf  dem  See  vorkommen,  und  einen  Vertrag  über  das 
unterseeische  Kabel  regulirt;  die  Hoheitsrechte  werden  von 
allen  Anstössern  bis  in  die  Mitte  des  Sees  ausgeübt.  Einzig 
unmittelbar  bei  Konstanz  bestanden  besondere  Abkommnisse 
über  das  Strandgebiet  und  die  Jurisdiktionsverhältnisse  (der 
sogenannte  Rassler'sche  und  Damian'sche  Vertrag),  die  zu 
einer  neuen  Uebereinkunft  vom  28.  April  1878  mit  Baden 
und  dem  deutschen  Reiche  Veranlassung  gaben,  wo  mach 
ein  kleiner  Gebietsaustausch  stattfand  und  eine  neue  zoll- 
freie Strasse  entstanden  ist  (E.  G.  S.  IV,  205). 

Die  Stadt  Konstanz  ist  der  einzige  Punkt,  an  dem 
das  deutsche  Territorium  über  den  Rhein  herüberreicht.  Die 
Verhältnisse  von  Konstanz  sind  Gegenstand  vieler  politischer 
Verhandlungen  gewesen  und  diese  Stadt  war  als  die  natür- 
liche Hauptstadt  des  Thurgau  wiederholt  auf  dem  Punkte, 
in  die  Eidgenossenschaft  einzutreten.  Namentlich  war  diess 
der  Fall  in  den  Jahren  1469  und  1500,  zur  Zeit  ihres 
c  christlichen  Burgrechts  »  mit  Zürich  1527 — 1531  und 
noch  während  des  dreissigj ährigen  Krieges,  in  welchem  die 
Eidgenossenschaft  Konstanz  in  ihr  Defensivsystem  aufnahm, 
aber  nicht  genügend  thatsächlich  schützte.  Der  Bischof  von 
Konstanz  war,  so  lange  das  Bisthum  bestand,  der  geistliche 
Hirte  eines  grossen  Theils  der  deutschen  Eidgenossenschaft. 
Als  die  sieben  alten  eidgenössischen  Orte  (ohne  Bern)  im 
Jahre  1460  das  Thurgau  von  dem  Herzog  Sigmund  von 
Oest erreich  eroberten,  waren  daselbst  zuerst  konkurrirende 
Verhältnisse  entstanden,  indem  die  Gerichtsbarkeit  vorerst 
noch  konstanzisch  blieb.  Dieselben  wurden  durch  einen 
Schiedsspruch  König  Ludwigs  XI.  von  Frankreich  vom 
11.  Juni  1474  näher  festgestellt,  sodann  aber  im  Basler 
Frieden  von  1499  (der  Form  nach  auch  einem  Schieds- 
spruch des  Herzogs  Lodovico  Maria  Sforza  von  Mailand  zwi- 
schen Kaiser  Maximilian  I.,  dem  schwäbischen  Bund  und 
den  Eidgenossen  und  Graubündnem)  das  «  Landgericht» 
pfandweise  für  die  Kriegskosten  des  Schwabenkriegs  der 
Eidgenossenschaft   verliehen. f)     In    den    Jahren    1814   und 


')  Nor  der  Kaiser  selbst  konnte  es  einlösen.  Dennoch  blieb  viel  Strei- 
tiges übrig,  worüber  namentlich  eine  Vereinbarung  von  1609  und  der 
Gerichtsherrenvertrag  von  1565  sich  aussprachen. 
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1815  bemühte  sich  die  Eidgenossenschaft  vergeblich,  die 
Abtretung  von  Eonstanz  zu  erlangen. 

Von  der  Konstanzergrenze  weg  bildet,  vermöge  eines 
Vertrags  mit  Baden  vom  30./31.  Oktober  1854  die  Mitte  des 
Untersees  und  des  Rheins  die  Landesgrenze  bis  dahin,  wo 
die  zürcherische  Kantonsgrenze  bei  dem  aufgehobenen  Kloster 
Paradies  anfängt.  Die  Grenzlinie  zwischen  Schaffhausen  und 
Baden  ist  eine  der  komplizirtesten  der  Schweiz,  indem  der 
Kanton  Schaffhausen,  eine  kleine  Parzelle  bei  Stein  aus- 
genommen, ganz  auf  dem  rechten  Ufer  des  Rheins  liegt  und 
aus  drei  getrennten  Gebietsteilen  besteht.  In  dem  Haupt* 
theil  finden  sich  zwei  vollständige  badische  Enclaven:  Bu- 
singen und  Verenahof,  die,  ohne  irgend  eine  natürliche 
Grenze,  nur  durch  eine  Anzahl  von  Maren  steinen  abgemarcht 
sind.  Die  grössere,  Büsingen  am  Rhein,  grenzt  durch  den- 
selben auch  an  Thurgau  und  Zürich.  Diese  Grenze  wurde 
namentlich  im  Jahre  1889  1.  März  durch  einen  Vertrag 
zwischen  Schaffhausen  und  Baden  neu  bestimmt.  —  Die  zür- 
cherische Grenze  gegenüber  Baden  reicht  ebenfalls  an  zwei 
Punkten,  bei  Eglisau  und  Lauffen,  auf  das  rechte  Ufer 
des  Rheins  herüber  und  beruht  auf  Verträgen  von  1652  mit 
den  Landgrafen  von  Sulz,  Gebietsvorgängern  der  Fürsten 
Sehwarzenberg  und  der  badischen  Landeshoheit,  revidirt  mit 
letzterer  im  Jahre  185S  20.  Oktober.  An  allen  diesen  Punkten 
wurden  in  den  Jahren  1814/15  Rektifikationen  proponirt, 
worüber  das  in  unserer  Beilage  V  zu  den  « Eidgen.  Ge- 
schichten »  abgedruckte  Gutachten  des  Generalquartiermeisters 
Finsler  den  besten  Aufschluss  gibt. 

Die  aargauische  Grenze  gegen  Baden  ist  der  Thalweg 
des  Rheins  nach  einem  Vertrag  vom  17.  Sept.  1808. l)  Bei 
den  alten  Rheinbrücken,  die  sich  auf  diesem  Theile  des  Rheins 
befinden,  ist  die  Gebietsgrenze  auf  der  Mitte  der  Brücken, 
ausgenommen  bei  Rheinfelden,  wo  sich  das  Grenzzeichen  am 
südlichen  Ende  der  äussern  Brücke  befinden  soll. 

Bis  zur  Schusterinsel,  unterhalb  Basel,  endlich  ist  die 
schweizerische  Grenze  (zuerst  von  Basel-Land,  dann  von  Basel- 
Stadt)  gegen  Baden  eine  ebenfalls  ziemlich  komplizirte,  immer- 


»)  Bis  zum  Jahre  1801  war  hier  das  sog.  Frickthal  österreichisch, 
sodann  französisch  und  erst  1802  ging  es,  als  eine  Art  Entschädigung  für 
Wallis  nnd  das  Dappenthal,  an  die  damalige  helvetische  Republik  über. 
Diess  war  schon  in  geheimen  Artikeln  des  Friedens  von  Campo  Formio  und 
namentlich  des  Allianz  Vertrages  vom  19.  August  1798  vorgesehen,  welcher 
letztere  auch  die  Vereinigung  des  Vorarlbergs  mit  der  8chwelz  beabsichtigte. 


-   I 
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hin  ohne  Enclaven,  und  in  Aktenstücken  der  Jahre  1827, 
1831  and  1845  näher  beschrieben.  Meistens  bildet  der  Thal- 
weg des  Rheins,  von  der  Einmündung  der  Ergolz  bis  zum 
Grenzacherhorn  die  Grenze ,  später  auch  eine  kleine  Strecke 
weit  die  Wiese. 

Diese  ganze  Nordgrenze  lässt  ebenfalls  zu  wünschen  übrig. 

Die  dortigen  Enclaven  und  die  über  den  Rhein  hin- 
ausreichenden  Gebietsvorsprünge  der  Schweiz  haben  Verträge 
über  den  Eisenbahnverkehr  zwischen  Deutschland  und  der 
Schweiz,  namentlich  auf  den  Linien  Basel  —  Schaffhausen  — 
Konstanz ,  Romanshorn  —  Konstanz ,  Winterthur  —  Singen  — 
Konstanz,  auch  über  die  Verhältnisse  des  badischen  Bahn- 
hofes in  Basel,  die  Zollabfertigung  daselbst,  und  die  Elsass- 
Lothringische  Bahn  zur  Folge  gehabt,  wornach  u.  A.  (an 
Stelle  früherer  Verträge  vom  27.  Juli  1852)  c  im  In- 
teresse einer  strikten  Handhabung  des  Neutralitätsprinzips  > 
festgestellt  ist,  dass  keine  Truppendurchzüge  über  beider- 
seitiges Gebiet  mehr  stattfinden  dürfen,  ausgenommen  den 
Durchgang  auf  der  Eisenbahn  im  Frieden  «für  einzeln  rei- 
sende Militärs  und  kleinere  Abtheilungen  unter  30  Mann 
mit  ungeladenem  Gewehr  ohne  Munition  und  ohne  aufge- 
pflanztes Bajonett,  sowie  für  bewaffnete  Beamte  und  Be- 
dienstete der  Öffentlichen  Verwaltung. »  Jeder  der  beiden 
Grenzstaaten  hat  das  Recht,  auch  diesen  Durchzug  für  den 
Fall  und  auf  die  Zeit  zu  untersagen,  wo  das  Interesse  seiner 
Sicherheit  oder  der  Neutralität  eine  Einstellung  erheischen 
könnte  (9.  Juli  1867.  E.  G.  S.  IX,  79).  (Ebenso  hat 
Oesterreich  für  seine  Vorarlbergerbahn  Zollabfertigungsstellen 
auf  schweizerischem  Gebiete,  in  den  Bahnhöfen  von  Buchs 
und  St.  Margrethen.)  Ferner  bestehen  mit  Baden  und  den 
übrigen  Uferstaaten  des  Bodensees  und  Rheins  Verträge  über 
die  Schifffahrt  und  Fischerei,  wornach  namentlich  wesentliche 
Bauten  und  Abänderungen  des  Wasserlaufes  im  Rhein  nur 
mit  beiderseitiger  Zustimmung  stattfinden  dürfen  (E.  G.  S. 
IX,  281,  IV.  393). 

Eigentliche  Durchzugsberechtigungen  fremder 
Truppen  bestehen  auf  keinen  schweizerischen  Eisenbahnen 
oder  Strassenlinien.  J) 


l)  Die  Berechtigung  von  Sardinien,  im  Falle  der  Räumung  von 
Chablais  und  Faucigny  seine  dort  aufgestellten  Trappen  über  die  8implon- 
strasse  und  durch  das  Wallis  zurückziehen  zu  dürfen,  muss  als  durch  die 
Cession  von  1860  beseitigt  angesehen  werden. 
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Die  strategische  Lage  von  Basel  hatte  es  schon 
in    früheren   Perioden,    sowohl    französischen   als   deutschen 
Heerführern   im  Kriegsfälle   dieser  beiden  Mächte  nahe  ge- 
legt, daselbst  einen  Rheinübergang  zu  gewinnen,     Die  Um- 
stände  der  Jahre   1813 — 1815,   die  in  den    «Eidgen.   Ge- 
schichten» näher  beschrieben  sind,    bilden  ein  Zeugniss  da- 
für,   wie  sorgsam    dieser  Grenzpunkt  gewahrt  werden  muss. 
Es   gereichte  daher  der  Schweiz    zur  Beruhigung,  aus   den 
Verhandlungen   der  badischen   Kammern    vom  Juni    dieses 
Jahres  zu  entnehmen,  dass,  zur  Erleichterung  der  Truppen- 
transporte aus  Bayern  und  Württemberg  nach  dem  Elsass, 
mit  Hilfe  des  Reichs  mehrere  sog.   « strategische »    Bahnen, 
östliche    Zufahrtslinien,     welche    das    schweizerische    Gebiet 
umgehen,    gebaut  werden    sollen.1)     Namentlich    berührte 
es    angenehm,    aus    dem    Munde    eines    der    bedeutendsten 
Bechtslehrer  Deutschlands  in  der  ersten  badischen  Kammer 
die   Aeusserung  zu   vernehmen,    dass  das  Reich  die   ewige 
Neutralität  der  Schweiz  gewissenhaft  festhalten  wolle,  da  sie 
ein    grundlegender    Akt    europäischen    Völkerrechts    sei.  *) 
Die  Eidgenossenschaft    wird    ihrerseits    solche   wohlwollende 
Zusicherungen,   die  bei  so  mangelhaften  Grenzen  nicht  ganz 
Überflüssig  sind,  in  Erinnerung  behalten  und  sich  auch  ihrer- 
seits stets  bestreben,  den  Pflichten  ihrer  nachbarlichen  Neu- 
tralität pünktlich  nachzukommen. 

Die    schweizerische    Neutralität,    die    vielfach 
noch    (selbst  von  Völkerrechtsschriftstellern)  unrichtig  auf- 


»)  Leopoldshöhe-Lörrach-Schopfheim-Brennet-Säckingen;  Weizen-Im- 
mendingen; Tuttlingen-Slgmaringen. 

*)  wBel  der  ganzen  Vorlage  scheint  mir  der  wichtigste  Punkt  der  zu  sein, 
dass  zur  Verbindung  des  südwestlichen  Deutschlands  mit  dem  Oberelsass 
eine  Bahn  gewonnen  wird,  die  das  Schweizergebiet  nicht  berührt,  und  dass 
somit  durch  dieselbe  die  Reichsregierung  unverkennbar  zum  Ausdruck 
bringt,  wie  sie  an  dem  völkerrechtlichen  Grundsatze  der  ewigen  Neutralitat 
der  Schweiz  festhält.  Je  mehr  man  fürchten  muss,  dass  von  anderer  Seite 
einmal  jene  durch  völkerrechtliche  Verträge  sanktionirte  Neutralität  in 
Frage  gestellt  werden  kann,  desto  mehr  muss  das  deutsche  Reich  an  der- 
selben festhalten.  Die  Neutralität  der  Schweiz  ist  ein  Grundgesetz  des 
europäischen  Völkerrechts  und  ein  Durchmarsch  fremder  Truppen  zu  Kriegs- 
zwecken, sei  es  auch  nur  ein  Transport  auf  der  Eisenbahn,  enthält  nach  den 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  unzweifelhaft  eine  Verletzung  der  Neutralität 
Wenn  schon  ein  Staat,  der  aus  eigener  Initiative  neutral  bleibt,  einen  solchen 
sich  nicht  gefallen  zu  lassen  braucht,  so  liegt  die  8ache  bei  der  Schweiz 
noch  anders,  sie  darf  ihn  nicht  dulden,  nicht  bloss  um  ihrer  selbst  willen, 
sondern  auch  um  der  Rechte  willen,  die  ganz  Europa  ihr  eingeräumt  hat. 
Möge  auch  von  anderer  Seite  über  diesen  Punkt  vielleicht  etwas  leichter 
gedacht  werden,  Deutschland  wird  an  den  europäischen  Verträgen,  dem 
festesten  Fundament  unseres  europäischen  Friedenszustandes,  festhalten." 
(Rede  von  Geh.  Rath  Dr.  Schulze.) 
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gefasst  wird,1)  entstand  zunächst  als  eigene  Staatsmaxime 
seit  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  als  die  Eidgenossenschaft 
begann,  sich  von  den  europäischen  Kriegen  zurückzuziehen. 
Die  erste  förmliche  Neutralitätserklärung  datirt  von  1546, 
bei  Anlass  des  schmalkaldischen  Krieges.  Im  30  jährigen 
Kriege  hielt  sich  die  Schweiz  faktisch  neutral  innerhalb 
ihrer  engeren  Landesgrenzen  und  verlor  dadurch  den  Zu- 
sammenhang mit  Rottweil,  welches  von  dort  ab,  ebenfalls  rein 
thatsächlich,  ausser  Verbindung  mit  ihr  trat.2)  Eine  aus- 
führliche Tagsatzungsverhandlung  über  die  Aufrechthaltung 
der  Neutralität  in  dem  letzten  Kriegsjahre  1647  enthält  der 
sog.  c  Wyler  Abschied»  vom  17.— 31.  Januar  1647.  Die 
schweizerische  Neutralität  wurde  bloss  einmal  in  jenem 
grossen  Kriege  verletzt,  indem  die  Schweden  unter  Hörn  am 
7.  Sept.  1633  durch  das  Gebiet  von  Stein  vor  Konstanz  zogen, 
welches  damals  auch  selbst  in  der  schweizerischen  Neutralität 
inbegriffen  war.  Der  schweizerische  General -Wachtmeister  im 
Thurgau,  Kilian  Kesselring,  wurde  dafür  später  vor 
ein  Kriegsgericht  gestellt  und  von  demselben  zu  5000  Gulden 
Busse  und  ewiger  Verbannung  verurtheilt.8) 

Gefährdet  wurde  diese  schweizerische  Neutralität  zuerst 
durch  die  wachsende  Macht  Frankreichs,  welches,  nachdem 
es  bei  der  ersten  Begegnung  mit  den  Eidgenossen  den- 
selben feindlich  entgegengetreten  war,4)  seit  Karl  VII.  und 
Ludwig  XI.  mit  ihnen  in  immer  engere  Beziehungen  trat, 
die  zuletzt  unter  Ludwig  XIV.  und  Napoleon  I.  in  ein  wahres 
Vasallen verhältniss  ausarteten.  Anfänglich  zwar  wurden  im 
ewigen  Frieden  mit  Franz  I.  von  1516  eine  Reihe  von  Staaten 


*)  Das  grosse  Werk  von  Calvo  z.  B.  enthält  merkwürdige  fkktische 
und  historische  Irrthümer:  unter  Anderem  versichert  es  (III,  446  ff.)  Napo- 
leon I.  habe  von  1808—1818  die  schweizerische  Neutralität  respektlrt.  Die 
sehr  wohl  begründete,  aufVerträge  gestützte,  Opposition  der  8chwels 

Segen  die  Abtretung  von  Nordsavoyen  an  Frankreich  wird  von  ihm  mit 
en  Worten  abgefertigt:  „La  confedt- ratton  eut  la  Prätention  de  ne  pas 
accepter  les  oonsäauences  du  vote  populaire  qul  avait  ratifld  l'annerion* 
(Hl,  417),  als  ob  eine  solche  Abstimmung  jedes  Recht  Dritter  beseitigen 
könnte. 

*)  Formell  wurde  der  Bund  mit  Rottweil  vom  6.  April  1519  niemals 
aufgehoben,  wie  diess  z.  B.  mit  ßesancon  der  Fall  war. 

*)  Vgl.  Keller,  der  kriegsgerichtliche  Prozess  gegen  Kilian  Kessel- 
ring 1633-85. 

»)  Die  erste  Erwähnung  Frankreichs  in  der  eidgenössischen  Geschichte 
ist  die,  dass  Karl  IV.,  König  von  Frankreich,  in  einem  Vertrage  zuAarsnr 
Aube  vom  27.  Juli  1824  (also  nach  der  Schlacht  von  Morgarten  und  dem 
Waffenstillstand  mit  Österreich  von  1818)  dem  Herzog  Leopold  von  Öster- 
reich verspricht,  ihn  im  Besitz  der  Landschaften  Sohwyz  und  Unterwalden 
„zu  handhaben",  wenn  er  mit  Hülfe  Oesterreichs  römischer  König  werde 
(Eidg.  Abschiede,  I,  pag.  14). 
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vorbehalten,  gegen  die  das  Bündniss  nicht  geht,  dergestalt, 
dass  beim  Krieg  des  einen  Theils  gegen  einen  dieser  Vor- 
behaltenen der  andere  Theil  neutral  bleibt.  Es  sind  diess: 
der  hl.  Stuhl,  der  Kaiser  und  das  hl.  römische  Reich, 
das  Haus  Oesterreich,  die  Herzoge  von  Savoyen  und  Würt- 
temberg, das  Haus  Medici,  der  Staat  Florenz  und  der 
Herr  du  Vergier,  Marschall  von  Burgund.  Aber  schon  in 
dem  folgenden  Vertrag,  dem  sogen.  « Verein »  vom  5.  Mai 
1521,  der  fortan  das  eigentliche  Modell  der  französischen 
Bündnisse  bis  auf  Napoleon  I.  blieb,  steht  gleich  im  An- 
fang der  Passus,  dass  derselbe  «gegen  und  widei  menklich» 
gelte,  «  welcherlei  wirden,  eigenschaft  und  gwalts  die  sigent, 
niemant usgenommen,  ober  glich  mit  mererer  wirde 
fürlüchte»,  (also  offenbar  auch  gegen  den  Kaiser)  und 
der  Schlups  des  Vertrags  sagt  ausdrücklich,  dass  er  gegen 
die  Vorbehaltenen  gehe,  wenn  sie  Frankreich  cdieset  und 
enet  dem  gebirg  beschädigen,  beschwären  oder  bekriegen.  » 
In  der  zweiten  Bundeserneuerung  Ludwigs  XIV.  vom 
9.  Mai  1715,  mit  den  katholischen  Orten  allein,  werden  die 
Schweizer,  wenn  sie  in  Frankreich  leben,  als  « regnicoles  > 
oder  €  natürliche  Einwohner  >  betrachtet  und  erklärt  sich : 
« Ihr  Majestät  und  die  Könige,  dero  nachfahren,  garant 
oder  gewährsmann  zu  seyn  für  diejenige  tractaten,  welche 
zwüschen  den  lob.  orthen  möchten  auffgerichtet  werden  im 
fahl  Gott  zuliesse,  dass  under  ihnen  einige  entzweyung  ent- 
stünde. » *)  Gegenseitiger  Durchmarsch  gegen  Zahlung  wird 
zugesichert  (Eidg.  Abschiede  III,  I,  Beilage  5).  Das  letzte 
französische  Bündniss  der  alten  Zeit  von  1777,  28.  Mai,  mit 
Ludwig  XVI.  enthält  dagegen  wieder  eine  ausdrückliche 
Erklärung  der  schweizerischen  Neutralität  (Eidg.  Ab- 
schiede VII,  II,  Beilage  9) :  c  Art.  6.  Le  roy  et  le  corps 
helvetique  regardent  comme  une  suite  et  comme  un  effet 
n&essaire  de  leur  union  Tengagement  qu'ils  renouvellent, 
de  ne  pas  souffrir  que  leurs  ennemis  et  adversaires  respectifs 
s'etablissent  dans  leurs  pays,  terres  et  seigneuries  et  de  ne 
leur  accorder  aucun  passage  par  leurs  dits  pays  pour  aller 
attaquer  ou  molester  l'autre  Allie*,    promettant  r&iproque- 


*)  Diese  Protektoratseigenschaft  der  Krone  Frankreich  wurde  jedoch 
von  den  reformirten  Ständen  niemals  anerkannt  und  bis  auf  Napoleon  I. 
auch  faktisch  nicht  ausgeübt.  Ueber  die  Neutralitätsverhältnisse  der 
Schweiz  während  des  spanischen  Erbfolgekriegs  steht  unseres  Wissens  eine 
aktenmässige  Publikation  bevor. 

44 
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ment  de  s'y  opposer,  meine  a  main  armee  si  la  necessite*  le 
requiert;  et  comme  le  präsent  traue*  absolument  däfensif  ne 
doit  prejudicier  ni  deroger  en  rien  a  la  neutrcUüe  des  par- 
ties,  les  louables  cantons  et  leurs  alliös  declarent  ici  de  la 
maniere  la  plus  expresse  de  vouloir  Tobserver  et  maiotenir 
dans  tous  les  cas  et  sans  distinction  vis-a-vis  de  toates  les 
puissances  > . 

Die  richtigste  Auffassung  von  der  Stellung  der 
alten  Eidgenossenschaft  in  Konflikten  zwischen 
dem  deutschen  Reiche  und  Frankreich  enthielt 
der  folgende  Tagsatzungsbeschluss,  welcher  die  Haltung 
kennzeichnet,  die  sie  heute  noch,  ohne  die  Neutralitat, 
einnehmen  müsste: 

E.  A.  III.  I,  63  (Tagsatzung  vom  10.— 16.  April  1480 
[ohne  Ortsangabe]).  «Der  niedern  Vereinigung  wird  auf 
ihr  früheres  und  jetziges  Werben,  dass  man  dem  König  von 
Frankreich  keine  Knechte  zulaufen  lassen  möchte,  geant- 
wortet, nachdem  wir  uns  vor  langer  Zeit  gegen  ihn  ver- 
schrieben haben,  müssen  wir  ehrenhalber  unser  Wort  halten. 
Doch  sei  es  nicht  unsere  Meinung,  dass  dieses  gegen  das 
heilige  Reich,  oder  gegen  sie  geschehen  soll.  —  Wir  haben 
nichts  dagegen,  dass  sie  sich  gegen  den  König  zur  Wehre 
setzen,  nur  sollen  sie  die  Franzosen  nicht  an- 
greifen, sondern  auf  eigenem  Boden  erwarten.  Und  so- 
fern sie  der  König  da  angreift,  sollen  sie  da- 
rauf zählen,  dass  die  Eidgenossen  sie  nicht 
verlassen,  sondern  sieb  nach  Laut  der  bestehenden  Ver- 
stftndniss  halten  werden.  » 

Während  der  Periode  der  Helvetik  (1798—1803)  und 
der  sog.  Mediation,  dem  französischen  Protektorat  (1803 
bis  1818),  war  die  Schweiz  nicht  neutral,  obwohl  sie  diess 
zu  sein  wünschte.  Der  helvetischen  Regierung  wurde  von 
Frankreich  (anfänglich  unter  dem  Versprechen  eines  gleich- 
zeitigen, günstigen  Handelsvertrags,  der  dann  aber  im  letzten 
Moment  zurückgezogen  wurde)  ein  Schutz-  und  Trutz- 
bündniss  vom  19.  August  1798  aufgezwungen,  welches  die 
Schweiz  verpflichtete,  auf  Mahnung  an  allen  Kriegen  Frank- 
reichs Theil  zu  nehmen,  und  Frankreich  zwei  ständige  Militär - 
strassen  durch  das  schweizerische  Gebiet  zu  öffnen.1)    Dieser 


')  Tralte*  de  Palx  et  d'Alllance. 

Article  I.  II  y  aura  &  pcrp6tuite"  entre  la  Repnbliqae  Franyalae  et  la 
Republique  Helvötique,  paix,  amitie*  et  bonne  intelligence. 
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Vertrag  wurde  zwar  am  27.  September  1803  in  eine  blosse 
«Defensivallianz»  mit  ständiger  Militärkapitulation  umge- 
wandelt,  in   welcher   die  Neutralität   theoretisch   anerkannt 


Artide  IL  II  ya  des  ce  moment,  entre  les  deux  Republiques,  alliance 
offensive  et  defensive. 

L'effet  g<5neral  de  cette  alliance  est.  qaechacunedesdeux 
Republiques  peui,  encas  de  guerre,  requerir  la  Cooperation 
de  son  Allide. 

La  Puissance  requerante,  specific  alors  contrc  qni  la  Cooperation  est 
reclame'e,  et  par  l'effet  de  cette  Inquisition  speciale  ,  la  Puissance  röquise 
entre  en  guerre  contre  la  puissance  ou  les  uulssances  designees;  mais  eile 
reste  en  etat  de  neutralite,  vis-a-vis  de  Celles  qui  seraient  en  guerre  avec 
la  Puissance  requerante,  et  qui  n'auraient  point  ete  particulierement  deslg- 
ndes  par  eile. 

11  est  reconnn,  que  reffet  de  la  re*qulsltion  de  la  Republlqne  Fran- 
e,al&e  ne  pourra  Jamals  etre  d'envoyer  des  troupes  Sulsses  outre  mer. 

Les  troupe»  requises  seront  payees  et  entretenues  par  la  Puissance 
requerante.  et  en  cas  de  requisitlon,  aucnne  des  deux  Republiques  nc  pourra 
conclure  se'pare'uient  un  traue  d'amnistie  ou  de  paix. 

Les  effets  partienliers  de  l'AMancc,  lorsque  de  part  ou  d'autre  la 
requisitlon  aura  lieu,  la  nature  et  la  quotlte  des  secours  mutuellcment 
ac  cor  des  seront  ddterminds  de  gre  a  gre  par  des  Conventions  speciales, 
basees  sur  les  prlnclpes  qui  sont  renfermes  uans  cet  article. 

Article  III.  En  consequenee  la  Republique  Francalse,  garantit  ä  la 
Republique  Helvetique,  son  independancc  et  l'unite  de  son  Gouvernement, 
et  dans  fe  cas,  oü  l'oligarchie  tenteroit  de  renverser  la  Constitution  actuelle 
de  PHelvetie,  la  Republique  Franchise  s'engage  a  donuer  a  la  Republique 
Helvetique,  les  secours  dont  eile  auroit  besoln  pour  triompher  des  attaques 
Interieure»  ou  extdrieures.  qui  seraient  dirigees  contre  eile. 

Elle  protnet  en  outre,  ses  bons  Offices  ä  la  Republique  Helvetique, 
pour  la  faire  iouir  de  tous  ses  droits  par  rapport  aux  autres  Puissances. 

Et  afin  de  lui  procurer  les  moyens  de  retabllr  promptement  son  etat 
militaire  sur  le  pled  le  plus  imposant,  la  Republique  Francalse  consent  a  la 
remettre  en  possession  des  canons,  mortiers  et  pieecs  d'artillerie,  qui  lui 
ont  ete  enlevds  pendant  la  presente  guerre,  et  qui  seraient  encore  a  la 
disposition  du  gouvernement  Francais  an  moment  de  la  slgnature  du  present 
traite,  moyennant  que  la  Republique  Helvetique  se  Charge  de  les  faire 
reehercher  et  conduire  sur  son  territoire. 

Article  IV.  Les  fr  ont  ie  res  entre  la  France  et  l'Helvetie  seront  deter- 
mlne>s  par  une  Convention  particuliere  qui  aura  pour  base,  que  tout  ce  qui 
faisait  partie  du  ci-devant  Eveche  de  Baste  et  de  la  Principaute  de  Poren- 
truy,  sera  definitivement  reuni  au  territoire  franc,ais,  ainsl  que  les  enclavees 
ßuisses,  qui  se  trouvent  comprises  dans  les  Departemens  du  Haut-Rhln 
et  du  Mont-Terrlble,  sauf  les  retrocessions  ou  echanges,  qui  seront  luge* 
indispensables  pour  la  plus  parfaite  reetification  des  dites  frontleres,  depuis 
Basle  jusqn'a  iTeneve,  et  qui  ne  contrarieraient  point  les  r<5unions  deja 
definitivement  open'es  au  territoire  Francais. 

Article  \.  Afin  d'assurer  les  Communications  de  la  Republique  Fran- 
chise avec  PAllemagne  meridionale  et  l'ltalle.  il  lui  sera  aecorde  le  libre 
et  perpetuel  usage  des  deux  routes  commerclales  etmilitaires,  dont 
la  premierc  passera  par  le  Nord  de  rilelv.'tie  en  rnmontant  le  Rhin,  et  sui- 
vant  les  rives  occidentale  et  in^ridionale  du  lac  de  l'onstance.  et  dont  la 
seconde  partant  de  Geneve  et  tra versaut  le  Departement  du  Mont-Blanc, 
traversera  e*galement  le  Valais  pour  aboutir  sur  le  territoire  de  la  Repu- 
blique Cisalpine,  sutvant  une  direction  qui  sera  determinee  et  il  est  convenu, 
que  chaque  Etat  fera  sur  son  territoire  les  travanx  necessalres  pour  Peta- 
blissenient  de  ces  deux  routes. 

Article  VI.  De  merne  il  est  convenu,  que  pour  donner  a  la  navigation 
Interieure  des  deux  Republique«,  les  developpemens  avantngeux  dont  eile 
est  susceptible,  chaeune  d'elle  fera  respcctivement  sur  son  territoire  les 
onvrnges  d*art,  qui  seront  necessalres  puur  l'«tablis«»ement  d'une  eommuni- 
cation  par  eau.  depuis  le  lae  de  Geneve  iusqu'au  Rhin,  et  depuis  Geneve 
jusqu'ä  la  partie  du  Rhone  qui  est  navigaole. 

Article  VII.  La  Republique  Francaise  s'engage  a  fournir  ä  la  Repu- 
blique Helvetique,  tous  les  sels  dont  eile  aura  besoln,  de  ses  salines  de  la 
Meurthe,  du  Jura  et  du  Mont-Blanc. 
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war  und  die  Milit&rstrassen  wegfielen.1)  Thatsächlich  aber 
verletzte  Napoleon  in  den  Kriegen  von  1805  und  1809 
wiederholt  das  schweizerische  Gebiet  auf  seinem  Wege  nach 
Süddeutschland    und   besetzte   von   1810—1813    auch    den 


Les  prlx  des  dito  »eis,  celul  de  leur  transport,  les  lleux  et  les  epoques 
des  llvralsons,  seront  regles  an  molns  tous  les  dlx  ans,  entre  les  Citoyens 
charges  par  le  gouvernement  Francais,  de  l'exploitation  de  »es  salines,  et 
les  Preposes  du  gouvernement  Helvctiqne,  sans  que  Jamals  le  prlx  des 
«eis  aux  salines  puisse  excöder  celui  que  payeront  les  citoyens  Francais, 
et  sans  que  los  sels  vendus  aux  Helvetiens  pulssent  Jamals  etre  assnjettis 
a  aucun  des  imuöts  qul  seraient  mis  en  France  Bur  cette  denree. 

Article  VIII.  En  consöquence  de  Tartlcle  precödent.  la  Republique 
Helvetique  renonce  expressöment  a  tous  les  arrerages  de  sels.  qu'elle  ponr- 
ralt  avoir  a  röclamer  par  suite  des  anclens  traitcs,  qni  extstafent  entre  la 
France  et  les  cantons.  et  eile  s'engage  ä  prendre  annuellement  aux  saline«, 
au  moins  deux  Cent  cinquante  mille  uuintaux  de  sei. 

Article  IX.  Les  Citoyens  de  la  K6 publique  FranCaise,  pourront  aller 
et  venir  en  Helvetle  munis  de  passe-ports  en  regle.  II  leur  sera  llbre  d'y 
exercer  tels  genres  d'lndustrle,  que  la  Loi  perinet  et  protege.  Leurs  per- 
sonnes  et  leurs  proprietes  seront  soumises  aux  loix  et  usages  du  pays. 

Les  Citoyens  de  la  Re"  publique  Helvetique,  Jouiront  en  France  et 
dans  toutes  les  possessions  de  la  Republique  Francalse,  des  memes  droits 
et  aux  memcs  conditions. 

Article  X.  Dans  les  affaires  Utlgleuses  personnelles ;  qul  ne  pourront 
se  terminer  a  l'amiable  et  sans  la  vole  des  Trlbunaux,  le  aemandeur  sera 
obligc  de  poursuivrc  son  action  devant  les  Juges  naturels  du  deiendenr,  a 
molns  uue  les  partles  ne  solent  präsentes  dans  le  Heu  meme  oü  le  contrat 
a  ete  stipulc,  ou  ne  fussent  convenues  des  Juges  par  devant  lesquels  elles 
se  seraient  engagees  de  discuter  leurs  difficultes. 

Dans  les  affaires  Utlgleuses,  ayant  pour  objet  des  proprietes  foncieres, 
l'action  sera  suivie  par  devant  le  Tribunal  ou  le  Magistrat  du  lieu  ou  la 
dlte  proprletc  est  situöe. 

Les  contestatlons  qni  pourrolent  sYlever  entre  les  heritiers  d'un 
Francais  mort  en  Suisse,  ä  raison  de  sa  successlon,  seront  portees  devant 
le  .Tuge  du  dornte Ue  que  le  Francais  avait  en  France;  et  11  en  sera  use  de 
meme  a  l'egard  des  contestations  qul  pourraient  s'elever  entre  les  he*ritlers 
d'un  Suisse  mort  en  France. 

Article  XI.  Les  Jugemens  definttifs  en  mattere  elvile,  ayant  forte  de 
chose  jugöe,  rendus  par  les  Trlbunaux  Francais ,  seront  executolres  en 
Suisse,  et  reeiproquement,  apres  qu'lls  auront  ete  legaltses  par  les  Envoyes 
respectifs. 

Article  XIL  En  cas  de  faillite  ou  de  banqueroute  de  la  part  de  Fran- 
cais, possedant  des  biens  en  France,  sMl  y  a  des  creanciers  Suisses  et  des 
creanciers  Francais,  les  creanciers  Suisses,  qui  se  seraient  conformes  aux 
Loix  francaises  pour  la  sürete"  de  leurs  hypotheques,  seront  payes  sur  les 
dits  biens  comme  les  creanciers  hypothecalres  Francais  sulvant  1' ordre  de 
leur  hypothbque,  et  reeiproquement  si  des  Snisses  possedant  des  biens  dans 
la  Republique  uelve*tique,  se  trouvent  avoir  de«  creanciers  Francais  et  des 
creanciers  Suisses,  les  creanciers  Francais,  qul  auront  rempli  les  forma- 
Utes  propres  a  leur  asaurer  une  hypotheque  en  Suisse,  seront  colloques 
Sans  dlstlnction  avec  les  creanciers  Sulsses,  sulvant  J 'ordre  de  leur  hypo- 
theque. Quant  aux  Blmples  creanciers,  ils  seront  aussi  traltes  egalement 
sans  considerer  ä  laquelle  des  deux  Röpubllques  lls  appartiennent. 

Article  XIII.  Dans  toutes  les  procädnres  criminelles  pour  delits  graves 
dont  Tinstruction  se  fera,  soit  devant  les  Trlbunaux  Francais,  soit  devant 
ceux  de  Suisse,  les  t&nolns  Suisses.  qni  seront  cltes  a  comparaitre  en  ner- 
sonne  en  France,  et  les  te*molns  Francais,  qui  seront  cltes  ä  comparaitre 
en  personne  en  Suisse,  seront  tenus  de  se  transporter  nres  du  Tribunal  qni 
les  aura  appcles,  sous  les  pelnes  deterininees  par  les  Loix  respectives  des 
deux  Nations. 

*)  Dieselbe  ist  in  den  Bellagen  der  Eidg.  Geschichten  des  vorigen  Jahr- 
ganges abgedruckt  (pag.  402). 
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Kanton  Tessin.  Nach  der  Schlacht  von  Leipzig  erliess 
die  Tagsatzung  eine  Erklärung  der  Neutralität,  rief  jedoch 
die  schweizerischen  Regimenter  nicht  aus  dem  Dienste 
zurück  (wozu  sie  das  vertragsmäßige  Recht  besessen  hätte)  und 
stellte  eine  gänzlich  ungenügende  Truppenmacht  an  der 
Rheingrenze  auf,  was  die  Nichtbeachtung  der  Neutralität 
durch  die  Alliirten  am  20.  Dezember  1813  zur  Folge 
hatte.1)  Im  Kriege  von  1815  wurde  der  Eidgenossenschaft 
am  20.  Mai  1815  voü  den  Alliirten  ein  Vertrag  aufgenöthigt, 
wornach  Truppendurchzüge  unter  vorheriger  Anzeige  und  Ver- 
ständigung trotz  der  damals  bereits  zugesicherten  «ewigen 
Neutralität»  stattfinden  durften.  Diess  führte  natürlich  dazu, 
dass  nun  Frankreich  eine  solche  Neutralität  nicht  respektirte 
und  die  Schweiz  zuletzt  an  dem  Krieg  gegen  dasselbe  noth- 
gedrungen  Theil  nahm2),  ähnlich  wie  diess  bei  Rumänien 
1877  der  Fall  war.  Es  zeigten  diese  Vorgänge  von  1818  bis 
1815  Jedermann,  dass  eine  «neutralite'  sur  papier»  nicht  viel 
gilt,  sondern  bloss  eine  effektiv  aufrecht  gehaltene,  und  es 
wird  unseres  Erachtens  die  Aufgabe  eines  künftigen  völker- 
rechtlichen Kongresses  sein,  sich  hierüber  noch  deutlicher  aus- 
zusprechen. Damals  wurde  der  Schweiz  durch  die  Wiener 
Kongresserkhirung  vom  20.  März  1815  eine  ewige,  europäisch 
anerkannte  Neutralität  versprochen,3)  der  Akt  selbst  aber  erst 
am   20.  November   1815    (nachdem    die   Mächte    inzwischen 


Les  deux  Gouvernemens  accorderont  dans  ce  cu  anx  tämoins  les 
passeports  nt'ccssaires.  et  ils  se  concerteront  pour  fixer  rindemnite*  qui 
sera  due  en  raison  de  la  distance  et  du  sejour. 

Article  XIV.  Les  deux  Republiques  s'engagent  ri'clproqucment  ä  ne 
donner  aueun  asyie  aux  emlgrds  on  deportrs  de  chaque  Natlou.    Elles  s'en- 

f?agent  pareillenient  k  extrader  räclproquement  a  la  premiere  requlsltion  les 
ndividns  de  ehaqne  Nation,  qui  anraient  c5t6  de>.lares  jnridiquement  coupa- 
bles  de  conspiratiou  contre  la  suretd  Interieure  ou  exterleure  de  l'Etat, 
assassinat,  empoisonnement,  incendie,  faux  sur  les  actes  publies,  et  vol  avec 
vlolence  ou  effraction,  ou  qui  scraient  poursuivis  comme  tels  en  vertu  de 
mandats  donmta  par  l'autorit£  Kgale. 

11  est  convenu ,  que  les  choses  volles  dans  Tun  des  deux  Pays  et 
dtfpostfes  dans  l'autre,  seront  tidelement  restituees. 

Article  XV.  U  sera  incessamment  conclu  entre  les  deux  Republiques 
un  trattl  de  commerce,  base*  sur  la  plus  complete  röciprocite*  d'avantages. 
En  attendant  les  Citoyens  des  deux  Republiques  seront  respectivement 
traites  comme  ceux  des  Nations  les  plus  ravoriseee. 

Conclu  et  eigne  a  Paris,  le  deux  Fructidor,  an  six  de  la  Rcpublique 
Franchise,  une  et  indivistble.  (Dix-neuf  AoÜt,  nillle  sept  cent  quatre  vingt 
dix-huit). 

Talleyrand.  Zeltner.  Jenner. 

i)  Vgl.  hierüber  das  Jahrbuch  von  1886,  letztes  Kapitel  der  „Eidg.  Ge- 
schichten", welches  diese  Verhältnisse  nach  den  Akten  des  Archivs  erzählt 

')  Ueber  diesen  Vertrag  von  1815  wird  das  nächstjährige  Jahrbuch 
noch  nicht  bekannte  Akten  veröffentlichen. 

')  Vgl.  Eidg.  Geschichten,  pag.  838. 
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noch  die  bedeutenden  Vortheile  der  Nichtneutralität  für  sieh 
ausgenutzt  hatten)  nach  einem  Entwürfe  des  damaligen 
schweizerischen  Gesandten  Pictet  de  Bochemont  ausgefertigt, 
der  offiziell  als  ein  Entwurf  Russlands  (Oapo  d'Istria's) 
galt.') 


>)  Dieses  Aktenstück  lautet : 

ACTE 

portant  reconnaissance  et  garantie  de  la  neutralite.   perp£- 

tuelle  de  la  Sulsse  et  de  l'inviolabilite  de  son  territoire. 

(Du  20  Novembre  1815). 

L'accession  de  la  Suisse  ä  la  declaration  donne*e  ä  Vienne,   le   vingt 
Mars  mil  huit  cent  quinzc,  par  les  Puissanees  signataires  du  traite  de  Paris, 


que  l'ftcte  de  la  reconnaissance  et  de  la  garantie 
perp£tiielle  de  la  Sulsse  dans  ses  nonvelles  frontieres  fut  fait  conforniement 
a  la  declaration  susdite;  mais  les  Puissanees  ont  juge  convenable  de  sus- 
pendre,  jusqu'a  ce  Jour,  la  Signatare  de  cet  acte,  a  CAuse  des  changemens 
que  les  evenemens  de  la  guerre,  et  les  arrangemens  qni  devaient  en  etre 
la  Suite,  pouvalent  apporter  aux  liinites  de  la  Suisse,  et  des  modification* 
qul  pouvaient  aussi  en  rösulter  dans  les  dispositlons  relatives  au  territoire 
asso-cie*  au  blenfait  de  la  neutralite  du  Corps  Helvetique. 

Ces  changemens  se  trouvant  detormint'6  par  les  stipulations  da  traite 
de  Paris  de  ce  jour,  les  Puissanees  signataires  de  la  declaration  de  Vienne, 
du  20  Mars,  fönt,  par  le  present  Acte,  une  reconnaissance  formelle  et  an- 
thentique  de  la  neutralite  perpetuelle  de  la  Suisse,  et  elles  lni  gariintis- 
sent  l'integrite  et  l'inviolabilite  de  son  territoire  dans  ses 
nouvelles  limites,  telles  qu'elles  sont  fix£es,  tant  par  l'acte  du  Congres 
de  Vienne,  que  par  le  traite  de  Paris  de  ce  jour,  et  telles  qu'elles  le  seront 
ulterieureinent,  conformement  ä  la  dlsposition  du  protocole  du  3  Novembre 
ci-joint  en  extrait,  qui  stipule  en  faveur  du  Corps  Helvetique  un  nouvel 
accroissement  de  territoire  a  prendre  sur  la  Savoie,  pour  arrondir  et  des- 
enclavcr  le  Canton  de  tteneve. 

Les  Puissanees  reconnaissent  et  garantissent  ögale- 
ment  la  neutralite  des  parties  de  la  Savoie,  designees  par  l'acte 
du  Congres  de  Vienne  du  29  Mars  mil  huit  cent  qulnze,  et  par  le  traite 
de  Paris  de  ce  jour,  comme  devant  joulr  de  1h  neutralite  de  la  Suisse  de 
la  meine  maniere  que  si  elles  appartenaient  a  celle-ci. 

„Les  Puissanees  signataires  d«  la  declaration  du  ringt  Mars  recon- 
naissent authentiquement,  par  le  present  Acte,  que  la  neutralite  et  rinvio- 
lablllte  de  la  Suisse.  et  son  independanee  de  toute  inflnence  etrangere.  sont 
dans  les  vrnis  interets  de  la  politlque  de  l'Europe  entiere. 

Elles  declarent  qu'aucune  induetion  defavorable  anx  droits  de  la  Suisse, 
relativeinent  a  sa  neutralite  et  ä  riuviolablllte  de  son  territoire,  ne  peot  ni 
ne  doit  etre  tlree  des  evönemens  qul  ont  amene  le  passage  des  troupes  al- 
liees  sur  une  partie  du  sol  helvetique.  Ce  passage,  librement  consenti  par 
les  Cantons  dans  la  Convention  du  vingt  Mai,  a  et»'<  le  resnltat  necessaire  de 
radhi'sion  franche  de  la  Suisse  aux  prlncipes  manifestes  par  les  Puissanees 
signataires  du  traite  d'AUiance  du  25  Mars. 

Les  Puissanees  se  plaisent  a  reconnaitre  qne  la  condaite  de  la  Suisse, 
dans  cette  circonstance  d'epreuve,  a  montrö  qu'eüe  savait  ^faire  de  grands 
sacrifiecs  au  bien  gtaeral  et  au  soutien  d'une  cause,  que  tontes  les  Puis- 
sanees de  l'Europe  ont  defendue,  et  qu'enän  la  Suisse  etait  dlgne  d'obtenix 
les  avantages  qui  lui  sont  assurös.  soit  par  les  dispositlons  du  Congres  de 
Vienne.  soit  par  le  traite  de  Paris  de  ce  jour,  soit  par  le  present  Acte,  au- 
quel  tontes  les  Puissanees  de  l'Europe  sont  invitees  a  acceder. 

En  toi  de  quol  la  präsente  Declaration  a  6t6  falte  et  slgnee  ä  Paris  le 
20  Novembre  de  Tan  de  grace  mil  huit  cent  quinze. 

Suivent  les  signatures  dans  l'ordre  alphabetique  des  Cours." 

Welche  positiven  Verpflichtungen  eine  solche  garantirte  Neutralität 
für  die  Garanten  mit  sich  bringe,  ist  bisher  niemals  festgestellt  worden. 
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Dermalen  sind  die  eigenen  Vertheidigungsanstalten  der 
Eidgenossenschaft  besser  organisirt,  als  sie  es  jemals  in  mo- 
derner Zeit  waren  und  werden  durch  das  neue  Landsturm- 
gesetz, die  im  Werke  befindlichen  Befestigungsarbeiten  und 
die  Kredite,  welche  dem  Bundesrathe  für  die  Beschaffung 
neuen  Kriegsmaterials  eröffnet  sind,  noch  verbessert.  Die 
Schweiz  würde  in  der  Lage  sein ,  bei  einem  neuen  Kriege 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  eine  grössere  und 
besser  instruirte  Truppenmasse  aufzustellen  und  sie  rascher 
an  die  bedrohten  Punkte  zu  befördern  als  1870,  und  an  dem 
Entschlüsse  dazu  bei  den  Behörden  und  in  der  gesammten 
Bevölkerung  ist  nicht  zu  zweifeln.  Die  Verhältnisse  kleiner 
Staaten  werden  allerdings  nie  gänzlich  gesichert  sein,  bis 
nicht  die  Aera  der  beständigen  Kriege,  in  die  wir  seit  1853 
eingetreten  sind,  wieder  abgelaufen  ist  und  einem  friedlichen 
Besitzstand  unter  den  grösseren  Mächten  Europa' s  Platz 
macht,  womit  auch  die  theoretische  Lobpreisung  des  Krieges, 
die  jetzt  mitunter  selbst  in  ernsthafte  Darstellungen  des 
Völker-  und  Staatsrechts  sich  verirrt,  ihr  Ende  erreichen 
wird.  —  Die  Eidgenossenschaft  wird  sich  bis  dahin  bei  jeder 
Gelegenheit  dafür  aussprechen  müssen: 

1.  dass  die  Verhandlungen  der  Brüsseler  Konferenz  von 
1874  über  das  Kriegsrecht  wieder  aufgenommen  und  zu 
einem  eigentlichen  Vertrage  ausgebildet  werden; 

2.  dass  dabei  nach  dem  Muster  des  Kongo  Vertrags  die 
europäischen  Staaten  die  Verpflichtung  eingehen,  sich  nicht 
bloss  in  Afrika,  sondern  vor  allen  Dingen  auch  in  Europa 
nicht  zu  bekriegen,  ohne  dass  vorher  immer  die  Vermitt- 
lung eines  oder  mehrerer  unter  ihnen  in  Anspruch  genommen 
worden  wäre; 

3.  dass  denjenigen  Staaten,  die  sich  ein  für  alle  Male 
neutral  erklären  wollen,  diese  «ewige»  Neutralität  neuer- 
dings als  unverletzlich  zugesichert  und  die  Hülfe  aller  ver- 
tragschliessenden  Mächte  zu  diesem  Ende  versprochen  werde, 
im  Falle  sie  dieselbe  anrufen  wollen; 

4.  dass  in  einer  gewissen  Entfernung  von  den  Grenzen 
ewig  neutraler  Staaten  keinerlei  Festungswerke  errichtet 
werden  (bezw.  bestehen)  und  keine  Truppenansammlungen 
stattfinden  dürfen.1) 


•)  Einen  derartigen  neutral  isirten  Grenzstreifen  und  die  Beseitigung  der 
innert  derselben  bereits  vorhandenen  Forts  hatte  die  8chweiz  1815  angestrebt 
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Dagegen  mtisste  die  Eidgenossenschaft  nöthigenfalls  an- 
zuerkennen bereit  sein,  dass  eine  c ewige >  Neutralität  dem 
betreffenden  Staate  die  Verpflichtung  auferlege,  1.  keinen 
Angriffskrieg  zu  führen,  2.  seine  Streitkräfte  zur  Verteidi- 
gung des  neutralen  Gebiets  in  angemessener  Ordnung  zu 
erhalten  und  parteilos  anzuwenden1),  3.  mit  keinem  aus- 
wärtigen Staate  in  Allianz  oder  überhaupt  in  politische  Be- 
ziehungen zu  treten,  die  demselben  einen  solchen  Einfluss 
gestatten,  wie  ihn  z.  B.  Frankreich  gegenüber  der  Schweiz 
von  1803—1813  besessen  hat,  4.  keine  Militärkapitulationen 
einzugehen,  5.  in  seiner  Verfassung  (wie  es  in  Artikel  102 
der  schweizerischen  der  Fall  ist)  die  Aufrechthaltung  der 
Neutralität  als  eine  ständige  Pflicht  der  Behörden  zu  dekla- 


In  einer  Instruktion,  die  dem  Unterhändler  am  Pariser  Kongress  mitgegeben 
worden  war  (Abschied  I1L  Lit.  N.).  Es  gelangte  diess  jedoch  damals  nicht 
zur  Durchführung,  aus  Gründen,  die  m  unseren  „Eidgenössischen  Ge- 
schichten" in  Kap.  VI  angedeutet  sind  und  Im  nächsten  Jahre  weitere  Er- 
örterung finden  werden. 

')  Bei  der  letzten  Probe  der  Neutralität  1870/71  erhielt  die  eidgenös- 
sische Regierung  am  ßchlusse  des  Krieges,  trotz  vielfacher  vorange- 
fangener  Anfechtungen  in  deutschen  Blättern,  ein  ausdrückliches  Aner- 
ennungssehreiben  der  deutschen  Reichsregierung,  die  sich  stets  als  gerecht 
In  dieser  Hinsicht  gezeigt  hat.  Ebenso  hat  die  französische  Regierung  oei  den 
noch  zu  behandelnden  Savoyer-Angelegenheiten  von  18*3  ihren  guten  Willr-a 
bewiesen,  die  Neutralität  der  Schweiz  zu  respektiren,  und  es  ist  diess 
auch,  wie  bereits  erwähnt,  neuerdings  wieder  in  den  Verhandlungen  der 
hadischen  Kammern  der  Fall  gewesen  Auffallend  war  hingegen  Im  Jahre 
1881  eine  Bemerkung  des  Abgeordneten  Bamberger  Im  deutschen  Reichs- 
tag, dass  die  Gotthardbahn  von  der  Reichsregierung  aus  militäri- 
schen Gründen  unterstützt  worden  sei.  Es  wurde  hierauf  von  Seite  der 
Reichsrogierung  Folgendes  erwidert:  ,Der  Herr  Abgeordnete  hat  unter 
der  Rubrik  Bemerkungen,  deren  Unrichtigkeit  ich  glaube  gleich  auf  frischer 
That  feststellen  zu  müssen,  angegeben,  dass  die  Verwendungen,  die  für  die 
Gotthardbahn  gemacht  worden  sind,  aus  militärischen  Rücksichten  ge- 
schehen seien.  Dem  Herrn  Abgeordneten  wird  die  Neutralität  der 
Schweiz  und  der  Gotthardterritor  ien  unzweifelhaft  im  Gedächtnis« 
sein,  und  ich  halte  es  schon  aus  Rücksichten  auf  unsere  Schweizer 
Nachbarn  für  nothwendig,  zu  erklären,  dass  der  Herr  Abgeordnete  nicht 
im  Geheimniss  der  Regierungsnolitik  sich  befindet,  wenn  er  militärische 
Rücksichten  bei  der  Gotthardoahn  voraussetzt,  wir  sind  fest  ent- 
schlossen, die  Neutralität  der  Schweiz  zu  achten  und  auch 
die  der  Gotthardbahn  und  nicht  die  leiseste  Spur  von  militärischen 
Rücksichten  ist  bei  der  fraglichen  Subvention  massgebend  gewesen,  sondern 
man  hat  geglaubt,  die  wirthse haftliche  Bedeutung  der  deutschen  Nation  nach 
aussen  hin  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Mau  hat  namentlich  geglaubt,  und 
das  wird  wahrscheinlich  die  Motivirung  der  damaligen  Vorlage,  deren  Dis- 
kussion mir  nicht  erinnerlich  ist,  bestätigen,  man  hat  namentlich  geglaubt, 
dem  deutschen  Handel  nach  und  von  Italien  eine  ausserordentliche  Erleich- 
terung durch  diese  Linie  zu  gewähren.  Militärische  Rücksichten  kann  man 
nur  auf  Umwegen,  vielleicht  Insofern  anführen,  dass  uns  in  einem  etwaigen 
Kriege  mit  andern  Staaten  andere  Linien  gesperrt  sein  könnten  und  wir 
währenddem  unsern  Handel  auf  der  Gotthardbahn  durch  das  neutrale 
Schweizergebiet  führen  können." 

Diess  ist  die  Art  und  Weise,  wie  auch  die  Schweiz  den  Gotthardbihn- 
vertrag  auffasst.  Jede  andere  Anschauung  würde  auf  den  entschiedensten 
Widerspruch  stossen. 


—     697    — 

riren,  6.  wenn  er  diese  Pflichten  jemals  nicht  mehr  auf  sich 
nehmen  wollte,  diess  durch  eine  Aufkündimg  der  ewigen 
Neutralität  kund  zu  thun. 

Die  Eidgenossenschaft  besitzt  ausserhalb  ihres  Ge- 
bietes kraft  vorhandener  völkerrechtlicher  Verträge  eine  An- 
zahl von  besondern  Berechtigungen  (völkerrecht- 
lichen Servituten),  deren  gemeinsamer  Grundgedanke 
der  ist,  ihre  Verteidigungsfähigkeit  künstlich  zu 
verstärken.  Sie  sind  also  gewissermaßen  als  Ersatzmittel 
für  genügende  Grenzen  aufzufassen,  die  diesem  Zwecke  aller- 
dings besser  entsprechen  würden.  Die  bedeutendste  dieser  Ser- 
vituten, die  sich  von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  in  den  Vorder- 
grund drängt,  ist  das  Besetzungsrecht  gewisser 
Theile  von  Nordsavoyen.  Es  ist  schwer,  ganz  genau 
zu  sagen,  wie  dasselbe  entstanden  ist  und  welche  Ideen  dabei 
vorzüglich  massgebend  gewesen  sind.  Formell  entstand  es 
durch  eine  Erklärung  des  sardinischen  Ministers  de  St. 
Marsan  vom  26.  März  1815,  worin  er  die  Abtretung  einiger 
sardinischer  Gebietsteile  zu  Gunsten  des  damals  wiederher- 
gestellten Kantons  Genf  an  die  doppelte  Bedingung  knüpfte: 

«  Dass  die  Provinzen  Chablais  und  Faucigny  und  alles 
von  Ugine  nördlich  gelegene,  Sr.  Majestät  zugehörige  Land, 
in  der  durch  alle  Mächte  gewährleisteten  schweizerischen 
Neutralität  einbegriffen  sein  sollen;  das  heisst,  dass,  so  oft 
die  der  Schweiz  benachbarten  Mächte  sich  im  Zustande 
wirklich  ausgebrochener  oder  unmittelbar  bevorstehender 
Feindseligkeiten  befinden  werden,  die  Truppen  Sr.  Majestät 
des  Königs  von  Sardinien,  welche  allfällig  in  jenen  Provinzen 
stehen  möchten,  sich  zurückziehen,  und  dafür,  wenn  es  noth- 
wendig  ist,  ihren  Weg  durch  das  Wallis  nehmen  können; 
dass  keine  andere  bewaffnete  Truppen  irgend  einer  Macht 
sich  dort  aufhalten  oder  durchziehen  können,  mit  Ausnahme 
derjenigen,  welche  die  schweizerische  Eidgenossenschaft  da- 
selbst aufzustellen  für  gut  finden  würde.  Wohl  verstanden, 
dass  dieses  Verhältniss  die  Verwaltung  jener  Provinzen  auf 
keine  Weise  beschränken  soll,  woselbst  auch  die  Civilbeamten 
Sr.  Majestät  des  Königs  die  Bürgerwachen  für  Erhaltung 
guter  Ordnung  gebrauchen  können. 

Dass  eine  Befreiung  aller  Darchgangsgebühren  für  alle 
Waaren,  Lebensmittel  u.  s.  w.  bewilligt  werde,    welche  aus 
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den  Staaten  Sr.  Majestät  and  ans  dem  Freihafen  von  Genua 
kommend,  ihren  Weg  über  die  sogenannte  Simplonstrasse 
nehmen,  in  der  ganzen  Ausdehnung  dieser  letztem  durch 
das  Wallis  und  das  Gebiet  von  Genf.  Es  wird  diess  dahin 
verstanden,  dass  jene  Befreiung  einzig  die  Durchgangsgebühren 
betreffen,  und  sich  weder  auf  die  Weg-  oder  Brückengelder, 
noch  auf  jene  Waaren  und  Lebensmittel  ausdehnen  soll, 
welche  für  den  Verkauf  oder  Verbrauch  im  Innern  bestimmt 
sind.  Die  gleiche  Beschränkung  findet  hinwieder  statt  bei 
der  den  Schweizern  eingeräumten  Verbindung  des  Wallte 
mit  dem  Kanton  Genf,  und  die  Begierungen  werden  dess- 
halb  durch  gemeinsames  Einverständnis  die  nöthig  erachteten 
Massnahmen  treffen,  für  Festsetzung  der  Taxen  sowohl  als 
zu  Verhinderung  des  Schleichhandels,  jede  auf  ihrem  Gebiet> 

Die  «  Stadt  Ugine »  ist  eine  kleine  Ortschaft  am  Arly, 
einem  Zuflüsse  der  Isere,  direkt  nördlich  von  Albertville 
gelegen. 

Der  Wiener  Kongress  nahm  diese  Bedingung,  nachdem 
er  am  29.  März  in  einer  Additionalakte  diese  Genfer  Aus- 
rundungen stipulirt  hatte,  in  den  92.  Artikel  der  Kongress- 
Akte  vom  9.  Juni  1815  mit  folgenden  Worten  auf: 

€  Les  Provinces  du  Chablais  et  du  Faucigny,  et  tout  le 
territoire  de  Savoye  au  nord  d' Ugine,  appartenant  ä  Sa 
Majeste  le  Roi  de  Sardaigne,  feront  partie  de  la  neu  traute 
de  la  Suisse  teile  qu'elle  est  reconnue  et  garantie  par  les 
Puissances. 

En  consequence,  toutes  les  fois  quo  les  Puissances  voi- 
sines  de  la  Suisse  se  trouveront  en  ötat  d'hostilite'  ouverte 
ou  imminente,  les  troupes  de  Sa  Majeste*  le  Roi  de  Sardaigne 
qui  pourraient  se  trouver  dans  ces  Provinces,  se  retireront, 
et  pourront  ä  cet  effet  passer  par  le  Valais,  si  cela  devient 
ne*ces8aire;  aucunes  autres  troupes  armees  d'aucune  autre 
Puissanoe  ne  pourront  traverser  ni  stationner  dans  les  Pro- 
vinces et  territoires  susdits,  sauf  Celles  que  la  Confödöration 
Suisse  jugerait  ä  propos  d'y  placer;  bien  entendu  que  cet 
etat  de  choses  ne  gene  en  rien  l'administration  de  ces  pays, 
oü  les  agens  civils  de  Sa  Majeste*  le  Boi  de  Sardaigne  pour- 
ront aussi  employer  la  garde  municipale  pour  le  maintien 
du  bon  ordre.  > 

Die  eidgenössische  Tagsatzung  in  Zürich  aceeptirte  diess 
mit  folgender  Erklärung  vom  12.  August  1815: 
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«  In  Rücksicht  auf  die,  von  sämmtlichen  Mächten  zu- 
gesicherte immerwährende  Neutralität  der  Provinzen  Chablais 
und  Faucigny,  wird  die  Schweiz  im  eintretenden  Fall,  und 
wenn  die  Noth  wendigkeit  eserfordert.  mitVor- 
behalt,  dass  daraus  kein  Nachtheil  für  ihre 
Neutralität  entstehe,  den  Durchpass  für  den  Rückzug 
der  kgl.  Sardinischen  Truppen  aus  diesen  Provinzen  gestatten, 
und  wenn  ferner  die  Eidgenossenschaft  (nach  der  ihr  durch 
den  Kongressakt  eingeräumten  Befugniss)  es  dannzumal  für 
angemessen  erachten  sollte,  Truppen  dahin  zu  ver- 
legen, auf  solche  Art  und  Weise  und  unter  den  Bedingungen, 
welche  durch  besondere  Verkommnisse  festzusetzen  wären, 
so  verspricht  sie  ebenfalls,  dass  diese  einstweilige  militärische 
Besetzung  für  die  im  Namen  Sr.  kgl.  Sardinischen  Majestät 
in  gedachten  Provinzen  eingeführte  Verwaltung  ganz  ohne 
Abbruch  sein  solle. » 

Durch  den  zweiten  Pariservertrag,  welcher  denjenigen 
Theil  von  Savoyen,  der  französisch  geblieben  war,  nun 
auch  an  Sardinien  abtrat,  wurde  diese  Neutralität  ohne 
Anfrage  an  die  Schweiz  auf  ein  Gebiet  westlich  des  bisher 
neutralisirten  erstreckt,  welches  durch  ein  Konferenzprotokoll 
vom  3.  November  1815  und  durch  den  Art.  3  des  Friedens- 
instruments folgendermassen  näher  bestimmt  ist :  «  Die  Neu- 
tralität der  Schweiz  soll  auf  das  Gebiet  ausgedehnt  werden, 
welches  nördlich  einer  Linie  liegt,  die  von  Ugine  ausläuft 
(diese  Stadt  mit  inbegriffen)  südwärts  am  See  von  Annecy 
vorbei,  über  Faverge  bis  Lecheraine  und  von  da  bis  zum 
See  von  Bourget  und  zur  Rhone  hingeht,  so  wie  es  durch 
den  Art.  92  der  Schlussakte  des  Wiener-Kongresses  mit  den 
Provinzen  von  Chablais  und  Faucigny  geschehen  ist.  > 

In  Folge  dessen  zieht  sich  nun  diese  « savoyische  Neu- 
tralität >  in  einer,  im  Einzelnen  nicht  festgestellten  Linie 
von  Ugine  weg  über  Faverge,  Chatelard,  le  Bourget  west- 
wärts, bis  sie  bei  St.  Genix  auf  die  Rhone  trifft,  und  es  ist 
auch  in  der  Neutralitätserklärung,  welche  die  Schweiz  am 
20.  November  1815  vom  Pariser  Kongresse  erhielt,  aus- 
gesprochen worden,  dass  diese  savoyischen  Gebietstheile  der 
Neutralität  der  Schweiz  theil  haft  seien  «  comme  devant  jouir 
de  la  neutralite  de  la  Suisse  de  la  meme  maniere  que  si 
elles  appartenaient  ä  celle-ci.  > 
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Es  muss  dahingestellt  bleiben,  ob  diese  Servitut  ein 
ursprünglich  genferischer  Gedanke  ist '),  oder  ob  sie  zuerst 
von  Sardinien  angeregt  wurde.  Der  Eidgenossenschaft  selbst 
würde  eine  (kleinere)  Gebietsabtretung,  oder  eine  engere 
Ziehung  dieser  Servitutslinie  besser  convenirt  haben.  Es 
entstanden  auch  über  die  Bedeutung  einzelner  Ausdrücke 
in  der  Annahmserklärung  der  Tagsatzung  vom  12.  August 
1815  noch  Schwierigkeiten,  welche  durch  eine  Korrespon- 
denz zwischen  dem  damaligen  sardinischen  Gesandten  in 
der  Schweiz,  Grafen  de  Varax,  und  der  Tagsatzung,  sowie 
durch  den  späteren  SpezialVertrag  der  Schweiz  mit  Sardinien 
vom  16.  März  1816,  den  man  den  Turiner  Vertrag  nennt, 
auszugleichen  versucht  wurden.  Selbst  der  exakte  Verlauf 
namentlich  der  zweiten  Neutralitätslinie  zwischen  Faverge 
und  der  Rhone  blieb  zweifelhaft.  Es  hatte  sich,  wie  schon 
gesagt,  namentlich  die  Eidgenossenschaft  hierüber  niemals 
ausgesprochen,  wie  sie  auch  darüber  nicht  angefragt  worden 
war,  und  eine  Abgrenzung  hat  seither  nicht  stattgefunden. 
Als  im  Jahre  1859  die  Franzosen,  in  der  Eigenschaft  von 
Verbündeten  Sardiniens,  den  Boden  dieses  zweiten  Neutralitäts- 
gebiets auf  eine  kurze  Strecke  bei  Culoz  betraten,  war  die 
Sache  in  einer  Cirkularnote  des  schweizerischen  Bundesraths 
vom  14.  März  1859  an  die  Unterzeichner  der  Wiener  Ver- 
träge, sowie  an  die  Grenzstaaten  Baden,  Bayern,  Württem- 
berg nnd  Sardinien,  ohne  Widerspruch,  in  U  eberein  Stimmung 
mit  der  ehemaligen  Erklärung  vom  12.  August  1815  so  auf- 
gefasst  worden,  dass  die  Eidgenossenschaft  nicht  pf  licht  ig 
sei,  eine  Besetzung  vorzunehmen,  wenn  sie  dieselbe  nicht 
selbst,  im  Interesse  ihrer  eigenen  Neutralität,  für  zweck- 
mässig erachte,  wobei  allerdings  damals  der  eigen thümliche 
und  im  Jahre  1815  kaum  vorgesehene  Fall  vorlag,  dass  der 
Eigenthümer  dieses  Gebiets  mit  diesem  Durchmarsche 
einverstanden  war.8) 


')  Hierauf  deutet  die  Denkschrift  von  Genf  an  den  Wiener  Kongress 
vom  18.  Dezember  1814  (Abschied  II.  Lit  C).  deren  bezüglichen  Passus  wir 
in  den  Eidgen.  Geschichten  abgedruckt  haben  (siehe  pag.  348).  Die  Ver- 
anlassung zu  der  Denkschrift  war  ein  Artikel  des  ersten  Pariser  Frie- 
dens, der  allen  Mächten  erlaubte,  jeden  Punkt  ihrer  Staaten,  wo  sie  es 
nöthig  linden,  zn  befestigen. 

')  Der  Bnndesrath  sagt  nach  einer  kurzen  geschichtlichen  Darstellung 
am  Schlüsse  seiner  Circularnote :  „Soweit  es  zur  Sicherung  und  Ver- 
theidlgung  der  schweizerischen  Neutralität  und    der   Inte- 

grität  des  schweizerischen  Gebiets  erforderlich  ist,  wird  die 
chweiz,  eintretenden  Falls,  von  diesem  ihr  nach  den  europäischen  Trak- 
taten zustehenden  Besatzungsrecht  der  neutrallsirten  Gebie&theile  von  Sa- 
voyen  Gebrauch  machen",  und  sich  diessfalls  dann  über  die  nähern  Moda- 
litäten mit  Sardinien  verstnändigen.    Thatsächlich  geschah  nichts. 
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Noch  komplizirter  wurden  diese  Verhältnisse  durch  die 
Abtretung  der  neutralisirten  Gebiete  an  Frank- 
reich mittelst  Cessionsvertrag  vom  21.  März  1860,  dessen 
hierauf  bezügliche  Klausel: 

«il   est  entendu,   que  S.  M.  le   roi  de  Sardaigne  ne 
peut  transferer  les  parties  neutralisäes  de  la  Savoie  qu'aux 
conditions  auxquelles  il  les  possede  lui-meme  et  qu'il  ap- 
partiendra  ä  S.  M.  l'Empereur  des  Francais  de  s'entendre 
a  ce  sujet  tant  avec  les  puissances  reprösentees  au  Gongres 
de  Vienne  qu'avec  la  Confede'ration  helvetique  et  de  leur 
donner  les  garanties  qui  r&ultent  des  stipulations  rappelees 
dans  le  present  artiele»   — 
noch  keine  Ausführung  gefunden  hat.  Die  Eidgenossen- 
schaft glaubte  sich  damals  auf  den  sog.  Lausanner  Vertrag 
vom  30.  Oktober  1564   berufen  zu  können,  durch  welchen 
Herzog  Emanuel  Philibert  von  Savoyen  die  Provinzen  Oha- 
blais  und  Faucigny  und  das  Pays  de  Gex,  nach  28j  ährigem 
Besitze  durch  die  Berner,  zurückerhielt,  mit  der  (von  König 
Karl  IX.  von  Frankreich  garantirten)  Klausel  (14):    «Dass 
kein  theil  syne  jez  zugesprochene  stett,  vestinen,  landt  und 
lüwt  keinen  andern  fUrsten,  herren,  statten,  landen  und  com- 
munen,  wer  yoch  die  sin  mochten,  weder  koufls,  tuschs  noch 
einicher  anderer  wyss  und  gestalte  übergeben  solle,  alles  da- 
mit ein  theil   den  andern  frömbder,   ungelegener   und  be- 
schwerlicher nachpurschaft  überhebe  und  ein  jeder  derselben 
entladen  sin  und  pliben  möge. »     Auch  berief  sie  sich  auf 
die  Bestimmung  des  Aachener  Kongresses  vom  15.  November 
1818,  wornach  solche  Verhältnisse  nur  im  Beisein  der  daran 
Interessirten  besprochen  und  geändert  werden  können  (vgl. 
pag.   344).    Es  würde  auch,  abgesehen  von   der  durchaus 
andern  ratio  der  1815er  Verträge,  die  eine  solche  Abtretung 
nicht  voraussahen,   kaum   thunlich  sein,   alle  Rechte   und 
Pflichten    Sardiniens   einfach   auf  Frankreich   übergehen   zu 
lassen    (schon  z.    B.   der   Militärstrasse    durch   das   Wallis 
wegen,  welche  zum  Rückzug  der  sardinischen,  in  den  Neu- 
tralitätsgebieten  stationirten  Truppen   dienen  soll),   so  dass 
eine  gelegentliche  Revision  dieser  völkerrechtlichen  Servituts- 
verhältnisse  nicht  unangemessen  erscheint.1) 


*)  Das  nentralisirte  Savoyen  hat  einen  Flächenraum  von  270  Quadrat- 
stünden  mit  (1850)  837,000  8eelen,  das  nicht  nentralisirte  dagegen  einen  solchen 
von  285  Quadrat«  tun  den  Das  erstere  umfasst  die  alten  Provinzen  Chablais, 
Faucigny  and  Genevois  ganz  und  noch  einen  Theil  des  eigentlichen  Sa- 
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Im  Jahre  1883  gelangten  dieselben  dadurch  zu  einer 
direkten  Besprechung  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz, 
dass  sich  das  Gerücht  verbreitete,  Frankreich  beabsichtige, 
auf  dem  Mont  Vuache,  einem  steil  abfallenden  Berge  etwa 
vier  Stunden  von  Genf  südwestlich  an  der  Rhone  (gegenüber 
dem  Fort  de  l'Ecluse)  gelegen,  ein  neues  Festungswerk  zu 
errichten.  Gleichzeitig  beunruhigten  Manöver  des  30.  fran- 
zösischen Infanterieregiments,  die  unmittelbar  an  der  Grenze 
von  Genf  abgehalten  worden,  die  dortigen  Bewohner.  Der 
schweizerische  Bundesrath  sah  sich  veranlasst,  durch  eine 
Note  vom  16.  November  1883  an  die  französische  Regierung 
die  rechtlichen  Verhältnisse  klar  zu  stellen,  welche  nament- 
lich in  einzelnen  französischen  Broschüren  und  Zeitungs- 
artikeln eine  ziemlich  unrichtige  Beurtheilung  erfahren  hat- 
ten, und  er  erhielt  hierauf  von  der  französischen  Regierung 
eine  durchaus  unumwundene  und  loyale  Erklärung  vom 
14.  Dezember  1883,  welche  Beruhigung  geschaffen  hat  und 
andere  Gerüchte  von  solchen  Befestigungsplänen  am  kleinen 
Saleve,  bei  Annemasse,  oder  Thonon,  die  seither  wieder  auf- 
tauchten, von  vorneherein  als  unmögliche  Dinge  erscheinen 
lässt.  Diese  Erklärung  lautet  in  der  im  schweizerischen 
Bundesblatte  (1884,  Nr.  20)  publizkten,  offiziellen  Ueber- 
setzung  wie  folgt: 

«Paris,  14.  Dezember  18B3. 

Herr  Jules  Ferry,  Conseil-Präsident,  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  an  Herrn  Arago,  Botschafter 
Frankreichs  in  der  Schweiz. 

Mein  Herr! 

Nach  Bern  gelangte  Mittheilungen  haben,  wie  es  scheint, 

den  Gedanken  nahe  gelegt,    der  französische  Geniestab  gehe 

damit   um,   auf  dem  Mont  Vuache  gewisse  Vertheidigungs- 

werke   zu   errichten.     Die   eidgenössische    Regierung  möchte 


voyens  und  Hochsavoyens  (Tarantalse).  Es  grenzte  vor  1859  auf  3i  Standen 


durchwegs 

dieses  Gebiets  nicht  neutral  isirt,  sondern  kriegsdienstpflichtig  wie  andere 
Franzosen.  Eine  derartige  Neutralisation  eines  lindes  kann  es  nicht  geben. 
—  Die  natürliche  militärische  Grenze  der  Schweiz  würde  eine 
zirka  20  Stunden  lang  -  Linie  sein,  die  sich  vom  Col  de  Bonhomme  west- 
wärts an  die  Rhone  zieht  und  dort  beim  Mont  Vuache,  oder  dem  Bache 
des  Gusses  ausmündet  (vgl.  bundcsrälhliohe  Denkschrift  von  18öi\  pag.  36 , 
während  die  Landesgrenze  vom  Mont  Doleut  bis  zur  Ausser  st  en  Genfer 
Marchc  mehr  als  50  Stunden  Ausdehnung  hat. 


—     703     - 

die  Versicherung  erhalten,  dass  wir  nicht  die  Absicht  hegen, 
diesen  Punkt  zu  befestigen.  Sie  hält  dafür,  diese  Erklärung 
von  unserer  Seite  würde  die  Öffentliche  Meinung  in  der 
Schweiz  beruhigen  und  dazu  beitragen,  die  Gefühle  freund- 
schaftlichen Vertrauens,  welche  zwischen  beiden  Ländern 
walten,  zu  fördern. 

Wir  erblicken  keine  Schwierigkeit  darin,  zu  erklären, 
dass  es  nicht  in  unserer  Absicht  liegt,  auf  dem  Mont  Vuache 
ein  Festungswerk  anzulegen,  und  dass  es  sich  der  französische 
Generalstab  anlässlich  seiner  Studien  über  Mobilisation  hat 
angelegen  sein  lassen,  das  neutralisirte  Gebiet  vollständig  zu 
respektiren. 

Sie  mögen  dem  Bundesrath  Abschrift  von  gegenwärtiger 
Mittheilung  zustellen,  welche,  wie  ich  hoffe,  die  Besorgnisse, 
die  uns  kundgegeben  worden  sind,  zerstreuen  und  Zeugniss 
von  unserem  Wunsche  geben  wird,  die  traditionellen  Freund- 
schaftsbande, die  uns  mit  der  Eidgenossenschaft  verbinden, 
enger  zu  knüpfen. 

Genehmigen  Sie,  etc.  Jules  Ferry. 

Die  Verhältnisse  sind  hiedurch  regularisirt,  soweit  es 
sich  um  Befestigungen  und  Truppenansammlungen  handelt, 
und  der  Rechtsstandpunkt  der  Eidgenossenschaft  ist,  nun- 
mehr übereinstimmend  mit  Frankreich,  der  folgende : 

1.  Befestigungen,  oder  grössere  Truppenkonzentrationen 
in  dem  neutralisirten  Gebiet;  sind  schon  durch  die  Natur 
des  Rechtsverhältnisses  ausgeschlossen,  indem  bei 
Kriegsfällen,  wo  sie  allein  gebraucht  werden,  die  einheimi- 
schen Truppen  doch  das  Gebiet  verlassen  und  alle  Festungs- 
werke der  Schweiz  einräumen  müssten.  Festungswerke  hätten 
also  keinen  Zweck  und  jedenfalls  könnten  sie  ohne  Zu- 
stimmung des  zur  Besetzung  im  Kriege  allein  berechtigten 
Staates  nicht  erstellt  werden. 

2.  Es  untersagen  ferner  sowohl  der  oben  angeführte, 
von  Frankreich  mitunterzeichnete  und  garantirte  Lausanner 
Vertrag  vom  15.  Oktober  1564,  als  der  Art.  19  des  späteren 
Vertrags  von  St- Julien  vom  21.  Juli  1603  solche  Festungs- 
werke positiv,  und  es  sind  solche  ältere  Bestimmungen  durch 
den  Turiner  Vertrag  vom  16.  März  1816,  Art.  23  als  fort- 
dauernd reservirt.  Dieser  Turiner  Vertrag  ist  aber  diejenige 
Vereinbarung,  deren  Inhalt  nach  dem  oben  citirten  Wortlaut 
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des  Cessions Vertrages  von  1860  auf  den  neuen  Besitzer 
übergegangen  und  für  denselben  rechtsverbindlich  ist1)- 

Die  nämlichen  Verträge  von  1815  enthalten  noch  weitere 
völkerrechtliche  Servituten,  namentlich  eine  Militär- 
strasse durch  Savoyen,  welche  der  Schweiz,  abgesehen 
von  dem  Besetzungsrechte,  zur  südlichen  Verbindung  von 
Genf  und  Wallis  durch  Savoyen  zustehen  soll.  Dieselbe 
beruht  auf  dem  Art.  2  der  Wiener  Kongresserklärung  vom 
29.  März  1815  lautend :  c  S.  Majestät  willigen  ein,  dass  die 
Verbindung  zwischen  dem  Kanton  Genf  und  dem  Wallis 
durch  die  sogenannte  Simplonstrasse  auf  gleiche  Weise 
stattfinde,  wie  Frankreich  eine  solche  zwischen 
Genf  und  dem  Waadtlande  auf  der  durch  Versoix 
führenden  Strasse  bewilligt  hat.  Gleichmassig  be- 
willigen S.  Majestät  für  alle  Zeiten  den  Genferischen  Milizen 
freien  Durchzug  zwischen  dem  Gebiete  von  Genf  und  dem 
Mandement  von  Jussy,  und  alles  dasjenige,  was  je  nach  den 
Umständen  erforderlich  sein  mag,  um  über  den  See  auf  die 
oberwähnte  Simplonstrasse  zu  gelangen.  » 

Die  als  Beispiel  angerufene  Militärstrassen-Servitut  durch 
Versoix  hat  durch  die  Abtretung  dieses  (im  Frühjahr  1815 
noch  französischen)  Gebietstheils  an  die  Schweiz  im  zweiten 
Pariser  Frieden  (also  durch  Konfusion)  aufgehört.  Damit  ist 
aber  damals  dieser  Artikel  gegenüber  Sardinien  nicht 
beseitigt  worden.  Im  Jahre  1860  ist  diese  Servitut  eben- 
falls auf  Frankreich  übergegangen.  —  Einige  andere  Bestim- 
mungen dieser  Verträge  hingegen,  welche  sich  auf  zollfreie 
Handelsstrassen,   beziehungsweise  Transitzollbefreiungen  be- 


x)  Der  Art.  15  des  Lausanner  Vertrags  lautet:  „Zorn  fünfzehen- 
den  ist  bedacht,  dass  beide  Theil  in  disen  Ihren  anstossenden  Landen  keine 
ntiwen  bevestigungen  gegen  einanderen  puwen  noch  machen,  darzu  bj  einer 
mylwegs  gegen  den  grenzen  und  anstossen  keine  kriegsrfistungen  be- 
sarameln  noch  halten  sollen."  — Der  Ar  1. 19  des  Vertrags  von  St.  Julien 
lautet:  _8e  contente  Son  Altesse  (Carl  Emanuel  I.  von  Savoyen)  de  ne  faire 
assemblee  de  gens  de  guerre,  ni  fortifications,  ni  tenir  gaxnisons  a  qaattre 
Heues  pres  la  dicte  vilie  de  Geneue/  Es  war  diess  ein  vermittlungssprueh 
von  Gl  am  8,  Basel,  Schaffhausen,  Solothurn  und  Appenzell  nach  der  sog. 
Escalade  von  Genf  (12.  Dezember  1802).  —  Der  Art  23  des  Turiner  Ver- 
trages lautet:  „Die  Verfügungen  der  alten  Traktate,  und  insbesondere  des- 
jenigen vom  3.  Juni  1754  (der  sich  nicht  speziell  hierauf  bezieht),  insofern 
sie  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  werden,  sind  bestätigt.  Den  Passus 
des  ('esslons  Vertrags  von  1860,  welcher  das  letzte  Glied  dieser  Kette 
von  Stipulationen  bildet,  vide  oben  pag.  701.  Der  Lausanner  Vertrag  wurde 
im  Jahre  179*  von  der  damaligen  französischen  Regierung  als  Nach- 
folgerin des  Garanten  Karls  Ix.  als  noch  gültige  Urkunde  angerufen,  um  die 
Intervention  gegen  Bern  zu  Gunsten  der  konstitutionellen  Rechte  des  Waadt- 
landes  daraus  zu  rechtfertigen. 
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ziehen,  haben  durch  die  neueren  Handelsverträge  mit  Frank- 
reich und  Italien  ihre  Erledigung  gefunden,  die  darüber  nun 
allein  massgebend  sind.  Ebenso  sind  die  beiden  zollfreien 
Zonen  nördlich  und  südlich  von  Genf,  im  Pays  de  Gex  und  in 
den  1860  an  Frankreich  übergegangenen  savoyischen  Gebiets  - 
theilen,  welche  durch  den  zweiten  Pariser  Frieden  und  den 
Turiner  Vertrag  zu  Gunsten  von  Genf  stipulirt  worden 
waren,  jetzt  durch  zwei  Verträge  mit  Frankreich  näher 
definirt,  wovon  der  Eine  über  die  sog.  c  zollfreie  Zone  in 
Hochsavoyen  »  vom  14.  Juni  1881  auf  30  Jahre  gilt  (E.  G. 
S.  VI.  515),  das  c  Reglement  betreffend  die  Landschaft  Gex  » 
dagegen,  als  Beilage  des  französischen  Handelsvertrags,  dem- 
selben folgt  und  daher  dermalen  nur  bis  1.  Februar  1892 
feste  Gültigkeit  hat.  Immerhin  aber  wird  die  Eidgenossen- 
schaft auch  hier  sich  stetsfort  darauf  beziehen  können,  dass 
der  Ausschluss  von  Douanenlinien  unmittelbar 
an  der  Genfer  Grenze  auf  einem  völkerrechtlichen 
Kongressbeschlusse  (von  Paris  vom  3.  November  1815) 
beruht,  welcher  lautet:  «Da  die  französische  Regierung 
eingewilligt  hat,  ihre  Douanenlinie  auf  der  Seite  des  Jura 
von  der  Schweizergrenze  zurückzuziehen,  so  werden  die  Ka- 
binete  der  vereinten  Höfe  ihre  gute  Verwendung  eintreten 
lassen,  um  Seine  Sardinische  Majestät  gleichfalls  zur  Zurück- 
ziehung derselben  auf  der  Seite  von  Savoyen  zu  bewegen, 
wenigstens  eine  Stunde  weit  von  der  Schweizergrenze  und 
auswärts  von  Voirons,  Saleve  und  den  Bergen  von  Sion  tind 
Vuache.  »  Es  handelt  sich  also  je  weilen  nur  um  eine  nähere 
Ausführung  dieses  bestehenden  Grundsatzes,  ohne  den 
das  Pays  de  Gex  und  die  sardinischen  Grenzgebiete  im  Jahre 
1815  an  die  Schweiz  abgetreten  worden  wären. 

Dieses  2'/4  Quadratmeilen  grosse  Pays  de  Gex,  welches 
südöstlich  der  Jurakette  bis  nahe  an  die  Thore  von  Genf  her- 
anreicht, war  von  1536  bis  zum  Lausanner  Vertrag  bernisches 
(früher  savoyisches)  Gebiet  und  wurde  1564  auch  unter  der 
oben  angeführten  Klausel  der  Nichtübertragbarkeit  an  den 
vorigen  Besitzer  zurückgestellt.  Dasselbe  wurde  jedoch  trotz 
dieser  Klausel,  nachdem  es  allerdings  früher  schon  (1591) 
von  Genf  und  zeitweise  sogar  von  Bern  selbst  besetzt  worden 
war,  1601  von  Karl  Emanuel  I.  von  Savoyen  an  Heinrich  IV. 
von  Frankreich  abgetreten  und  von  Frankreich  in  den  Jahren 
1814  und  1815  schliesslich  festgehalten  und  auch  nicht  neu- 

45 
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tralisirt1).  Einzig  ein  kleiner  Streifen  dieses  Landes,  bei 
Versoix,  wurde  durch  den  zweiten  Pariser  Frieden  mit  der 
Eidgenossenschaft  vereinigt,  um  nicht  Genf  und  Waadt  durch 
französisches  Gebiet  zu  trennen  und  Frankreich  einen  Theil 
des  nördlichen  Seeufers  und  damit  eine  Gebietshoheit  auf 
diesem  engen  Theil  des  Genfersees  zu  belassen. 

Endlich  erhielt  die  Schweiz  durch  den  Art.  3  des  Pa- 
riser Friedensvertrags  vom  20.  November  1815  folgende 
Beruhigung  in  Bezug  auf  Befestigungen   bei    Basel: 

<Da  die  Festungswerke  von  Hüningen  die  Stadt  Basel 
beständig  in  Unruhe  versetzt  haben,  so  sind  die  hohen  kon- 
trahirenden  Mächte,  um  der  Schweiz  einen  neuen  Beweis 
ihres  Wohlwollens  und  ihrer  Vorsorge  zu  geben,  unter  sich 
übereingekommen,  die  Festungswerke  von  Hüningen  nieder- 
reissen  zu  lassen,  und  die  französische  Regierung  macht  sich 
aus  dem  nämlichen  Beweggrunde  anheischig,  sie  niemals 
wieder  herzustellen  und  wenigstens  auf  eine  Entfernung 
von  drei  Meilen  von  der  Stadt  Basel  keine  andern  Festungs- 
werke an  ihrer  Statt  zu  errichten. » 

Diese  Festung  war  1601  von  Ludwig  XIV.  durch  Vauban 
neu  erbaut,  1814  und  1815  zwei  Male,  das  zweite  Mal  unter 
Mithülfe  der  Schweiz,  belagert  und  erobert  worden*).  Hier 
liegt  seit  1871  ein  stillschweigender  Uebergang  einer  völker- 
rechtlichen Servitut  auf  einen  neuen  Besitzer  vor,  indem  der 
Frankfurter  Friedensvertrag  diese  Klausel  nicht  berührt.3) 
Bei  den  Verhandlungen  des  Pariser  Kongresses  von  1815, 
sowie  schon  vorher  in  Wien,  hatte  die  Eidgenossenschaft 
durch  ihre  Bevollmächtigten  darauf  gedrungen,  zwischen 
Basel  und  Genf  überhaupt  eine  «  militärische  »  Grenze  zu  er- 
erkalten, worunter  sie  (nach  den  Aeusserungen  des  General- 
quartiermeisters  Finsler,   die   in   unserer  Beilage  V  zu   den 

l)  Anfänglich  sollte  auch  dieses  Gebiet  an  die  Schweiz  abgetreten  wer- 
den. Die  „Allg.  Ztg."  vom  14.  Mal  181t  enthält  die  Nachricht,  das«  aus  Genf 
mit  der  Landschaft  Gex  und  Savoycn  bis  zum  Flusse  Ficz  der  ?0.  Kanton  der 
Eidgenossenschaft  gebildet  werden  solle.  Noch  später,  in  der  fünften  Sitzung 
de*  Wiener  Kongresses  über  schweizerische  Angelegenheiten  bot  Frank- 
reich eine  theilweisc  Abtretung  gegen  Pruntrui  an.  zog  dann  aber  das 
Anerbieten  zurück  (vgl.  Eidgen.  Geschichten,  pag.  30ri). 

*)  Die  zweite  Belagerung  von  llüningen  wird  im  nächsten  Jahrbnche 
ausführlich  nach  damaligen  Quellen  erzählt  werden. 

»)  Dagegen  ist  durch  den  Wortlaut  der  Klausel  von  1815  und  die  seit- 
herige Praxis  die  Besetzung  des  entfestigten  Städtchens  Hüningen  mit 
Garnison  nicht  ausgeschlossen.  In  der  französischen  letzten  Zeit  standen 
dort  die  zwei  Regimenter  Kürassiere,  die  nachmals  als  die  „cuirasaiers  de 
Reichshofen"  bekannt  wurden.  Gegenwärtig  scheint  deutsche  Besetzung  durch 
Infanterie  beabsichtigt  zu  werden. 
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Eidg.  Geschichten  abgedruckt  sind)  wesentlich  die  Linie  des 
Doubs  und  die  Jurakette  verstand.  Ein  reduzirter  Vorschlag 
bestand,  wie  wir  weiter  oben  bereits  erwähnten,  darin,  eine 
neutralisirte  Zone  von  drei  Meilen  Breite  an  die  ganze  West- 
grenze zu  legen  und  namentlich  alle  Festungswerke  auf  der- 
selben auszuschließen.  Ganz  besonders  waren  dabei  das  Fort 
de  Joux  bei  Pontarlier  und  das  Fort  de  TEcluse  an  der 
Rhone  unterhalb  Genf  als  unzulässig  erachtet ;  das  letztere 
wurde  auch  im  Jahre  1814  bereits  unterminirt,  im  letzten 
Momente  aber  befahl  Fürst  Schwarzenberg  Einhalt  zu  thun 
(Allg.  Ztg.  vom  27.  Mai  1814).1)  Eine  sporadische  Neutra- 
lisation der  Grenze  in  diesem  Sinne,  dass  keine  Festungs- 
werke an  derselben  errichtet  werden  dürfen,  besteht  jetzt 
'nur  mit  Bezug  auf  das  Dappenthal  durch  die  Worte 
des  Theilungsvertrags  von  1862  :  «II  ne  sera  eleve*  aucun 
ouvrage  militaire  sur  les  portions  de  territoire  indiquöes 
dans  l'article  precödent.  >  Im  Jahre  1884  hatten  die  Berner 
Gemeinde  Noirmont  und  die  gegenüber  am  Doubs  gelegenen 
französischen  Gemeinden  Charman villers  und  Damprichard 
sich  geeinigt,  auf  gemeinsame  Kosten  eine  Brücke  über 
den  Doubs  zu  bauen;  die  Brücke  wurde  gelegt  und  beid- 
seitig arbeitete  man  an  den  Zufahrtsstrassen,  als  ein  Befehl 
der  französischen  Militärbehörde  die  sofortige  Einstellung  der 
Arbeiten  auf  der  französischen  Seite  anordnete.  Der  Be- 
fehl stützte  sich  auf  strategische  Gründe  und  alle  Be- 
mühungen des  Bundesrathes,  eine  Zurücknahme  desselben  zu 
bewirken,  waren  erfolglos. 

Alle  diese  Grenz  Verhältnisse,  die  Resultate  der  Geschichte 
sind,  und  mitunter  Folgen  von  Stipulationen,  die  nicht  vor- 
sichtig genug  jede  mögliche  Zukunft  in's  Auge  fassten,  ge- 
winnen natürlich  nur  Bedeutung  unter  der  Voraussetzung 
kriegerischer  Eventualitäten,  wie  sie  im  Anfange  dieses  Jahres 
nahe  zu  liegen  schienen.  Die  Eidgenossenschaft,  die  ihre 
Neutralität  nicht  mehr  wie  1813  auf  t  Erklärungen  >  gründen 
wird,  befand  sich  damals  in  der  Situation,  in  welcher  sie 
in  einer  im  verflossenen  Winter  erschienenen  Karrikatur 
dargestellt  wurde,  nämlich  in  derjenigen  eines  kleinen  Igels, 


*)  Ausserdem  besteht  noch  das  Fort  les  Rousses  von  älteren  Befesti- 
gungen an  der  Westgrenze,  seit  1871  sind  eine  Reihe  neuer  Forts  errichtet 
worden. 
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der  sich  zwischen  grossen  kampfgeriisteten  Nachbaren  zu- 
sammenballt und  nach  allen  Seiten  seine  Stacheln  zeigt.1) 
Die  erste  und  wichtigste  Kriegsmassregel,  die  getroffen 
wurde,  war  die  Annahme  des  Landsturmgesetzes, 
das  noch  in  der  Dezembersitzung  des  vorigen  Jahres  be- 
schlossen wurde  und  gegen  das  Niemand  das  Referendum 
ergriff.*)    Dasselbe  vermehrt  die  eidgenössische  Armee,  welche 


')  Eine  in  Berlin  erschienene  anonyme  Broschüre  eines  angeblichen 
Fachmannes,  „Die  Wehrkraft  der  Schweiz*  betitelt,  die  neben  allerlei  frr- 
thüinern  einige  Wahrheiten,  namentlich  über  den  noch  herrschenden 
Dualismus  zwischen  Bund  und  Rantonen  und  Aber  das  dem  Lande  und  Volk» 
durchaus  nicht  angemessene  dilettantische  Nachahmen  aller  fremden  Ein- 
richtungen enthält,  wollte  der  Schweiz  den  Rath  ertheilen,  baldigst  einen 
fremden  Offizier  an  die  Spitze  ihres  Wehrwesens  zustellen.  Dieser 
Vorschlag  allein  genügt,  um  zu  Deweisen,  dassder  Verfasser,  derein  „lang- 
jähriger und  scharfer  Beobachter1*  sein  will,  den  Geist  des  schweizerischen 
Volkes  durchaus  nicht  kennt  Wir  haben  auch  im  Jahre  1816  einen  solchen 
militärischen  Beobachter  und  Ratbgeber  in  der  Person  des  österreichischen 
Generalmajors  v.  Stetgenteseh  gehabt  Diejenigen  Personen,  welche  die 
Geschichte  jener  Zeit  näher  kennen,  werden  kaum  ein  weiteres  Verlausen 
darnach  tragen.  Die  Broschüre  ist  in  ihrem  wesentlichen  Inhalt  von  dem 
Oberin  struktur  der  schweizerischen  Kavallerie,  Oberst  Wille,  mit  guten 
Gründen  abgewiesen  worden.  Ebenso  wenig  annehmbar  wäre  der  Vorschlag 
eines  französischen  Publizisten,  da?s  die  Schweiz  mit  England,  Belgien, 
Holland,  Dänemark  eine  „Liga  der  Neutralen"  bilden  solle.  Diese  Staaten 
würden  der  Eidgenossenschaft  nicht  wirksam  zu  Hülfe  kommen  können? 
wenn  sie  angegriffen  werden  sollte,  von  ihr  dagegen  Hülfe  (und  zwar  wahr- 
scheinlich gegen  Deutschland)  verlangen. 

*)  Dasselbe  hat  jetzt  folgenden  definitiven  Wortlaut: 
„Art  l.  Der  Landsturm  bildet  neben  dem  Auszug  und  der  Landwehr 
(Art.  6  der  Militärorganisation)  einen  Theil  der  Wehrkraft  der  schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft  und  ist  als  solcher  unter  völkerrechtlichen  Schatz 
gestellt.  Art.  2.  Jeder  Schweizer  vom  zurückgelegten  17.  bis  zum  voll- 
endeten 5o.  Altersjahr,  der  nicht  im  Auszug  oder  in  der  Landwehr  einge- 
teilt oder  nach  Art  2  der  Militärorganisation  dienstfrei  ist.  hat  die  Pflicht, 
im  Landsturm  zu  dienen.  Im  Landsturm  können  auch  Freiwillige  Aufnahme 
finden,  welche  das  50.  Altersjahr  überschritten  haben.  Aus  dem  Ansänge 
oder  der  Landwehr  getretene  Offiziere  können  bis  zum  vollendeten  55.  Al- 
tersjahr zum  Dienste  im  Landsturm  angehalten  werden.  Art.  8.  Der  Land- 
sturm wird  nur  in  Zeiten  von  Krieg  oder  Kriegsgefahr  aufgeboten.  In  der 
Regel  soll  der  Landsturm  nicht  ausserhalb  der  Landesgrenzen  verwendet 
werden.  Das  Aufgebot  wird  vom  Bundesrathe  verfügt  und  durch  die  kan- 
tonalen Militärbehörden  vollzogen.  Die  Ermächtigung,  einzelne  Theile  des 
Landsturms  aufzubieten,  kann  vom  Bundesrathe  au  diese  Behörden  und  an 
höhere  Truppenkommandos  übertragen  werden,  unter  Vorbehalt  der  Be- 
stimmungen des  Art.  245  der  Militärorganisation.  In  Friedenszeiten  sind  die 
Lands  turmpflichtigen  von  jedem  Uebnngsdienste  befreit  Art.  4.  Auf  Ver- 
fügung des  Bundesrates  können  in  Fällen  des  Bedarfs  die  jüngsten  aus  der 
Landwehr  getretenen  Jahrgänge  des  Landsturms  zur  Ergänzung  der  Land- 
wehr verwendet  werden.  Ebenso  können  Offiziere  des  Auszuges  oder  der 
Landwehr  vorübergehend  zum  Dienst  beim  Landsturm  beordert  werden. 
Der  aufgebotene  Landsturm  steht  unter  dem  eidgenössischen  Militärstraf- 
gesetz, leistet  den  Kriegseid,  hat  die  gleichen  Rechte  und  Pflichten  wie  die 
Übrigen  Truppen  des  Bundesheeres  und  ist  in  Allem  dem  Kommando  der- 
jenigen IlccresabthePunjjr  unterstellt,  in  dessen  Bereich  er  sich  befindet. 
Ersatzpflichtige,  welche  im  Landsturm  effektiv  Dienst  leisten,  sind  für  das 
betreffende  Jahr  von  Jeder  Ersatssteuer  befreit  Art.  6.  Der  Bundesrate 
erlässt  die  erforderlichen  Vorschriften  über  die  Organisation,  Ausrüstung, 
Bewaffnung  und  Unterscheidungszeichen  des  Landsturmes,  sowie  aber  die 
Befreiung  vom  Dienst  bei  demselben.  In  jedem  Divislonakrelse  beauftragt 
der  Bundesrath  einen  oder  mehrere  Offiziere  mit  der  Vorbereitung  der  Or- 
ganisation des  Landsturmes.    Art  7.    Ueber  den  Bestand  des  Landsturmes 
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in  ihren  beiden  bisher  organisirten  Theilen  (Auszug  und  Land- 
wehr) einen  gesetzlichen  Bestand  von  202,479  Mann  mit 
30,302  Pferden  und  396  Feldgeschützen  (faktisch  dermalen 
201,828  Mann)  zeigt,  um  303,500  Mann  (worunter  3700  Offi- 
ziere und  4800  Unteroffiziere),  von  denen  37,000  Mann  in- 
struirt  sind.  Ungefähr  ein  Drittel  dieser  Mannschaft  soll,  in 
militärische  Arbeiterkompagnieen  organisirt,  ein  anderer 
Drittel  mit  Gewehren  ausgerüstet,  alle  aber  gemäss  den 
Vorschriften  der  Brüsseler  Konferenz  durch  deutliche  Ab- 
zeichen als  Armeebestandtheile  kenntlich  gemacht  werden. 
Vermöge  der  Bestimmung  des  Gesetzes,  dass  auch  freiwillige 
Beitritte  von  nicht  Pflichtigen  stattfinden  können,  meldete 
sich  bei  der  Aufnahme  der  Listen  u.  A.  eine  rüstige  Jung- 
frau, welche  zwar  abgewiesen  werden  musste,  sich  aber  mit 
der  Bemerkung  entfernt  haben  soll,  sie  werde ,  wenn  die 
Nothwendigkeit  eintrete,  gleichwohl  mitmarschiren.  Eine 
Verwendung  des  weiblichen  Geschlechts  beim  Spitaldienste 
würde  übrigens  unter  Umständen  nicht  unannehmbar  sein. 
Eine  Deputation  der  Wiedertäufer  (die  namentlich  im 
Gebiete  des  ehemaligen  Bisthums  Basel  zahlreich  vorkommen) 
trug  dem  Bundesrath  die  Bitte  vor,  ihre  Keligionsgenossen, 
wie  diess  bisher  faktisch  geschieht ,  nun  auch  im  Land- 
sturm bei  der  Sanitätsabtheilung  verwenden  zu  wollen.1) 


aind  von  den  Kantonen  Eontrolen  und  Verzeichnisse  zu  führen,  für  welche 
von  dem  Bunde  einheitliche  Formulare  vorgeschrieben  werden.  Die  genaue 
Vollziehung  dieser  Vorschrift  ist  von  Seite  des  Bundes  zu  überwachen.  Die 
Kantone  werden  für  diese  Leistung  vom  Bunde  entschädigt.  Art.  8.  Die 
zur  Vollziehung  dieses  Gesetzes  (Art  6  und  7)  erforderlichen  Geldmittel 
sind  alljährlich  durch  die  Bundesversammlung  zu  bewilligen.  Art.  9.  Der 
Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bundes- 
gesetzes vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundes- 
gesetze, die  Bekanntmachimg  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den  Be- 
ginn seiner  Wirksamkeit  festzusetzen." 

»)  Der  bernische  Offiziersverein  hat  beschlossen,  folgende  Ein- 
gabe an  den  Bundesrath  zu  richten: 

„In  Anbetracht,  dass  die  im  Bundesgesetz  betreffend  den  Landsturm 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  1.  Dezember  1866  niedergelegten, 
die  Verstärkung  unserer  Wehrkraft  beabsichtigenden  Grundsätze  und  Be- 
stimmungen nur  dann  ihren  Zweck  erreichen,  wenn  die  in  Art  6  des  zitirten 
Gesetzes  vorgesehenen  Vorschriften  über  die  Organisation,  Ausrüstung, 
Bewaffnung  und  Unterscheidungszeichen  des  Landsturms,  sowie  über  die 
Befreiung  vom  Dienst  bei  demselben  rechtzeitig  erlassen  und  durchgeführt 
werden,  stellt  die  Versammlung  an  den  Bundesrath  das  Ansuchen:  1)  Es 
möchten  die  nach  Art.  6  des  erwähnten  Bundesgesetze«  zu  erlassenden  Vor- 
schriften ungesäumt  aufgestellt  und  die  Organisation  des  Landsturms  ohne 
Verzögerung  zu  Ende  geführt  werden.  2)  Die  hohe  Behörde  möge  bald- 
möglichst eine  Instruktion  erlassen  über  das  taktische  und  dienstliche  Ver- 
halten des  Landsturms,  damit  die  diesem  Tueil  unserer  Armee  zugeteilten 
Dienstpflichtigen,  welche  hiezu  das  Bedürfnis«  fühlen,  Gelegenheit  finden» 
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Die  Landesbefestigung  hat  ihren  Anfang  durch 
Arbeiten  bei  Airolo  genommen,  für  welche  2,600,000  Franken 
verwendet  werden  sollen.  Auf  dem  eidg.  Waffenplatz  Thun 
sind  Versuche  mit  Grason'schen  Panzerthürmen  gemacht  wor- 
den, die  daselbst  in  Verwendung  kommen.  Ein  Anerbieten 
Italiens,  eine  Strasse  über  den  Grossen  St.  Bernhard  zu  er- 
bauen, wurde  abgelehnt,  wie  im  vorigen  Jahre,  ebenfalls 
aus  strategischen  Gründen,  die  Konzession  für  eine  Eisen- 
bahn aus  dem  Wallis  durch  den  Col  de  Ferret  in  das  Thal 
von  Aosta  verweigert  worden  ist.  Eine  Generalstabsschule 
unter  der  Leitung  des  schweizerischen  Generalstabschef*, 
Oberst  Pfyffer,  ist  in  diesem  Jahre  nach  Lugano  einbe- 
rufen worden. 

Die  Mobilisation  der  schweizerischen  Armee  wurde 
durch  Arbeiten  des  Generalstabsbureaus  vorbereitet,  so  dass 
dieselbe  rasch  und  mit  zweckmässiger  Vertheilung  auf  die 
Landesgrenzen  wird  ausgeführt  werden  können.  Was  darüber 
mitgetheilt  werden  kann,  ist  die  nachstehende,  publizirte,  Ver- 
ordnung  über  die  Einberufung  derTruppen  zum 
aktiven  Felddienst  vom  21.  Januar  1887: 

«Art.  1.  Das  Aufgebot  einer  Truppeneinheit  zum  aktiven 
Felddienst  trifft  die  gesammte  eingetheilte  Mannschaft  dieser 
Einheit  mit  Einschluss  der  Ueberzähligen,  sowie  die  dazu 
gehörenden  Pferde  und  Wagen.  Wenn  die  Korps  nur  im 
reglementarischen  Bestände  oder  in  reduzirter  Stärke  einzu- 
rücken haben,  so  wird  diess  im  Marschbefehl  speziell  an- 
geführt. Vom  Einrücken  sind  nur  diejenigen  kranken  Leute 
enthoben,  von  welchen  der  behandelnde  Arzt  in  einem  schrift- 
lichen Zeugniss  erklärt,  dass  sie  ohne  bedeutenden  Nachtheil 
für  ihre  Gesundheit  sich  nicht  stellen  können. 

Art.  2.  Die  vom  Bundesrathe  beschlossenen  Aufgebote 
von  Truppen  werden  durch  das  schweizerische  Militärdeparte- 
ment sofort  in  Vollzug  gesetzt,  zu  welchem  Zwecke  die 
Befehle  stets  bereitzuhalten  sind. 

Art.  3.  Das  schweizerische  Militärdepartement  erlässt 
seine  Befehle  zum  Aufgebot.     I.  direkt:  gemäss  Art.  4  der 


sich  schon  In  Friedensreiten  auf  ihre  Aufgabe  and  Stellung  im  Kriegsfall 
vorzubereiten." 

Das  Verhältniss  dieser  Landsturmelnrlchtungen  su  den  Bestimmungen 
der  Brüsseler  Konferenzen  über  die  Verwendung  solcher  Streitkraft© 
bespricht  ein  Aufsatz  des  Herausgebers  in  den  „Blättern  für  Kriegsver- 
waltung*  vom  Januar  und  Februar  1887. 
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Verordnung  über  die  Mobilmachung  an  die  Kommandanten 
der  Divisionen ;  II.  indirekt :  a.  durch  die  Waffen-  und  Ab- 
theilungs-Chefs  (gemäss  Art.  5  der  Mobilmachungsverordnung) 
an  die  Offiziere  des  Armeestabes  und  an  die  Offiziere,  Unter- 
offiziere und  Soldaten  der  Stäbe  der  zusammengesetzten 
Truppenkörper  und  Geniebataillone;  an  die  nach  Art.  58 
der  Militärorganisation  zur  Verfügung  stehenden,  einzube- 
rufenden Offiziere;  an  die  sanitarischen  Untersuchungskom- 
missionen, Pferde-  und  Wagen-Einschätzungskommissionen 
und  Verwalter  der  Kriegsdepots;  b.  durch  die  Kantons- 
regierungen, beziehungsweise  die  Militärorgane  der  Kantone 
an  die  gesammte  übrige  Mannschaft,  sowie  an  die  Pferde 
und  Wagen  stellenden  Gemeinden;  c.  durch  Publikation  im 
Bundesblatt,  in  den  verbreitetsten  inländischen  und  aus- 
ländischen Zeitungen  —  in  letztern  jedoch  nur,  wenn  der 
Bundesrath  die  Rückkehr  der  Beurlaubten  verfügt  —  und 
durch  Anschlag  an  die  Post-  und  Telegraphenbureaux  und 
in  den  Bahnhöfen. 

Art.  4.  Der  vom  schweizerischen  Militärdepartement 
erlassene  Befehl  zum  Aufgebot  enthält  die  Bezeichnung  des 
Truppenkorps,  den  Tag  des  Einrückens  desselben  und  all- 
fällige Abweichungen  bezüglich  der  Stärke  des  Korps,  wie 
sie  im  §  1  hievor  vorausgesetzt  ist. 

Art.  5.  Die  Besammlung  der  Stäbe  und  Korps  erfolgt 
an  den  durch  die  Verordnung  Über  die  Mobilmachung  fest- 
gesetzten Hauptsammelplätzen  mit  besonderer  Bezeichnung 
der  Korpssammelplätze  durch  die  Kantone.  Wenn  infolge 
unvorhergesehener  Verhältnisse  oder  höherer  Gewalt  die  Be- 
sammlung nicht  bis  zum  festgesetzten  Zeitpunkt  stattfinden 
kann,  so  hat  der  Platzkommandant  hievon  dem  schweizerischen 
Militärdepartement  sofort  Anzeige  zu  machen. 

Art.  6.  Die  zur  Ausführung  des  Befehls  zum  Aufgebot 
erforderlichen  speziellen  Anordnungen  sind  Sache  der  Kantone 
und  zwar  sowohl  für  ihre  eigenen  Truppenkorps,  als  für 
diejenigen  des  Bundes.  Jedes  Aufgebot  eines  Truppenkorps 
ist  sofort  durch  geeignete  Publikation  in  den  Tagesblättern, 
durch  öffentlichen  Anschlag,  durch  Allarmirung  u.  s.  w. 
bekannt  zu  machen.  Den  Kantonen  bleibt  unbenommen,  je 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  schriftliche  oder  mündliche 
Aufgebote  in  bisher  Üblicher  Weise  durch  die  Sektionschefs, 
Postläufer   etc.    zu    erlassen.     In    denjenigen    Kantonen,    in 
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denen  die  Aufgebote  schriftlich  erlassen  werden,  sind  die- 
selben zum  sofortigen  Versenden  stets  bereit  zu  halten. 

Art.  7.  Ein  Wehrpflichtiger  hat  einem  Aufgebot  auch 
dann  Folge  zu  leisten,  wenn  dasselbe  nicht  auf  direktem 
Wege  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist.  Das  Nichtbefolgen 
eines  Aufgebotes  wird  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  Strafgesetzes  für  die  eidgenössischen  Trappen  kriegs- 
gerichtlich oder  disciplinarisch  bestraft. 

Art.  8.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft  and 
ist  den  eidgenössischen  und  kantonalen  Militärorganen  zur 
Nachachtung  mitzuth eilen.  > 

Wesentlich  trägt  zur  Erleichterung  dieser  Mobilisation 
bei,  dass  der  schweizerische  Soldat  seine  vollständige  Aus- 
rüstung, inklusive  der  Waffen,  bei  sich  zu  Hause,  allerdings 
unter  einer  beständigen  Kontrole  (bezüglich  der  Waffen  und 
Pferde  namentlich)  aufbewahrt  und  völlig  marschfertig  auf 
dem  Sammlungsplatze  erscheinen  kann.  Die  Eisenbahn- 
truppen sind  so  organisirt,  dass  sie  sofort  bei  eintretender 
Notwendigkeit  den  Betrieb  aller  schweizerischen  Eisenbahnen 
militärisch  übernehmen  können.  Die  schweizerische  Militär- 
organisation  verpflichtet  die  Eisenbahnen,  ihr  gesammtes  Ma- 
terial momentan  abzutreten  gegen  eine  später  zu  ermittelnde 
Vergütung  für  den  Gebrauch  und  die  Beschädigung.  Ueber- 
haupt  ist  nach  einem  Artikel  derselben  (225)  alles  und  jedes 
Privateigentum,  ohne  Ausnahme,  gegen  Entschädigung  re- 
quirirbar.  Ueber  diesen  militärischen  Eisenbahn- 
dienst ist  folgende  Verordnung  publizirt  worden: 

« Der  Kriegsbetrieb  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe 
steht  unter  dem  Armeekommando  und  wird  geleitet  vom 
Oberbetriebschef.  Seine  Organe  sind :  Der  Hauptbetriebschef, 
der  Chef  des  technischen  Dienstes,  die  sechs  Gruppenbe- 
triebschefs. 

Der  Oberbetriebschef  leitet  den  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen und  Dampfschiffe  nach  den  Verordnungen  über  die 
Militärtransporte  und,  soweit  diese  nicht  ausreichen,  nach 
den  im  Frieden  bestehenden  Dienstvorschriften  der  Eisen- 
bahnen, welche  er  modifiziren  kann.  Er  verfügt  im  Bedarfs- 
fall über  das  gesammte  Betriebspersonal  und  Material  der 
schweizerischen  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe,  soweit  er  es 
zur  Vollziehung  der  vom  Armeekommando  erhaltenen  Befehle 
für  zweckmässig  erachtet.     Er  hat  das  Recht,  ohne  Angabe 
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der  Gründe,  jeden  Bahn-  oder  Dampfschiffbeamten  für  die 
Bauer  des  Kriegsbetriebes  von  seiner  Stelle  zu  versetzen  oder 
ihn  seiner  Funktionen  zu  entheben.  Er  verfugt  im  Bedarfs- 
fälle die  Konzentration  eines  Theiles  des  Rollmateriales  und 
der  Kohlenvorräthe  auf  gewisse  Linien  und  Punkte  und  die 
Evakuirung  derselben  bei  Bedrohung  der  Linien  und  Depots 
und  rapportirt  täglich  an  den  Generalstabschef. 

Der  Hauptbetriebschef  ist  der  Stellvertreter  des 
Oberbetriebschefs  und  das  ausführende  Organ  desselben  für 
den  gesammten  Eisenbahn-  und  Dampfschiffdienst.  Dem 
Hauptbetriebschef  sind  direkt  unterstellt:  a.  Das  Betriebs- 
bureau (Fahrpläne,  Personelles);  b.  das  Centralbureau  und 
die  Repartitionsbureaux  für  die  Rollmaterialvertheilung ; 
c.  das  Bureau  der  Transportkontrole  und  Komptabilität.  Die 
Kontrolen  und  die  Komptabilität  der  Bahn-  und  Schiffsgesell- 
schaften bleiben  unangetastet.  Der  Hauptbetriebschef  stellt 
für  die  in  Kriegsbetrieb  übergegangenen  Bahn-  und  Dampf- 
schifflinien die  Normalfahrpläne  auf  und  bestimmt  die  Zu- 
lässigkeit  des  Privatverkehrs. 

Dem  Chef  des  technischen  Dienstes  liegt  die 
Oberleitung  der  Arbeiten  betreffend  den  Bau  und  Unterhalt 
der  Bahnen  ob,  zu  welchem  Zwecke  ihm  die  erforderlichen 
Genieabtheilungen  und  Eisenbahnarbeiterkompagnien  zuge- 
wiesen werden.  Bezüglich  der  Arbeiten  betreffend  die  Zer- 
störung von  Bahnobjekten  hat  er  die  vom  Armeekommando 
resp.  Geniekommando  der  Armee  getroffenen  Verfügungen 
auszuführen. 

Die  sechs  Gruppenchefs  sind  die  Chefs  der  sechs 
Eisenbahngruppen,  in  welche  das  schweizerische  Eisenbahn- 
netz eingetheilt  wird.     Diese  Gruppen  sind: 

I.Gruppe.  Amtssitz  Lausanne  (beziehungsweise  Frei- 
burg). 1)  Die  von  der  Suiase  occidentale  und  Simplonbahn 
betriebenen  Bahnen.  2)  Das  Tbeilstück  der  Paris-Lyon- 
Mäditerranee-Bahn  Genf- Landesgrenze.  8)  Die  Bahn  Jura- 
Neuchatelois.  4)  Die  Lausanne- Echallens-Bahn.  5)  Die  Lau- 
sanne-Ouchy-Bahn.  6)  Die  Territet-Glion-Bahn.  7)  Der 
Dampfschiffbetrieb  auf  dem  Genfer-,  Neuenburger-  und 
Murtensee. 

II.  Gruppe.  Amtssitz  in  Bern.  1)  Die  Jura-Bern- 
Luzern-Bahn.     2)    Die   Bödeli-Bahn.     3)    Die    Brünigbahn. 
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4)  Die  Bahn  Tramelan-Tavannes.    5)  Der  Dampfschiffbetrieb 
auf  dem  Thuner-,  Brienzer-  und  Bielersee. 

III.  Gruppe.  Amtssitz  in  Ölten  (resp.  Luzern).  1)  Die 
von  der  Central  bahn  betriebenen  Bahnen.  2)  Die  Strecken 
der  badischen  und  elsass-lothringischen  Bahnen  auf  Basler- 
gebiet.    3)  Die  Emmenthalbahn.    4)  Die  Waldenburgerbahn. 

5)  Die  aargauisch- luzernische  Seethalbahn.     6)  Der  Dampf- 
schiffbetrieb auf  dem  Vierwaldstätter-  und  Zugersee. 

IV.  Gruppe.  Amtssitz  in  Luzern.  1)  Die  Gotthard- 
bahn.  2)  Die  Yitznau-  und  Arth-Rigibahn.  3)  Der  Dampf- 
schiffbetrieb auf  dem  Luganer-  und  Langensee. 

V.  Gruppe.  Amtssitz  in  Zürich.  1)  Die  von  der 
Nordostbahn  betriebenen  Bahnen.  2)  Die  Strecke  der  badi- 
schen Eisenbahn  auf  Schaffhausergebiet.  3)  Die  Uetliberg- 
bahn.  4)  Die  Wädensweil-Einsiedeln-Bahn.  5)  Der  Dampf- 
schiffbetrieb auf  dem  Zürcher-  und  Bodensee  und  auf  dem 
Rhein. 

VI.  Gruppe.  Amtssitz  in  St.  Gallen  (resp.  Sargans 
oder  Rappersweil).  1)  Die  von  den  Vereinigten  Schweizer- 
bahnen betriebenen  Linien.  2)  Die  Tössthalbahn.  3)  Die 
Appenzellerbahn.     4)  Die  Rorschach-Heiden-Bergbahn. 

Die  sechs  Gruppenbetriebschets  sind  direkt  dem  Haupt- 
betriebschef unterstellt  und  leiten  den  Dienst  ihrer  Gruppe 
mit  dem  schon  in  Friedenszeit  für  den  Betrieb  der  betref- 
fenden Bahnen  vorhandenen  Personal  und  Material.  Zu 
ihren  speziellen  Obliegenheiten  gehören  u.  a. : 

Die  Ausführung  der  anbefohlenen  Militärtransporte  auf 
den  Linien  ihrer  Bahngruppe  nach  den  vom  Hauptbetriebs- 
chef erhaltenen  Normalfahrplänen  und  Fahrdispositionen. 

Die  Beseitigung  jeder  eintretenden  Betriebsstörung  und 
die  zur  Vorbeugung  von  solchen  Störungen  erforderlichen 
Massnahmen. 

Die  Anordnung  der  am  Rollmateriel  erforderlichen  Re- 
paraturen und  der  innern  Herrichtung  der  Waggons  für 
Sanitätszüge. 

Die  Vollziehung  der  vom  Oberbetriebschef,  beziehungs- 
weise Hauptbetriebschef,  getroffenen  Anordnungen  für  die 
Konzentration  des  Rollmaterials  oder  für  die  Evakuirung 
einzelner  Bahnlinien. 

Die  öffentliche  Bekanntmachung  von  allen  vorüberge- 
henden oder  definitiven  Zugseinstellungen,  von  Abweichungen 
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an  der  Fahrordnung  und  von  Einschränkungen   des  Güter- 
verkehrs. > 

Ueber  den  cmilitärischen  Vorunterricht»  ist 
ein  neues  Regulativ  erlassen  worden,  welches  Schiessübungen 
an  den  Sekundärschulen  und  Gymnasien  zum  Gegenstande 
hat.  Diesem  Regulativ  zufolge  erhalten  diejenigen  Schüler- 
korps Munitionsvergütungen,  welche  mit  den  Schülern,  die 
das  vierzehnte  Altersjahr  überschritten  haben,  Schiessübungen 
abhalten.  Die  Schüler  vom  vierzehnten  bis  sechzehnten  Alters- 
jahr verwenden  das  Kadettenge  wehr,  die  altern  das  Or- 
donnanzgewehr. —  Den  Schiessübungen  vorgängig  sind  wäh- 
rend wenigstens  zwölf  Stunden  zu  betreiben  Soldatenschule, 
IL  Abschnitt  (Handgriffe  und  Gewehrgymnastik),  Anschlag- 
und  Zielübungen,  freihändig  und  aufgelegt.  —  Für  die 
Schiessübungen  selbst  sind  folgende  zwei  Stufen  aufgestellt.  — 
Die  erste  Schiessklasse  (Anfänger)  hat  je  zehn  Schüsse  auf 
100»  150  und  225  m,  Scheibe  I,  zu  schiessen.  —  Wer  in 
diesen  sechs  Uebungen  mit  dreissig  Schüssen  wenigstens 
zwanzig  Scheibentreffer  erzielt,  geht  im  folgenden  Jahre  zur 
zweiten  Schiessklasse  über.  Diese  hat  Uebungen  mit  und 
ohne  Bedingungen. 

a.  Uebungen  mit  Bedingungen. 
(10  Punkte  in  einer  Serie  von  5  Schüssen.) 

Uebung  1,  150  m,  Scheibe  I,  freihändig,  knieend, 

»  2,  150  »         »       I,           >          stehend, 

>  S,  225  >         »       I,           >          liegend, 
»  4,  300  »         »       I,  aufgelegt,  liegend. 

b.  Uebungen  ohne  Bedingungen. 
(5  Schüsse  per  Uebung.) 

Uebung  1,  225  m,  Scheibe  I,  freihändig,  stehend, 

>  2,  300    >         »        I,  »  knieend, 
»       3,   150    »         »      V,           >  > 

»       4,   150    >         »V,  »  stehend. 

Auf  die  vier  ersten  Uebungen  dürfen  nicht  mehr  als 
vierzig  Patronen  verwendet  werden.  Wer  mit  dieser  Patronen- 
zahl oder  mit  einer  geringern  die  Bedingungen  erfüllt,  hat 
auch  die  vier  folgenden  Uebungen  ohne  Bedingungen  durch- 
zuschieben; wer  sie  dagegen  mit  der  genannten  Patronen- 
zahl nicht  erfüllt,  wird  erst  im  folgenden  Jahre  wieder  zu 
Schiessübungen  zugelassen.  —  Am  gleichen  Tage,  beziehungs- 
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weise  halben  Tage  dürfen  von  einzelnen  Schützen  nicht  mehr 
als  zwanzig  Schüsse  geschossen  werden.  —  An  Munitions- 
vergtitungen  werden  geleistet:  für  diejenigen  Schüler  der 
ersten  Schiessklasse,  welche  die  sechs  Uebungen  nacheinander, 
d.  h.  ohne  Wiederholung  einer  einzelnen  Uebung  mit  50% 
Scheibentreffer  durchgeschossen  haben,  dreissig  Patronen  in 
natura  oder  deren  Gegen werth ;  für  die  Schüler  der  zweiten 
Schiessklasse,  welche  die  Bedingungen  der  vier  ersten 
Uebungen  mit  höchstens  vierzig  Patronen  erfüllt  und  aoeh 
die  vier  folgenden  Uebungen  durchgeschossen  haben,  vierzig 
Patronen  in  natura  oder  deren  Gegen  werth.  —  Die  ßämmt- 
lichen  Uebungen  sind  von  Offizieren,  welche  die  betreffenden 
Schulbehörden  zu  bezeichnen  haben,  zu  leiten.  Ueber 
Durchführung  und  Ergebnisse  der  Schiessübungen  haben 
die  Leitenden  alljährlich  bis  spätestens  den  1.  November  an 
die  respektive  kantonale  Militärbehörde  Bericht  zu  erstatten. 

Die  freiwilligen  Schiessvereine  zählen  dermalen  157,150 
Mitglieder.  Diesen  Vereinen  wurden  Fr.  232,299  Bundes- 
beitrag bezahlt. 

Für  die  Vervollständigung  der  Bewaffnung  und  Aus- 
rüstung der  Armee  erhielt  der  Bundesrath  durch  Beschloss 
der  Bundesversammlung  vom  29.  April  1887  einen  Kredit 
von  Fr.  3,034,971.  Am  23.  Juni  1887  bereits  wurden 
Fr.  840,000  für  neue  8,4  Cm.  Ringgeschütze  der  Ar- 
tillerie, zunächst  der  Feldarmee,  ohne  Diskussion  bewilligt, 
unter  Aufforderung  an  den  Bundesrath,  auch  für  die  Land- 
wehrartillerie Anträge  zu  stellen.  —  Die  Infanteriewaffe 
ist  ein  Repetirgewehr ,  das  die  schweizerische  Armee  schon 
seit  10  Jahren  besitzt,  mit  welchem  sie  allen  Staaten  Eu- 
ropas vorangegangen  war.  Nachdem  dieselben  nun  begonnen 
haben,  das  gleiche  System  zu  adoptiren,  wird  es  sich  darum 
handeln,  in  dem  Vorsprunge  der  Bewaffnung  zu  bleiben, 
der  bis  zu  diesem  Jahre  stattgehabt  hat.  —  Den  Kantonen, 
welche  nach  der  jetzigen  Bundesverfassung  die  Ausrüstung 
(ohne  die  Waffen)  gegen  Vergütung  durch  den  Bund  zu 
beschaffen  haben,  wurden  weitere  Leistungen  für  Rekraten- 
ausrüstung zugemuthet,  für  die  ihnen  der  Bund  eine  beson- 
dere Zinsvergütung  verspricht.  Dagegen  wurde  für  einst- 
weilen von  der  beantragten  Uebernahme  der  kantonalen 
Waffenplätze,  welche  zusammen  einen  Werth  von  Franken 
18,349,272  repräsentiren,  abgesehen. 
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Für  die  Geldmittel  zu  einer  Landes- Vertheidigung 
ist  zunächst  durch  einen  Vorrath  von  flüssigen  Kassabeständen 
vorgesorgt ;  sodann  hat  die  Finanzverwaltung  die  englischen, 
deutschen  und  einen  Theil  der  amerikanischen  Goldmünzen 
gesetzlich  tarifiren  und  30  Millionen  Franken  Bundeskassen - 
scheine  zum  Behuf  eventueller  Ausgabe  neben  den  Bank- 
noten der  konzessionirten  Zettelbanken  vorbereiten  lassen. 
Die  Finanzverhältnisse  der  Eidgenossenschaft  sind  günstig, 
indem  die  eidgenössische  Staatsrechnung  pro  1886  einen 
Ueberschuss  von  Fr.  3,029,900  aufweist,  wovon  ein  Theil 
zur  Ergänzung  der  Kriegsbereitschaft  auf  die  Staatsrechnung 
pro  lb87  übertragen  worden  ist.  (Näheres  in  Abschnitt  IV.) 
Der  Winkelriedfonds  zur  Unterstützung  von  Verwundeten 
nnd  Kranken  im  Kriegsfall  hat  ßich  durch  eine  Sammlung 
bei  Anlass  des  letztjährigen  Sempacherfestes  bis  zum  Ab- 
schluss  der  letzten  eidg.  Staatsrechnung  auf  Fr.  545,050.  65 
vermehrt.1)  Ausserdem  bestehen  noch  der  Invalidenfonds 
mit  Fr.  3,760,325  und  der  Grenus-Invaiidenfonds  (ursprüng- 
lich eine  Stiftung  eines  Herrn  v.  Grenus)  mit  Fr.  4,452,790 
Vermögensbestand  auf  Ende  1886.  Die  gegenwärtig  be- 
zahlten eidgenössischen  Militär-Pensionen  betragen  bloss 
Fr.  7040  im  Jahre  1886.  Fremde  Pensionen,  von  neapoli- 
tanischen und  römischen  Diensten  herrührend,  werden  der- 
malen noch  Fr.  157,277  bezogen. 

Bei  alledem  ist  eine  Grenzbesetzung,  die  wahrscheinlich 
grössere  Dimensionen  annehmen  würde  als  1813  und  1815, 
ja  selbst  als  1870/71,  eine  ernsthafte  Sache  bei  einer  gut 
verpflegten  und  gut  bezahlten  Armee,  wie  die  schweizerische, 
die  annähernd  4  Fr.  pro  Mann  und  Tag  kostet.*)  Das  Gute 
aber  hat  der  Krieg,  selbst  in  seiner  blossen  Möglichkeit, 
dass  er  die  Menschen  ernster  stimmt  und  alsbald  eine  Menge 
von  nebensächlichen  Gedanken  beseitigt,  welche  sonst  nur  zu 
sehr  die  ganze  Oberfläche  des  täglichen   Lebens   einnehmen. 


')  Die  Sammlung1  selbst  ergab  laut  der  vom  gesch&ftsleitenden  Aus- 
schuss  zu  Händen  des  Bundesrathes  aasgefertigten  _8tiftungsurkundett :  in 
der  Schweiz  Fr.  491,8:*;;  von  den  Schweizern  im  Ausland  Franken 
4*<,972.  Letztere  Summe  mag  wohl  etwas  niedrig  erscheinen,  wenn  man  dabei 
bedenkt,  dass  diese  auswärtigen  Miteidgenossen  zu  den  ordentlichen  Militär- 
lasten nichts  beitragen  und  ui  der  Regel  auch  faktisch  keine  Militär  ersatz- 
steuer bezahlen. 

l)  Der  letzte  deutsch-französische  Krieg  verursachte  der  Eidgenossen- 
schaft eine  Ausgabe  von  Fr.  12,1;'>4,396,  worin  allerdings  bedeutende  Kosten 
für  die  internirte  französische  Armee  mitinbegriffen  sind. 
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Schiller    drückt   diess  aus  mit  den  pathetischen,   aber  sehr 
bezeichnenden  Worten: 

«Wie,  wenn  auf  einmal  in  die  Kreise 

Der  Freude  mit  Gigantenschritt, 

Geheimnissvoll  nach  Geisterweise 

Ein  ungeheures  Schicksal  tritt ; 

Da  beugt  sich  jede  Erdengrösse 

Dem  Fremdling  aus  der  andern  Welt, 

Des  Jubels  nichtiges  Getöse 

Verstummt,  und  jede  Larve  fällt, 

Und  vor  der  Wahrheit  mächt'gem  Siege 

Verschwindet  jedes  Werk  der  Lüge.  > 

Diese  ernste  Stimmung,  die  wirklich  zu  Anfang 
dieses  Jahres  in  dem  schweizerischen  Volke  herrschte,1)  ist 
weit  entfernt  von  einem  Militarismus  oder  gar  Chauvinismus, 
welcher,  wie  sein  Gegentheil,  die  kühle  internationale  Gleich, 
gültigkeit  gegen  den  bestehenden  Staat  und  seine  Erhaltung  t 
nur  in  verschwindend  kleinen  Kreisen  besteht. 

Was  die  grosse  Zahl  des  schweizerischen  Volkes  in  Mili- 
tärsachen denkt  und  wornach  sie  handeln  wird,  lässt  sich 
vielleicht  am  besten  kurz  ausdrücken  mit  den  Worten  einer 
streitbaren  alten  Dame  des  vorigen  Jahrhunderts: 

«  I  have  always  thought  that  no  other  thing  than 
liberty  is  worth  fighting  for.  > 


M  Seither  hat  sie  mit  der  Entfernung"  der  unmittelbaren  Kriegsgefahr 
der  im  Sommer  regelmässig  eintretenden  „Featstimmung*  wieder  elnieer- 
massen  Platz  gemacht.  Doch  ist  selbst  in  diesem  mitunter  wirklich  «nich- 
tigen Getöse1*  ein  etwas  ernsterer  Ton  bemerkbar,  wozu  einige  grosse  Un- 
glücksfälle, das  Versinken  einer  Strasse  In  Zug  am  5.  Juli  und  der  Abstarx 
einer  Anzahl  von  jungen  schweizerischen  Bergsteigern  an  der  Jungfrau  das 
Ihrige  beitrugen.  Für  die  Zuger,  deren  Geschichte  schon  mehrere  ganz 
ähnliche  Unglücksfälle  aufweist,  wurde  allgemein  in  der  Eidgenossenschaft 
Liebesateuer  erhoben  und  es  wurde  auch  mit  Dankbarkeit  die  nachbarlich- 
freundliche  Sammlung  am  deutschen  Bundesschiessen  in  Frankfurt  bemerkt 


II. 

Im  in ii er n  Leben  der  Eidgenossenschaft  voll- 
zieht sich  ein  Uebergang  von  den  bisherigen  politischen  zu 
den  jetzt  noch  so  sogenannten  sozialen  Fragen,  welcher  für 
den  Kenner  der  Geschichte  Aehnlichkeit  mit  der  Bewegung 
zeigt,  die  vor  hundert  Jahren  die  politischen  Prinzipien  der 
bisherigen  Zeit  erzeugte. 

Dieser  Uebergang  beruht  auf  drei  zusammenwirkenden 
Gründen. 

Zunächst  sind  die  politischen  Probleme  in  unserem  Staats- 
wesen erschöpft.  Es  bleibt  von  denen,  die  vor  einem  Men- 
schenalter das  Programm  des  Fortschritts  ausmachten,  nur 
noch  übrig  das  (zweifelhafte)  Stimmrecht  der  Konkursiten, 
dasjenige  der  Frauen  (das  in  seiner  Wirkung  konservativ 
sein  würde)  und  die  völlige  Durchführung  des  Referendums 
mit  der  Initiative,  die  für  den  Bestand  des  «  Bundesstaats  > 
gefährlich  ist  *).  Die  «Ideen  von  1789»  sind  in  der  Schweiz 
ausgeführt  und  jede  Ausführung  hat  die  unmittelbare  Wir- 
kung einer  gewissen  Erkältung.  Schon  das  gesprochene  Wort 
petrifizirt  die  Idee ,  deren  Fluss  den  Menschen  bisher  be- 
glückte; die  eingeführte  Staatseinrichtung  wird  als  selbst- 
verständlich hingenommen  und  müsste  von  einer  unmöglichen 
Perfektion  sein,  wenn  man  nicht  bald  sogar  Fehler  an  ihr 
entdeckte.  In  dieser  Weise  sehen  wir  heute  den  Par- 
lamentarismus diskrelitirt,  und  Niemand  gibt  sich  Rechen- 
schaft darüber,  was  er  für  die  Civilisation  geleistet  hat,  oder 
wie  die  Welt  ohne  ihn  aussehen  würde.  Das  Beste,  was  von 
ihm  gesagt  wird,  ist :  «Er  that  im  Ganzen  seine  Pflicht  und 


*)  Da  wir  uns  über  diesen  Punkt  hier  nicht  weiter  verbreiten  können, 
so  verweisen  wir  auf  einen  Aufsatz  des  Herausgebers  über  „das  Referendum 
im  schweizerischen  Staatsrecht",  im  „Archiv  für  öffentliches  Recht",  Jahr- 
gang 1887. 
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wurde  bezahlt  dafür>.     Der  Mensch  will  aber  etwas  haben, 
für  das  er  sich  noch  begeistern  kann. 

Hiezu  kommt  als  zweites  die  unzweifelhafte  Nothlage 
grosser  Klassen,  welche  durch  die  unaufhörlichen  Kriege  und 
Kriegsrüstungen  in  Europa  noch  immer  zunimmt  und  nur 
durch  die  gründliche  Entfernung -dies er  Ursachen  beseitigt 
werden  kann.  Da  dieselben  aber  nicht  so  leicht  zu  heben 
sind,  so  wird  auf  theoretischem  Wege,  oder  mit  Palliativ- 
mittein,  Staatshilfe  in  irgend  einer  Form,  Versicherungen, 
Umänderungen  der  gewerblichen  und  der  Steuerverhältnisse 
der  einzelnen  Klassen,  Monopolen  des  Staats  oder  genossen- 
schaftlicher Organisation,  die  Befriedigung  dieser  <  wirthschaft- 
lichen  Interessen  >,  oft  bis  an  die  Grenze  der  Beschädigung 
der  politischen,  versucht,  und  diese  Experimente  sind 
es,  welche  den  obgedachten  Uebergang  erst  recht  ostensibel 
und  recht  nothwendig  machen. 

Es  ist  geradezu  wunderbar,   wenn  man  es,  unbefangen 
von  irgend  welcher  Tendenz,  betrachtet,  wie  weit  wir  damit 
wieder  denjenigen  Anschauungen  entgegengeschritten   sind, 
welche  im  Jahre  1789   als   die   vor   allen  Dingen   zu 
beseitigenden  galten.    Die  Macht  der  Regierungen  gegen- 
über der  Volksvertretung,  die  Beschränkung  der  letztern  auf 
die  inneren  Fragen,  ohne  Einfluss  auf  die  auswärtige  Politik 
und    deren    Mittel,    das    unbedingte    Verfügungsrecht    der 
Regierung   über    die    Militärmacht,   die    Umgestaltung  der- 
selben  zu  einem   Berufsstand,  die  Organisirung   der   Parla- 
mente   zu    Stände  Vertretungen,   deren   Mitglieder   nicht   das 
gesammte  Volk ,    sondern  ihren  Berufs-  oder  Interessenkreis 
zu  vertreten  und  dessen  bindende  Instruktionen  zu  befolgen 
haben,    die   Verth  eilung    der    Staatslasten   auf   Stände,    die 
ökonomische  Unterstützung  durch  Berufsverbände,   die   den 
alten  Zünften   schon   beinahe  bis  auf  den  Namen   gleichen, 
die  Aneignung  des  Grundeigenthums  durch   den  Staat,   der 
dasselbe  ganz  in  der  Art  der  alten  Grundherren  gegen  un- 
ablösbare Bodenzinse  an  die  Privaten  verleihen  würde,  oder 
die  ländlichen  Organisationen  zu  Bodenkreditgenossenschaften 
oder  gemeinsamen  Nutzungen,   im  europäischen  Völkerrecht 
die  neubelebten,  völlig  mittelalterlichen    Vorstellungen   von 
kaiserlicher  und   päbstlicher  Gewalt   und  von  dem  Schieds- 
richteramt der  letztern  zwischen  streitenden  Völkern  —  das 
sind  Dinge,  die  einem  Revolutionär  von  1789  die  Haare  zu 
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Berge  treiben  würden,  wenn  er  sie  an  Stelle  seiner  berühmten 
«  droits  de  rhomme  et  du  citoyen  >  sehen  müsste. 

Wir  sind  nach  hundert  Jahren  über  diese  «  Menschen- 
rechte »,  die  seiner  Zeit  als  die  unfehlbare  Panacee  für 
alle  gesellschaftlichen  Uebelstände  galten,  zur  Tagesordnung 
gaschritten.  Theilweise  sind  sie  in  den  modernen  Verfassun- 
gen unter  dem  bescheideneren  Namen  «  individuelle  Rechte  > 
verwirklicht,  theils  haben  sie  die  Wirkung,  die  man  von 
ihnen  erwartete,  nicht,  oder  nicht  ganz  gehabt1). 


»)  Es  sind  diejenigen  Rechte  des  Einzelnen,  die  er  gegenüber  der  Ge- 
sammtneit,  unter  der  er  lebt,  in  der  ausgezeichneten  Weise  beanspruchen 
kann,  dass  ihm  durch  kein  Gesetz,  überhaupt  durch  keinerlei  bestehende 
Autorität  oder  Mehrheitsverfügung  dieselben  geschmälert  werden  dürfen, 
so  lange  eben  diese  Garantie  durch  die  Verfassung  besteht.  Die  allbe- 
kannten Rechte  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  der  freien  Niederlassung, 
der  Gewerbefreiheit,  der  Kultus-  und  Gewissensfreiheit,  der  Fressfreiheit, 
der  persönlichen  Freiheit  vor  willkürlicher  Verhaftung,  des  Petitionsrechts, 
des  Vereins-  und  Versammlungsrechts,  der  Unverletzlichkeit  des  Privat- 
eigentums, die  Garantie  der  Gewaltentrennung  und  der  Geschworenen- 
gerichte gehören  dazu.  Einige  davon,  besonders  die  Gewerbefreiheit,  welche 
noch  z.  B.  unsere  Mediation» Verfassung  ganz  unbedingt  und  als  eine  selbst- 
verständliche Folge  der  freien  Niederlassung  aufstellte,  sind  gegenwärtig 
in  einer  so  starken  Umbildung  begriffen,  dass  sie  einer  prinzipiellen  Auf- 
hebung ähnlich  zu  werden  beginnt. 

Die  berühmten  „Menschenrechte"  der  französischen  Revolutions- 
periode  sind  in  verschiedenen  Ausgaben  vorhanden.  Zunächst  entwickelt 
sie  eine  Flugschrift  von  Emanuel  Sieyes  von  1789  „Reconnaissance  et  ex  Po- 
sition des  droits  de  rhomme  et  du  citoyen".  Offenbar  sind  dabei  die  Grund- 
sätze der  amerikanischen  Unabhängigkeitserklärung  vom  4.  Juli  1776  vor- 
bildlieh gewesen.  —  Dem  entsprechend  enthält  sie  die  Erklärung  der  ersten 
Nationalversammlung  vom  26.  August  1789  und  aus  ihr  wurden  sie  dann 
in  die  erste  französische  (konstitutionell-monarchische)  Verfassung  vom 
S./4.  September  1791  übertragen.  Die  republikanische  Verfassung  vom  24.  Juni 
1793  und  die  Direktorialverfassung  vom  22.  August  1795  enthalten  sie  beide 
ebenfalls  an  der  Spitze,  nur  lautet  die  Uebersenrift  in  der  letztern  bereits : 
,Pcclaration  des  droits  et  des  devot r 8  de  rhomme  et  du  citoyen.'*  In  den 
folgenden  Verfassungen  vom  13.  Dezember  1799,  11.  August  1802.  1*.  Mai  1801 
fehlen  sie,  ebenso  in  der  zweiten  kaiserlichen  Verfassung  vom  22..  23.  April 
1815.  Die  königlichen  „Charten"  vom  4./10.  Juni  1*11  und  14.  August  1830  ent- 
halten sie  wieder  an  der  Spitze,  jedoch  unter  dem  Titel:  „droit  public  des 
Francais".  Die  Verfassung  der  zweiten  Republik  vom  4,  November  1848 
nennt  sie  zum  ersten  Male  in  Kapitel  II:  „droits  des  citoyens  garantis  par 
la  Constitution",  garantirte  individuelle  Rechte.  In  der  letzten  Redaktion 
als  „Menschenrechte",  durch  die  Konstitution  von  1795  lauten  sie  wie  folgt : 

„Le  peuple  fran^ais  proclame,  en  pre"sence  de  l'Etre  supreme,  la  de- 
claration  suivante  des  droits  et  des  devoirs  de  rhomme  et  du  citoyen. 

Art.  1er.  Les  droits  de  Vhomme  en  soclöte  sont  la  liberte,  l'egalitd, 
la  surete",  la  pronriöte.  —  2.  La  liberte"  consiste  ä  pouvoir  faire  ce  qui  ne 
nnit  pas  aux  droits  d'autrui.  —  3.  L't<galite  consiste  en  ce  que  la  loi  est  la 
mfime  pour  tous,  soit  qu'elle  protege,  soit  qu'elle  punisse.  —  L'tigalite  n'ad- 
met  aucune  distlnction  de  naissance,  aucune  heredite'  de  pouvoirs.  —  4.  La 
sttrete  räsulte  du  concours  de  tous  pour  assurer  les  droits  de  chacun.  — 
5.  La  propricte"  est  le  droit  de  jouir  et  de  disposer  de  ses  biens,  de  ses  re- 
venus,  du  fruit  de  son  travail  et  de  son  Industrie.  —  6.  La  loi  est  la  volonte* 
generale,  exprimee  par  la  majorite  des  citoyens  ou  de  leurs  reprt'Sentans. 
—  7.  Ce  qui  n'cst  pas  defendu  par  la  loi  ne  peut  etre  emDechtf.  —  Xul  no 
peilt  etre  coutraint  a  faire  ce  qu'elle  n'ordonne  pas.  —  8.  Nul  ne  peut  etre 
appele  en  justice,  aecuse,  arrete*  ni  dötenu,  que  dans  les  cas  determintfs  par 
la  loi,  et  selon  les  formes  qu'elle  a  prescrites.  —  9.  Ceux  qui  solliciteut,  ex- 
pedient,  signent,  extfeutent  ou  fönt  extfeuter  ties  actes  arhitraires,  sont  eou- 
pables,  et  dolvent  etre  punis.  —  10.  Toute  rigueur  qui  ne  scrait  pas  neces- 

4(5 
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Das,  was  der  heutige  Sozialismus  verlangt,  wenn  er 
nicbt  völlig  anarchistisch  die  Staatsordnung  überhaupt  bei 
Seite  schaffen  will,  ist  im  Grunde  nichts  anderes ,  als  ein 
Zurückkommen  auf  diese  prinzipiellen  Untersuchungen  über 
die  Grundgedanken  des  staatlichen  Zusammenlebens  und 
eine  neue  Pormulirung  der  Menschenrechte. 
Was  sich  in  ihm  noch  vollziehen  wird  und  mnss,  bevor  er 
irgendwo  in  der  Welt  eine  praktische  Frage  wird,  ist 
der  nämliche  Uebergang  von  einem  volkswirthschaftlichen  in 


aaire  pour  s'assurer  de  la  personne  d'tm  prßvenu,  doit  ßtre  s£verement 
rdprimee  par  la  loi.  —  11.  Nnl  ne  peut  etre  Joffe"  qu 'apres  avoir  £te"  entendi 
ou  legalement  appelä.  —  12.  La  loi  ne  doit  decerner  que  des  peüies  stricte- 
ment  nöcessaires  et  proporrionndes  an  döiit.  —  13.  Tout  traitement  qui  ag- 
grave  la  peine  determlnee  par  la  loi,  est  im  crime.  — 14.  Aucune  loi,  ni  cri- 
minelle, ni  eivile,  ne  peut  avoir  d'eflet  reiroactif.  —  15.  Toul  nomine  pent 
engagcr  son  temps  et  ses  Services,  mais  il  ne  peut  se  vendrc  ni  etrevenda; 
na  personne  n'est  pas  une  propriele"  alienable.  —  16.  Tonte  contribntion  est 
^tablie  pour  lMitilite  generale;  eile  doit  etre  rtfpartie  entre  les  contribuable*. 
en  raison  de  leurs  facultas.  —  17.  La  souverainetö  reside  essentiellement 
dans  runivcrsite"  des  citoyens.  — 18.  Nul  individu,  nulle  reunion  partielle  de 
citoyeus  ue  peut  s'attribuer  la  souverainetc".  — 19.  Nul  ne  peut,  «ans  une  d#- 
lögation  legale,  exercer  aucune  aut  »rite,  ni  remplir  aucune  fonction  publique. 
—  20.  Chaqne  citoyen  a  im  droit  egal  de  concourir,  immediatement  ou  mf» 
diatement,  a  la  formation  de  la  loi,  a  la  nomination  des  representans  do 

Seuple  et  des  fonctionnaires  publics.  —  21.  Les  fönet ione  publique»  ne  peuvent 
evenir  la  proprietd  de  ceux  qui  les  exercent.  —  22.  La  garantie  sociale 
ne  peut  exister  si  la  division  des  pouvoirs  n'est  pas  Stabile,  si  leurs  limited 
ne  sont  pas  tixees,  et  si  la  responsabilite*  des  fonctionnaires  publics  nVst  pas 
as8ure*e.u 

Devoira. 

Art.  ler.  La  de*claration  des  droits  eontient  les  obligations  des  le^ji*- 
lateurs:  le  maintien  de  la  societe  demande  qtie  ceux  qui  Ta  com  potent  con- 
nalssent  et  reinplissent  egalement  leurs  devoirs.  —  2.  Tons  les  devoirs  de 
1'homme  et  du  citoyen  de*rlvent  de  ees  deux  principes,  gravis  par  la  nature 
dans  tous  les  cueurs:  —  Ne  faites  pas  a  autrui  ce  que  vous  ne  vondriez  ua* 
qu'on  vous  fit.  —  Faites  constamnicnt  aux  autres  le  bien  que  vous  vondriez 
en  reeevoir.  —  3.  Les  obligations  de  chacun  envers  la  societö  consistent  ä  la 
dofendre,  a  la  servir.  ä  vivre  soumis  aux  lois,  et  ä  respecter  ceux  qui  en 
sont  les  organes.  —  4.  Nul  n'est  bon  citoyen,  sMl  n'est  bon  Als,  bon  pere.  bon 
frere,  bon  ami,  bon  ripoux.  —  h.  Nul  n'est  hotnme  de  bien,  s'il  n'est  franebe- 
ment  et  religieusement  observateur  des  lois.  —  6.  Celui  qui  viole  ouverte- 
ment  les  lois  se  declare  en  t'tat  de  guerre  avec  la  societe.  —  7.  Celul  qui. 
sans  enfrelndre  ouvertement  les  lois.  les  elude  par  ruse  ou  par  adresse, 
blesso  les  iuterets  de  tous:  il  se  rend  indignc  de  lenr  bienveillanee  et  de 
leur  estime.  —  m.  (Vest  sur  le  maintien  des  proprietds  que  reposent  la  eal- 
ture  des  terres,  tontes  les  productions,  tout  moyen  de  travail.  et  tont  l'ordre 
social.  -  9.  Tont  eitoy^n  doit  ses  Services  a  la  patrie  et  au  maintien  de  la 
llbcrte",  de  l'egalitö  et  dt;  la  propriete",  toutes  les  fois  que  la  loi  1'appelle  * 
les  defendre. 

Die  Artikel  21,  33  und  3">  Inder  Verfassung  der  Sehr  ee  keo«~ 
zeit,  die  in  den  andern  Redaktionen  fehlen,  haben  folgenden  Inhalt: 

«21.  Les  seeours  publics  sont  une  dette  sacräe.  La  societe  doit  la  sulr- 
sistanee  aux  eitoyens  lnalhcureux,  s<>it  en  leur  proeurant  du  travail,  soit  t*n 
assurant  les  moyens  d'exister  il  eenx  qui  sont  hors  d'etat  de  travailler. 

33.  La  re «istanee  a  l'oppression  est  la  eonsequence  des  autres  droifc 
de  rhomme. 

35.  (£uand  le  gouvernement  viole  les  droits  du  peuple,  l'insurreetien 
est  pour  le  peuple,  et  pour  chaque  portlon  du  peuple.  le  plus  sacrc*  des  droits 
et  le  plus  indispensnble  <ies  devoirs." 

Art.  21  allein  enthiilt  etwas  den  heutigen  Forderungen  Aehnliehes. 
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ein  staatsrechtliches,  politisches  System ,  ^ den  auch  s.  Z.  die 
französische  Revolution  gegenüber  der  ihr  vorangehenden 
Periode  vollzogen  hat1). 

Die  volkswirtschaftlichen  Theorien  haben  an  sich 
nur  ein  vorübergehendes  Interesse,  dann  nämlich,  wenn 
etwas  in  der  Volksökonomie  krank  darniederliegt,  wie  man 
sich  um  die  Medizin  eigentlich  nur  ernstlich  bekümmert,  wenn 
man  krank  ist,  und  auch  die  Privatökonomie  als  Theorie  sehr 
wenig  Reiz  für  den  besitzt,  der  Geld  genug  hat.  Dauernde 
Wirkungen  äussern  diese  Begriffe  nur  dann,  wenn  sie  in  das 
Staatsrechtliche  übersetzt  sind  und  in  staatlichen  Einrich- 
tungen sich  verkörpern.  Sie  können  auch  ohne  eine  solche 
Uradeutung  gar  nicht  praktisch  wirksam  gemacht  werden. 
Die  sozialen  Fragen  werden  sich  sofort,  wenn  sie  an  irgend 
einem  Punkte  der  Erde  siegen,  in  Fragen  der  politi- 
schen Organisation  verwandeln.  Die  «  Gesellschaf t >  ist 
etwas  Reelles  überhaupt  nur  so  lange,  als  sie  in  der  Op- 
position gegen  den  Staat  sich  befindet.  Ist  dagegen  ihr 
Programm  einmal  durchgeführt,  so  ist  sie  der  Staat  selbst. 
Die  sozialen  Fragen  können  daher  auch  niemals  inter- 
national, gewissermassen  für  die  Menschheit  im  Ganzen, 
gelöst  werden  (auch  das  zeigt  die  Erfahrung  der  französi- 
sischen  Revolution),  sondern  bloss  für  einen  bestimmten  Staat, 


«)  Es  fehlt  bisher  bei  Allem,  was  über  den  Sozialismus  geschrieben 
wird,  noch  an  einer  gründlichen  Darstellung  desselben  vom 
Juristisch-  politischen  Standpunkt.  Einzig  Lassallc  hat  diess  s.  Z. 
In  seinem  „System  der  erworbenen  Rechte"  versucht,  das  überhaupt  eigent- 
lich das  allein  gründlich  angelegte  aller  sozialistischen  Werke  ist,  aller 
leider  nicht  durchgeführt  wurde.  Die  Schriften  von  Marx  und  Rodbertiis, 
die  den  wissenschaftlichen  Soziallsmus  darstellen  sollen,  behandeln  im  (»runde 
nur  Nelienf ragen,  denen  andere  Erörterungen  noch  vorangehen  müssen.  Wir 
theilen  iu  dieser  Hinsicht  völlig  die  Anschauungen  von  Prof.  Menger  in 
Wien,  die  auch  durch  die  Erfahrungen  der  französischen  Revolution  sich 
bestätigt  finden  und  die  wir  mit  einer  wahren  Erleichterung  nach  vielen 
unfruchtbaren  Studien  gelesen  haben: 

»Erst  wenn  die  sozialistischen  Ideen  aus  den  endlosen  volkswirth- 
sohaftlichen  und  philanthropischen  Erörterungen,  welche  den  Hauptinhalt 
der  sozialistischen  Literatur  ausmachen,  losgeschält  uu  d  in  nüchterne 
lie  ch  tsbe griffe  verwandelt  sind,  werden  die.  praktischen  Staats- 
männer zu  erkennen  im  Stande  sein,  wie  weit  die  geltende  Rechtsordnung 
im  Interesse  der  leidenden  Volksklassen  umzubilden  ist.  In  dieser  juristi- 
schen Bearbeitung  erblicke  ich  die  wichtigste  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie 
unserer  Zeit." 

Wer  die  (ieschichte  kennt,  weiss,  dass  der  franzosischen  Revolution 
eben  solche  Untersuchungen  übvr  die  Ursachen  der  Armuth  und  des  Reich- 
thums  der  Völker  und  allerlei  Versuche  nationalökonomischer  Systeme  und 
Verbesserungen  vorangingen,  wie  sie  jetzt  wieder  an  der  Tagesordnung 
sind. 

Eine  gedruckte  Rektoratsrede  von  Prof.  One ken  in  Bern  über  den 
^altern  Mirabeau"  (Vater  des  Staatsmannes  der  französischen  Revolution) 
gibt  u.  A.  darüber  eine  übersichtliche  Darstellung. 
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auf  dessen  historisch-staatsrechtlicher  Basis,  und  auch  in 
einem  einzelnen  Staate  nicht  durch  Agitation,  sondern  le- 
diglich durch  ruhige  Ueberlegung  und  Ueberzeugung  aller 
Derjenigen,  die  überhaupt  einer  solchen  Ueberlegung  und 
ueberzeugung  fähig  sind  *). 

Ueber  die  Probleme,  die  einer  staatsrechtlichen 
Auffassung  des  Sozialismus  zu  Grunde  liegen,  wie  wir  sie 
noth wendig  und  in  erster  Linie  bedürfen,  hat  sich  in  neuester 
Zeit  der  bereits  erwähnte  Wiener  Gelehrte,  Prof.  Menger. 
in  einer  kleinen  Schrift*)  vernehmen  lassen,  die  wahrschein- 
lich als  der  Vorläufer  eines  grösseren  wissenschaftlichen 
Werkes  über  den  Sozialismus»  vom  juristischen  Standpunkte 
betrachtet,  anzusehen  ist  und  deren  Inhalt  auch  bereits 
über  die  im  Titel  liegende  Beschränkung  hinausgeht. 

Der  Gedankengang  lässt  sich  ungefähr  folgendennassen 
darstellen : 

Das  gemeinsame  Programm  aller  sozialistischen  Bestreb* 
ungen  ist  die  Aenderung  unseres  überlieferten  Vermögens- 
rechts.3) Unser  heutiges  Vermögensrecht  ist  zuerst  that- 
sächlich,  in  Folge  der  Occupation  und  Besiedlung  der 
Länder  durch  ihre  jetzigen  Inhaber  entstanden,  die  staat- 
liche Gesetzgebung  hat  es  erst  nachträglich 
sanktionirt.  Dasselbe  hat  sich  nicht  aus  dem  « wirth- 
schaftlichen  Ideenkreise  »  heraus  entwickelt  und  es  kann  also 
wohl  vorkommen,  dass  ein  Einkommen  heute  besteht,  wofür 
keine  Gegenleistung  an  die  Gesellschaft  erfolgt,  das,  was  Rod- 
bertus  Bente,  Marx  Mehrwerth,  Kapitalgewinn  nennt.  Menger 
nennt  es  bezeichnender:  arbeitsloses  Einkommen, 
das  den  Inhaber  ohne  einen  heutigen  Rechtsgrund,  ledig - 


l)  Den  Gang,  welchen  die  soziale  Frage  in  Europa  nehmen  wird. 
stellen  wir  uns  nach  dem  Muster  der  Revolution  von  1789,  die  auch  zuerst 
eine  lediglich  soziale,  hervorgegangen  aus  dem  unheilbaren  Nothstand 
der  Einen  und  dem  Unverstand  unü  Egoismus  der  Andern,  war,  folgender- 
massen  vor:  Zuerst  soziale,  dann  politische  Revolutionsideen,  Durchführung 
derselben  in  irgend  einem  dazu  besonders  geeigneten  Staate  Europas  und 
Propaganda  von  dort  aus,  grosse  Enttäuschung  nach  kurzem  Bestände  eines 
solchen  sozialistischen  Staatswesens,  Rückkehr  zur  alten  Ordnung,  aber 
schliesslich"  doch  Verarbeitung  dieser  Ideen,  soweit  sie  berechtigt  sind,  in 
der  jetzigen  Rechts-  und  Staatsordnung  und  Fortschritt  der  Menschheit  auf 
diesem  Wege  und  für  eine  gegebene  Zeit. 

l)   Menger,  Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag.    Stuttgart  l**». 

J)  Manche  Systeme,  aber  nicht  alle,  verbinden  damit  auch  noch  andere 
Zwecke:  Aenderung  des  Familienlebens,  des  Staats,  (der  Religion.  Das  ist 
aber  nicht  das  Gemeinsame,  das  allen  diesen  Bestrebungen  inne  wohnt. 
Darin  liegt  gerade  ihre  theoretische  Unvollkommenheit  und  praktische  Tn- 
brauchharkeit,  denn  das  Vermögensrecht  kann  man  nicht  ohne  allgemein« 
Revolution,  gewissermassen  separat,  abändern. 
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lieh  auf  Grund  historischer  Thatsachen  von  der  Arbeit  dis- 
pensirt,  beziehungsweise  die  Arbeit  nicht  zu  einer  allge- 
meinen Menschenpflicht  und  Notwendigkeit  werden 
lässt.  •) 

Ebenso  wenig  als  die  Notwendigkeit  der  Arbeit  setzt 
unter  jetziges  Vermögensrecht,  das  ist  die  zweite  Anklage 
gegen  dasselbe,  die  Berechtigung  der  Existenz  und  damit 
ein  Recht  auf  Existenzmittel  für  alle  Menschen  voraus. 
Menger  führt  die  berühmte  Stelle  des  englischen  National - 
Ökonomen  Malthus  an,  worin  derselbe  geradezu  sagt,  wer 
diese  Mittel  nicht  besitze  und  auch  nicht  durch  seine  Ver- 
wandten oder  durch  Arbeit  zu  erlangen  im  Stande  sei,  habe 
kein  riecht  auf  Ernährung,  sei  daher  auf  der  Welt  über- 
flüssig und  thue  gut,  sich  wieder  aus  derselben  zu  entfernen. 
80  war  es  auch  ursprünglich  in  der  That.  Erst  allmälig 
bat  zuerst  die  christliche  Kirche,  dann  die  gemeindliche  und 
staatliche  Armen  Versorgung  diesen  grausamen  Grundsatz  ge- 
mildert, jetzt  erst  beginnt  der  Staat  durch  seine  Versicherungs- 
gesetzgebung ihm   noch   etwa3  wirksamer  entgegenzutreten. 

Die  Sozialisten  halten  jedoch  solche  Massregeln  für 
blosse  Palliative  des  Augenblicks,  sie  wollen  den  Arbeitenden 
den  Gegenwerth  und  Ertrag  ihrer  Arbeit  verschaffen  und 
das  Vermögensrecht  nach  einer  philosophischen  Begründung 
desselben  neu  aufbauen,  statt  es  bei  den  gegenwärtigen 
Machtverhältnissen  zu  lassen.  Es  handelt  sich  um  zwei 
Punkte:  Beseitigung  des  privaten  Kapitals  (allmählig  oder 
rascher)  und  Abänderung  der  Theorie  der  erworbenen  Rechte. 
Demgemäss  müssen  einige  ökonomische  Grundrechte 
aufgestellt  werden,  welche  allmählig  in  das  öffentliche  Be- 
wusstsein  übergehen  und  in  den  Verfassungen  der  Zukunft 
Ausdruck  finden,  ähnlich  wie  man  vor  100  Jahren  die  «  droits 
de  Thomme  et  du  citoyen  >  als  politische  Grundrechte 
furmulirte.2) 

Diese  Grundrechte  eines  neuen  Jahrhunderts  würden 
sein:  Das  Recht  auf  Existenz  und  davon  abgeleitet  das 
Recht  auf  Arbeit,  und  das  Recht  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag.     Das  letztere  Recht  schliesst  dann  selbst- 


>)  Das  ist  der  Paukt,  in  welchem  viele  sehr  fromme  Leute  ganz  un- 
bedenklich gegen  Gottes  Gebot  sündigen,  das  für  Alle  gegeben  ist.  (1  Mos. 
St  17 ;  5  Mos.  5,  18.) 

')  Fo urler  that  das  zuerst,  mit  der  Behauptung  bereits,  daas  die  poli- 
tischen Rechte  allein  wenig  Werth  haben. 


—     720     — 

verständlich  jedes  Einkommen  ohne  Arbeit  (Kapital-  und 
Grundrente)  aus.  Das  Hecht  auf  Existenz  hat  die  Konse- 
quenz, dass  jedem  Menschen  so  viel  Existenzmittel  von  der 
Gesellschaft  zugewiesen  werden  müssen,  als  er  eben  zur 
Existenz  bedarf  (Existenzminimum).  Dibei  könnt«  immer 
noch  das  heutige  Vermögensrecht  fortbestehen,  nur  ruht 
dann  darauf  diese  Verpflichtung  (gleichsam  wie  eine  legaie 
Hypothek),  welche  das  ganze  Nationaleinkommen  verzinsen 
muss.  —  Hier  ist  der  Punkt,  an  dem  unsere  jetzigen  prakti- 
schen Versuche  stattfinden,  die  dieses  Recht  der  Existenz 
stillschweigend  anerkennen,  aber  dabei  unser  ver- 
mögensrechtliches System  erhalten  wollen. 

Rechtlich  und  historisch  begründet  kann  das  Recht  auf 
Existenz  damit  werden,  dass  im  Urzustände  der  heutigen 
Völker  ein  viel  ausgedehnteres  Recht  eines  Jeden 
auf  die  Benutzung  der  äussern  Natur  (durch  frei.* 
Jagd,  Fischerei,  Weide,  Holzbenutzung,  Erwerb  des  Bodens 
durch  Ausrodung)  bestand,  das  in  seinen  Spuren  noch  jetzt 
deutlich  sichtbar  ist.  Da  die  fortschreitende  Civilisation 
diess  zu  Gunsten  der  jetzigen  Besitzenden  aufhob, 
so  müssen  nun  diese  den  dadurch  verkürzten,  gewissermassen 
expropriirten  Armen  die  Existenz  auf  andere  Weise  möglich 
machen.1)  Allerdings,  sagt  Menger,  wenn  dieses  Recht  auf 
Existenz  eines  Jeden  durchgeführt  würde,    so   bleibe  von 


>)  Die  Armen  haben  auch  in  unsern  republikanischen  Staaten  nach  und 
nach  immer  mehr  dieses  Recht  an  die  Natur  verloren,  namentlich  sind  sie 
im  Interesse  der  „Rechtsordnung",  die  für  den  modernen  8taat  das  höchste 
aller  Güter  ist,  aus  Weiden  und  Wäldern  vertrieben  worden,  aas  denen 
sie  früher  einen  grossen  Theil  ihres  Einkommens  bezogen.  In  neuerer  Zeit 
langen  einzelne  Gemeinden  der  freien  Schweiz  au,  selbst  das  Beerenlesen 
zu  verbieten,  oder  an  eine  Abgabe  zu  knüpfen  und  die  Wälder  für  Spazier- 

»Bechts- 

ingt  an« 

wieder 

beseitigt  werden  könnte.  Ein  bloss  theoretischer  Antheil  als  Genieinde- 
genosscn  oder  Staatsbürger  genügt  nicht,  ein  Theil  der  Natur  muss  für  die 
allgemeine  Benutzung  frei  bleiben.  —  lu  die  gleiche  Kategorie  einer  unge- 
rechtfertigten Besitzergreifung  der  Natur  durch  Einzelne  gehört  die  Ver- 
bauung und  Besteuerung  schöner  Aussichten,  das  gewinnsüchtige  Ab- 
lassen von  schönen  Seen  etc.  Von  einem  Photographen  hörten  wir  sogar 
einmal  die  Ansicht  äussern,  die  Aufnahme  einer  Landschaft  von  einem  ge- 
wissen Standpunkte  aus  konstituire  ein  Recht,  wonach  Niemand  mehr  die 
gleiche  Ansicht  photographisch  reproduziren  dürfe.  Das  sog.  „geistige  Elgen- 
tiium",  für  das  seltsamerWei.se  die  arbeitenden  Klassen  eifrig  eintreten,  ist 
auch  nichts  anderes  als  eine  solche  Eingränzung  eines  bisher  freien  Weide- 
gebiets zum  ausschliesslichen  Nutzen  Einzelner.  —  Ja,  das  Recht  selbst 
wird  durch  unsere  moderne  Art  der  weitläufigen  nnd  technischen  Geaetz- 

Sebung  immer  mehr  ein  nutzbares  Eigenthum  einer  immer  enger  begrenzten 
lasse,  von  der  alle  andern  abhängig  sind.    Auch  das  wird  noch  einmal 
mit  einem  Umsturz  enden. 
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dem  arbeitslosen  Einkommen,  das  heute  einen  grossen  Theil 
des  gesamraten  Nationaleinkommens  absorbire,  nicht  so 
viel  übrig,  dass  das  ganze  System  des  heutigen  Privat  eigen- 
thums  der  Erhaltung  werth  wäre,  es  würde,  seines  wirt- 
schaftlichen Nutzens  entkleidet,  sich  bald  von  selbst  in  Kollek- 
tiveigenthum  umwandeln. 

Das  fiecht  auf  Arbeit  speziell,  das  durch  den  Fürsten 
Bismarck  in  einer  berühmten  Rede  vom  9.  Mai  1884  pro- 
klamirt  worden  ist  und  in  der  That  schon  im  preussischen 
Landrechte,  wenigstens  dem  Wortlaute  nach,  enthalten  zu  sein 
scheint,  würde  von  einer  blossen  Armenunterstützung  zu  unter- 
scheiden sein.  Dagegen  wird  es  gewöhnlich  bloss  als  subsidiär 
aufgefasst,  so,  dass  Jeder  Arbeit  vom  Staat  (Gemeinde)  ver- 
langen könne,  der  keine  sonst  findet.1) 

Die  praktische  Hauptfrage  ist  dabei  die,  ob  man  den  Ar- 
beiter in  seinem  Beruf  beschäftigen  muss,  oder  nur  durch 
gewöhnliche  Taglöhnerarbeit.  Im  erstem  Falle  tritt  die  Un- 
möglichkeit ein,  den  jetzigen  Staat  und  seine  Einrichtungen 
beizubehalten,  sondern  müsste  eine  andere  Staatsordnung 
mit  staatlicher  Anordnung  und  Vertheilung  der  Arbeit  ge- 
schaffen werden.  Im  letzteren  Falle  ist  dieses  Recht  nur  eine 
Form  der  öffentlichen  Unterstützung,  und  es  tritt  wesentlich 
bloss  noch  die  Unterfrage  auf,  ob  der  Staat  verpflichtet  sei, 
diese  Arbeit  zu  gewähren,  oder  jede  Gemeinde  den  bei  ihr 
Angesessenen.  2) 

Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  wurde 
zuerst  beregt  von  folgenden  Schriftstellern ,  die  im  Ganzen 
ziemlich  unbekannt  geblieben  sind :  William  Godwin  (1756 
bis  1836),  «Untersuchungen  über  die  politische  Gerech tigkeit?> 
1793.  Derselbe  hat  u.  Ä.  den  merkwürdigen  Grundsatz  auf- 
gestellt, Derjenige  solle  die  Sachen  besitzen,  der  sie  am  besten 
brauchen  könne.  Menger  sagt,  das  falle  uns  an  die  Schule  des 
römischen  Privatrechts  gewöhnten  Menschen  zuerst  auf  und 


*)  Die  zweite  französische  Republik  anerkannte  8.  Z.  durch  Proklama- 
tion vom  25.  Februar  1848  dieses  Recht  auf  Arbeit  und  führte  Nationalwerk- 
stätten ein,  deren  Geschichte  von  ihrem  Direktor  (Thomas  In  Paris)  be- 
schrieben worden  ist.  Im  Mai  1848  wurden  darin  87,W2  Personen  beschäftigt. 

*)  In  Paris  nahm  mau  z.  B.  das  Letztere  an,  unter  Voraussetzung 
eines  vorrangigen  sechsmonatlichen  Domizils.  Nach  der  Junischlacht  ver- 
wandelte sich  das  Recht  auf  Arbeit  wieder  in  die  Frage  der  Unterstützungs- 
pflicht. 8o  blieb  es  auch  in  der  Frankfurter  Nationalversammlung,  trotz 
entgegengesetzter  Anträge  von  Nauwerk  und  Ludwig  Simon.  —  Seither  ist 
es  zum  ersten  Male  wieder  von  Bismarck  parlamentarisch  anerkannt 
worden. 
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* 

doch  sei  diesa  bereits  in  jeder  von  rechter  Gesinnung  belebten 
Familie  so.  Das  ist  wahr,  und  die  Familie  ist  in  der  That 
(wie  wir  schon  im  letzten  Jahrbuche  sagten)  der  praktische 
Beweis  für  die  Möglichkeit  eines  blossen  Kollektiv- 
Eigenthums,  aber  eben  auch  nur  die  von  der  rechten 
Gesinnung  und  Liebe  erfüllte  Familie,  keine  andere.  — 
Charles  Hall:  «The  effects  of  civilization  on  the  people 
in  European  States >;  William  Thompson:  «An  in- 
mquiry  into  the  principles  of  the  distribution  of  wealth», 
1824.1)  —  John  Gray:  «  A  lecture  on  human  happiness», 
1825;  «The  social  System»,  1831.  —  Edmonds:  «  Practica! 
moral  and  political  economy  >,  1828. 

Dieses  «  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag, »  das  Menger 
mit  Grund  als  die  revolutionäre  Idee  unserer  Epoche  be- 
zeichnet (wie  die  politische  Gleichheit  diejenige  der  voran- 
gehenden war)  hat  mit  jenem  berühmten  Axiom  das  Gemein- 
same, dass  es  sich  besser  negativ,  als  positiv  ausdrücken 
lässt.2)  In  dieser  Form  heissen  diese  beiden  Prinzipien  :  Be- 
seitigung der  politischen  Vorrechte  und  Besei- 
tigung des  arbeitslosen  Einkommens.  Die  letztere 
Forderung  ist  jedoch  unter  dem  jetzigen  System  des  Privat- 
eigenthums  mit  Sondernutzung  nicht  erreichbar,  sondern  die 
menschliche  Gesellschaft  müsste  zu  einem  System  des  gemein- 
samen Erwerbs  mit  gemeinsamer  Nutzung,  oder  auch  all- 
fällig mit  Sondernutzung  in  dem  Sinne  übergehen,  dass  der 
gemeinsame  Arbeitsertrag  nach  gewissen  Regeln  und  in  Ge- 
nussmitteln vertheilt  wird.  Ausgeführt  sind  diese  Prinzipien 
staatlich  nirgends,  sondern  bloss  in  einzelnen  kommunistischen 
Genossenschaften  von  Amerika.8) 

>)  Darin  findet  sich  u.  A.  das  sog.  „eherne  Lohngesetz",  das  L&ssalle 
1868  dann  wirksam  bekannt  gemacht  hat. 

»)  Ueberhaupt  sind  alle  reformatorischen  Grundsätze  in  negativer 
Form  verständlicher  und  es  lassen  sich  die  Menschen  viel  leichter  auf 
Negationen  vereinigen. 

»)  Solche  aul  Vertrag  beruhende  Genossenschaften  freiwilliger  Art 
bestehen  in  Economy,  Zoar,  Bethel,  Aurora,  Icarla,  „the  Shakers'  Oneida. 
Meist  sind  sie  mit  Keligionssekten  verbunden,  z.  B.  Economy  ist  der  8iU 
einer  von  Georg  Rapp  gestifteten  Sekte.  Es  ist  auch  die  Frage,  ob  aie 
ohne  diesen  religiösen  Hintergrund  bestehen  würden.  Vgl.  Hinds  «Ame- 
rican communities",  1878,  und  Nordhoff,  «The  commnmstic  societie*  of 
the  United  States",  1875.  Wo  nicht  eine  vollständige  Gemeinschaft  auch 
der  Nutzung  eintritt,  sondern  der  Arbeitsertrag  vertheilt  wird,  gelten  ver- 
schiedene Systeme.  Der  Kongress  von  Bloomfield,  den  die  nach  Fourie- 
ristischem  Muster  eingerichteten  Genossenschaften  (phalansteres)  1*44  ab- 
hielten, theilte  die  Arbeiten  ein  in  nothwendige,  nützliche  und  angenehme 
und  setzte  verhältnissmässige  Werthzlffern  (80 :  25 :  18)  fest,  1000  solcher  Wertb- 
ziffern  galten  dann  z.  B.  *  *  Dollar  in  Genussmitteln.  Weitung  in  seinen 
„Garantieen  der  Harmonie  und  Freiheit11,  die  auf  unserm  schweizerischen 
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Was  Menger  am  klarsten  zeigt,  ist,  dass  die  bisherigen 
Urrechte  zu  wenig  praktischen  Gehalt  haben.  Sie  versprechen 
zwar,  so  sagt  er,  c Schutz  für  Leib  und  Leben»,  aber  sie 
gewährleisten  nicht  die  äusseren  Mittel  dazu  (Nahrung, 
Wohnung,  Kleidung),  ohne  die  das  Leben  trotz  alles 
«Schutzes»  nicht  erhalten  werden  kann.  Sie  schützen 
ferner  mit  Sorgfalt  «  künstliche »  Interessen,  oder  wenigstens 
Forderungen  eines  höheren,  allerdings  wünschenswerthen, 
gesellschaftlichen  Zustandes,  wie  «  Ehre,  Denkfreiheit,  »  aber 
sie  ermöglichen  nicht  die  Führung  eines  <  menschenwürdigen 
Daseins»  überhaupt.  Sie  geben  jedem  Menschen  zwar  die 
theoretische  Rechtsgleichheit  und  die  abstrakte  Fähigkeit, 
Vermögensrechte  durch  juristische  Akte  zu  erwerben,  aber 
nicht  die  praktische  Möglichkeit  dazu,  namentlich  nicht  das 
Recht  auf  die  Mitbenutzung  der  äusseren  Natur,  ohne  das 
eben  wenig  zu  erwerben  ist.  Abstrakte  Fähigkeit  zur  Er- 
werbung von  Vermögensrechten  und  konkrete  Möglichkeit 
dazu,  darin  liegt  überhaupt  der  Gegensatz  zwischen  1789 
und  1889,  der  übrigens  schon  dazumal  nicht  allein  durch 
einzelne  Männer  der  Revolution,  sondern  auch  durch  einzelne 
Rechtsphilosophen,  besonders  Hugo  in  seinem  Lehrbuch  des 
Naturrechts  (1799)  und  Fichte  in  seinem  «Handelsstaat» 
(1800)  erkannt  worden  ist,  seine  volle  Ausbildung  aber  erst 
seither  gewonnen  hat.1) 

Wir  überweisen  diese  Gedanken,  die  den  Kern  eines 
sozialistischen  Rechtssystems  der  Zukunft  bilden,  dem  Nach- 
Boden entstanden  sind,  wollte,  das«  die  Gesellschaft  jedem  Genossen  die 
noth wendigen  and  nützlichen  Produkte  oder  Dienstleistungen  zn  liefern 
habe  als  Gegenwert h  gegen  eine  Arbeit  von  täglich  sechs  Stunden :  will 
er  noch  angenehme  Produkte  oder  Dienste  haben,  so  inuss  er  dafür  weitere 
Arbeitszeit  liefern. 

»)  Es  ist  hiebet  merkwürdig,  wie  die  gleichen  Ideen  zu  verschiedenen 
Zeiten  wirken.  Carlyle  sprach  schon  im  Jahre  1830  „ein  grosses  Wort 
gelassen  ans1*,  das  jetzt  erst  in  England  seine  praktische  Bedeutung  gewinnt: 
.The  divine  rlght  of  squires  (Grundbesitzer)  is  equal  to  the  divine  right  of 
klngs.  A  word  has  made  them  and  a  word  can  unmake  them.*  Mit  andern 
Worten,  die  ökonomischen  Rechte  und  das  bestehende  Güters vstem  können 
an  und  für  sich  nicht  geheiligter  sein,  als  die  politischen  und  die  Verfass- 
ungen des  Staats  sondern  beides  sind  menschliche  Institutionen,  die  auf  der 
Zweckmässigkeit  für  die  menschliche  Gesellschaft  basiren  müssen.  Wie  sehr 
die  Verhältnisse  Überhaupt  in  dieser  Richtung  vorgeschritten  sind,  zeigt 
sich  u.  A.  vielleicht  darin,  dass  8t.  Simon  ungefähr  zu  der  nämlichen  Zeit 
kriminell  bestraft  wurde,  weil  er  in  seiner  Schrift  „Parabole"  gesagt  hatte, 
der  Tod  von  800  der  besten  Künstler  und  Gelehrten  Frankreichs  wäre  ein 
grösseres  Unglück  und  schwerer  gut  zu  machen,  als  derjenige  der  nächsten 
Verwandten  des  Königs,  der  hohen  geistlichen  und  weltlichen  Beamten  und 
der  reichsten  Lente  des  Landes.  Bei  dem  jüngsten  Jubiläum  des  KÖnig- 
thums  in  England  enthielten  angesehene  dortige  Zeitungen  ganz  ähn- 
liche Betrachtungen,  ohne  dass  dless  Irgend  ein  erhebliches  Aufsehen  erregt 
hätte. 
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denken  unserer  Leser  und  bezweifeln  unsererseits  die  L  o  a  i  k 
derselben  nicht,  insofern  es  sich  nochmals  darum  handeln 
könnte,  wie  im  Jahre  1789,  eine  ganz  neue  Staatsordnung 
nach  reiner  menschlicher  Willkür  und  nach  einem  philo- 
sophischen Systeme  von  Grund  aus  aufzubauen  und  sie  den 
Menschen  mit  Gewalt  zu  imponiren.  Unserntheils  glauben 
wir  bloss,  es  werde  sich  aller  ökonomischen  und  politi- 
schen Logik  zum  Trotz  in  Bälde  von  Neuem  herausstellen, 
dass  die  menschliche  Entwicklungsgeschichte  sich  nicht  auf 
dem  Wege  eines  philosophischen  Denkprozesses  vollzieht,  oder 
durch  einen  solchen  wesentlich  zu  beschleunigen,  oder  gar 
umzugestalten  ist,  sondern  vielmehr  durch  langsame  hi- 
storische Fortbildung  aus  bestehenden  Verhältnissen.  Die 
philosophischen  Gedanken  F-ind  bloss  das  Ferment,  der 
lebens  weck  ende  Sauerteig  darin,  und  wahrscheinlich  selbst 
ein  Theil  dieser  historischen  Entwicklung,  welche  nicht 
willkürlich  von  Menschen  veranlasst  und  vollzogen  wird, 
sondern  einem  ausserhalb  aller  menschlichen  Willkür  liegenden 
Plane  folgt,  den  wir  bloss  ans  seinen  Wirkungen  erkennen. 

Darin,  nicht  in  den  Einzelheiten  der  Auseinandersetzung, 
weichen  wir  unsererseits  von  diesen  Ideen  ab.  Die  sozialistische 
Theorie  ist  richtig  und  unbestreitbar,  sofern  der  Mensch  bloss 
eine  höhere  Thiergattung  ist,  ohne  wesentlichen  Unter- 
schied von  den  übrigen  Spezies  und  ohne  andre  Aspirationen 
als  eine  —  in  diesem  Sinne  —  €  menschenwürdige »  Exi- 
stenz für  die  kurze  Spanne  eines  solchen  Daseins,  die  dann 
allerdings  ein  Urrecht  ist,  das  ihm  keine  Rechts- 
gesetzgebung verkümmern  darf.  Daraus  leiten 
sich  dann  alle  andern  «  Menschenrechte  >  mit  völlig  zwingen- 
der Logik  ab. 

Etwas  anders  aber  wird  die  Sache,  wenn  dieser  Aus- 
gangspunkt sich  verändert.  Eine  sozialistische  Gesetzgebung 
mit  anderin  Ausgangspunkt  war  z.  B.  die  mosaische,  die 
einzige,  die  jemals  in  einem  Staatswesen  bestand  und  von 
lange  anhaltenden  guten  Resultaten  begleitet  gewesen  ist1). 


')  Vgl.  besonders  HI  Mos.  XIX.  XXV;  V  Mos.  XV.  Der  moderne 
sozialistische  Staat,  wenn  er  jemals  mit  Gewtut  (denn  mit  blosser  Philoso- 
phie würde  es  nicht  gehen)  in  einem  grössern  Lande  durchgeführt  werden 
sollte,  würde,  wie  der  mosaische,  zuerst  alle  vorhandene  Kultur  völlig  ver- 
nichten. Sodann  würde  er  mit  einem  seltsamen  Atavismus  dem  Staatswesen 
gleichen,  das  bei  Beginn  unserer  jetzigen  Kultur,  als  Anfang  derselben, 
vorhanden  war  und  unter  dem  verhassten  Namen  „Feudalsystem"  mit  grosser 
Beharrlichkeit  von  der  jetzt  lebenden  Generation  ausgerottet  wurde.  Aller 
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In  letzter  Linie  spitzt  sich  Alles  auf  die  entscheidende 
Frage  zu :  c  Was  soll  der  MeDSch  auf  der  Welt  und  gibt 
es  eine  von  ihm  unabhängige,  göttliche  Weltordnung?  »  Diese 
muss  der  Sozialist  leugnen,  und  wer  sie  ausserdem  noch 
leugnet,  muss,  wenn  er  autrichtig  und  logisch  denkt,  zum 
Sozialismus  gelangen  und  es  versuchen,  die  Menschen  durch 
eine  philosophische  Staatsordnung  zu  beglücken,  wie  es  die 
erste  französische  Republik  gethan  hat.1)  Gibt  es  dagegen 
eine  göttliche  Weltordnung,  so  ist  diese  massgebend  und 
es  sind  auch  die  sozialistischen  Ideen  unserer  Zeit  eben  nur 
ein  Theil  und  ein  Werkzeug  derselben,  um  dasjenige,  was 
darin  Richtiges  ist,  nämlich :  die  Erziehung  der  Menschen 
zur  Freiheit  und  Gleichheit  und  die  fortschreitende  Beseitigung 
des  individuellen  Egoismus  besser  in  die  Anschauung  zu  rücken. 
In  den  theoretischen  Grundgedanken  stimmen  die  so  sehr 
differirenden  Weltanschauungen  merkwürdig  tiberein:  Frei- 
heit, Gleichheit,  Wohlfahrt  Aller  und  Vernichtung  des  Egois- 
mus ist  die  Meinung  beider.  Die  Frage  ist  eigentlich  nur 
die,  auf  welchem  Wege  der  Mensch  am  besten  dazu 
bewogen  werden   kann,    diese  Prinzipien  als  massgebend  für 


Grund  und  Boden  gehört  einem  Grundherrn  (jetzt  Staat  genannt,  damals 
eigentlich  auch,  denn  die  Grundherren  waren  der  damalig  Staat).  Jeder 
kleinere  Besitzer  ist  bloss  Lehensträger  nnd  Erbzinsmann.  Ein  bedeutender 
Theil  der  Arbeit  des  Einzelnen  gehört  dem  Staate,  er  wird  jetzt  bloss, 
statt  in  Natura,  in  der  Form  einer  starken  Einkommenssteuer  geleistet. 
Das  bewegliche  Kapital  verschwindet  durch  starke  Belastung  jedes  arbeits- 
losen Einkommens  und  bei  dem  Tod  jedes  Hausvaters  findet  sich  der  Vogt 
des  Grundherrn  ein,  um  das  Besthaupt,  jetzt  eine  starke  Erbschaftssteuer, 
zu  beziehen,  die  auch  die  Descendenten  entrichten  müssen.  Die  Vertretung 
des  Volkes  wird  nach  Ständen  (Klassen)  geordnet,  die  in  erster  Linie  ihre 
ständischen  Interessen  in  der  Stände  Versammlung  vertreten  und  nach  Instruk- 
tion stimmen.  Die  gewerbliche  Thätigkeit  ist  nicht  frei,  sondern  an  eine 
genossenschaftliche  der  Gewerbsgenossenschaft  gebunden,  der  Jeder  an- 
gehören muss.  und  ein  Theil  der  Gewerbe  kann  überhaupt  bloss  nach  staat- 
licher Konzession,  oder  durch  den  Staat  selbst  ausgeübt  werden.  Wie 
weit  sind  wir  Überhaupt  noch  von  diesen  staatlichen  Einrichtungen  ent- 
fernt und  wodurch  unterscheiden  sie  sich  eigentlich  noch  von  dem,  was 
man  Feudalsystem  nennt? 

»>  Dieselbe  ist  ganz  logisch,  von  dem  philosophischen  Materialismus 
in  den  ouern  und  dem  Bedürfniss  in  den  untern  Klassen  ausgehend,  in 
kurzer  Zeit  alle  Stufen  durchlaufend,  zuerst  zu  der  politischen  Revolution, 
sodann  zu  der  Beseitigung  alles  Historischen,  endlich  zu  der  Verfolgung 
der  christlichen  Religion  und  zuletzt  zu  einer  rohen  Gewaltsherrschaft  ge- 
langt, welche  mit  sich  selbst,  d.  h.  mit  der  theoretisch  proklamirten  Frei- 
heit im  Widerspruch  stand.  Vgl.  Taine.  „Les  orlgines  de  la  France  con- 
temporaine.  La  rövolntion",  Band  2  und  8.  Der  Uebergang  von  einer  rohen 
Gewaltherrschaft  zu  einer  etwas  regelmässigeren  und  diseiplinirteren  gibt 
sich  von  selbst  und  der  Kreislauf  der  Entwicklung  beginnt  von  Neuem. 
Das  Gute  an  demselben  sind  einzelne  Ideen,  die  sich  auf  diesem  Durchgänge 
des  reissenden  Stromes  gewissermassen  absetzen.  Auch  die  englische  Revo- 
lution zeigt  diesen  Kreislauf.  Vgl.  Carlyle,  Letters  und  speaenes  of  Oliver 
Croinwell. 
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sein  Leben  anzuerkennen,  oder,  noch  etwas  tiefer  gehend, 
die,  ob  er  sie  als  ein  freies  Wesen,  durch  eigene  Ueber- 
zeugung  bewogen,  allmälig  immer  mehr  erkennen,  oder  ob 
sie  ihm  mit  äusserer  Macht  mechanisch  octroyirt  werden 
sollen.  Der  Sozialismus,  als  ein  theoretisches  Gredankensystem 
ganz  unbefangen  betrachtet,  hat  etwas  überraschend  Logi- 
sches an  sich,  worauf  seine  Ueberzeugungskraft  beruht.  Was 
uns  von  ihm  trennt,  das  sind  nicht  die  ihm  zu  Grunde 
liegenden  ökonomischen  Ideen,  die  auch  einer  ganz  andern 
Welt-  und  Staatsansicht  entsprechen  können,  sondern  der 
philosophische  Materialismus  und  die  Tendenz,  plötz- 
lich, durch  Erregung  von  Neid  und  Hass,  zu  erreichen, 
was  das  Resultat  einer  allmäligen  Einsicht  sein  muss  und 
sein  wird,  wenn  überhaupt  Schulen  und  Religionen  in  der 
Welt  etwas  nützen.  Was  er  mechanisch  durch  äus- 
sere Anordnungen  erzwingen  will,  wollen  wir  frei- 
willig durch  Gesinnung  pflanzen1)  und  wir  glauben 
fest,  die  Menschen  sowohl,  als  die  gesammte  Weltordnung 
seien  glücklicherweise  so  eingerichtet,  dass  nur  die  frei- 
willige That,  die  aus  einer  veredelten  Gesinnung 
hervorgeht,  Früchte  bringt. 

Politisch  aufgefasst  ist  die  ökonomische  Be- 
freiung der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  durch  eine 
theilweise  Abänderung  des  jetzigen  Gütersystems  ein  un- 
vermeidlicher,   aber    langsamer   und    komplizirter    Vorgang, 


M  Nicht  das  Kapital  z.  B.  ist  der  Feind  des  Armen.  Dasselbe  würde 
auch  nie  aufhören,  sondern  bloss  Hand  wechseln  bei  jedem  wirklich  durch- 
führbaren sozialistischen  System.  Der  Feind  ist  die  Gesinnung  des  Ka- 
pital isirens,  die  Lebensanschauung  grosser  Klassen,  welche  darin  die 
wirkliche  Lebensaufgabe  erblickt,  zuerst  für  sich,  dann  für  ihre  Kinder, 
zuletzt  für  ihre  Enkel,  am  Ende  gar  für  eine  Familie  im  weitesten  Sinne 
auf  ewige  Zeiten  hinaus  rücksichtslos  Vorräthe  aufzuspeichern. 
Bei  dieser  notwendigerweise  nimmersatten  Gesinnung  kann  der 
«ine  Theil  des  Volkes  nicht  bestehen,  indem  dieselbe  die  vorhandenen 
Güter  für  kommende  Generationen  in  Beschlag  nimmt,  die  doch  natur- 
gemäss  in  erster  Linie  für  den  Unterhalt  der  gegenwärtigen  bestimmt  sind. 
Hier  liegt  der  Fehler  der  sogenannten  obern  Klassen,  dass  sie  diese  hart- 
machende Gesinnung,  die  auch  durchaus  nicht  mit  Ihren  religiösen  An- 
sichten barmonirt,  festhalten  und  sich  nicht  freiwillig  mit  einem  massigen 
Wohlergehen  begnügen  wollen.  Damit  würde  der  Sozialismus  bald  von 
selbst  aufhören.  Eine  allgemeine,  dauernde  Gleichheit  des  Besitzes  hin- 
gegen ist  eine  reine  Utopie  und  sie  würde  auch,  wenn  ausführbar,  nicht  ein- 
mal zu  der  Verbesserung  der  gesellschaftlichen  Zustände  beitragen,  die 
meistentheils  auf  einer  gegenseitigen,  Stetsfort  vorhandenen  HÜlfsbedÜrftig- 
keit  beruhen.  In  diesem  Sinne  ist  es  wahr,  «Arme  und  Reiche  müssen  unter- 
einander sein,  denn  der  Herr  hat  sie  beide  gemacht",  aber  Bettler  und 
Millionenbesitzer,  die  auch  nicht  unter  einander,  sondern  unvermittelt 
bloss  ausserlich  neben  einander  leben,  halten  wir.  wenigstens  in  einer 
Republik,  nicht  für  erforderlich  und  eine  vorwiegende  Tendenz  des  Geistes 
nach  der  letzteren  Richtung  hin  für  schädlich. 
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der,  wie  die  religiöse  und  die  politische  Befreiung, 
die  ihm  vorangegangen  sind,  wohl  auch  ein  Jahrhundert  zu 
seiner  Ausgestaltung  beanspruchen  wird  und  über  dessen 
Verlauf  sich  dermalen  noch  Niemand  eine  ganz  klare  Vor- 
stellung machen  kann.1)  Jeder  grosse  Vorstoss  wird  zunächst 
einen  ebenso  grossen  Rückstoss  zu  Gunsten  des  jetzigen  Sy- 
stems zur  Folge  haben.  —  Klarer  ist  die  Tragweite  der  Sache 
in  einem  einzelnen  Staatswesen.  Für  die  schweizerische  Eid- 
genossenschaft besteht  die  soziale  Frage  darin,  die  Verbesse- 
rung des  Looses  der  arbeitenden  Klassen  im  weitesten 
Sinn  (gar  nicht  etwa  bloss  der  industriellen  Arbeiter)  auf 
dem  Wege  der  Verständigung  und  des  Patriotismus,  ohne 
die  Anfachung  niedriger,  rein  materieller  Leidenschaften 
und  ohne  internationale  Verbindungen,  durchzuführen.8) 
Die  Eidgenossenschaft  hat  s.  Z.  auch  ihre  kirchliche  Beform 
national  gestaltet  und  verdankt  diesem  Grundgedanken, 
der  mitunter  auch  gegen  die  Ideen  der  Führer  ging,  ihre 
politische  Erhaltung,  ihre  Prosperität  und  den  gesundesten 
Theil  ihrer  kirchlichen  Einrichtungen. 

In  dieser  natürlichen  Beschränkung  haben  die  heutigen 
sozialen  Fragen  für  uns  weder  etwas  Neues  noch  etwas 
Aufregendes  an  sich.  Im  Gegentheil,  die  Existenz  einer  repu- 
blikanischen und  demokratischen  Verfassung  schliesst  dem 
Prinzip  nach  diese  Sorge  für  Alle  bereits  in  sich.  Von 
allen  Uebeln,  die  uns  treffen  könnten,  wäre  dagegen  keines 
(Krieg  nicht  ausgeschlossen)  grösser,  als  die  Erweckung  eines 
eigentlichen  Klassenhasses  mit  seinen  aus  dem  Aus- 
lände importirten  Stimulationsmitteln  und  die  Ver- 
flüchtigung unseres  historischen  Zusammen- 
hanges auf  dem  Boden  mächtiger  internationaler  Ver- 
bindungen. 

Dieser  soziale  Gedankenkreis  ist  neben  dem  militärischen 
der  zweite,  in  welchem  sich  gewissermassen  das  Jahr  bewegt. 
Im  Volke   selbst  lebt   er   vorläufig  nur   da,   wo  ein  starkes 


»)  Er  wird,  wenn  wir  nach  der  Geschichte  urthcilen,  wahrscheinlich 
eine  Rückkehr  zu  früheren,  natürlicheren  ökonomischen  Verhält- 
nissen sein,  genau  so,  wie  die  Reformation  eine  Wiederaufwcckung  des  ur- 
sprünglichen Chrlstenthums  war  und  die  Roussean'schen  Staatsideen  ebenfalls 
zum  ISaturgemässen  zurückleiten  wollten. 

*)  Schon  Vi co  sagt,  das  Lebensprinzip  einer  demokratischen  Republik 
sei  der  Patriotismus,  die  Anhänglichkeit  an  diesen  speziellen  Staat.  Wenn 
dieselbe  sich  in  ein  blosses  Interesse  an  der  allgemeinen  Menschheit  verliere, 
oder  wenn  die  Demokratie  in  das  Extrem  gehe,  so  gehe  der  Staat  unter. 
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Bedürfniss  dazu  disponirt,  die  gebildeten  Klassen  sind,  wie 
überall,  darüber  noch  nicht  recht  im  Klaren,  mit  sich  selbst 
nicht  einig,  ihnen  fehlt  am  meisten  das,  was  wir  die  juri- 
stische Formulirung  dieser  Fragen  genannt  haben.1)  Was 
einstweilen  in  der  Schweiz  geschieht,  trägt  daher  den  Cha- 
rakter des  Versuchs. 

Als  das  Wichtigste  darunter  betrachten  wir  die  Ge- 
danken und  die  Vorbereitungen  zu  einer  allgemeinen 
Unfallversicherung.  Dieselbe  ist  eigentlich  der  Haupt- 
fortschritt, den  die  sozialen  Ideen  in  neuerer  Zeit  gemacht 
haben  (alles  Andere  ist  schon  dagewesen)  und  zugleich  eine 
Art  von  Brücke  zwischen  den  dinerenten  Staatsanschauungen. 
Vorarbeiten  zu  einer  solchen  Versicherung  sollen  auf  Grund 
der  für  das  Jahr  1888  beschlossenen  Volkszählung  statt- 
finden, welche  die  statistischen  Grundlagen  dazu  liefern  wird.3) 

Es  handelt  sich  dabei  aber  nicht  allein  um  gewisser- 
massen  technische,  sondern  auch  um  politische  Fragen 
von  erheblicher  Tragweite  und  Wirkung,  ganz  besonders 
darum,  ob  diese  allgemeine  Versicherung  gänzlich  bis  in  das 
Detail  hinein  eidgenössisch  organisirt  werden  kann  und  darf, 
oder  ob  sie  bloss  unter  eidgenössischer  Gesetzgebung  und 
Oberaufsicht,  aber  in  kantonaler  Administration  stehen  soll. 
Im  ersteren  Falle  liegt  darin,  darüber  möge  man  sich  nicht 


»)  Ans  dieser  Unsicherheit  stammt  die  Schwäche  der  sämmtlieben 
Parteien,  die  den  eigentlichen  internationalen  Sozialisten  gegenüberstehen, 
welche,  wenn  auch  unter  sich  über  die  Mittel  uneinig,  doch  durch  eine  be- 
stimmte, ja  zum  Thell  fanatische  Ueberzeugung  von  der  Verwerflichkeit  der 
jetzigen  Staats-  und  Vermügensordming  zusammen  gehalten  werden.  Damit 
iht  s.  Z  auch  die  französische  Revolution,  ja  jede  Bisherige  Revolution  in 
der  Geschichte,  entgegen  der  grossen 'Mehrheit  der  Gleichgültigen 
(»der  Unklaren  gemacht  worden,  denn,  wie  ein  philosophischer  S  ertreter 
des  Sozialismus  sagt:  -Eine  Person,  die  einen  Glauben  hat,  ist  starker  al< 
nennundnciinzig,  die  blosse  Interessen  haben."  Das  werden  übrigens  auch 
die  Sozialisten  selbst  erfahren,  wenn  sie  glauben,  ihre  Massen  bloss  durch 
Interessen  zusammenhalten  und  zur  Ausdauer  befähigen  zu  können.  Es 
kommt  eben  bald  eine  Zeit,  in  welcher  sich  der  angegriffenen  Klassen, 
nach  einer  kurzen  ersten  Betäubung,  ein  gleicher  „Fanatismus  der  Ordnung* 
bemächtigt  und  sie,  von  den  gleichen  Mitteln  Gebrauch  machend,  Interessen 
gegen  Interessen  und  Organisation  gegen  Organisation  setzen.  I>a»  zeigt 
die  Geschichte  der  Reformation  und  der  französischen  Revolution ,  der 
beiden  Vorgänger  der  jetzigen  Bewegung.  Die  Organisation  der  Besitzenden 
ist  dann  die  stärkere. 

')  Ueber  die  Art  und  Weise  diaser  Versicherungen  bestehen  noch  keine 
ganz  festen  Ideen.  Wir  werden  im  nächsten  Jahrbuche  einen  Aufsatz  da- 
rüber von  kompetenter  Seite  liefern. 

Ein  Versuch  mit  einer  allgemeinen  Unfallversicherung  ganzer 
T  r  u  p  p  e  n  a  b  t  h  e  i  1  u  n  g  e  n  soll  bei  dem  diessjährigen  Truppenztisamnienzag 
gemacht  werben. 

Eine  obligatorische  Versicherung  für  Auswanderer  enthält  das  eid- 
genössische Gesetz  über  die  Auswanderungsagenturen. 
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täuschen,  eine  ganz  unbestreitbare  Centralisation  der  Ver- 
waltung, durch  welche  der  eidgenössische  Staat  mit  dem 
einzelnen  Bürger  in  die  engsten  Beziehungen  tritt  und  die 
auch  auf  das  wichtigste  der  kantonalen  Reservate,  das  direkte 
Besteuerungsrecht,  nicht  ohne  Einfluss  bleiben  kann:  also 
eine  Verschiebung  des  Verhältnisses  zwischen  Hund  und  Kan- 
tonen und  eine  neue  Theilung  der  Souveränetät,  oder,  wenn 
man  die  ganze  Wahrheit  sagen  will,  die  thatsacb liehe  Auf- 
hebung der  kantonalen  Souveränetät. 

Ein  anderes  Bedenken  hat  der  Direktor  des  eidge- 
nössischen Versicherungsamtes,  Dr.  Kummer,  in  einem  Gut- 
achten über  die  Einführung,  bezw.  Subventionirung  der 
Hagelversicherung  bereits  ausgesprochen,  indem  er  am 
Schlüsse,  nach  Aufzählung  der  vorhandenen  Verpflichtungen 
des  Bundes,  sagt:  «Gesetzt  nämlich,  es  gelänge  denjenigen, 
deren  Ideal  die  finanzielle  Unterstützung  der  verschiedenen 
Versicherungsarten  durch  den  Bund  ist,  zu  erreichen, 
dass  der  Bund  alljährlich  eine,  zwei  oder  gar  drei  Mil- 
lionen hiefür  aussetze,  damit  ja  Alle  in  irgend  einer  Weise 
daran  partizipiren  können,  —  was  wäre  mit  diesem  Opfer 
geleistet!  Es  käme  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  etwa  Fr.  1, 
welchen  sie,  wenn  sie  den  Beitrag  erhält,  ebenso  wenig  fühlt, 
als  wenn  sie  ihn  vorher  dem  Staate  bezahlt.  So  wahr  ist 
es,  dass  der  Staat,  zumal  ein  solcher,  welcher  seine  Einkünfte 
in  Zöllen  —  einer  Art  Kopfsteuer  —  bezieht,  nicht  Geld 
genug  haben  kann,  um  alles  Volk  fühlbar  zu  beschenken, 
sondern  dass  er  nur  dann  für  das  Volk  wahrhaft  frucht- 
bringend wirkt,  wenn  er  die  erhältlichen  Steuern  zur  Hebung 
der  allgemeinen  Sicherhett,  für  gute  Administration  und 
Justiz  und  Hebung  der  Bildung  und  rler  produktiven  Thätig- 
keit  seiner  Bürger  verwendet,  dagegen  die  öffentliche  Wohl- 
thätigkeit  auf  die  wirklich  Unterstützungsbedürftigen  be- 
schränkt. Ist  ja  doch  die  Idee  der  finanziellen  Unterstützung  der 
Versicherung  aus  Staatsmitteln  nicht  eine  neue.  Die  Regierung 
Napoleon's  III.  hat  staatliche  Institute  für  die  Altersversiche- 
rung, die  Todesversicherung  und  die  Unfallversicherung  in's 
Leben  gerufen  und  mit  schönen  Geldmitteln  dotirt.  Die 
geringen  Erfolge  scheinen  jedoch  denjenigen  Recht  zu  geben, 
welche  behaupten,  die  Konkurrenz  des  Staates  habe  die  Ent- 
wicklung der  Versicherung  mehr  aufgehalten  als  gefordert. 
Soll    indessen    der    Bund    mit    seinen   bescheidenen    Finanz- 
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mittein  und  einer  nur  für  gewisse  centralisirte  Dienstzweige 
eingerichteten  Administration  auch  auf  diesem  Gebiete  thätig 
auftreten,  so  ist  dem  letztern  zuvor  im  Grundgesetze  sein 
bestimmter  Platz  anzuweisen  und  dem  Volke  die  Garantie 
zu  geben,  dass  durch  das  neue  Pensum  weder  der  Bund, 
noch  auch  die  Kantone  in  der  Erfüllung  ihrer  sonstigen  Auf- 
gaben gehemmt  werden.  » 

Darin  liegt  ohne  Zweifel  ein  Dämpfer  für  diejenigen 
Meinungen,  die  der  Eidgenossenschaft  eine  sehr  erhebliche, 
direkte  Betheiligung  an  der  Unfallversicherung,  nicht 
bloss  die  gesetzliche  Organisation  derselben,  zurauthen. 

Als  eine  Art  von  Vorarbeit  für  die  Unfallversicherung 
ist  im  Ganzen  aufgefasst  worden  ein  Gesetz  über  die  Aus- 
dehnung der  Haftpflicht,  welches  am  26.  April  1887 
auf  Grund  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  7.  Juni 
1886,  erlassen  wurde  und  nun,  ausser  der  bisherigen  fax 
den  Fabrikbetrieb  und  die  grossen  Verkehrsanstalten  be- 
stehenden Haftpflicht,  auch  noch  für  eine  Reihe  von  andern  Ge- 
werben (Baugewerbe,  Fuhrhai terei,  Schiffsverkehr,  Flösserei, 
Fabrikation  von  Explosivstoffen,  Telephon-  und  Telegra- 
phenleitungen, Installationen  technischer  Natur,  Abbruch 
von  solchen,  Eisenbahn-,  Strassen-,  Brücken-,  Tunnel-, 
Wasser-,  Brunnen-Bauten  und  Leitungen,  Bergwerke,  Stein- 
brüche, Gruben)  eine  verschärfte  Haftung  des  Unternehmers 
einführt,  wobei  in  grössern  Fällen,  die  vor  das  Bundes- 
gericht gelangen,  der  Kläger  auch  von  den  Gerichtskosten 
befreit  werden  kann. 

In  einzelnen  Kantonen,  namentlich  in  Bern,  herrscht 
die  Absicht,  mit  den  von  Raiff eisen  vorgeschlagenen 
landwirtschaftlichen  Darlehensgenossenschaften  mit  gegen- 
seitiger Haftbarkeit  einen  Versuch  zu  machen.  Dieselben 
bestehen  dermalen  namentlich  im  oberen  Elsass  und  bilden, 
wenn  Staatsorganisation  und  Staatsunterstützung  hinzu- 
kommt, eine  Art  von  Uebergang  zu  der  sogenanten  «Ver- 
staatlichung des  Hypothekarkredits,  »  wornach  schliesslich 
der  Staat,  oder  die  Gemeinde,  der  einzige  Hypothekargläu- 
biger wird,  der  die  Hypothek  nicht  kündigen  kann,  so  lange 
der  Zins  bezahlt  wird.  Auch  selbst  wenn  diess  nicht  der 
Fall  ist,  bleibt,  vermöge  der  Unterstützungspflicht,  gewöhn- 
lich nichts .  anderes  übrig,  als  die  Hypothek  zu  acquiriren, 
dieselbe  aber  dem  früheren  Besitzer  neuerdings  gegen  einen 
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bestimmten  Bodenzins  zu  lassen.  Es  ist  diess  im  Grunde 
nichts  Neues,  sondern  das  alte  feudale  Erbzinsverhältniss 
in  neuem  Gewand,  mit  dem  Staate  als  Grundherrn '),  das  in 
Bern  auf  Grund  der  bestehenden  Verfassung  beseitigt  wurde 
und  nun  auf  einem  Umwege  wiederkehrt. 

Die  schon  längere  Zeit  namentlich  in  Luzern  beregte 
amerikanische  Heimstätten gesetzgebung  ist  noch  nir- 
gends zur  Ausführung  gelangt.  Dieselbe  hat  auch,  so  wie  sie 
in  Nordamerika  besteht,  keinen  grossen  Werth,  indem  auch 
diese  Heimstätten  verpfändet  und  in  diesem  Falle  konknrs- 
mässig  versteigert  werden  können.  Der  wirkliche  Schutz 
liegt  indem  Pfändungsgesetz,  welches  die  Bestimmung 
enthalten  muss,  dass  ein  gewisses  Vermögensminimum,  so- 
wohl bei  dem  Landwirth,  als  bei  andern  Berufsklassen,  vor 
der  Pfändung  gesichert  ist.  Diess  ist  allerdings  in  Amerika 
für  die  landbauende  Bevölkerung,  in  einem  ausgedehnteren 
Maasstabe  als  bei  uns,  der  Fall. 

Die  irischen  Landgesetze  zum  Schutze  der 
Pächter  landwirthschaftlicher  Grundstücke  haben  bei  uns  bis- 
her keinen  Wiederhall  gefunden,  indem  eben  auch  die  Ver- 
hältnisse grossen  Grundbesitzes  und  zahlreicher  Pächter 
glücklicherweise  nicht  bestehen,  die  in  jenem  Lande,  wie 
auch  in  England  und  Schottland  mit  Sicherheit  zu  einer 
agrarischen  Revolution  führen. 

Eher  würde  das  in  neuerer  Zeit  auch  in  England  an- 
gestrebte australische  Torrenssystem  zur  Erleichterung 
der  Landübertragung2)  eine  Anwendung  finden  können.  Das- 
selbe besteht  darin,  dass  alle  Erwerbsakte  von  Grund  und 
Boden  von  einer  Registerbehörde  vor  der  Eintragung  nach 
jeder  Seite  hin,  Rechtmässigkeit  des  Besitzes,  Grenzen,  Lasten, 
Eigenschaften,  Werth  etc.  genau  geprüft  und  alle  Anstände, 
die  sich  hieraus  ergeben,  gütlich  oder  rechtlich  vor  der  Ein- 
tragung  erledigt  werden.     Von  diesem  gänzlich  bereinigten 


l)  Interessant  sind  darüber  besonders:  Rodbertns:  Zur  Erklärung 
und  Abhülfe  der  heutigen  Kreditnoth  des  Grundbesitzes ;  Schaffte:  Die 
Inkorporation  des  Hypothekarkredits;  Graf  Pfeil:  Vier  Fraßen,  Verhält- 
nisse des  Grundbesitzes  betreffend,  und  Vorschläge  zur  Herstellung  unkünd- 
barer Hypotheken;  Flürscheim:  Ein  Vorschlag  zur  Lösung  der  sozialen 
Frage;  Bleieken:  Der  Realkredit  und  die  politische  Gemeinde. 

>)  Vgl.  Bob.  Torrens:  Ein  Versuch  über  Landübertragung  durch  Re- 

fistrlrung.  Officlal  reports  und  Circular  von  Lord  Klmberley,  1881.  G  u  y  o  t, 
ournal  des  economistes,  Jahrgang  1882. 
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Beschrieb  der  Liegenschaft  erhält  der  Eigenthümer  eine  of- 
fizielle Kopie,  auf  der  er  dann  durch  blosses  Indossament  das 
Grundstück  veräussern  oder  verpfänden  kann,  unter  An- 
zeige an  die  Registerbehörde.  Dieselbe  haftet  jedem  Besitzer 
dieses  Titels  für  alle  darin  ausgedrückten  Eigenschaften,  über- 
nimmt allfällige  Streitigkeiten,  die  sich  darüber  noch  (etwa 
gegenüber  Anstb'ssern)  ergeben  sollten,  und  entschädigt  den 
Besitzer,  wenn  sich  irgend  eine  Angabe  als  nicht  völlig 
stichhaltig  erweist.  Für  solche  Schäden  besteht  eine  Versiehe- 
rungskasse,  die  aus  den  Gebühren  für  die  Eintragung  sich 
äufnet.  Diese  Einrichtung,  die  in  Süd- Australien,  Neu- Süd- 
wales, Queensland  und  Neu-Seeland  besteht,  hat  sich  dort 
als  sehr  wohlthätig  und  leicht  durchführbar  erwiesen  und 
trägt  jedenfalls  wesentlich  zur  Erleichterung  und  Sicherung 
des  Immobiliarverkehrs  bei. 

Die  Organisation  von  gewerblichen  Genossen- 
schaften im  grössern  Styl  hat  im  Kanton  St.  Gallen 
seit  Ende  des  Jahres  1885  mit  Bezug  auf  die  Maschinen- 
stickerei begonnen.  Es  besteht  dort  eine  solche  Genossen- 
schaft von  über  11,000  Mitgliedern  mit  20,859  Maschinen 
unter  einer  centralen  Leitung.  Einige  Stickereifirmen,  welche 
sich  dem  Verein  fern  hielten  und  es  versuchten,  demselben 
durch  niedrigere  Preise  Konkurrenz  zu  schaffen,  wurden  nach 
irischem  Muster  «boycottirt»,  d.  h.  alle  Gewerbetreibenden, 
welche  für  dieselben  arbeiten  (Bleicher,  Färber,  Appreteure, 
Garnhändler,  Zeichner,  Buchbinder,  Schreiner  u.  s.  w.),  er- 
halten von  den  Genossen  des  Stickereiverbandes  keine  Arbeit 
und  Angestellte  der  betreffenden  Firmen,  die  noch  langer 
als  drei  Monate  bei  ihnen  verbleiben,  keine  spätere  Anstel- 
lung. In  dieser  Weise  hofft  sich  der  Verband  Gehorsam 
erzwingen  zu  können.  —  In  gleicher  Art  scheint  sich  ein 
Tapeziererverband  in  St.  Gallen  bilden  zu  wollen,  welcher 
beabsichtigen  soll,  ungeschulte  Tapezierer  und  den  Bezug  von 
Tapezierwaaren  aus  dem  Ausland  mehr  oder  weniger  zu 
beseitigen.  Das  muss  dann  allerdings  schon  recht  massvoll 
angefasst  werden,  wenn  nicht  ein  Surrogat  des  alten  Zunft- 
zwangs daraus  entstehen  und  der  verfassungsmässige  Grund- 
satz der  Gewerbefreiheit,  zum  Nachtheil  des  konsumirenden 
Publikums,  verletzt  werden  soll. 

Zeichen  der  Zeit  sind  einige  weitere  Vorgänge  des 
Jahres.     Zunächst  wurde  ohne  eine  gesetzliche  Bestimmung, 
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durch  die  blosse  Annahme  eines  Budgetpostens  bei  der  Budget- 
berathung  vom  Dezember  1886,  eine  vom  Bunde  besoldete 
Stelle  eines  «Arbeitersekretärs»  geschaffen.  Ob 
derselbe  ein  ständiger  Experte  für  die  bevorstehenden  sozial- 
politischen Arbeiten  des  Bundesrathes  und  der  Bundes- 
versammlung sein  soll,  oder  ein  vom  Bunde  besoldetes  Gentral- 
organ  für  die  Bestrebungen  der  «Arbeiter» ,  als  Klasse  betrachtet, 
die  dadurch  einen  (vor  andern  Berufsklassen  bevorzugten) 
direkten  Einnuss  auf  Bundesverwaltung  und  Gesetzgebung  ge- 
winnen würden,  oder  ob  er  endlich,  nach  dem  Ausdruck  ein- 
zelner politischer  Organe,  eine  Art  von  «Volkstribunat  >  mit 
Initiative  für  die  eidgenössische  Gesetzgebung  bedeuten  soll, 
darüber  ist  völlige  Klarheit  nicht  vorhanden,  und  das  Ur- 
theil  der  Zukunft  über  diese  Schöpfung  wird  wesentlich 
von  dieser  Aufklärung  abhängig  sein.  Das  Präcedens,  wornach 
eine  solche,  unter  allen  Umständen  wichtige,  Stellung  durch 
einen  gelegentlichen  Budgetposten  kreirt  wird,  können  wir 
nicht  billigen.  In  dieser  Weise  könnte  durch  successive  Ver- 
tretung auch  anderer  Klassen,  der  Landwirtbschaft,  des 
Handels,  der  Lehrerschaft,  des  geistlichen  Standes,  nach  und 
nach  eine  förmliche  ständische  Nebenregierung  entstehen, 
eine  Einrichtung,  von  welcher  weder  die  Bundesverfassung 
noch  die  Kantonalverfassungen  Kenntniss  haben.  Die  Stelle 
eines  Justizsekretärs  für  Gesetzgebung  (die  überdiess  einem 
bestimmten  Departement  des  Bundesrathes  organisch  an- 
gegliedert war),  ist  vor  einigen  Jahren  sogar  der  Volks- 
abstimmung unterlegen,  während  diessmal  ein  Budgetposten 
der  Bundesversammlung  die  Gesetzgebung  überflüssig  und 
das  Referendum  unmöglich  machte. 

Zu  Ostern  dieses  Jahres  (10.  April)  wurde  in  Aarau 
ein  «allgemeiner  schweizerischer  Arbeiter- 
bund»  gegründet,    dessen  Statut  folgendermassen  lautet: 

« Zweck  und  Zusammensetzung.  §  1.  Zur  gemein- 
samen Vertretung  der  wirthschaftlichen  Interessen  der  Ar- 
beiterklasse in  der  Schweiz  bilden  die  Arbeitervereine  des 
Landes  einen  Verband  unter  dem  Namen  Schweizerischer 
Arbeiterbund.  Beitrittsberechtigt  ist  jeder  Verein,  der  in 
seiner  Mehrzahl  aus  schweizerischen  Arbeitern  besteht  und 
Arbeiterinteressen  vertritt,  ohne  Unterschied  seiner  politi- 
schen oder  religiösen  Richtung.  Die  dem  Bunde  beigetre- 
tenen Vereine  verpflichten    sich,    bei   allen   Untersuchungen 
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und  statistischen  Erhebungen  über  Arbeiterverhältnisse  mit- 
zuwirken und  Auskunft  zu  ertheilen. 

A.  Organisation.  §  2.  Die  Organe  des  schweizerischen 
Arbeiterbundes  sind:  a.  die  Delegirtenversammlung,  6.  der 
Bundesvorstand,  c.  der  leitende  Ausschuss,  d.  der  Arbeiter- 
sekretär. 

§  3.  Alle  drei  Jahre  findet  die  ordentliche  Delegirten- 
versammlung  statt ;  die  Delegirten  werden  von  den  ver- 
bündeten Vereinen,  welche  dem  schweizerischen  Arbeiter- 
bund angehören,  gewählt.  Stimmrecht  bei  der  Wahl  haben 
nur  Schweizerbürger.  Jeder  selbständige  Verein  hat  das 
Recht,  einen  Delegirten  abzuordnen ;  jedoch  kommt  nur  auf 
250  Mitglieder  ein  stimmberechtigter  Delegirter.  Kleinere 
Vereine  haben  sich  nach  freier  Wahl  behufs  Erlangung  des 
Stimmrechts  an  der  Delegirtenversammlung  zu  gruppiren. 
Ort  und  Zeit  der  Delegirtenversammlung  wird  vom  Bundes- 
vorstand festgesetzt.  Ausserordentliche  Delegirtenversamm- 
lungen  können  durch  Beschluss  des  Bundesvorstandes  oder 
auf  Begehren  von  Vereinen,  welche  einen  Zehntheil  der  im 
Bund  vertretenen  Mitglieder  aufweisen,   einberufen  werden. 

B.  Der  Bundesvorstand.  §  4.  Der  Bundesvorstand  be- 
steht aus  dreiundzwanzig  Mitgliedern,  welche  von  der  Dele- 
girtenversammlung auf  je  drei  Jahre  gewählt  werden.  Die 
Mitglieder  müssen  stimmberechtigte  Schweizerbürger  sein. 
Zwei  Drittel  sind  beschlussfähig.  Im  Bundesvorstand  sollen 
so  weit  möglich  nach  Verhältniss  vertreten  sein :  die  dem 
Bunde  angehörigen  Verbände,  die  Landessprachen,  die  im 
Bunde  wesentlich  vertretenen  Industrien  und  Gewerbe.  Der 
Bundesvorstand  versammelt  sich  ordentlicher  Weise  jährlich 
zwei  Mal.  Die  Ersatzmänner  nehmen  an  den  Sitzungen  mit 
berathender  Stimme  Theil  und  rücken  bei  Absenzen  etc. 
nach  der  Reihenfolge  ihrer  Wahl  ins  Stimmrecht  ein.  Von 
den  Sitzungen  des  Bundesvorstandes  ist  jeweilen  vorher  dem 
zuständigen  Departement  Kenntniss  zu  geben,  damit  sich 
dasselbe  vertreten  lassen  kann.  Der  Bundesvorstand  hat  das 
Recht,  zu  seinen  Sitzungen  Beamte,  Fachmänner  und  Ver- 
treter besonders  in  Frage  kommender  Industrien  und  Ge- 
werbe einzuladen,  welchen  berathende  Stimme  verliehen  wird. 
Drei  Viertel  der  Mitglieder  müssen  Arbeiter  sein. 

C.  Der  leitende  Ausschuss.  §  5.  Der  leitende  Aus- 
schuss  besteht   aus  drei   am  gleichen   Ort  und   Umgebung 
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wohnenden  Mitgliedern  des  Bundesvorstandes  (Präsident,  Ak- 
tuar  und  Quästor),  wird  von  letzterem  auf  drei  Jahre  ge- 
wählt und  bildet  dessen  Bureau,  sowie  die  Vertretung  des 
schweizerischen  Arbeiterbundes  nach  aussen.  Er  vollzieht 
die  Beschlüsse  des  Bundesvorstandes  und  verwaltet  die  Mittel 
und  Schriftstücke  des  Bundes  Die  Delegirtenversammlung 
wählt  ihr  Bureau  selbst.  Die  Tagesordnung  soll  jeweilen 
vor  der  Delegirtenversammlung  bekannt  gemacht  werden. 
Seine  Geschäftsordnung,  in  welcher  auch  die  Frage  der 
Verantwortlichkeit  zu  regeln  ist,  hat  der  leitende  Ausschuss 
dem  Bundesvorstand  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

D.  Arbeitersekretär.  §  6.  Der  Arbeitersekretör  wird 
vom  Bundesvorstand  auf  je  drei  Jahre  gewählt.  Der  Gewählte 
muss  Schweizerbtirger  sein.  Der  Delegirtenversammlung  steht 
das  Vorschlagsrecht  zu.  Seine  amtlichen  Befugnisse  und 
Pflichten  werden  durch  ein  vom  Bundesvorstand  aufzustel- 
lendes Reglement  bestimmt,  dessen  Genehmigung  auch  das 
Arbeitsprogramm,  sowie  das  Budget  und  die  Rechnung  des 
Arbeitersekretariats  unterliegt.  Die  unmittelbare  Aufsicht 
über  die  Geschäftsführung  des  Arbeitersekretariats  liegt  dem 
leitenden  Ausschüsse  ob.  Der  Arbeitersekretär  steht  sowohl 
den  Vorständen  des  schweizerischen  Arbeiterbundes ,  wie 
dem  schweizerischen  Bundesrathe  zu  allen  angeordneten  Un- 
tersuchungen ,  Arbeiterfragen  betreffend,  statistischen  Er* 
bebungen  und  Bearbeitungen,  sowie  Begutachtungen  zur 
Verfugung.  Er  hat  das  Recht,  sich  behufs  Auskunfter* 
langung  unmittelbar  an  Behörden,  Verbände,  Vereine  und 
Private  zu  wenden. 

Mittel.  §  7.  Die  Subvention  des  schweizerischen  Bundes- 
rathes  ist  ausschliesslich  für  die  Kosten  des  Arbeitersekre- 
tariats zu  verwenden,  und  ist  über  die  Verwendung  dem 
Bundesrate  detaillirte  und  belegte  Rechnung  zu  stellen.  Alle 
übrigen  Kosten,  insbesondere  diejenigen  für  Delegirtenver« 
Sammlungen,  die  Sitzungen  des  Bundesvorstandes  und  die 
Geschäftsführung  des  leitenden  Ausschusses  sind  von  den 
Verbänden  und  Vereinen  für  ihre  Vertreter  selbst  zu  tragen. 
Entschädigungsansprüche  auf  dio  Bundessubvention  sind  un- 
zulässig. 

Publikationsorgane.  §  8.  Als  amtliche  Publikations- 
mittel  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  werden  der  «  Grüt- 
lianer»,  die  c  Arbeiterstimme  »,  die  «Voix  du  peuple  »  und 
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die  Organe  der  Verbände  und  Vereine  betrachtet,  welche 
dem  Arbeiterbund  angehören,  sofern  und  so  lange  dieselben 
alle  amtlichen  Mittheilungen  des  Bundesvorstandes,  des  lei- 
tenden Ausschusses  und  des  Arbeitersekretariats  unverändert 
und  gratis  in  ihren  Texttheil  aufnehmen.  Die  Liste  der 
Publikationsmittel  wird  den  Verbänden  und  Vereinen  durch 
den  leitenden  Ausschuss  bekannt  gegeben,  und  gelten  die 
in  denselben  veröffentlichten  amtlichen  Mittheilungen  als  zur 
Eenntniss  aller  Mitglieder  des  schweizerischen  Arbeiterbundes 
gebracht. 

Allgemeine  Bestimmungen.  §  9.  Der  Eintritt  in  den 
schweizerischen  Arbeiterbund  sowie  der  Austritt  aus  dem- 
selben geschieht  durch  schriftliche  Mittheilung  an  den  lei- 
tenden Ausschuss. 

§  10.  Dieses  Statut  tritt  mit  seiner  Annahme  durch 
die  Delegirtenversammlung  in  Kraft;  durch  Mehrheitsbe- 
schluß der  Delegirtenversammlung  kann  es  jederzeit  revi- 
dirt  werden. » 

Diesem  Arbeiterbund  sind  von  grösseren  Vereinen  da- 
mals sofort  beigetreten:  Politische  Vereine.  Der 
Grütli- Verein  mit  250  Sektionen  und  12,000  Mitgliedern; 
der  Pius- Verein  mit  10,000  Mitgliedern;  der  katholische 
Gesellenverein  mit  988  aktiven  und  1672  Ehrenmitgliedern; 
das  Aktionskomite*  des  Arbeitertags  im  Namen  von  6000 
Mitgliedern;  le  parti  national  ouvrier  de  Geneve  mit  1700 
Mitgliedern.  Gewerkschaften:  Die  föd^ration  hor- 
logere  mit  15,000  Mitgliedern ;  die  födäration  des  remonteurs, 
demonteurs  et  röparateurs ;  die  f&deration  suisse  des  monteurs 
de  boUes  mit  1900  Mitgliedern ;  der  schweizerische  Gewerk- 
schaftsbund mit  56  Fachvereinen  und  2000  Mitgliedern; 
der  Typographenbund  der  deutschen  Schweiz  mit  20  Sek- 
tionen und  450  Mitgliedern ;  der  Typographenverein  der 
romanischen  Schweiz  mit  450  Mitgliedern ;  der  Holzarbeiter- 
verband mit  etwa  10  Sektionen  und  600  Mitgliedern;  der 
Metallarbeiterbund  und  noch  eine  Anzahl  kleinerer  Vereine, 
Unterstützungsvereine:  Der  katholische  Unter- 
stützungsverein ;  der  Centralverband  der  Kranken-  und  Unter- 
Stützungsvereine  der  Fabriksticker  mit  4850  Mitgliedern ;  der 
schweizerische  Verband  für  Freizügigkeit  der  Krankenkassen 
mit  4000  Mitgliedern. 
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Welche  Folgen  sich  an  diese  erste  grössere  Organisa- 
tion einer  Berufsklasse  knüpfen  werden ,  welchen  anderen 
Organisationen  dieselbe  rufen  wird,  und  namentlich  ob  sich 
eine  solche  Mischung  von  Vereinen  der  verschiedensten  poli- 
tischen Ueberzeugungen  als  zweckmässig  erweisen  wird,  wird 
die  nächste  Zukunft  lehren.  Zunächst  wird  die  neue  Or- 
ganisation bei  den  eidgenössischen  Wahlen  dieses  Herbstes 
sich  geltend  machen,  um  auf  die  nächste  Legislaturperiode 
der  Eidgenossenschaft  einen  massgebenden  Einfluss  zu  ge- 
winnen, und  es  mag  dann  1887  in  der  künftigen  schweize- 
rischen Geschichte  ein  Datum  von  ähnlicher  Bedeutung  sein, 
wie  es  1798,  1830,  oder  1841  gewesen  ist. 


UI. 


Da  sich  in  diesem  Jahre  ohne  Zweifel  eine  Anzahl  un- 
serer Leser  in  der  sogenannten  «sozialen  Frage»  einiger- 
massen  zu  orientiren  wünscht,  so  mag  es  zweckmässig  sein, 
die  literarische  Uebersicht  ausnahmsweise  ein  wenig 
über  den  Rahmen  der  Schweiz  sowohl,  als  den  des  Jahres 
1886/87  auszudehnen,  soweit  es  dieses  Gebiet  betrifft. 

Wir  glauben  zwar  keineswegs,  dass  eine  allgemeine 
Besprechung  dieser  Fragen  von  einem  erheblichen  direkten 
Einflüsse  sein  wird.  Für  neunzig  Prozent  der  Menschen  sind, 
wie  schon  der  Historiker  Taine  es  ausgesprochen  hat,  solche 
allgemeine  Deduktionen  leere  Worte,  von  denen  sie  nur  das 
Schlussresultat  fassen,  und  auch  unter  den  Uebrigen 
haben  die  Meisten  entweder  Mühe,  sich  durch  diese  Bücher 
hindurchzuarbeiten,  und  thun  es  nicht  weiter,  als  gerade  das 
unmittelbare  Interesse  des  Augenblicks  es  mit  sich  bringt, 
oder  sie  suchen  darin  von  vorneherein  nur  die  Beweis- 
mittel für  eine  bereits  gebildete  Ueberzeugung.  Es 
ist  auch  in  der  That  nicht  ganz  leicht,  sich  in  dem  pbiio- 
sophisch-nationalökonomischen  Jargon  zurechtzufinden,  welcher 
bereits  auch  dieses  Gebiets,  das  vor  allen  Dingen  eine  ganz 
einfache  und  klare  Darstellung  erfordern  würde,  sich  be- 
mächtigt hat.1) 

Die  historischen  Urkunden  des  modernen  Sozia- 
lismussind: Friedrich  Engels:  «Die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  in  England»,    1845;    Engels   und  Marx:  «Das 


x)  Wer  versteht  z.  B.  eigentlich  das  „eherne  Lohngeaets"?  Für  riefe 
Tansende  sind  aber  solche  Worte  heutzutage  Dogmen,  an  die  sie  einfach 
glauben.  Selbst  das  Wort  Sozialismus  hat  seine  Bedeutung  Im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  total  verändert,  was  am  besten  daraas  ersichtlich  Ist, 
dass  Metternich  z.  B.  schreibt:  „Ich  werde  als  Sozialist  sterben,  wie  ich  als 
solcher  gelebt  habe."    (Allg.  Ztg.  1881,  Nr.  11.) 
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kommunistische  Manifest  » ,  1847 ;  Lassalle:  «Das  Arbeiter- 
programm», 1863;  Derselbe:  Das  «offene  Antwortschreiben 
an  das  Central-  Komite*  zur  Berufung  eines  allgemeinen  deut- 
schen Arbeiterkongresses  zu  Leipzig»,  1863;  und  allenfalls 
noch  das  sog.  Gothaer  Programm  von  1877.  Mit  dem  ob- 
genannten  Buche  von  Engels  begann  der  deutsche  Sozialis- 
mus, der,  im  Gegensatz  zu  den  früheren  französischen  und 
englischen  Bestrebungen,  dermalen  die  Hegemonie  hat.  Das 
Programm,  das  jetzt  ausgeführt  werden  soll,  ist  am  klarsten 
in  den  bezeichneten  Schriften  von  Lassalle  und  allenfalls  noch 
in  dessen  « Arbeiterlesebuch  >  aufgestellt. 

Die  Lehrbücher  des  Sozialismus  sind :  €  Das  Kapital  > 
von  Marx,  dessen  erster  Band  schon  1867,  der  zweite  aber 
erst  nach  seinem  Tode  1885  herausgekommen  ist,  eine  Art 
von  Lehrbuch  der  Nationalökonomie  nach  sozialistischen 
Grundsätzen.  Bei  weitem  klarer,  namentlich  überzeugender 
für  den  Juristen,  ist  das  «  System  der  erworbenen  Rechte  > 
von  Lassalle,  1861,  später  mit  einer  interessanten  Vorrede 
von  Bucber  neu  aufgelegt;  am  lesbarsten  für  Jedermann  das 
kleinere  Buch  von  Lassalle:  «Herr  Bastiat-Schulze  von  De- 
litzsch, der  ökonomische  Julian,  oder  Kapital  und  Arbeit», 
1864.  Als  kurze  Uebersicht  der  sozialistischen  Ideen,  im 
Gegensatze  namentlich  zu  der  liberalen  Vertheidigung  des 
jetzigen  Gütersystems,  dient  kein  anderes  Werk  so  voll- 
kommen, obwohl  es  seinem  nächsten  Zwecke  nach  eine  sehr 
persönliche,  bissige  Streitschrift  ist.  Wir  rechnen  zu  diesen 
Lehrbüchern  noch:  Laveleye:  «Les  formes  primitives  de 
lapropriötö»  (deutsch:  «  das  Ureigenthum  »,  1879)  und  eine 
kleine,  s.  Z.  sehr  berühmt  gewordene  Schrift  von  v.  Kirch- 
mann: «Ueber  den  Kommunismus  der  Natur»,  1866. 

Der  agrarische  Sozialismus  hat  seinen  besondern  Ver- 
kündiger s.  Z.  in  Georg  Rodbertus-Jagezow  gehabt,  über 
dessen  Lehre u  man  sich  am  besten  aus  seinen  « sozialen 
Briefen  an  Kirchmann»,  1850,  den  « Briefen  und  Frag- 
menten», 1882  herausgegeben  von  Rudolf  Meyer,  oder  der 
Schrift:  «Zur  Erklärung  und  Abhülfe  der  heutigen  Kredit- 
noth  des  Grundbesitzes»,  1876,  orientirt  Aufklärend  sind 
ausserdem  besonders:  Lorenz  v.  Stein:  «Die  drei  Fragen 
des  Grundbesitzes  und  seiner  Zukunft »  ;  B  o  r  i  e :  «  Etüde 
sur  le  credit  agricole  et  le  crödit  foncier  en  France  et  ä 
l'ätranger  ». 
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Der  Vertreter  der  Selbsthülfe  der  Arbeitenden  durch 
Bildung  von  Kreditgenossenschaften  war  besonders  Her- 
mann Schulze  von  Delitzsch  in  Sachsen,  der  Gründer  der 
deutschen  Vorschusskassen,  Kreditvereine  und  Genossen- 
schaftsbanken, die  er  in  seinen  Schriften :  « Die  arbeitenden 
Klassen  und  das  Associationswesen  in  Deutschland»,  «das 
Associationsbuch  > ,  «die  Abschaffung  des  geschäftlichen 
Risikos  durch  Herrn  Lassalle  »  vertheidigte. 

Die  katholisch -ultramontanen  Sozialisten  haben 
ihre  Propheten  in  dem  geistreichen  Bischof  Wilhelm  von 
Ketteier  von  Mainz  («Die  Arbeiterfrage  und  das  Christen- 
thum»,  1864)  und  den  belgischen  Professoren  Pörin  («La 
richesse  dans  les  societes  chr&iennes»,  «  Les  doctrines  econo- 
miques  depuis  un  siecle»)  und  Huet,  Erzieher  des  Königs 
Milan  von  Serbien,  (« le  regne  social  du  christianisme »  '). 
Auf  die  Anarchisten,  Kathedersozialisten  und  christlich- 
sozialen Protestanten  wollen  wir  hier  nicht  weiter  eintreten. 

Zu  einer  allgemeinen  Orientirung  dienen  die 
Schriften  von  Seh  äff  le  («Quintessenz  des  Sozialismus», 
1878;  «Die  Aussichtslosigkeit  der  Sozialdemokratie  »,  1885; 
«  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers  >  ;  « Inkorporation  des 
Hypotbekarkredits  >  u.  A.  m.);  Laveleye  («Die  sozialen 
Parteien  der  Gegenwart,  deutsche  Ausgabe,  1884) ;  Rudolf 
Meyer  («Der  Emancipationskampf  des  vierten  Standes», 
1874  u.  ff.);  ausserdem  etwa  noch:  Franz  Mehring  («Die 
d eutsche  Sozialdemokratie »,  1883),  Janet  (« Les  origines 
du  socialisme  contemporain »,  1883),  Say  («Le  socialisme 
d'Etat»,  1884),  Henry  George(«Progressandpoverty»,  1879), 
Umpfenbach(«  Die  Altersversorgung  und  der  Staatssozialis- 
mus»,  1883),  Sudre  («Geschichte  des  Kommunismus»,  1887), 
Menger  («Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag»,  1887), 
Dargun  («  Sozialistische  Studien  » ,  1 886),  B e b e  1  ( « Die 
Frau»,  1880),  Constantin  Frantz  («Die  soziale  Steuer- 
reform als  conditio  sine  qua  non,  wenn  der  sozialen  Revo- 
lution vorgebeugt  werden  soll»),  Post  («  Einleitung  in  eine 
Naturwissenschaft  des  Rechts»,  1872;  «der  Ursprung  des 
Rechts»,  1872;  «die  Anfänge  des  Staats-  und  Rechtslebens», 
1878;  «  die  Grundlagen  des  Rechts  und  die  Grundzüge  seiner 


»)  Alles  das  Ist  Übrigens  In  der  „civitas  Del*  des  hl.  Angostin  rad 
in  den  Schriften  des  hl.  Thomas  von  Aquino  schon  längst  gesagt*  *of  die 
daher  auch  der  heutige  katholische  Sozialismus  neuerdings  verweist 
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Entwicklungsgeschichte»,  1884;  <  Bausteine  für  eine  allge- 
meine Rechtswissenschaft  auf  vergleichend- ethnologischer 
Grundlage»,  1881).  In  der  Schweiz  erschienen  im  Jahre  1886 
von  Dr.  P.  C.  von  Planta  in  Chur:  «Die  Rekonstruktion 
der  Familie  und  des  Erbrechts»  und  von  Pfarrer  Kambli 
in  St.  Gallen  1887:  «Unsere  Stellung  zu  den  sozialen  Fra- 
gen». Kritisch  interessant  sind:  Raum  er:  «Die  Frau  der 
Sozialdemokratie  unter  Klarlegung  des  sozialistischen  Zu- 
kunftsstaates» (gegen  die  obenerwähnte  Schrift  von  Bebel 
gerichtet);  Bauer:  «Das  Kapital  und  die  Kapitalmacht», 
1884;  Flürscheim:  «Auf  friedlichem  Wege»,  1884; 
Trost,  «Sozialismus  und  Sozialpolitik»,  1887. 

Die  Geschichte  der  sozialen  Ideen  vor  der  französi- 
schen Revolution  hat  ihren  besondern  Geschichtschreiber  in 
Villegardelle,  die  Geschichte  des  Materialismus  Überhaupt 
in  Lange.  Ueber  die  französische  Revolution  enthält  Tho- 
mas Carlyle  (French  revolution)  die  bei  Weitem  inter- 
essanteste allgemeine  Darstellung,  und  Taine:  «  Les  origines 
de  la  France  contemporaine »  die  lehrreichste  thatsächliche 
Zusammenstellung.  Die  Ideen  des  früheren  französischen 
Sozialismus  sind  am  besten  in  den  Werken  von  Baboeuf, 
Fourier,  Proudhon,  St.  Simon  und  Comte  selber 
nachzulesen.1) 

Auf  unserem  schweizerischen  Boden  ist  nichts  klassi- 
sches2) über  den  Sozialismus  geschrieben  worden,  ausser  Sis- 
mondi  «Nouveaux  principes  d'äconomie  politique»,  1819, 
ein  Werk,  das  schon  damals  alle  neuen  Ideen,  gerechtere 
Gewinnverteilung,  Haftpflicht,  Versicherung  für  Krankheit 
und  Unfälle,  Fabrikgesetzgebung,  Verbot  der  Sonntags-  und 


»)  Ueberhaupt  Ist  auch  in  dieser  Sache  das  Quellenstudium  die 
alleinige  wirkliche  Orientirung.  Ein  ungemein  anregendes  Buch  aber  die 
Ideen  unserer  Zeit  überhaupt,  das  jeder  Gebildete  lesen  sollte,  ist:  Buckle's 
„Geschichte  der  Civtlisation  in  England",  eigentlich  bloss  die  Vorrede  dazu 
enthaltend.  Die  richtigsten  politischen  und  sozialen  Ideen  von  allen  Büchern 
unserer  Zelt  enthalten  die  Schriften  Thomas  Carlyle' 8,  besonders  der 
„Sartor  resartus",  „Fast  and  present",  „Latter  day  pamphleta*  und  die  ein- 
zelnen Aufsätze  über  Personen  und  Perioden  der  französischen  Revolution. 
—  Das  deutsche  Sozialistengesetz  mit  Erläuterungen  ist  von  Höninghaus 
1878  herausgegeben  worden.  Ein  umfangreiches  Werk  von  Mario  (Prof. 
Winkelbleehf)  „Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Arbeit  oder 
System  der  Weltökonomie"  ist  in  der  Herausgabe  begriffen. 

*)  Die  Schriften  von  Weitling,  z.  B.  „Garantien  der  Harmonie  und 
Freiheit",  1842,  können  wir  kaum  dazu  rechnen,  obwohl  es  mitunter  zu  ge- 
schehen pflegt. 
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Kinderarbeit,   Normalarbeitstag  u.  s.  w.   enthielt,    die  jetzt 
erst  von  Andern  verbreitet  werden. 

Ueber  die  Versicherungsfrage  sind  in  neuerer 
Zeit  besonders  erschienen:  Hahn,  Haftpflicht  und  Unfall- 
versicherung, 1 882 ;  Goldschmidt,  die  Unfallversicherung 
und  ihre  Tragweite,  1882;  Klang,  die  Arbeiterversicherung, 
1884;  Bodeker,  die  Unfallversicherung  der  europäischen 
Staaten,  1884;  Gallus,  die  Organisation  der  Krankenver- 
sicherung, 1888;  Derselbe,  Rechte  und  Pflichten  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber,  zu  dem  Unfall  Versicherungsgesetz, 
1884;  Derselbe,  die  22  wichtigsten  Fragen  über  das 
Reichskrankengesetz,  1884;  Haagen,  die  Reichsgesetze  über 
die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  etc.  und  über  die  Un- 
fallversicherung ,  1884;  Mazzola,  Tassicurazione  degli 
operai,  Bericht  an  das  italienische  Handelsministerium,  1886; 
Grüner,  les  lois  d'assistance  ouvriere,  1887;  Häpe,  das 
Unfallversicherungsgesetz,  1885,  und  das  Krankenversiche- 
rungsgesetz, 1883.  Von  schweizerischen  Autoren:  Droz, 
les  victimes  du  travail  et  Tassurance  obligatoire;  Boden- 
heim er,  la  loi  d'empire  sur  l'assurance  des  ouvriers,  1885; 
Derselbe,  les  assurances  ouvrieres  en  Allemagne  et  en 
Suisse,  1 886/87 ;  Dr.  Kummer,  Gutachten  über  die  Hagel- 
versicherungsfrage, 1887;  Adv.  Scherrer  in  St.  Gallen, 
die  obligatorische  Unfallversicherung,  1886. 

Der  Leser  des  Jahrbuchs,  der  nicht  bereits  selbst  ein 
Urtheil  besitzt,  wird  an  der  vorgenannten  Auswahl  aus  der 
grossen  Fluth  von  solchen  Schriften  einstweilen  genug  haben 
und  vielleicht  noch  gerne  den  Rath  auf  den  Weg  nehmen, 
zuerst  das  orientirende  Buch  von  Laveleye,  «die  sozialen 
Parteien  >  und  sodann  direkt  die  Schrift  von  Lassalle,  «  Ba- 
stiat-  Schulze  >  zu  lesen.  Das  wird  ihn  vieler  Unklarheit  über- 
heben. Für  den  Juristen  fehlt  einstweilen  noch  ein  Werk, 
das  den  Sozialismus,  aus  einer  ökonomischen  Theorie  heraus, 
zu  einem  neuen  Staatsrecht  zu  konstruiren  versuchen  würde. 
Die  Schriften  von  Post  und  die  früher  besprochene  Schrift 
von  Menger  sind  die  Vorarbeiten  hiezu. 
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Das  bei  Weitem  interessanteste  Ereigniss  des  Jahres  in  der 
politischen  Literatur  der  Schweiz  ist  die  glückliche 
Vollendung  des  monumentalen  Werkes  der  «Eidgenossi- 
schen Abschiede»  (in  22  starken  Bänden),  welche  nun 
die  staatsrechtliche  Geschichte  der  Eidgenossenschaft  als  solcher 
in  einer  Vollständigkeit  enthalten,  um  die  sie  andere  Völker 
beneiden  können.  Es  beginnt  mit  dem  denkwürdigen  Auf- 
trag des  Pabstes  Innocenz  IV.  (Sinibald  Fiesco  von  Genua) 
an  den  Propst  von  Oelenburg  im  Elsass,  die  Schwyzer, 
Unterwaldner  und  Luzerner  mit  dem  Banne  zu  belegen, 
wenn  sie  fortfahren,  dem  auf  dem  Konzil  zu  Lyon  gebannten 
Kaiser  Friedrich  II.  von  Hohenstaufen  freventlich  anzuhangen 
und  ihrem  wahren  Herrn,  dem  (älteren)  Grafen  Rudolf 
v.  Habsburg,  dem  sie  erblich  zugehören,  den  Gehorsam 
zu  versagen  (1247,  28.  August).  An  der  Wiege  der  schwei- 
zerischen Freiheit  haben  die  Päbste  somit  nicht  segnend 
gestanden.  Den  Schluss  bildet  ein  Anhang  von  Berichten 
verschiedener  Art,  die  in  die  Zeit  der  helvetischen  Revolution 
hinüberleiten.  Der  erste  Band  ist  in  einer  zweiten  Auflage 
von  1874  vorhanden.  Die  Bundesversammlung  dieses  Jahres 
fand  sich  mit  Recht  veranlasst,  den  sämmtlichen  Redaktoren 
des  Werkes1),  welches  im  Jahre  1889  mit  dem  ersten  (jetzt 
aber  ersetzten)  Band  von  Prof.  Eutych  Kopp  seinen  Anfang 
nahm,  und  dem  dermaligen  Oberredaktor,  Bundesarchivar 
Dr.  Kaiser,  den  wohlverdienten  Dank  auszusprechen. 

An  diese  Abschiedesammlung,  die  vielleicht  noch  mit 
einigen  Supplementen  ergänzt  werden  wird,  schliesst  sich  an 
die  Fortsetzung  der  Herausgabe  der  helvetischen  Ur- 
kunden durch  Dr.  Strickler.  Dieselbe  ist  dermalen  bis 
zum  Anfang  August  1798  gediehen.  Der  zweite  Band,  der 
auf  Ende  dieses  Jahres  erscheinen  soll,  wird  höchstens  bis 
zum  Monat  Dezember  1798  reichen,  mit  welchem  bereits  die 
Kriegszeit  des  folgenden  Jahres  ihren  Anfang  nimmt. 

Neben  dieser  Arbeit  sollte  nun  die  Eidgenossenschaft  die 
Herausgabe  der  interessantesten  Landesarchive  systematisch 
srubventioniren,  zu  denen  wir  in  erster  Linie  diejenigen 
von  Bern,   Zürich,   Wallis  und  Graubünden  zählen  würden. 


0  Dieselben  sind:  E.  Kopp,  A.  Ph.  v.  Segesser,  Johannes  Strickler. 
Karl  v.  Deschwanden.  Joh.  Karl  Krtttli.  Jakob  Kaiser,  Jakob  Vogel,  Daniel 
Fechter,  Joh.  Ad.  Pupikofer,  Martin  Kothing,  Joh.  Bapt.  Kaiser,  G.  Meyer 
ron  Knonan. 
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Von  ähnlichen  Sammlungen  sind  erschienen :  Die  Fort- 
setzung der  bündnerischen  Urkunden  von  Dr. 
y.  Jecklin,  nunmehr  bis  1815  reichend.  Der  Herausgeber 
sollte  dieses  Werk  in  etwas  grösserem  Style,  wenigstens 
in  der  Art  von  Oechsli's  Sammlung  der  eidgenössischen 
Urkunden,  erscheinen  lassen,  wozu  er  alle  Fähigkeiten  be- 
sitzt. Ferner  ein  erstes  Heft  des  «Urkundenbuchs  der 
Stadt  und  Landschaft  Zürich»  von  Dr.  Escher 
und  Dr.  Schweizer.  Einstweilen  ist  hiebei  eine  erste  Periode 
bis  16.  Juli  1336  in  Aussicht  genommen,  die  ungefähr 
4500  Dokumente  in  5  Bänden  umfassen  soll.  Wir  sind 
unsererseits  mehr  als  für  eine  solche,  allerdings  gross- 
artige Vollständigkeit,  die  dabei  aber  stets  die  Gefahr  in 
sich  birgt,  nie  fertig  zu  werden  und  in  Dinge  sich  zu  ver- 
lieren, die  bloss  antiquarisches  Interesse  besitzen,  für  be- 
schränktere Sammlungen  von  Urkunden  und  daneben  für 
Einzeldarstellungen  geschichtlicher  Perioden  eingenommen. 
Was  sich  in  dieser  letzteren  Beziehung  noch  leisten  lässt, 
zeigt  ein  Aufsatz  von  Prof.  Muoth  in  Chur  (in  dem  Jahres- 
bericht der  dortigen  historisch-antiquarischen  Gesellschaft) 
über  Gaudenz,  den  letzten  «Vogt  von  Matsch»,  der 
im  Jahre  1504,  nach  einem  vielbewegten  Leben  starb.  Die 
kleine  Schrift  ist  eine  sehr  anschauliche  Darstellung  der  Art 
und  Weise,  wie  die  rhatischen  Bünde  gegen  die  Interessen 
der  grossen  Dynasten-Familien  zu  Stande  kamen,  sie  ent- 
hält besonders  die  etwas  verwickelte  Vorgeschichte  des  Zehn- 
gerichtenbunds.  Daneben  hat  sie  auch  ein  allgemein  mensch- 
liches Interesse  als  ein  Beispiel,  wie  eine  überschlaue  und 
ranke  volle  Diplomatie  ihren  Urheber  gewöhnlich  zum  Ver- 
derben leitet.  Solche  Lebensbilder,  in  dieser  eingehenden 
und  lebendigen  Weise  geschildert,  könnten  noch  mehrere 
geschrieben  werden,  und  die  Geschichte  vollzieht  sich  eigent- 
lich auch  vor  den  Augen  der  Zeitgenossen  wesentlich  in 
einem  solchen  Rahmen.  Der  Kardinal  Schinner,  der  Bürger- 
meister Marx  Röust  von  Zürich,  der  Freiherr  Ulrich  von 
Hohensax,  die  letzten  Grafen  von  Greyerz  und  Montfort 
würden  sich  namentlich  zu  solcher  Darstellung  eignen,  die 
letzteren  besonders,  um  den  Uebergang  von  den  grossen 
Grundherr  Schäften  des  Mittelalters  in  das  heutige  politische 
und  wirtschaftliche  System  kar  zu  stellen.  Nicht  weniger 
verdienten  einige  eifrige  Feinde  der  Eidgenossenschaft,  Jakob 
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v.  Medici  auf  Musso,  Marx  Sittich  von  Hohenems,  Ritter 
Bilgeri  von  Heudorf,  eine  neue  Darstellung  als  Mittelpunkte 
einer  politischen  Entwicklungsperiode,  in  der  Art,  wie  es  in 
gelungener  Weise  mit  dem  Vogte  von  Matsch  der  Fall  ge- 
wesen ist.  Herr  Stabsmajor  Rudolf  v.  Planta  in  Mailand  hat 
sich  ein  unbestreitbares  Verdienst  um  die  politische  Ge- 
schichte Graubündens  erworben,  indem  er  im  Mailänder  Staats- 
archiv die  Korrespondenz  eines  Agenten  des  Herzogs  Lodovico 
Moro,  Angelo  de  Baldo,  auffand,  welche  neben  andern 
wichtigen  Nachrichten  über  den  Schwabenkrieg  von  1499 
die  Existenz  des  graubündnerischen  Winkelrieds ,  Bene- 
dikt Fontana  von  Salux ,  und  seine  Anführerschaft  in 
der  Schlacht  an  der  Calven  (vulgo  Malserhaide)  feststellt. 
Der  Brief  ist  vom  27.  Mai  1499  aus  Bormio  datirt.  Die 
Hauptstelle  lautet :  «  Morto  nella  battaglia  Messer  Benedicto 
Fontana,  uno  de  li  doi  primi  captl  Grixani,  per  la  morte 
del  quäle  se  referisce  essere  data  la  auctoritate  del  capitaneato 
ad  Artelipaulo  quäle  era  l'altro  capitano  assieme  col  dicto 
Messer  Benedicto  Fontana.  >  Damit  hat  die  Kritik  auch 
hier  Widerlegung  gefunden  und  ist  der  Tradition  ihr  Recht 
gewahrt  worden.  Es  sollte  jetzt  an  diese  Berichte  de  Baldo's 
eine  gute  Darstellung  des  Schwabenkrieges  von  graubünd- 
nerischem  Standpunkte  angeknüpft  werden.  Die  rhätische  Ge- 
schichte von  Ulrich  Campbell,  hat  Regierungsrath  Plattner 
in  Chur  neu  herauszugeben  begonnen.  Im  vorigen  Jahre 
noch,  kurz  nach  dem  Erscheinen  des  I.  Bandes  unseres 
Jahrbuches,  erschien  bei  Anlass  der  Errichtung  einer  Denk- 
säule im  Grauholz,  da  wo  die  letzten  der  planlosen  Kämpfe 
gegen  die  Franzosen  stattgefunden  hatten,  eine  Schrift  von 
Hauptmann  Karl  Müller,  Redaktor  der  «  Berner-Zeitung  », 
welche  die  «letzten  Tage  des  alten  Bern»  in 
anziehender  Weise  schildert.  Aus  den  zürcherischen  Neu- 
jahrsblättern,  die  immer  etwas  Interessantes  zu  bringen 
pflegen ,  heben  wir  hervor :  Die  kritischen  Tage  des  G  e  - 
birgskampfes  im  Koalitionskriege  von  1799 
von  Prof.  G.  Meyer  von  Knonau.1) 

Die  militärische  Literatur  ist  besonders  bereichert 
worden  durch  den  4ten  Theil  der  «  Gefechtsmethode  der  drei 


1 )  Von  den  be  mischen  „Fontes",  rcdijr  irt  von  Dr.  Blösch,  ist  ein  kleiner 
Thell  des  IV.  Bandes  erschienen,  das  Weitere  steht  hoffentlich  in  Bälde  zu 
erwarten.  Von  dem  gleichen  Herausgeber  ist  der  II.  Band  der  „Berner 
Chronik  des  Valerius  Anshelm"  erschienen. 


-     752    — 

Waffengattungen  »  von  Oberst  Rothpletz,  Professor  der 
eidgenössischen  Kriegsschule.  Die  ersten  dreiTheile  behandelten 
Taktik,  Kavallerie,  Infanterie,  dieser  letzte  die  Artillerie. 
Von  dem  um  das  schweizerische  Militär wesen  verdienten 
Waffenchef  der  Infanterie,  Obersten  J.  F e i 0 s,  erschien 
im  Drucke  ein  Vortrag  c  Uebernahme  des  gesammten  Mi- 
litärwesens  durch  den  Bund  ».  Die  Unzukömmlichkeit  des  jetzi- 
gen, durch  die  Bundesverfassung  von  1874  herbeigeführten 
Kompromisses  zwischen  Bund  und  Kantonen  in  Hinsicht  anf 
die  Besorgung  der  Militärangelegenheiten  wird  darin  anf 
das  Anschaulichste  dargestellt  und  der  Nachweis  geleistet, 
dass  das  Geld  des  Bundes,  welches  er  für  die  Ausrüstung 
der  Truppen  den  Kantonen  in  die  Hände  gibt,  weder  genügend 
kontrolirt,  noch  zweckentsprechend  verwendet  wird.  Diese 
kantonale  c  Bekleidungssouveränetät»  würde  zwar  bei  dem 
ersten  Stosse  von  Aussen  wie  ein  Kartenhaus  zusammenfallen, 
aber  dann  noch  etwelche  Spuren  ihrer  Wirksamkeit  zurück- 
lassen, welche  besser  bei  Zeiten  entfernt  würden.  Als  erstes 
Resultat  der  Bluntschli-Stiftung  darf  in  Bälde  die 
Publikation  einer  oder  mehrerer  Preisschriften  «über  die 
Internirung  der  Bourbakischen  Armee  in 
der  Schweiz  im  Jahre  1871  »  erwartet  werden,  welche 
einen  wesentlichen  Beitrag  zu  der  Neutralitätslehre  zu  ent- 
halten verspricht. 

Die  «Societad  Rheto-Romanscha  »,  welche  «la 
pi$na  naziun  rhaeto-romana  nellas  idillicas  valladas  alpinas  del 
hodiern  cantun  Grischun  »  in  ihrer  Besonderheit  und  Sprache 
konserviren  soll,  hat  Anfangs  1887  ihr  erstes  Jahrbuch 
veröffentlicht,  welches  eine  ganze  Reihe  von  guten  Erzählungen 
und  Gedichten  verschiedenster  Autoren  enthält.  Wir  sind, 
von  unserem  politischen  Standpunkte  ausgehend,  dem  Ge- 
danken nicht  unbedingt  zugethan,  in  unserem  ohnehin  zu 
kleinen  Vaterlande  noch  mehr  «  Nationalitäten  >  zu  erhöhtem 
Selbstbewusstsein  zu  bringen,  und  können  den  Ausruf  eines 
eifrigen  Begründers  der  Gesellschaft :  «  Pur  ussa  jeu  me  sto 
miravigliar  che  nus  Romanschs  disourrin  tudesc  cur  nns 
vegnin  insembel »  nicht  ohne  ein  gewisses  Lächeln  anhören, 
da  eben  doch  die  höhere  Bildung  unserer  tonangebenden 
Romanen  eine  deutsche  ist  und  bleiben  wird.  Aber 
wir  haben  eine  lebhafte  persönliche  Freude  an  dem  Fort- 
leben und  -Streben  des  charakterfesten  romanischen  Völkleins, 
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das  trotz  seiner  Vereinzelung  und  literarischen  Abgeschlossen- 
heit Jahrhundert«  lang  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  immer 
vortreffliche  Schriftsteller  und  Poeten  hervorgebracht  hat. 
Wir  können  uns  seiner  auch  ruhig  freuen,  da  seine  nächsten 
Sprachverwandten  (denen  es  auch  die  uns  neue  Schreibart 
des  9  entlehnt  zu  haben  scheint)  ja  doch  weitab  in  Rumänien 
und  Serbien  wohnen,  und  ihm  selber  von  allen  nächstlie- 
genden Nationalitäten  die  Deutschen  stets  die  liebsten  sind, 
denen  nun  einmal  die  gute  Eigenschaft  angeboren  ist,  jeder 
Individualität  ihr  Recht  zu  lassen.  Unter  den  Beiträgen 
dieses  ersten  Jahrbuchs  haben  politisches  Interesse  ein 
Protokoll  des  Kriegsraths  des  obern  Vorderrbeinthals  aus  den 
Jahren  1798  und  1799  von  Frisch  und  ein  Bericht  über  die 
zahlreichen  Spuren,  welche  die  ehemalige  romanische  Sprache 
in  den  jetzt  völlig  deutschen  Theilen  des  Kantons  Grau- 
bünden zurückgelassen  hat,  von  Kuoni.  Diese  Spuren  lassen 
sich  überhaupt  überall  innert  den  Grenzen  des  alten  engeren 
Rhätiens,  weit  über  den  heutigen  Kanton  Graubünden  hin- 
aus verfolgen.  In  den  benachbarten  st.  gallischen,  liechten- 
steinischen und  vorarlbergischen  Gebieten  sind  noch  jetzt 
die  Berg-,  Orts-  und  Gutsnamen  vorwiegend  romanisch  und 
unterscheidet  der  Wanderer  leicht  den  blondhaarigen,  herr- 
schenden Allemannen  im  Thale  von  dem  in  die  Berge  zurück- 
gewichenen, schwarzhaarig  und  schwarzäugig  gebliebenen  Ro- 
manen, der  seine  Sprache  längst  vergessen  hat  Sogar  die 
Art  nnd  Weise  der  deutschen  Besiedlung  dieser  Gegenden 
ist  in  einzelnen  Fällen  in  sichtbaren  Spuren  erhalten  geblie- 
ben. Die  ursprüngliche  Bürgerschaft  der  jetzt  politisch  auf- 
gehobenen «  Stadt »  Werdenberg ,  die  allein  in  grösserem 
Umkreise  eine  Stadt  ist  und  einen  deutschen  Namen  trägt, 
besteht  noch  immer  aus  Familien  deutscher  Nationalität  und 
war  wahrscheinlich  eine  Ansiedlung  von  Dienstleuten  des 
deutschen  Grafenhauses  dieses  Namens  in  diesem  festen  Platze 
mitten  im  romanischen  Lande.  Sie  bildet  noch  heute  eine 
Art  von  Korporation  mit  einem  gewissen  Vermögen,  die  ohne 
politische  Attribute  mitten  in  politischen  Gemeinden  mit  ro- 
manischen Namen  besteht.  Der  Naturanlage  nach  ist  über- 
haupt die  ganze  deutsche  Schweiz  eine  solche  grössere  deutsche 
Kolonie,  ein  Vorposten  der  germanischen  Welt  gegen  die 
romanische ,  dem  bewussten  Willen  nach  aber  ist  sie  der 
Kern    einer   eigenen    historisch    ausgebildeten   und   fest- 

48 
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geschlossenen  Nationalität,  welche  die  natürliche  durchaus  be- 
herrscht. Darin  dass  der  vernünftige  Wille  die  Naturanlage 
beherrscht,  liegt  eben  der  Unterschied  zwischen  Kultur- 
nationen  und  blossen  Naturvölkern. 

Von  der  schönen  Literatur,  welche  in  die  Po- 
litik einigermassen  hinüberspielt,  ist  der  seit  der  Abfassung 
unserer  letzten  Uebersicht  vollständig  herausgekommene 
Roman  Gottfried  K  e  1 1  e  r's  in  erster  Linie  zu  nennen, 
denn  derselbe  wird,  namentlich  in  späterer  Zeit,  als  eine 
Schilderung  des  schweizerischen  Volkscbarakters  zu  Ende 
des  19.  Jahrhunderts,  wenigstens  in  seiner  speziell  deutsch- 
schweizerischen Erscheinung,  aufgefasst  werden1). 

Aus  diesem  Grunde  sind  wir  nicht  von  ganz  ungetheilter 
Befriedigung  erfüllt.  Es  fehlt  dem  Roman  eine  Person, 
weiche*  die  guten  Seiten  des  schweizerischen  Volkscharakters 
vollkommen  richtig  zur  Anschauung  bringt.  Martin  Sa- 
lander,  der  nach  allen  seinen  Erfahrungen  sich  zum  zweiten 
Male  den  niedrigen  Verführungskünsten  seines  ehemaligen 
Freundes  ergibt  und  sogar  in  seinen  alten  Tagen  noch  in 
den  schönen  Augen  einer  zum  mindesten  etwas  abenteuer- 
lichen Dame  sich  fängt,  kann  nicht  für  einen  Repräsentanten 
desselben  gelten ;  wir  glauben  Überhaupt  nach  solchen  Proben 
und  nach  seinem  Gang  in  das  Wirthshaus  bei  der  Rück- 
kehr aus  Amerika  nicht  einmal  mehr  recht  an  die  uns 
öfter  versicherte  Geschäftstüchtigkeit  des  Mannes.  Der  Sohn 
Arnold  hätte  die  bessere  Auflage  des  Vaters  werden  können, 
ist  aber  zu  skizzenhaft  geblieben  und  sein  Trost,  dass 
es  auch  nach  den  Burgunderkriegen  (als  man  Jeden  hängte, 
der  eines  Strickes  werth  gestohlen  hatte)  bei  uns  nicht 
besser  gewesen  sei,  würde  auch  erst  in  einem  gewissen 
Falle  wirksam  erscheinen.  Die  Frau  Salander  ist  uns  viel  zu 
nüchtern  und  ihre  beiden  Töchter,  die  kaum  mehr  Seelen 
haben,  als  ihre  klassisch  geschilderten  Ehemänner,  sprechen 
nicht  für  sie.  Wir  können  in  diesen  Typen  unsere  besten 
schweizerischen  Frauen  nicht  erkennen.  Vielleicht  aber,  wird 
man  uns  einwenden,  hat  der  Dichter  gar  nicht  daran  ge- 
dacht, das  schweizerische  Leben  nach  seinen  wesentlichen 
Seiten    erschöpfend  darstellen    zu    wollen.     In  diesem  Falle 

l)  Wir  brauchen  uns  bloss  den  Fall  tu  denken,  dass  wir  s.  B.  einen 
solchen  Roman  aus  der  Reformationszeit  halten;  er  würde  jetzt  eine 
wesentlichsten  Geschichtsquellen  bilden. 
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haben  wir  nichts  beizufügen,  sondern  gehören  zu  den  Be- 
wunderern des  Künstlers,  der  solche  an  sich  und  für  ihren 
speziellen  Lebenskreis  zum  grössten  Theile  sehr  lebenswahre 
Gestalten  geschaffen  hat. 

Ein  kleines,  liebliches  Büchlein  voll  Gemüth  und  Be- 
schaulichkeit ist  die  poetische  Historie  des  jungen  Sig- 
band,  in  10  Gesangen,  von  Samuel  Plattner  in  Ghur. 
Die  spezifische  Eigentümlichkeit  des  rhätischen  Charakters, 
wird  sich  jedem  Leser  daraus  lebhaft  einprägen.  Wir  fügen 
■(für  Kenner)  bloss  den  Eingang  des  achten  «  Oantus  »  bei : 
<  Unter  einer  Wettertanne  lag  am  Fuss  des  faulen  Berges 
«eiber  faul  der  junge  ßigband.»  Das  konnte  ausserhalb  Rhä- 
tiens  kaum  geschrieben  werden;  diese  besondere  Art  von 
Faulheit,  die  sich  selbst  auf  die  Berge  erstreckt,  bei  den 
Menschen  aber  von  geistigem  Leben,  tiefem  Gemüth  und  öfter 
von  tiefgründiger  historischer  Bildung  still  durchglüht  und 
veredelt  ist,  gedeiht  nur  in  diesem  Lande  und  könnte  noch 
immer  die  Mutter  von  Thaten  werden,  wenn  sie  stets  zu 
rechter  Zeit  in  den  richtigen  Boden  versetzt  würde. 

Unter  dem  Titel:  c  Lonny,  die  Heimatlose»  ver- 
öffentlicht Joseph  Joachim,  der  beste  Volksschriftsteller, 
•den  wir  gegenwärtig  besitzen ,  vorläufig  im  «  Bund  >  eine 
originelle  Novelle  aus  der  erst  seit  1850  vergangenen  Zeit, 
in  welcher  diese  Leute  eine  Kaste  bildeten,  die  nach  eigenen 
Rechtsgewohnheiten  lebte,  weil  sie  eben  von  dem  Mitbesitz 
«der  gewöhnlichen  bürgerlichen  Rechtsordnung  ausgeschlossen 
war.  Es  ist  diess  nicht  bloss  ein  zeitgemässer  Rückblick 
auf  frühere  soziale  Fragen,  die  lange  für  unheilbar  an- 
gesehen wurden,  sondern  es  zeigt  auch,  was  das  Feuilleton 
einer  schweizerischen  Zeitung  Originales  leisten  könnte,  an- 
statt oft  genug  fade  und  unwahrscheinliche  Geschichten  fremder 
Schriftsteller  und  aus  Gesellschaftssphären  abzudrucken,  die 
mit  unserem  Volksleben  glücklicherweise  nur  eine  äusserst 
geringe  Berührung  haben.  —  Von  dem  nämlichen  Verfasser 
erschien  vor  Kurzem  (im  Feuilleton  der  Basler  Nachrichten) 
-eine  ähnliche  Novelle  von  politischem  Interesse :  «  Die  Ge- 
schichten der  Schulbase  >  ;  ferner  drei  Bändchen  «  Aus  Berg 
und  Thal  »  und  «  Glyms  auf  der  Höhe  >.  Die  beiden  erst- 
genannten Erzählungen  werden  in  Bälde  in  Leipzig  in  Buch- 
form erscheinen  und  den  Verfasser  erst  in  weiteren  Kreisen 
so  bekannt  machen,   wie  er  es  verdient.     Derselbe  ist  im 
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Jahre  1836  geboren  und  lebt  als  ächter  Landwirth  anf 
seinem  väterlichen  Gut  in  Kestenholz  (Kt.  Solothurn).  Er 
würde  auch,  wenn  er  sein  Leben  hinter  einem  Schreibtische 
zugebracht  hätte,  nicht  so  schreiben  können. 

Ein  politisches  Buch  nach  unserer  Ansicht  sind  die 
Predigten  von  Albert  Bitzius1),  deren  2tep  Band  im 
Jahre  1887  erschien.  Der  Herausgeber  sagt  uns  auch,  dass 
Bitzius  keinen  Wahl-  oder  Abstimmungstag  vorübergehen 
Hess,  ohne  von  der  Kanzel  ein  gutes  Wort  dazu  zu  sprechen, 
deren  sich  denn  in  der  That  manche  darin  finden,  und  worin 
der  wesentliche  Werth  dieser  Sammlung  liegt.  —  Bitzius  war 
seinem  innersten  Wesen  nach,  wie  sein  Vater,  einer  derjenigen 
berufenen  Propheten  seines  Volkes,  die  er  selbst  in  einer 
der  Predigten  des  ersten  Bandes  vom  Jahre  1883  mit  den 
klassischen  Worten  schildert :  «  Ohne  solche  Propheten  kann 
kein  Volk  gedeihen,  auch  unser  Schweizervolk  nicht.  Stets 
und  immerdar  muss  es  in  ihm  Menschen  geben,  denen  das 
Leben  und  das  Behagen  der  Welt  nicht  genügt,  Menschen, 
von  denen  es  heisst:  c«Ich  glaube,  darum  rede  ich»»,  die 
nicht  an  blossen  Kanälen  leben  und  aus  ihnen  abgestandenes 
Wasser  trinken,  sondern  im  Frühroth  aufsteigen  zur  aller- 
ersten Quelle  und  aus  dieser  kalt  und  frisch,  wie  sie  hervor- 
sprudelt, mit  der  hohlen  Hand  schöpfen.  Diese  Quelle  aber 
ist  Gott.  »  Das  ist  so  wahr ,  dass  es  nicht  besser  gesagt 
werden  könnte,  nur  Eines  kommt  noch  hinzu  :  Das  Reich  sol- 
cher Propheten,  obwohl  sie  mitten  in  der  Welt  stehen  und 
sie  ohne  Abneigung  betrachten,  ist  nicht  von  dieser  Welt, 
und  schade  ist  es,  wenn  jemals  einer  von  ihnen  in  das 
Getriebe  derselben  allzu  direkt  hineingeräth.  Für  Aus- 
länder, die  das  in  mancher  Hinsicht  nüchterne,  aber  zugleich 
schwunghafte  Wesen  des  Schweizers  kennen  lernen  wollen, 
sind  diese  Predigten  als  ein  sehr  charakteristisches  Zeugniss 
desselben  zu  empfehlen. 

Zwei  in  ihrer  Eigenart  sehr  verschiedene  Staatsmänner 
der   modernen  Schweiz2)   haben    ihre   Memoiren   in   diesem 


>)  Herausgegeben  von  »einem  Freunde,  Gymnasiallehrer  Hegg  in  Bern. 

')  Nicht  von  einein  Staatsmann,  aber  von  einem  Interessanten  «alten 
Mechaniker"  sind  die  „Erinnerungen14  des  Erfinders  des  Zahnradsysteais 
Direktor  Riggenbaeh.  in  Ölten,  die  wir  nicht  unterlassen  können  hier  ob* 
zuführen.—  Im  Feuilleton  des  „Bund-  veröffentlichte  Herr  Prof.  Dr.  Woker 
Tagebücher  des  verstorbenen  Berner  Regierungsraths  Schneider  über  die 
Sonderbundszeit,  die  auch  einer  Ausgabe  in  Buchform  and  mit  einer  ent- 
sprechenden Kinleitung  würdig  wären. 
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Jahre  erscheinen  lassen  :  K  e  rn ,  ehemaliger  Gesandter  der 
Eidgenossenschaft  in  Paris ,  unter  dem  Titel  « Souvenirs 
politiques  1838—1883»,  redigirt  von  Charles  Dubois;  und  Se- 
gesser :  c  Fünfundvierzig  Jahre  im  luzernischen  Staats- 
dienst 1841 — 1887. »  Sehr  sympathisch  wirkt  in  dem  letz- 
teren Buche  die  aktenmässige  Darstellung,  wie  sie  von  einem 
solchen  Historiker  nicht  anders  zu  erwarten  ist,  der  auch 
seine  eigene  Geschichte  so  schreibt,  wie  sie  war,  nicht  so, 
wie  sie  ihm  hintendrein  im  Abendrothe  des  Lebensnieder- 
gangs  erscheinen  könnte,  also  mit  dem  vollen  «  Erdgeruch  » 
der  luzernischen  Politik  der  Sonderbundsperiode,  die  für  den 
Fernerstehenden  den  interessantesten  Theil  des  Werkes  aus- 
macht. Etwelche  Berichtigung  könnte  vielleicht  die  An- 
schauung finden,  wonach  es  unberechtigt  sein  soll,  dasa 
man  dem  Konservatismus  in  der  Schweiz  stets  vorwerfe,  er 
bekämpfe  alle  neuen  Ideen,  um  sie  dann  20  Jahre  nachher 
.gegenüber  den  noch  neueren  zu  preisen,  wie  diess  1874  sei- 
tens dieser  Partei  mit  der  von  ihr  perhorrescirten  Verfassung 
von  1848  der  Fall  gewesen  war.  Wir  sind  einverstanden, 
dass  ein  solches  Verhalten  wohlbegründet  sein  kann,  wenn 
die  Ziele  und  Zwecke  des  Staatslebens  selber  wechseln 
und  die  Konsequenz  in  persönlichen  Eigensinn  ausarten 
würde,  anders  ist  es  aber,  wenn  das  nicht  der  Fall  ist. 
Dann  wird  man  sagen:  Auf  eine  Partei,  die  immer  ver- 
neint, ist  keine  Rücksicht  zu  nehmen,  sie  nimmt  ja  auf 
sich  selbst  nach  kurzer  Zeit  keine  Rücksicht  mehr.  Kon- 
servativ sein  heisst  dann:  widerstreben,  aber  historische 
faits  accomplis  anerkennen;  liberal  oder  radikal  hingegen: 
zu  Prinzipien  stehen  und  dieselben  durchfuhren,  und  wir 
gestehen,  dass  wir  die  Aufgabe  der  Schweiz  in  dem  letzteren 
Sinne  auffassen. 

Eine  dritte  Gattung  unserer  Staatsmänner  zeigt  die 
Lebensbeschreibung  Fazy's  «James  Fazy,  sa  vie  et  son 
ceuvre  >  von  Henry  Fazy ,  Alt- Staatsrat!)  von  Genf.  Diese 
politischen  Geschichten  im  Rahmen  einer  Biographie  haben 
ihr  ungemein  Anziehendes,  die  Geschichte  selbst  gewinnt  an 
persönlichem  Interesse  und  Lebendigkeit  der  Darstellung, 
denn  es  ist  am  Ende  doch  immer  das  Menschlich-Individuelle, 
was  den  Menschen  am  lebhaftesten  interessirt.  Dagegen  sind 
sie  der  Gefahr  auch  beständig  unterworfen,  dass  der  Bio- 
graph sich  für  die  Persönlichkeit,  der  er  seine  Zeit  und  Arbeit 
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gewidmet  hat,  allzu  lebhaft  interesairt  und  auch  Manches  tun 
der  Vollständigkeit  der  Lebensgeschichte  halber  erzählen 
muss,  was  keinen  historischen  Werth  mehr  hat,  ja  mitunter 
sogar  den  Gegenstand  in  dem  Urtheil  des  Lesers  herabsetzt 
Denn  jeder  Mensch  hat  eine  Doppelnatnr ,  eine  geringere, 
einfach-menschliche,  die  bloss  das  natüliche  Fundament  seiner 
historischen  Persönlichkeit  ist  und  über  welche  die  letztere 
manchmal  fast  unvermittelt  sich  erhebt 

Ein  sehr  sprechendes  Beispiel  hiefttr  bildet  die  Lebens- 
beschreibung des  helvetischen  Ministers  der  schönen  Künste 
und  Wissenschaften,  Albrecht  Stapf  er,  von  Lugin- 
btthl. 

Albrecht  Stapfer  gehörte  zu  den  merkwürdigen  Menschen, 
die,  durch  eigentümliche  Zeitverhältnisse  in  jugendlichem 
Alter  an  einen  bedeutenden  Platz  gehoben,  eine  kurze,  bei- 
nahe wunderbare  Thätigkeit  entfalten,  eigentlich  nur  eine 
Bltithe  ohne  Frucht  haben,  deren  Glanz  aber  ihr  ganzes, 
später  weniger  bedeutendes  Leben  erfüllt.  Er  wurde  ganz 
unvermittelt  aus  Paris,  wo  er  als  Sekretär  Lüthard's  sich 
befand,  an  die  Spitze  eines  M  nisteriums  berufen,  in  das  da- 
mals weit  mehr  noch,  als  in  eine  heutige  Erziehungsdirek- 
tion hineingehörte.  Welche  Fülle  von  Ideen  und  Entwürfen 
aus  der  kurzen  Zeit  von  1798 — 1800  vorhanden  sind,  ist 
bisher  nur  ungenügend  bekannt.  Den  ersten  Versuch  einer 
eingehenden  Darstellung  durch  Luginbühl  halten  wir  für  den 
eigentlich  werthvollen  Theil  des  Buches.  Stapfer's  spätere 
Thätigkeit  als  Diplomat  in  Paris  (1800—1803),  sowie  sein 
späteres  langes  Privatleben  ist  dagegen  unbedeutend.  Er  war 
eben  von  der  grossen  Zeit  gehoben,  von  Natur  aber  nicht  zum 
Staatsmanns  angelegt,  wie  sein  grösserer  Landsmann  Rengger; 
dazu  fehlte  ihm  der  Muth  und  der  Glaube  an  die  Zukunft 
seines  Landes,  über  das  er  gelegentlich  schreibt :  « Se  flatter 
que  nous  puissions  jamais  recouvrir  une  inde^pendance  ab- 
solue,  c'est  une  chimere».  Ein  Staatsmann  muss  nicht  allein 
grosse  Ziele,  sondern  auch  grosse  Hoffnungen  für  sein  Land 
besitzen,  sonst  erreicht  er  nichts.  Noch  viel  weniger  spricht 
für  den  tieferen  Gehalt  seines  Wesens,  dass  er  im  37"" 
Altersjahre  Privatmann  wurde  und  als  solcher  bis  zum  74teB 
im  Auslande  lebte,  in  diesen  37  Jahren  aber  nur  vier  Male 
in  die  Schweiz  kam,  von  1816 — 1831  niemals.  Aus  dieser 
ganzen   späteren   Zeit    seines   Lebens  ist  auch   nichts  an 
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Werken  vorhanden,  was  an  die  Periode  seines  Kultus- 
ministeriums auch  nur  von  ferne  erinnert.  Es  ist  eben  sehr 
schwer,  seine  Pflicht  in  der  Welt  ohne  einen  bestimmten 
Beruf  zu  thun,  der  dazu  beständig  nöthigt,  und  was 
Stapfer  ausserdem  noch  fehlte,  war  die  Weihe  des  Unglücks 
und  der  Verkennung,  aus  der  allein  der  wahre  Adel  der 
.Menschennatur  entspriesst.  Hätte  er  statt  des  vieljährigen 
"bequemen  Privatlebens  aus  den  Mitteln  seiner  französischen 
Frau,  die  etwas  mühsamere  und  dornenvollere  Laufbahn  eines 
Direktors  der  Kantonsschule  von  Aarau,  die  ihm  angeboten 
-war,  oder  die  Lehrstelle  an  der  protestantischen  Akademie 
von  Montauban  angenommen,  #  hätte  er  seinem  Vaterlande 
tind  der  Menschheit  auch  im  spätem  Leben  eben  so  nützlich 
sein  können,  wie  es  Rengger  und  Zschokke  nach  der  grossen 
Zeit  der  Helvetik  in  kleinern  Stellungen  gewesen  sind. 
Bei  ihnen  folgte  « nach  dem  grossen  »  noch  «  das  schlichte 
Heldenthum>,  was  für  die  Menschheit  vielleicht  noch  mehr 
werth  ist  als  jenes.  Bei  Stapfer  hingegen  möchte  man  von  1 800 
"bis  1840  beständig  sagen,  was  Napoleon  1815  seinem  alten 
Kriegskameraden  der  ersten  italienischen  Zeiten  sagte :  «  Tu 
ii'es  plus  TAugereau  de  Castiglione  ».  Hüte  dich,  junger 
Mann,  vor  dem  Privatleben.  — 

In  die  gleichen  Zeiten  versetzen  uns  die  Memoiren  von 
Gottlieb  Jenner,  herausgegeben  von  E.  v.  Jenner- 
P  i  g  o  1 1 ,  eines  derjenigen  verdienstlichen  Bücher,  die  man  um 
ihres  historischen  Inhalts  willen,  der  viele  Aufschlüsse  gewährt, 
gerne  liest,  ohne  nebenbei  Freude  daran  zu  haben.  Es  ist 
die  aktenmässige  Erzählung  einer  grossartigen  und  fort- 
gesetzten Bestechung  fast  aller  wesentlichen  Persönlichkeiten 
der  französischen  Republik,  die  mit  der  Schweiz  in  näherer 
Beziehung  standen,  zu  dem  an  und  für  sich  patriotischen 
Zwecke,  dem  bernischen  Staatswesen  einen  Theil  seiner  ehe- 
maligen Schätze  zu  retten. 

In  ähnliche,  etwas  bedenkliche  Gesellschaft  führt  ein 
Artikel  von  Ständerath  Birmann  über  Peter  Ochs, 
in  der  Allgemeinen  deutschen  Biographie.  Er  hat  den  Zweck, 
diesen  verrufensten  Staatsmann  der  helvetischen  Periode  in 
seiner  Bedeutung  einigermassen  herzustellen,  oder  wenigstens 
in  einem  mildern  Lichte  zu  zeigen.  Dem  Vorwurfe,  ein 
unbedingter  Franzosenfreund  auf  Kosten  seines  eigenen 
"Vaterlandes   gewesen  zu  sein,    wird  Ochs  niemals   begegnen 
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können.  Seine  Entschuldigung  liegt  darin,  dass  zu  seiner 
Zeit  Frankreich  nicht  sowohl  ein  Land,  sondern  eine  neue 
Welt  voller  Ideen,  gewissermassen  die  erneuerte  Menschheit 
selber  bedeutete,  welche  man  dem  alten,  verrosteten  Staats- 
wesen glaubte  entgegensetzen  zu  sollen.  Es  gibt  auch  heute 
ähnliche  Leute,  welchen  die  internationalen  Bestrebungen 
höher  stehen  als  der  Patriotismus.  Wir  unsererseits  glauben 
hingegen,  jeder  politische  oder  soziale  Idealismus,  der  über  die 
politische  Nationalität  hinausgeht,  sei  im  praktisch -staats- 
männischen Leben  der  Gefahr  grosser  Verirrung  aus- 
gesetzt. Dafür  wurde  eine  etwas  ausführlichere  Biographie 
von  Ochs  ein  sprechender  un^  vielleicht  zeitgemässer  Beleg 
sein. 

Ein  Mann  von  ganz  anderem  Schlage  jedenfalls  ist  der 
Luzerner  Stadtpfarrer  Thaddäus  Müller  in  einer  bio- 
graphischen Skizze  von  Prof.  Dr.  Herzog,  Bischof  der 
christkatholischen  Kirche,  nämlich  einer  der  edelsten  Menschen 
der  helvetischen  Zeit  und  für  alle  Zeiten  ein  Vorbild  der 
Patrioten  in  den  Reihen  des  katholischen  Klerus.  Er  ist  — 
im  Gegensatze  zu  Stapfer  —  der  Anfechtung  im  Leben  nicht 
entgangen  und  hat  auch  nicht  den  gebührenden  Nachruhm 
erlangt.  Was  ist  übrigens  für  einen  solchen  Mann,  wie  Müller, 
auch  der  sogenannte  Nachruhm?  Er  ist  noch  beinahe 
billiger  zu  haben  als  der  zeitgenössische.  In  der  Zeit  ist 
dazu  gewöhnlich  nur  nöthig,  sich  an  eine  bestimmte  Partei 
unbedingt  anzuschliessen  und  einiges  Talent  zu  besitzen. 
Wenn  aber  erst  Jemand  gestorben  ist,  so  ist  ihm  Jedermann 
leicht  wohlgesinnt,  die  Einen,  weil  sie  in  der  That  nun  die 
wirksamen  und  guten  Seiten  seines  Wesens  besser  erkennen 
und  sehen,  dass  ein  eigengeartetes  Leben  mehr  Werth  hat  als 
ein  bloss  auf  Erfolge  gerichtetes,  die  Andern,  weil  er  ihnen 
nicht  mehr  im  Wege  steht.  Das  würde  aber  einen  Mann 
von  diesem  Schlage  wenig  über  die  Mühsal  des  Lebens  und 
die  Verkennung  trösten.  Für  ihn  ist  allein  beruhigend 
das  Bewusstsein,  in  einem  Dienste  zu  stehen  und  seine 
Pflicht  darin  zu  thun.  Diese  gewissermassen  militärische 
Auffassung  des  Lebens  steht  unserer  heutigen  Welt  glück- 
licherweise wieder  etwas  näher,  als  einer  vorangegangenen 
Periode,  und  alles  Grosse,  was  jetzt  geschaffen  wird,  geht 
aus  dieser  Gesinnung  hervor.  Die  Welt  wird  sich  in  kurzer 
Zeit  noch  viel  ausgesprochener  als  bisher  in  zwei  Lager 
theilen,  von  denen  das  eine  Lebensgenuss,  das  andere  Pflicht- 
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Erfüllung  sucht.  Der  politische  Zustand  des  erstem  Lagers 
wird  immer  mehr  die  Despotie  in  irgend  einer  Form  sein,  in 
dem  andern  kann  die  staatliche  Freiheit  wohnen.  Denn 
«der  Dienst  der  Freiheit  ist  ein  strenger  Dienst». 

Die  Feier  des  vierhundertjährigen  Todestages  des  Ein- 
siedlers Nikolaus  von  der  Flue  hat  mehrere  neue 
Lebensbeschreibungen  desselben  hervorgerufen,  unter  denen 
wir  diejenigen  des  Pfarrers  in  Kerns,  Egnaz  von  Ah,  von 
Professor  Riggenbach  in  Basel  und  von  Professor  Herzog 
in  Bern  hervorheben.  Die  letztere  ist  besonders  interessant, 
weil  sie  den  Bruder  Klaus  mit  guten  Gründen  in  den  Kreis 
der  sog.  «  Gottesfreunde  im  Oberland  »  zieht,  von  denen  wir  in 
der  wunderbaren  Geschichte  des  Laien,  der  den  berühmten 
Prediger  Johannes  Tauler  von  Strassburg  zur  wahren  Reli- 
gion bekehrte,  ein  lebhaftes  und  für  jeden  ernsten  Leser 
höchst  anziehendes  Bild  besitzen.  Es  würde  von  hohem 
Interesse  sein,  diesem  Zusammenhang  zwischen  den  Gottes- 
fveunden  und  Bruder  Klaus  noch  etwas  näher  nachzu- 
forschen. Der  Todestag  des  Einsiedlers  wurde  am  21.  März 
mit  grosser  Feierlichkeit  im  Beisein  von  Abgeordneten  des 
schweizerischen  Bundesrathes  in  Sachsein  begangen.  Bezeich- 
nend aber  für  den  sonstigen  Geist  der  Zeit  war  der  Vorschlag 
einer  katholischen  Zeitung ,  « das  büssende ,  wallfahrende 
Volk  »  bei  den  künftigen  jährlichen  Landeswallfahrten  auf 
Staatskosten  durch  Dampfschiffe  befördern  zu  lassen. 

Ein  Beispiel  von  solcher  Busse  auf  Staatskosten,  aber  in 
einem  ganz  anderen,  würdigeren  Sinne  zeigt  ein  nicht  auf  un- 
serem Boden  entstandenes  Werk  von  Cornelius  «Die  Verban- 
nung Calvin's  aus  Genf ,  1538».  Dasselbebehandelt  die  erste 
Periode  der  Wirksamkeit  des  Reformators  (neben  Farel)  von 
1536  bis  1538.  Calvin  war  damals  27  Jahre  alt,  aber  bereits 
völlig  entschlossen,  «  das  einmal  als  wahr  Erkannte  für  immer 
und  unabänderlich  festzuhalten  und  keinem  Widerspruch 
das  geringste  Recht  einzuräumen.  »  «Die  Genferkirche  musste 
sich  seinem  Religionsbuche  anbequemen.»  Sein  erstes  Werk 
in  Genf  war  die  bekannte  Petition  an  die  Obrigkeit  über  die 
Einführung  der  Kfrchenzucht  und  der  Exkommunikation : 
«Wir  haben  beschlossen  —  so  schreibt  er  an  den  Rath, 
Namens  der  Genfer  Geistlichen  — ,  dass  es  Euch  gefallen 
möge,  Personen  von  gutem  Lebenswandel  ...  zu  wählen,  die 
über  alle  Quartiere  der  Stadt  vertheilt,  auf  Leben  und  Füh- 
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rang  eines  Jeden  ihr  Augenmerk  zu  richten  haben.  Wenn  sie 
an  Jemanden  ein  namhaftes  Laster  finden,  so  sollen  sie  einem 
Diener  des  Wortes  Mittheilung  machen.»  Der  Schhiss  ist  ge- 
wöhnlich die  Exkommunikation  *  d.  h»  dass  er  für  ausge- 
schlossen aus  der  Gemeinschaft  der  Christen  und  der  Gewalt 
des  Teufels  überlassen  geachtet  werde,  und  dass  man  ihn  zum 
Zeichen  absondere  von  der  Gemeinschaft  des  Abendmahls  nnd 
den  Gläubigen  den  vertraulichen  Verkehr  mit  ihm  untersage, 
so  doch,  dass  er  nicht  unterlasse ,  zur  Predigt  zu  kommen. » 
Und  wenn  es  Leute  geben  sollte,  <  die  unbesorgt  in  der  Ex- 
kommunikation leben  und  sterben  wollen  »,  so  wird  es  der 
Obrigkeit  Sache  sein,  zu  erwägen,  ob  eine  solche  Verhöhnung 
ungestraft  bleiben  solle.  Damit  ferner  Niemand  in  seinem 
Herzen  den  Aberglauben  nähre,  sollen  alle  Einwohner  der 
Stadt  angehalten  werden,  ein  Bekenntniss  abzulegen  und 
Rechenschaft  von  ihrem  Glauben  zu  geben.  Der  Rath  selbst 
soll  damit  beginnen.  —  Alles  das  setzte  er  wirklich  durch» 
so  dass  Genf  1537  eine  Republik  mit  einer  geistlichen 
Herrschaft  wurde.  Am  22.  und  23.  April  1538  wurden 
jedoch  beide  Reformatoren  wegen  ihrer  Weigerung,  dem 
Volke  zu  Ostern  das  Abendmahl  auszutheilen,  ihres  Amtes 
entlassen  und  ausgewiesen.  Calvin  sagte,  als  ihm  der  Raths- 
bote  den  Befehl  brachte :  « Recht  so,  wenn  wir  Menschen 
gedient  hätten,  wären  wir  schlecht  belohnt.  Wir  dienen  aber 
einem  grossen  Herren ,  der  wird  uns  lohnen. »  Es  gibt 
keinen  zweiten  Menschen,  der  in  so  hohem  Grade,  wie  Calvin, 
gleichzeitig  abstosst  und  zur  Bewunderung  zwingt,  und  auch 
keinen  Geist,  der  ein  Staatswesen  in  kurzer  Zeit  so  mächtig 
und  furchtbar  machen  kann,  wie  der  dieses  rücksichts- 
losen Puritanismus.  Die  Regenerationsarbeit  sittlich  ge- 
sunkener Völker  wird  immer  auf  diesem  Wege  erfolgen 
müssen,  und  die  Völker  selber  haben  in  solchen  Zeiten  das 
Gefühl  des  Kranken,  der  sich  nach  einer  harten  und  ernsten 
Behandlung  sehnt,  selbst  wenn  er  gleichzeitig  davor  erschrickt. 
Daraus  ging  auch  die  Rückberufung  Calvins  nach  kurzer 
Abwesenheit  hervor.   — 

Das  wichtigste  geschichtliche  Werk .  des  Jahres  för  die 
Schweiz  ist  ohne  Zweifel  «  Oesterreichs  Theilnahme 
an  den  Befreiungskriegen»,  herausgegeben  aus  den 
Papieren  des  Fürsten  Metternich  durch  A.  v.  Klinkowström, 
das  wir  in  Kapitel  I  der  Eidgenössischen  Geschichten  mit- 
benutzt haben. 
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Auch  von  dem  ehemaligen  Hofrat h  von  Lebzeltern 
sollen  Memoiren  in  dem  Besitze  seiner  Tochter  existiren,  die 
vielleicht  das  traurige  Bild  vom  November  und  Dezember 
1813  noch  etwas  mehr  enthüllen  würden. 

Aus  dem  literarischen  Leben  der  einzelnen  Kantone 
citiren  wir  die  umgearbeitetete  Auflage  von  Pupikofer'a 
Geschichte  des  Thurgau  von  Dr.  S  tri  ekler.  Wir  begreifen, 
dass  diese  <  Kleingeschichte  »  für  einen  rechten  Historiker 
erst  die  wahre  Freude  ist,  und  gerade  wir  sollten  eigent- 
lich unser  Land  in  seinen  kleinem  Kreisen  noch  viel  besser 
kennen  lernen. f)  Ein  Muster  einer  solchen  Darstellung  eines 
engbegrenzten  schweizerischen  Lebenskreises  in  der  Form 
eines  kleinen  Romans  ist:  «Josu£,  le  Magister»,  von 
Huguänin,  1 886.  Er  schildert  das  Fürstenthum  Neuenbürg- 
im  vorigen  Jahrhundert,  speziell  das  Thal  von  La  Sagne, 
welches  sich  jederzeit  durch  ein  besonderes  Festhalten  am 
Althergebrachten  auszeichnete :  gegenüber  den  haushälte- 
rischen Königen  von  Preussen  in  der  Ablehnung  der  <  Prin- 
zessinensteuer  » ,  welche  dieselben  auch  ihren  getreuen  Neuen- 
burgern  auferlegen  wollten;  gegenüber  der  Republik  in  der 
Treue  gegen  die  fürstliche  Regierung.  Wenn  wir  in  jedem 
Jahre  einen  Preis  für  das  beste  Buch,  das  in  unserem  Land» 
geschrieben  wird,  austheilen  sollten ,  so  würde  er  für  das  Jahr 
1886/87  diesem  Dorfroman  zu  Theil  werden.  Nach  ihm  dem 
«Vaterländischen  Lesebuch»  von  W  iget  und  Flor  in 
in  Chur.  Dasselbe  ist  nach  seiner  Tendenz  €  ein  Lehrmittel  zur 
nationalen  Erziehung  des  Schweizervolkes»  auf  dem  Boden 
seiner  Geschichte  und  seiner  nationalen  Poesie.  Es  gehört  dazu 
freilich  der  Takt  und  das  Geschick  in  der  Auswahl,  den  die  Ver- 
fasser an  den  Tag  legen.  Wir  freuen  uns,  dass  ein  solches  Buch 
in  den  rhätischen  Bergen  entstand.  Den  gleichen  Zweck,  da» 
schweizerische  Volk  aus  seinem  eigenen  historischen  Lebens- 
inhalte heraus  fortzubilden,  verfolgt  ein  begonnenes  Werk  von 
Prof.  B  ttc  h  t  old  .in  Zürich,  cGeschicbte  der  deutschen  Literatur 
in  der  Schweiz».  Der  Verfasser  sagt  sehr  richtig,  was  die 
Schweizer  zu  einer  Nation  mache,  sei  das  historische  Be- 
wusstsein  der  Zusammengehörigkeit,  der  steten,  freiwilligen 
Vereinigung  zum  Wohle  Aller  auf  dem  Boden  der  gemeinsamen 
Geschichte.     Einen  andern  berechtigten  Begriff  einer  Natio- 


*)  Es  Ist  dies»  der  Gedanke  der  sogenannten  „Heimatkunde".  Bin 
h&bsches  neues  Buch  dieser  Art  ist:  Pfarrer  Ötettler  „Der  bernisch» 
Amtsbezirk  Frutigen",  1H»7. 
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nalität  gibt  es  überhaupt  nicht,  und  diesem  gegenüber  müssen 
wir  alle  sogenannten  Sprach-  oder  Abstammungstheorien  ab- 
lehnen. Nur  sind  wir  mit  der  Anschauung  nicht  völlig  ein- 
verstanden, dass  «die  Ungunst  der  Verhältnisse  den  Eid- 
genossen während  ihrer  Ruhmestage  die  Entwicklung  ihrer 
Literatur  nicht  gestattet  habe  > .  Zeiten  der  Expansion  nach 
Aussen  pflegen  überhaupt  der  Vertiefung  nicht  unmittelbar 
günstig  zu  sein,  aus  welcher  die  Literatur  hervorgeht. 

Bezeichnend  für  die  vorwiegend  historische  Richtung, 
die  in  der  politischen  Literatur  der  Schweiz  herrscht,  ist 
die  Thatsache,  dass  neben  einer  Reihe  von  solchen  Produkten, 
die  uns  alljährlich  begegnen,  die  theoretisch -politische  Lite- 
ratur immer  schwach  vertreten  ist.  Ein  eigentlich  geistreich 
geschriebenes  Buch  über  Staatsrecht,  vom  schweizerisch- 
republikanischen Standpunkte  ausgehend,  fehlt  uns  über- 
haupt und  wird  auch  nicht  leicht,  so  wie  wir  es  wünschen 
würden,  geschrieben  werden.1) 

Kleinere  Arbeiten  auf  diesem  Felde  sind  folgende: 
Die  bereits  anlässlich  genannten  Schriften  von  Direktor 
Kummer  über  die  Hagelversicherung  (die  sich  überhaupt 
über  die  Frage  der  Betheiligung  des  Bundes  an  diesen 
Versicherungen  ausspricht)  und  von  Scherrer  und  Bo- 
denheimer  über  die  Unfallversicherung.  Ferner:  Prof. 
A.  v.  Orelli,  «über  den  internationalen  Schutz  des  Ur- 
heberrechts», in  den  Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen  von 
Holtzendorf;  E.  Borel,  «Etüde  sur  la  Souverainete  et 
l'Etat  fedöratif »  (Doktorthese);  Brie  (Professor  in  Breslau), 
«Theorie  der  Staatenverbindungen »  (Fortsetzung  seines  un- 
vollendeten Werkes  von  1874  über  den  Bundesstaat) ;  S  tue  si 
(Staatsschreiber  in  Zürich),  «Referendum  und  Initiative  im 
Kanton  Zürich»;  Hilty,  «Das  Referendum  im  schweizeri- 
schen Staatsrecht»  in  dem  Archiv  für  öffentliches  Recht 
von  Laban d  und  Stoerck,  Jahrgang  1887;  Schneebeli, 
«Verfassungskunde  in  elementarer  Form»;  Karr  er,  Na- 
tionalrath,     «  Das    schweizerische    Auswanderungswesen  »: 


M  R  u  ff  e  «äfft  in  den  politischen  Briefen  ans  der  Schweiz :  «Die  Schweiz 
erwartet  erst  noch  ihren  Geschichtsschreiber,  denn  der  richtige  Standpunkt 
für  die  Darstellung  ihrer  Geschichte  kann  erst  in  unseren  Tagen  erkannt 
werden."  Das  ist  noch  viel  wahrer  in  Bezog  auf  das  «republikanische 
Staatsrecht.4*  Das  Buch  von  Dubs,  das  den  Ansatz  dazu  besasa,  ist  von 
seinem  Verfasser  zu  spät  im  Leben  geschrieben  worden  und  zu  ungleichartig 
in  seinen  einzelnen  Theilen. 
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G.  Correvon  und  P.  Counod,  c Bericht  über  das  eid- 
genössische Gesetz  Über  die  Schuldbetreibung  und  den  Kon- 
kurs an  die  waadtländische  Soci^tä  industrielle  et  commer- 
ciale»;  Prof.  Paul  Speiser  in  Basel,  «Das  Verbot  der 
Doppelbesteuerung,  eine  steuerrechtliche  Untersuchung  > ; 
W.  Speiser  in  Basel,  «Mittheilungen  über  die  Anfänge 
des  schweizerischen  Eisenbahnwesens »;  A.  Burckhardt- 
Bischoff  in  Basel,  «Ueber  die  lateinische  Mtin'zkonvention 
und  den  internationalen  Bimetallismus»;  F.  Fank hauser, 
Adjunkt  des  eidgen.  Oberforstinspektors  in  Bern,  « Die  Be- 
deutung der  Ziegenwirthschaft  für  die  schweizerischen  Gebirgs- 
gegenden», eine  sehr  interessante  Studie,  welche  dieses  nützliche 
Hausthier  des  armen  Mannes  innert  den  richtigen  Schranken 
in  Schutz  nimmt;  Dr.  Guillaume,  Strafhausdirektor  in 
Neuenburg,  «  Petat  actuel  de  la  question  de  la  peine  de  mort  en 
Suisse»,  1886;  Pfarrer  Schönholzer  in  St.  Gallen,  «Die  reli- 
giöse Reformbewegung  in  der  reformirten  Schweiz »  ;  Pfarrer 
Ochsenbein  in  Bern,  «Bericht  über  das  religiös-kirchliche 
und  sittliche  Leben  des  Kantons  Bern » ;  Nationalrath 
Scheuchzer,  «Biographie  des  verstorbenen  Nationairaths 
S.  Bleuler»;  Dr.  Strickler,  «Chronologische  Uebersicht  der 
Schweizergeschichte»  (ehemals  von  Zeil  weger);  Dr.  Dinner, 
«Zur  eidgenössischen  Grenzbesetzung  von  1792 — 1795»  in 
dem  Jahrbuch  für  schweizerische  Geschichte;  ebendaselbst: 
Prof.  Tobler,  «  Ethnographische  Gesichtspunkte  der  schweizer- 
deutschen Dialektforschung »;  Jeilinek,  Professor  in  Wien, 
c  Gesetz  und  Verordnung,  staatsrechtliche  Untersuchungen 
auf  rechtsgeschichtlicher  und  rechtsvergleichender  Grund- 
lage», ein  Buch,  das  besonders  für  die  Schweiz  geschrieben 
zu  sein  scheint,  wo  dieser  Unterschied  mitunter  ein  sehr 
schwankender  zu  sein  pflegt.1) 

Praktische  Nachschlagebticher  sind:  Dr.  Hürlimann, 
Sekretär  der  Schweiz.  Nordostbahn,  « die  Eisenbahngesetz- 
gebung des  Bundes»;  Eichmann,  Sekretär  des  eidgen. 
Handelsdepartements,  «  Sammlung  der  Handels-,  Niederlas- 
sungs-  und  Konsularverträge  mit  dem  Ausland 2) ;    «  Hand- 


*)  Auch  ein  früheres  Buch  desselben  Verfassers  Über  „die  Staaten- 
verblndungen1*  (1882)  hat  unmittelbaren  VVerth  für  unser  Staatswesen. 

*)  Es  sollten  alle  Staatsverträge  der  Schweiz,  oder  wenigstens  ein  Re- 
gister derselben  mit  kurzer  Inhaltsangabe  publizirt  werden.  £s  ist,  so- 
weit uns  bekannt,  auch  von  einer  solchen  Publikation  und  gleichzeitig  einer 
solchen  der  bestehenden  Konkordate  zwischen  den  Kantonen  die  Rede.    In 
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buch  der  Aktiengesellschaften  der  Schweiz»,  heraus- 
gegeben yon  der  Allgemeinen  Kreditbank  in  BaseL  Im  Laufe 
des  Jahres  noch  wird  erscheinen  ein  « landwirtschaftliches 
Jahrbuch  der  Schweiz »,  das  vom  eidgenössischen  Land- 
wirthschaftsdepartement  herausgegeben  wird. 

An  der  diesjährigen  Jahresversammlung  der  schweize- 
rischen gemeinnützigen  Gesellschaft  wird  Herr  Pfarrer  Ignaz 
von  Ah  in  Kerns  über  « den  Einfluss  der  Presse  auf 
<Las  politische,  soziale  und  sittliche  Leben  unseres  Volkes» 
referiren.  Man  darf  annehmen,  von  dieser  Seite  ein  gediegenes 
Referat  zu  erhalten.  Wir  würden  namentlich  dafür  halten, 
dass  der  Zeitpunkt  gekommen  sei,  in  welchem  die  politische 
Presse  von  der  bloss  unterhaltenden  zu  unterscheiden  ist 
Während  wir  der  ersteren  alle  mögliche  Freiheit  gewähren, 
<lie  Pressgesetzgebung  aber  centralisiren  würden,  ist  kein 
Grund  vorhanden,  die  unsittliche  Unterhaltungsliteratur  in 
-diesen  wohlbegründeten  Schutz  einzubegreifen,  sondern  sollten 
im  Gegentheil  scharfe  Massregeln  gegen  dieselbe  möglich 
sein  und  auch  ergriffen  werden. 

Wir  schliessen  billig  mit  unserem  eigenen  Jahrbuch. 
Dasselbe  wird  auch  im  nächsten  Jahre  fortbestehen,  und  wir 
werden  versuchen,  es  immer  brauchbarer  zu  gestalten,  weniger 
indessen  nach  der  Art  und  Weise  einer  Zeitschrift  hin,  obwohl 
wir  nicht  bezweifeln,  dass  eine  politische  Vierteljahrsschrift  in 
der  Schweiz  noch  ihren  Platz  fände.  Es  läge  jedoch  darin 
«ine  gründliche  Verschiedenheit  von  unserer  Tendenz,  und 
wir  denken  dabei  an  ein  Wort  von  Auerbach  über  Gutzkow: 
«Der  Journalist  will  in  allererster  Linie  wirken,  Hebel  an- 
setzen, etwas  zu  Stande  bringen,  der  Schriftsteller  hingegen 
das  aussprechen,  was  in  ihm  liegt,  und  höchstens  an- 
regen. Auch  im  Einzelnen  hat  jeder  Schriftsteller  seine 
besonderen  Gaben  und  muss  sich  auch  sein  besonderes  Publi- 
kum zuerst  schaffen.  > 

Wir  suchen  das  unsrige  bei  den  arbeitsamen  Men- 
schen,   die    zur  Erholung    von    eigener  Anstren- 


4er  Bundesversammlung  vom  Juni  1887  wurde  angeregt,  ein  Jahrbuch 
für  schweizerische  Statistik  offiziell  erseheinen  su  lassen.  Eiaft- 
«rellen  besteht  für  diesen  Zweck  die  „Zeitschrift  für  schweizerische  Sta- 
tistik«1. 
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gung  etwas  Erfrischendes  mit  Masse  lesen  wollen, 
um  daraus  Lust  und  Muth  zu  neuer  eigener  Arbeit  für 
ihr  Vaterland  zu  schöpfen.  Es  ist  uns  dabei  gleichgültig, 
ob  Zustimmung  in  jeder  Hinsicht  damit  verbunden  ist,  wenn 
nur  Anregung  und  Nachdenken  daraus  hervorgeht. 

«  Tboughts  fall  on  us  like  seed,   it  is  only  time   and 
silence  that  can  ripen  them.  » 


IV. 


In  der  Bundesverfassung  der  Eidgenossenschaft  hat 
sich  am  10.  Juli  dieses  Jahres  die   dritte   partiale  Revision 
vollzogen  *),  wornach  nunmehr  der  Art.  64  B.  V.  folgender- 
rnassen  lautet:   «Dem  Bunde  steht  die  Gesetzgebung  zu: 
Ueber  persönliche  Handlungsfähigkeit: 
Ueber  alle  auf  den  Handel  und  Mobiliarverkehr  be- 
züglichen  Hechts  Verhältnisse    (Obligationenrecht    mit  In- 
begriff des  Handels-   und  Wechselrechts); 

Ueber  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und 
Kunst ; 

Ueber  den  Schutz  neuer  Muster  und  Modelle, 
sowie  solcher  Erfindungen,  welche  durch  Mo- 
delle dargestellt  und  gewerblich  verwerth- 
bar  sind; 

Ueber  das  Betreibungs verfahren  und  das  Konkursrech:. 
Die  Rechtsprechung  selbst  verbleibt  den  Kantonen  mit  Vor- 
behalt der  dem  Bundesgerichte  eingeräumten  Kompetenzen.» 
Die  Annahme  des  neuen  (gesperrt  gedruckten)  Passus 
erfolgte  ohne  erhebliche  Betheiligung  des  Volkes,  mit 
203,809  gegen  57,630  Stimmen  und  durch  201/,  Kantone 
gegen  l1/*  (Uri  und  Appenzell  I.-Rh).  Am  30.  Juli  1882 
war  ein  ähnlicher  Vorschlag  von  156,658  Stimmen  gegen 
141,616  und  14V8  gegen  71/*  Standesstimmen  verworfen 
worden.  Es  ist  kaum  denkbar,  dass  die  differirende  Fassung*) 
der  Vorlage  diessmal  den  wesentlichen  Ausschlag  gegeben  habe, 
obwohl  eine  erhebliche  Beschränkung  darin  liegt,  sondern  es 


>)  Die  früheren  Abänderungen  betreffen  die  Art.  6T>  und  81  und  ***i 
Zusatzartikel,  82  bis  nnd  Uehergangsbestimraung  6.  Vgl.  darüber  unser  letzt- 
jahriges  Jahrbuch. 

')  Dnnials  lautete  sie:  „Art.  64  bis.  Dem  Bunde  steht  die  GesetEgebun* 
zu  über  den  Schutz  der  Erfindungen  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  ihn 
Landwirtschaft,  sowie  über  den  Schutz  der  Muster  nnd  Modelle." 
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hat  sich  wahrscheinlich  das  schweizerische  Volk  überzeugt, 
dass  ein  solcher  Schutz  auf  die  Dauer  ebensowenig  abgelehnt 
werden  könne,  als  der  damit  verwandte,  schon  vorhandene 
Schutz  des  sog.  literarischen  Eigenthums  und  der  Fabrik- 
marken. Viele  mochten  auch  finden,  sie  verstünden  die  Sache 
nicht  recht  und  es  liege  in  dem  Erfindungsschutz  eher  eine 
Protektion  der  Arbeiter  gegen  das  Grosskapital,  als  um- 
gekehrt; unter  allen  Umständen  aber  könne  das  Gesetz,  das 
nun  folgen  muss,  mittelst  des  Referendums  noch  immer 
verworfen  werden,  wenn  es  in  seinen  näheren  Bestimmungen 
allzu  bureaukratisch  ausfalle.  Es  haben  ja  in  der  That 
alle  diese  Schutzmassregeln  für  das  sog.  geistige  Eigenthum 
ihre  zwei  Seiten.  Nicht  mit  Unrecht  verweisen  die  Gegner 
derselben  auf  die  Kunstwerke  des  klassischen  Alterthums, 
die  wahrscheinlich  in  den  meisten  auf  uns  gekommenen 
Exemplaren  blosse  Nachahmungen  eines  Originals  durch  ge- 
schickte Handwerker  sind,  auf  die  gothischen  Dome  des 
Mittelalters,  deren  Motive  sich  überall  wiederholen,  auf  die 
Buchdruckerkunst,  die  mit  dem  Erfindungsschutz  Geschäfts- 
geheimniss  geblieben  und  wodurch  die  allgemeine  Verbreitung 
der  Bibel,  die  grösste  Geistesthat  der  neueren  Zeit,  wirksam 
verhindert  worden  wäre.  Luther  und  Zwingli  schrieben, 
Michelangelo  und  Baphael  bauten  und  malten  ohne*  einen 
andern  Schutz  als  den,  dass  seit  mehreren  Jahrhunderten 
noch  Niemand  geboren  worden  ist,  der  ihre  Werke  nach- 
ahmen kann.  Und  auch  unter  den  modernen  industriellen 
Erfindern  wird  es  immer  solche,  wie  Chevreuü,  geben,  die 
bei  ihrem  Thun  von  einem  höheren  Gedanken  geleitet 
werden,  als  dem,  ihre  Erfindungen  «  auszubeuten  >,  in  welchem 
Worte  allein  schon  eine  moralische  Verurtheilung  der  dabei 
vorwaltenden  Gesinnung  enthalten  ist.  Dessenungeachtet 
und,  obwohl  mit  diesen  Einrichtungen  die  Bureaukratie, 
der  Hauptübelstand  unserer  modernen  Bepublik,  sich  neuer- 
dings erheblich  vermehrt,  bezweifeln  wir  unsererseits  nicht, 
dass  die  praktischen  Ue^elstände,  die  damit  verhütet  werden, 
bei  einer  einigermassen  verständigen  Handhabung  des  zu 
erlassenden  Gesetzes  mehr  in's  Gewicht  fallen,  als  die  Nach- 
theile, und  dass  dieser  gesammte  Schutz  des  geistigen  Eigen- 
thums in  jeder  Form  vorläufig  ein  nothwendiges  Uebel  ist, 
wie  die  Polizei  und  ein  grosser  Theil  der  staatlichen  Ein- 
richtungen überhaupt. 

49 
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Die  Verfassungsänderungen  der  Kantone  haben 
im  Ganzen  nur  noch  eine  geringe  politische  Bedeutung,  und 
wenn  die  Eidgenossenschaft  den  Grundsatz  annehmen  würde, 
keine  Artikel  dieser  Verfassungen  zu  genehmigen,  die  be- 
reits in  der  Bundesverfassung  enthalten  sind1),  so  würden  die- 
selben auch  äusserlich  sich  als  das  darsteilen,  was  sie  sind  :  Or- 
ganisationsgesetze für  die  kantonale  Verwaltung.  Allgemeinere 
Bedeutung  haben  sie  bloss  noch  in  dem  Einen  Falle,  wo  sie. 
wie  diess  in  einer  früheren  geschichtlichen  Periode  häufiger 
der  Fall  war,  bedeutenderen  Gedanken  den  Weg  bahnen, 
die  dann  nach  einer  gewissen,  sehr  zweckmässigen  Vorprobe 
auf  einem  beschränkten  Gebiete,  aus  der  kantonalen  in  die 
eidgenössische  Verfassungspolitik  übergehen2).  Auch  die 
Staatsmänner  der  Republik,  auf  die  es  doch  zunächst  an- 
kommt, machen  auf  diese  Weise  ihre  Schule  und  gewinnen 
eine  begründete  Ueberzeugung  und  Erfahrung.  Wenn  nament- 
lich, wie  diess  häufig  geschieht  und  gewissermassen  der 
menschlichen  Natur  eigen  ist,  die  Fortschritte  zuerst  in 
Uebertreibungen  über  das  richtige  Mass  hinaus  bestehen,  so 
ist  in  diesem  Falle  stets  noch  ein  Regulator  in  der  ruhigen, 
darüber  stehenden  Bundesgewalt  vorhanden,  welcher  fehlt, 
wenn  direkt  auf  dem  Boden  des  Gesammtstaates  mit  neuen 
Ideen  begonnen  wird.  Ein  Theil  der  beständigen  nervösen 
inneren  Unruhe  Frankreichs  rührt  daher  und  würde  sich 
wahrscheinlich  vermindern,  sobald  an  die  Stelle  der  be- 
deutungslosen Departementaleintheilung  wieder  die  histo- 
rischen alten  Landestheile  mit  einer  gewissen  Autonomie 
treten  würden.  Es  wird  wohl  überhaupt,  nach  der  not- 
wendigen Cent ralisationsperiode ,  in  den  Bundesstaaten  na- 
mentlich eine  Zeit  kommen,  in  welcher  der  Decentralisation 
und  der  Autonomie  kleinerer  Gemeinwesen,  in  welchen  sich 


>)  Diess  sollte  eigentlich  geschehen,  wenn  man  nicht  diesen  moralischen 
Effekt  befürchtet.  Denn  die  doppelte  Garantie  der  individuellen  Rechte  z.  B. 
führt  zn  ganz  nnnöthigen  Konkurrenzverhältnissen  der  politischen  and  ge- 
richtlichen Bundesgewalt,  von  denen  die  Erstere  den  grössten  Theil  der 
eidgenössischen,  die  Letztere  alle  kantonalen  individuellen  Rechte  schützt. 
Das  Bundesgericht  sucht  neuerdings  zwar  dieser  Konkurrenz  durch  eine  an 
sich  zweckmässige,  aber  verfassungsmässig  doch  nicht  gerechtfertigte  Praxis 
auszuweichen. 

*)  So  ist  ein  Theil  der  Grundsätze  der  heutigen  Bundesverfassung  ent- 
standen. Die  Kantone  emanciptrten  sich  zuerst  von  den  Verfassungen  der 
Wiener-Kongresszeit  und  der  Bundesvertrag  von  1815  fiel  dann  zuletzt,  als 
letzte  Frucht  gewissermassen,  dieser  kantonalen  Revolutionen.  Auch  das 
Referendum  verfolgte  diesen  Weg.  Ebenso  müssten  ihn  die  heutigen  sozialen 
Reformen,  wenn  sie  von  Dauer  sein  sollen,  einschlagen. 
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flir  den  weitaus  grössten  Theil  der  Bevölkerungen  der  Be- 
griff Vaterland  nach  seiner  innern  Seite  hin  allein  ver- 
körpert, wieder  das  Wort  geredet  werden  muss.  In  der 
Eidgenossenschaft  speziell  muss  zwar  beständig  dafür  ge- 
sorgt werden,  dass  nach  Aussen  hin  betrachtet  und  im  all- 
gemeinen Gefühle  des  Volkes  niemals  mehr  ein  kleineres 
Vaterland  als  sie  selber  entstehe;  die  Heimat  aber,  in 
welcher  er  sich  zurechtfindet,  die  er  kennt  und  in  der  er 
sich  behaglich  fühlt,  wird  dem  gemeinen  Mann  dennoch 
immer  der  Kanton  und  die  Gemeinde  bleiben,  voraus- 
gesetzt, dass  sie  beide  ihre  Pflichten  gegen  ihn  erfüllen. 

Im  Jahre  1886/87  haben  ihre  Verfassungen  theil  weise  ge- 
ändert die  Kantone  Genf,  Glarus  und  Neuenburg,  wobei 
die  letztgenannte  Verfassungsrevision,  vom  7.  April/15.  Mai 
1887,  einem  reformatorischen  Gedanken  Ausdruck  verleiht, 
der  auf  Beachtung  in  weiteren  Kreisen  Anspruch  hat. 

Das  Staatsbürgerrecht  hat  in  der  Eidgenossen- 
schaft keinen  selbständigen  Charakter,  sondern  es  ist  noch 
immer  die  Folge  einer  kantonalen  Angehörigkeit  und  diese 
hinwieder  ist  mit  einer  Heimatangehörigkeit  in  einer  Ge- 
meinde verbunden i),  welche  seit  einem  Tagsatzungsbeschluss 
von  Baden  30.  September  1551  (Eidgenössische  Abschiede  IV. 
I  e.,  pag.  551)  überall,  ausser  allein  im  Kanton  Bern,  die 
Voraussetzung  der  obligatorischen  Armenunterstützung  bildet, 
c  Landsassen »,  die  ein  blosses  Heimathörigkeitsrecht  in 
einem  Kanton,  nicht  aber  in  einer  Gemeinde  besassen, 
gibt  es  nicht  mehr,  so  wenig  als  eigentliche  Heimatlose. 
Dagegen  hat  der  Grundsatz  der  freien  Niederlassung  und 
die  leichtere  Beweglichkeit  der  heutigen  industrielleren  Be- 
völkerung es  mit  sich  gebracht,  dass  ein  weitaus  grösserer 
Procentsatz  der  Bevölkerung,  als  ehedem,  die  Grenzen  ihrer 
Heimatgemeinde,  ja  sogar  diejenigen  ihres  Kantons  ver- 
lässt  und  sich,  manchmal  für  Generationen,  Wohnstätten 
ausserhalb  desselben  sucht,  und  es  ist,  namentlich  da 
gleichzeitig  die  bürgerlichen  Nutzungen  beinahe  durch- 
gängig an  den  Aufenthalt  in  der  Bürgergemeinde   geknüpft 


»)  Durch  ein  allgemeines  Bundesgesetz  vom  8.  Juli  1878  (II,  510)  hat 
nun  wenigstens  die  Eidgenossenschaft  für  die  Einbürgerung  von  Aasländern 
in  den  Kantonen  vorgeschrieben,  dass  hiezu  zuerst  die  Erlaubniss  des 
Bundesrathes  eingeholt  werden  muss,  der  sie  nur  nach  zweijähriger  an- 
dauernder Niederlassung  des  Petenten  in  der  Schweiz  und  bei  regelrechten 
Verhältnissen  zu  dem  bisherigen  Heimatstaat  ertheilt. 
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sind,  ein  Gegensatz  zwischen  Wohnsitz  und  Heimat  ent- 
standen, der  sich  schwer  auf  andere  Weise,  als  durch  eine 
gründliche  Reform  des  einen  oder  des  andern  dieser  natür- 
lichen Lebenscentren  wird  lösen  lassen.  Eine  Lösung  im  Sinne 
einer  Reform  des  Heimatrechts  versucht  nun  der 
Kanton  Neuenbürg,  in  welchem  bereits  seit  längerer  Zeit 
der  grössere  Theil  der  Gesammtbevölkerung,  (und  zwar  vor- 
zugsweise in  den  untern,  arbeitenden  Klassen),  aus  Nicht- 
Kantonsbürgern  besteht. 

Durch  eine  Volksabstimmung  vom  15.  Mai  1887  wird 
die  Bürgergemeinde  prinzipiell  aufgehoben  und  durch  die 
Einwohnergemeinde  ersetzt.  Das  Vermögen  der  Bürger- 
gemeinden wird  unter  dem  Namen  «  Bürgerfonds  »  mit  dem 
Armengut  vereinigt  und  zu  einer  Stiftung  gemacht,  die  in 
erster  Linie  zu  Armenzwecken  verwendet  werden  muss.  Die 
obligatorische  Armenunterstützung  der  innerhalb  des  Kantons 
wohnenden  Kantonsbürger  geht  von  der  Heimatgemeinde  anf 
die  Einwohnergemeinde  über,  die  ausserhalb  des  Kantons 
wohnenden  werden  von  der  Heimatgemeinde  unterstützt. 
Den  Gemeinden,  deren  Unterstützungspflicht  dadurch  zu  gross 
werden  sollte,  wird  von  Staats  wegen  geholfen.  Alle  Schweizer- 
bürger, welche  zehn  Jahre  lang  im  Kanton  und  fünf  in  einer 
Gemeinde  gewohnt  haben,  können  die  unentgeltliche 
Aufnahme  in  dieses  Gemeindebürgerrecht  und  in  das  Kantons- 
bürgerrecht begehren,  wenn  sie  in  dieser  Zeit  nicht  öffentlich 
unterstützt  worden  sind  und  einen  guten  Leumund  besitzen. 

Dieser  interessante  Versuch  einer  Lösung  überall  be- 
stehender Fragen,  der  von  der  Eidgenossenschaft  in  der  letzten 
Sitzung  ihrer  Räthe  genehmigt,  also  nun  überall  zulässig 
ist,  hat  folgenden  Wortlaut  in  dem  offiziellen  Texte: 

«  Le  Grand  Conseü  de  la  Eepublique  et  Ganton  de 
NeucMtel  en  Suisse  decr&te: 

Article  1.  Les  articles  64  a-  70  de  la  Constitution  can- 
tonale  sont  abroges  et  remplacös  par  les  dispositions  suivantes: 

Des  communes: 

Article  64.  La  commune  reunit  sous  ce  nom  en  Ad- 
ministration unique  la  commune  de  ressortissants  ou  com- 
mune proprement  dite  et  la  commune  d'habitants  ou  munici- 
palite;  eile  ad  mini  st  re  l'ensemble  de  leurs  biens  et  gere  les 
Services  publics  locaux. 
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Article  65.  La  loi  dötermine  la  circonscription  des  com- 
munes. 

Sur  la  demande  des  interessös  ou  si  le  besoin  l'exige, 
le  Grand  Oonseil  peut,  par  la  loi,  fusionner  des  communes 
et  leurs  biens,  ou  ordonner  le  dämembrement  d'une  com- 
mune existante. 

Les  biens  des  communes  de  ressortissants  sont  reunis  a 
ceux  de  leurs  administrations  de  charite*  sous  le  nom  de 
Fonds  des  ressortissants. 

Les  revenus  seuls  du  Fonds  des  ressortissants  peuvent 
etre  döpensäs. 

Les  dons  et  legs  faits  au  Fonds  des  ressortissants  sont 
ajout^s  au  capital  s'il  n'en  est  disposö  autrement  par  les 
donateurs. 

S'il  existe  une  dette  de  la  commune  de  ressortissants, 
la  loi  prescrira  les  mesures  pour  en  assurer  l'extinction. 

Les  communes  et  leurs  biens,  specialement  ceux  du 
Fonds  des  ressortissants,  sont  garantis. 

Les  biens  communaux  qui  ont  une  destination  speciale 
sont  employes  conforraöment  a  cette  destination  ou  Selon  les 
intentions  des  donateurs. 

Les  revenus  des  biens  communaux  sont  affectes  aux 
depenses  locales  et  a  Celles  d'intördt  genäral  mises  par  la 
loi  ä  la  Charge  des  communes. 

Les  communes  ne  peuvent  aliener,  modifier  ou  hypo- 
thöquer  leurs  immeubles  et  placer  leurs  capitaux  que  Selon 
les  prescriptions  fix^es  par  la  loi. 

II  sera  dresse*  un  inventaire  gen£ral  estimatif  de  la  for- 
tune  des  communes  enoncant  d'une  maniere  distincte  celle 
de  leurs  Fonds  des  ressortissants. 

Article  66.  La  loi  organise  les  communes  sur  les  bases 
suivantes : 

1.  La  qualite*  de  ressortissant  de  la  commune  est  main- 
tenue ;  eile  est  constatäe  par  inscription  sur  un  röle  nominatif. 

2.  II  y  a  dans  chaque  commune  les  autoritäs  suivantes : 
Un  consejl  gänlral  de  commune  dont  la  nomination  ap- 

partient  a  tous  les  älecteurs  communaux. 

Un  conseil  communal  et  une  commission  scolaire  eins 
par  le  oonseil  g4n6ral,  et  les  commissions  speciales  dont  la 
loi  ordonne  ou  autorise  la  nomination. 
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Dan«  les  communes  dont  la  population  n'atteint  pas  an 
chiffre  minimum  determine*  par  la  loi,  l'ensemble  des  elec- 
teurs  forme  le  conseil  gäneral.  Cependant  ces  commanes 
peuvent  institaer  le  conseil  general  ölectif  avec  l'autorisation 
du  Conseil  d'Etat. 

3.  Sont  älecteurs  communaux  ceux  auxquels  la  loi  con- 
fere  cette  qualite\ 

4.  Les  electeurs  communaux  ressortissants  de  la  com- 
mune et  habitant  son  territoire  et,  avec  eux,  par  droit  de 
reciprocitö,  les  electeurs  communaux  ressortissants  des  autrcs 
communes  du  canton  domicilii  dans  ia  circonscription  com- 
munale,  ont,  en  tout  temps,  la  faculte*  d'instituer  un  conseil 
de  surveillance  et  de  contröle  de  la  gestion  des  biens  du 
Fonds  des  ressortissants.  Dans  ce  cas,  l'achat,  la  vente,  la 
conversioD,  le  remploi  de  fonds  mobil iers,  de  meme  que  l'alie- 
nation,  la  modification  ou  l'hypotheque  des  immeubles,  ne 
pourront  avoir  Heu  qu'apres  avoir  ötö  soumis  ä  l'approbation 
de  ce  conseil. 

En  cas  de  conflit,  il  y  a  recours  au  Conseil  d'Etat. 

Article  67.  Les  communes  sont  sous  la  surveillance 
directe  du  Conseil  d'Etat ;  elles  doivent  lui  soumettre  annuelle- 
ment  leurs  budget  et  leurs  comptes. 

Les  reglements  communaux  ne  deviennent  exöcutoires 
qu'apres  avoir  6t6  sanctionnös  par  le  Conseil  d'Etat. 

Article  68.  La  loi  peut  imposer  aux  communes  l'assis- 
tance  des  Neuchätelois  indigents  et  la  limiter  ä  certains  cas 
däterminös. 

Cette  assistance  a  Heu  par  la  commune  du  domicile, 
sous  les  re*serves  faites  par  la  loi. 

L' assistance  qui  pourrait  etre  accordäe  aux  Neuchätelois 
indigents  domicilii  hors  du  canton  est  ä  la  Charge  de  la 
commune  d'origine. 

Les  däpenses  d'assistance  sont  prelevees  sur  les  revenus 
nets  du  Fonds  des  ressortissants. 

En  cas  d'insuffisance  de  ces  revenus,  il  sera  pourvu 
par  la  loi  aux  mesures  jugöes  nöcessaires. 

Article  69.  Tout  Suisse  non  neuchätelois,  majeur,  qui  a 
röside  pendant  dix  annees  dans  le  canton  et  qui  est  domicihe 
dans  une  commune  depuis  cinq '  annees  consecutives  com- 
prises  dans  les  dix  annöes  de  r&idence,  a  le  droit  d'elre 
agregö  gratuitement  ä  cette  commune  s'il  en  fait  la  demande. 
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L'agrögation  s'etend  ä  la  femme  du  requerant  et  a  ses 
enfants  mineurs. 

La  demande  d'agrögation  doit  Gtre  accompagnee  d'un 
certificat  de  moralitä  dälivre*  par  le  conseil  communal  et  des 
pieces  etablissant  qae  le  requörant  n'a  recu  pendant  les  dix 
annees  prececlentes  aucune  assistance  de  sa  commune  ou  de 
8on  canton  d'origine  ni  des  fonds  de  charite  de  la  localis 
qu'il  habite,  et  qu'il  a  satisfait  rögulierement  aux  charges 
publiques. 

L'agrögation  peut  ötre  refusee  s'il  est  constate*  que  le 
requerant  a  6te  assiste"  dans  le  meme  temps  par  la  charite 
privöe. 

L'agrögation  est  accordee  par  le  conseil  g6ne>al  de  com- 
mune sur  la  proposition  du  conseil  communal.  Elle  est 
soumise  a  l'approbation  du  Conseil  d'Etat.  Cette  approbation 
confere  la  nationalite  neuchateloise  et  l'agräge  est  inscrit  par 
les  soins  du  conseil  communal  au  röle  des  ressortissants. 

Tout  refus  d'agrägation  doit  ötre  motive* ;  le  recours  au 
Conseil  d'Etat  est  röserve. 

La  loi  regle  les  cas  d'agregation  non  prävus  au  present 
article. 

Article  70.  Si  apres  la  mise  en  vigueur  des  articles 
68  et  69  de  la  Constitution,  des  communes  ont  ä  payer  an- 
nuellement  pour  1' assistance  au-delä  de  leur  defense  moyenne 
annuelle  pour  ce  Service  pendant  les  dix  annees  präc&lentes, 
il  leur  sera  tenu  compte  du  deficit  dans  la  mesure  et  selon 
les  moyens  döterminös  par  la  loi. 

Article  II.  Le  Conseil  d'Etat  est  Charge*  de  promulguer 
le  present  dlcret  apres  qu'il  aura  obtenu  la  sanction  du 
peuple  et  la  garantie  föderale. 

Von  den  nicht  weniger  als  25  verschiedenen  An- 
regungen zu  partiellen  Revisionen  der  Bundes- 
verfassung, welche  in  Folge  der  Motion  der  vereinigten 
Konservativen  (Motion  Zemp,  Keel,  Pedrazzini)  dem  Bundes- 
rathe  im  Jahre  1885  zur  Begutachtung  und  Antragstellung 
überwiesen  worden  waren,  sind  dermalen,  nach  Annahme 
des  Alkoholmonopols  und  Erfindungsschutzes,  keine  mehr  auf 
der  Tagesordnung. 

Diese  auffallende  Stille  nach  einer  scheinbar  so  starken 
Bewegung   erklärt  sich  einerseits  vielleicht  aus  dem  Gefühl 
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der  antragstellenden  Partei,  dass  sie  sich  dermalen  nicht 
mehr  so  sehr  in  der  Lage  befinde,  unzufrieden  zu  sein, 
hauptsächlich  aber  wohl  aus  dem  Bewusstsein  aller  Par- 
teien, dass  die  wesentlichsten  dieser  Postulate  einer  Bundes- 
verbesserung von  selber  reifen,  ohne  dass  eine  beschleuni- 
gende Einwirkung  erforderlich  wäre.  Die  grossen  politischen 
Fragen,  um  die  sich  die  Bundesrevisionen  von  1872  und 
1874  drehten,  sind  auf  langsamerem  Wege  zu  Gunsten 
des  Bundes  entschieden  worden,  die  Kantone  haben,  in  ein- 
zelnen Fällen  vielleicht  mehr,  als  gut  ist,  den  Math  za 
einer  politischen  und  namentlich  zu  einer  finanziellen  Selb- 
ständigkeit verloren.  Die  Militäreinheit  kommt  mit  dem 
nächsten  grossen  Aufgebot,  die  Rechtseinheit  mit  dem  deut- 
schen Oivilgesetzbuch,  der  Eisenbahnrückkauf  mit  der  ersten 
militärischen  Uebernahme  der  Bahnen  durch  den  Bund,  die 
dauernde  finanzielle  Abhängigkeit  der  Kantone  wird  durch 
die  Monopole  besiegelt,  mit  denen  seit  diesem  Jahre  der  An- 
fang gemacht  ist.  Vollends  das  direkte  Eintreten  des  Bundes 
in  die  sozialen  Probleme  wird  die  Kantone  in  den  Augen 
der  grossen  Mehrzahl  derjenigen  Bevölkerung,  welche  in 
irgend  einer  Weise  der  Hülfe  bedarf,  beinahe  überflüssig 
machen. 

Unser  Ideal  ist  dieser  allmählige  Auskauf  der 
kantonalen  Souveränetätsrechte  niemals  gewesen,  es  fehlt 
dabei  zu  sehr  das  ethische  Element,  ohne  das  staatliche  Zu- 
stände auf  Haltbarkeit  nicht  rechnen  können. 

Als  Zeichen  der  Zeit  konnte  in  dieser  Richtung  die 
Motion  eines  Mitgliedes  der  konservativen  Partei  in  der 
ordentlichen  Bundesversammlung  dieses  Jahres  betrachtet 
werden,  welches  die  Revision  des  Art.  30  der  Bundes- 
verfassung und  demgemäss  die  Bückerstattung  eines  Theils 
der  Zölle  an  die  Kantone  beantragte.  Die  Motion  wurde 
im  Nationalrath  mit  61  gegen  17  Stimmen  abgelehnt  und  im 
Ständerath  von  Niemand  aufgenommen.  Sie  hatte  jeden- 
falls nicht  den  richtigen  Zeitpunkt  gewählt  in  einem  Jahre, 
in  welchem  der  Eidgenossenschaft  sowohl  von  Aussen  her, 
als  im  Innern  grosse  Ausgaben  bevorstehen  und  ein  Zn- 
sammenhalten aller  Kräfte  geboten  erscheint.  Auch  glauben 
wir  unsererseits  nicht,  dass  ein  solches  Austheilen  von  Geld 
aus  der  Hand  des  Bundes  die  Empfänger  moralisch  selbstän- 
diger machen  würde,   und   auf  diesen  moralischen  Halt 
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kommt  es  doch  bei  aller  Selbständigkeit  zunächst  an.  Ein  «  Sou- 
verän», der  von  einem  andern  pensionirt  wird,  ist  ein  Un- 
ding, selbst  wenn  ein  solches  Verhältniss  scheinbar  auf  einem 
Vertrag,  oder  einem  Verfassungsartikel  beruht.  Die  Kantone 
mü8sten  geradezu  die  Zölle  selbst  wieder  haben,  ja  sogar, 
um  der  Gleichheit  unter  ihnen  selbst  willen,  solche  im  Innern 
der  Eidgenossenschaft  wieder  errichten  dürfen.  Davon  ist 
aber  unter  normalen  politischen  Verhältnissen  keine  Rede 
mehr.  Wenn  die  Kantone  daher  einen  Theil  ihrer  ehemaligen 
Souveränetät  bewahren  wollen,  so  müssen  sie  auf  andere 
Weise  ihre  finanzielle  Selbständigkeit  herzustellen  versuchen. 
Zunächst  durch  Uebergabe  der  kostspieligen  und  völlig 
unnützen  Militäradministration  und  der  Eisenbahnen,  wo  sie 
staatlich  sind,  an  den  Bund,  und  sodann  durch  eine  grosse 
Vereinfachung  und  Decentralisation  ihrer  kantonalen  Verwal- 
tung, die  es  ihnen  gestattet,  lebensfähig  zu  bleiben.  Als 
historisch-natürliche  Gruppen  von  Gemeinden  mit  starker 
Autonomie,  wie  es  in  kleinerem  Masstabe  s.  Z.  die  Zehnten  im 
Wallis  und  die  Hochgerichte  in  Graubünden  gewesen  sind, 
können  sie  dann  bestehen  bleiben,  und  die  Eidgenossenschaft 
wird  sich  sogar  stets  auf  diese  ihre  historische  Basis 
stützen  müssen,  wenn  sie  nicht,  wie  die  Helvetik,  von 
Aussen  gestützt  werden  will;  als  souveräne  Staaten  wird 
sie  die  Geschichte  unserer  Tage,  wenn  sie  einst  ge- 
schrieben wird,  bereit»  nicht  mehr  betrachten,  obwohl  die 
Verfassung  sie  noch  als  solche  anerkennt. 

Von  ebenso  grosser  Wichtigkeit  als  diese  Verfassungs- 
revisionen ist  eine  Reform  in  der  Organisation  des 
Bundesrathes,  welche  auf  1 .  Januar  1888,  vorläufig 
versuchsweise,  in  Kraft  tritt.  Die  Bintheilung  in  sieben 
Departemente,  deren  jedem  ein  Mitglied  des  Bundesrathes  als 
Departementschef  vorsteht,  bleibt  bestehen,  dagegen  ändern 
zwei  Departemente  ihre  bisherigen  Bezeichnungen  und  wird 
das  €  Departement  des  Aeussern  »  (bisher  politisches  Departe- 
ment genannt)  von  dem  Bundespräsidium  abgelöst.  Darin 
liegt  die  Hauptänderung.  Es  kann  nunmehr,  da  dieses  De- 
partement des  Aeussern  nicht  mehr  mit  dem  jährlich  wech- 
selnden Präsidium  wechseln  muss,  die  Vertheilung  der  Ge- 
schäfte überhaupt  dauernder  bleiben  und  für  jedes 
Fach  die  dazu  passende  Persönlichkeit  gesucht  werden. 
Es  trägt  diess  sehr  zur  Stabilität  der  gesammten  Regierung 
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bei,  was  in  der  Schweiz  um  so  mehr  bedeutet,  da  eigentlich 
der  Bundesrath  allein  dieses  Prinzip  vertritt  und  von  seiner 
Einsicht  und  richtigen  Geschäftsführung,  viel  mehr  als  von 
jedem  andern  Element  der  Verfassung,  die  würdige  Erhal- 
tung und  Fortentwicklung  der  Staatsordnung  abhängt  (vgl. 
hierüber  unsere  letztjährige  politische  Uebersicht,  pag.  551). 
Die   künftige  Departementseintheilung  ist  die  folgende: 

I.  Departement  desAeussern.  I)  Verkehr 
mit  auswärtigen  Staaten  und  deren  Stellvertretern.  2)  Ver- 
kehr mit  den  Gesandtschaften  und  Konsulaten  der  Schweiz 
im  Auslande.  8)  Vermittlung  des  amtlichen  Verkehrs  zwischen 
Kantonen  und  auswärtigen  Staatsregierungen  oder  deren 
Stellvertretern.  4)  Prüfung  derjenigen  Verträge,  welche  die 
Kantone  von  sich  aus  mit  ausländischen  Behörden  abzu- 
schliessen  befugt  sind.  5)  Wahrung  der  Unabhängigkeit, 
Neutralität  und  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  gegen 
Aussen  im  Allgemeinen,  sowie  der  völkerrechtlichen  Ver- 
hältnisse im  Besondern.  6)  Ueberwachung  und  Regulirung 
der  Grenzverhältnisse  zu  dem  Auslande.  7)  Einbürgerung 
von  Ausländern  und  Optionsangelegenheiten.  8)  Forderung 
des  Handels  im  Allgemeicen.  9)  Vorarbeiten  für  Abschlies- 
sung  von  Handelsverträgen  und  Mitwirkung  bei  der  Auf- 
stellung des  Zolltarifs.  10)  Das  schweizerische  Handelsamts- 
blatt. 11)  Anstände  im  internationalen  Handelsverkehr.  12) 
Internationale  Ausstellungen.  13)  Gewerbliches,  literarisches 
und  künstlerisches  Eigentimm.  14)  Kontrolirung  von,  und 
Handel  mit  Gold-  und  Silberwaaren.  15)  Beaufsichtigung 
des  Auswanderungswesens. 

II.  Departement  des  Innern.  1)  Organisa- 
tion und  Geschäftsgang  der  Bundesbehörden.  2)  Organisa- 
tion der  eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimmungen.  3) 
Ueberwachung  der  Bundeskanzlei  und  der  Archive ;  Besor- 
gung der  eidgenössischen  Bibliothek.  4)  Grenz-  und  Ge- 
biets Verhältnisse  der  Kantone  unter  sich ,  soweit  nicht  das 
Bundesgericht  hierin  zuständig  ist.  5)  Unterrichts wesen  nach 
Massgabe  von  Art.  27  der  Bundesverfassung.  6)  Beitrage 
an  wissenschaftliche,  literarische  und  künstlerische  Unter- 
nehmungen, beziehungsweise  Ausstellungen.  7)  Ausübung 
von  wissenschaftlichen  Berufsarten.  8)  Oeffentliches  Gesund- 
heitswesen. 9)  Statistik  der  Schweiz.  10)  Aufsicht  über 
die  Ausführung  der  Art.  7,  8,  9  und  13  des  Bundesgesetses 
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über  gebrannte  Wasser  (Verwendung  der  bekannten  10%). 
11)  Aufsicht  über  Verpflegung  und  Beerdigung  armer  An- 
gehöriger eines  Kantons,  welche  in  einem  andern  Kanton  er- 
kranken oder  sterben.  12)  Eidgenössische  Bauten.  13)  Ober- 
aufsicht über  die  Strassen  und  Brücken,  an  deren  Erhaltung 
die  Eidgenossenschaft  ein  Interesse  hat.  14)  Wasserbau- 
polizei im  Hochgebirge.  15)  Ueberwachung  der  Ausführung 
und  Unterhaltung  der  Flusskorrektions-  und  anderer  vom 
Bunde  ausserhalb  des  eidgenössischen  Forstgebietes  unter- 
stützten Wasserbauwerke. 

III.  Justiz-  und  Polizeideparteinent.  1) 
Ueberwachung  der  allseitigen  Erfüllung  der  Bundesverfas- 
sung und  der  Bundesgesetze  im  Allgemeinen,  soweit  dieselbe 
nicht  andern  Departementen  übertragen  ist.  2)  Gewähr- 
leistung der  Kantonsverfassungen.  3)  Bearbeitung  der  Bun- 
desgesetze über  civil-  und  strafrechtliche  Materien.  4)  Ein- 
bürgerung der  Heimatlosen.  5)  Ausführung  des  Bundesge- 
setzes über  Civilstand  und  Ehe  (war  bisher  dem  Innern 
zugetheilt).  6)  Das  Handelsregister  (gehörte  bisher  zum 
Handelsdepartement).  7)  Prüfung  der  Verträge  (Konkor- 
date) unter  den  Kantonen  und  Mitwirkung  bei  dem  Ab- 
schlüsse derselben,  soweit  der  Inhalt  dieser  Verträge  nicht 
in  den  Geschäftskreis  eines  andern  Departements  gehört.  8) 
Behandlung  der  Verträge  und  Uebereinkünfte  mit  auswär- 
tigen Staaten  über  Auslieferung  und  über  polizeiliche  und 
civilrechtliche  Verhältnisse  (in  Verbindung  mit  dem  Departe- 
ment des  Aeussern).  9)  Verfügungen  bezüglich  der  Hand- 
habung der  bundesmässigen  Rechte  des  Volkes  und  der  Bürger, 
wie  der  Behörden,  insbesondere  die  Prüfung  der  Beschwerden 
administrativer  Natur,  betreffend:  a)  die  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit (Art.  31  und  29  der  Bundesverfassung);  b)  die 
Spielhäuser  und  Lotterien  (Art.  36) ;  c)  die  Rechte  der  Nie- 
dergelassenen und  Aufenthalter  (Art.  43,  45  und  47);  d) 
die  eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimmungen;  e)  die  Gül- 
tigkeit kantonaler  Wahlen  und  Abstimmungen ;  f)  die  Glau- 
bens- und  Gewissensfreiheit,  sowie  die  freie  Ausübung  gottes- 
dienstlicher Handlungen  etc.  (Art.  49,  50  und  51  der 
Bundesverfassung;  g)  die  Verfügung  über  die  Begräbniss- 
plätze (Art.  53) ;  h)  die  Anstände  herrührend  aus  denjenigen 
Bestimmungen  der  Staatsverträge  mit  dem  Auslande,  welche 
sich    auf   Niederlassung,    Befreiung    von   Militärpflichtersatz 
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und  Freizügigkeit  beziehen ;  i)  das  Vereinsrecht  und  die 
Freiheit  der  Presse.  10)  Vollziehung  der  bundesgerichtlichen 
Urtheile.  11)  Einleitung  and  Ueberwachung  der  Strafanter- 
suchungen,  auf  welche  die  Bundesgesetze  über  das  Bundes- 
strafrecht und  die  Werbung  sich  beziehen,  und  die  Voll- 
ziehung der  Urtheile,  welche  in  Anwendung  dieser  Gesetze 
von  kantonalen  Gerichten  erlassen  worden  sind.  12)  Prü- 
fung und  Behandlung  der  Auslieferungsangelegenheiten,  so- 
wie die  Ueberwachung  der  Vollziehung  der  in  der  Schweiz 
oder  vom  Auslande  bewilligten  Auslieferungen.  13)  Hand- 
habung der  politischen  und  gewöhnlichen  Fremdenpolizei, 
so  weit  letztere  in  der  Kompetenz  des  Bundes  liegt.  14)  Anf- 
rechthaltung  der  Ruhe  und  öffentlichen  Ordnung  im  Innern. 

IV.  Militärdepartement.  Das  Militärwesen  im 
Allgemeinen,  namentlich  :  1)  Militärische  Gebietseinteilung. 

2)  Rekrutirung.  3)  Organisation  des  Heeres,  Ernennung 
und  Entlassung  von  Offizieren  und  Besetzung  von  Kom- 
mandostellen. 4)  Unterricht,  einschliesslich  Vorunterricht 
und  militärischer  Unterricht  am  Polytechnikum.  5)  Beklei- 
dung, Bewaffnung  und  Ausrüstung.  6)  Besoldung  und  Ver- 
pflegung. 7)  Rechtspflege.  8)  Landestopographie.  9)  Landes- 
befestigung. 10)  Mobilisirung  des  Heeres,  Instruktionen  für 
den  General.  11)  Ergänzung  der  Feldarmee.  12)  Militär- 
pensionen. 13)  Ueberwachung  der  Vollziehung  der  Militär- 
Organisation  in  den  Kantonen.  14)  Bezug  der  Militärpflicht- 
ersatzsteuer.     15)  Pulververwaltung. 

V.  Finanz-  und  Zolldepartement,  a.  Fi- 
nanzwesen. 1)  Gesetze,  Verordnungen  und  Instruk- 
tionen über  die  Finanz-  und  Staatskasseverwaltung.  2) 
Verwaltung  der  Liegenschaften,  soweit  nicht  andere  Departe- 
mente damit  beauftragt  sind,  und  der  eidgenössischen  Fonds, 
sowie  Vorkehrungen  für  Darleihen  und  deren  Ueberwachung. 

3)  Massnahmen  betreffend  die  Bestimmung  der  Geldskala 
und  allfälliger  Beiträge  der  Kantone  an  die  Ausgaben  der 
Eidgenossenschaft.  4)  Aufstellung  des  jährlichen  Voran- 
schlages und  der  Staatsrechnung.  5)  Aufsicht  über  die 
Staatskasse  und  das  gesammte  Rechnungswesen  der  Eidge- 
nossenschaft. 6)  Ausfuhrung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
über  Ausgabe  und  Umlauf  von  Banknoten,  nach  Massgabe 
von  Art.  39  der  Bundesverfassung.  7)  Münzwesen.  8)  Al- 
koholverwaltung. 
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b.  Zollwesen.  1)  Gesetze,  Verordnungen  und  In- 
struktionen über  Organisation,  Tarife  und  Verwaltung  des 
Zollwesens.  2)  Zollverwaltung  und  Bezug  der  Zollgebühren. 
3)  Beaufsichtigung  des  Bezuges  der  den  Kantonen  bewilligten 
Verbrauchsteuern.  4)  Mitwirkung  bei  den  Vorarbeiten  und 
dem  Abschluss  der  Handelsverträge. 

VI.  Industrie-  und  Landwirthschafts- 
departement.  1)  Förderung  der  Industrie  und  des 
Gewerbewesens  im  Allgemeinen.  2)  Arbeitergesetzgebung 
(Fabrikgesetz,  Haftpflicht,  Unfallversicherung  etc.).  8)  In- 
dustrielle und  gewerbliche  Berufsbildung.  4)  Ausstellungen 
im  Inlande  (mit  Ausnahme  der  Schul-  und  Kunstausstel- 
lungen). 5)  Mass  und  Gewicht.  6)  Vollziehung  des  Bundes- 
gesetzes betreffend  Beaufsichtigung  von  Privatunterneh- 
mungen  im  Gebiete  des  Versicherungswesens.  7)  Förderung 
der  Landwirthschaft  im  Allgemeinen  und  Beiträge  an  land- 
wirthschaftliche  Unternehmungen  im  Besondern.  8)  Land- 
wirtschaftliches Unterrichts wesen.  9)  Viehseuchenpolizei. 
10)  Allgemeine  Massnahmen  gegen  die  Schäden,  welche  die 
landwirtschaftliche  Produktion  bedrohen.  11)  Forstpolizei 
im  Hochgebirge.  12)  Jagd  und  Fischerei,  soweit  die  Auf- 
sicht dem  Bunde  zusteht. 

VII.  Post-  und  Eisenbahndepartement. 
a.  Eisenbahnwesen.  1)  Gesetze  und  Verordnungen 
über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  ;  Ertheilung  und 
Zurückziehung  der  Konzession.  2)  Expropriationsangelegen- 
beiten  und  Eisenbahnverpfandungen.  3)  Aufsicht  über  die 
Erfüllung  der  Verpflichtungen,  welche  für  die  Eisenbahnge- 
sellschaften aus  den  Gesetzen  und  Konzessionen  herfliessen. 

b.  P  o  s  t  w  e  s  e  n.  1)  Gesetze  und  Verordnungen  über 
die  Organisation  des  Postwesens.  2)  Leitung  und  Ueber- 
wachung  des  Postdienstes. 

c.  Telegraphenwesen.  1)  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen über  die  Organisation  des  Telegraphenwesens.  2) 
Leitung  und  Ueberwachung  des  Telegraphendienstes. 

Die  Verhältnisse  der  Eidgenossenschaft  zum 
Ausland  lassen  sich  der  Tendenz  nach  in  zwei  Worten 
ausdrücken:  Politische  und  wir thschaft liehe  Selb- 
ständigkeit.    Eine  andere  Art  staatlichen  Daseins,  die 
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sich  am  besten  durch  Vergleichung  erkennen  lässt,  zeigt  unsere 
Geschichte  von  1803  bis  1815,  oder,  wenn  wir  in  der  Gegen- 
wart uns  umsehen  wollen,  das  uns  benachbarte  Fürstenthum 
Liechtenstein.  Was  für  die  Aufrechthaltung  der  politischen 
Selbständigkeit  geschieht,  ist  bereits  in  Abschnitt  I  dieser 
Uebersicht  auseinandergesetzt  worden.  In  Bezug  auf  die 
wirtschaftliche  sind  es  namentlich  die  Handelsverträge  und 
die  immer  noch  in  steigender  Tendenz  begriffenen  Grenzzölle, 
welche  die  Aufmerksamkeit  der  schweizerischen  Staatsmänner 
in  Anspruch  nehmen. 

Der  neue  Handelsvertrag  mit  Deutschland 
hat  nach  einigen  ersten  Konferenzen  noch  keinen  Abschluss 
gefunden  und  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  ist  neuer- 
dings ein  verständlich  verschoben  worden.  Der  italienische 
und  der  österreichisch-ungarische  sehen  ebenfalls 
ihrer  Erneuerung  unmittelbar  entgegen,  der  erstere  ist  von 
Italien  auf  1.  Januar  1888  gekündet  worden,  den  andern  wird 
die  Eidgenossenschaft  kündigen.  Mit  Rumänien  ist  ein 
neuer  Vertrag  vom  7.  Juni  1886  abgeschlossen  worden,  auf 
Grundlage  der  Meistbegünstigung.  Die  Einfuhr  aus  Rumänien 
besteht  aus :  Weizen,  Gerste,  Hafer,  Mais,  die  Ausfuhr  dahin 
aus  Industrieartikeln,  namentlich  Baumwollwaaren.  Der  Ver- 
trag mit  Spanien  wurde  bis  1.  Februar  1892  verlängert. 
Mit  Frankreich  war  am  26.  Juli  1886  unter  bereit- 
willigem Entgegenkommen  der  französischen  Regierung  eine 
(eventuelle)  Uebereinkunft  getroffen  werden,  welche  die  Be- 
stimmungen des  Handelsvertrags  betreffend  die  Einfuhr  von 
Wein,  Spirituosen  u.  s.  w.  in  die  Schweiz  insoweit  abänderte, 
als  es  der  erste  bundesräth liehe  Entwurf  eines  eidgenössischen 
Alkoholgesetzes  erfordert  haben  würde.  In  Folge  der  Ab- 
lehnung jenes  Entwurfes  und  der  Annahme  eines  auf  das 
ausschliessliche  Staatsmonopol  basirten  Gesetzes  ist  diese  Ueber- 
einkunft indessen  von  selbst  gegenstandslos  und  hinfällig  ge- 
worden. Mit  Frankreich  ist  ferner  am  27.  Januar  1887  eine 
Erläuterung  der  Uebereinkunft  vom  22.  Februar  1882  über 
den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  abgeschlossen 
worden,  und  am  9.  Juli  1887  ein  internationales  Reglement 
über  die  Schifffahrt  auf  dem  Genfersee,  welches  bereits  auf 
pag.  678  erwähnt  ist.  Mit  Belgien  wurde  einstweilen  ein 
neuer  Nied er lassungs vertrag  vom  4.  Juni  1887  und  ein   be- 
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solideres  Uebereinkommen  über  Armenrecht  in  Prozesssachen 
vom  9.  September  1886  auf  5  Jahre  abgeschlossen  '). 

Ein  neuer  Freundschafts-,  Handels-  und  Nieierlassungs- 
vertrag  vom  6.  Nov.  1885  verbindet  die  Schweiz  mit  der 
südafrikanischen  Republik.  Die  Verfassung  dieses 
Staates,  welcher  bestimmt  scheint,  den  Süden  von  Afrika  in 
republikanischer  Weise  zu  organisiren  (de  Grondwet  der 
Zuid-afrikaansche  Bepubliek)  ist  vom  13.  Februar  1858,  mit 
Abänderungen  vom  14. — 23.  September  und  wird  gelegent- 
lich in  diesem  Jahrbuche  näher  besprochen  werden.  Durch 
einen  Vertrag  mit  England  vom  27.  Februar  1884  ist  die 
Bepublik  nun  gänzlich  selbständig  für  ihre  innern  Verhält* 
nisse  geworden,  lediglich  kann  England  nach  Art.  4  dieses 
Vertrags  gegen  jeden  Staatsvertrag  (ausser  mit  dem  benach- 
barten Oranje-  Freistaat)  innert  6  Monaten  Einsprache  erheben. 
Der  schweizerische  Vertrag  ist  den  Vereinbarungen  mit  Ha- 
waii und  San  Salvador  nachgebildet  und  gilt  10  Jahre  fest, 
nachher  auf  zwölfmonatliche  Kündigung.  Er  enthält  die 
Meistbegünstigungsklausel,  gegenseitiges  Konsularrecht,  einen 
Vorbehalt,  über  Auslieferungen  und  Requisitionen  Näheres 
zu  verabreden,  und  eine  Schiedsgerichts-Klausel, 
wonach  in  allen  Streitfällen  ein  Schiedsgericht  von  3  Personen 
entscheiden  soll.  Der  Vertreter  der  südafrikanischen  Republik, 
Herr  Beelaerts  von  Blokland,  wollte  die  Länder  einschliessen, 
mit  welchen  die  Republik  in  Zollunion  treten  wird,  was 
die  Schweiz  jedoch  ablehnte.  England  hat  seine  Zustimmung 
zu  dem  Vertrage  am  15.  November  1886  direkt  bei  dem 
Bundesrathe  angezeigt. 

Der  nordamerikanische  Gesandte  hat  die  Er- 
klärung seiner  Regierung  abgegeben,  dass  in  der  Schweiz 
(wie  überhaupt  im  Ausland)  abgeschlossene  Ehen  von  ameri- 
kanischen Bürgern  anerkannt  werden,    wofern  sie  nach  den 


*)  In  dem  früheren  Vertrage  von  1862  war  auch  der  Zolltarif  enthalten 
gewesen,  in  Folge  dessen  wurde  er  von  der  8chweiz  gekündigt  und  besteht 
seither  nur  das  Versprechen^  sich  als  meistbegünstigte  Kation  zu  behandeln. 
Belgien  fing  nun  aber  an,  die  dortigen  Schweizer  zum  Militärdienst  heran- 
zuziehen, worauf  die  Schweiz  vorschlug,  den  französischen  Vertrag  von 
1882  zu  adoptlren.  Diess  ist  nun  geschehen,  und  die  Belgier  müssen  in  Folge 
dessen  in  Bezug  auf  Niederlassung  in  jedem  Kanton  der  Schweiz  wie  An- 
gehörige  eines  andern  Kantons  hehandelt  werden  und  die  gleichen  Ausweis- 
schriften wie  schweizerische  Niedergelassene  besitzen.  Für  die  Franzosen 
gilt  der  Immatrikulationsschein  ihrer  Gesandtschaft  als  Ausweisschrift,  die 
belgische  Gesandtschaft  in  der  Schweiz  hingegen  führt  keine  solche  Kontrole. 
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Erfordernissen  des  schweizerischen  Ehegesetzes  eingegangen 
worden  sind  '). 

Mit  Argentinien,  Ecuador  nnd  Serbien  sind 
Verträge  über  Auslieferung  und  Niederlassung  in  Vor- 
bereitung, mit  Nordamerika  ein  neuer  Auslieferungs- 
vertrag und  ein  Vertrag  über  die  Einbürgerung  gegenseitiger 
Angehöriger. 

Mit  Griechenland  ist  am  10.  Juni  eine,  in  Berlin  ab- 
geschlossene provisorische  Handelskonvention  (Meistbegünsti- 
gungsvertrag mit  Vorbehalt  spezieller  Erleichterungen  im 
Grenz  verkehr)  in  Kraft  getreten. 

Mit  Chile  ist  eine  Schiedsgerichtskonvention  vereinbart 
worden  (19.  Januar  1886),  wonach  die  Ansprüche  der 
Schweizer  aus  dem  peruanischen  Kriege  durch  den  deuteeben 
Gesandten  in  Chile,  Freiherrn  von  Schenk,  nach  den  Be- 
stimmungen der  Konvention  zwischen  Chile  und  Deutschland 
vom  23.  August  1884   erledigt  werden. 

Von  Spanien  steht  in  Folge  der  schweizerischen 
Reklamationen  die  Auszahlung  einer  grösseren  Abschlags- 
summe an  die  restirenden  Soldbeträge  der  ehemaligen  schwei- 
zerischen Truppen  in  ziemlich  gewisser  Aussicht. 

Die  deutsche  Regierung  hat  den  Vorschlag  gemacht, 
dass  für  die  gegenseitige  civilprozessualische  Rechts- 
hülfe der  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  vereinbart  werden 
möge,  in  dem  Sinne,  dass  bloss  die  Baarauslagen  für  Zeugen 
und  Experten  in  Rechnung  gebracht,  dagegen  für  Gerichts- 
und Stempelgebühren,  Citationen,  Porti,  Telegramme  etc. 
nichts  berechnet  werde.  Eine  solche  Bestimmung  ist  in  dem 
französischen  Staatsvertrag  vom  15.  Juni  1869  enthalten. 
Auf  die  an  die  Kantone  ergangene  Anfrage  des  Bundesraths, 
ob  eine  derartige  Vereinbarung  mit  Deutschland  ohne  förm- 
lichen Staatsvertrag  durch  blosse  identische  Erklärungen 
eingegangen  werden  könne,  hat  sich  einstweilen  namentlich 
Baselstadt  ablehnend  geäussert. 

In  Bezug  auf  die  gegenseitige  Vollziehung  von  Civil- 
urtbeilen  besteht  nur  ein  allgemeiner  Vertrag  mit  Frankreich, 
und  ein  Separatabkommen  zwischen  Aargau  und  Baden,  ferner 

*}  Ehen,  welche  in  der  Schweiz  vor  ausländischen  Konsuln  ohne 
Rücksicht  anf  die  Erfordernisse  des  schweizerischen  Ehegesetzes 


gangen  werden,  anerkennt  die  Schweiz  nicht.  Ob  sie  im  Lande  der  ver- 
ehelichten gültig  sind,  wenn  beide  nicht  der  Schweiz  angehören,  lfisst  sie 
einfach  dahingestellt. 
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hatte  Zürich  die  Praxis  angenommen,  deutsche  Urtheile  ohne. 
Nachprüfung  ihrer  materiellen  Richtigkeit  in  Vollzug  zu 
setzen.  Da  jedoch  in  neuester  Zeit  elsassische  Gerichte  keine 
Gegenseitigkeit  in  Bezug  auf  zürcherische  Urtheile  eintreten 
Hessen,  so  dürfte  diese  Praxis  mit  gutem  Grund  aufgegeben 
werden,  insofern  sich  Deutschland  nicht  entschliesst,  die- 
selbe allgemein  durch   einen  Staatsvertrag  zu   Sanktioniren. 

Mit  Baden  ist  eine  Uebereinkunft  über  die  sanitarische 
Ueberwachung  des  Reiseverkehrs  im  badischen  Bahnhof  in 
Basel  abgeschlossen  worden. 

Das  Kaiserreich  Brasilien  hat  die  Konsularkonvention 
vom  21.  Oktober  1878  gekündet,  wie  diess  gegenüber  allen 
europäischen  Staaten  geschehen  ist. 

Die  japanesische  Regierung  unterhandelte  bereits 
seit  geraumer  Zeit  mit  allen  Staaten,  mit  welchen  sie  in 
Vertragsverhältnissen,  steht,  über  die  Aufhebung  dieser  Ver- 
träge, welche  die  konsularische  Jurisdiktion  über  die  An- 
gehörigen der  durch  Konsuln  vertretenen  Staaten  enthalten. 
Die  Schweiz  hat  vorläufig  ihre  Zustimmung  zu  dem  Vor- 
schlage der  internationalen  Konferenz  gegeben,  die  japanesi- 
schen Gerichte,  unter  Zuzug  von  fremden  Richtern  und  Be- 
seitigung der  Konsulargerichtsbarkeit  anzuerkennen,  wogegen 
das  ganze  Gebiet  des  dortigen  Reiches  den  Fremden  geöffnet 
werden  muss.  Ein  definitiver  Vertrag  ist  indess  noch  nicht 
abgeschlossen  worden. 

Auf  Grund  des  bereits  im  letzten  Jahrbuche  erwähnten 
königlichen  Dekretes  vom  4.  März  1886  über  das  ehemalige 
«  Kollegium  BorromRum  »  in  Mailand  sind  die  24 
schweizerischen  Freiplätze  am  erzbischöflichen  Seminar  am 
1.  November  1886  besetzt  und  in  das  italienische  Kultus- 
büdget  dafür  ein  jährlicher  Betrag  von  Fr.  20,740  auf- 
genommen worden.  Die  Rechtsfrage  der  Verpflichtung  Italiens 
hiezu  ist  in  einer  Schlussnote  vom  21.  April  1886  zwar  vor- 
behalten worden,  es  ist  jedoch  anzunehmen,  dass  dieselbe 
nicht  mehr  ernstlich  werde  beregt  werden. 

Grenzbereinigungen  haben  stattgefunden,  resp. 
stehen  unmittelbar  bevor:  mit  Italien  über  die  Grenze  bei 
Chiasso  und  mit  Frankreich  über  die  seit  langer  Zeit 
schon  streitige  Grenze  zwischen  Wallis  und  Savoyen  bei 
Monthey,    sowie    über    diejenige    am    Ranc^onnierebach    bei 
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Brenets.     Die   dortige  Grenze  soll  nicht   in   der   Mitte  des 
Baches  liegen,  sondern  dessen  rechtem  Ufer  folgen. 

Bewilligungen  zur  Erwerbung  des  schweize- 
rischen Bürgerrechts  wurden  im  Jahre  1886  an  44? 
Petenten  (worunter  320  Deutsche,  1  Liechtensteiner)  er- 
theilt.     Die  grösste  Zahl  hievon  bürgerte  sich  in  Zürich  ein. 

Zwischen  den  Kantonen,  (denen  die  Befugniss  zu- 
steht, über  nichtpolitische  Gegenstände  Staatsverträge  ab- 
zusch Hessen),  ist  durch  eine  in  Bern  abgehaltene  Konferenz 
ein  Konkordat  gegen  die  fortwährend  überhandnehmenden 
Anpreisungen  von  Arznei-  und  Geheimmitteln  in  Aussicht 
genommen  worden 1).  Einem  andern  Konkordat  über  die 
Plazirung  von  jungen  Leuten  in  der  Fremde  (als  Dienst- 
boten, Bonnen,  Erzieherinnen  etc.)  ist  der  Kanton  Bern 
beigetreten,  so  dass  dasselbe  nun  unter  den  sämmtlichen 
französischen  Kantonen  besteht.  Die  Plazirungsbureaux  stehen 
unter  polizeilicher  Kontrole  und  Konzession,  müssen  regel- 
rechte Register  führen  und  dürfen  keine  jungen  Leute  unter 
20  Jahren  ohne  einen  amtlichen  Pass  (oder  Wanderbuch) 
expediren,  welcher  nicht  ohne  Einvernahme  der  Eltern  oder 
Vormünder  ertheilt  wird. 

Von  dem  Konkordate  betreffend  die  Gewährleistung  fiir 
die  Viehhauptmängel  ist  nunmehr  auch  St.  Gallen  zurück- 
getreten, so  dass  dasselbe  nur  noch  ganz  wenige  Kantone 
umfasst  (E.  G.  S.  X,  103). 

Das  Bundesgesetz  über  die  Freizügigkeit  der  Medizinal- 
personen (19.  Dez.  1877,  III,  379),  das  sich  bisher  bloss 
auf  Aerzte,  Thierärzte  und  Apotheker  bezog,  ist  durch  einen 
Bundesbeschluss  auch  auf  die  Zahnärzte  ausgedehnt  worden. 

Mit  vollstem  Recht  hat  die  zürcherische  Sektion  des 
schweizerischen  Alpenklubs  bei  den  beiden  Regierungen  von 
Zürich  und  Schaffhausen  gegen  ein  Konzessionsbegehren 
protestirt,  welches  seitens  der  Firma  J.  G.  Neher's  Söhne 
&  Komp.  um  Ueberlassung  eines  Theils  des  Rheinfalls 
zu  industriellen  Zwecken  an  sie  gerichtet  wurde.  Die  Natur- 
schönheiten, mit  welchen  unser  Land  gesegnet  und  vor  andern 
Ländern  ausgezeichnet  ist,  sind,  wie  die  Eingabe  richtig  sagt, 
*  ein  Gemeingut  aller  Schweizer,  ja  der  Menschheit  überhaupt. 


')  Die  Jahresversammlung  der  schweizerischen  Presse  hat  dagegen 
ein  einheitliches  eidg.  Gesetz  darüber  und  eine  Internationale  Vereinbarung 
beantragt. 
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das  nicht  zu  Gunsten  Einzelner  geschädigt  werden  darf.  » 
Die  Eidgenossenschaft,  welche  ihre  schirmende  Hand  in 
neuester  Zeit  sogar  über  die  Lämmergeier  ausstrecken  und 
dieselben  vor  der  völligen  Ausrottung  bewahren  will,  würde 
übrigens  hoffentlich  auch  ihrerseits  Mittel  finden,  diesem 
überhandnehmenden,  rücksichtslosen  Industrialismus  seine 
richtigen  Schranken  anzuweisen. 

In  der  diplomatischen  Vertretung  seitens 
der  Eidgenossenschaft  hat  sich  nichts  verändert.  Neue 
Vizekonsulate  wurden  errichtet  in  Valparaiso  und  Yokohama '). 
Von  Seiten  auswärtiger  Staaten  hat  Portugal  wieder  seine 
vor  1873  bestandene  Vertretung  bei  der  Schweiz  her- 
gestellt. Der  in  Genf  residirende  Konsul  der  Republik  San 
Marino,  ein  Herr  Ridolfi-Doria,  wurde  auf  Verlangen  des 
Bundesraths  von  seiner  Regierung  abberufen. 

In  Bezug  auf  allgemeine  internationale  Verträge 
wird  die  Auswechslung  der  Ratifikationsurkunde  der  Union 
zum  Schutz  der  literarischen  und  künstlerischen 
Werke  am  5.  September  dieses  Jahres  in  Bern  zwischen  den 
beigetretenen  Staaten:  Belgien,  Deutschland,  Frankreich, 
England,  Haiti,  Italien,  Liberia,  Spanien,  Tunis  und  der 
Schweiz  stattfinden,  und  mit  dem  1.  Januar  1888  wird  wahr- 
scheinlich das  internationale  Bureau  in  Bern  seine  Thätigkeit 
beginnen.  —  Am  1.  April  dieses  Jahres  ist  die  Vereinbarung 
über  zollsichere  Einrichtung  der  Eisenbahn- 
wagen im  internationalen  Verkehr  zwischen  Deutschland, 
Frankreich,  Italien,  Oesterreich-Ungarn  und  der  Schweiz  vom 
15.  Mai  1886  in  Vollzug  getreten.  Ferner  sind  die  Zu- 
stimmungserklärungen zu  dem  Vertrage  über  die 
technische  Einheit  im  Eisenbahnwesen  ein- 
gegangen und  diese  Vorschriften  ebenfalls  vom  1.  April  1887 
ab  und  zwischen  den  nämlichen  Staaten  in  Kraft  getreten 
(Bundesblatt  1887,  Nr.  2  und  E.  G.  S.  X,  68).  Ebenso  ist 
die  Eidgenossenschaft  beigetreten  der  Organisation  für  inter- 
nationale Er^messung,  welche  ihr  ständiges  Central- 
büreau  und  ihre  {fermanente  Kommission  in  Berlin  hat. 2)    Sie 


l)  Die  Eidgenossenschaft  hat  gegenwärtig  118  Konsularagenten  Im  Aus- 
land, worunter  62  besoldete,  wofür  sie  Fr.  107,500  Jährlich  ausgibt. 

General-Konsulate  sind  in  London,  Rio,  Brüssel,  St.  Petersburg,  Buka- 
rest, Neapel  und  Lissabon. 

*)  Die  Schweiz  ist  darin  vertreten  durch  Herrn  Professor  Hirsch  von 
Neuch&tel. 
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wird  sich  in  diesem  Jahre  noch  vertreten  lassen  bei  dem 
neunten  internationalen  medizinischen  Kongress  in 
Washington.  Im  September  findet  in  Zürich  der  zweite 
internationale  Kongress  gegen  den  Missbrauch 
alkoholischer  Getränke  statt  und  ebenfalls  im  Sep- 
tember (22.)  ein  Kongress  aller  Vereine  des  rothen 
Kreuzes  in  Karlsruhe,  bei  welchem  Anlasse  namentlich  auch 
die  bisher  nicht  gehörig  definirte  Stellung  des  internationalen 
Komitees  in  Genf  festgestellt  werden  soll. 

Mit  der  Kirche  herrscht  Friede.  Ob  derselbe 
bloss  ein  « Friede »  im  alteidgenössischen  Sinn,  oder  eine 
«  Richtung  >  ist,  wird  eine  baldige  Zukunft,  zunächst  das 
Schicksal  und  Beispiel  des  Nachbarlandes  Deutschland  zeigen, 
dessen  Impulsen  die  Schweiz  in  diesem  Punkte  wesentlich 
folgt. 

Das  Friedensbedürfniss  des  Staates  gegenüber  der  Kirche 
kann  einen  sehr  verschiedenen  Ursprung  haben.  In  vielen 
Folien  stammt  es  bloss  aus  Ermüdung  nach  vergeblichen 
Anstrengungen,  den  eigenen  Willen  durchzusetzen,  ähnlich 
wie  zwei  ebenbürtiggebliebene  Gegner  auf  dem  Kampfplatze 
sich  zuletzt  die  Hände  reichen,  ohne  dass  desshaib  die  Herzen 
übereinstimmen. 

Dieser  Art  von  Friedensschliessung  kommt  die  Ab- 
nahme des  wirklichen  religiösen  Gefühls  in  den  Massen 
günstig  entgegen.  Die  meisten  Menschen  der  gebildeten 
Klassen  dagegen  leben  mit  ihrer  Religion  wie  mit  einem 
Gedankending,  das  man  annehmen  kann,  oder  auch 
nicht,  und  das  gar  nicht  existirt,  wenn  es  nicht  angenommen 
wird. 

Das  ist  aber  wahrscheinlich  ein  grosser  Irrthum  und 
jedenfalls  nicht  die  Meinung  weder  des  ursprünglichen 
Christenthums,  noch  beispielsweise  der  Männer,  welche  die 
reformirte  Kirche  gegründet  haben.  Die  wahre  Religion 
beruht  viel  eher  auf  einer  gewissen  Summe  historischer 
Thatsachen,  die  unverändert  bestehen  bleiben ,  auch 
wenn  zeitweise  kein  einziger  Mensch  an  sie  glauben  wollte, 
und  auf  einer  diesen  Thatsachen  zu  Grunde  liegenden,  die- 
selben erzeugenden  Welteinrichtung,  die  sich  ebenfalls  um 
unsere  Zustimmung  gar  nichts  kümmert,  ausser  insoweit, 
dass  wir  durch  dieselbe  glücklicher,  zu  unserer  Lebensaufgabe 
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befähigter  werden  sollen,  ohne  sie  hingegen  auf  unüber- 
windliche Hindernisse  stossen. 

Wären  keine  solchen  unveränderlichen  Thatsachen  vor- 
handen, so  wäre  Alles  das,  was  wir  Beligion  und  Kirche  nennen, 
da  es  ohne  dieselben  auch  nicht  eigentlich  « gewusst » 
werden  kann,  im  besten  Falle  ein  Spiel  der  Phantasie, 
eine  hereditäre  Traumwelt,  die  allerdings  das  Eigentümliche 
an  sich  hätte,  dass  sie,  soweit  bekannt,  in  irgend  einer  Form 
überall  und  zu  allen  Zeiten  bestanden  hat,  aus  der  aber  doch 
endlich  die  Menschheit  erwachen  sollte. 

Dieser  Konflikt  der  Anschauungen  besteht  in  irgend- 
welcher Form  in  jeder  Generation  der  Menschheit,  solange 
wir  sie  kennen,  und  wird  niemals  ausgeglichen,  mag  auch 
bisweilen  ein  ermüdeter  philosophischer  Kämpfer  ausrufen 
«  Vicisti  Galilsee  »  oder  mögen  andererseits  edle  Versuche  von 
Moses,  Augustin,  Calvin  oder  Gromwell  gemacht  werden,  einen 
Staat  auf  der  Basi9  der  Religion  aufzubauen  und  diese  ebenso 
gut  wie  andere  staatliche  Vorschriften  gesetzgeberisch  an- 
zuordnen und  zu  erzwingen.  Auch,  diese  Versuche  sind 
misslungen  ;  sie  könnten  auch  bloss  gelingen,  wenn  es  ge- 
lingt, Menschen  zu  erziehen,  die  freiwillig,  aus  Ueberzeugung 
und  ohne  allen  Zwang  in  ihrer  gröbsten  Mehrzahl  einem 
solchen  Glaubens-  und  Staatssystem  anhängen.  Der  Staat 
beruht  seiner  Natur  nach  auf  jeweiliger  Zweckmässigkeit 
und  Zwang  der  Mehrheit  gegenüber  der  Minderheit,  die 
religiöse  Gemeinschaft  auf  Ueberzeugung  von  einer  Wahrheit, 
und  Freiheit,  derselben  zu  folgen.  Welches  aber  im  Ein- 
zelnen diese  Wahrheit  sei,  darüber  werden  sich  auch  die 
ihr  dem  Prinzipe  nach  Anhängenden  wenigstens  in  diesem 
Jahrhundert  noch  nicht  einigen.  Es  wäre  schön,  wenn  der 
gegenwärtige  Waffenstillstand  in  kirchlichen  Dingen  allerseits 
auf  dieser  Einsicht  und  auf  dem  daraus  folgenden  Respekt 
vor  jeder  Ueberzeugung  beruhte,  was  wir  unsererseits 
einstweilen  noch  nicht  zu  glauben  wagen. 

Einige  kleinere  Aufregung  verursachten  zuweilen  die 
c Uebungen >  der  «Heilsarmee^  die  von  der  Aufregung 
lebt  und  eine  gewisse  Dosis  «  Verfolgung  >  als  die  zu  ihrem 
Gedeihen  erforderliche  Reklame  !)  gerne  annimmt.    Es  ist  un- 


l)  Dieser  Reklame  leisten  auch  die  Behörden  dadurch  Vorschah, 
dass  sie  in  ihren  Dekreten  die  militärischen  Titel  dieser  fingirten  Armee: 
Marschallin,  General,  Oberst,  Major  u.  s.  w.  anführen,  statt  dieselben  als 
etwas  durchans  Unberechtigtes  zu  ignoriren. 
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zweifelhaft,  dass  auch  in  dieser  schauspielerischen  Form  die 
erhebende  und  befreiende  Kraft  des  Christenthums  noch  eine 
gewisse  Wirkung  auf  viele  Unglückliche  ausübt,  die  in  keiner 
andern  Gemeinschaft  dasjenige  finden,  was  sie  eben  zunächst 
bedürfen  :  brüderliche  Aufnahme  trotz  der  offenbarsten  Fehler 
und  eine  innige  Verbindung  mit  ihren  Nebenmenschen,  nach 
der  das  menschliche  Herz  selbst  in  der  tiefsten  Verwahr- 
losung verlangt.  Auch  kann  Niemand,  der  einige  Lebens- 
erfahrung hat,  leugnen,  dass  alle  sogenannte  individuelle 
« Bekehrung  >  nicht  ein  Produkt  der  Ueberlegung,  sondern 
zuerst  eine  rasche,  oft.  plötzliche  <  Wendung  »  zum  Bessern 
ist,  wie  sie  schon  der  Prophet  Jesaias  in  seinem  45ten  Kapitel 
und  später  Augustin  in  seinen  confessiones  geschildert  hat. 
Mit  andern  Worten,  die  sittliche  Aenderung  eines  Menschen 
beginnt  stets  mit  einem  Willensakt,  aus  dem  die  all- 
mäblig  sich  vermehrende  Einsicht  erst  folgen  muss.  Von 
diesem  praktischen  Erfahrungssatze  haben  zu  allen  Zeiten 
die  Missionäre  eines  neuen  Glaubens  Gebrauch  gemacht,  in- 
dem sie  zunächst  auf  den  Entschluss,  oft  genug  durch  Mittel 
der  Imagination,  wirkten,  und  wenn  es  sich  bei  der  Heils- 
armee überhaupt  nur  darum  handelte,  den  gesunkensten 
und  verkommensten  Klassen  nachzugehen,  die  ohne  ein  auf 
die  Phantasie  einwirkendes  Gebahren  gar  nicht  mehr  aufzu- 
rütteln sind,  so  müsste  man  sich  mit  ihr  vertragen  und 
den  Versuch  einer  schweizerischen  Regierung,  sie  als  eine  Art 
Gauklerbande  zu  behandeln,  welche  für  ihre  «  Vorstellungen  > 
eine  polizeiliche  Erlaubniss  einholen,  allfällig  auch  eine  Gebühr 
entrichten  muss,  als  etwas  Ungerechtes  betrachten.  Auch 
so ,  wie  die  Sache  allgemein  angesehen  wird ,  hat  sich  die 
öffentliche  Meinung  übrigens  mit  diesem  Auskunftsmittel  nicht 
befreunden  können,  das  ein  Gaukelspiel  unter  den  Formen 
des  Christenthums  allfällig  zu  konzessioniren  bereit  wäre, 
sondern  erscheint  es  des  Staates  würdiger,  Excessen  direkt 
ein  Ziel  zu  setzen. 

Gegenüber  der  römisch-katholischen  Kirche 
scheint  sich  der  Ausspruch  eines  französischen  Schriftstellers 
immer  mehr  bestätigen  zu  wollen :  « Un  pape  sans  Etat 
est  un  Gtre  dangereux  ».  Zum  mindesten  ist  der  Einfluss 
dieser  geistlichen  Gewalt  durch  den  Verlust  des  Kirchen- 
staates keineswegs  geringer  geworden.  Die  ihr  gegenüber 
dermalen  vorliegenden  Fragen  beziehen  sich  in  der  Schweiz 
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zunächst  auf  die  weitere  Regulirung  der  katholischen  Kirchen- 
verhältnisse in  den  Kantonen  Tessin,  Bern  und  Genf. 
In  Bezug  auf  den  erstgenannten  Kanton  ist  durch  den  am 
29.  Oktober  1886  erfolgten  Tod  des  Administrators  Lachat, 
der  in  dem  Konkordat  vom  1.  September  1884  bereits 
vorgesehene  Fall  einer  definitiven  Regelung  der  dor- 
tigen Bisthums Verhältnisse  eingetreten.  Der  Bundesrath  er- 
liess  mit  Bezugnahme  auf  Art.  3  dieses  Konkordats,  wel- 
cher lautet :  «  Sollte  der  Titular  vor  der  endgültigen  Ord- 
nung der  Kirchenverhältnisse  der  Pfarreien  des  Kantons 
Tessin  mit  Tod  abgehen,  so  werden  der  Bundesrath,  der 
Kanton  Tessin  und  der  h.  Stuhl  sich  über  die  Verlängerung 
des  durch  die  gegenwärtige  Uebereinkunft  aufgestellten  Pro- 
visoriums verständigen  »  —  folgendes  Schreiben  an  die  Re- 
gierung von  Tessin :  €  In  Fortsetzung  der  Korrespondenz, 
welche  wir  mit  Ihnen  unterm  1./5.  Nov.  1886  nach  dem  Tode 
von  Msgr.  Lachat,  apostolischer  Verwalter  des  Kan- 
tons Tessin,  ausgetauscht  haben,  theilen  wir  Ihnen  nunmehr 
unsere  Ansichten  über  das  Gesuch  mit,  das  Sie  damals  in 
dem  Sinne  an  uns  richteten,  wir  möchten  die  erforderlichen 
Schritte  für  die  Fortsetzung  der  provisorischen  apostolischen 
Verwaltung  Ihres  Kantons  thun.  Wie  Sie  wissen,  geht  der 
Zweck,  den  die  Eidgenossenschaft  stets  im  Auge  behielt, 
seitdem  die  Frage  Ihrer  Diöcesanbeziehungen  eine  offene  ist, 
dahin,  Tessin  an  den  einten  oder  andern  der  bestehenden 
Schweiz.  Bisthumsverbände  anzuschließen.  Der  gegenwärtige 
Zustand  kann  lediglich  als  ein  transitorischer  angesehen 
werden,  der  nur  durch  ganz  besondere  und  Ihnen  hinläng- 
lich bekannte  Verumständnngen  herbeigeführt  wurde  und 
dazu  dienen  sollte,  eine  Anbahnung  des  Endzieles  zu  ermög- 
lichen, wie  diess  aus  dem  Art.  3  der  Uebereinkunft  vom 
1.  September  1884  und  des  beigefügten  Protokolls  vom 
gleichen  Datum  ausdrücklich  hervorgeht.  Nun  ist  es  aber 
im  höchsten  Grade  wünschbar,  dass  dieses  Uebergangsstadium 
so  bald  als  möglich  durch  eine  definitive  Regelung  der 
Situation  abgelöst  werde,  im  Interesse  gehörig  geordneter 
Verhältnisse  zwischen  allen  betroffenen  Parteien.  Wir  laden 
Sie  daher  ein,  die  Frage  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
in  Prüfung  zu  ziehen,  und  sprechen  Ihnen  unsere  bestimmte 
Hoffnung  aus,  dass  Sie,  soviel  in  Ihrer  Macht  steht,  dazu 
helfen   werden,    eine   Lösung   zu  erleichtern,    wie  sie  von 
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Ihren  Miteidgenossen  so  lebhaft  gewünscht  wird,  und  auf 
deren  patriotische  Seite  wir  wohl  nicht  nöthig  haben,  Sie 
hinzuweisen.  Gleichzeitig  übermitteln  wir  Ihnen  eine  den 
gleichen  Gegenstand  betreffende  Petition,  welche  uns  von  der 
Minderheit  Ihres  Grossen  Rathes  und  des  tessinischen  libe- 
ralen Komites  eingegangen  ist.  > 

Die  Meinung  des  ßundesrathes  ist  hiebei  die,  dass  sich 
der  Kanton  Tessin  an  ein  bestehendes  schweizerisches  Bis- 
thum  (speziell  Chur)  anschliessen  sollte,  worauf  jedoch  die 
Regierung  des  Kantons  vorläufig  negativ  sich  geäussert  hat 
Einstweilen  ist  ein  neuer  Administrator  in  der  Person  des 
Erzpriesters  Molo  gewählt,  womit  jedoch  die  Sache  noch 
nicht  erledigt  ist. 

In  Bezug  auf  das  Bisthum  Basel  hatte  der  Bischof 
Dr.  Fiala  an  die  Berner  Regierung  ein  Memorial  gerichtet, 
worin  er  den  förmlichen  Hinzutritt  des  Kantons  Bern  zu 
demselben,  beziehungsweise  die  definitive  Regelung  der  noch 
obschwebenden  Differenzen,  die  einem  solchen  Ausgleich  im 
Wege  stehen,  in  einer  versöhnlichen  Sprache  beantragte. 
Auf  dieser  Grundlage  finden  dermalen  Verhandlungen  statt. 

Etwas  schwieriger  wird  es  sein,  den  Kanton  Genf  in 
diese  allgemeine  Friedensstimmung  hineinzuversetzen,  welche 
zu  ihrem  vollständigen  Ausdruck  einer  staatlichen  Anerken- 
nung des  Bischofs  Mermillod  als  «  Bischof  von  Genf  > ,  nach 
einer  entgegengesetzten  Geschichtsperiode  von  350  Jahren 
bedürfte,  auf  welcher  die  ganze  Bedeutung  der  Stadt  Genf 
beruht. 

Der  Kanton  Fr  ei  bürg  hat  im  Dezember  1886  für  die 
Errichtung  einer  katholischen  Universität  daselbst  der  Re- 
gierung einen   Kredit  von  2'/s  Millionen  Franken  eröffnet. 

Im  Kanton  Luzern  ist  ein  längerer  Streit  zwischen 
der  Regierung  und  der  Stadtbehörde,  in  letzter  Linie  aber 
zwischen  der  römisch-katholischen  und  der  christkatholischen 
Kirche  daselbst  Über  die  Einräumung  der  Mariahilfkirche 
zum  Gottesdienst  der  letztem,  durch  einen  Rekursentscheid 
der  eidgenössischen  Räthe  vom  18.  und  27.  April  dieses  Jahres, 
im  Allgemeinen  zu  Gunsten  der  Christkatholiken,  entschieden 
worden.  Der  Regierung  von  Luzern  bleiben  bloss  ihre  Auf- 
sichtsrechte über  diese  Kirche  nach  Massgabe  einer  Sönde- 
rung8urkunde  vom  4.  Nov.  1800  vorbehalten.  Das  Gewicht 
dieser  Entscheidung  liegt  darin,    dass    die  Einrichtung  des 
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christkatholischen  Kultus  in  einer  bisher  ausschliesslich 
römisch-katholischen  Ortschaft  nicht  als  eine  «  Störung 
des  religiösen  Friedens »  betrachtet  und  demgemäss  von 
einer  Kantonsregierung  verhindert  werden  darf.  Im  Prinzip 
liegt  darin  bei  Vorhandensein  grösserer  Minoritäten  christ- 
katholischer Richtung  auch  die  Anerkennung  der  Mitbe- 
nutzung eines  einzigen  kirchlichen  Gebäudes.  Mit  andern 
Worten,  der  Bund  gestattet  Simultankirchen  (wie  Simultan- 
schulen) und  wird  sie  aufrecht  halten,  wenn  gegen  ein  Verbot 
derselben  durch  eine  Kantonsregierung  an  ihn  rekurrirt  wird, 
aber  er  schreibt  sie  nicht  vor.  Es  sind  die  gleichen  Fragen, 
die  schon  einmal  zwischen  der  römisch-katholischen  und  der 
evangelischen  Konfession  durch  den  zweiten  und  dritten 
Landfrieden  und  den  sog.  Vertrag  von  Baden  entschieden 
worden  sind.  Die  römische  Kirche  hält  alle  Zeit  den  Besitz 
der  religiösen  Wahrheit  für  wichtiger,  als  den  religiösen 
Frieden,  ein  Standpunkt,  der  sich  auch  sehr  leicht  vertreten 
lässt,  sobald  der  zu  Grunde  liegende  Gedanke  anerkannt 
ist,  dass  sie  im  Besitze  der  alleinigen  Wahrheit  sei.  Sie 
sucht  daher,  von  diesem  ihrem  Standpunkte  ausgehend  mit 
Recht,  jedes  Schisma  in  ihrem  Scboosse  zu  unterdrücken,  und 
ergibt  sich  erst  thatsächlich  darein,  wenn  aus  dem  Schisma 
eine  neue,  dauernd  und  klar  festgestellte  Konfession  ge- 
worden ist.  Dass  diesei  historische  Anerkennungsprozess  sich 
diessmal  in  friedlicherer  Weise  vollziehe  als  von  1529—1847, 
dafür  hat  die  jetzt  bestehende,  allgemein  anerkannte  Bundes- 
regierung zu  sorgen,  die  früher  nicht  vorhanden  war.  Und 
diese  wird  ihrerseits  bei  jeder  Bildung  neuer  Religions- 
genossenschaften am  besten  den  Rath  Gamaliels  (Apostel- 
geschichte V.  34)  befolgen  und  sich  nicht  auf  die  Frage  ein- 
lassen, welcher  Kirche  die  Wahrheit  innewohne,  insofern 
sich  nur  alle  innert  den  Schranken  der  allgemein  aner- 
kannten sittlichen  Grundlagen  menschlicher  Gemeinschaft 
halten.  Wo  dieselben  dagegen  verletzt  werden,  wie  diess 
z.  B.  bei  dem  Mormonismus  der  Fall  ist,  oder,  wo  eine  Kirche 
in  ihren  äussern  Manifestationen  das  sittlich-religiöse  Gefühl 
Anderer  beeinträchtigt,  wie  diess  bei  den  Öffentlichen  Pro- 
duktionen der  Heilsarmee  (nicht  bei  ihren  privaten  Zu- 
sammenkünften) geschieht,  oder  wo  eine  übermächtige  Re- 
ligionsgenossenschaft sich  eines  unfriedlichen  Verhaltens  gegen 
andere,  ihr  gleichberechtigte,  in  irgend  einer  Weise  schuldig 
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macht,  da  hat  jede  ernsthafte  Staatsbehörde  das  Recht  und 
die  Pflicht  dagegen  einzuschreiten.  An  diesen  Grund- 
sätzen werden  auch  die  jetzigen  Friedensschalmeien  nichts 
ändern,  und  insofern  Staatsmänner  es  jemals  versuchen 
davon  abzugehen,  werden  sie  immer  in  Bälde  eine  Nöthi- 
gung  erfahren,  darauf  zurückzukommen.  Was  uns  an  der 
heutigen  Friedensstimmung  etwas  verdächtig  vorkommt,  ist 
das,  dass  sie  offenbar  nicht  ganz  spontan,  als  Folge  einer 
solchen  gerechten  und  vernünftigen  Staatsanschauung,  oder 
als  bewusstes  Resultat  unserer  an  solchen  Erfahrungen 
reichen  Geschichte  eingetreten  ist,  wozu  längst  Ver- 
anlassung gewesen  wäre,  sondern  als  Fortsetzung 
gewisser  Windströmungen,  die  von  Norden  her  an  unsere 
Gebirge  anschlugen.  Wenn  dort  dieser  Wind  sich  wieder 
ändert  (was  nicht  ausbleiben  wird),  so  werden  auch  wir 
wahrscheinlich  die  für  politische  Barometerschwankungen 
feinfühligen  Leute,  welchen  diese  Dinge  überhaupt  bloss 
Opportunitätsf ragen  sind,  wieder  anders  reden  hören. 
Diesen  gegenüber  hat  der  Felsen  Petri,  der  auf  längst 
historisch  festgestellten,  nicht  mehr  von  einzelnen  Menschen 
abänderlichen  Traditionen  ruht,  ein  leichtes  Spiel.  Wer 
sich  mit  ihm  in  Streit  einlassen  will,  muss  mindestens 
ebenso  feste  religiöse  Ansichten  haben,  sonst  wird  er 
immer  scheitern  und,  so  mächtig  er  auch  sei,  von  Zeit  zu 
Zeit  zum  Rückzug  blasen  müssen.1) 

Inzwischen  hat  unser  Landsmann  Pater  Anton  Maria 
Anderledy  die  Regierung  des  Jesuitenordens  de  jure 
angetreten.  Der  General  wurde  am  3.  Juni  1819  in  Brieg 
geboren,  trat  mit  19  Jahren  in  den  Orden  ein  und  studirte 
Philosophie  und  Theologie  in  Rom  und  Freiburg.  Im  Jahre 
1847  wurde  er  aus  Freiburg  durch  den  Sonderbundskrieg  ver- 
trieben, im  folgenden  Jahre  ebenfalls  aus  Piemont.  Von  dort 
zog  er  mit  andern  Ordensmitgliedern  nach  Amerika  und  wurde 
Pfarrer  in  Greenbay ;  1851  kehrte  er  nach  Deutschland  zurück, 
wurde  zuerst  Missionär  in  Bayern,  Ermeland,  am  Niederhein, 


»)  Den  halben  oder  ganzen  Ungläubigen  gegenüber  behalt  die  katho- 
lische Kirche  auf  die  Dauer  stets  das  letzte  Wort  Das  ist  das  Geheim- 
nis* ihrer  Macht,  namentlich  in  denjenigen  Ländern,  wo  es  kein  Drittes 
fiht,  und  der  Grund  Ihrer  historischen  Zuversicht;  ja  sagen  wir  einfach,  sie 
ehält  Recht,  weil  sie  das  Recht  auf  ihrer  Seite  hat.  Bekämpft  kann  sie 
Oberhaupt  nur  werden  auf  Grund  einer  reineren  Erkenntniss  des  ursprüng- 
lichen Christentbums,  gegen  dessen  Recht  sie  sich  im  Unrecht  befindet. 
Dieser  Fels  ist  noch  stärker  als  der  der  römischen  Kirche. 
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dann  1853  Rektor  der  theologischen  Studienanstalt  der  Gesell- 
schaft in  Köln,  1856  Rektor  in  Paderborn,  1859  Provinzial, 
1865  Professor  und  1869  Rektor  in  Maria- Laach,  1870  As- 
sistent des  Generals,  1883  Vikar  desselben  und,  nun,  nachdem 
P.  Bekx  am  4.  März  1887,  92  Jahre  alt,  gestorben,  der 
höchste  und  einflussreichste  katholische  Würdenträger,  den 
die  Schweiz  seit  dem  Kardinal  Schinner  besessen  hat.  Seit 
mehreren  Jahren  arbeitet  P.  Anderledy  an  einem  Werke, 
welches  eine  Darstellung  der  Einrichtungen  des  Ordens  ent- 
halten soll  und  das  nun  unter  der  Autorität  seiner  Stellung 
erscheinen  wird.  Papst  Leo  XIII.  hat  darauf  bereits  mit 
folgendem  Breve  aufmerksam  gemacht,  welches  gleichzeitig 
dem  Orden  alle  Rechte  und  Privilegien,  die  er  seit  seiner 
Bestätigung  durch  Paul  III.  genoss,  verbürgt  und  die  Auf- 
hebungsbulle  « Dominus  ac  redemptor »  Clemens'  XIV. , 
welche  durch  das  Breve  Pius*  VII.  «  Sollicitudo  omnium  »  von 
1814  bereits  widerrufen  worden  war,  neuerdings  beseitigt. 
Es  kann  demnach  nicht  länger  zweifelhaft  sein,  welche  Po- 
sition auch  das  dermalige  Kirchenoberhaupt  gegenüber  dem 
mächtigen  Orden  einnimmt,  in  welchem  sich  das  Prinzip 
des  sogenannten  Ultramontanismus  seit  jeher  am  schärfsten 
accentuirt  hat. 

« Zu  den  schmerzlichen  Empfindungen,  mit  welchen 
die  so  grossen  Wirren  der  gegenwärtigen  Zeit  Unser  Herz 
erfüllen,  zählen  auch  die  Ungerechtigkeiten  und  Uebel,  welche 
man  den  religiösen  Gesellschaften  zufügt.  Gegründet  durch 
grosse  Heilige,  sind  sie  sehr  nützlich  der  katholischen  Kirche, 
deren  Zierde  sie  bilden,  sowie  der  menschlichen  Gesellschaft, 
welche  aus  ihnen  werthvolle  Vortheile  zieht.  Zu  allen  Zeiten 
haben  diese  Orden  sich  wohl  verdient  gemacht  um  die  Reli- 
gion und  die  Wissenschaft,  sie  haben  auch  viel  beigetragen 
zum  Heile  der  Seelen.  Wir  wünschen  daher  bei  dieser  Ge- 
legenheit den  religiösen  Gesellschaften  das  Lob  zu  ertheilen, 
welches  sie  sehr  verdient  haben.  Wie  Unsere  Vorfahren 
wollen  auch  Wir  ihnen  öffentlich  Unser  liebreiches  Wohl- 
wollen bezeugen.  Wie  Wir  wissen,  bereitet  man  seit  einigen 
Jahren  eine  neue  Ausgabe  des  Werkes  €  Die  Institution  der 
Gesellschaft  Jesu>  vor.  Unser  geliebter  Sohn  Anton  Maria 
Anderledy  ist  eifrig  bemüht,  die  Arbeit  zu  Ende  zu  führen, 
und  es  bleibt  nur  noch  die  letzte  Partie,  welche  die  an  die 
Gesellschaft  Jesu,  an  ihren  Gründer,  den  heil.  Ignatius,  und 
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andere    Ordensgenerale    gerichteten    Briefe    enthalten    wird, 
zu  ediren  übrig.    Wir  ergreifen  mit  Freuden  diese  Gelegen- 
heit, um  Unsere  Zuneigung  zu  dem  um  die  Kirche  und  die 
Gesellschaft  so  hoch  verdienten  Orden  zu   beweisen.     Des- 
halb   billigen  Wir  die  begonnene   Ausgabe  des  unternom- 
menen Werkes,  eine  Arbeit,   so  ehrenvoll  für  den  Glauben 
und  nützlich  der  Gesellschaft.    Wir  loben  sie  und  wünschen 
ihre  Fortsetzung  und  Vollendung.     Um  aber  Unsere  liebe 
zu  der  Gesellschaft  Jesu  kund  zu  thun,  bestätigen  Wir  kraft 
Unserer  apostolischen  Vollmacht  und  billigen  durch  Gegen- 
wärtiges von  Neuem  die  apostolischen  Briefe,  alle  und  jeden 
einzelnen,  welche   die  Errichtung  und  Befestigung  der  Ge- 
sellschaft zum  Gegenstande  haben,  die  Briefe,  ausgestellt  von 
den  römischen  Päpsten,   Unseren  Vorfahren,    von  Paul  IIL, 
sei.  Andenkens,  an  bis  auf  Unsere  Tage,  mögen  sie  nun  in 
Form  von  Bullen  oder  einfachen  Breven  existiren.    Wir  be- 
stätigen und  billigen  von  Neuem  Alles,  was  darin  enthalten 
ist,  sowie  die  Privilegien,  Immunitäten,  Ausnahmen,  Indulten, 
Alles  und  Jedes,  was  der  Gesellschaft,  sei  es  direkt  oder  in 
Gemeinschaft  mit  anderen  religiösen  Orden,  bewilligt  wurde, 
vorausgesetzt,    dass    diese   Konzessionen   kein   Präjudiz    für 
diese  Gesellschaft  schaffen  und  nicht  abgeändert,  beziehungs- 
weise widerrufen   sind  durch    das  Konzil    von  Trient    oder 
andere  Konstitutionen  des  apostolischen  Stuhles.     Wir    ver- 
ordnen, dass  dieses  Breve  auch  für  die  Zukunft  Geltung  und 
Wirksamkeit  habe.     Wir  wollen,   dass   es   seine  ganze   und 
volle  Wirksamkeit  erhalte  und  alle  V  ort  heile  Denen  bringe, 
welche  es  angeht  oder  angehen  kann,  unbeschadet  des  Bre- 
ves  Clemens'  XIV.  vom  22.  Juli  1773  und  einiger  anderen 
entgegenstehenden  Aktenstücke,  welche  würdig  wären  einer 
Erwähnung  und   einer   speziellen  und  ausdrücklichen  Auf* 
hebung.     Wir    heben   sie  hiemit  speziell  und  ausdrücklich 
auf.    Möge  dieses  Breve  ein  Zeichen  der  Liebe  sein,  welche 
Wir  hegen  und  stets  gehegt  haben  gegen  die  berühmte  Ge- 
sellschaft, so  ergeben  Unseren  Vorfahren  und  Uns,  eine  Ge- 
sellschaft,   welche    so   reich  ist  an  Männern,    hervorragend 
durch  den   Schmuck  der  Heiligkeit    und    der  Wissenschaft, 
welche  eine  Quelle  und  Förderin  der  wahren  und  heilsamen 
Wissenschaft  ist,  eine  Gesellschaft,   die  trotz  der   heftigsten 
für  die  Gerechtigkeit  erduldeten  Verfolgungen  niemals  auf- 
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gehört  hat  zu  arbeiten  im  Weinberge  des  Herrn  mit  freu- 
digem Eifer  und  unbesiegbarem  Mathe.  Geschmückt  mit  so 
vielen  Verdiensten,  empfohlen  durch  das  Konzil  von  Trient, 
überhäuft  mit  Lobsprüchen  Unserer  Vorfahren,  möge  die 
Gesellschaft  fortfahren,  inmitten  der  gegen  die  Kirche  Christi 
gerichteten  gehässigen  Angriffe  den  Zweck  ihrer  Gründung 
zu  erfüllen  zur  grösseren  Ehre  Gottes  und  zum  Heile  der 
Seelen.  Möge  sie  fortfahren,  ihre  Aufgabe,  die  Ungläubigen 
und  Irrgläubigen  zum  Lichte  der  Wahrheit  zurückzuführen, 
die  Jugend  zu  unterrichten  in  den  christlichen  Tugenden 
und  der  Wissenschaft,  zu  lehren  die  Philosophie  und  Theo- 
logie im  Geiste  des  englischen  Lehrers.  Unterdessen  bewahren 
Wir  Unsere  innige  Zuneigung  der  Gesellschaft,  welche  Uns 
sehr  theuer  ist,  und  geben  dem  General,  seinem  Stellver- 
treter und  allen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  Unsern  aposto- 
lischen Segen.  Gegeben  zu  Rom,  bei  St.  Peter,  unter  dem 
Fischerring,  am  13.  Juli  1886,  im  neunten  Jahre  Unseres 
Pontifikates.  > 

Die  Eisenbahn  fragen,  die  zeitweise  das  schwei- 
zerische politische  Leben  stürmisch  bewegten,  haben  im 
Augenblicke  keine  hervorragende  Bedeutung.  Die  in  Aus- 
führung begriffenen  Bauten  sind  blosse  Touristenbahnen 
(Pilatus,  Brünigbahn).  Die  wichtigste  Angelegenheit  war 
die  Durchführung  des  Gesetzes  über  das  Rechnungswesen 
der  Eisenbahngesellschaften  vom  21.  Dezember  1888,  welches 
nun  zur  vollen  Effektuirung  gelangt  ist.  Darnach  müssen 
nicht  nur  die  jährlichen  Bilanzen  der  Eisenbahnen  dem 
Bundesrath  vorgelegt  werden  und  unterbleibt  jede  Dividenden- 
zahlung vor  der  Genehmigung,  sondern  es  rnussten  auch 
an  dem  Eisenbahnkapital  zahlreiche  Abschreibungen  bezw. 
Ergänzungen  vorgenommen  werden,  indem  künftig  als  Aktiven 
in  der  Bilanz  nur  erscheinen  dürfen:  die  wirklichen  Kosten 
für  den  Bau  oder  Erwerb  der  Bahn,  inklusive  der  Material- 
beschaffung und  der  Organisationskosten,  mit  Ausschluss 
der  Geldbeschaffungskosten.  Trotzdem  diese  Vorschriften  bei 
mehreren  Bahnen  eine  grosse  Aenderung  ihrer  Rechnungs- 
führung zur  Folge  hatten,  gelang  es  doch,  sich  mit  beinahe 
allen  darüber  zu  einigen,  ohne  den  Entscheid  des  Bundes* 
gerichts  zu  benöthigen.     Die  Statuten  der  Eisenbahngesell- 
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Schäften  mussten  schon  auf  den  1.  Januar  1885  in  Ein- 
klang mit  diesem  Gesetz  gestellt  werden,  unter  der  An- 
drohung der  Verantwortlichkeit  für  die  Verwaltungen,  die 
sonst  nach  Art.  671 — 675  des  eidgen.  Obligationenrechts  erst 
mit  dem  1.  Januar  1888  eingetreten  wäre.  Die  Eidgenossen- 
schaft besitzt  durch  dieses  Gesetz,  welches  das  Eisenbahngesetz 
von  1872  wesentlich  ergänzt,  einen  unumschränkten  Einfluss 
auf  diese  Verwaltungen,  ohne  ökonomisch  bei  den  Bahnen 
betheiligt  zu  sein.  Staatsbahnen  besitzt  bloss  der  Kanton  Bern 
und  (seit  1885)  der  Kanton  Neuenburg.  Die  Eidgenossenschaft 
hat  sich  bisher  lediglich  mit  4  {j%  Millionen  Subvention  an  der 
Gotthardbahn  und  mit  2  weitern  an  der  Montecenerebahn, 
die  jetzt  einen  integrirenden  Theil  der  Ersteren  bildet,  be- 
theiiigt,  ist  jedoch  durch  einen  Bundesbeschluss  vom  22.  Au- 
gust 1878  verpflichtet,  andern  Alpenübergängen  im  Osten 
und  Westen  der  Schweiz,  die  zu  Stande  kommen  sollten, 
eine  gleiche  Subsidie  von  je  41/,  Millionen  Franken  zu  ge- 
währen. Von  solchen  internationalen  Alpenbahnen 
kommen  der  S  i  m  p  1  o  n  und  der  S  p  1  ü  g  e  n  in  Betracht. 
Die  Hoffnungen  auf  Ausführung  des  ersteren,  mit  französi- 
scher Subsidie  für  den  Bau  des  grossen  Tunnels,  schienen 
seit  dem  Tode  Gambetta's,  der  sich  dafür  interessirte,  in 
den  Hintergrund  getreten  zu  sein;  die  Frist  zum  Beginn 
des  Baues  läuft  vorläufig  bis  zum  31.  Dezember  1887.  In 
diesem  Jahre  haben  sich  die  Kantone  Freiburg,  Neuenburg, 
Waadt  und  Genf  zu  einer  Subvention  von  7  Millionen 
Franken  verpflichtet.  Für  die  Splügenbahn  besteht  im 
Augenblick  keine  Konzession,  jedoch  hatte  ein  oberitalie- 
nisches Provinzialkomite*  die  Initiative  zu  einer  neuen  Be- 
lebung dieses  alten  Planes  ergriffen  und  es  haben  sich  die 
Kantone  Graubünden,  St.  Gallen,  Zürich,  Thurgau  und 
Glarus  vereinbart,  82,000  Franken  zu  Planaufnahmen  zu- 
sammenzuchiessen.  In  dem  kleinen  Pays  de  Gex  diesseits 
des  Jura  soll  eine  Eisenbahn  entstehen,  welche  vom  Fort  de 
TEcluse  über  Collonges-St.  Jean  nach  Divonne  führt.  Der 
ganze  Kanton  Genf  würde  damit  von  französischen  Bahnen 
rings  umklammert  werden. 

Die  internationale  Konvention  über  das  Transportrecht 
der  Eisenbahnen  hat  noch  keinen  formellen  Abschluss  ge- 
funden. 
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Eisenbahnbauten  im  Innern  der  Schweiz  sind  gegen- 
wärtig —  abgesehen  von  Zahnrad-  und  Drahtseilbahnen  — 
lediglich  im  Kanton  Graubünden  projektirt.  *) 

Neue  Konzessionen  wurden  im  vergangenen  Jahre 
von  der  Bundesversammlung  ertheilt  für  Chur-Thusis,  Thusis- 
Filisur,  Filisur-Davos,  Lauterbrunnen- Murren,  Bönigen-Lau- 
terbrunnen-Grindelwald,  Appenzell-Gais,  Appenzell- Altstätten, 
Säntisbahn,  Genf-Veyrier,  Lugano -Ponte  Tresa,  Lugano- 
Monte  Salvatore,  Schynige  Platte,  Martinsberg  bei  Baden, 
Genfer  Schmalspurbahnen.  Verweigert  wurde  eine  Draht- 
seilbahn nach  Seelisberg. 

Die  Konzessionsgesuche  für  Bergbahnen  auf  alle 
möglichen  Alpenhöhen  entlockten  in  der  letzten  Bundes- 
versammlung einem  würdigen  Epigonen  der  alten  Zuger, 
welche  bei  Arbedo  die  Kriegsehre  der  Schweiz  retteten  und 
an  der  Porta  Ticinese  in  Mailand  dem  Herzog  Massimiliano 
die  Schlüssel  seines  Landes  unter  dem  Protektorat  der  Eid- 
genossenschaft übertrugen,  einen  Schmerzensruf,  der  wohl 
würdig  ist,  registrirt  zu  werden,  als  Ausdruck  einer  Ge- 
sinnung, die  gar  nicht  vereinzelt  dasteht,  sondern  noch  in 
vielen  Schweizerherzen  lebt.  Der  «Fremdenverkehr»  ist  an 
die  Stelle  des  « fremden  Dienstes  »  getreten.  Abhängig- 
keit vom  Ausland  und  eine  gewisse  innere  Degeneration  ist 
die  Gefahr  beider,  und  ein  Theil  auch  des  heutigen  Ver- 
dienstes bringt  in  der  That  wenig  dauernden  Segen.  Aber 
wenn  auch  die  heutigen  Mitglieder  der  Bundesversammlung, 
wie  diejenigen  des  Jahres  1504,  diesem  Götzen  durch  einen 
eidlich  beschworenen  Beschluss  entsagen  wollten,  so  würde 
er,  wie  damals,  doch  noch  geraume  Zeit  seinen  einmal  er- 
oberten Thron  behaupten,  sintemalen  das  Bedürfniss  eines 
solchen  Erwerbes,  namentlich  für  die  ärmeren  Berggegenden, 
vorhanden  ist  und  der  Mensch  nur  durch  eigene  Er- 
fahrungen lernt.  Es  gehört  aber  bereits  zu  den  Resul- 
taten von  Erfahrungen,  wenn  solche  Stimmen  in  offiziellen 
Kreisen  sich  erheben  und  man  anfängt,  zunächst  wenigstens 


1)  Der  Kanton  Graubünden  ist  gegenwärtig  in  der  eigentümlichen 
Situation,  dass  grosse  Eisenbahnen  von  allen  Seiten  an  sein  Gehiet  sich 
heran  erstrecken,  dasselbe  Im  Innern  aber  ohne  Bahnverbindung  ist,  so 
dass  ganze  Landestheile,  um  nach  ihrer  Hauptstadt  zu  gelangen,  auslän- 
dische Bahnen  (das  untere  Engadin  und  Münsterthal  die  Arlbergbahn,  das 
obere  Engadin,  Puschlav  und  Bergell  die  italienische  und  die  Gotthard- 
bahn)  benatzen.   Eine  solche  Situation  ist  für  die  Dauer  nicht  ohne  Bedenken, 
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gleichgültiger  gegen  Fremdenindustrie  und  Zahnradbahnen 
zu  werden.  Es  gibt  manche  Dinge  im  staatlichen  Leben, 
die  vorläufig  ertragen  werden  müssen.  Die  Hauptsache  ist 
dann  nicht,  ob  sie  bestehen,  sondern  ob  sie  von  den  mass- 
gebenden Personen  eines  Landes  als  ein  Glück,  oder  als 
ein  Uebel  angesehen  werden. 

Fangen  wir  zunächst  nur  selber  damit  an,  diese  allzu- 
bequemen Bergbahnen  und  allzu  grossartigen  Gasthofe  nicht 
zu  benutzen,  sondern  an  einer  gewissen  Einfachheit  und 
Natürlichkeit  wieder  Geschmack  zu  gewinnen,  so  wird  sich 
auch  der  Gedanke  nach  und  nach  Bahn  brechen,  dass  es 
für  viele  Gegenden  durchaus  nicht  unbedingt  als  ein  Glück 
zu  betrachten  sei,  wenn  ein  starker  Fremdenverkehr  daselbst 
neu  entsteht,  und  dass  überhaupt  auch  darauf  Etwas  an- 
komme, wie  das  Geld  verdient  wird.  Denjenigen  Klassen 
der  höheren  Gesellschaft  Europa's,  die  nichts  besseres  kennen, 
als  neun  Monate  in  übermässiger  Arbeitshast  oder  über- 
mässigem Genussleben  ihre  Gesundheit  zu  verderben,  müssen 
wir  vorderhand  wohl  oder  übel,  bis  die  Mode  wechselt,  als 
Sanatorium  dienen;  die  Hauptsache  für  uns  ist,  dass  unser 
eigenes  Volk  nicht  mit  in  eine  Lebensanschauung  hinein- 
gerät^ die  jedes  Jahr  drei  Monate  Erholung  auf  neun  Monate 
Arbeit  (oder  gar  umgekehrt)  bedarf. 

Die  Frage  des  Bückkaufs  der  schweizerischen  Eisen- 
bahnen durch  den  Bund  hat  einen  direkten  Fortschritt  nicht 
gemacht.  Vorbereitend  dazu  ist  jedoch  ein  Beschluss  des 
Bundesrathes  vom  23.  Juni  1887,   wonach  erklärt   wurde: 

cDie  Gesellschaft  der  schweizerischen  Nordostbahn 
ist  hinreichend  erstarkt,  um  den  Bau  der  linksseitigen  Zürich- 
seebahn (Thalweil- Zug),  der  Eisenbahn  Bülach-Schaffhausen, 
und  der  rechtsufrigen  Zürichseebahn  an  die  Band  zu  nehmen 
und,  was  die  Linien  Koblenz-Stein  und  Etzweilen- Schaff- 
hausen betrifft,  die  bezüglichen  Verpflichtungen  zu  erfüllen. 
Der  Bundesrath  wird  die  Reihenfolge  bestimmen,  in  welcher 
die  Erfüllung  der  obigen  Verpflichtungen  zu  geschehen  hat. 
Die  gesetzlichen  Befugnisse  der  Bundesbehörden  bleiben  vor- 
behalten^ 

Nächste  Veranlassung  dazu  war  eine  Konversion  von 
Schulden  im  Betrag  von  87  Millionen  Franken  gewesen, 
welche  die  Verwaltung  der  Nordostbahn  ohne  Begrüssung 
des  Bundesraths  vorgenommen  hatte,  wozu  eine  Bahn,  welche 
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ihre  Verpflichtungen  nicht  erfüllen  kann  und  der  daher  ein 
Moratorium  bewilligt  werden  musste,  nicht  befugt  ist.  Ueber 
den  Rückkauf  selbst  stellte  ein  Mitglied  der  Bundesversamm- 
lung im  Juni  dieses  Jahres  eine  Motion  da  hingehend : 

«Der  Bundesrat!)  ist  eingeladen  zu  untersuchen,  ob  es 
wünschenswerte  erscheine,  den  Eigenthümern  der  schweize- 
rischen Eisenbahnen  Mittheilung  zu  machen  1.  dass  er  im 
Falle  sei,  von  ihnen  Verkaufsanerbietungen  ihrer  Bahnen 
entgegenzunehmen  und  sie  zu  prüfen  und  2.  dass  er,  je  nach 
Befund  solcher  Prüfung,  den  Ankauf  einer  oder  mehrerer 
Bahnen  bei  der  Bundesversammlung  beantragen  werde. » 

Der  Vorsteher  des  Eisenbahndepartements  sprach  sich 
darüber  « im  Namen  des  Bundesrathes»  folgendennassen  aus : 
«  Es  sei  diess  nicht  der  richtige  Weg  für  den  Bund,  um  das 
vorgesteckte  Ziel  zu  erreichen.  Der  Bundesrath  werde  auf 
dem  von  ihm  bereits  eingeschlagenen  Wege  (Bereinigung 
der  Baukonti,  der  Jahresrechnungen  u.  s.  f.)  weiter  vorgehen 
und  er  hoffe,  auf  diese  Weise  sicherer  zum  Ziele  zu  gelangen 
und  günstigere  Bedingungen  für  den  Ankauf  zu  erhalten. 
Die  Verstaatlichung  der  Bahnen  sei  ohne  Zweifel  eine  Not- 
wendigkeit für  das  Land,  und  der  Bundesrath  hoffe  mit  Hrn.  Joos, 
dass  der  successive  Rückkauf  in  nicht  allzu  langer  Zeit  in's 
Werk  gesetzt  werden  könne.»  Darauf  wurde  die  Motion  mit 
allen  gegen  eine  Stimme  abgelehnt  (21.  Juni  1887). 

Ueber  die  Verwendung  der  Bauüberschüsse  der  Gott- 
hardbahn  ist  eine  definitive  Entscheidung  noch  nicht  ge- 
troffen worden;  es  handelt  sich  im  Wesentlichen  darum,  ob 
dieselben  zum  Bau  der  s.  Z.  im  Rekonstruktionsvertrag  von 
1878  abgeschnittenen  Linien  Zug-Arth  und  Luzern-Immen- 
see,  oder  zur  Erstellung  eines  durchgangigen  zweiten  Geleises 
Verwendung  finden  sollen.  Eine  Konferenz  der  Subventions- 
staaten vom  2.  Juli  1886  hatte  zu  keiner  Einigung  darüber 
gefUhrt,  doch  ertheilte  der  Bundesrath  die  Zusicherung,  dass 
der  Baurest  von  10  Millionen  jederzeit  disponibel  bleiben 
solle.  Auch  die  auswärtigen  Subventionsstaaten  können  in 
Bezug  auf  solche  Fragen,  die  ihnen  durch  den  Vertrag 
selbst  zur  Kontrole  angewiesen  sind,  ihre  Meinung  geltend 
machen,  wogegen  eine  sonstige  Ingerenz  derselben  in  Bezug 
auf  die  Gotthardbahn,  oder  gar  ein  allgemeines  völkerrecht- 
liches Verhältniss  zwischen  der  Schweiz  und  ihnen  nicht 
besteht. 

51 
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Ende  1886  hatten  die  säm tätlichen  schweizerischen 
Normalbahnen  eine  Länge  von  2,689.  bezw.  2,747  km.  Ihr 
Aktienkapital  betrug  Ende  1885:  324,124,066  Franken;  ihr 
Obligationenkapital  563,360,938,  Subventionen  121,468.934. 
amortisirtes  Kapital  und  Baufonds  aus  Betriebseinnahmen 
Fr.  1,946,339.  Von  dem  gesammten  Anlagekapital  von 
1,030,918,277  Franken  sind  reelle  Baukosten  875,881,955 
Franken,  von  dem  Bundesrath  anerkannte  faux  frais  (Emis- 
sionsverluste) 21,189,484  Franken,  nicht  anerkannte,  nach 
dem  Rechnungsgesetz  all  mal  ig  zu  amortisirende  Verwen- 
dungen 117,822,422  Franken.  Die  Betriebseinnahmen  von 
1885  betrugen  Fr.  72,447,323  oder  25,920  brutto  per  Kilo- 
meter.  Der  Reinertrag  war  30,325,023  Franken,  2,96% 
des  durchschnittlich  engagirten  Kapitals.  Das  Rollmaterial 
umfasste  Ende  1886  642  Lokomotiven,  4795  Personen-  und 
18,243  Güter-  und  Gepäck wagenachsen.  Die  sechs  grössten 
Eisenbahnen,  um  deren  Ankauf  es  sich  zunächst  handeln 
wird,  haben  allein  ein  Kapital  von  9918/*  Millionen  Franken. 
Das  Gesammt  personal  der  Eisenbahnen  beträgt  naheza 
16,000  Angestellte. 

Die  Finanzlage  der  Eidgenossenschaft  ist  trotz 
der  grossen  Unterstützungen,  die  diese  nach  allen  Seiten  hin 
gewährt,  und  der  ausserordentlichen  Massregeln  der  Kriegs- 
rüstung eine  günstige  geblieben.  Das  Rechnungsergebniss 
von  1886  ist  ein  Einnahmenüberschuss  von  Fr.  3,029,989.  Die 
Hauptposten  der  letzten  Staatsrechnung  sind  folgende :  Die  an- 
gelegten Kapitalien  betrugen  Fr.  20,043,028,  mit  einem  Ertrag 
von  Fr.  799,602 ;  die  Zolleinnahmen  brutto  Fr.  22.395,167, 
netto  Fr.  20,043,028 ;  die  halbe  Militärersatzsteuer  1,334,807 
Franken,  die  Banknotensteuer  Fr.  138,160,  die  Staatsgebühr 
der  konzessionirten  Versicherungsgesellschaften  Fr.  21,323. 
das  Pulverregal  Fr.  151,310,  das  Postregal  Fr.  1,582.651,' 
das  Telegraphenregal  (inklusive  Telephon)  Fr.  493,408.  Die 
Verzinsung  der  Anlehen  erfordert  Fr.  1,289,429,  die  Amorti- 
sation Fr.  578,000;  das  Militärwesen  kostete  Fr.  14,355,653, 
das  politische  Departement  Fr.  383,118,  der  Nationalrath 
Fr.  161,596,  der  Bundesrath  Fr.  85,500,  die  Bundeskanzlei 
Fr.  314,338,  das  Bundesgericht  Fr.  156,455.  .  Das  Departe- 
ment des  Innern  hatte  eine  Ausgabe  von  Fr.  3,598,696,  das 
Handels-  und  Land  wir  thschaftsdepartement  von  Fr.  833t132. 
Darunter    fallen   die    Ausgaben   für   das  Polytechnikum  mit 


—     803     - 

Fr.  559,145,  Beiträge  an  schweizerische  Vereine  und  An- 
stalten Fr.  159,200,  Beiträge  an  die  Kantone  für  inter- 
nationale Alpenstrassen  Fr.  530,000,  für  Schutzbauten  im 
Hochgebirg  und  Gewässerkorrektionen  Fr.  809,239,  Beiträge 
an  gewerbliche  Bildungsanstalten  Fr.  220,012,  an  landwirt- 
schaftliche Vereine  Fr.  43,827,  Prämien  für  Rind  Viehzucht 
Fr.  80,925,  Pferdezucht  Fr.  54,399.  Das  Justizdepartement 
gab  für  Gesetzgebung  Fr.  24,305  aus,  das  politische  De- 
partement für  die  fünf  Gesandtschaften  Fr.  220,000,  die 
Konsulate  Fr.  107,500,  die  Beiträge  an  die  schweizerischen 
Hülfsgesell Schäften  im  Ausland  Fr.  22,500,  eidgenössische 
Repräsentanten  und  Kommissarien  Fr.  22,024,  für  Repräsen- 
tationskosten Fr.  9974.  Die  gesammten  Einnahmen  betrugen 
Fr.  61,097,496,  die  Ausgaben  Fr.  58,067,506.  Das  Budget 
für  1887  sieht  eine  Einnahme  von  Fr.  52,204,000  und  eine 
Ausgabe  von  Fr.  52,554,000  voraus. 

Die  Aktiven  der  Eidgenossenschaft  betragen  auf  Ende 
1886:  Fr.  55,065,998,  die  Passiven  Fr.  36,670,616,  somit 
das  Reinvermögen  Fr.  18,395,381.  Die  Schulden  der  Eid- 
genossenschaft betrugen  Ende  1886  noch  Fr.  31,848,000, 
sie  werden  nun  durch  einen  mit  dem  Pariser  Bankgeschäft 
«  Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  >  abgeschlossenen  Kon- 
versionsvertrag in  ein  Anlehen  von  Fr.  31,247,000  zu  Si/2°/0 
umgewandelt,  das  bis  1915  getilgt  sein  soll.  Der  Beschluss 
lautet:  «  Art.  1.  Behufs  Rückzahlung  des  Restes  von 
31,247,000  Franken  des  im  Jahre  1880  aufgenommenen 
eidgenössischen  Anleihens  wird  der  Bundesrath  ermächtigt, 
ein  neues  Anleihen  zu  3{/2°/0  aufzunehmen.  Art.  2.  Die 
Inhaber  der  Obligationen  des  jetzigen  Anleihens  geniessen 
das  Vorrecht,  dieselben  innerhalb  der  Sübskriptionsfrist  in 
neue  Titel  zu  konvertiren.  Art.  3.  Die  Verzinsung  und 
Rückzahlung  des  Kapitals  finden  auf  dem  Wege  des  jähr- 
lichen Voranschlages  in  der  Weise  statt,  dass  das  ganze  An- 
leihen von  1888  an  spätestens  innerhalb  achtundzwanzig 
Jahren  getilgt  wird.  Art.  4.  Der  Bundesrath  bestimmt 
den  Emissionskurs  und  die  näheren  Modalitäten  des  An- 
leihens, und  trifft  die  zur  Sicherung  der  Durchführung  des- 
selben geeigneten  Massnahmen.  Art.  5.  Sämmtliche  Kosten 
der  Konversion  und  allfällige  Kursdifferenzen  werden  aus 
dem  bestehenden  Anleihensamortisationsfonds  bestritten.  Art.  6. 
Dieser    Beschluss    tritt,    als    nicht    allgemein    verbindlicher 
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Natur,  sofort  in  Kraft.    Der  Bundesrath  ist  mit  dessen  Voll- 
ziehung beauftragt.» 

Es  ist  leicht  ersichtlich,  dass  die  Finanzlage  der  Eid- 
genossenschaft lediglich  von  zwei  Positionen  abhängt,  hohem 
Ertrag  der  Zölle  und  massigen  Militärausgaben.  Der  Ertrag 
der  übrigen  Einnahmeposten  kann  nicht  wesentlich  gesteigert 
werden,  und  wenn  an  der  Administration  sehr  weitgehende  Er- 
sparnisse gemacht  werden  sollten,  so  würden  sich  dieselben  im 
günstigsten  Falle  vielleicht  auf  eine  Million  beziffern.  Die 
beiden  entscheidenden  Posten  stehen  überdiess  in  einem  fatalen 
Zusammenhang,  denn  in  Zeiten,  welche  die  Militärausgaben 
sehr  erheblich  erhöhen,  werden  die  Zölle  eher  abzunehmen 
geneigt  sein. 

Der  eidgenössische  Generalzolltarif  vom 26.  Juni  1884, 
welcher  415  Nummern  enthält,  ist  in  einer  Revision  begriffen, 
welche  1 1 8  Positionen  nach  dem  Vorschlage  des  Bundesrathes 
betrifft.  Einzelne  Kundgebungen  aus  landwirtschaftlichen 
und  kaufmännischen  Kreisen  wünschten,  dass  die  jetzigen 
Ansätze  des  Generaltarifs  bis  auf  das  Vierfache  erhöht  wür- 
den. Es  hängt  diess  natürlich  grösstenteils  von  den  Ver- 
trägen ab,  die  gegenüber  den  benachbarten  Staaten  bestehen, 
oder  nicht  bestehen,  und  jeder  Generaltarif  ist  im  Grunde 
lediglich  eine  Drohung  für  den  nicht  wahrscheinlichen  Fall, 
dass  keine  Verträge  mehr  bestehen  würden.  Der  Bundesrath 
besitzt  übrigens,  auch  ohne  einen  besondern  Beschluss  der 
Bundesversammlung,  durch  den  Art.  34  des  Zollgesetzes  vom 
27.  August  1851,  das  durch  die  successiven  Abänderungen 
des  Zolltarifs  nicht  beseitigt  wird,  die  Befugniss,  bei  ausser- 
ordentlichen Umständen,  namentlich  bei  Beschränkungen  des 
schweizerischen  Verkehrs  durch  das  Ausland,  alle  zweck- 
mässigen Aenderungen  im  Tarif,  mit  andern  Worten  also 
«  Kampfzölle »  anzuwenden,  wofür  er  lediglich  die  Genehmi- 
gung zur  Fortdauer  bei  der  nächsten  Bundesversammlung 
einzuholen  hat.  Es  ist  diess  also  eine  Frage  der  Politik,  welche 
den  Bundesrath  unter  den  heutigen  Umständen  und  je  nach 
dem  Verhalten  anderer  Staaten  allerdings  zu  solchen  vorüber- 
gehenden Massregeln  zwingen  kann.  Dagegen  haben  wir  gerne 
aus  einer  Rede  des  gegenwärtigen  Bundespräsidenten  am 
Schützenfeste  in  Genf  vernommen,  dass  die  Schweiz  nach  den 
Intentionen  ihrer  dermaligen  Regierung,  sobald  als  immer 
möglich,  «  zu  der  Freiheit  des  Güteraustausches,  als  der  einzig 


i 
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richtigen  Basis  des  ökonomischen  Aufschwunges  und  der 
Völkerverbrüderung»  zurückkehren  wird,  und  dass  es  sich 
auch  nicht  darum  handle,  einzelnen  durch  die  Schutzzölle 
des  Auslandes  besonders  belästigten  Punkten  eine  zollrecht- 
liche Ausnahmsstellung  (Exemtion  von  der  schweizerischen 
Zolllinie)  zu  gewähren,  die  in  der  That  bloss  der  Anfang 
zu  weitern  Folgen  sein  würde. 

Jede  Zeit  hat  ihre  Aufgaben;  die  Periode,  welche  wir 
in  den  «  eidgenössischen  Geschichten  >  dieses  und  des  nächsten 
Jahrganges  ausführlich  behandeln,  hatte  durch  Herstellung 
richtiger  Grenzverhältnisse  den  jetzigen  militärischen  und 
Zoll  Verhältnissen  eine  bessere  Basis  zu  verschaffen ;  von  1815 
bis  1848  wäre  die  alte  Eidgenossenschaft  nicht  bloss  in  der 
äussern  Form,  sondern  auch  im  Geiste  ihrer  besten  Zeit  zu 
rekonstruiren  gewesen;  die  Verfassung  von  1874  hatte  die- 
jenigen Verbesserungen  muthig  und  als  eine  Forderung  des 
Rechtes  und  ihrer  Zeit  zu  acceptiren,  die  nunmehr  doch 
notbgedrungen  alle  an  die  Reihe  kommen.  Der  jetzigen  Zeit 
mag  es  beschieden  sein,  der  Idee  der  Freiheit  auf 
jedem  Gebiete,  die  sich  in  einer  schweren  Prüfungsstunde 
befindet,  und  von  vielen  angezweifelt  wird,  die  sie  früher 
hoch  gepriesen  haben,  wirklich  ein  Asyl  auf  schweizerischem 
Boden  zu  bewahren  und  zu  zeigen,  dass  die  jetzige  Gene- 
ration dafür  auch  erhebliche  Opfer  bringen  kann.  Alle 
grossen  Prinzipien  jeder  Art  haben  jedoch  die  Tendenz,  nach 
und  nach  zu  blossen  Phrasen  zu  werden,  sobald  sie  nichts 
mehr  kosten.  Es  ist  durchaus  kein  Unglück  für  die  Völker, 
wenn  ihnen  von  Zeit  zu  Zeit  Gelegenheit  geboten  wird,  ihren 
Besitz  wieder  zu  erkaufen. 

In  der  Gesetzgebung  dieses  Jahres  nimmt  die  erste 
Stelle  das  eidgenössische  Alkoholgesetz  (Bundesgesetz 
betreffend  gebrannte  Wasser  vom  23.  Dezember  1886)  ein, 
welches  in  Folge  eines  Referendumssturms,  der  wesentlich 
von  den  grossen  Brennereibesitzern  organisirt  worden  war, 
am  15.  Mai  vor  eine  Volksabstimmung  gelangte  und  mit 
267,255  gegen  138,122  Stimmen  angenommen  wurde  ')  Damit 

»)  Dieses  Gesetz,  mit  welchem  eine  neue  Perlode  der  eidgenössischen 
Geschichte  beginnt,  lautet  wie  folgt: 

„Art.  1.  Das  Recht  zur  Herstellung  und  zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser 
ans  8toffen,  deren  Brennen  der  Bundesgesetzgebung  unterstellt  Ist,  steht 
ausschliesslich  dem  Bunde  zu. 

Der  Bund  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  für  Verarbeitung 
zu  Getränken  bestimmten  gebrannten  Wasser  genügend  gereinigt  seien. 
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hat  nun  der  Bund  durch  Volksentscheid  das  Monopol  für 
die  Herstellung  und  Einfuhr  gebrannter  Wasser,  dessen 
Einkünfte  er  jedoch  den  Kantonen  auszutheilen  hat,  wo- 
gegen die  bisherigen  Ohmgelder  nach  einer  Bestimmung 
des  Bundesraths  mit  dem  1.  September  1887  dahin  fallen, 
die  letzten  noch  lebenden  Zeugen  der  kantonalen  Reaktions- 
periode von  1803  und  1815,  die  als  durchaus  disharmonische 


Soweit  der  Bedarf  durch  inländische  Produktion  gedeckt  werden  soll, 
überträgt  der  Bund  die  erforderlichen  Lieferungen  an  die  Privatthätigkeit 
nach  Massgabe  von  Art.  2. 

Art.  2.  Annähernd  ein  VIertheU  des  Bedarfes  an  gebrannten  Wassern 
wird  durch  Lleferungs vertrage  beschafft,  welche  der  Bund  mit  inländischen 
Prodncenten  abzuschliessen  hat. 

Die  Lieferungen  werden  vom  Bundesrathe,  nach  Feststellung  des 
Pflichtenheftes,  in  Loosen  von  mindestens  150  und  höchstens  1000  Hektolitern 
absoluten  Alkohols,  für  Uebernahme  ausgeschrieben  und  auf  Grand  der  für 


Ergebung 

der  Brennbetrieb  in  Form  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  vorzugs- 
weise zu  berücksichtigen. 

Keine  Brennerei  erhält  mehr  als  ein  Loos  zugeschlagen. 

Art.  8.  Die  Einfahr  von  Qualitätsspirituosen  wird  zu  den  vom  Bundes- 
rath  aufzustellenden  Bedingungen  und  gegen  eine  feste  Monopolgebühr  von 
Fr.  80  per  Meterzentner  Bruttogewicht  nebst  Eingangszoll,  ohne  Rücksicht 
auf  den  Alkoholgehalt,  auch  Privatpersonen  gestattet. 

Art.  4.  Die  gebrannten  Wasser  werden  vom  Bund  in  Mengen  von 
mindestens  150  Litern  gegen  Baarbezahlung  abgegeben;  der  Verkaufspreis 
wird  vom  Bundesrath  zeitweise  festgesetzt  und  im  Bundesblatt  veröffentlicht. 
Derselbe  soll  per  Hektoliter  absoluten  Alkohols,  ohne  Gebinde,  nicht  weniger 
als  Fr.  120  und  nicht  mehr  als  Fr.  150  betragen. 

Art.  5.  Bei  der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu  deren  Herstellung  steuer- 
pflichtiger Alkohol  verwendet  wird,  ist  die  Menge  desselben  nach  dem  Ver- 
hältnisse, in  welchem  er  bei  der  betreffenden  Fabrikation  Verwendung 
findet,  zu  ermitteln,  und  es  Ist  für  den  entsprechenden  Monopolgewinn  am 
Ende  des  Rechnungsjahres  Rückvergütung  zu  leisten. 

Diese  Rückvergütung  wird  vom  Bundesrath  nach  Massgabe  des  durch- 
schnittlichen Unterschiedes  zwischen  dem  Verkaufspreis  und  dem  An- 
schaffungspreis der  eingeführten  gebrannten  Wasser  (loco  Magazin)  be- 
rechnet. 

Für  Ausfuhrmengen  unter  20  Litern  wird  die  Rückvergütung  nicht 
geleistet. 

Art.  6.  Zur  Verwendung  für  technische  und  Haushaltungs-Zwecke 
werden  die  hiezu  geeigneten,  in  der  Regel  den  wohlfeilsten  Vorrfithen  zu 
entnehmenden  gebrannten  Wasser  aas  den  Magazinen  des  Bundes  in  Mengen 
von  150  Litern  an  zum  Selbstkostenpreis,  bei  fmportirter  Waare  unter  Hin- 
zurechnung des  betreffenden  Eingangszolles,  denaturirt  abgegeben. 

Der  Bundesrath  wird  die  Bedingungen  und  das  Verfahren  feststellen, 
denen  die  Denaturirung  unterworfen  ist. 

Art.  7.  Das  Hausiren  mit  gebrannten  Wassern  jeder  Art,  sowie  der 
Ausschank  von  solchen  und  der  Kleinhandel  mit  denselben  in  Brennereien 
und  solchen  Geschäften,  in  denen  der  besagte  Ausschank  und  Kleinhandel 
nicht  im  natürlichen  Zusammenhang  mit  dem  Verkauf  der  Übrigen  Handels- 
artikel stehen  würde,  sind  verboten.  Vorbehalten  bleibt  der  Kleinhandel 
mit  denaturirtein  Sprit  und  der  Kleinhandel  aus  Brennereien  nach  Art.  S, 
Alinea  i. 

Art.  8.  Der  Verkauf  von  gebrannten  Wassern  aller  Art  in  Quantitäten 
von  mindestens  40  Litern  ist  ein  freies  Gewerbe  (Grosshandel). 

Der  Handel  mit  kleinern  Quantitäten  (Kleinhandel)  zerfallt  in: 

1.  den  Ausschank  zum  Genuss  an  Ort  und  Stelle: 

2.  den  Kleinverkauf  über  die  Gasse. 
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Gebilde  einer   früheren  Zeit  noch  bis  anhin  ihr  ungerechtes 
Dasein  gefristet  hatten. 

Es  würde  zu  weit  gegangen  sein,  wenn  man  diese  Ab- 
stimmung des  schweizerischen  Volkes,  welche  so  recht  deut- 
lich die  Vortheile  des  Referendums  bewies,  allein  dem  Abscheu 
desselben  gegen  die  überhandnehmende  Trunksucht  zuschrei- 
ben wollte.  Vielmehr  trugen  zu  dieser  glücklichen  Lösung  der 


Die  Bewilligungen  zum  Ausschank  und  Kleinverkauf  werden  von  den 
kantonalen  Behörden  ertheilt  und  sind  an  eine  der  (»rosse  und  dem  Werthe 
des  Umsatzes  entsprechende  Verkaufssteuer  zu  knüpfen,  welche  bis  zum 
Erlass  einen  Bundesgesetzes  von  den  Kantonen  festgesetzt  wird. 

Brenner  jedoch,  welche  im  nämlichen  Jahre  höchstens  40  Liter  nicht 
bundessteuerpflichtigen  Branntwein  darstellen,  dürfen  ihr  Erzeugniss  in 
Quantitäten  von  mindestens  5  Litern  frei  verkaufen. 

Die  Gefässe  der  Schankstellen  sind  eichpflichtig. 

Art.  9.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Aufsicht  über  den  Handel 
mit  den  vom  Bunde  abgegebenen  gebrannten  Wassern,  sowie  über  die  Fabri- 
kation und  den  Verkauf  des  nicht  bundessteuerpflichtigen  Branntweins  zu 
üben. 

Art.  10.  Die  Durchführung  des  Gesetzes  in  seinen  übrigen  Theilen 
liegt  dein  Bnndesrathe  ob,  welcher  hiefür  die  nöthigen  Vollzieh ungs Verord- 
nungen erlassen  und  die  erforderlichen  Organe  bezeichnen  wird.  Der  Bundes- 
rat kann  die  Mitwirkung  der  Kantone  beanspruchen,  in  welchem  Falle 
denselben  nachgewiesene  «Losten  zu  vergüten  sind. 

Der  Bund  wird  die  zur  Durchführung  des  Gesetzes  erforderlichen 
Summen  der  Monopolverwaltung  vorschlessen,  welche  dieselben  zu  ver- 
zinsen, beziehungsweise  in  angemessenen  Zeiträumen  zu  amortisiren  hat. 

Art.  11.  Der  Bund  bezieht  von  allen  eingeführten  Spirituosen  die  be- 
treffenden Zollgebühren  und  hat  die  Kosten  der  Monopolverwaltung  und 
die  der  Zollverwaltung  durch  das  Monopol  verursachten  Mehrkosten  in  An- 
rechnung zu  bringen. 

Art.  12.  Die  Reineinnahmen  der  Monopolverwaltung  werden,  vorbe- 
haltlich der  Vorschriften  im  Artikel  6  der  Uebergangsbestimmnngcn  zur 
Bundesverfassung,  unter  die  sämmtllchen  Kantone  nach  Verhältniss  der 
durch  die  jeweilige  letzte  eidgenössische  Volkszählung  ermittelten  fakti- 
schen Bevölkerung  vertheilt. 

Der  Rechnungsabschluss  findet  jewcilen  auf  den  81.  Dezember  statt. 

Art.  18.  Die  Kantonsregierungen  haben  über  die  Verwendung  der  zur 
Bekämpfung  des  Alkoholismus  nach  Art.  32bis  der  Bundesverfassung  be- 
stimmten 10%  ihrer  Einnahmen  jedes  Jahr  an  den  Bundesrath  Bericht  zu 
erstatten,  und  es  sind  die  bezüglichen  Berichte  der  Bundesversammlung  ge- 
druckt vorzulegen. 

Art.  14.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandelt,  in- 
dem er  unbefugter  Weise  gebrannte  Wasser  erzeugt,  oder  die  befugter  Weise 
erzengte  Menge  an  solcher  Waare  nicht  vollständig  abliefert,  oder  sich  eine 
ungerechtfertigte  Rückvergütung  zuwendet,  oder  denaturirt  bezogene  Waare 
zu  andern  als  den  gestatteten  Zwecken  verwendet,  oder  auf  unrechtmässige 
Welse  sieh  gebrannte  Wasser  verschafft,  ist  mit  einer  Geldbusse  zu  belegen, 
welche  das  Fünf-  bis  Dreissigfache  der  dem  Staate  unterschlagenen  Summe 
beträgt. 

Kann  die  letztere  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  Geldbusse  von  Fr.  200 
bis  10.000  ein. 

Befindet  sich  der  Fehlbare  Im  Rückfalle,  oder  bestehen  erschwerende 
Umstände,  so  kann  die  Geldbnsse  verdoppelt  und  überdiess  auf  Gefängnlss 
bis  zu  sechs  Monaten  erkannt  werden. 

Der  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen 
wird  der  Vollendung  gleich  gehalten. 

Art.  15.  Ausser  den  Im  vorlsren  Artikel  genannten  Fällen  wird  jede 
Vebertretung  dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen 
Verordnungen  mit  Geldbusse  von  Fr.  20—500  bestraft.  Die  Busse  beträgt 
Fr.  50  bis  luoo,  wenn  der  Fehlbare  die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrole 
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Wunsch  der  betheiligten  Kantone,  den  stets  drohenden  Zu- 
sammenbrach ihrer  Finanzen  durch  die  verfassungsmässige 
Beseitigung  des  Ohmgeldes  im  Jahre  1890  zu  vermeiden, 
und  die  Neigung  unserer  Zeit,  mit  Staatsmonopolen  den 
Anfang  zu  machen,  ein  Wesentliches  bei.  Immerhin  ist 
ein  erster  Schritt  auch  in  jener  Richtung  geschehen  und  d&> 
Böse,  dessen  Macht  in  der  Verborgenheit  und  dem  falschen 
Scheine  liegt,  an  das  Licht  gezogen  und  bei  seinem  wahren 


zu  verhindern  gesucht  hat.    Vorbehalten  bleibt  Artikel  47  des  Bundesstraf- 
recht b. 

Art.  16.  Von  den  Bussen  und  Geldstrafen,  welche  auf  Grund  diese» 
Gesetzes  bezogen  werden,  kommt  ein  Dritttheil  dem  Anzeiger,  ein  Dritttheil 
dum  Kanton  und  ein  Dritttheil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die  Wider- 
handlung stattgefunden  hat.  Wo  kein  Anzeiger  ist,  fallt  auch  der  Anzeiger- 
antheil  in  die  Kantonskasse.  In  Fällen,  wo  die  Uebertretung  durch  Beamte 
oder  Bedienstete  der  Zollverwaltung  ermittelt  wird,  geschient  die  Verkei- 
lung nach  Artikel  57  des  Zollgesetzes  vom  27.  August  1851. 

Art.  17.  Mit  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  Üebertretungen  dieses  Ge- 
setzes oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Verordnungen  gilt  Aa> 
BuTidesgesetz  vom  30.  Juni  18-ift  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretunzen 
fiskalischer  und  polizeilicher  Gesetze. 

Art.  18.  Die  Elgenthiimer  der  bestehenden  Brennerelen  werden  von 
dem  Bunde  für  den  Miuderwerth  entschädigt,  welchen  ihre  zur  Fabrikation 
von  gebrannten  Wassern  verwendeten  Gebäude  und  Einrichtungen  durch 
die  \  ollziehung  des  Art.  1  dieses  Gesetzes  erleiden. 

Bei  der  Ausmessung  dieser  Entschädigung  darf  der  bisher  durch  die 
Brennerei  erzielte  Gewinn  nicht  in  Rechnung  gebracht  werden. 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  ist  auf  diejenigen  Eigenthüzner  be- 
schränkt, deren  Brennereien  vor  dem  25.  Oktober  1885  errichtet  und  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  betrieben  wurden  und  welche  überdies  auf  die  durch 
Art.  32bis  der  Verfassung  gestattete  Fabrikation  verzichten. 

Wo  eine  gütliche  Verständigung  aber  die  Höhe  der  Entschädigung  nicht 
stattfinden  kann,  hat  die  Ausmittlung  derselben  durch  Schätz  ungskommis- 
sionen  zu  gesehenen. 

Diese  Schätzungskommissionen  sollen  ans  Je  drei  Mitgliedern  besiehen. 
wovon  das  erste  durch  das  Bundesgericht,  das  zweite  durch  den  Bnndesrath. 
das  dritte  durch  die  Regierung  desjenigen  Kantons  zu  ernennen  ist,  in 
dessen  Gebiet  die  zu  entschädigende  Brennerei  sich  befindet 

Gegen  den  Entscheid  der  Schätzungskommission  kann  jeder  Betheiligte 
innerhalb  30  Tagen  nach  Zustellung  des  Entscheides  beim  Bundesgericht 
Beschwerde  führen. 

Geschieht  diess  nicht,  so  ist  der  Entscheid  der  Schätz nngskommission 
als  in  Rechtskraft  erwachsen  anzusehen. 

Da*  von  dem  Bundesgericht  und  den  Schätzungskommissionen  ein- 
zuhaltende Verfahren  wird  durch  eine  besondere,  von  dem  Bundesgericht 
aufzustellende  Verordnung  geregelt,  für  welche  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1850, 
betreifend  die  Abtretung  von  Privatrechten,  als  Grundlage  zu  dienen  hat. 

Art.  19.  Der  Buna  hat  das  Recht,  die  bei  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes im  Lande  befindlichen,  über  xf%  Hektoliter  betragenden  Vorräthe  mono- 
polisirtcr  gebrannter  Wasser  gegen  Entschädigung  an  sich  zu  ziehen,  inso- 
weit die  Elgenthümer  solcher  Vorräthe  es  nicht  vorziehen,  dieselben  gegen 
Entrichtung  der  betreffenden  Steuer  zu  behalten. 

Erklärt  der  Bund  die  Uebernahme  der  Vorräthe,  so  sind  die  Besitzer 
zur  Anmeldung  verpflichtet  Verheimlichung  der  Waare  hat  Konfiskation 
derselben  und  Bestrafung  nach  Art  M  zur  Folge.  Der  Uebernahnispret» 
wird  von  Kommissionen  von  Sachverständigen  festgestellt,  welche  der 
Bundesrath  zu  diesem  Zwecke  zu  bestellen  hat. 

Bei  Feststellung  der  nach  diesem  Artikel  zu  übernehmenden  Spirituosen 
haben  die  Kantone  gegen  eine  nach  der  Zahl  der  Abgeber  und  der  Gesanunt- 
höhe  des  Cehernahmsprelses  bemessene  Vergütung  dem  Bund  anf  Verlangen 
ihre  Mitwirkung  zu  leisten." 
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Namen  genannt  worden.  Unsererseits  sind  wir  der  An- 
sicht, dass  eine  Bekämpfung  der  Trunksucht  wirksam  nur 
auf  kombinirten  Wegen  geschehen  kann.  Zunächst  durch 
eine  bessere  Ernährung  der  ärmeren  Klassen,  deren  öfterer 
Mangel  dazu  die  nächste  Veranlassung  gibt.  Sodann  durch 
eine  bedeutende  Beschränkung  der  in  Übermässiger  Zahl 
vorhandenen  Wirtschaften.  Solange  dieselben  in  ungezählter 
Menge  ihre  Pforten  bis  spät  in  die  Nacht  hinein  offen  halten 
und  ihr  Publikum  durch  stets  neue  Anpreisungen  anlocken 
dürfen,  ist  an  eine  eigentliche  Besserung  des  Uebels  gar  nicht 
zu  denken.  Für  die  eigentliche  Abhülfe  hiegegen  halten  wir 
das  sog.  schwedische  oder  Gothenburgersystem,  d.  h.  eigentlich 
das  Staats-  oder  Gemeindemonopol,  das  durch  schwedische  Ge- 
setze von  1855,  1877  und  1882  eingeführt  worden  ist.  *)  Die 
Konzessionen  können  darnach  ausschliesslich  an  Gesellschaften 
ertheilt  werden,  welche  in  diesem  Falle  die  Verpflichtung 
haben,  ihren  jährlichen  Reingewinn  an  die  Gemeindekasse 
abzuliefern.  Insoweit  diese  Massregel  nicht  durchführbar  er- 
scheint, ist  die  Wiederherstellung  einer  Normalzahl  von 
Wirthschaften,  die  scharfe  polizeiliche  Ueber wachung  der- 
selben und  die  Konkurrenz  durch  gut  geleitete,  billige 
Anstalten,  welche  von  Vereinen  erstellt  werden,  das  beste 
Kampfmittel. 

Alle  diese  Massnahmen  sind  aber  unwirksam  ohne 
den  energischen  Entschluss  und  das  Beispiel 
der  sogenannten  höhern  Stände.  So  lange  die- 
selben ihr  «petit  verre »  zu  dem  schwarzen  Kaffee,  das 
gänzlich  überflüssig  ist,  nicht  entbehren  wollen,  wird  es 
schwierig  sein,  den  gemeinen  Mann  (der  überhaupt  nach 
der  Ansicht  mancher  Leute  allein  tugendhaft  sein  soll)  von 
der  Schädlichkeit  des  Alkohols  zu  überzeugen.  Und  solange 
beinahe  alle  Vereinssitzungen  und  politischen  Besprechungen, 
selbst  diejenigen  über  die  Beseitigung  der  Trunksucht,  bei 
dem  Glase  stattfinden,  ja  vielerorts  eine  Geselligkeit  von 
Männern  ausserhalb  des  Wirthshauses  gar  nicht  mehr 
existirt,  werden  diese  Gesetzgeber  ihre  Stammlokale  kaum 
erheblich   einschränken.     Auch  das  «Familienleben   und  die 


*)  Eine  interessante  und  erschöpfende  Darstellung  dieser  Gesetzgebung 
and  Ihrer  überraschenden  Erfolge  findet  sich  in:  „Le  trafic  des  boiSHons 
fortes  en  8uede  par  Semmy  Rubenson,  seerdtaire  en  chef  da  Gouvernement 
de  Stockholm." 
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bessere  Kindererziehung»,  die  häufig  bei  solchen  Mässigkeits- 
versamnilungen  postulirt  werden,  leiden  hauptsächlich  an  der 
Gewohnheit  der  Ehegatten  und  Väter,  ihre  Abende  nicht  in 
der  Familie  zuzubringen,  und  an  dem  schlechten  Beispiel, 
das  sie  damit  ihren  Kindern  geben.  Gegenüber  einem  solchen 
beständigen,  fast  krankhaften  Zuge  zu  einer  übermässigen 
Geselligkeit,  welcher  sich  dann  noch  in  Hunderten  von 
Festen  ausspricht,  ist  von  einer  Verminderung  der 
Genusssucht,  auf  die  am  Ende  die  ganze  Frage 
hinausläuft,  nicht  die  Bede.  Selbst  die  Versammlungen, 
die  zu  Gunsten  der  Mässigkeitssache  abgehalten  werddh,  ja 
sogar  die  Temperenzversammlungen ,  enden  gewöhnlich  — 
mit  einem  Bankett. 

Der  gemeine  Mann  ist  es  nicht,   der   diese   Ge- 
wohnheiten   vorzugsweise    hat.     Derselbe  muss 
im  Gegentheil  auch  gegen  den  Vorwurf  der  Unmässigkeit  in 
Schutz  genommen  werden.   Er  trinkt  mit  (im  Verhältniss  zu 
seiner  Zahl)  geringen  Ausnahmen  aus  Noth wendigkeit,  oder 
wenigstens  aus  Bedürfniss,  und  viel  weniger  im  Ueberfluss  als 
diejenigen,  die  ihn  vor  der  Trunksucht  warnen.1)    Die  Sta- 
tistik, die  sonst  alles  Mögliche,  selbst  die  Farbe  der  Augen 
der  Schulkinder  und  die  Stärke  der  Lungen  der  Rekruten, 
ermittelt,    sollte    sich    in    der    That    einmal    zur    Aufgabe 
machen,  festzustellen,  welchen  Ständen  und  politischen  Par- 
teien die  regelmässigen  Wirthshausbesucher  angehören,  und 
in  welchem  Massstabe  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen selbst  dabei  betheiligt  sind.    Das  Gesetz  hat  in 
Republiken  nie  eine  grosse  Macht,  die  Öffentliche  Meinung  der 
obern  Klassen  ist  die  Norm,  nach  der  sich  Alles  richtet.    So 
lange  dieselbe  den  Genuss  des  Branntweins,  abgesehen  von 
gesundheitlichen  Gründen  oder  bei  besondern  Anstrengungen, 
und  den  regelmässigen,  ganz  unnöthigen,  Besuch  der  Wirths- 
häuser  nicht  mit  einer  «  levis  nota  >  kennzeichnet,  sind  alle 
Vorschläge,  die  sonst  gemacht  werden ,    leere    Redens- 
arten, die  denjenigen  selber  nichts  kosten  sollen,  der  sie 
vorbringt.     Gegen   alle  Gesetze    —    das  ist  sehr  leicht  vor- 
auszusehen —  wie  gegen  alle  Belehrungen  von  oben  herab, 
ohne   hinzukommendes   Beispiel  wird   sich   die  grosse  Masse 


>)  Den  „Frühschoppen"  z.  B„  diese  all  erverderblichste  Art  der  Trnnk- 
aiiclit,  hat  er  nicht  erfunden.  Derselbe  hat  viel  vornehmere  Gevattern  nnd 
wird  mitunter  so*ar  von  Professoren  an  Universitäten  förmlich  empfohlen. 
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der  Trinker  völlig  taub  verhalten.  Wenn  es  aber  einmal  bei 
den  bessern  Klassen  eines  Landes  für  unanständig  gilt, 
regelmässig  des  Abends  oder  gar  während  der  Stunden  des 
Arbeitstages  im  Wirthshause  gesehen  zu  werden,  oder  Brannt- 
wein zu  trinken,  dann  wird  die  Wirkung  nach  unten  schnell 
und  ohne  weitere  Belehrung  eintreten.  Ja  wir  möchten  sogar, 
wenn  die  Sittlichkeit  durch  Gesetze  erzwungen  werden 
könnte,  einer  solchen  blossen  «Werkheiligkeit»  nicht 
unbedingt  das  Wort  reden,  sondern  der  Mensch  soll  mit 
freiem  Willen  das  Bessere  wählen  lernen  und  nur  durch  die 
Gewohnheit,  ge  wisser  in  assen  die  allgemeine  sittliche  Atmo- 
sphäre, in  der  er  aufwächst  und  die  allerdings  von  der  Ge- 
setzgebung gegen  Verpestung  geschützt  werden  muss,  dazu 
angeleitet  werden. 

Die  übrige  eidgenössische  Gesetzgebung  des  Jahres  be- 
wegte sich  in  bekannteren  und  weniger  idealen  Gebieten.  Ein 
weitläufiger  Bundesbeschluss  betreffend  die  Vollziehung  des 
Bundesgesetzes  über  polizeiliche  Massnahmen 
gegen  Viehseuchen  vom  1.  Juü  1886  (G.  S.  IX,  305)  ist 
seinem  Wesen  naeh  eine  Revision  der  bereits  umfangreichen 
Gesetzgebung  über  diesen  für  die  Schweiz  wichtigen  Gegen- 
stand, bei  welchem  naturgemäss  die  Polizeimassregeln  als 
eine  gewisse  Belästigung  des  Verkehrs  sich  fühlbar  machen, 
die  namentlich  in  den  äussersten  Grenzkantonen,  wie  etwa 
Genf  und  Schaffhausen,  unangenehm  empfunden  wird.  Es 
ist  Sache  einer  vernünftigen  Handhabung,  die  Präventiv- 
polizei möglichst  wenig  fühlbar  zu  machen. 

Die  allgemeine  Viehzählung,  welche  am  21.  April 
1886  erfolgt  war,  ergab  in  der  seitherigen  Zusammenstellung 
folgende  Resultate:  Viehbesitzer:  291,209  (gegen  284,478 
im  Jahre  1876);  Pferde:  98,313  (100,935);  Maulthiere : 
2732  (3145);  Esel:  2038  (2113);  Rindvieh:  1,210,894 
(1,085,930)  ;  Schweine  :  394,333  (334,515) ;  Schafe:  337,894 
(367,549);  Ziegen:  414,608  (396,055);  Bienenstöcke:  207,464 
(177,825). 

Eine  Anzahl  von  bestehenden  Gesetzen  sind  ergänzt,  ab- 
geändert, oder  durch  Vollziehungs Verordnungen  näher  ausge- 
führt worden.  Nämlich  das  Landwehrgesetz,  das  Fischerei- 
gesetz, die  Organisation  der  Finanzverwaltung,  die  Post-  und 
Eisenbahntransportordnungen,  die  Verordnung  über  die  Kon- 
zession   von   Dampfbooten,   die  Vollziehungsverordnung  be- 
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treffend  die  Reblaus,  die  Verordnungen  über  Besoldungen 
und  Entschädigungen  der  Postbeamten  und  über  die  Amts- 
bürgschaften  der  Postpferdehalter,  die  Vollziehungsverord- 
nung betreffend  das  Bundesgesetz  über  Mass  und  Gewicht, 
das  Bundesgesetz  Über  die  Fabrik-  und  Handelsmarken,  die 
Verordnung  über  die  Bannbezirke  für  die  Hochwiidjagd.1) 
die  Instruktion  der  Civilstandsbeamten,  die  Bundesgesetze 
über  die  Kontrolirung  von  Gold-  und  Silber waaren.  und  über 
den  Handel  mit  Gold-  und  Sil  herabfallen,  die  Vollziehungs- 
verordnung zum  Zollgesetz,  der  Bundesbeschluss  über  Er- 
haltung von  Alterthümern.  Die  Organisation  der  Central- 
anstalt  für  forstliches  Versuchswesen  und  des  Bureaus  für 
Handelsstatistik  hat  stattgefunden.  Die  landwirtschaftliche 
Abtheilung  am  eidgenössischen  Polytechnikum  und  die  Vor- 
lesungen in  französischer  Sprache  an  dieser  Anstalt  sind 
ausgedehnt  worden. 

Neu  ist  erlassen  worden  eine  Verordnung  (vom  30.  Juli 
1886.  IX,  281)  über  die  Benutzung  der  Telegraphen 
im  Innern  der  Schweiz,  welche  die  früheren  diess&lligen 
Bestimmungen  beseitigt,  sowie  eine  Verord»ung  über  Hebung 
der  Pferdezucht.  Von  einem  allgemeinen  eidgenössi- 
schen Besoldungsgesetze  wurde  vom  Bundesrathe 
abgesehen  in  der  Meinung,  dass  Spezialgesetze  über  die  Be- 
soldung der  einzelnen  Verwaltungszweige  vorzuziehen  seien. 
Dagegen  soll  die  Lebensversicherung  der  eidgenössischen  Be- 
amten allgemein  geordnet  werden.  Der  Amtsbürgschafts- 
verein derselben  zahlte  im  vorigen  Jahre  5454  Mitglieder 
mit  einer  Bürgschaftssumme  von  Fr.  17,129,100. 

In  Bearbeitung  bleiben:  Das  Gesetz  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs ,  das  Gesetz  über  Doppelbe- 
steuerung, dessen  Entwurf  einstweilen  abgelehnt  worden  ist,*) 


l)  Bis  anhin  bestanden  20  Bannbezirke  mit  einer  Gesammtoberfläche  ron 
5208  Km1  und  87  Wildhütern.  Innerhalb  derselben  befinden  sieh  8487  Stück 
Gemsen,  In  Granbünden  am  meisten,  2850.  In  diesem  Kanton  und  Im  T essin 
finden  sich  allein  noch  Bären. 

Das  eidgenössische  Departement  der  Landwirthschaft  empfiehlt  in  einem 
Kreisschreiben  an  die  Kantone,  die  8chussprämien  auf  die  Lämmergeier,  die 
sehr  selten  geworden  sind,  aufzuheben. 

*)  Vgl.  hierüber  einen  Aufsatz  von  Herrn  Justizsekretär  L.  Weber 
-Das  Verbot  der  Doppelbesteuerung*  in  der  Zeitschrift  des  bernlachen 
Jnristenvereins  1887,  Heft  IV.  Bei  diesem  Anlasse  erwähnen  wir  noch  einer 
Schrift  von  G.  H.  Page ,  Generaldirektor  der  Milchkondensirungsgesellschaft 
in  Cham,  über  die  Haftpflicht  und  Unfallversicherung.  Der  schweizerische 
GrÜtliverein  hat  auch  einen  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  Unfallversiche- 
rung als  Prelsanfgabe  ausgeschrieben. 
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das  Militärstrafgesetz,  die  Motion  betreffend  die  Postspar- 
kassen, das  Gesetz  über  die  politischen  Rechte  der  Nieder- 
gelassenen und  Aufenthalter,  und  das  Wahlgesetz  für  den 
Nationalrath.  In  Bezug  auf  dasselbe  ist  beschlossen  worden, 
die  nächste  Volkszählung  abzuwarten,  sie  aber  ausserordent- 
licher Weise,  statt  im  Jahre  1890,  im  Jahre  1888  vorzu- 
nehmen. Es  handelt  sich  namentlich  um  eine  Aenderung 
der  Wahlkreise  Nr.  10  (Berner  Jura),  21  (Preiburg),  23 
(Solothurn),  36  (Aargau)  und  39  (Tessin),  in  welchen  nach 
der  Behauptung  der  dortigen  Minoritäten  die  wahre  Majorität 
durch  die  künstliche  Wah lk reisein th eilung  niedergehalten 
wird.  Die  Ansicht  macht  sich  hiebei  mit  Grund  geltend, 
dass  die  Verbesserung  zunächst  in  dieser  Richtung  und  nicht 
durch  Einführung  der  Minoritäten  Vertretung  (Proportional- 
wahlen) zu  suchen  sei,  die  bisher  noch  nirgends  in  der 
Schweiz  Boden  gefunden  hat. 

In  Revision  befinden  sich:  das  Bundesgesetz  über 
die  Fischerei  und  dasjenige  Über  den  Betrieb  von  Aus- 
wanderungsagenturen.  Bei  dem  letztern  soll  eine  schär- 
fere Beaufsichtigung  der  Agenten  eintreten ,  die  schon  bei 
Erlass  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vorgeschlagen  war,  wo- 
gegen sich  aber  diese  möglichst  sträubten.  Nun  macht  sich 
die  Natur  der  Sache  geltend.  Die  Bedingungen,  unter  denen 
Auswanderer  befördert  werden  müssen,  bleiben  sich  gleich. 
Eigenthümlich  ist  in  dieser  Hinsicht  dem  schweizerischen 
Gesetz  die  obligatorische  Versicherung  jedes  Familienhauptes 
mit  Fr.  500  für  die  Dauer  der  Reise,  die  in  dem  Reisegeld 
inbegriffen  ist.  Angeregt  wurde  in  der  Bundesversammlung 
die  Centralisation  des  Strafrechts  und  schon  wiederholt  die 
Revision  des  eidgenössischen  Ehegesetzes,  namentlich 
mit  Bezug  auf  Erschwerung  der  jetzt  viel  zu  leichten  Schei- 
dung. 

Neue  Gegenstände  der  Berathung  für  die  nächste 
Bundesversammlung  werden  sein:  zunächst  das  Gesetz  über 
die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und 
Aufenthalter,  worüber  der  Bundesrath  bereits  eine  Botschaft 
nebst  Gesetzes  Vorschlag  vom  28.  Mai  1887  erlassen  hat. 
Nach  demselben  soll  jeder  Schweizerbürger  im  Allgemeinen 
unter  dem  Rechte  des  Wohnorts  stehen ,  so  weit  gehend, 
dass  der  Heimatkanton  ihn  sogar  nicht  einmal  selbst  bevor- 
munden darf,  wenn  er  ausserhalb  desselben  wohnt,  und  dass 
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auch  das  eheliche  Güterrecht  das  jeweilige  des  wechselnden 
Wohnsitzes  ist.     Bloss   bei  dem  allerersten  Wohnsitzwechsel 
sollen  die  Eheleute  amtlich  befragt  werden,  ob  sie  ihr  bis- 
heriges Eherecht  beibehalten  wollen.   Ebenso  soll  das  Erbrecht 
im  Allgemeinen  der  Gesetzgebung   und  Gerichtsbarkeit    des 
Wohnortes  unterliegen.     Wir  sind  sehr  im  Zweifel,    ob  da- 
durch, so  lange  eine  eidgenössische  Civilgesetzgebung  nicht 
existirt,    eine  viel  grössere  Rechtssicherheit  geschaffen  wird, 
jedenfalls  widerspricht   es   dem  Gefühle  der  meisten  Men- 
schen, dass  sie  in  Bezug  auf  die  Familien-  und  erbrechtlichen 
Verhältnisse   einem    andern,   als   dem  festen   und  ihnen  ge- 
wöhnlich am  besten  bekannten   Rechte   ihrer  Heimat  unter- 
stehen sollen.    Das  Verhältniss  der  Menschen  zu  ihrer  Heimat 
ist  bei  uns  noch  ein  so  inniges,  dass  wohl  die  meisten  Schweizer, 
persönlich   darum   befragt,    und   wenn   sich   das   überhaupt 
thun  lieaee,  das  Recht  ihrer  Heimat  demjenigen  ihres  Wohn- 
ortes  bei   Weitem   vorziehen   würden.     Diesem  personliehen 
Gefühl  müsste  nach  unserer  Ansicht  wenigstens  in  den   oben 
angedeuteten  Punkten  und  bei  einem  Gesetze,  das  doch  bloss 
eine   provisorische   Bedeutung    hat,    etwas    mehr   Rechnung 
getragen  werden. 

Eine  Botschaft  des  Bundesrathes  über  die  Hebung  der 
Kunst  in  der  Schweiz  geht  dahin,  für  dieselbe  jährlich 
Fr.  100,000  in  das  Budget  aufzunehmen,  welche  für  nationale 
Kunstausstellungen,  Erwerbung  oder  Unterstützung  monumen- 
taler Kunstwerke  nationalen  Charakters,  Ausschmückung  der 
öffentlichen  eidgenössischen  Gebäude  oder  Anlagen  von 
Sammlungen  zu  verwenden  sind. 

Der  Bund  wird  in  der  nächsten  Zeit  das  Münz- 
gebäude  in  Bern,  welches  noch  dem  Kanton  Bern  gehört, 
käuflich  an  sich  bringen,  nachdem  er  bereits  auf  Anfang 
dieses  Jahres  die  Waffenfabrik  ebendaselbst  erworben  hat. 

Gibt  schon  eine  solche  kurze  Aufzählung  der  eidgenös- 
sischen Gesetzgebung  eines  einzigen  Jahres,  (wozu  noch  eine 
Anzahl  von  administrativen  Verordnungen  und  die  ganze 
Gesetzgebung  der  25  einzelnen  Landestheile  hinzukommt), 
einen  Begriff  davon,  wie  komplizirt  das  heutige  Staatsleben 
ist  und  €  wie  viel  die  Kreatur  aushalten  kann  »  (was  zu 
zeigen  nach  Ansicht  des  Naturphilosophen  Bräsig  ja  der 
wesentliche  Zweck  aller  Gesetzgebung  sein  soll),  so  kommt  in 
der  Schweiz  zu  dieser  Beschäftigung  des  Staatsbürgers  noch 
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seine  unumgängliche  Betheiligung  an  Vereins-  und  Fest- 
angelegenheäen,  die  beinahe  ebensosehr  als  Wahlen  und 
Beferendumsabstinimungen  zu  dem  öffentlich-republikanischen 
Leben  gehören.  Von  grösseren  Ereignissen  dieser  Art  erwähnen 
wir:  das  eidgenössische  Schützenfest  in  Genf,  welches  eine 
ungewöhnliche  Menschenmenge  während  12  Tagen  in  der 
Stadt  Calvins  vereinigte.  Im  September  steht  eine  schwei- 
zerische landwirtschaftliche  Ausstellung  in  Neuenburg  be- 
vor. In  Zürich  hatte  im  Laufe  dieses  Frühjahrs  eine  «inter- 
nationale Hundeausstellung  »  stattgehabt.  Eine  englische  Aus- 
stellerin hatte  dabei  den  ausserordentlichen  Einfall,  ihr  Aus- 
stellungsobjekt, einen  Bernhardinerhund,  auf  über  1  Million 
Franken  zu  taxiren.  Es  erinnerte  diess  unwillkürlich  an 
ihren  berühmten  Landsmann  Carlyle,  welcher  behauptete, 
dass  in  England  die  Thiere  viel  mehr  Werth  besässen  als 
die  Menschen,  dergestalt,  dass  man  noch  nie  gehört  habe, 
dass  zu  viel  Pferde,  Ochsen  etc.  vorhanden  seien,  wogegen 
die  Beschwerde  über  UebervÖlkerung  eine  so  alltägliche  sei , 
dass  daran  kaum  noch  Jemand  Anstoss  nehme.  Der  etwas 
wunderliche  Philosoph  schliesst  daraus,  dass  irgend  etwas  in 
der  dortigen  Staatseinrichtung  nicht  in  Ordnung  sein  müsse, 
da  doch  ein  Mensch,  wenn  man  ihn  zur  Beschäftigung  an- 
leite, geschickter  und  zur  Arbeit  brauchbarer  sei  als  jedes  noch 
so  nützliche  Thier,  und  wir  glauben  auch,  der  Vorstand  der 
Hundeausstellung  hätte  jener  Dame  die  Bemerkung  nicht 
ersparen  sollen,  dass  solche  Millionenhunde  eine  Beleidigung 
gegen  alles  natürliche  menschliche  Gefühl  und  auf  unserem 
Boden  nicht  an  ihrem  Platze  seien. 

Eine  grössere  Aufmerksamkeit  noch  als  diese  Feste  und 
Ausstellungen  werden  im  Laufe  des  Herbstes  die  Wahlen 
für  die  neue  dreijährige  Amtsperiode  des  Na- 
tionalrathes  beanspruchen ,  bei  welchen  sich  die  . poli- 
tischen Parteien  zu  messen  und  allfällige  neue  Parteikonstel- 
lationen sich  zu  erklären  und  ihre  Programme  aufzustellen 
pflegen. ') 

Das  Partei  wesen  ist  etwas,  worüber  Jedermann  zeit- 


l)  Die  Wahlen  des  Stiinderaths  sind  der  Gesetzgebung  der  Kantone 
anheimgegeben  und  fallen  nicht  nothwendlg  mit  diesen  zusammen.  Sie  haben 
nicht  diese  prinzipielle  Bedeutung:  erlangt. 
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weise   klagt,   ohne   es   ernstlich  beseitigen  zu   können,  oder 
auch  nur  zu  wollen.     Es  gibt  zwar  auch   m   der  Schweiz 
eine   gar    nicht   unbedeutende   Klasse    von    Menschen,    von 
welchen  ein  französischer  Schriftsteller  sagt :  «  Les  esprits  justes 
engage's  dans  la  politique  sont  aussi  malheureux,  que  les  gens 
delicats  a  une  table  mädiocrement  garnie,  oü  ils  doivent  tont 
trouver  excellent.»    Diese  «justesse  d'esprit»  ist  jedoch  nur 
möglich,  wenn  man  sich  im  Grunde  ausserhalb  der  bestehenden 
Parteien  befindet,    womit  sofort  Alles   unter  einem    andern, 
je  nach  der  Gemüthsbeschaffenheit  des  Beschauers  schärferen 
oder   milderen  Lichte  erscheint.    Innerhalb   einer  Partei  ist 
eine   gewisse   Einseitigkeit,    selbst   Rücksichtslosigkeit   nicht 
leicht    zu    vermeiden.     Man    fühlt    eben,    wie    ein    anderer 
heutiger  Schriftsteller  sich  ausdrückt ,    «  nicht  die  Aufgabe, 
nebenbei  auch  im  Interesse  seiner  Gegner  zu  denken  >,  sondern 
zunächst  nur  die,  ein  Kämpfer  für  die  eigenen  Anschauungen 
zu    sein.     In  der  weiteren  Fortsetzung  dieser  beiden  Wege 
entsteht  auf  dem  einen  das  verdrossene,  oder  gleichgültige 
Sichzurückziehen   von   der  Betheiligung   an   dem  politischen 
Leben,    welches    einen  Theil    unserer  oberen  Klassen  kenn- 
zeichnet und  das  Uebel  vermehrt,  das  sie  beseitigt  zu  wissen 
wünschten;    auf   dem    andern    die    ebenso    bekannte,    ver- 
derbliche Parteimoral,  welche  die  Menschen  nach  ihrer  Partei- 
nahme  beurtheilt  und  vor  allen  Dingen  keinerlei  Unabhän- 
gigkeit  der  Gesinnung   neben  den  jeweiligen   Parteiparolen 
dulden  will.     Dabei  kann  es  dazu  kommen,  dass  ein  Wabl- 
kandidat   mit   Frau   Fluth   in   den    <  lustigen  Weibern   von 
Windsor  »   sich   sagen  muss :    «  Ich   hätte  zu  grossen  Ehren 
kommen    können,    wenn    ich    nur   meine   Reputation    hätte 
aufgeben  wollen»,  dass   also  Ehre  und  Ruf  sich  nicht  mehr 
decken,  vielmehr  das  Volk  zuweilen  und  in  einzelnen  Fällen 
die  Vertretung  seiner   öffentlichen  Interessen  Leuten  anver- 
traut, die  ihm  für  die  Besorgung  der  Geschäfte  des  Privat- 
lebens zu  wenig  Garantie  bieten  würden.   Es  wird  selten  einen 
Staatsmann   einer   Republik  geben,   welcher  sich  nicht  zeit- 
weise in  seiner  öffentlichen  Laufbahn  vor  diese  Wahl  gestellt 
sieht.     Das   richtige   Löse  wort    in    solchen   Konflikten    fand 
s.  Z.  Präsident  Garfiel d,  welcher  sagte,  es  sei  ihm  am  Ende 
doch  hauptsächlich  an  der  guten  Meinung  desjenigen  Menschen 
gelegen,  mit  dem  er  beständig  leben  müsse,  und  das  sei 
er  selber. 
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Jedenfalls  haben  diejenigen  Personen,  welche  in  diesem 
Jahre  berufen  werden,  das  Staatsruder  der  Eidgenossenschaft 
für  die  nächsten  drei  Jahre  zu  ergreifen,  eine  unge- 
wöhnlich schwierige  Aufgabe  vor  sich  und  müssen 
von  vorneherein  darauf  Verzicht  leisten,  alle  die  Erwartungen 
zu  befriedigen,  die  auf  sie  gerichtet  werden. 

Die    Schwierigkeiten  ihrer  Stellung  scheinen  besonders, 
abgesehen  von  den  äusseren  Ereignissen,  die  diese  näch- 
sten drei  Jahre  muth  masslich  bringen  werden,  in  folgenden 
Punkten  zu  liegen:  Zu  allervörderst  in  der  beginnenden  allzu 
starken  und  zu  einseitigen  Betonung  der  <  wirthschaftlichen 
Interessen  »  im  Gegensatz  zu   den   politischen.     Es  ist  diess 
allerdings  zunächst  eine  Art  von  Reaktion  gegen   den  ent- 
gegengesetzten Fehler.    Es  ist  aber  falsch,  in  einer  Republik 
irgend  einem  Egoismus  von  Klassen  oder  Ständen  einen  vor- 
wiegenden Einfluss  auf  die  Staatsgeschäfte  einzuräumen1),  und 
es  ist  auch  sehr  fraglich,  ob  überhaupt  wirtschaftliche  In- 
teressen auf  Kosten  der  politischen  gefördert  werden  können. 
In  der  Regel  zeigt  die  Geschichte,  (z.  6.  die  neueste  in  Frank- 
reich und  Deutschland),  den  umgekehrten  Fall,  dass  nämlich 
der  wirtschaftliche  Aufschwung  stets  eine  Folge  der  politischen 
Machtstellung  und  Kraft  des  Staates  ist.    Ein  anderer  Mangel 
besteht  in  der  sehr  verbreiteten,  unklaren  oder  unrichtigen 
Verbindung  der    religiösen   Interessen  mit    den  politischen. 
Die  Religion  ist  ein  Theil   der  Individualität,   grösstentheils 
sogar  ein  Produkt  der  individuellsten  -Lebenserfahrung  und 
gar  nicht  geeignet,  zum  politischen  Partei- Schiboleth  gemacht 
zu  werden.    Namentlich  das  Ghristenthum  ist  aller  politischen 
Parteiung  gänzlich  fremd   und  lässt   sich  nicht,  ohne  einen 
unheilbaren   Schaden   zu   erleiden,   direkt  mit  irgend  einer 
politischen   Bestrebung  verbinden.     Der  dritte   Fehler   liegt 
in  der  bereits  angeführten  zu  hohen  Taxirung  der  Partei  über- 
haupt.    Die  Partei  ist   ein   Mittel,    um    das  Vaterland 
und  das  wahre  Interesse  des  Ganzen  zu  erhalten,  keineswegs 
ein  Selbstzweck  und   noch  weniger   eine  Versorgungsanstalt 
und  eine  gegenseitige  Assekuranz  für  die  Parteigenossen.   In 
dem  grossen   amerikanischen   Parteikampf  des   Jahres  1884 
um    die  Kandidatur    Biaine's    und   Cleveland's    sprach    sich 


')  Da»  Gefährliche  bei  diesem  Vorwiegen  und  unbedingten  Betonen 
!  der  wirthschaftlichen  Interessen  liegt  darin,  dass:  „le  devoir  devient  souvent 

'  obscur,  rintöret  est  toujours  certain." 

52 


—    818    - 

einer  der  bedeutendsten  amerikanischen  Staatsmänner,  Karl 
Schurz,  welcher  damals  der  Parteilosung  der  «  Republikaner  > 
nicht  folgen,  sondern  vor  allen  Dingen  eine  nach  allen  Seiten 
hin  ehrliche  Regierung  haben  wollte,  folgendermassen  aus: 
c  Das  c  Volksblatt  >  fragt ,  wo  ich  wohl  nach  vier  Jahren 
zu  finden  sein  werde.  Ich  antworte,  ich  werde  da  zu  finden 
sein,  wenn  ich  noch  im  öffentlichen  Dienste  sein  sollte,  wo 
ich  in  den  letzten  20  und  25  Jahren  zu  finden  war  und 
wohin  mich  meine  ehrliche  Ueberzeugung  fahrt,  um  eine 
gute  ehrliche  Regierung  zu  sichern;  aber  niemals  da,  wo 
mich  irgend  eine  Partei  hinkommandiren  mag.  Manchen 
Leuten  wird  es  sehr  schwer  zu  begreifen,  dass  es  etwas 
Höheres  gibt  als  die  Partei;  dass  das  Land  nicht  der  Partei 
halber,  sondern  die  Partei  des  Landes  halber  da  ist.  Es 
muss  Parteien  geben,  die  einen  nützlichen  Zweck  haben; 
dieselben  dürfen  aber  nur  das  Mittel  zu  einem  guten  Zweck 
sein,  und  wenn  eine  Partei  keinen  guten  Zweck  mehr  an- 
strebt, dann  hat  sie  ihre  Berechtigung  verloren.  » 

Es  ist  diess  das  Urtheil  jeder  Geschichte,  namentlich 
auch  der  schweizerischen,  welche  die  Folgen  des  Parteiwesens, 
das  um  seiner  selbst,  nicht  um  des  Landes  willen  da  ist,  auf 
vielen  dunkeln  Blättern  zeigt.  In  so  kleinen  Staaten,  wie 
die  Eidgenossenschaft,  wird  jede  Partei,  welche  die  all- 
gemeinen Gesichtspunkte  aus  den  Augen  verliert,  unfehlbar 
in  Bälde  eine  blosse  Clique,  wenn  nicht  gar,  was  man  in 
Amerika  einen  «ring»,  oder  in  Italien  eine  ccamorra»  nennt, 
eine    Verbindung    zur    Verfolgung  persönlicher    Interessen. 

Was  sich  vermuthlich  in  Folge  der  diesjährigen  Na- 
tionalrat hs  wählen  gestalten  wird,  ist  eine  neue  Defini- 
rung  der  politischen  Parteien,  deren  jetzige  Be- 
zeichnungen zum  Theil  ihre  frühere  Bedeutung  verloren 
haben. f)  Thatsächlich  vorhanden  sind  als  Elemente  zur 
Bildung  von  solchen :  eine  mehr  oder  weniger  ausgesprochene 
sozialistische  Anschauung,  welche,  von  ökonomischen 
Gesichtspunkten  ausgehend,  den  Staat  neu  einrichten,  zum 
Theil    vielleicht  nach    internationalen    Anschauungen    über- 


<)  Was  jetzt  z.  B.  „liberal"  heissen  soll,  weiss  Niemand  mehr,  und 
in  je dfm  Kanton  beinahe  ist  die  Bedeutung  dieses  einst  ranz  klaren  Wortes 
eine  verschiedene.  Es  gibt  Kantone,  wo  es  jetzt  geradezu  „konservativ* 
bedeutet,  oder  wo  man  nogar  von  einer  ..liberal-konservativen*  Partei  spricht, 
waR  im  Jahre  1830  oder  18-17  Niemand  als  etwas  Anderes,  denn  als  einen 
völligen  Widersinn  betrachtet  haben  würde. 


—    819     - 

haupt  neu  begründen  will;  sodann  die  bisher  sogenannte 
ultramontane  Partei,  wozu  auch  ein  Theil  der  Pro- 
testanten gehört,  für  welche  nicht  der  Staat,  sondern  die 
Kirche,  die  in  allen,  auch  rein  weltlichen,  Dingen  in  erster 
Linie  massgebende  Genossenschaft  und  Autorität  ist,  und 
endlich  eine  künftige  Partei,  die  vorläufig  noch  keine  rechte 
Konsistenz,  keinen  Namen  und  noch  weniger  eine  brauch- 
bare Organisation  hat ') ,  deren  Prinzipien  wahrscheinlich 
ungefähr  die  folgenden  sein  werden: 

1.  Nationalität.  Ehrenvolle  Erhaltung  der 
historischen  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, keinerlei  Art  von  Internationalismus 
der  Gesinnung.  Was  liegt  uns  an  allen  Fortschritten, 
wenn  dieser  Staat,  in  dem  wir  geboren  sind  und  der  der- 
malen unserer  Generation  zur  Erhaltung  anvertraut  ist,  in 
unsern  Händen  untergeht?  2.  Arbeit.  Keine  Genusssucht, 
keine  Trunksucht,  keine  unaufhörlichen  Feste  und  auch 
keine  Klassen,  die,  gleichgültig  für  Andere,  nur  von  der 
Arbeit  derselben  leben  wollen.  3.  Friede.  Keine  absicht- 
lich, nur  der  Agitation  wegen,  herbeigeführten  Parteikämpfe 
im  Innern,  feste  und  entschlossene  Aufrechthaltung  des 
Friedensstandes  nach  Aussen,  grösstmögliches  Mass  des  Frie- 
dens auch  mit  den  andern  Parteien,  auf  Grundlage  einer 
strengen  Gerechtigkeit. 

Bei  allen  Wahlen  muss  unbedingtes  Erforderniss  ein 
ehrenwerther,  allgemeine  Achtung  geniessender  Charakter 
sein.  Alle  wirthschaftlicben  Fragen  müssen  den  obigen 
politischen  untergeordnet  sein,  im  Uebrigen  möglichst 
selbständig  für  die  Eidgenossenschaft  und  ohne  direkte  Ver- 
bindung mit  landesfremden  Parteien,  oder  unter  blosser 
Nachahmung    fremder   Theorien   gelöst    werden.     Die    Er- 

')  Bisher  hat  es  dieser  künftigen  Partei,  welche  einen  Theil  der  bis- 
herigen Liberalen  und  Radikalen  nebst  einer  kleineren  Fraktion  der  Kon- 
servativen umfassen  wird,  an  Organisation  und  namentlich  an  dem  Impuls 
gefehlt,  der  gegenüber  andern  Partelen  nicht  ans  einem  blossen  Konglomerat 
von  allerlei  „befriedigten"  Personen  entstehen  kann,  sondern  eben  auch  ans 
wirklich  lebendigen,  charakteristischen  Prinzipien  des  Rechts  und 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  entstehen  muss,  die  sich  auf  reelle  Be- 
dürfnisse und  Eigenschaften  des  Volkes  stützen  und  von  den  Grund- 
sätzen der  andern  Parteien  durch  deutlich  angegebene,  leicht  fassbaro 
Merkmale  unterscheiden.  Alle  diese  Elemente  zur  Bildung  einer  starken 
nationalen  Partei,  die  sich  auf  einen  sehr  grossen  Theil  des  schweizerischen 
Volkes  stützen  kann,  sind  vorhanden;  es  fehlt  aber  noch  die  ordnende  Hand, 
die  sie  ln's  Leben  ruft 
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ziehung  vor  Allem,  und  sodann  die  materielle  Erleichte- 
rung der  ärmern  Klassen  muss  einen  Hauptgesichtspunkt 
auch  dieser  Partei  bilden.  Hiezu  gehören  besonders  die 
eidgenössische  Schulaufsicht,  eine  zweckmässige  Einrichtung 
des  Versicherungswesens,  die  Organisation  der  Auswanderung 
und  die  Reorganisation  der  Bürgerrechte  auf  der  Grundlage 
des  Heimatsprinzipes.  Alle  religiösen  Ueberzeu- 
gungen  und  Einrichtungen,  soweit  sie  auf  Sittlich- 
keit Anspruch  machen  können,  müssen  eine  unbedingte  Ach- 
tung und  die  grösstmögliche  Selbständigkeit  gemessen.  Die 
demokratischen  Ideen  in  der  Eidgenossenschaft 
müssen  aufrecht  gehalten  und  gegen  jeden  Angriff  ver- 
theidigt  werden.  Die  Form  des  Gesammtstaates 
muss  der  Bundesstaat,  aber  in  einer  centralisirten  Ge- 
staltung, nach  Art  der  Verfassung  von  1872,  oder  der 
zweiten  helvetischen  Verfassung  bleiben.  Darin  liegt  na- 
mentlich die  volle  Centralisation  des  Wehrwesens  und  des 
Rechts.  Die  eidgenössische  Bureaukratie  muss  zurück- 
gehalten, bezw.  beschränkt  und  überhaupt  die  möglichste 
republikanische  Einfachheit  in  der  Verwaltung, 
Gesetzgebung  und  Administration  angestrebt  werden.  Alle 
unnöthigen  Ausgaben  und  Missbräuche,  die  darin  in 
irgend  einer  Richtung  bestehen,  müssen  beseitigt  werden. 
Die  Zölle  sollen  nur  so  weit  erhöht  werden,  als  es  die 
Finanzlage  der  Eidgenossenschaft,  oder  die  augenblickliehe 
Vertheidigung  gegen  ausländische  Zölle  unbedingt  erfordert, 
das  Prinzip  muss  Freihandel  sein.  Die  Erträgnisse  derselben 
sollen  nicht  an  die  Kantone  ausgetheilt  werden,  und  es 
sollen  auch  keine  Gegenden  der  Schweiz  jemals  von  der 
Zollgrenze  ausgenommen  und  keine  Zollunionen  eingegangen 
werden.  Die  Eisenbahnen  sollen  dem  Grundsatze  nach 
(vorbehalten  die  nähere  Ausführung  und  die  geeignete  Zeit 
dazu)  verstaatlicht  werden.  Die  Banknoten  sollen  im 
Anschlüsse  an  die  Münzen  eidgenössisch  werden.  Die  Eid- 
genossenschaft kann  auch,  ausser  dem  Alkoholmonopol,  wei- 
tere Monopole  einführen,  wenn  dieselben  neben  dem  finan- 
ziellen noch  einen  allgemein  sittlichen  Zweck  haben.  Dag 
Spiel  jeder  Art  (auch  das  an  der  Börse),  der  Wucher, 
der  Bettel  und  die  irgendwie  damit  zusammenhängenden 
Erscheinungen  der  Frerndenindustrie  sind  möglichst  zu  be- 
seitigen.    Die    politische  Presse    soll  frei   sein  und  unter 


_j 
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eidgenössischer  Gesetzgebung  stehen,  die  unsittlichen  Pro- 
dukte der  unterhaltenden  Presse  sollen  unterdrückt  werden 
können. 

Diese  Gedanken  sollen  keine  andere  Bedeutung  als  die 
einer  Anregung  zu  näherer  Prüfung,  resp.  Peststellung 
durch  die  dazu  Berufenen  und  in  einem  Momente 
haben,  wo  mehr  als  zu  andern  Zeiten  von  neuen  Partei- 
programmen gesprochen  zu  werden  pflegt.  Wir  sind  damit 
ohnehin  bis  an  die  äusserste  Grenze  der  Tendenz  unseres 
Jahrbuches  und  über  die  persönliche  Neigung  hinausgegangen. 

Welches  das  politische  Schicksal  der  Eid- 
genossenschaft nach  dem  baldigen  Ablauf  ihres  6.  Jahr- 
hunderts sein  wird,  ist  schon  der  äusseren  Konstellationen 
wegen,  die  zu  bedeutenden  Ereignissen,  vielleicht  zu  dauernden 
Veränderungen  an  ihren  Grenzen  führen  müssen,  zweifel- 
hafter geworden,  als  es  noch  im  vorigen  Jahre  war.  Sodann 
liegt  jetzt  die  Möglichkeit  einer  innern  Entwicklung  un- 
mittelbar vor,  die  an  den  Anfang  dieses  Jahrhunderts  er- 
innert und  an  die  noch  vor  wenigen  Jahren  kaum  Jemand 
glauben  wollte. f)  Endlich  haben  wir  stets  zu  besorgen, 
dass  uns  die  geistige  Frische  ausgehe ,  die  noth- 
wendig  zu  dem  Bestände  einer  Republik  gehört,  welche 
niemals  eine  blosse  Kopie  eines  gewöhnlichen  büreaukratisch- 
monarchischen  Staatswesens,  und  ebensowenig  ein  blosses 
äusserliches  Konglomerat  von  Interessenvertretungen  ohne 
rechte  politische  Ideen  werden  darf. 

Was  die  Patrioten  vergangener  Jahrhunderte  in  solchen 
schwereren  Zeiten,  wie  sie  uns  ohne  Zweifel 
wieder  bevorstehen,  getröstet  hat,  war  die  gute 
Natur  des  schweizerischen  Volkes,  die  etwas  aus- 
halten kann,  und  sodann  der  Glaube,  dass  dieses  Staats- 
wesen nicht   bloss  zufällig  mitten  in   dem  historisch   anders 


l)  Als  wir  vor  9  Jahren  die  „Oeffentlichcn  Vorlesungen  über  die  Hel- 
retik"  herausgaben,  lächelten  manche  Leute  über  den  blossen  Gedanken, 
eine  so  gründlich  verrufene  Periode  einigermassen  rehabilitiren  zu  wollen, 
deren  wahre  Geschichte  damals  noch  unbekannter,  als  die  eines  völlig 
fremden  Staates  war.  Seither  hat  sieh  das  doch  sehr  geändert  und  wird 
sich  noch  mehr,  als  gut  ist,  weiter  ändern. 


